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Vorwort. 


Es war urſprünglich nicht meine Abſicht, die Veröffentlichung dieſes 
Buches zu teilen. Ich bin dazu veranlaßt worden durch den mehr— 
fach an mich gebrachten Wunſch nach einer baldigen Außerung zu Sohms 
Kirchenrecht. Da ich das Problem, welches Sohm in ſeiner bekannten 
Theſis vom Widerſpruch des Rechts mit dem Weſen der Kirche formu— 
lierte, mir ebenfalls ſchon vor Jahren ſelbſtändig geſtellt und ſeine Er— 
örterung von Anfang an in den Plan des Buches mit aufgenommen 
hatte, habe ich es vorgezogen, meine grundſätzlich abweichende Stellung 
nicht in Form einer Recenſion, ſondern im Zuſammenhange des eigenen 
Syſtems kenntlich zu machen. Bei dieſer Sachlage iſt es mir erwünscht, 
ſchon der erſten Hälfte des Buches, welche einen in ſich abgeſchloſſenen 
Teil bildet, mein Vorwort für das Ganze beizufügen. 

Von einer Vorentſcheidung der Frage, ob überhaupt das Bedürfnis 
nad einem neuen kirchenrechtlichen Lehrbuch. vorliege, habe ich offen ge— 
Itanden feine Bearbeitung und Herausgabe nicht abhängig geitellt. Hätte 
ic) fie verneinen müljen, jo würden mir Mut und Freude zur Arbeit 
gefehlt haben. Würde ich fie bedingungslos bejahen, jo müßte dies not- 
wendig den Anjchein erwecken, als ob ich die vorhandenen ausgezeichneten 
Lehrmittel irgendwie unterjchäßte. Dieje anmaßliche Einbildung lag und 
liegt mir gänzlich fern. Sch habe das Buch gejchrieben, weil ich es 
ſchreiben mußte, weil fi) mir im Yauf der Jahre eine Art und Weile, 
Kirchenrecht zu lehren, nahe gelegt hat, von welcher ich wohl jehe, daß 
ſie in Einigem die hergebrachte Methode verläßt, und bezüglich deren ich 
doch von der Hoffnung und Überzeugung durchdrungen bin, fie könnte 
vielleicht dazu beitragen, die Bedeutung der Sache in ein neues Licht zu 
jtellen, die Achtung vor dem Gegenftande zu erhöhen und das Intereſſe 
an firchenrechtlichen Studien zu beleben. Sie näher zu rechtfertigen, 
will ich hier nicht unternehmen. Das etwa Brauchbare daran wird ſich 
von jelbft Anerkennung verjchaffen. Ihr Mangelhaftes wird dadurch 
nicht bejjer, daß ich e8 in die Breite ziehe. Nur in dreifacher Richtung 
möge mir, ohne alle Vergleichung und Herausforderung, ein erflärendes 
Wort verjtattet jein. 
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Vor allem habe ich auf ſcharfe Herausarbeitung und Durchbildung 
der kirchenrechtlichen Prinzipien eine möglichſt große Sorgfalt 
verwendet. Es iſt kein Wort darüber zu verlieren, daß dieſes Ziel 
nicht mehr auf den Irrwegen der naturrechtlichen Schule zu verfolgen 
ſei. Aber es iſt ebenſo gewiß, daß die hiſtoriſche Rechtsſchule hierin 
Lücken gelaſſen hat. Ich Hatte dabei nicht allein die möglichſt präziſe 
Feſtlegung der Firchenrechtlichen Grundbegriffe, wie fie jchon aus pü- 
dagogifchen Niückfichten Jich empfehlen muß, im Auge. Zwar bietet 
fi) auch hier immer noch ein weites Arbeitsfeld. Man darf nicht 
überfehen, daß das Kirchenrecht in Beziehung auf die Bildung feiner 
Begriffe fortwährend eine doppelte Konkurrenz zu beftehen hat, die der 
weltlichen Nechtswilfenichaft und der vulgären Borftellungsmeife. Die 
erſtere kann ebenfo klärend und fruchtbringend wirken, wie die lettere 
unter allen Umftänden verwirrend und gefährlich ift. Gewiſſe Eirchenrecht- 
liche Begriffe laufen in Aller Mund und find don den Wenigften ver- 
Itanden. Es ift feine gering zu jchäßende Aufgabe, jene vor Entwertung 
ſicher zu Stellen, fie aus der Iebeljchicht des allgemeinen Sprachgebrauchs 
herauszuheben und auf ihren wiljenfchaftlichen Neingehalt zurückzuführen. 
Aber die Eirchenrechtlihe Prinzipienlehre hat ſich noch höhere Aufgaben 
zu Stellen, als die Formulierung und Neinerhaltung der Begriffe. 
Gegenüber der, zumal durch die landesrechtlice und provinzielle Ent- 
jtehung des evangelischen Kirchenrechts, ins Ungemefjene anjchwellenden Fülle 
des Stoffs muß fie immer von Neuem bemüht fein, die beherrjchenden 
Rechtsſätze und leitenden Grundgedanken im Strome der Entwicelung 
jeftzuhalten und fie dem Lernenden als die feiten Nichtungspunfte auf 
jeinem wiljenfchaftlichen Wege zu marfieren. Im Gebiete der Kirchen— 
verfaflung wurde diefe Aufgabe bisher glücklich gelöft. Im Gebiete der 
kirchlichen Verwaltung bleibt noch das Meiſte zu thun. Kine weitere 
wichtige Aufgabe der Brinzipienlehre ift die ununterbrochene Bedachtnahme 
auf den Zufammenhang des Kirchenrechts mit den übrigen vechtSwiljen- 
Ihaftlihen Disziplinen. Das Kirchenrecht iſt nicht ein mindermwertiger 
Anhang zu diefen, jondern nimmt innerhalb des Nechtsipitems eine wahr- 
haft zentrale Stellung ein. Sch kann es daher nicht für bevechtigt und 
ausreichend erachten, . den Nachweis jenes Zuſammenhangs durch gelegent- 
liche kurze Verweiſungen zu erledigen und halte es ferner für notwendig, 
daß der fachlich -dem Gebiete des Kirchenrechts angehörige Stoff des welt— 
lihen Rechts in jenes auch wirklich” übernommen werde. Den Ein— 
wand der Grenzverwirrung oder Überlaftung kann ich nicht gelten 
laſſen. Es giebt ein verjtändiges Maß der Dinge, welches beide Ge- 
fahren zu vermeiden weiß. Aber um einer beftehenden Gefahr willen 
dem Ziele jelbjt auszuweichen, kann niemals richtig fein. Endlich und 
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insbeſondere ſoll eine kirchenrechtliche Prinzipienlehre die Aufmerkſamkeit 
des Lernenden an allen entſcheidenden Punkten auf die völlig verſchieden 
gearteten Entwickelungsbedingungen des katholiſchen und des evangeliſchen 
Kirchenrechts gerichtet halten. Das Verſtändnis des Firchenrechtlichen 
Syſtems im ganzen und im einzelnen it an die Erkenntnis gebunden, 
daß die Berjchiedenheit der konfeſſionellen Nechtsentwicelung nicht eine 
mehr zufällige oder blos äußerlich bedingte ift, jondern im tiefften Grunde 
überall durch die Differenz der Olaubensgrundlagen beftimmt werde. 
Diefer Gedanke ift nichtS weniger, als neu. Ich finde nur, daß es nicht 
genügt, den Studierenden auf eine Abhandlung hinzumeifen, in welcher 
er ihn ausgejprochen findet, fondern meine, daß er Anspruch darauf habe, 
die in der reichen Pitteratur zerftreuten Forſchungen über die wichtigsten 
Eirchenvechtlichen Brinzipienfragen von feinem wilfenfchaftlichen Führer 
verarbeitet und ausgiebig verwertet zu jehen. 

Man wird ferner ein rechtfertigendes Wort über die Beiziehung der 
Kirchenpolitik erwarten. Als vornehmfte Regel für die Behandlung des 
Gegenftandes galt bisher die grundfäßliche Trennung von Kirchenrecht und 
Kirchenpolitif. Damit ift eine große Wahrheit oder eine große Unwahrheit 
ausgefprochen, je nachdem man es nimmt. Der Sat ift wahr, wenn damit 
die Forderung ausgedrüct wird, daß nie und nimmermehr eine firchen- 
politische Anjchauung von Einfluß fein dürfe auf eine rechtliche Entjcheidung. 
In diefem Sinne unterjchreibe ich ihn mit meinem Herzblut, und hoffe, 
niemals feiner Berleugnung überführt werden zu können. Aber jener 
Sat enthält eine Unmwahrheit, wenn er die Meinung vertreten will, daß 
die Lehre der Kirchenpolitik grundfäßlich von derjenigen des Kirchenrechts 
ausgejchloffen werde. Man vermwechjele nicht zwei gänzlich verjchiedene 
Dinge. Das Verlangen nad Trennung don Sirchenrecht und Kirchen— 
politif in jenem eriteren Sinne ift eine ethiiche Forderung, eine Forderung 
an Gerechtigfeit und Wahrheitsliche. Das Berlangen nach Berbindung 
von Kirchenrecht und SKirchenpolitif, wie ich es hier vertrete, ift eine 
wilfenjchaftlihe Forderung. Sie verweigern, heißt die Augen vor den 
Erjcheinungen und Bedürfniffen des Lebens verschließen. Auch hiermit 
weiß ich mich nicht im Gegenſatz zur hiſtoriſchen Schule, fondern fordere 
nur ihre Ergänzung. Ich habe als Ergebnis meiner litteraturgejchicht- 
lichen Überſchau ausdrücklich anerkannt, daß die Kirchenrechtswiſſenſchaft, 
um auf der Höhe zu wandeln, die Methode der hiſtoriſchen Schule auch 
ins neue Jahrhundert mit hinüber nehmen müſſe. Aber ſie kann nicht 
an ihre Schranke gebunden ſein. Es war mir eine Freude und Stärkung, 
verwandten Gedanken jüngſt in Ofners Studien ſozialer Jurisprudenz 
(Wien 1894) begegnet zu ſein. Inwieweit jene Forderung im Gebiete 
des Privatrechts Anſpruch auf Geltung zu erheben habe, darüber traue 
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ich mir ein Urteil nicht zu. Für das Gebiet des öffentlichen Rechts und 
ſpeziell des Kirchenrechts vertrete ich ſie unbedingt. Mit Beziehung auf 
dieſes iſt mir der auf S. 4 jener Schrift angezogene Satz aus einem Vortrag 
des Juriſten und Philoſophen Kirchmann (1848): „Dies eben iſt das 
Klägliche der Jurisprudenz, daß ſie die Politik von ſich ausſondert, daß ſie 
damit ſich ſelbſt für unfähig erklärt, den Stoff, den Gang der neuen Bildungen 
zu beherrſchen oder auch nur zu leiten, während alle anderen Wiſſenſchaften 
dies als ihren weſentlichſten Teil, als ihre höchſte Aufgabe betrachten“, wahr— 
haft aus der Seele geſprochen. Das Kirchenrecht enthält Rechtsſätze, die 
Kirchenpolitik Rechtsgrundſätze. Sie iſt der Inbegriff der Grundſätze 
über das richtige und zweckmäßige Handeln bei Geſtaltung des Rechts— 
verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche ſowie der Gemeinſchaftsordnung 
innerhalb der Kirche ſelbſt. Ein kirchenrechtliches Studium unter Aus— 
ſchluß dieſer Grundſätze kann ich nur vergleichen einer Seefahrt ohne 
Kompaß und Steuer. Hierin auch meine Rechtfertigung des Titels. 
Er iſt in doppelter Abſicht gewählt. Er ſoll anzeigen, daß Kirchenrecht 
und Kirchenpolitik verſchiedene Dinge find. Er ſoll anzeigen, daß 
beide zufammengehören. Durch jenes will ich das Einſchmuggeln 
der Kirchenpolitik unter der Firma des Kirchenrechts ausschließen und den 
Lernenden zur Unterfcheidung des rechtlichen und politifchen Gefichtspunftes 
erziehen. Durch dieſes will ich ihn auf die oft weite Differenz zwiſchen 
Soll und Haben im Bereich der kirchlichen Rechtsordnung aufmerkjam 
machen, ihn zu eigener kritischer Prüfung anregen, ihm das freudige Be— 
wußtjein erhalten, daß auch jeine Wiffenfchaft die große Aufgabe hat, dem 
Leben zu dienen, und ihn endlich dazu befähigen, in den Firchenpolitifchen 
Kämpfen des Tages niemals den rechtlihen Maßſtab zu verlieren. Daß 
die Hereinziehung der Kirchenpolitif in diefem Sinne nicht tendenziös ge— 
Ichehen dürfe, iſt jo platt und jelbitveritändlich, daß ich es kaum nieder- 
zujchreiben wage. Aber cine damit zujammenhängende Bemerfung ver— 
mag ich doch nicht zu unterdrüden. Wohl darf und muß die Vorlage 
des firchenpolitiichen Materials nur eine jolche fein, daß dadurd) eine 
alljeitige und objektive Würdigung des Problems vorbereitet und dem 
Lernenden durchaus die Bildung eines jelbitändigen Urteils vorbehalten 
wird. Aber dies ſchließt nicht aus, daß der Lehrende feine eigene Über- 
zeugung klar und bejtimmt zum Ausdruck bringe. Ob diefer den Schüler 
über feine politiihe Würdigung des Zweikammerſyſtems aufgeklärt habe 
oder nicht, it von ſehr geringem Belang. Jedermann weiß, daß es 
anders ſteht mit den brennenden Fragen, welche das PVerhältnis von 
Staat und Kirche betreffen. Der Schüler hat hier einen Anfpruch darauf, 
das Urteil des Lehrers zu hören und diefer hat die Pflicht, Farbe zu 
befennen. Dies bildet ebenjo einen Bejtandteil dev wifjenjchaftlichen, wie 
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der fittlichen Erziehung. Da die Firchenrechtliche Vorlefung nicht Die 
Zeit übrig läßt, diefen Teil der Aufgabe genügend zu löſen, jo war 
es mir Bedürfnis, den Hörer auf ein wurkundliches Zeugnis meiner 
firchenpolitiichen Auffaflung des Gegenstandes hinweilen zu fünnen. Ich 
fann nicht glauben, daß durch diejes ehrliche Verfahren die Objektivität 
im wahren Sinne gefährdet werde. ES giebt auch eine Objektivität dev 
Langeweile und der Charakfterlofigfeit. Die eine iſt für den Erfolg 
des afademijchen Unterrichts jo Jchlimm wie die andere. Namentlich im 
Kirchenrecht. 

Endlich möchte ich hervorheben, daß ich in dem Buche bemüht ge- 
wejen bin, bejondere Rückſicht auf die Bedürfniffe dev evangelijchen 
Theologen zu nehmen. Ich gebe mich darüber Feiner Illuſion Hin, 
daß Viele geneigt fein werden, ſchon in Nüdficht auf den Umfang des 
Buches jene Bemühung als eine verfehlte zu bezeichnen. Ich folge auch 
hierin meiner eigenen Erfahrung, welche mich auf andere Wege gewiejen 
hat. Seit fünfzehn Jahren habe ich den firchenrechtlichen Unterricht für 
evangeliche Theologen gejondert betrieben. Im Laufe der Zeit habe ich 
die Entdeckung gemacht, daß das mangelnde firchenrechtliche Intereſſe und 
Berftändnis derjelben nicht auf ein zu Biel, jondern auf ein zu Wenig 
des Dargebotenen zurückzuführen ift. Das Kirchenrecht kann dem evan- 
geliichen Theologen ganz unmöglich bedeutungsvoll und anziehend er— 
Icheinen, wenn es ihm nicht als wahre Wiſſenſchaft nahe gebracht wird. 
Als ſolche wird es ihm nicht nahe gebracht, wenn der Firchenrechtliche 
Unterricht mit ängftlicher Selbſtbeſchränkung nur darauf berechnet ift, die 
nächſten Bedürfniffe des Cramens und der Praris zu Ddeden. Dann 
freilich erjcheint Alles zufammenhangslos, zufällig, willfürlih. Dann ent- 
jteht die Borftellung, daß das Necht Lediglich eine Kajuiftif von Einzel: 
beftimmungen fei, über welche man fich zeitig genug im Bedürfnisfalle 
unterrichten fünne. ch kann es unterlaffen, auf die Widerlegung diejes 
Irrtums bier irgendwie einzugehen, da ich es mir in der Einleitung 
des Buches zur bejonderen Aufgabe gejtellt habe, den evangelijchen 
Theologen die Bedeutung der Sache für ihre Wiſſenſchaft und ihr Amt 
eindringlich vor Augen zu führen. Die Erwartung, mit diefem Appell 
einen Wiederhall zu finden, kann ich allerdings nur von wiſſenſchaftlich 
angeregten und ftrebjamen Jünglingen begen. Diejenigen dagegen, 
welche nach wie dor das Kirchenrecht nur in einem einzigen, mög— 
lichſt leicht genießbaren und verdaulichen Gange gereicht wünſchen, 
fann ich vor der Ausgabe für das Buch nicht dringend genug warnen. 
Dasselbe ilt in bewußtem Gegenjat gegen die auf eine möglichjt geringe 
Zahl von Drucbogen Fleinften Formats veraffordierten Lehrbücher und 
Repetitovien, welche der Todfeind wiſſenſchaftlichen Studiums find, ge= 
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ſchrieben. Die Juriſten werden bei der beſonderen Abſicht, den Theologen zu 
dienen, hie und da eine kleine Wiederholung von bekannten Dingen mit in den 
Kauf nehmen müſſen. Aber ich hoffe nicht, daß ihnen die Repetition 
in dargebotener Form ſchädlich ſein werde. 

Mit dev Fertigſtellung des beſonderen Teiles bin ich’ unausgeſetzt 
beſchäftigt. Ihrem Umfang nad) wird die zweite Hälfte den des vorliegen: 
den Teiles in feinem Falle überfteigen. Mit Rücklicht auf die mehrfachen 
Berweifungen habe ich dem Schluffe desjelben eine vorläufige Inhalts— 
überficht des befonderen Teiles beigefügt. 

Diejes Buch jollte meinem väterlichen Freund und Vorgänger im 
firchenrechtlichen Lehramt in Erlangen, mit welchem ich den Plan des— 
jelben durchgeiprochen, Adolf von Scheurl, gewidmet werden. Da 
dies nicht mehr gejchehen kann, nenne ich bier noch einmal mit Liebe und 
Dankbarkeit feinen Namen. 


Bonn, am 19. April 1894. 


Wilhelm Kahl. 
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Ginleitung. 


Die Aufgabe. 


1. Bedeutung der Aufgabe, 
87) 


Es ift das Eigentümliche der Kirchenrechtswiljenfchaft, daß fie zwei 
nad) Urjprung und Endzweck verfchiedenartige Lebensordnungen durch- 
jchneidet und verbindet, und hiernach auch den Streifen zweier im übrigen 
gejchiedenen Wilfensgebiete zugehörig ift, dev Jurisprudenz und der 
Theologie. Damit ift es von felbjt gegeben, daß nicht nur die Vor— 
ausjeßungen ihrer wifjenjchaftlichen Erkenntnis aus beiden Gebieten zu 
entnehmen ind, jondern daß fie auch nach ihrem Gebrauchswerte dem 
Stande der Juriſten und der Theologen gemeinschaftlich angehört. Dieſe 
Gemeinschaft des Beſitzes jchließt aber keineswegs die Gleichartigfeit 
der wiſſenſchaftlichen und praftifchen Bedeutung für beide Berufsftände 
in fi) ein. Vielmehr ift eine richtige Wertſchätzung des Kicchenrechts 
eben dadurch bedingt, daß es in dev Befonderheit feiner Beziehungen zu 
Surisprudenz und Theologie erfannt und anerfannt wird. 

Dem Juriſten offenbart fich bei fortichreitender Ausbildung die Be- 
deutung des Kirchenrechts fiir das Ganze feiner Wiſſenſchaft von ſelbſt 
in der Fülle von Beziehungen, durch welche dasfelbe mit allen anderen 
rechtswillenjchaftlichen Disziplinen verbunden ift. Die Anfänge des Kirchen- 
rechts jtanden neben und unter dem römijchen Recht, deſſen Hauptquellen 
ihm außer der Kenntnis des Privatrecht der Römer die Einficht in die 
firchlich politiihe Organiſation des chriftianifierten römijchen Staats ver- 
mitteln, und bon welchem er bald inne geworden it, daß es auch mitten 
im lebendigen Strome nationaler Nechtsentwicelung jeinen abjoluten 
Wert als Weltvecht je und je behaupten wird. Nach dem Untergange 
des römischen Staats übernahm zunächjt die Kirche feine Kulturmiffion 
auch im Gebiete des Nechts. Im kanoniſchen Necht ftellt fi) die orga— 
nische Fortentwicelung des römischen dar. Mit dem römijchen wurde 
das fanonifche als gemeines Necht am Ende des Mittelalters in Deutjch- 
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land rezipiert. Auch das kanoniſche Recht iſt gleich dem römiſchen ein 
Weltrecht geworden, kosmopolitiſch in ſeinem geiſtigen Gehalt, univerſell 
nach ſeiner Beſtimmung, international durch ſeinen Geltungsbereich. Die 
Kirche war bis tief in die mittelalterliche Zeit die ſchlechthin herrſchende 
Macht. Das von ihr geſchaffene Recht erweiterte ſich dergeſtalt, daß es 
die eine breite Hälfte des Rechts für ſich allein in Anſpruch nahm. 
Das Recht überhaupt wurde jus utrumque (8 8 II.), weltliches und kirch— 
liches Recht. Die rechtsſchöpferiſche Thätigkeit der Kirche kannte ſeit 
Gregor IX. keinerlei gegenſtändliche Begrenzung. Kein menſchliches Ver— 
hältnis vermochte ſich grundſätzlich ihrer rechtlichen Beherrſchung zu ent— 
ziehen. Mit ſouveräner Macht griff ſie ebenſo in die wichtigſten Gebiete 
des Privatrechts ein und ordnete in ihrem Geiſte den Beſitzſchutz, die 
Verjährungslehre, das Vertragsrecht, den wirtſchaftlichen Verkehr, das 
Familien- und Eherecht, als ſie andererſeits auch das Strafrecht in ſeinen 
Grundlagen veränderte und dem gerichtlichen Verfahren neue Formen 
und Wege gab. Während der Entwickelung und nach Abſchluß der Landes— 
hoheit wurde dann allerdings der Geltungsbereich dieſes kirchlichen Rechts 
durch die ſelbſtbewußte Staatsgeſetzgebung der emporſtrebenden Territorien 
mehr und mehr beſchränkt. Auch wurde nachmals durch den Fortgang 
der katholiſchen Kirchengeſetzgebung ſelbſt und die evangeliſche Kirchen— 
bildung ein außerhalb des Corpus juris canonici ſtehender neuer und 
unermeßlich veicher kirchlicher Nechtsitoff angehäuft. Kanoniſches Recht 
und Kirchenrecht haben jomit längft aufgehört, identijche Begriffe zu fein 
(S6 IV). Aber die Bedeutung des fanonifchen Nechts als Teil des Kirchen— 
rechts und diejenige des Kirchenrechts für das vechtswiffenfchaftliche Stu— 
dium Überhaupt haben durch diefe Veränderung der Begriffe nichts ein— 
gebüßt. Nach wie vor bildet jenes die Grundlage und Hauptquelle des 
Kicchenrechts. Nach wie vor find die engen Beziehungen zwiſchen letz— 
terem und den übrigen Rechtsdisziplinen beftehen geblieben. Auch foweit 
das kanoniſche Recht feine bürgerliche Wirkung verloren hat, behält es 
für das Verſtändnis des Werdeprozefjes unferes geltenden Nechts, für die 
Sefchichte des Privatrechts jo gut, wie des Strafrechts oder des gevicht- 
lichen Verfahrens feinen unvergänglichen Wert ($ 8IL.). Indem das Kirchen: 
recht alle diefe Einzeldisziplinen vorausſetzt und zu ihnen zurücführt, ift 
es vecht eigentlich in den Mittelpunkt des rechtswiffenfchaftlichen Studiums 
hineingejtellt. Ein Studierender der Nechte, welcher fich zu der Anficht 
bekennen jollte, daß diefe Disziplin fir ihn minderwertig oder entbehrlich) 
fei, wide dadurd eben nur verrathen, daß ihm die Einficht in die orga- 
niſchen Bufammenhänge der einzelnen Teile feines Wiffensgebietes noch) 
völlig fremd geblieben ift. Und felbft, wenn er fich Bis zu dem Stand— 
punkte des Brotftudierenden erniedrigt hätte, welcher den Maßſtab des 
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Wiſſenswerten überall nur aus dem nächſtliegenden realen Bedürfnis ent— 
nimmt, und ängſtlich ermißt, ob er ſeine geiſtigen Errungenſchaften auch 
im Examen gebrauchen und im künftigen Berufsleben verſilbern kann, 
ſo würde er gleichwohl auf das Kirchenrecht zu verzichten nicht in der 
Lage ſein. Denn das Einheitsprinzip, welches die geſchichtliche Ent— 
wickelung des Verhältniſſes von Staat und Kirche auf deutſchem Boden vor— 
nehmlich beſtimmte (S 17 ff.), hat kaum in einem einzigen Rechtszweige eine 
abjolute Scheidung des Staatlichen und des Eirchlichen Gebiets zur Durch— 
führung gelangen lafjen. Die Entfcheivung firchlicher Rechtsfragen gehört 
daher zu den täglichen Berufsaufgaben des Richters wie des ftaatlichen 
Berwaltungsbeamten. Um jo weniger aber wird er fich dem Reiz und 
der Notwendigkeit Eirchenrechtlichen Studiums verjchließen, wenn er jenen 
höheren und allein richtigen Standort einer Betrachtungsweije ermwählt, 
welche das Einzelne nur als Glied des Ganzen zu begreifen jtrebt und 
aljo die Bedeutung eines Wiſſenszweiges nach deſſen innerlichem Wert: 
verhältniffe zu dem Ganzen feines wiſſenſchaftlichen Syſtemes bejtimmt. 
Er wird zu dem Ergebnis geführt, daß das deutjche Kirchenrecht mit dem 
privaten und dem öffentlichen Recht des Staates gebend und empfangend 
in unauflöslicher geiftiger Wechſelwirkung verbunden ift. 

Derartig mit den BVollbewußtjein der BZufammengehörigfeit zum 
Ganzen feiner Wiſſenſchaft und feines Lebensberufes kann nun allerdings 
dem Theologen die Bedeutung des Kirchenrechts nicht vorgehalten werden. 
Anders zwar fteht der Fatholijche Theologe, anders der evange- 
lifche. Die Berjchiedenheit der Stellung iſt durch die Wejensungleichheit 
der Kirchen jelbit bewirkt. 

Die Fatholifche Kirche ift begrifflich NRechtsanftalt ($5 I. $9). Sie 
ftellt ih nad ihrer Stiftung, wie nach den Mitteln und Formen der 
Beherrichung ihrer Glieder vorwiegend durch Strafe, Zwang und Gejeß, 
als ein dem Staat verwandter Organismus dar. Der fatholifche Theo- 
loge wird durch Empfang der Weihen Mitglied eines von Gott jelbft 
eingejeßten und zur Ausübung einer rechtlichen Kirchengewalt allein be- 
fähigten Stleriferitandes. In den Richtungen und dem Inhalt diejer 
Stirchengewalt ift durch die Verfnüpfung der rechtlichen Organifation mit 
der göttlichen Dffenbarung eine prinzipielle Unterfcheidung des geift- 
lichen und des rechtlichen Gebietes im vornherein ausgefchloffen. Viele 
Rechtsſätze find Dogmen, jeder Glaubensjak iſt Nechtsgebot. Dem 
Katholizismus gehört das Necht zum Weſen der Kirche. Alfo bildet 
auch das Kirchenrecht einen mejentlichen Zweig des katholiſch theolo- 
giihen Fachſtudiums ſelbſt. Die Archidiafonen, Poenitentiare umd 
Domfcholafter, wenn möglich die Hälfte allev Mitglieder der Kathedral- 
und Stollegiatftifter, der Kapitularvifar, der Generalvifar und der Bifchof 


4 Einleitung: Die Aufgabe. 81 


ſelbſt ſollen Doktoren der Theologie oder des kanoniſchen Rechtes ſein. 
Es iſt bekannt, daß unter den Trägern der katholiſchen Kirchenhierarchie 
auf allen Stufen je und je hervorragende Kanoniſten ſich befunden haben. 
Es kann nicht Wunder nehmen, daß der katholiſche Theologe nicht erſt 
des bejonderen Nachweifes über die Bedeutung des Kirchenrecht für das 
Ganze feiner Wifjenfchaft und feine Amtspraris gewärtig und bedürftig ift. 

Die Studierenden der evangelifchen Theologie erwarten einen 
jolhen Nachweis zumeift jehr bejtimmt. Nicht wenige glauben, ihr be- 
reits gewonnenes Verftändnis für evangelijche Theologie und Kirche kaum 
wirfungspoller zum Ausdruck bringen zu können, als durch geringjchäßiges 
Achfelzucken über diejenigen Borjchriften, welche auch das Kirchenrecht 
unter ihren theologischen Studienplan verweilen. Sie reden ſich gerne 
ein, daß der Vorbereitung für den „eigentlichen? Beruf durch Beihäftigung 
mit dem Kirchenrecht feine Zeit entzogen werden dürfe. Und fie jcheinen 
gar nicht Unrecht, ja gewichtige Autoritäten für fi zu haben. Rudolf 
Sohm, ein hervorragender und unter den Theologen der Gegenwart 
infonderheit hoch angejehener Jurist beginnt und fchließt ſelbſt den erjten 
Band feines kirchenrechtlichen Handbuchs mit den Worten: „Das Klirchen- 
vecht fteht mit dem Weſen der Kirche in Widerſpruch.“ Noch mehr. 
Luther hat getobt gegen das kanoniſche Recht und feine Sammlungen 
verbrannt. Die reformatorishen Symbole eifern gegen das Necht der 
päpftlichen Kirche. Don den oben genannten Gründen der Zuſammen— 
gehörigfeit don Necht und Kirche trifft nach genuin evangelifcher An— 
ſchauungsweiſe nicht nur feiner, fondern von jeden das genaue Gegen- 
teil zu. Dem Proteſtantismus gehört das Necht nicht zum Wejen der 
Kirche. Das Wefen der evangelifchen Kirche ift der Gegenſatz von Staats- 
natur. Der evangelifche Geiftliche ift nicht Mitglied einer nach Gottes 
Einſetzung rechtlich gearteten Kivchenhierarchie. Die ihm befohlene Kirchen- 
gewalt ijt in ihrem Weſen geiftliche Gewalt ($ 35). Denn fie ift nad) 
a. XXVII Conf. Aug. nicht$ anderes, als „laut des Evangeliums eine 
Gewalt und Befehl Gottes, das Evangelium zu predigen, die Sünde zu 
vergeben und zu behalten, und die Sakramente zu reichen und zu handeln“. 
Wozu alſo das Kirchenrecht? 

Ob das Kirchenrecht mit dem Weſen der Kirche in Widerſpruch 
ſtehe, kann vorläufig eine offene Frage bleiben ($ 5III.). Jedenfalls 
kam die Entdeckung zu ſpät, um eine neunzehnhundertjährige Geſchichts— 
entwickelung rückgängig zu machen. Das Recht iſt in die Kirche einge— 
zogen und das Kirchenrecht iſt da. Auf dem Boden dieſer Thatſache 
allein iſt die Frage nach der Bedeutung der Kirchenrechtswiſſenſchaft, wie 
überhaupt, ſo auch für den engeren Kreis, welcher hier in Betracht ge— 
zogen wird, zur Entſcheidung zu bringen. 
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So gewiß nad) a. XXVIII der Augustana Wort- und Saframents- 
verwaltung den Kern und das Weſen evangelifcher Amtsthätigfeit bilden, 
jo recht und notwendig wird es fein, daß der evangelifche Theologe ſchon 
in der Zeit wiſſenſchaftlicher Vorbereitung für das geiftliche Amt auf die 
jenigen Disziplinen, welche ihn dazu ſpezifiſch tüchtig machen follen, das 
entjcheidende Gewicht lege! Hievon ift Fein Titelchen abzuthun. Aber er 
jchläfere durch eine einfeitige Gedanfenreihe nicht fein Gewiſſen und das 
bejfere Willen ein! Auch er it durch die Beziehungen feiner Wiffen- 
haft wie durch fein Fünftiges Amt in ein überaus ernftes und tief- 
begrümdetes Pflichtverhältnis zum Kirchenrecht gebracht, und weder Yuther 
noch die Befenntnisschriften wollen ihn hierin entlaften. 

Iſt zwar das Kirchenrecht im Ganzen nicht ein wejentlicher Be- 
jftandteil des evangelifch theologiichen Fachſtudiums, jo hat es zunächlt 
augenscheinlich doch jchon den Rang einer unentbehrlichen theologischen 
Hülfswiſſenſchaft in Anspruch zu nehmen. An und für fich beftehen 
allgemeine Beziehungen zwiſchen der Theologie und dem Necht über- 
haupt. Eine Reihe von theologiichen Grundbegriffen, die Begriffe von 
Schuld und Sühne, don Unrecht und Strafe, von Rechtfertigung und 
Gnade, wie manche andere fünnen in ihrer fpezififch theologifchen Anwen— 
dung nur ermittelt und verstanden werden, nachdem fie zubor auf ihrer 
allgemeinen vechtsphilofophifchen und pofitiv vechtlichen Grundlage ermittelt 
und verſtanden find. Nicht bloß für die Dogmatik, auch für die Dogmen- 
geſchichte, Symbolif und Ethif hat die Theologie aus der gefchichtlichen, 
philofophiichen und pofitiven Jurisprudenz wertvolle Anleihen zu ent- 
nehmen. Aber insbejondere ift e8 die Kirchengejchichte im gegenmwär- 
tigen engeren Sinn, welche die Hülfswifjenfchaftliche Bedeutung des 
Kirchenvechts fir die Theologie in ein helles Licht treten läßt. Ode, 
reizlos und unfruchtbar iſt ihr Betrieb, wenn fie als Statiftif von That- 
jachen erjcheint. Inhaltsreich, reizvoll und gewinnbringend, wenn fie als 
das vollfommene Syſtem der ganzen gewordenen und werdenden Lebens— 
‚ordnung der Kirche verftanden wird und hiernach ihr Studium bis zu 
dem Eindringen in den inneren und äußeren Zuſammenhang aller geiftigen 
Elemente, welche die Yebensbewegung der Kirche beitimmt haben und fort- 
während bejtimmen, fich vertieft. Im Recht aber liegt einer der 
wirfjamften diejer Beftimmungsfräfte vor. Das Recht der 
Kirche ſelbſt ift nichts anderes, als eine bejondere Richtung und Erjchei- 
nungsform des Ffirchlichen Gemeingeijtes überhaupt. Ob, wie Sohm 
meint, dieſer Gemeingeilt in der Aufnahme des Nechtsgedanfens nur einer 
ungeheueren Berivrung verfallen fei, it eine Frage für fi. Auch wer 
fie irrtümlich bejaht, fann die Thatfache nicht mehr aus der Welt jchaffen, 
daß die Gejchichte des KirchenrechtS ein materieller Beitandteil der Kirchen— 
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geſchichte ſelbſt geworden iſt. So wenig aber das Gewordene ohne das 
Werden, ſo wenig kann das Werdende ohne das Gewordene verſtanden 
und richtig beurteilt werden. Solange die Beobachtung am Werdeprozeß 
haftet, iſt das Urteil befangen und beſchränkt. Erſt der Keim und die 
Frucht geben das vollſtändige Bild der Sache, wie in der Natur, ſo im 
Geiſtesleben. Wie das Kirchenrecht der Gegenwart ohne ſeine Verknüpfung 
mit dem Ausgangspunkt und den einzelnen Stadien ſeiner Entwickelung 
eine unverſtandene Maſſe von Rechtsgebilden bleibt, ſo iſt die Kirchen— 
verfaſſung der apoſtoliſchen Zeit, des Mittelalters oder der Reformation 
ein lebloſer und intereſſeloſer Rumpf, wenn der vergleichend ausſchauende 
Blick auf die Gegenwart fehlt und das Bild nicht durch die Kenntnis der 
Bielpunfte der Entwicelung und der lebendigen Nechtsgeftaltung vervoll- 
ftändigt werden fann. Bei ſolchem Zufammenhang der Dinge wird der 
Juriſt Teicht einjehen, daß er Kirchenrecht nicht ohne das Hülfsmittel der 
Sirchengefchichte, aber auch der Theologe, daß er Kirchengeſchichte 
niht ohne Kirchenrecht wahrhaft jtudieren kann. Die gelegentliche 
Notiznahme von rechtlichen Erjcheinungen in der Entwickelung des fird)- 
lichen Lebens fann für ihn nicht ausreichend fein. Er muß daS geltende 
Recht der Kirche, und dieſes inder Gejamtheit feiner Hauptbe- 
ziehbungen fennen, wenn er jene vorübergegangenen Einzelerfcheinungen 
begreifen will ($ 2 II.). 

Indeſſen ift es nicht ausschließlich oder auch nur vorwiegend die Be- 
ziehung zur rein wiſſenſchaftlichen Theologie, durch deren Erwähnung 
dem evangelifchen Theologen die Bedeutung des Kirchenrecht an dieſer 
Stelle nahe gelegt werden foll. Ungleich näher noch liegt die Beziehung 
des Gegenstandes auf die praktiſche Theologie, auf die Führung des 
geiftlihen Amts, auf die Stellung des Geiftlichen in Kirche, Ge— 
meinde und Staat. Nicht das Kirchenrecht nach jeinem. ganzen In— 
halte, wohl aber weite Gebiete desjelben, namentlic) aus dem rechtlich 
organifierten Leben der Kirche felbft, gehören nicht nur hülfswiljenfchaft- 
lich, fondern ſubſtantiell zur praftiichen Theologie. 

Denn ift zwar die Klirchengemwalt, welche die Augustana dem evan- 
gelifchen Geiitlichen befiehlt, nach Jnhalt und Wirfung von rein geiſt— 
licher Art, jo kann fie) doch ihre Ausübung der Ordnung und Beherr- 
Ihung durch rechtliche Formen nimmermehr entziehen. Für Sohm 
ändert fich freilich der Nachjab dahin: jo hat fich doch ihre Aus- 
übung der Drdnung und Beherrjchung durch rechtliche Formen nicht 
zu entziehen vermocht. Das Nefultat ift in beiden Fällen das gleiche, 
Das gottesdienftliche Leben unterliegt nach der Seite feiner äußeren Er— 
jheinung in der fichtbaren Kirche alljeitig der Beitimmung durch das 
Recht. Die rechtliche Drdnung der gottesdienftlichen Funktionen umfaßt 
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das gejamte Gebiet der Wort- und Saframentsverwaltung. ES werden, 
wie für Predigt und Seelforge, für religiöfen Unterricht und Konfirma— 
tion, für Ehejchliegung und Begräbnis, jo in Beziehung auf Taufe und 
Abendmahl durch das Recht die Borausfeßungen und Grenzen der ge- 
botenen oder erlaubten pfarramtlichen Thätigfeit beftimmt. Überdies ift 
mit Wort und Safvamentsverwaltung die Amtsthätigfeit des Geiftlichen 
nicht abgefchloffen und erjchöpft. Wenn aud nicht Fraft göttlicher Ein- 
jegung, jo doc) gemäß menfchlicher Notwendigkeit, nach Sohm gemäß ge- 
ſchichtlicher Verirrung, iſt auch der evangelifche Geiftliche Glied eines 
rechtlichen Berfaffungsorganismus geworden, Mitglied einer kirch— 
lihen Beamtenhierardie. Je nach der Stufe, welche er hier ein- 
nimmt, partizipiert er in verjchiedenem Maße an der Ausübung der firdh- 
lichen Negierungsgewalt. AS Organ des Kirhenregiments ift er 
zur ftändigen Ausübung ſpezifiſch vechtlicher Funktionen innerhalb feines 
örtlichen und fachlichen Wirkungskreiſes bejtellt. In allen Fällen ift er 
al8 Pfarrer gejeßvollziehendes Organ der vechtlichen Kirche. Seine 
gelebesvollziehende Thätigfeit ftellt ihn in eine viel verjchlungene Kette 
vechtlicher Beziehungen zu Eicchlichen Vorgeſetzten oder Untergebenen, zu 
jeinen Gemeindegliedern, zu den Staate und deſſen Behörden, mie zu 
Drganen und Gliedern anderer Neligionsgefellfchaften hinein. Demnächit 
berufen ihn die Kirchengemeinde und Spynodalordnungen der 
Gegenwart zur Teilnahme an den reichen Aufgaben der firchlichen Selbit- 
verwaltung. Im engsten Sreife der Kirchenvorftände oder Presbyterien 
hat er diefe Aufgaben als Leiter der firhliden Gemeindeorgane 
in Beziehung auf Slirchenvermögen, Kirchenzucht, Kirchenwahlen und viele 
andere Gebiete der örtlichen Selbftverwaltung zu erfüllen. Auf den mitt- 
leren Stufen jynodaler Drganijation wird er teil$ beratend, teils be- 
Ihließend,-teils richtend in Anfpruch genommen. Auf der höchſten 
Stufe repräfentativer Gliederung endlich hat er Anteil an der vornehmiten 
Lebensäußerung der Kirche, an ihrer rechtsjchöpferifchen Thätigfeit, an 
dev landesfichlihen Gejeßgebungsgemwalt. 

In Alledem ift der evangelijche Geiftliche, bald jo, daß feine 
Kenntnis ihm nur eine wertvolle Hülfe darbietet, bald fo, daß es einen 
integrierenden Beitandteil feines theologiſchen Wiſſens jelbit bilden 
muß, an das Kirchenrecht gewiejfen. Ohne einige Beherrſchung desſelben 
vermag er jeines Amtes nad allen Seiten nicht mit jener Freiheit des 
Urteil8 und Selbftändigfeit des Handelns zu walten, welche die un— 
erläßlichen Vorausfegungen wie des Erfolges, jo des Vertrauens in feine 
Amtsführung find. Ohne firchenrechtliche Schulung giebt er die Stimm- 
führung in der ficchlichen &emeindevertretung preis und fann nicht 
eine berufene Autorität in der Gemeinde fein für die vielen das inner- 
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kirchliche Leben betreffenden Rechtsfragen, die in immer neuer Geſtaltung 
auf und niedertauchen und deren Löſung für den Kirchenbeſtand von 
Gegenwart und Zukunft ſo wichtig iſt. Ohne Verſtändnis der kirchlichen 
Rechtsordnung giebt er ſich auf den Synoden aller Grade gebunden in 
die Hände des Laienelements oder vermindert wenigſtens denjenigen 
Einfluß, welchen nach der Natur der Sache und nach evangeliſcher Kirchen— 
tradition der Lehrſtand auf Gang und Inhalt der landeskirchlichen Ge— 
ſetzgebung auszuüben berufen ($ 13), und für deſſen wirkſame Geltend— 
machung eben in den Synoden durch Zujammenfaffung der geiftlichen 
Kräfte die geeignete Rechtsform gegeben iſt. Er dient alfo lediglich 
jeinem Amt, feinem Stand und der Kirche, wenn er mit firchenrecht- 
lihem Wiſſen gerüftet it. Er ſchädigt fie oder entzieht ihnen Geminn, 
wenn er fich ablehnend gegen dieſes Wifjfensgebiet verhält. 

Eben deshalb wird auch der fachwiſſenſchaftlichen Vorbereitung 
durch Eicchenrechtliches Studium Fein Abbruch getan. Weit entfernt, 
daß es abziehe von dem „eigentlichen? Gegenftande der Theologie, wird 
dadurch vielmehr der Blie für daS wahre Wejen der Kirche gejchärft, 
indem es die im Necht fich darbietenden wechfelnden Außerungen des 
firhlichen Gemeingeiftes von denjenigen, welche als veine Geiſteswir— 
fungen dem Wejen der Kirche bleibend angehören, unterjcheiden lehrt. 
Es giebt die richtige Borftellung von dem Wert einer Rechtsordnung 
fir die Kirche. Aber es bewahrt zugleich vor der Überſchätzung recht— 
liher DOrganijation, vor der überftürzten Haft, in Verfaſſungsre— 
formen das Heil der Kirche zu fuchen, und vor der immerwährenden 
Ihimpflichen Flucht unter die polizeilihe Hülfe des Staats. 

Dazu fommt ein fo zu jagen pädagogijcher Gewinn, welcher wohl 
in der Gegenwart bejonders hoch veranschlagt werden darf. ES ift nicht 
als Vorwurf ausgefprochen, fondern vollberechtigt und tief im Wefen 
des geiftlichen Berufes begründet, daß der Theologe vor Anderen jedes 
Verhältnis unter demjenigen Gefichtswinfel beurteilt, welcher ihm durch) 
hl. Schrift und Befenntniffe gezogen wird. Es giebt nun ficherlich 
unter den Beziehungen der Kirche zu Staat und Geſellſchaft manche 
Verhältniffe, zu deren Beurteilung diefer Standpunkt nicht nur genügend, 
jondern auch der allein richtig gewählte ift. ES giebt aber auch Ber: 
hältniffe, zu deren gründlicher Beurteilung jener Standpunkt nicht aus- 
reichen Fann, weil nach evangeliiher Auffaffung hl. Schrift und Befennt- 
niffe fie überhaupt nicht oder nicht evjchöpfend normieren, fondern uns 
hierin der freien Entwicelung überlaffen haben. Wenn der Theologe 
auch diefe Berhältniffe nur unter den oben begrenzten Gefichtswinfel 
jtellen, d. h. fich gruridfäßlich ablehnend gegen die Freiheit menſch— 
liher Entwickelung in diefen Dingen verhalten will, jo ift fein un- 
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verfühnlicher Gegenjaß zu allen Entwicelungen, welche in einen Außen- 
oder Gegenwinfel verlaufen, die unausbleibliche Confequenz. Leicht find 
weitere Kreife in den feindlichen Gegenſatz hineingezogen, und einer der 
Faktoren, welche die dem evangelifchen Geiſte unnatürliche Entfremdung 
zwifchen Staat und Kirche verjchulden, ift Fonftituiert. Dagegen bietet 
die Gewöhnung rechtlicher Betrachtungsweiſe der Dinge ein heil- 
james Gorreftiv. Denn bei der Nechtsfritit wird jedes Verhältnis aus 
jeiner Iſolierung Losgelöft. ES wird unter die Kontrole der abjtraften 
GSerechtigfeitsidee einer- und der konkreten Gejeßesbeitimmung anderjeits 
geitellt. Es werden auf diefem Boden die Anfprüche aller an dem Ber: 
hältnifje irgendwie Beteiligten gegen einander abgewogen, und erit hievnad) 
wird, was Urteil und Nechtens fei, gefprochen. Diejer Spruch aber 
liefert öfters das Reſultat, daß Entwicelungen, welche auf den eriten 
Bli eine frappante Verletzung der Kirchenfreiheit zu enthalten 
jcheinen, in Wahrheit nur die notwendige Erfüllung eines wohlbegrün- 
dDeten dritten Rechtsanſpruches find. Dabei kann es allerdings 
nicht ausbleiben, daß vorgefaßte Meinungen und liebgewordene Anfchau- 
ungen eine SKorreftur erfahren, daß gefchichtlich begründete Ansprüche 
aufgegeben werden müſſen, mweil ihre Borausfeßungen fich geändert haben 
und dritte Mitberechtigte auf den Plan getreten find, daß ein anderer 
Standpunft der Beurteilung eingenommen werden muß, als es der väter- 
lich ererbte war.  Kollifionen find um jo unvermeidlicher, als das 
fonfrete Gejeß nur zu oft abweicht von der abftraften Gerechtigfeitsidee 
und dadurd, daß es thatjächlich begründeten Anlaß zur Beſchwerde giebt, 
den Beurteiler irre macht an dem rechtlihen Maßftabe jelbit. Der nad) 
Wahrheit Suchende wird aber um deſſentwillen auch in Koltifionsfällen 
den rechtlichen Maßitab nicht verwerfen. Den Knoten, den er ihm ver- 
ſchlungen, wird er hülfreich wieder löſen. Auch gegenüber der Kirche 
vollzieht das Recht Feine andere Funktion, als fie feiner allgemeinen 
Beitimmung entipricht: die Funktionen der Drdnung, des Schußes, 
der Berjühnung. Je und je hat das Recht in Ausübung diefer Funk— 
tionen das Lob der Einen geerntet und den Tadel der Anderen auf fich 
gezogen. Beide mißachtend nimmt es feinen unerbittlichen Yauf, bleibt 
aber allerdings dabei dem allgemein menschlichen Entwicelungsgejete 
unterworfen, daß es das Ziel des Vollkommenen nie erreicht und zum 
relativ Guten erjt dann gelangt, wenn es die Durchgangspunfte des 
minder Guten überwunden hat. 

Eine Erwägung darf bei dieſem Nechtslauf in allen Stadien der 
Entiwidelung die ganz bejondere Beachtung des Theologen in Anspruch 
nehmen: die vehtlihe Betrachtungsweiſe tritt nie in einen 
prinzipiell feindlichen Öegenjaß zur theologischen. Die 
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Stellung des Rechts zur Theologie iſt eine andere, als diejenige der 
Naturwiſſenſchaft. Die Dogmen der Kirche ſind unangreifbar durch das 
Recht. Eine Unterſuchung, ob dieſer oder jener übernatürliche, dem Glau— 
bensgebiet der Kirche angehörige Vorgang ſich auch mit den rationellen 
Ergebniſſen der Wiſſenſchaft begründen und vereinigen laſſe, wird einer 
rechtlichen Entſcheidung niemals vorhergehen können. Die kritiſche Po— 
ſition, welche das Recht gegenüber der Kirche einnimmt, iſt nicht aggreſſiv 
oder deſtruktiv in Beziehung auf die Glaubensſubſtanz. Freilich hat der 
Katholizismus durch ſeine Vermiſchung von Glaubens- und Rechts— 
gebiet dieſe grundſätzliche Beſchränkung der Funktion des Rechts unge— 
mein erſchwert. Aber die Forderung ſelbſt iſt dadurch nicht aufgehoben. 
Wo die Rechtsordnung gegen das katholiſche Dogma reagiert, trifft ſie 
dieſes nicht ſubſtantiell, ſondern reguliert nur ſeine Wirkung auf dem 
äußeren Rechtsgebiet (8 19). Dieſe Unterſcheidung verbirgt ſich oft 
dem Laienauge oder ſie wird übelwollend und gefliſſentlich verhüllt. Sie 
iſt umſomehr auf die Leuchte zu erheben und damit die Funktion des 
Rechts auch gegenüber der Kirche in ihrer vollen Reinheit klar zu ſtellen. 
Zugleich iſt mit dieſem Ergebnis freilich die eigentümlichſte Schwie— 
rigkeit, wie für die Praxis, ſo für den wiſſenſchaftlichen Betrieb des 
Kirchenrechts offenbart. Hat das objektive Recht am kirchlichen Dogma 
ſeine Schranke, ſo folgt daraus, daß Praxis und Wiſſenſchaft unabhängig 
geſtellt ſein müſſen von der hielten veligiöfen Überzeugung. 
Wo diefe Loslöfung nicht gelingt, fehlt es an. der erften Vorausſetzung 
wahrhaftigen Erfolgs. Das Recht der einzelnen Sirchengejellichaften kann 
nicht nach der perjünlichen Wertfhäßung ihrer Dogmen beurteilt werden. 
Es giebt feine Wiljenfchaft, welche ein höheres Maß von Objektivität und 
Selbjtbeherrichung erforderte, als das Kirchenrecht. 

Diefe Schwierigfeit erhöht feinen Neiz. Sie ftellt aber zugleich den 
Ernft und die Tiefe der Aufgabe vor Augen. Mit ſprung- und ſtück— 
weijer Arbeit ijt nichts gethan. Es ift der herrjchende Irrtum unter 
den jüngeren evangelifchen Theologen, fie würden, im Amt vor eine 
Rechtsfrage geftellt, „von Fall zu Fall? fich helfen und die jemeilig 
jachgemäße Entfcheidung aus Geſetzen oder Lehrbüchern Teicht entnehmen 
fünnen. Diejer Jrrtum beruht auf Unkenntnis vom Wefen des Rechts 
überhaupt, auf Berwechfelung von Handwerk und Wilfenfchaft und auf 
mangelnder Einficht in die gefchichtlichen Zufammenhänge des Kirchen— 
rechts. Das Recht ift nicht eine Kafuiftit von Einzelbeftimmungen und 
Einzelentjcheidungen, fondern ein in feinen VBorausfegungen und Folge- 
rungen eng gejchloffenes Shyitem. Die Anwendung der allgemeinen Rechts— 
norm auf den fonfreten Fall ift eine Kunft, welche durch ernfte Schulung 
erlangt werden muß. Wohl vermag ſich Jeder einige Kunftgriffe der 
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Technik in der Behandlung alltäglicher Amtsgefchäfte anzueignen. Aber 
Keiner vermag ohne Nachteil, gejchweige denn mit Gewinn für die Sache 
eine Rechtsfrage von irgend welcher Erheblichfeit zu entjcheiden, ohne 
einigermaßen dem Zuſammenhang des Ganzen, in welchem fie jteht, ver— 
traut zu fein. Gilt dies ſchon für ein einzelnes Nechtsverhältnis in Be— 
ziehung auf das Nechtsinftitut, welchem es angehört, jo nicht minder für 
die einzelnen Rechtsinftitute im Verhältnis zum Ganzen des Firchenrecht- 
lihen Syftems. Daher kann ſich der evangelifche Theologe auch nicht 
daran genügen laffen, allein das evangeliſche Kirchenrecht, oder inner: 
halb desfelben nur die landeskirchliche oder propvinzielle Nechtsord- 
nung, oder endlich aus deren Gebiet wiederum nur einen einzelnen Teil, 
wie etwa die Kirchenverfaſſung in den Bereich feines Studiums zu 
ziehen. Denn die Reformation war feine grundfäßliche Kirchen- 
erneuerung im Gebiete des Nechts. An diefem Punkte wird es offen: 
bar, daß Luther und die Befenntnisschriften nicht als Zeugen wider das 
Studium des Kirchenrechts aufgerufen werden fünnen. Nach Sohms 
Meinung haben freilich die Neformatoren jede vechtliche Organiſation der 
fihtbaren Kirche verneint. Nach der hier vertretenen Anficht eiferten fie 
nicht gegen die Notivendigfeit einer Rechtsordnung für die Kirche über: 
haupt, jondern vielmehr gegen das mit dem Anſpruche göttlicher Xegiti- 
mität befleidete Kirchenrecht, gegen die Konfundierung von Glaube 
und Recht, von Geſetz und Evangelium, gegen das rechtsgejeglihe Weſen 
der borreformatorischen Kirche (S 33). Aber fei es fo oder fo. Auch 
bier ftehen die Thatjachen der gefchichtlichen Entwicelung als allein ent- 
jcheidend im Vordergrund. Thatfächlich hat ſich die Kirche der Neforma- 
tion von den gegebenen Nechtsgrundlagen nur infoweit entfernt, als folches 
durch die Differenz der Glaubenslehre prinzipiell bedingt oder durch die 
Ausbildung des Landesfirchentums von jelbft geboten war ($ 13 II). 
Im übrigen ift der Zufammenhang mit dem vorreformatoriichen Rechte 
nicht gelöft und daher auch noch gegenwärtig der Stoff des evangeliichen 
Kirchenrechts im Ganzen an das kanoniſche Necht gebunden. Ohne 
Beziehung auf das geltende Necht der Fatholifchen Kirche kann auch das 
evangelijche Kirchenrecht in wejentlichen Teilen nicht gewürdigt und ver- 
Itanden werden. Erſt aus der Möglichkeit einer Vergleichung ergiebt fich 
die Derjchiedenheit der in Terminologie und äußerer Erjcheinung nicht 
jelten gleichartigen Inſtitute. Sein Einfichtiger wird freilich verlangen, 
daß, um den geftellten Anforderungen zu genügen, der evangelifche Theo- 
loge ein das ganze Quellengebiet und die gefamte Dogmatik des Kirchen- 
recht umfajjendes Fachſtudium betreibe. Auch hier giebt es ein verftän- 
dDiges Maß der Dinge. Die Kenntnis der Örundbegriffe und die 
Einfiht in die Grundprobleme des Kirchenrechts überhaupt, jomwie eine 
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nähere VBertrautheit mit denjenigen Nechtsfragen, welche in befonderer 
Beziehung zu der geiftlihen Amtspraris ftehen, werden erforder- 
lich und hinreichend fein, um in der That ihm jene jelbitändige und jach- 
gemäße Entfcheidung „von Fall zu Fall”, welche das Mindeftmaß ver— 
trauenswürdiger Amtsführung bildet, zu ermöglichen. 

Behält der evangelifche Theologe im Auge, daß er durch Erreichung 
eines folchen Zieles lediglich feinem Amt, feiner Gemeinde und der 
Kirche vollfommener zu dienen vermag, jo wird er fich endlich don der 
ernsten Inangriffnahme der Arbeit auch nicht abjchreden laffen durch das 
in den Köpfen denkträger Menfchen von Gefchlecht zu Geſchlecht fortge- 
pflanzte und ihm beim Übertritt auf die Univerfität aufdringlich nahe- 
gebrachte Borurteil, alS habe man es im Recht an und für fich mit einer 
trockenen und wenig anziehenden Sache zu thun. Wer die Fähigkeit er- 
worben hat, ſich auch nur einigermaßen in die Probleme desfelben geijtig 
zu vertiefen, vermag fich jeinem ungeheuren Reize nicht zu entziehen. Der 
nüchternfte und unfcheinbarjte Rechtsfat gewinnt unnennbares Intereſſe, 
wenn ev, zubor auf feine allgemeinen Prinzipien geftellt, im Lichte des 
Bufammenhangs des Einzelnen mit dem Geifte und den Bedürfnifjen des 
Gemeinschaftsganzen, welchen er dienen joll, gewürdigt wird. Co ift 
es freilich ein einfacher, ſcheinbar wenig bedeutungspoller und an ſich 
faum anfprechender Nechtsjat, welcher in allen neueren Kirchengemeinde: 
ordnungen der Gegenwart wiederfehrt, daß jede Ortsgemeinde durch einen 
irgendwie genannten &emeindevorftand, jede größere außerdem durch 
eine weitere Gemeinderepräjentation von jo oder fo beitimmter Mitglieder: 
zahl vertreten werde. Aber für den, welchem der Schleier von den 
Augen gezogen ift, birgt er Neichtum und Tieffinn genug. Er beruht 
auf der Lehre vom Gemeindeprinzip und dem Verhältnis des Laien zum 
geiftlichen Ant. Er ftellt vor einen der entjcheidenditen Kreuzpunkte des 
fatholifchen und des evangelijchen SKirchenrechts. Und die nüchterne Zahl 
it nicht bloße Willkür, ſondern fteht im engen Zufammenhang mit den 
Aufgaben der Selbjtverwaltung, welche die neuere Rechtsentwicfelung den 
Stirchengemeinden zugewieſen hat. Nichts überhaupt ift im Recht bedeu- 
tungslos: das Kleinſte hat Beziehung zum Großen und Ganzen. Aber 
e3 fordert und erzieht freilich den Scharfblic für das Unfcheinbare und 
die Treue im Stleinen. Wer diefe gewonnen, dem bleibt auc das Ber- 
tändnis für die Bedeutung der Aufgabe im Großen und Ganzen nicht 
verjagt. 

Litteratur. Jacobſon, Kirchenrechtliche Berfuche zur Begründung eines 

Syſtems des Kirchenrechts, TH. I (1831), ©. 126 ff.: „Uber das Berhältnig 

der Theologie zum Kirchenrecht 20.7; IH. II (1833), ©. 19 ff.: „Uber den 


religiöfen Standpunft des Bearbeiter3 des Kirchenrechts”, und ©. 31 ff.: 
„Aber das Berhältnis der Theologie zum Kirchenrechte 20.7. v. Schulte, 
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Über die — und —7— des — Kirchenrechts und der 

Kirchenrechtswiſſenſchaft, im A. F. k. K-R., Bd. J (1857), S. Uff. v. Scheurl, 

Der Wert des Kirchenrechts für evangelifche Geiitliche, 1861. Jacobſon, 

Das kanoniſche und firchenrechtliche Studium jonft und jetzt 2c., in Z. f. KR., 

in (1861), ©.195 ff. Brodhaus, Uber das kanoniſche Recht. Akad. 
ede. 1888. 


2. Löſung der Aufgabe. 


2, 

Die Kirchenrechtswifjenschaft hat zur Aufgabe, den durch die Ent- 
jtehungsquellen des Kirchenrecht ($ I FF.) erzeugten Stoff der Erkenntnis 
zu vermitteln, hierdurc) die richtige Anwendung dejjelben im Leben ficher 
zu ftellen und zugleich die zweckgemäße Weiterentwicelung des Rechts 
jelbjt vorzubereiten. Es erhebt fich dabei zuerft die Frage, in welcher 
Weiſe und zu welchem Erfolge diefe Aufgabe bisher gelöft worden ſei. 
Die Antwort hierauf erteilt die Litteraturgefchichte, welche den 
äußeren und inneren Entwicelungsgang der wiſſenſchaftlichen Behandlung 
des SKirchenrechts zur Anfchauung zu bringen und aus ihm die Aufgabe 
der Gegenwart nachzumeilen hat. Im weiteren bedingt die Löſung der 
Aufgabe Kenntnis derjenigen Hülfsmittel, welche zum wiſſenſchaftlichen 
Studium wie zur praftifchen Anwendung des Kirchenrechts unentbehrlich 
oder wünjchenswert find. Diejen Dienst leiftet zunächſt die Firchenrecht- 
lihe Bibliographie, melde in jorgfältiger Auswahl die führenden 
litterarifchen Erjcheinungen der Vergangenheit und Gegenwart zu ver— 
zeichnen hat. Mit der Bejchränfung auf die fachwiljenschaftliche Yitteratur 
i. e. ©. würde aber der Aufgabe nur unvollfommen entjprochen werden 
fönnen. Der Blick hat Sich deshalb darüber hinaus auf das Gebiet der 
jog. Hülfswiſſenſchaften zu richten, welche teil eine Vorausfeßung 
für das Studium des Kirchenrecht ſelbſt bilden, teil$ der Erweiterung 
oder Bertiefung feines Berftändnifjes dienlich find. Endlich ift der Plan 
für die eigene Löſung der Aufgabe feitzuftellen. Dies gejchieht mittelit 
der Syftematif, welche den vorhandenen Nechtsjtoff nach feinen inneren 
verwandfchaftlichen Beziehungen zu ordnen und das Einzelne aus der 
Einheit eines höheren Prinzips abzuleiten unternimmt. Litteraturgefchichte, 
Bibliographie, Hülfswiſſenſchaften und Syſtematik bieten fich fonach als 
die unentbehrlichen Mittel und Wegweiſer für die Löſung der Auf- 
gabe dar. 


I. Litteraturgefhichte des Kirdenredts. 


1. Bis in das XIII. J. Eine eigene Litteraturgefchichte unferer 
Wilfenjchaft beginnt nicht dor der Mitte des XI. J. Die ältere fano- 
niſtiſch Schriftitellerifche Ihätigkeit hatte wejentlich nur in der Sammlung 
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von Rechtsquellen bejtanden und ihre Gejchichte fällt daher mit derjenigen 
der Nechtsquellen ſelbſt zuſammen ($ 11). Aber auch ſoweit Berfuche 
jelbftändiger Bearbeitung einzelner das kirchliche Leben betreffenden Gegen- 
jtände, jo des Eheweſens und des Hehntrechts, ſchon vor jener Zeit unter- 
nommen waren, bezeichnen diefe noch nicht den Anfang einer fanoniftiichen 
Surisprudenz. Das Slirchenrecht wurde nebenbei in den Schriften der 
Klerifer traftiert, auf den kirchlichen Schulen als Teil der Theologie ge- 
lehrt und bildete nach Stoff und Methode in feiner Weile eine bon dieſer 
unterschiedene Wiſſenſchaft. Der Schöpfer einer jelbftändigen fanoniftijchen 
Surisprudenz wurde erft um 1150 der Gamaldolenfer Mönch und Bolog- 
nefer Rechtslehrer Gratianus (f dor 1160) mit feinem nachmals in 
daS Corpus juris eanoniei aufgenommenen Decretum ($ 11) und der 
bon ihm im Anſchluß hieran in Gang gebrachten afademischen Lehrmethode. 
Zwiſchen Oratian und Gregor IX (7 1241) hat fi) die grundlegende Aus— 
bildung der kanoniſchen Rechtswiſſenſchaft vollzogen. Diejer Zeitraum 
bildet daher die erfte Periode der Litteraturgefchichte des Kirchenrechts. 
Der Umftand, daß jene Ausbildung urjachlich und zeitlich mit der Re— 
naiffance des römischen Rechts zujammenfiel, wurde aud für die erite 
wilfenjchaftlihe Methode und die fchriftjtelleriihe Form des Kirchenrechts 
bedentungsvoll. Sie hält zunächſt enge und unmittelbare Verbindung 
mit den Quellen jelbjt. Die Grundlage bildeten zumeift das Defret 
Öratians und Die in den ſog. Compilationes Antiquae vorliegenden 
Sammlungen vorgregorianifcher päpftlicher Defretalen ($ 11). Die pri— 
mitiofte Form diefer an die Quellen unmittelbar angelehnten jchriftitelle- 
rischen Thätigfeit bildete die Gloſſe, d. i. eine in die Handſchrift zwijchen den 
Heilen oder am Rande eingetragene Worterflärung oder unter Zuziehung 
von Parallelftellen ausführlicher geftaltete Sacherläuterung des Textes. 
Eine ſchon freier entwicelte, aber immer noch an die Quellen ange— 
jchloffene Form, dieſelben kommentierend oder eine einzelne Nechtsmaterie 
daraus fjelbjtändig erörternd, liegt in den fog. Summae, für welche 
freilich auch zahlreiche andere Benennungen üblich) wurden, vor. Eine 
dritte Form litterarifcher Thätigfeit bilden endlich ſchon jest die aus dem 
unmittelbaren Zuſammenhang mit den Quellen gelöiten Monographieen, 
welche in der Bezeichnung als Quaestiones die Erörterung fingierter 
praftifcher Nechtsfälle, ald Traetatus die theoretifche Darftellung ein- 
zelner Rechtsinftitute enthielten. 

Als Schriftiteller diefer Zeit, welche in der einen oder anderen der genannten 
litterariichen Formen bejonders hervorgetreten find, jeien noch genannt: Pauca- 
palea, berühmtejter Schüler Gratians, + 115°; Rolandus (Alexander III) 
i 1181; Bazianus, der erjte Doctor juris utriusque, 7 1197; Rufinus 


120°; Stephan v. Tournay 7 1203; Hugucecio 7 1210; Bernardus 
Papiensis 7 1213; Siecardus 7 1215; Tancered + 1235; Joh. Teuto- 
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nieus + 126?. Einzelne Schriften dieſer älteſten Kanoniſten find im neuerer 
Zeit Eritifch ediert worden (Thaner, Summa Magistri Rolandi, 1874, 
v. Schulte, Summa des Paucapalea 1890, Summa des Stephanus Torna- 
censis 1891, Summa magistri Rufini 1892); weitere Ausgaben werden borbe- 
reitet (Singer). 

2. Bis in daS XVI J. Die zweite Periode der Litteraturge- 
Ihichte des Kirchenrechts bildet der Zeitraum von Gregor IX. bis zur 
Keformation. Der Quellenfreis des kanoniſchen Rechts war in Diejer 
Zeit durch den Abjchluß des Corpus juris canoniei ($ 11) ungemein 
erweitert worden. Die in dafjelbe aufgenommenen Sammlungen päpft- 
licher Defretalen blieben bei der engen Berbindung von Schule und Litteratur 
während fajt drei Jahrhunderten die Grundlage aller jchriftitellerijchen 
Thätigkeit im Gebiete des Klirchenrechts. Ueber den Gedanfenfreis ihres 
Inhaltes konnte damals die Wifjenjchaft um jo weniger hinaustreten, als 
die Benußung der nichtamtlichen Sammlungen in Schule und Gericht 
verboten und damit im vornherein ein beitimmt begrenzter Horizont 
für die gejamte kanoniſtiſche Geiftesarbeit gezogen war. Nach dem 
Neichtum der Form hat fich dagegen die Litteratur zwijchen der Mitte 
des XIII. und XVI. %. weit über die früheren Leiftungen erhoben. Die 
Gloſſe hört in ihrer naiven Driginalität nad und nach auf. Aus ihr 
entwickeln ſich umfangreihe Apparatus (Lecturae). Der Text der 
Duelle nimmt ihnen gegenüber in den Handichriften nur einen Fleinen 
Raum ein, mit der Zeit erjcheinen beide auch äußerlich vollfommen don 
einander getrennt. Die Apparatus find ausführliche, der Ordnung des 
ZTertes in Titeln und Kapiteln folgende Kommentare geworden. “Die 
Defretalen Gregors IX. wurden Gegenftand einer bejonderen Litteratur- 
gattung, der jog. Summae titulorum, d.h. nad) der Legalordnung 
abgefaßter Lehr- und Handbücher des kanoniſchen Nechts. Ihnen gegen- 
über bezeichneten wiederum einen Fortſchritt die von der Legalordnung 
emanzipierten Compendia, neben welchen auch die alten Tractatus 
mehr und mehr einen breiten Raum behaupteten. Bormwiegend den praf- 
tiſchen Bedürfniffen des Nechtslebens verdanften ihre Entjtehung Reper- 
toria, Lexica juris, Tabulae juris eivilis et canoniei, Urteilsſamm— 
lungen: Decisiones, Responsa, Consilia, welche nicht, wie die früheren 
Quaestiones, blos fingierte, jondern wirkliche Rechtsfälle enthielten. End— 
lich gehören dieſer Zeit die eriten Drudausgaben von Quellen und 
fanoniftichen Schriften an. Sieht man auf Inhalt und Zweeck diefer 
Litteratur, ſo laſſen fich, weniger Wichtiges zurücgeftellt, vier Haupt— 
fategorien von Schriftjtellern deutlich unterjcheiden: die Vertreter der 
vein juriftifchen Litteratur, welche fich die Dogmatik des fanonifchen 
Nechts in allen Zeilen zum Borwurf nehmen; die Schriftiteller des 
forum internum, welche die Spezialität dev Beichtjurisprudenz 
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(casus conscientiae) ausgebildet haben; die kirchenpolitiſchen 
Schrifiteller, welche im Zufammenhange mit der von ftaatlicher und kirch— 
licher Seite gegen das Papfttum unternommenen Reaktion von verjchie- 
denen Borausfegungen und zu entgegengejegtem Reſultate das Berhältnis 
der geiftlichen und weltlichen Gewalt unterfuchen; endlich die Verfaſſer 
einer populären Litteratur des römisch-Fanonifchen Rechts, welche fich be- 
mühen, der Mafje der Ungelehrten und Halbgelehrten durch Specula juris und 
allerlei wunderliche Erzerpte und Zufammenftellungen das Unentbehrlichite 
aus der Jurisprudenz des täglichen Lebens zum Berftändnis zu bringen. 
Durch alle diefe Gattungen der mittelalterlichen kanoniſtiſchen Litteratur 
geht ein gewilfer uniformer Schematismus. Die jcholaftiihe Philoſophie 
liefert die Alles beherrjchende Methode. Die Eriftenz einer dem Leben 
entfremdeten ausschließlichen Lehr- und Schriftiprache begünftigt die Ent- 
ftehung einer handwerfsmäßigen Qerminologie und bejtimmt begrenz— 
tev Formen des Denkens. Daher fehlen bis in XVL J. hinein Die 
Bedingungen neuer Geiftesbahnen der fanoniftichen Wiſſenſchaft und das 
Ende diejer Litteraturperiode zeigt Die Spuren ihres Niederganges. Gleich— 
wohl läßt fi) über Geift und Charakter derjelben ein einheitliches Urteil 
faum ausjprechen. Bei der zuleßt genannten populären Litteraturgattung 
fann bon wiffenfchaftliher Methode irgend welchen Nanges natürlich am 
wenigiten gejprochen werden. Die Schriftiteller der anderen Stategorien 
teilen zwar den Mangel an gejchichtlichem Sinn und an Kritik. Die 
meilten unter ihnen haben nur Material, nicht Gedanken überliefert. 
Im übrigen aber ift der Wert ihrer Schriften doch ein außerordentlich 
verjchiedener. Neben gänzlich unfruchtbaren Leiſtungen bieten fie auch 
Werke von bleibender dogmengejchichtlicher Bedeutung dar. Bielleicht am 
charakteriftiichiten ausgeprägt tritt die jcholaftische Methode in der kirchen— 
politijchen Xitteratur hervor. Theologie und Philofophie führen 
gegenüber der Jurisprudenz das überwiegende Wort. Man mill das 
Gute nehmen, woher es fommt; aber es fehlt die Urteilsfähigfeit, es zu 
‚unterscheiden. Jede don irgend ‘Yemand berichtete Thatjache gilt als wahr. 
Eine Bibel- und eine Corpus-juris-Stelle haben gleichen Rang. Aris 
ftotele8 und ein Kirchenvater befiten diejelbe Autorität. Daß freilich 
auch unter" den firchenpolitiichen Schriftitellern einige über das Durd)- 
IchnittSniveau weit hinausragten, wird in jpäterem Zuſammenhange nach- 
zumweifen fein ($ 18). Der Boden aller wifjenschaftlichen Thätigfeit blieben, 
wie ſchon angedeutet, in der Hauptfache die Univerfitäten, an welchen 
jeit der Mitte des XIII. %. auch Laien als Lehrer des Fanonifchen Rechts 
zu finden find. Nicht unmwejentlich beteiligt erjcheinen, namentlich an der 
Litteratur des forum internum, teils in Verbindung mit den Univerfi- 
täten, teil8 außer Zufammenhang mit ihnen, die geiftlihen Orden, 
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Auguftiner, Benediftiner, Karmeliter, Karthäufer, Eiftereienjer, Domini- 
faner, Minoriten. Der fosmopolitiche Charafter des Kirchenweſens zieht 
nach und nach alle Nulturnationen des Abendlandes zur geijtigen Mit— 
arbeit heran. Hervorragend beteiligen Sich, wenn auch in ungleichem 
Maße für die einzelnen Zweige der Yitteratur, Stalien, Deutjd- 
land, Sranfreid, Spanien, England. Unter den Univerfi- 
täten nehmen diejenigen Italiens, unter diefen Bologna und Padua 
die erjte Stelle ein. 


Die Zahl der Schriftiteller ift groß. Gegen 400 Namen find uns befannt. 
Hervorgehoben jeien: SinibaldusFlisceus (Innocenz IV.) + 1254; Bartho- 
lomaeus Brixiensis f 1258; Petrus de Sampsone j um 1260; Ber- 
nardus Parmensis de Botone 7 1265; Bernardus Compostel- 
lanus jun. r 126?; Henricus de Sagusia (Hostiensis) 7 1271; Ray- 
mundus de Pennaforte, Berfafjer der Defretalenfammlung Gregors IX. 
($ 11), 7 1275; Aegidius de Fuscarariis, erjter Laie als Lehrer des 
fanonischen Rechts in Bologna, * 1289; Guilielmus Durantis, ebenjo be— 
rühmt als Schriftjteller, wie als Praktiker, 7 1296; Guido de Baysio 
+ 1313; Guilielmus de Mandagato 7 1321; Augustinus Trium- 
phus, ficchenpolitiicher Schriftiteller ($ 18), * 1328; Guilielmus Occam 
7 1347; Marsilius de Padua, firchenpolitifcher Schriftiteller ($ 18), 71342; 
Johannes Andreae, namentlic) al3 Glofjator berühmt, von jeinen Beit- 
genojjen alS „fons et tuba juris“ geprieien, 7 1348; Johannes Calde- 
rinus 7 1365; Johannes de Lignano + 1383; Antonius de Bu- 
trio 7 1408; Petrus de Ancharano 7 1416; Franeiscus de Zaba- 
rellis r 1417; Johannes ab Imola 71436; Nicolaus de Tudeschis 
7 1453; Johannes a Turreeremata, von dejjen Schriften infonderbheit 
die nach der 12. Situng des Konzil von Bajel verfaßte De potestate papae 
et coneilii generalis auctoritate dadurch bon Intereſſe ijt, daß er in ihr be- 
ſtimmt die päpftliche Unfehlbarfeit bejtreitet, F 1468; Andreas de Barba- 
tia + 1479; Angelus Carletus 7 149%. Mit ihn ijt die Anfnüpfung an 
die neue Zeit ſchon gegeben. Luther hat heftige Angriffe gegen denfelben er- 
hoben, insbejondere gegen jein Hauptwerf, Summa Angelica genannt, („cum 
verius sit Summa plus quam diabolica“, Srit. Gejamtausgabe, 6. Bd. Wei- 
mar, 1888, p. 553. n. 30f. in der Schrift De captivitate Babylonica ete.; |. 
auch Tijchreden, Förſtemann, Bd.3, ©.216). Luther hat die Angelica des 
Carletus am 10. Dezember 1520 mit den päpftlichen Gejeßbüchern zu Wittenberg 
verbrannt (Briefe, de Wette, Bd.1, ©.532 an Spalatin). 


3. Dis in das XIX. %. Die dritte, bis zur hiltorifchen Schule 
des XIX. J. hinaufführende Entwicelungsperiode der kirchenrechtlichen 
Litteratur wird im XVI. J. durch zwei entjcheidende Thatjachen eingeleitet, 
die Reformation und das tridentinifche Konzil. Jene begründet 
eine jelbjtändige evangeliſche Kirchenrechtswiſſenſchaft. Diejes bedingt durch 
die tiefgreifende Beränderumng des mittelalterlichen Nechtszuftandes eine 
neue wiljenjchaftliche Behandlungsweiſe auch des katholiſchen Kirchenrechts. 
Die faſt ausfchliegliche Verbindung der Litteratur mit den Univerfitäten 
bleibt bejtehen. Aber der Anteil der Nationen an den Kortichritten der 
Kirchenrechtswiſſenſchaft hat ich verjchoben. Italien hat die Führerſchaft 
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bis tief in das XVII. J. an Frankreich abgeben müfjen. Später 


* 


kommt fie unbeſtreitbar Deutſchland zu. 


Ausland Bon Italienern haben nachhaltigen Einfluß auf die allge— 
meine Entwickelung der fanoniftifchen Wiſſenſchaft, teils durch die Förderung der 
Methode, teils durch wertvolle quellen bezw. Litteraturgejchichtliche Arbeiten, 
teils durch Vertiefung dev Dogmatik namentlich folgende Schriftjteller, in deren 
Arbeiten fich zugleich der damalige Gegenjaß von Eurialismus und Antieurialismus 
innerhalb der römifchen Kirche jelbft wiederjpiegelt, ausgeübt: Giovanne 
Paolo Lancelotti + 1590; RobertoBellarmino 71621; Paolo Sarpi 
(S 12) + 1623; Marco Antonio de Dominis 7 1624; Sforza Pallavi- 
eini ($ 12) + 1667; Prospero Fagnani 7 1678; Hieronymus Balle- 
rini 7 1757; Prospero Lambertini (Benediet XIV. $ 12) $ 1758; Maurus 
Sarti + 1760; Carlo Sebastiano Berardi 7 1768; Pietro Ballerini 
+ 1769; Joh. Dominicus Mansi, berühmt dur die Konzilienfammlung 
(s11) + 1769; Francesco Antonio Zaccaria 7 179; Lodovico Fer- 
raris r Ende XVII. 8.; Giovanni Devoti F1820. Bon dem großartigen 
Aufſchwung der außeritalienifchen Jurisprudenz war dieje Litteratur nahezu un— 
berührt geblieben. Seit Anfang diejes Jahrhunderts verlor fie auch mehr und 
mehr ihre Bedeutung für Deutjichland. Erjt in neuejter Zeit hat die im Zu— 
ſammenhange mit der politijchen Entwicelung des jungen Königreich8 entjtandene 
jtaatSfirchenrechtliche Pitteratur Italiens (Cassani, Scaduto, Minghetti, 
Curei) auch in Deutjchland wieder angezogen und die verdiente Beachtung ges 
funden. Inſonderheit aber find das Ericheinen einer neuen firchenrechtlichen 
Beitichrift in Stalten „Rivista di diritto ecclesiastico del Regno*, Torino 
1890, jowie das bedeutjame Werf Ruffinis, La studio e il concetto odierno 
del diritto ecelesiastico, Roma 1892, worin die Urfachen einerjeitS des Nieder- 
gangs der Ffanoniftischen Studien in Italien, Spanien und Franfreich, anderer- 
jeitS ihres Aufblühens in Deutjchland geichildert werden, erfreuliche Anzeichen 
eines wiederbeginnenden Aufſchwungs der Kirchenrechtswiljenichaft in Stalien. 
Auh Spanien und Bortugal haben eine nicht geringe Zahl nachreformatori- 
jher Kanonijten aufzumweijen. Alle überragend und bedeutungspoll für die all- 
gemeine Entwidelung des abendländijchen KirchenrehtS war Antonio Ago- 
stino 7 1586, der eigentliche Begründer einer wiljenschaftlichen Gejchichte und 
Kritif der Quellen; neben ihm find nicht zu überjehen Martinus Navarrus 
71586; Frances Tolet 7 1596; Alonso Pisanus 71598; Thomas Sanchez 
71610; Frances Suarez 71617; Juan Mariana 71624; ManuelGon- 
zalez Tellez 7 1649; Agustin Barbosa, + 1649. Der jpätere Berfall 
wahrer Wifjenjchaft war eine natürliche Folgeerfcheinung der Inquiſition. Aus der 
großen Zahl der bedeutenden Kanoniften FranfreichS ragen hervor Charles 
du Moulin (Molinaeus) 7 1566; Pierre Pithou ($ 18. I, 2) + 1596; 
Etienne du Pasquier f 1615; Edmond Richer + 1631; Jacques 
Sirmond 71651; PierreDupuy + 1651; Jacques Godefroy (Gotho- 
fredus) 7 1652; David Blondel + 1655; Pierre de Marca 7 1662; 
Jean Doujat + 1688; Louis Thomassin + 1697; Jacques Bénignée 
Bossuet 71704; Etienne Baluze 71718; Pasquier Quesnel? 1719; 
Claude Fleury + 1723; Claude Petitdidier + 1728. An der Blüte 
der firchenrechtlichen Litteratur Frankreichs find der Klerus und die Laienwelt, 
Statholifen und Calvinijten (Blondel, ſ. o., hauptjächlich verdient um den Nad)- 
weis der pjeudoifidorischen Fälſchung, 8 11) beteiligt. Die Leiftungen der 
Bejten unter ihnen ragen über die der meiften Zeitgenofjen anderer Nationen 
hinaus. Sie behandeln Geſchichte und pofitives Necht mit gleicher Birtuofität. 
Ihr eigenartiges Gepräge beſitzt dieſe franzöfische Kirchenrechtslitteratur durch 
ihren Inhalt, Zwed und nationalen Charakter. Die drei Momente 
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ſtehen in leicht verſtändlichem Zuſammenhang. Ihren Inhalt bildet im Weſent— 
lichen die Verteidigung und Bekämpfung der libertates Ecclesiae Gallicanae. 
Ihrem Zwecke nach iſt ſie daher in erſter Linie für die Praxis und das Leben 
des franzöſiſchen Staates beſtimmt. Die Folge iſt, daß ſie eine vom gemeinen 
Recht abgewandte Richtung nimmt und ſich weſentlich partikulär geſtaltet. Aber 
trotz dieſer Eigenart erhält ſie eine univerſelle Bedeutung, wird zum Anknüpfungs— 
punkt für die niederländiſche Schule (Zeger Bernhard van Espen 
+ 1728) und don entjcheidendem Einfluß auf die deutſche Entwidelung. Der 
Grund diefer immerhin auffälligen Erjcheinung liegt in der wahrhaft wiſſenſchaft— 
liden Methode, dem feinen geihihtlihen Sinn und der fritifchen Be- 
gabung der Scriftiteller. Sie find nicht mehr Kanonijten alten Stils. Die 
Scolaftif ijt überwunden. Die Gejchichte ift das Mittel geworden, die Gegen 
wart zu derjtehen. Aus Anlaß der bejfonderen Verhältniſſe in Frankreich werden 
die Grundfragen der Kirchenderfafjung und des StaatsfirhenrehtS allgemein 
und prinzipiell erörtert. Seit der zweiten Hälfte des XVII. %. freilich wird 
Frankreich don den Leijtungen der Deutjchen bereits eingeholt oder überholt. 
Seit dem Ende des XVII. 3. hat das Kirchenrecht überhaupt feine Impulſe 
bon dort mehr empfangen. Die mit dem Konfordat und den organijchen Ar— 
tifeln eingeleitete widerjpruchspolle Kirchenpolitif hat jeine praftifche Bedeutung 
in der öffentlichen Meinung herabgedrüdt und es als Wiljenjchaft verfünmern 
laſſen. Auf den Univerfitäten frijtet e8 gegenwärtig jein Dajein nur als Be— 
itandteil de3 Staatsperwaltungsrechts. Von den neueren franzöfiichen Schrift- 
jtellern über Kirchenrecht und Kirchenpolitif haben nur wenige im Ausland Be- 
achtung gefunden. (Marie Dominique Bouix + 1870; Felix Antoine 
Philibert Dupanloup 7 1878.) 


Für Deutihland und DOfterreich haben jeit dem XVI. J. 
die Univerfitäten Italiens und Franfreichs ihre Anziehungskraft mehr und 
mehr verloren. Die in jtetigem Aufblühen begriffenen inländifchen Hoch— 
Ichulen find der faſt ausjchliegliche Nährboden der wiſſenſchaftlichen Arbeit 
und litterarifchen Leiftungen geworden. Der mehr nationale Charakter 
der Litteratur prägt fich feit der Mitte des XVII. J. aud in der Ein- 
bürgerung der deutſchen Schriftiprahe aus. ine ganz neue Yitte 
raturgattung entjteht in dem „deutschen geiftlichen Staatsrecht“, 
welche in erfennbar fortjchreitender Schärfe und Durchſichtigkeit das Ver— 
hältnis von Staat und Kirche unter paritätifchen Gefichtspunften zu er- 
mitteln unternimmt. Im übrigen bejteht noch längere Zeit eine nahezu 
vollitändige Scheidung Fatholifcher und evangelifcher Kirchenrechtswiſſen— 
Ihaft. Wo die Schriftiteller der einen Konfeſſion das Recht der anderen 
behandeln, gejchieht es zunächjt nur zu Zwecken der Polemik. Erſt jpäter 
wird das vein wiſſenſchaftliche Intereſſe dabei mitbeftimmend. 

Den Gang der Entwidelung im Einzelnen anlangend, jo hat zu- 
nächſt die Litteratur des Fatholifchen Kirchenrechts zwiſchen Mitte des 
XVI und XVII. J. feine hervorragenden Erjcheinungen aufzumeifen. 
Ähnlich, wie in der vorgratianifchen Zeit, hat der Klerus die Führung, 
gilt das Kirchenrecht al8 Domäne dev Theologie. (Johann Eck 7 1543; 
Heinrich Canisius — 1610; Paul Laymann 7 1655.) Aud) 
nachdem in ſpäterer Zeit das Berhältnis zu Gunsten der Auriften aus 
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dem Laienftande fich geändert hat, bleibt namentlich der Negularklerus, 
Sefuiten, Benediktiner, Franziskaner, ſtark an der Fanoniftifchen Pitteratur 
beteiligt. Neben quellengejchichtlichen Arbeiten, umfaſſenden dogmatifchen 
Werfen und Kompendien nimmt jeit dev Mitte des XVII. J., im engen 
Zufammenhange mit der ntwicelung des Promotionswejens auf den 
deutjchen Univerfitäten jtehend, injfonderheit die monographiſche Ka— 
noniftif eine breite Stelle ein. Die der katholiſchen Stirchenrechtslitteratur 
diefev Periode geftellte Aufgabe war im Großen umd Ganzen die Ber- 
einigung des vor- und nachtridentinischen Nechts. Ihre Löſung war 
ſchwierig und gewagt zugleich, da durch Pius IV. die interpretation der 
Tridentinischen Konzilsbejchlüffe verboten war. Der Einfluß Diefer Eriti- 
chen Situation tritt auch unverfennbar in den Werfen der deutjchen 
katholiſchen Schriftsteller hervor. Sie find reich an Stoff, Kaſuiſtik und 
zuverläffigen Mitteilungen über die römische Praxis. Aber es fehlt die 
volle Berwertung der gejchichtlichen Forſchung und die freie Kritik. Von 
den großen Vorbildern im Auslande ift nur das Material, nicht die 
Methode entlehnt. 

Ehrenreich Pirhing 7 1690; Jakob Wiestner j 170°; Ana- 
cletus Reiffenstuel + 1703; Peter Leuren, f. 1723,..Eranz 
Schmalzgrueber 71735; VitusPichler 7 1736. 

Dieſe noch halb in den traditionellen Bahnen der Scholaftif wandelnde 
Litteratur wurde jeit der zweiten Hälfte des XVII. J. von einer anderen, 
faum weniger einfeitigen Nichtung abgelöit. Das Naturrecht wurde auf 
die Kirche, und damit auf ein ©ebiet, welches ihm grundjäßlic) am aller- 
meijten verjchloffen bleiben mußte, übertragen. Damit war allerdings 
eine freiere Behandlungsweije verbunden. Aber es war ſowohl der Beruf 
der Geichichte, als die Aufgabe der Bhilofophie gegenüber dem pofitiven 
Recht verfannt. 

GregorZallwein 7 1766; Eusebius Amort 71775; Paul Josef 
Ritter von Riegger + 1775; Philipp Anton Schmidt 7 1805; Ja- 
kob Anton zum Thurn von Zallinger 7 1813; Maurus von 
Schenkl 7 1816; Franz Andreas Frey 7 1820. 

Einen wirkſamen Anftoß zu wahrhaft gefchichtlicher Methode und freier 
Kritik erhielt dagegen um die gleiche Zeit die katholifche Kirchenrechtslitteratur 
von jenev episkopaliſtiſchen Nichtung, welche unter dem Namen des 
„Febronianismus“ ein jelbjtändiges Syſtem Fatholifcher Kirchenverfaffungs- 
gedanken ($S 31) bedeutet. Seine innere Anfnüpfung hatte es in der 
franzöfischen und niederländiichen Schule. Sein Zweck war die Be- 
fümpfung des Curialismus und die Neform der Kirche. Seinen ftaat- 
lichen Stüßpunft fand es in dem Sofefinismus ($ 19). Keineswegs 
haben alle Bertreter mit gleicher Bejtimmtheit und Konjequenz den Syſtem 
gehuldigt. Manche Laffen nach der Anlage ihrer Berjönlichfeit oder unter 
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der Ungunft dev Verhältniſſe ihren Standpunkt nur verjchleiert erkennen. 
Aber durchgehends ift ein Fortichritt dev katholiſchen Kirchenrechtswiſſen— 
Ichaft eingetreten. Auch dem proteftantifchen Kirchenrecht wird nun Be— 
rückſichtigung zu teil und allmäliges Verständnis entgegengebracdht. Cinige 
unter dieſen Schriftitelleen haben hervorragende, auf die Sirchenpolitif 
ihver Zeit einflußreiche und bis in die Gegenwart beachtete Werfe ge— 
liefert. Die Grenze zwijchen ihnen und Bertretern der naturrechtlichen 
Schule ift freilich nicht überall treng zu ziehen; ebenfo ragen Manche teilweije 
ſchon in Die neue Zeit der hiſtoriſchen Schule hinein. 

Johann Kaspar Barthel 71771; Georg Christoph Neller 
+ 1783; Franz Stephan Rautenstrauch 7 175; Joh. Nicolaus 
von Hontheim [Febronius] 7 1790; Joh.Nepomuck Endres 7 1791; 
Joh. Baptist Horix F1792; Joseph Anton Stephan Ritter von 
Riegger 7 179; Joseph Joh. Nepomuck Pehem 7 17199; Franz 
Anton Dürr + 1805; Philipp Hedderich 7 1808; Georg Rech- 
berger + 1808; Anton Michl #1813;5 Joseph Auton Sauter 7 1817; 
Benediet Maria Leonhard von Werkmeister 7 1823; Klemens 
August Maria Anton Aloys Paul Freiherr von Droste 
Hülshoff + 1832; Thomas Dolliner + 1839; Joh. Philipp von 
Gregel 7 1841; Joseph Helfert + 1847; Ignaz Heinrich Carl 
Freiherr von Wessenberg 7 1860. 


Die Entwicelung der evangelifchen Stirchenrechtslitteratur auf 
deut ſchem Boden wird bis ins XIX. J. im Wejentlichen durch zwei 
Probleme bejtimmt: das Verhältnis evangelijher Kirdhen- 
ordnung zum fanonijhen Recht (813) und die wiſſenſchaft— 
(ide Begründung der durch die Macht der Thatjfachen gewordenen 
landesherrlidhen Kirhengemwalt ($ 35). Nicht, als ob die 
Yitteratur mit diefen beiden Problemen gegenftändlich erfchöpft und aus- 
gefüllt gewejen wäre. In den zahlreichen Schriften evangelifcher Autoren 
finden fich mit mehr oder weniger Ausführlichfeit alle Teile des Kirchen- 
vechtS behandelt. Aber fie mögen monographifch Eherecht, Batronatrecht, 
Staat und Kirche oder das Syſtem des Kirchenrechts im Ganzen dar— 
Itellen, es finden fich fait alle Fragen nach ihrer prinzipiellen mie prafti- 
chen Bedeutung im nähere oder entferntere Beziehung zu jenen beiden 
Srundproblemen gebracht. Das erjte derjelben war in Wittenberg jelbit 
aufgerollt und unter heftigen Kämpfen zwifchen Theologen und Juriſten 
(Melehior Kling 7 1571) verhandelt worden. Dieſer Kampf um 
das kanoniſche Necht zeigt zwei Entwickelungsitadien. Zuerſt wurde um 
das Prinzip feiner fortdauernden Anwendbarkeit, und, nachdem dieſe 
Frage ſchon 1530 zu feinen Gunften unter Luthers jchließlicher Zus 
jtimmung ſelbſt entschieden mar (VBorrede zu der anonymen Schrift 
„Ein furger Auszuge aus den Bebftlichen rechten” 2c.), in den folgenden 
Dahrhunderten über den Umfang feiner Anwendbarkeit geftritten. Der 
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Kampf von Wittenberg hatte ſich auf faſt allen Univerſitäten wiederholt. 
Kein bedeutender evangeliſcher SKirchenrechtsichriftiteller geht an dieſer 
Frage mehr vorüber. Dabei wird je länger, je mehr die innere Stellung 
gegenüber dent fanonifchen Necht eine freiere. Es wird nicht mehr blos 
nad den formalen Bedingungen feiner Autorität als Nechtsquelle, ſon— 
dern nach feiner allgemeinen Brauchbarfeit, feinem naturrechtlichen Werte 
und an den einzelnen Nechtsinftituten nach feinem mit dem Geifte evan- 
geliſchen Kirchenweſens überhaupt verträglichen Gehalte geprüft und da— 
durch die Würdigung derjenigen Stellung vorbereitet, welche es nad) 
gegenmwärtiger Anjchauung in der evangelifchen Rechtsordnung zu bean- 
Ipruchen hat. In dieſer Richtung Hat namentlib Justus Henning 
Böhmer (7 1749), defjen großes Werf über das Jus Ecelesiastieum 
Protestantium ete. fi) an die Defretalenordnung des kanoniſchen Nechts- 
buches anschließt, grundlegend und fruchtbringend gewirkt. Die Verſuche 
zur Löſung jenes zweiten Problems führten zu vollftändigen Konſtruk— 
tionen des evangelifchen Kirchenverfaffungsrechts. Hier war der Bruch 
mit dem fanonischen Necht am radifaliten vollzogen und die Notwendig- 
feit eines vollfommenen Neubaues am undermeidlichjten. Je nach dev 
Stellung, welche die Schriftiteller den einzelnen Berfaffungselementen, 
dem Landesherrn, dem Lehrſtand oder der Gemeinde zuweilen, gelangen 
fie zu jehr verjchiedenen Ergebniſſen. Dieſe Ergebniffe haben fich nad) 
und nach zu fürmlichen Syſtemen verdichtet. Sie wurden ſpäter nad) 
dem Borgange Daniel Nettelbladts (F 1791), der diefe Klaſſi— 
fikation zuerſt vollzog, technifch als Episfopal-, Territorial- und Kolle— 
gialſyſtem bezeichnet ($ 33). Die geiftigen Führer diefer Litteratur waren 
außer dem ſchon erwähnten J. H. Böhmer namentlih Matthias 
Stephani F 1646; Theodor Reinkingk + 1664; Benedict 
Carpzov 7 1666, welcher als erjter Syjtematifer des ganzen da- 
maligen evangeliichen Kirchenrechts durch fein Werf Jurisprudentia 
ecelesiastica seu consistorialis einen unbegrenzten Einfluß auf Theorie 
und Praris gewann; Hermann Conring 7 1681; Samuel 
von Pufendorf 7 1694; Heinrich Link 7 1696; Samuel 
Stryk j 1710; Christian Thomasius 7 1728, ein Univer- 
jalift, der aufgeflärtefte und fruchtbarfte Schriftfteller feiner Zeit, der 
Begründer des Ruhmes der Hallefchen Bubliziftenfchule und der erfte 
Univerfitätslehrer, welcher ſich dev deutfchen Sprache in feinen Vorleſungen 
bediente, endlid Christoph Matthäus Pfaff, + 1760. Mn 
dieje Führer schließt fi) noch eine reiche Gefolgichaft an; namentlich ift 
die Differtationenlitteratur ungemein ſtark beteiligt. Die Methode der 
Konſtruktion und Beweisführung ift überaus mannigfaltig. Poſitives 
Recht und Theologie, Naturrecht und Bhilofophie reichen fich ergänzend 
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die Hand. Die Entwicelung vom ZTerritorialismus zum Sollegialismus 
hat überdies in der Yitteratur eine ganze Neihe von mehr oder weniger 
jelbftändigen Übergangsformen aufzuweifen. Von Ausländern, deren 
Schriften im Zuſammenhang mit diefer geistigen Bewegung auf deutjchen 
Boden jtanden, find hervorzuheben Hugo Grotius j 1645; Be- 
nediet Spinoza f 1677; Thomas Hobbes 7 1679. 

Aus der großen Zahl der übrigen deutjchen evangelifchen Kirchenrechts- 
jcehriftjteller diejer Periode, welche durch quellen und litterargefchichtliche Ar— 
beiten, durch Kommentare und Kompendien, wertbolle Unterfuchungen über ein= 
zelne Rechtsfragen oder Darftellungen des geiftlihen Staatsrechts fich einen 
Kamen erworben haben, jeien den bisher genannten noch beigefügt Nicolaus 
Vigel 71600; Johann Zanger 7 1607; Sigismund Finckelthaus 
+ 1644; Joh. Friedrich Böckelmann + 1681; Caspar Ziegler 
+ 1690; Joh. Schilter + 1705; Joh. Nicolaus Hert + 1710; Ger- 
hard von Mastricht 71721; Joh. Georg Estor 7 1773; Joh. Jacob 
Moser +7 1785; Georg Ludwig Böhmer 7 1797; Joh. Christian 
Maier + 1821; Georg Walter Vincenz von’Wiese 7 1824; An- 
dreas Joseph Schnaubert 71825; Christian Gottlob Biener 
7 1828; Christian Friedrich von Glück 7 1831; Wilhelm Trau- 
gott Krug + 1842. Diejer fann wohl als einer der leßten Vertreter der rein 
naturrechtlichen Richtung gelten. Er ragt mit feinem „Kirchenrecht nach den 
Grundfägen der Bernunft und im Lichte des Chriſtentums“ (1821) bereits wie 
eine Art Merfwürdigfeit in das XIX. 3. hinein. 

4. Die vierte Entwidelungsperiode der deutſchen Firchenrecht- 
lichen Litteratur, welche zugleich die Gegenwart umfaßt, hat ihre Rich: 
tung und Höhenlage durch die hiſtoriſche Rechtsſchule erhalten. 
Sie Steht mach Methode und Ziel in unverfennbarer Geiftesperivandt- 
ſchaft mit der bedeutjamen franzöfiichen Bubliziftift des XV. %. ber 
fie ift diefer gegenüber unendlich) vervollfonmnnet und vertieft. Vollſtän— 
dige Beſchaffung des gejchichtlichen Materials, jtreng kritiſche Behandlung 
der Quellen, exakte dogmengejchichtliche Erforjchung der einzelnen Rechts- 
inftitute, genaue Nachweifung des organischen Zuſammenhangs der ein- 
zelnen Nechtsinftitute im Ganzen des Syſtems, das waren die Yorde- 
rungen, mit welchen im XIX. J. die deutſche hiftorische Schule an die 
Aufgabe der Berbefferung der Rechtswiſſenſchaft herantrat. Wie die 
Löſung Ddiefer Aufgabe mit Meifterhand auf römischerechtlichem Gebiet von 
Guſtav Hugo 7 1844, Friedrich Carl von Savigny 7 1861 und 
Georg Friedrih Puchta F 1846 in Angriff genommen ward, jo ge 
ſchah es durh Karl Friedrich Eihhorn (geb. 1781, T 1854) 
für das deutſche Privatrecht und das Kirchenrecht. In feinen „Grund— 
jäßen des Kirchenrechts der Katholiſchen und der Evangelijchen Neligions- 
partei in Deutjchland” (1831/33) liegt die erſte reife Frucht der ver: 
bejjerten hiltorisch-[yitematischen Methode (f. u. IV) vor. Großen äußeren Er— 
folg hatte das Buch, welchem die Gunft einer weiteren Auflage verſagt blieb, 
freilich nicht, Im Dämmerlichte der damaligen Zeit betrachtet, liegt aber 
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darin gerade ein Zeugnis ſeines ungeheuren Fortſchritts und ſeines inneren 
Wertes. Eine derartige rein auf die Sache gerichtete Wiſſenſchaftlichkeit und 
Objektivität war auf kirchenrechtlichem Gebiete neu. Die klaſſiſche Ruhe 
und Nüchternheit, welche das Buch charakteriſiert, hatte in dem Jahr— 
zehnt, welches vom Lärm des Kölner Kirchenſtreits erregt und erfüllt 
war, nicht auf großen Beifall zu rechnen. Auch mochte der Umſtand 
beitragen, daß Eichhorn bald nach Erſcheinen des 2. Bandes von der 
Gelehrtenlaufbahn zurückgetreten war. Nichts deſtoweniger iſt es Muſter für 
die interkonfeſſionelle Bearbeitung des Kirchenrechts überhaupt geworden 
und ſein Studium kann noch heute nicht dringend genug empfohlen werden. 
Im J. 1842 wurde es überholt durch die 1. Auflage des Lehrbuches von 
Aemilius Ludwig Richter (geb. 1808, 7 1864). Er iſt ohne 
Zweifel derjenige Kirchenrechtslehrer, welcher durch die von ihm begrün- 
dete Schule hervorragender Kanoniſten den nachhaltigjten und weitejt- 
veichenden Einfluß auf die Entwicelung der Kirchenrechtswiſſenſchaft des 
XIX. J. ausgeübt hat. Er ſelbſt hat für Quellen und Dogmatif des 
Stirchenrechts beider Stonfejfionen gleich Bedeutendes geleiftet. Er hat ins— 
bejondere im Berhältnis zur fatholifchen Kirche denjenigen Ton der wiljen- 
Ichaftlichen Würde und Objektivität gefunden und angegeben, welcher nad) 
ihm der Ruhm evangelifcher Kirchenvechtsichriftiteller geworden ift. Seit 
AHemilius Richter hat die SKirchenrechtswiffenichaft einen hohen Auf 
Ihwung genommen. Neben den durch die reiche Wirkſamkeit des jtillen 
Gelehrten gegebenen Anregungen verdanfte fie dies zugleich dem Um— 
Itand, daß durch die Zeitereignifje jelbft die Probleme des Kirchenrechts 
und der Stirchenpolitif immer mehr in den Vordergrund gefchoben wurden. 
Ein außerordentlicher Gewinn für fie wurde ferner die Handreichung, 
welche ihr gleichzeitig durch die Meifter der politiſchen Geſchichts— 
Ihreibung, dur die firhengefhichtlihen Forſchungen der 
Theologie und durdf die bereitwillige Mitarbeit der juriftifchen Praxis 
dargeboten ward. BZahlloje Kräfte wurden ia dieje Weife in den —— 
der Kirchenrechtswiſſenſchaft gezogen. 

Bon katholiſchen Schriftſtellern haben ſich, teils durch Einzel— 
unterſuchungen auf verſchiedenen kirchenrechtlichen Gebieten, teils durch 
Lehr- und Handbücher u. a. verdient gemacht Franz Michael Per— 
maneder T 1862; Leopold Auguft Warnfünig F 1866; 
Kraft Karl Ernit Freiherr Moy de Sons + 1867; Ignaz 
von Xongner 7 1868; Georg Philipps F 1872; Konrad 
Eugen Franz Roßhirt F 1873; Auguftin Theiner + 1874; 
Franz Joſeph Nitter von Buß F 1878; Ferdinand Walter 
y 1879. Als miffenschaftliche Vertreter des ſpezifiſch politifchen 
Natholizismus ericheinen Joſeph von Görres F 1848; Anton 
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Sofeph Binterim F 1855; Juftin Timotheus Balthajar 
Freiherr von Linde Fr 1870; Wilhelm Emanuel Freiherr 
von Ketteler F1877. Eine eigene, zum Teil illuftre Pitteratur, an 
welcher auch die hervorragendften Fatholifchen Theologen (Döllinger, 
Neufh, Friedrich) verdienftlichen Anteil haben, iſt durch die alt- 
katholiſche Bewegung ($ 12) ins Leben gerufen worden. Ihr 
gegenüber hat die vatikaniſche Nirchenrechtswilfenichaft in Deutſch— 
fand und Dfterreich ihren Stüb- und Sammelpunkt im „Archiv für 
katholiſches Kirchenrecht? (Friedr. 9. Bering) gejucht und gefunden. 
Unter den lebenden katholiſchen Kirchenvechtsichriftitellern mit teilweiſe ausge- 
zeichneten Leiftungen (vd. Sicherer, Thaner, Singer, Berchtold, 
Meurer u.) hat ferner Friedrih Maaßen, geb. 1823, durd) 
jeine Arbeit über die mittelalterliche Quellen und Yitteraturgefchichte des 
fanoniichen NechtS ‚befonderes Berdienit. Bor allem aber gilt dies von 
Nichters Schüler und Mitarbeiter Johann Friedrich von Schulte, 
geb. 1827, hervorragend durch zahlreiche Abhandlungen und Monogra: 
phieen, durch das bahnbrechende große Werf über die nachprittelalterliche 
Quellen und Litteraturgefchichte und feine Hand- und Lehrbücher des 
Kirchenrechts, von welchen das jüngſt erjchienene auch wertvolle Auf- 
ſchlüſſe zur evangelifchen Verfaſſungsgeſchichte liefert. 

Unter den evangeliſchen Sirchenrechtsichriftitelleen dev neuen 
Zeit find vor allem Savigny und Puchta ſelbſt nicht zu überſehen, 
erjterer wegen jeiner auch für das fanonifche Necht überaus bedeutungs- 
vollen „Sejchichte des römischen Nechts im Mittelalter”, letzterer wegen 
feiner „Einleitung in das Recht der Kirche”. Den Hauptanziehungs- 
punft der wiſſenſchaftlichen Arbeit, ſoweit ſich diefe auf das evangelifche 
Recht allein bezog, bildete jeit der Mitte des Jahrhunderts naturgemäß 
die firhlihe Verfaifung. Die Litteratur fteht zu ihr in einem 
doppelten Berhältnis. Sie hat zu einen großen Teil auf diefem Gebiete 
den Gang der Geſetzgebung ſelbſt beftimmt und geleitet; der notwendige 
Einfluß der Wiſſenſchaft auf die Nechtsbildung hat fich hier unmiderjteh- 
ih zur Geltung zu bringen gewußt. Sie entſprach amdererfeitS auc) 
der Aufgabe mifjenfchaftlicher Berarbeitung des gewordenen Nechts. Hier 
war fie freilich einer ungeheuren Schwierigkeit gegenübergeftellt: dem Bar- 
tifularismus, der Dezentralilation des evangelifchen Stirchenrechts. In— 
dejfen hat fie diefer Schwierigkeit ſich gleichfalls gewachſen gezeigt. Sie 
ift der Gefahr, in dem Detail des Partikulären auf und unterzugehen, 
nicht erlegen. Sie hat gerade gegenüber der Maffe des partifulären 
Nechtsitoffes mit um jo größerem Ernſt und Erfolg fih um die Feit- 
haltung der großen hiſtoriſchen Nichtpunfte fowie die Gewinnung und 
Bertiefung der allgemeinen Prinzipien bemüht. Daher, bei aller Ver— 
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ichiedenheit der Standpunkte und Ungleichartigfeit der einzelnen Lei— 
ftungen, doch im Ganzen die Höhe, der Gehalt und der dauernde Wert 
diefer auf Gefchichte oder Prinzipien der evangeliſchen Stirchenverfaflung 
fich beziehenden Yitteratur. Aber die Arbeit der evangelifchen Kirchen— 
rechtsſchriftſteller hat fich keineswegs auf diefes Gebiet befhränft. Ein 
gewiffer Umiverfalismus ift ihr charafteriftifches Verdienſt und das 
Merkmal ihres echt wiſſenſchaftlichen Geiſtes. Sie hat mit nicht gevin- 
gerem Erfolge an dem Recht der Eatholifchen Kirche ſich bethätigt. Sa, 
fie hat für dejfen Dogmatik vielleicht mehr geleistet, als für die der evan— 
geliichen Rechtsordnung, welcher es noch heute an einem gejchloffenen und 
erfchöpfenden Syſteme fehlt. Befanntere Namen unter den verdienft- 
vollen evangelifchen Stirchenrechtsichriftitellern der neueren Zeit find Jo— 
bann Wilhelm Bidell 71848; Friedrid Julius Stahl 
7 1861, welcher dadurd eine gewiſſe Sonderftellung einnimmt, daß jeine 
unter vorwiegender Einwirkung des individuell philoſophiſchen, politijchen 
und firchlichen Standpunktes entwickelten Lehren nachfolgend auf die Be— 
handlung kirchlicher Verfaffungsfragen, joweit fie von evangelifchen Theo— 
logen (Höfling, Kliefoth u. A.) in die Hand genommen wurde, einen unver— 
fennbaren Einfluß ausgeübt haben; Heinrih Friedrich Jacob- 
jon + 1868; Ernst Adolf Theodor XaspeHyres T 1869; 
Hein rich von Mübhler 7 1874 Emil Serrmann 7 1885; 
Chriftoph Gottlieb Adolf von Scheur!l F 189; Ludwig 
Wilhelm Hermann Waffjerjhleben F 1893; von Lebenden 
Sriedrih Thudihum geb. 1831; Bernhard Hübler geb. 
1835; Ernft Rudolf Bierling geb. 1841; Rudolf Sohm geb. 
1841; Edgar Loening geb. 1843; Karl Ludwig Bhilipp 
Horn geb. 1850; Emil Sehling geb. 1860; Arthur Schmidt 
geb. 1861; Karl Niefer u. A. Im Bordergrunde Stehen auch hier 
wieder Nichters Schüler: Dtto Alerander Georg Mejer, geb. 
1818, welchem das gemeine deutjche Kirchenrecht, die evangelifche Kirchen— 
verfafjung und das Gebiet der Beziehungen. des Staates zur römifchen 
Kirche reiche Förderung und zahlveiche neue Auffchlüffe verdanken; Ri— 
hard Wilhelm Dove geb. 1833, Herausgeber mehrerer Auflagen 
des Nichterfchen Lehrbuchs und Begründer der wertvollen „Zeitjchrift für 
Kirchenrecht”; Paul Hinſchius geb. 1835, befannt durch die beite 
fritiiche Ausgabe Pjeudoifidors, mehrere hervorragende Kommentare, 
hochverdient aber vor allem durch fein Werk über das „Kirchenrecht der 
Statholifen und Proteſtanten in Deutjchland”, welches das firchenrechtliche 
Syſtem in muftergültiger Bollftändigfeit und Quellenbegründung zur Dar- 
jtellung bringt; Emil Albert Friedberg geb. 1837, Verfaſſer 
zahlreicher ſtaatskirchen- und eherechtlicher Schriften, eines Lehrbuch und 
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der erften ſyſtematiſchen Darftellung des deutfchen evangelischen Verfaſſungs— 
vechts, ſowie auch darin Richters Schüler, daß er gleich diefem eine neue 
fritifche Ausgabe des Corpus juris canoniei und, gewiſſermaßen als Fort- 
ſetzung der Nichterfchen Sammlung der Kirchenordnungen des XVI. J., 
eine folche der geltenden Berfaffungsgejeße der evangelijchen deutjchen 
Yandesfirchen veranstaltet hat. 


So hat die Hiftorifche Schule nach allen Seiten auch dem Kirchenrecht För- - 
derung und Anvegung gegeben. ES wird ihre Methode Hinübernehmen ins neue 
Sahrhundert. Soweit aber die jachliche Aufgabe der nächjten Zufunft, jpe- 
ztell für die deutiche evangelifche Kirchenrechtswiljenschaft in Frage fommt, jo 
wird fie Inhalt und Ziel voriviegend durd) drei Thatjachen, durch den Gang 
der Landeskirchengeſetzgebung, durch die Rückwirkungen der politifchen 
Einheit und durch den Angriff empfangen, welcher von Geiten der Willen: 
Ichaft felbft auf den Beſtand firhlider Rechtsordnung unternommen 
wurde. Die beiden zuerjt angedeuteten Richtungen der Aufgabe jtehen in ge— 
willen Zujfammenhang. Der firchenrechtliche Gewinn der Reichgeinheit kann nur 
durch Bermittelung des partifulären Nechts gezogen werden. Die wiljenjchaft- 
liche Bearbeitung des letteren hat aber mit der Rechisentwidelung ſelbſt nicht 
gleihen Schritt gehalten. Eine auf der Höhe der Zeit befindliche Darjtellung 
der evangelifchen Landes- und Provinzialsstirchenrechte jteht noch aus. Die Auf- 
gabe fann nur für die einzelnen Rechtsgebiete mit Erfolg, und wahrhaft nur von 
Solchen gelöft werden, welche perſönlich im landeskirchlichen und probinziellen 
NRechtsleben mitten inneftehen. Die Löſung wird um jo jchivieriger und dring- 
licher, je rajcher und volljtändiger durch die Fruchtbarkeit dev neueren Synodal— 
gefeßgebung der Ausbau der partifulären Rechtsſyſteme jich vollzieht. Die ge— 
nauere Erforihung der partifulären Nechte trüge aber ihren Gewinn nicht nur 
in fich jelbjt, jondern fie würde zugleich die notwendige Unterlage liefern für eine ein- 
heitlichere Gejtaltung des deutjchen evangelifchen Kirchenrechts. Das Bedürfnis hier: 
nach ijt von allen evangeliichen Kirchenregierungen deutjcher Lande jeit langem aner— 
fannt und hat in der Beranftaltung der Eifenacher Konferenz jeinen Ausdruck gefun- 
den (SAVI. In ihren Beitrebungen und Erfolgen findet die evangeliſch kirchen— 
rechtliche Wilfenfchaft einen wertvollen Anfnüpfungspunft. Mit Benußung der dort 
ausgetaufchten, aus der Praris des kirchlichen Zebens gejchöpften reichen Erfahrung 
hat fie nachzumeijen, wie, unter grundfäßlicher Wahrung der Freiheit und des Be- 
fenntnisjtandes der Landeskirchen, an die für den inneren und äußeren Bejtand 
der deutjchen evangeliichen Kirche jchädliche Nechtszeriplitterung die bejjernde 
Hand anzulegen, und bis zu welchem Grade es nützlich und angängig jei, der 
vorhandenen Einheit des Kirchenbewußtſeins auch in einer Einheit der rechtlichen 
Drdnung einen greifbaren Ausdrud und Stüßpunft zu gewähren. Hand in 
Hand mit diefen beiden Aufgaben Löjt die evangelische Kirchenrechtswiljenichaft 
die dritte, die Verteidigung des Ihatbejtandes des Kirchenrechts ſelbſt. Sohm 
hat in jeiner Thefis von dem Widerjpruch des KirchenrechtS mit dem Wefen der 
Kirche das firchenrechtliche Problem der nächjten Zukunft geftellt. Aber der Sat 
ijt in dieſer Allgemeinheit falfch (s5 II). Die fatholiiche Kicchenrechtswifjenfchaft 
wird ihn dornehm ignorieren. Der evangelifchen wird und muß er Veranlafjung 
geben, von Neuem das BVBerhältnis von Necht und Kirche mit Ernſt und Unbe— 
fangenheit zu prüfen und fich ihrerjeitS davum zu bemühen, daß das wahr- 
haft geiftlihe Wefen evangelijhen Kirchentums durch Abjtreifung rechts— 
gejetlichen Ballajtes immer mehr und mehr zur Erſcheinung gelangen könne. 
Sn dem Maße, als ihr dies gelingt, wird fie einft von der litterarhiftorifchen 
Kritif die Anerkennung erivarten dürfen, den Beruf ihrer Beit verjtanden und 
ihre Aufgabe gelöft zu haben, 
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Litteratur zur Litteraturgeſchichte. v. Schulte, Die Gedichte der 
Quellen und Litteratur des fanonifchen Rechts don der Mitte des 16. Jahr— 
hunderts bis zur Gegenwart. 3 Bde., 1875/80. Friedr. Maaſſen, Ge— 
Ichichte der Quellen und der Litteratur des kanoniſchen Rechts im Abend- 
(ande bis zum Ausgange des Mittelalters. 1. Bd. 1870 „Litterarhijtoriiche 
Einleitung? ©. XVII ff. v. Savigny, Geſchichte des römischen Rechts im 
Mittelalter, Bd. III. R. Stintzing, Gefchichte der deutſchen Rechtswiſſen— 
Ichaft. 1. Abth. 1880; 2. Abth., herausgegeben von E. Landsberg, 1884. 
N. Stinging, Geſchichte der populären Litteratur des römiſch-kanoniſchen 
Nechts in Deutjchland am Ende des 15. und im Anfange des 16. J. 1867. 
Koh. Merkel, Das protejtantijche Kirchenrecht des 18.%., in Zeitſchrift für 
utherische Theologie (Rudelbakh u. Guericke), Bd. XXI (1860), ©. 1—51 
(von Intereſſe d. a. bezüglich des Einfluffes der naturrechtlichen Theorieen). 
Theod. Muther, Zur Gejchichte der Rechtswiſſenſchaft und der Uniber- 
fitäten in Deutjchland, 1876. Derſ., Römijches und fanonijches Recht im 
deutjchen Mittelalter, 1871. DO. Mejer, &b., SS 43. 56. 103—106. 152— 154. 
vb. Schulte, %b., $ 117. ©. Friedberg, 2b. $S4 DBgl. auch den Fleinen 
Abriß don Sohm in D. Fiſchers Nectsforihung und Rechtsunterricht 
auf den deutichen Unibverfitäten, 1893, ©. 113—121. 
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1. Einige vielgebrauchte Werke älterer Kanontiten. Gejchichtliche: Gerh. 
v. Mastricht, Historia juris eccelesiastici 1676 (ed. Thomasius 1705. 
1719). Doujat, Histoire du droit eanonique 1677. L. Thomassin, 
Ancienne et nouvelle diseipline de l’eglise, 1678, 1725; Vetus et nova 
ecclesiae diseiplina circa beneficia 1688, 1706, 1787, sqq. Petr. de 
Marca, De concordia sacerdotü et imperii, 1641 (edd. sqq. de Ed. Ba- 
luze, J. H. Böhmer, Fimiani). Dogmatifche. Evangelifcher Schriftiteller: 
Bened. Carpzov, Jurisprudentia ecclesiastica seu consistorialis, 1645, 
1649 (ed. Beyer 1721). Gisbert Voetius, Politica ecclesiastica, 1663 sqq., 
18855 ff. Just. Henning Böhmer, Jus ecclesiasticum protestantium, 
usum hodfernum juris canonici juxta seriem Decretalium ostendens, 1714, 
1756 sqq. Idem, Institutiones juris eanoniei, 1738, 1770. Idem, Jus 
parochiale, 1701, 1760. Geo. Lud. Böhmer, Prineipia juris canonieci 
speciatim juris ecclesiastici publiei et privati, quod per Germaniam ob- 
tinet, 1762 (ed. Schönemann 1802, Bauer 1819). Chr. Math. Pfaff, In- 
stitutiones juris eccelesiastiei, 1727, 1738. Katholiſcher Schriftiteller: Zeg. 
Bern. van Espen, Jus ecclesiasticum universum hodiernae disci- 
plinae praesertim Belgii, Galliae, Germaniae et vicinarum provinciarum 
accomodatum, 1702, 1791. Car. Seb. Berardus, Commentaria in jus 
ecclesiasticum universum, 1766, 1778 (ed. Laureti 1847). L. Ferraris, 
Prompta bibliotheca canonica, 1746. 1784 sqq. J. P. Lancelottus, In- 
stitutiones Juris canoniei 1563, 1609 (ed. Ziegler 1669, idem et Thomasius 
1716). PaulJos. aRiegger, Institutiones jurisprudentiae ecelesiasticae 
1768 sqq., 1780. Jos. Ant. a Riegger, Elementa juris ecclesiastieci 
1774 sqq. Jo. Devoti, Institutiones ecanonicae, 1781 u. ö. im XIX. %. 

2. Zur Geſchichte des Kirhenrechts. Abgejehen von älteren (j. o. 
Mastricht, Doujat 2c.) find bieher namentlich die beiden zubor genannten großen 
litterargeschichtlichen Werfe von dv. Schulte und Maaffen zu beziehen. Außer: 
dent: J. W. Bickell, Gefchichte des Kirchenrechts, Bd. J. 1, 1843; 2 (Röſtell), 
1849. E. Loening, Geſchichte des deutfchen Kicchenrechts, 2 Bände, 1878 (bis 
zum Ende der Merovinger). NR. Sohm, Kicchenredt. I. Bd. Die gejchicht- 
lihen Grundlagen, 1892 (Berfafiungsgefchichte). Die Litteratur zur Gefchichte 
des Berhältniffes von Staat und Kirche f. u. $ 17; die dogmengeſchicht— 
liche Litteratur ijt bei den einzelnen Nechtsinftituten angegeben. 
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3. Lehr- und Handbücher des deutſchen interkonfeſſionellen 
Kirchenrechts. Evangeliſcher Berfafler: 8. F. Eichhorn, Grundſätze des 
Kicchenrechts der Katholifchen und der Evangelifchen Religionspartei in Deutjch- 
land, 1. Bd. 1831, 2. Bd. 1833. Aem. Ludw. Richter, Lehrbuch des Fatholi- 
jchen und evangelifchen Kirchenrechts, 1. Aufl. 1842; 6. u. 7. Aufl. bearbeitet von 
Dode; 8. Aufl., 1886 abgejchlofjen, bearbeitet von Dode ud Kahl. O. Mejer, 
Snititutionen des gemeinen deutſchen Sirchenvechts, 1. Aufl. 1845, unter dem 
Titel „Lehrbuch des Deutjchen Kirchenrechtes“ in 3. Aufl. 1869. P. Hinſchius, 
Das Kirchenrecht der Katholifen und Protejtanten in Deutjchland. Die bis jet 
erichienenen Bände, 1. Bd. 1869, 2.85. 1878, 3. Bd. 1883, 4. Bd. 1888, 5. BB. 
1. Abth. 1893 enthalten, noch nicht abgejchloffen, das „Syſtem des Fatholijchen 
StirchenrechtS mit bejonderer Nüdficht auf Deutſchland“. F. Thudihum, 
Deutjches Kirchenrecht des neunzehnten Jahrhunderts, 1. Bd. 1877, 2. Bd. 1878. 
& Friedberg, Lehrbuch des fatholifhen und evangeliichen Kirchenrechts, 
1. Aufl. 1879, 3. Aufl. 1889. Ad Frank, Lehrbuch des Kirchenrechts, 1. Aufl. 
1887, 2. Aufl. 1891. Ph. Horn, Lehrbuch des Kirchenrechts, 1888. NR. Sohm 
ſ. o. Katholiſcher Verfaſſer: 3. Walter, Lehrbuch des Kirchenrecht aller chrijt- 
lihen Konfejfionen, 1. Aufl. 1822, 14. Aufl. bejorgt von Gerlach 1871. F. 9. 
Bering, Lehrbuch des fatholifchen, orientalifhen und protejtantischen Kirchen— 
rechts, 1. Aufl. 1874. 1876, 3. Aufl. 1893. F. d. Schulte, Lehrbuch des Fatho- 
liſchen und evangelifchen Kirchenrechts, 1886 (als 4. Aufl. des 1863 in 1. Aufl. 
erichienenen Lehrbuchs des fatholifchen Kirchenrecht). 

4. Darjtellungen des gemeinen fatholifhen Kirchenrechts. 
Georg Phillips, Kirchenrecht, 1. Bd. 1845 (3. Aufl. 1855), 2. Bd. 1846 (3. Aufl. 
1857), 3. Bd. 1850, 4. Bd. 1851, 5. Bd. 1854, 6. Bd. 1864, 7. Bd. 1869 (unvollit.); 
Fortjegung begonnen mit Bd. 8 von Bering, 1889. PBermaneders Hand- 
buch des gemeingiltigen katholiſchen Kirchenrechtes 2c., 1. Aufl. 1845, 4. Aufl. her: 
ausgegeben von Silbernagl 1865. % Schulte, Das Ffatholifche Kirchen— 
recht. II. Teil. Syſtem des allgemeinen fatholifchen Kirchenrechts, 1856. T. Teil. 
Die Lehre von den Quellen des fatholiichen Kirchenrechts, 1860. Georg Bhil- 
lips, Lehrbuch des Kicchenrechts, 1. Aufl. 1859, 3. Aufl. 1881 bejorgt don Mou- 
fang. 9. Gerlach, Lehrbuch des fatholiichen Sirchenrechts, 1. Aufl. 1869, 
5. Aufl. 1890 bejorgt von Franz &. Schulte J. Silbernagl, Lehrbuch 
des katholiſchen Kivchenrechts 2c., 1. Aufl. 1880, 2. Aufl. 1890. 9. Laemmer, 
Inſtitutionen des fatholifchen Kirchenrechts, 1. Aufl. 1886, 2. Aufl. 1892. R. 
v. Scherer, Handbuch des Kirchenrechtes, Bd. I. 1886, Bd. II. 1. Abt. 1891. 
Ph. Hergenröther, Lehrbud des Fatholifchen Kirchenrechts, 1888. Fr. 
Heiner, Katholiiches Kirchenrecht, 1. Bd. 1893, 2. Bd 1894. 

5. Die Speztallitteratur über evangeliſches Kirchenrecht 
ijt reich an tüchtigen, zum Teil hervorragenden Monograpbhieen über das Ber- 
faſſungsrecht (88 33 ff.) und beſitzt einige Bearbeitungen des Landes- und 
Provinzialkirchenrechts (j.u. 6). Dagegen giebt es eine auf der Höhe der 
Beit ftehende Gejamtbearbeitung des evangeliſchen Kirchenrechts noch nicht (ſ. o. I 
a. E.). Das einer folhen am nächſten fommende Werk ijt Friedberg, Das 
geltende Berfafjungsrecht der evangelijchen Landeskirchen in Deutjchland und Oſter— 
reich, 1888, ein Buch, deſſen Inhalt teilweije über feinen Titel hinausgreift. Für 
die Prinzipienfragen tft außer Jacobſons Kirchenrechtlihen Verfuchen ($ 1) zu 
nennen Puchta, Einleitung in das Recht der Kirche, 1840. Wertvolle Beiträge 
zu berjchiedenen Rechtsfragen liefert dv. Scheurl, Sammlung kirchenrechtlicher 
Abhandlungen, 1873. Allgemein belehrend von neueren Werfen find bejonders 
D.Mejer, Das Rechtsleben der deutjchen evangelifchen Landeskirchen, 1889, und 
K. Rieker, Die rechtliche Stellung der evangelifchen Kirche Deutjchlands in 
ihrer gejchichtlichen Entwidelung bis zur Gegenwart, 1893. 

6. Bearbeitungen des partifulären Kirchenxechts, zu er 
gänzen durch die Litteraturangaben in $ 15, II Breußen: 1. Altere 
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Provinzen. a) Gemeinfame Bearbeitungen: Bielikß, Handbuch des preußijchen 
Kirchenrechts, 2. Aufl. 1831. Laspeyres, Geſchichte und heutige Verfafjung 
der fatholifchen Kirche Preußens, Tl. I, 1840. Hedert, Handbuch der Firch- 
lichen Gejeggebung Preußens, 2 Bde, 1846. Vogt, Kirchen und Eherecht der 
Katholiken und Cvangelifchen in den Kal. Preußifchen Staaten, 2 Bde, 1857. 
Altmann, Praris der preußifchen Gerichte in Kirchen, Schul- und Ehejachen, 
1861. Sacobjon, Das Evangelifche Kirchenrecht des Breußijchen Staates und 
jeiner Provinzen, 1864, 1866. Aem. 2. Richter, Beiträge zum Preußijchen Kir- 
chenrechte, aus dejien Nachlaß 5. dv. Hinfchius, 1865. Th Meier, Das 
Preußiſche gemeine und propinzielle Kirchenrecht für das Geltungsgebiet des All- 
gemeinen Zandrechts, 1868. Kletke, Das evangelijche Kirchen Pfarr= und Schul— 
vecht des preußischen Staats, 3 Bde. 1868. Boche, Der Preußiſche legale evan— 
gelifche Pfarrer, 5. Aufl. h. vd. Altmann, 1875. Grattenauer, Das heutige 
Preußiſche Kirchenrecht, 1875. Lehmann, Preußen und die fatholifche Kirche 
jeit 1640, Bd. I—V, 1878—1885. Truſen, Das Preußiſche Kirchenrecht im 
Bereiche der evangelifchen Landeskirche, 1883. Hinſchius, Das Preußijche 
Kirchenrecht im Gebiete des Allg. Landrechts, 1884 (Abdruf von Te. II. Tit. 11 
aus der 8. Aufl. des Koch ſchen Kommentars zum A. 2%.) Kries, Die preu— 
ßiſche Kirchengejetgebung, nebſt den wichtigjten Verordnungen, Inſtruktionen und 
Miniſterial-Erlaſſen, unter Berüdfichtigung der ReichSgejeßgebung und der Rechts— 
jprehung der Gerichts: und Berwaltungsgerichtsbehörden, 1887. 9. Lilge, 
Sejeße und Verordnungen über die Evang. Kirchenverfaffung in den älteren 
Provinzen der Monarchie, 4. Aufl. 1893. b) Provinzielle Bearbeitungen: Ja— 
cobjon, Gejchichte der Duellen des Kirchenrechts des Preußiſchen Staats, 
DB). 1 u. 2, Preußen und Poſen, 1837—1839; Bd.3, Rheinland und Wejtfalen, 
1844. Hermens, Handbuch der gefamten Staatsgejeßgebung ꝛc. in den Kal. 
Pr. Provinzen am linfen Nheinufer, 4 Bde, 1833—1852. Bramesfeld, 
Kirchenordnung für die evangelifchen Gemeinden in Wejtfalen und der Rhein— 
probinz, 1865. Bluhme, Goder des Rheinischen Evang. Kirchenrechts, 1870. 
Derjelbe, Kirchenordnung für die evang. Gemeinden der Provinz Wejtfalen 
und der Rheinprovinz, in 5. Aufl. h. v. Kahl, 1891. Müller, Kirchenordnung 
für die evang. Gemeinden der Provinz Wejtfalen und der Rheinprovinz, in 
2. Aufl. hd. vd Schuster, 1892. Brandt, Nechtshandbuch des edangelifchen 
Pfarrers, Darjtellung des im Bereich der ed. K.-©. u. Syn.O. v. 10. Sept. 
1873 geltenden Kirchenrecht, 1891. 2. Neuere Provinzen. a) Hannover: 
3. 8. Schlegel, Kurhannoverjches Kirchenrecht, 5 Bde., 1801—1806. Span— 
genberg, Das Territorialkirchenreht im Königreiche Hannover in Lipperts 
Annalen des Kirchenrehts, 9.2 ©.20—65, 9.3 ©.14—60, 9.4 ©. 65—94, 
1832. 1835. NRuperti, Kirchen- und Schulgejeggebung des Herzogtums Bremen 
und Verden, 1844, fortg. d. Rechtern, 1883. Ebhardt, Gejege und Ver— 
orönungen für den Bezirk des K. Konfiftoriums zu Hannover, 2 Bde., 1845; 
1. Folge Bd. 3 big 1857, 2. Folge Bd.4 bis 1869, 3. Folge von Bödler big 
1877, 4. Folge 1878—1883. Ulrichs, Geſetze, Verordnungen ꝛc. für den Bezirt 
des Kal. Konftftoriums zu Aurich, 1. Bd. bis 1860, 2. Bd. bis 1872, 3. Bd. bis 
1876, 4. Bd. bis 1885. Lohmann, Kircchengefeße der ev.-Iuth. Kirche des vorm. 
Königreichs Hannover, TI. 1, 1871, TI. 2 v. Uhlhorn und Chalybaeus, 
1886. Stegemann, Geſetze der evang.sluth. Kirche der Provinz Hannover, 
1860 —1889, 2. Aufl. 1889. b) Heffen-Naffau: Ledderhoſe, Verſuch einer 
Anleitung zum Heffen-Kafjelifchen Kirchenrecht, 1785. Pfeiffer, Kurheffiiches 
Kirchenrecht, 1821. Büff, Kurheſſiſches Kirchenrecht, bearbeitet mit Nückficht 
auf Ledderhoſe und Pfeiffer, 1861. Dtto, Handbuch des bejonderen Kirchen: 
rechts der ed.schriftl. Kirche im Herzogtum Nafjau, 1828. Wilhelmi, Kirchen: 
recht im AmtSbezirfe des Konfiftoriums zu Wiesbaden, 2 Bde, 1885. 1887. 
ec) Schleswig- Holftein: Bon den veralteten Werfen Johannſens und 
Matthiäs abgejehen Calliſen, Abrig des Wifjenswürdigiten aus den den Pre— 
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diger und ſein Amt in den Herzogt. Schl. u. H. betreffenden Verordnungen, 
3. Aufl. 1843. Chalybaeus, Sammlung der Vorſchriften und Entſcheidungen 
betr. das Schleswig-Holſteiniſche Kirchenrecht, 1882. 

Bayern: Die Werfe Bertholdis, Dobeneds und Gründlers find veraltet. 
— Verfaſſung und Verwaltung ſämtlicher Religionsgenoſſenſchaften 
in Bayern, 3. Aufl. 1892. Weber, Neue Geſetz- und Verordnungen-Sammlung 
für das Königreich Bayern, erjcheint jeit 1880 und enthält vollitändig auch den 
firchenrechtlichen Stoff. Kraufjold, Die in der bayerischen proteftantifchen 
Landesfirche gültigen Gejeße und Verordnungen, 1883. Günther, Amtshand- 
buch für die protejtantifchen Geiftlichen des Königreichs Bayern diesſeits des 
Kheins, 1884. Stingl, Beitimmungen des bayerijchen Staates über die Ver— 
waltung des fatholifchen Pfarramts diesjeits des Nheins, 2 Bde., 2. Aufl. 1890. 
Wand, Handbuch der Berfafjung und Berwaltung der proteft. evang. chriftl. 
Kirche der Pfalz, 2. Aufl. 1880. Wagner, Überfchau über das gemeine und 
bayerische protejtantifche Kirchenrecht, 1892. Seydel, Bayerijches Kirchenjtaats- 
recht (aus „Bayerisches Staatsrecht”, Bd. VI), 1893. — Sachſen: v. Weber, 
Syſtematiſche Darjtellung des im Königreiche Sachjen geltenden Kirchenrechts, 
2 Bde., 2. Aufl. 1843—45. Haan, Lerifon des Kirchenrechts und der Pfarr- 
amtsführung, 1860. Röſel, Das praftifche Kirchenrecht im Königreich Sachjen, 
1887. vd. Seydewiß, Coder des im Königreich Sachjen geltenden Kirchen= und 
Schulrechts, 3. Aufl. 1890. — Württemberg: Gaupp, Das beitehende Recht 
der evang. Kirche in W., 2 Bde. 1830 ff. Hauber, Recht und Braucd der 
evang. luth. Kirche in W., 2 Bde., 1854 ff. Abtl. 2 Württemb. Cherecht der 
Evangelifchen, 1876 neu erjchienen. Eifenlohr, Sammlung der evang. Kirchen- 
gefeße, Bd. VIII u. IX der Sammlung von Reyfcher; Lang, Katholiſche Kir- 
chengejete, Bd. X dafelbit, 1834 ff. Süßkind und Werner, Repertorium der 
evang. Kirchengejete in W., 1862 ff. Bogt, Kirchliche Verordnungen für das 
Bistum Rottenburg, 1839, N. F. 1870. 1876. Longner, Daritellung der Rechts- 
verhältniffe der Biſchöfe in der oberrheinifchen Kirchenprovinz, 1840. v. Stein- 
heil, Gejege und Berfügungen über die Kirchengemeinden und Synoden in der 
evang. Landeskirche i. 8. W., 1890. — Baden: Spohn, Bad. Staats- 
firchenrecht, 1868. Derjelbe, Kivchenrecht der vereinigten evang. proteft. Kirche 
im Großh. Baden, 2. Abtl., 1871, 1875. Roſins Hd.-Bibl. Badiſcher Geſetze, 
V. Bd.: Heiner, Geſetze, die fathol. Kirche betr., 1890. — Hejjen: Schu- 
mann, Sammlung der das Kirchen: und Schulweien betr. landesherrlichen und 
bijchöflihen Berordnungen und Erlafje, 1840. Lind, Handbuch für die evangel. 
Kirche des Gr.-H. Helfen, 2. Aufl. dv. Habicht, 1884. K. Köhler, Kirchen: 
recht der evang. Kirche des Gr.=.H. Hellen, 1884; Nachträge und Regijter hierzu, 
1890. U Schmidt, Kirchenrechtliche Quellen des Gr.“H. Helfen. Eine Quellen- 
jammlung zur Stellung von Staat und Kirche und zum firchlichen Verfaſſungs— 
recht, 1891. — Medlenburg: Deiters, Handbuch der im Gr.-H. M.-Schwerin 
gültigen Kirchengejeße, 4 Tle., 1836 ff. Sog. Parchimſche Geſetzſammlung, 
I. Bd., Kirchenjachen, 1865. Krüger, Kurrenden und Berordnungen für M.- 
Schw. von 1847—1885, 1886. Scharenberg, M.-Streligiche Geſ.Verordn. 
u. Berfügungen in Kirchen und Schulwefen, 1885. Bieles für das Medlen- 
burgiſche Kirchenrecht Bemerfenswerte enthält insbeſondere das Lehrbud don 
D. Mejer; die bejonderen Schriften über die Meclenburgijche Kirchenverfaſſung 
.uw.$s39. — Thüringiſche Staaten: Hoffmann, Berjuch einer Dar- 
jtellung des in den Sächſ. Herzogtümern geltenden Kirchenvechts, 1843. Der: 
jelbe, Berjuch einer Darjtellung des in dem Gr.-H. Sachjen-Weimar geltenden 
Kirchenrechts, 1845. Teujcher, Handbuch des evang. Kirchenrechts im Gr. 9. 
©.-Weimar-Eijenacd), 1848. Graf, Amtshandbuch für Geijtliche und Lehrer des 
H. Sachjen-Meiningen, 1856. Schaubach, Überficht über die im H. Sachſen— 
Meiningen in Anjehung der evangelijchen Landeskirche erjchienenen Gejege und 
Berordnungen, 1857. Bollert, Sammlung der firchlichen Gejege und Berord- 
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nungen im Gri-H. Sachſen-Weimar-Eiſenach ſeit 1848, Anhang: Reichs-Geſetze 
und Verordnungen, kirchliche Verhältniſſe betr, auf Veranlaſſung des Staats— 
miniſteriums, 1880. Sammlung der Geſetze und Verordnungen in Kirchen— 
und Schulfachen für das Fürftent. Schwarzburg-Nudoljtadt, 1886. Stöhr, Re: 
pertorium der Kirchen: und Schulgejeßgebung des DH. Sachjen-Altenburg, 1887. 
Sollmann, Handbuch für die Geiftlichen und Kirchenbeamten des 9. Koburg, 
1890. Felsberg, Thielemann und Rudloff, Gothaijches Kirchen- und Pa— 
jtoralrecht, 2. Aufl., 1892. — Oldenburg: Folte, Das geiftlihe Amt nad 
jeinen verfaßlichen (!) Berhältnijfen und gejeßlichen Pflichten in der oldenburgi- 
ichen evang. luth. Landeskirche, 1857. Hayen, Dldenburgijches Kirchenrecht. 
Borfchriften und Entjcheidungen für die evang. luth. Kirche des H., 1888. — 
Braunſchweig: Stübner, Hiftoriiche Bejchreibung der Kirchenverfafjung in 
den 9. Braunfchw.-Lüneb. Landen, 2 Tle., 1800. Ludewig, Die Kirchenver- 
faffung im 9.8., 1834. — Anhalt: Arndt, Handbuch der im H. Anhalt-Nafjau 
geltenden gejeßlichen Borjchriften, welche das Kirchen: und Schulweſen betr., 
1837. — Lippe: Sammlung der die amtlichen Verhältniſſe und Pflichten der 
Prediger und Schullehrer des Fürjtentums 2. betr. Berordnungen, 1835; I. Nach— 
trag biezu, 1855; II. Nachtrag hiezu, 1874. Gejeße, Berorönungen und Ber- 
fügungen, die Kirchenvorjt. und die Landesiyn. im Fürjtentum L. betr. (1876 
bis 1884), 1884. — Reichslande: Durſy, Das Staatsfirchenreht in Eljaß- 
Lothringen, I. Bd. Katholiicher Kultus, 1876, II. Bd. Proteſtantiſcher Kultus, 
1879. Geigel, Das franzöfifche und reichsländische Staatsfirchenrecht, 1884. 

P 7. Kirchenrechtliche Quellenfammlungen für den Handgebraud. 
Uber die Ausgaben des Corpus juris canoniei, des Tridentinum und der 
neueren päpftlichen Entjcheidungen ſ. u. 88 11. 12. C. J. Hefele, Patrum 
Apostolicorum Opera (in usum praelectionum academicarum, 1839. Wal- 
ter, Fontes juris ecelesiastiei antiqui et hodierni, 1862. Hübler, Kirch— 
fihe Rechtsquellen. Urkundenbuch zu DVorlefungen über K.-R. 2. Aufl. 1893. 
Viele Quellenabdrüce enthalten ferner die unten zu nennenden firchenrechtlichen 
Beitichriften. Für das edangelifche Kirchenrecht im bejonderen: Richter, 
Die evangelifchen Kicchenordnungen des XVI. %., 2 Bände, 1846. Friedberg, 
Die geltenden Berfafjungsgejege der ewangelifchen deutſchen Landeskirchen, 
2 Bünde, 1885; 3 Crgänzungsbände 1888. 1890. 1892. Fortſetzung der Samm- 
fung evangelifcher Berfaifungsgejege in der deutjchen Zeitjchrift für Kirchenrecht. 
Allgemeines Kirchenblatt für das evangelijhe Deutjhland (Organ 
der Eifenacher Konferenz, j. u. $4. VI), jeit 1852 jährlich ein Band. Für das 
Staatsficchenrecht des älteren deutjchen Neiches, namentlich die Religionsver- 
träge: J. J. Schmauss, Corpus Juris Publiei S. R. Imp. Academicum 
ete., neu herausgegeben bon Franfen und Schumann 1774. Für die Gegen 
wart: dv. Kremer-Auenrode, Aktenſtücke zur Gejchichte des Verhältniſſes zwiſchen 
Staat und Kirche im 19. J, 4 Tle., 1873, 76, 77, 80. ‚Zorn, Die wichtigjten 
neueren Ficchenftaatsrechtlichen Geſetze Deutſchlands, Dfterreichs, der Schweiz 
und Italiens, 1876. Endlich die Sammlungen der geltenden Einzeljtaatsver- 
faffungen: Stoerf, Handbuch der Deutjchen Berfafjungen, 1884. Binding, 
Deutjche Staatsgrundgefeße, ſeit 1892 im Erjcheinen begriffen. 

8. Kirhenrehtlihe Sammelwerfte SKirhenlerifon von Wetzer 
und Welte, 12 Bände und Reg.Bd. (1. Aufl. 1847—1856), 2. Aufl. erſcheint 
jeit 1880. NReal-Encyflopädie für proteftantifhe Theologie und 
Kirche, 1. Aufl. von Herzog 1854—1866, 21 Bände und Neg.-Bd.; 2. Aufl. 
begonnen von Herzog und Plitt, vollendet von Hauck, 1877—1888, 18 Bände 
inkl. Generalregifter. Ebenfalls viele firchenrechtlichen Artikel enthält das Wör— 
terbuch des deutjchen Berwaltungsrechts von d. Stengel, 2 Bände, 
1890; einige das NRechtslerifon von v. Holtendorff, 4 Bände, 3. Aufl. 
1880. 1881. Das Lexikon des Kirchenrechts von A. Müller in 5 Bänden, 
1838. 1839 ijt veraltet. 
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9. Zeitſchriften. Abgejchloffen ift, mit 22 Bänden und 3 Ergän- 
sungsbänden 1861—1889, die Zeitſchrift für Kirchenrecht, begründet von 
R. Dove, dom 4. Bde. ab mitherausgegeben von E. Friedberg Im 
Erjcheinen find: Archiv für fatholifches Kirchenrecht, 1857 begründet 
bon Moy de Sons, fortgejeßt und gegenwärtig herausgegeben von Fr. 9. 
Bering, jährli 2 Bde. Deutſche geitfchrift für Kirhenredt von E. 
Sriedberg und E. Sehling, jeit 1892 (als Fortſetzung der Doveſchen Beit- 
ſchrift). Andere juriftifche Zeitjchriften, fo die Kritiihe Bierteljahres- 
Ichrift für Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft, ſeit 1859 (jeßt h. v. Bech— 
mann und Seydel); das Archiv für civiliftifche Praxis, ſeit 1820 (jet 
h. dv. Degenfolb, Franklin, Hartmann, Mandry, Kohlhans); die eriten 
Bände des Jahrbuchs für Gejeßgebung, Verwaltung und Rechtspflege von 
Brentano und Holgendorff, feit 1872; Grünhuts Zeitjchrift für das 
Privat» und öffentlihe Recht der Gegenwart, feit,1874; das Archiv für 
öffentliches Recht, feit 1885, von Laband und Stoerf u. a. berüdfich- 
tigen ebenfalls teils in Abhandlungen, teils in Litteraturberichten oder Mittei— 
lungen aus der Praris das Kirchenrecht. Wertvolle Beiträge zum Kirchenrecht 
enthalten auch einzelne theologische Zeitichriften, jo die nach 3Sjährigem Beftehen 
1876 gejchlofjene Zeitjchrift für Protejtantismus und Kirche und die in 
gewiſſem Sinne ihre Fortiegung bildende Neue firhliche Zeitjchrift, 1890 ff., 
h. von ©. Holzhauſer, jowie die Zeitjchr. f. praftijche Theologie GBaſſer— 
mann u. Ehlers), jeit 1879. Die unter dverjchiedenen Titeln und mit ber- 
Ichiedenen Richtungen erjcheinenden Kirchenzeitungen gewähren meijt nur ges 
legentliche Ausbeute über firchenpolitiiche Tagesfragen, Uber Lipſius, Theo— 
logische Jahresberichte, |. u. 3. 11. 

10. Sammlungen von gerichtlichen Entjcheidungen mit gelegentlich 
firchenrechtlichem Inhalt. Givilgerichtliche: Seuffert, Blätter für Nechtsan- 
wendung 2c., jeit 1836; Seufferts Archiv für Entjcheidungen der oberiten Ges 
richte ꝛe, jeit 1847; Entjcheidungen des kgl. (preuß.) Obertribunals, von 
1837—1879; Entjcheidungen des Neihsgerichts in Civilſachen, jeit 1880, 
Strafgerichtlihe: SGoltdammers Archiv für Strafrecht, feit 1853; Entjcheidungen 
des Reichsgeſrichts in Strafjachen, jeit 1880. VBeriwaltungsgerichtlihe: Febens, 
v. Meyeren, Friedrichs, Enticheidungen des fol. preußiſchen Oberverwal— 
tungsgericht8, jeit 1877; Sammlung von Entjcheidungen des Verwaltungs— 
gerichtshofs für Bayern, jeit 1880. Nicht ftreitige Gerichtsbarkeit: Jahrbuch 
für Enticheidungen des Kammergerichts 2c., ſeit 1881 (enthaltend insbeſ. vor— 
mundjchaftsgerichtliche Entjcheidungen über die veligiöfe Erziehung in Preußen). 
Wichtigere gerichtliche Entjcheidungen, welche das Kirchenrecht betreffen, pflegen 
auch in den ficchlichen Gejeß- und VBerordnungsblättern oder in den amtlichen 
Organen der Kultusminijterien mitgeteilt zu werden. 

11. Litteratur-Berzeichniffe und -Berichte. Allgemein juvijtijche: 
D. Mühlbrecht, Uberficht der geſamten ſtaats- und vechtswifjenschaftlichen Lit- 
teratur, jährlich ein Band feit 1867. Derjelbe, Wegmeifer durch die neuere 
Litteratur der Nechts- und Staatswiljenjchaften, 2. Aufl, 189. Kirdenheim, 
Gentralblatt für Rechtswiſſenſchaft, jeit 1882. Ausschließlich kirchenrechtliche: 
außer den u. 3.9 genannten ficchenrechtlichen Zeitjchriften bejfonders Lipſius 
+ 1892 (85. I-IV Bünjer), Theologifcher Sahresbericht, ſeit 1882; Bd. I 
&.297—315 Litteraturbericht von 1881 über „Kirchenrecht und Kirchenverfaſſung“ 
bon Seyerlen; Bd. II ©. 367—403 8.-B. über 1882 von demfelben; Bd. II 
©. 336-356 2.-B. über 1883 don demfelben; Bd.IV ©. 330—350 %.-B. über 
1884 von demjelben; Bd. V ©. 422—466 L.B. über 1885 don demjelben; Bd. VI 
©. 420-449 8.:B. über 1886 von demfelben; Bd.VII ©. 422—459 L. B. über 
1887 dv. Woltersdorf; Bd. VIII 4. Abtl. ©. 14—43 L.-B. über 1888 don dem— 
jelben; Bd. IX 4. Abtl. ©. 463—484 8.-B. über 1889 don demjelben; Bd. X 
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4. Abtl. ©. 444—475 8.9. über 1890 von demjelben; Bd. XI 4. Abtl. ©. 483 
bis 512 L.B. über 1891 von demjelben; Bd. XI (Holgmann) 4. Abtl. ©. 470 
vis 505 L.B. über 1892 von demfelben. Die wichtigeren firchenrechtlichen Er- 
icheinungen finden fich fortlaufend auch in der Theol. Litteraturzeitung 
(Schürer-Harnad), feit 1876 und in dem Theol. Litteraturblatt, jeit 1880 
(vorher litterarifche Beilage zu Luthardts Allg. ev.-luth. 8.8.) beiprochen. 

12. Litteraturangaben in kirchenrechtlichen Lehrbüchern: Richter— 
Dove, ©. 15-25; Friedberg, ©.4—8, 114 f.; v. Schulte, ©. 34—41; 
Frank, ©.4—11; Bering, ©.16—36; Scherer, Bd.I ©. 120—128, 301—308 ; 
Walter, ©. 8—17. 


IH. Hülfswiffenfhaften des Kirchenrechts. 


Die Hülfswiffenjchaften des Kirchenrechts ſind teils ſolche, welche 
das Verftändnis der Quellen vermitteln ſollen — äußere oder for- 
male Hülfswifjenfchaften; teils jolche, durch deren Beiziehung nachzu- 
weifen ift, wie die Firchenrechtlichen Inſtitutionen unter der Einwirkung 
politifcher, veligiöfer oder weltlich vechtlicher Einflüffe zu ihrem gegen- 
wärtigen Beftande fich entwidelt haben — innere oder materielle 
Hülfswiſſenſchaften. Die Benügung der hülfswilfenjchaftlichen Mittel ift 
nicht al eine dem Studium des Kirchenrechts jelbftändig vorangehende, 
jondern als eine dasjelbe ftetig begleitende Arbeit zu verstehen. 

1. Sn der Gruppe der formalen Hülfswiſſenſchaften nehmen Phi— 
Iologie und Diplomatif eine hervorragende Stellung ein. 

a) Bon philologischen Kenntniffen ift vor allem die Vertraut- 
heit mit dem mittelalterlihen Latein anzuftreben. 


Litteratur. Das vollſtändigſte Hülfsmittel hiefür ift das befannte Glossa- 
rium mediae et infimae latinitatis von C. du Fresne Dom. du 
Cange, Paris 1648; ed. nova 1733—36; mit mehreren Supplementen 
1840—51 herausgegeben von C. A. L. Henschel; weitere Ergänzungen 
1857 und 1867 von L. Diefenbach; neuejte Auflage von Favre, 
Paris 1883 ff. Zur Latinität der fanonifchen Rechtsquellen im Bejonderen: 
C. F. Rosshirt, Manuale Latinitatis juris Canoniei, 1862. 

b) Diplomatif ift Urkundenwiſſenſchaft. Sie iſt heutzutage 
eine univerjelle Hülfswiſſenſchaft der Geifteswiffenichaften überhaupt. Ihre 
Geſchichte Steht aber zur Kirche in ganz befonderer Beziehung. Strei— 
tigfeiten über die Echtheit Fränkisch Firchlicher Urfunden haben vor allen 
den Anftoß zu ihrer Ausbildung gegeben und es find an ihrer Ent 
wicelung namentlich Mitglieder des Benediftinerordens (Mabillon, Tassin, 
Toustain) hervorragend beteiligt gewejen. Ihre gegenwärtige Höhe und 
Heimftätte hat die Diplomatit als hiſtoriſche Hülfswilfenichaft in den 
Staatsarchiven gefunden. 


Litteratur. Brindmeier, Glossarium diplomaticum etc, 2 Bde, 
18552—63. Watten bach, Das Schriftwejen im Mittelalter, 1871. Derj,, 
Anleitung zur lateinischen Baläographie, 2. Aufl. 1872. Leit, Urkunden- 
lehre, Katechismus der Diplomatif 2c., 1882. Breßlau, Handbuch der Ur- 
fundenlehre für Deutichland und Stalien, Bd. I. 1889. 
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2) Die materiellen Hülfswiſſenſchaften des Kirchenrechts gliedern ſich 
in hiſtoriſche, theologische und juriſtiſche. 

a) Der Begriff der hiſtoriſchen Hülfswiſſenſchaft iſt hier im 
engeren Sinne auf das Gebiet der politifchen Gejchichte beſchränkt. 
Denn Theologie und Jurisprudenz bieten ihrerſeits in der Sirchenge- 
Ihichte und Nechtsgejchichte Hiftorische Hülfswiſſenſchaften des Kirchenrechts 
dar. Dieſe fommen aber nicht als jelbftändige Hülfswifjenschaften, ſon— 
dern nur als Teile ihrer eigenen fachwiſſenſchaftlichen Gebiete in Betracht. 
Der Zuſammenhang der politifchen Gefchichte mit dem Ganzen des Kir- 
chenrechtS bedarf Feiner näheren Begründung. Er tritt ununterbrochen 
in der Entwickelung des Verhältniffes von Staat und Kirche, hervor 
(S 18 ff). Die Kenntnis der politifchen Gejchichte und mindeftens einige 
Belejenheit in den Hauptmwerfen der Meijter unjerer deutichen Gejchicht- 
ſchreibung ift Daher unentbehrliche Vorausſetzung eines erfolgreichen kir— 
chenrechtlihen Studiums. 

Litteraturu. $ 17. 

b) Die Hülfswiffenschaftliche Stellung des Kirchenrechts zur 
Theologie it jchon in früherem Zufammenhang erörtert. Es mußte gejchehen, 
um die Bedeutung des Firchenrechtlichen Studiums fir Theologen nach- 
zuweilen ($ 1). Hier handelt es fich um die Mittel zur. Löſung der wiſſen— 
ichaftlichen Aufgabe des Kirchenrechts ſelbſt. Daher iſt in diefem Zu— 
jammenhange umgefehrt die Theologie unter dem Gefichtspunfte einer 
Hülfswiſſenſchaft für das Stirchenrecht ins Auge zu faffen. Dies gilt 
jowohl von der fatholifchen, als von der evangelifchen Theologie. Dem 
Theologen kommen bei dem Studium des Kirchenrechts feine Fachkennt— 
niffe ohnehin zu ſtatten und er fann inſoweit eine Belehrung über den 
hülfswiſſenſchaftlichen Wert der Theologie für das Stirchenrecht entbehren. 
Der Juriſt iſt auf die Beziehungen, welche für den Zweck fruchtbaren 
firchenrechtlichen Studiums zur Theologie aufgefucht und unterhalten wer- 
den müfjen, befonders hinzuweiſen. Dabei ift ihm zunächit zu empfehlen, 
fich mit dev Encyflopädie und Methodologie der theologischen Wiſſen— 
haften überhaupt, welche ihm den Zufammenhang der einzelnen Gebiete 
jowie die Art und Weile ihres Betriebs veranjchaulichen, vertraut zu 
machen. Als Hauptgebiete werden unterfchieden die eregetifche, hiſtoriſche, 
ſyſtematiſche und praftifche Theologie. Von diejen Gebieten ift dasjenige 
der eregetijchen Theologie, als der Kunſt der Auslegung und. Erflä- 
rung der hl. Schriften, den Bedürfniſſen Eirchenrechtlichen Studiums am 
fernften gelegen. Wohl aber treten ihre abgeflärten Ergebniffe, ſoweit 
fie in der hiftorifchen Theologie zur Verwertung fommen, in den Dienft 
des Kirchenrechts. Dies gilt vor allem von der biblischen Gefchichte 
alten Teftaments, welches im moſaiſchen Recht emen für das Ver: 
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ftändnis des KirchenrechtS überaus bedeutungsvollen Stoff darbietet ($ 6. 
8 9). Demmächft tritt unter den jelbjtändigen Gebieten der hijtorischen 
Theologie, wie ſchon bei der Bedeutung der Aufgabe bejprochen, die 
Kirchengeſchichte im Ganzen dergeftalt als wejentlich hervor, daß viel- 
fach ihre blos hülfswiffenfchaftlichen Beziehungen von dem einen mate- 
viellen Beſtandteil des Kirchenrechts ſelbſt bildenden Firchengejchichtlichen 
Stoff nicht mehr unterfchieden werden fünnen. Unter den eigenen Hülfs- 
wiſſenſchaften der Kirchengefchichte Leisten dem Kirchenrecht unentbehrliche 
Dienste Eirhlihe Geographie, Statiftif und Chronologie. Aus 
dem Gejamtgebiete der Kirchengejchichte find ferner einzelne Seiten des 
kirchlichen Lebens wiederum in jelbitändigen Disziplinen näher entwickelt 
worden. Don jolchen haben hervorragende hülfswiljenfchaftliche Bedeutung 
für das Kirchenrecht die Dogmengeſchichte, unentbehrlich für den 
gelegentlichen Nachweis des Einfluffes, welchen die Entwicelung des Lehr- 
begriffes zu verjchiedenen Zeiten auf rechtliche Inſtitutionen ausgeübt 
hat, die Patriftif, welche aus Leben, Lehre und Wirfen der Sirchen- 
väter auch deren Anteil an dem Mechtsleben der Kirche ($ 9) er: 
fennen läßt, die Symbolif, melche die auch auf das Rechtsgebiet we— 
jentlich vefleftierenden Befenntnis- und Glaubensunterjchiede, insbeſondere 
zwijchen Katholizismus und Proteftantismus, zur Anfchauung bringt, endlich 
die kirchliche Archäologie, welche, längft aus dem Rahmen eines bloßen 
Appendir der Kirchengefchichte herausgetreten, vorzugsweiſe die Gejchichte 
des Kultus zum Inhalte hat und dadurch mannigfache Berührungen mit 
der firchlichen Nechtsordnung in fich trägt. Bon den beiden Hauptbe- 
ftandteilen der ſyſtematiſchen Theologie, Dogmatif und Ethik, iſt 
vorzüglich die eritere als Hülfswiſſenſchaft des Stirchenrechts in Betracht 
zu ziehen. Nicht als ob die Ethik belanglos für dafjelbe wäre. Sie 
fommt generell jchon bei der Abgrenzung der Begriffe von Necht und 
Moral ($3) und im Gebiete des evangelijchen Kirchenrechts fpeziell darin 
zur Geltung, daß Sich hier, dem geiftlich gerichteten Weſen der Kirche 
entjprechend, in der Form des Geſetzes nicht jelten eine Verbindung von 
ethiichen und rechtlichen Borfchriften findet. Aber diefe Beziehungen treten 
zurück gegenüber der grundlegenden Bedeutung der Dogmatik, Daß zwar 
das apologetifche und polemifche Element in ihr für jeden Firchenrecht- 
lichen Betrieb entbehrlich, ja verwerflich fei, ift fehon früher ($ L) feit- 
geftellt. Dagegen iſt fie ftofflich für das Kirchenrecht beider Konfeffionen, 
wiewohl für jedes in bejonderer Weiſe, präjudiziell. Für das evange— 
liſche Kirchenrecht hat fie die leitenden Ideen, wie im Gebiete der Ber- 
fafjung, jo infonderheit der Kultusverwaltung abzugeben und darin Norm 
und Schranfe vechtlicher Konftruftion zu fegen ; im Bereich des katholiſchen 
Kirchenweſens liefert fie bei der grundfäglichen Verbindung von Glauben 
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und Recht des unverrückbare Fundament, an welches jede rechtliche Ge— 
ſtaltung unlöslich gebunden iſt ($ 5. 89). Daß endlich zwiſchen 
der praktiſchen Theologie und dem Kirchenrecht ein doppeltes Ver— 
hältnis obwalte, hat ſich ebenfalls bereits in früherem Gedankengange 
dargeſtellt (4 1). Inſoweit jene die Kunſtlehre von der Verrichtung 
der kirchendienſtlichen Funktionen enthält, bietet ſie einen Inhalt dar, 
welchem das Recht in gewiſſen Beziehungen (Unterricht, Liturgie, Predigt, 
Seelſorge) lediglich eine beſtimmte Form zu geben fähig und berufen iſt. 
Hierin liegt zunächſt die blos hülfswiſſenſchaftliche Beziehung der 
praktiſchen Theologie zum Kirchenrecht: die angemeſſene For m gebung ſetzt 
die Vertrautheit mit dem Inhalt voraus. Inſoweit aber die praktiſche 
Theologie auch die rechtliche Ordnung des Kirchenweſens, als den unent— 
behrlichen Rahmen und Stützpunkt für die Entfaltung der kirchlichen Thä— 
tigkeit nicht unberückſichtigt laſſen kann, bilden gewiſſe Gebiete des Kir— 
chenrechts ſachliche Beſtandteile der praktiſchen Theologie ſelbſt. Es 
beſteht alſo hier das gleiche Wechſelverhältnis, wie zwiſchen Kirchenge— 
ſchichte und Kirchenrecht. 


Litteratur. Encyklopädie: Hagenbach, Enc. u. Methodologie der 
theologischen Wiſſenſchaften, 12. Aufl. von Reiſchle, 1889. Wirthmüller, 
Ene. der katholiſchen Theologie, 1874. — Bibliſche Geſchichte und Moſai— 
ſches Recht ſ. u. 56. — Kirchengeſchichte. a) allgemeine: Ranke, 
Weltgeſchichte, Bd. III—IX, 1883/88. Gieſeler, 2b. der Kirchengeſchichte, 
3 Bde., 1824—53, Bd. 4—6 aus den Nachlaſſe herausgegeben von Rede— 
penning, 1855. 57. Neander, Allgemeine Gejchichte der chrijtlichen Re— 
ligion und Kirche, 4. Aufl., 9 Bde. 1864/65. F. Ehr. Baur, Kirchengefchichte, 
5 Bde, 1863/77 (BB. I. erjten drei J. Bd. II, 4.—6. %.; Bd. III. Mittel- 
alter; Bd. IV. neuere Zeit bis Ende 18.%.; Bd. V. 19.3.) Herzog, 
Abriß der gefamten Kircchengejchichte, 4 Tle., 1876/87. Hafe, Lehrbuch der 
Kirchengefchichte, 10. Aufl. 1877. Kurtz, Lehrbuch der Kicchengeichichte, 2 Bde., 
1893. Hagenbach, Kirchengeichichte don der ältejten geit bis zum 19.%., 
7 Bde., 1869/72, Neue Aufl. von Nippold, 18855 ff. Sohm, Kirchengefchichte 
im Grundriß, 1888. Sell, Aus der Gejchichte des Chriſtentums, 1888. 
W. Möller, Lehrbuch der Kirchengefchichte, Bd. I, Die alte Kirche, 1889; 
Bd. II, Das Mittelalter, 1893. K. Müller, Kicchengejchichte (im Grundrif 
der theologischen Wiſſenſchaften) Bd. I (bis 1250), 1892. (Kath. B.): Al— 
zog, Handbuch der allgemeinen Kicchengefchichte, 2 Bde., in 10. Aufl. neu 
bearbeitet von Kraus,1882.83. Hergenröther, Handbuch der allgemeinen 
Kirchengefchichte, 3. Aufl., 3 Bde., 1884/86. F. X. Kraus, Lehrbuch der 
Kirchengeſchichte, 3. Aufl. 1857. b) Die Litteratur zur älteren Berfafjungs- 
geichichte |. u. $ 26. ec) Zur Kirchengejchichte des Mittelalters, welche ganz 
im bejonderen Sinne ihre Unterlage an der politijchen Gejchichte hat (val. 
namentlich F. d. Ra um ers Gejchichte der HSohenftaufen, Gieſebrechts Ge— 
ſchichte der deutſchen Kaiſerzeit und K. W. Nitzſch, Geſchichte des deutſchen 
Volkes bis zum Augsb. Religionsfrieden, 3 Bde., 2. Aufl. ſh. vd. Matthäil 
1893), iſt die jpeziellere Litteratur der Papſtgeſchichte beizuziehen: Langen, 
Gejchichte der römischen Kirche, 4 Bde., 1881. 85. 92. 93. Ch. Schmidt, 
Preeis de l’histoire de l’&glise d’oceident pendant le moyen-age, 1885. 
U. d. Reumont, Gejhichte der Stadt Nom, Bd. II, 1867. Gregoro- 
vius, Gejchichte der Stadt Rom im Mittelalter (5.—16.%.), 8 Bde., 1859 ff. 
Döllinger, Das Papſttum (neue Bearbeitung von Janus, Der Bapft und 
das Konzil), im Auftrage des DBerf. h. v. Friedrich, 1892. d) Refor— 
mationsgejchichte: 2. Ranke, Deutjche Gejchichte im Zeitalter der Reformation, 


{9} 


Einleitung: Die Aufgabe. s2 


5. Aufl., 6 Bde., 1874. Kamwerau, Das Reformationszeitalter, 3. Bd. des 
Möllerichen Lehrbuchs, 1893. F. v. Bezold, Gejchichte der deutjchen Re— 
formation, 1890. Egelhaaf, Deutjche Gefchichte im 16. J. bis zum Augsb. 
Religionsfrieden, 2 Bde., 1889. 92. Nitter, Deutjche Gejchichte int Beit- 
alter der Gegenreformation 2c., Bd. I. II, 1. (1889/93). Außerden führen in 
das Berftändnis derjelben am beiten die Biographieen der Neformatoren ein: 
Zutherbiographieen von Köjtlin, Plitt, Kolde, Lenz, Martin (Rade); 
für die Neformatoren der reformierten Kirche Kampſchulte, J. Calbin, 
jeine Kirche und fein Staat in Genf, 1. Bd. 1869. Mörifofer, Ulrich 
Bwingli, 2Bde., 1867/69; ferner das Sammelwerf von Hagenbach, Leben 
und ausgewählte Schriften der Bäter und Begründer der reformierten Kirche, 
1857/63. Endlich bieten wertvolle Einzelbeiträge die Schriften des Vereins 
jür Neformationsgefchichte, jeit 1883 bis Dezember 1893 41 Hefte, Die 
Neformationsgejchichte im Schattenbild ultramontaner Auffaffung zeigen 
Döllinger, Die Reformation, ihre innere Entwicklung und ihre Wirkungen, 
2, Aufl., 3 Bde, 1851 ff. Janſſen, Geſchichte des deutjchen Bolfes jeit 
dem Ausgang des Mittelalters, in zahlreichen Auflagen, 6 Bde bis 1889. 
e) Die Gejchichte der fatholifchen Kirche von XVI. J. bis zur Gegenwart 
findet fich nach ihren Hauptentwidelungsmomenten in der Litteratur über 
daS Tridentinum und Vaticanum niedergelegt (ſ. u. $ 12); bier ſei im all- 
gemeinen hingewieſen auf 2. Ranfe, Die römischen Päpſte, ihre Kirche und 
ihr Staat int 16. u. 17. $., 6. Aufl., 3 Bde, 1874. £) Zur neueren pro= 
tejtantifchen Kirchengeichichte, deren Behandlung fich vorwiegend in Dar— 
jtellung der einzelnen firchlichen Richtungen und tonangebenden Berjüönlichfei- 
ten zerjplitterte, feien al3 bejonders anvegend genannt Hundeshagen, Der 
deutjche Proteftantisinus, 3. Aufl. 1850. Derjelbe, Beiträge zur Kirchen- 
verfaſſungsgeſchichte und Kirchenpolitif, I, 1864. Kahnis, Der innere Öang 
des deutjchen SProtejtantismus jeit Mitte des vorigen Jahrh., 3. Aufl., 2 Bde., 
1874. Henfe, Neuere Kirchengefchichte (16.—18. %.), 9. vd. Gaß, 2 Bde., 
1874/75. Nippold, Handbuch der neuejten Kirchengejchihte, 4 Bde. 
(3. Aufl.) 1880/92. 8) Zur Spezialficchengejchichte: Nettberg, Kirchen- 
gejchichte Deutjchlands, 2 Bde., 1846/48. Hauck, Kicchengefchichte Deutſch— 
lands, 1. Tl. 1887, 2. Tl. 1890, 3. Tl. 1.9. 1893. — Kirchliche Geo- 
grapbie und Statijtif: Dibelius in Herzogs R. E Bd. XIV ©. 643 ff. 
und die dort angeführte Litteratur. Schulte, Status dioecesium cath. 
in Austria germ., Borussia, Bavaria, relig. Germ. terris sitarum de- 
seriptus, 1866. Regelmäßige „Itatiftifche Mitteilungen aus den deutjchen 
evangelifchen Landeskirchen“ im „Allgemeinen Kirchenblatt“ (f. o. II, 7); für 
1885 in Ig. 1887 ©. 385 ff.; für 1886 in Ig. 1888 ©. 273 ff.; für 1887 in 
Sg. 1889 ©. 409 ff.; für 1888 in So. 1890 ©. 153 ff.; für 1889 in Ig. 1801 
©. 321 ff.; für 1890 in Ig. 1892 ©. 321 ff.; für 1891 in Jg. 1898 ©. 28 ff. 
— Kirchliche Chronologie: Piper, Kirchenrechnung, 1841. Brind- 
meter, Prakt. Handbuch der Chronologie, 2. Aufl. 1885. Steitz in Her- 
zogs RE. Bd. VII ©. 749 ff. s. v. „Kirchenjahr“. — Dogmengeſchichte: 
Siejeler, Dogmengejchichte, 6. Bd. der Kirchengeſchichte, |. o. Fr. Nitzſch, 
Grundriß der chriftlichen Dogmengefchichte, 1870. 9. Schmid, Lehrbuch 
der Dogmengefchichte, 4. Aufl. von Haud, 1887. G. Thomajfius, Die 
chriſtliche Dogmengefchichte, 2. Aufl. von Bonwetich u. Seeberg, 2 Bde, 
1886. 88. Harnad, Lehrbuch der Dogmengejchichte, 3 Bde., 2. Aufl. 1888. 
Derj., Grumdriß der Dogmengefchichte, 2. Aufl. 1893. (Kath. B.): Werner, 
Geſchichte der fatholiichen Theologie jeit dem Trienter Konzil bis zur Gegenwart, 
2. Aufl. 1889. Schwane, Dogmengefchichte der neueren Zeit (ſeit 1517), 
18%. — Patriſtik. Die altkirchliche Litteraturgejchichte iſt meiſtens in den 
Darftellungen der älteren Kirchen- und Dogmengejchichte (f. 0.) mehr oder we- 
niger ausführlich behandelt, auch in Werfen über die Gejchichte der Philo- 
jopbie gejtreift (NRitter, $. Huber). An ihrem woiffenfchaftlichen Ausbau 
hat die fatholiiche Theologie überwiegenden Anteil. ©. den Art. von Wa- 
genmann in Herzogs R.-E. Bd. XI &.300 ff. Bon neueren Werfen jeien 
genannt Möhler, Patrologie oder chriftl. Litterargefchichte, 1839. Nirichl, 
Lehrbuch der Patrologie und Patriftit, 3 Bde., 1881/85. Gebhardt und 
Harnack, Terte und Unterfuchungen zur Gefchichte der altchriftlichen Litte- 
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ratur, 5 Bde., 1882. Uber die Ausgaben der einzelnen Kirchenväter |. am 
beiten die Spezialartifel in Herzogs R.E. Cine Eleine für Firchenrecht- 
lihe Zwecke nüßliche Handausgabe einiger Schriften ijt die bon Hefele, 
Patrum apostolicorum opera (1839), 5. Aufl. von Funk, 1878. — Sym— 
bolif. Umnentbehrlich find vor allem Tertausgaben der Befenntnisjchriften 
der Iutherifchen, reformierten und katholiſchen Kirche, |. u. $ 9. Bon fom- 
parativen Darftellungen jeien genannt (Prot. B.): Winer, Komparatibe 
Daritellung des Lehrbegriffs der eh chrijtlichen Kirchenparteien 2c., 
4. Aufl. von Emwald, 1882. Plitt, Grundriß der Symbolif, 3. Aufl. 
(Schultze), 1893. 9. Schmidt, Hob. der Symbolif, 1890. K. Haje, 
Polemik, 5. Aufl. 1891. —27— Lehrbuch der vergleichenden Kon— 
feſſionskunde, Bd. I, 1892. (Kath. B.): Möhler, Symbolik oder Darſtel— 
lung der dogmatifchen Gegenſätze RL Katholifen und Broteitanten, nad 
ihren öffentlichen Befenntnisichriften, 11. Aufl. 1891. — Kirchliche Archäo— 
logie: F. &. Kraus, Real-Encyflopädie der chrijtlichen Altertümer, 2 Bde., 
1882/86. Brodhaus in Herzogs RE. Bd. J ©. 609 ff. und die dort 
angeführte Litteratur. — Ethik: Harlek, Ehrijtl. Ethik, 7. Aufl. 1875. Mar- 
tenfen, Die al Ethik, 4. aut 1883/88, Frank, Spyitem der chriftl. 
Sittlichfeit, 1883. 87. — Dogmatik: Schleiermacher, Der chriftliche 
Glaube nad) den Grundſätzen der evang. Kirche int Zufammenhange dargejtellt, 
5. Aufl. 1861. 9. Schmid, Die Dogmatik der evang.-luth. Kirche, dargeft. 
und aus den Quellen belegt, 6. Aufl. 1876. Thomajius, Ehrijtt Perjon 
und Werf, 3. Aufl. 1886/88. Frank, Syitem der chrijtl. Gewißheit, 2. Aufl. 
1881. Luthardt, Kompendium der Dogmatik, 8. Aufl. 1889. Nitzſch, 
Dogmatif, 1892. Altkatholiih: Michelis, Kathol. Dogmatik, 1881. Röm.— 
fatholiich: Klee, Syitem der fath. Dogmatif, 4. Aufl. 1861. Dieringer, 
Lehrbuch der Fath. Dogmatik, 5. Aufl. 1865. — Praftiihe Theologie 
(als Gejamtdisziplin, d. h. abgejehen von den für das Kirchenrecht nicht 
unmittelbar bedeutungsvollen Spezialwerfen über Katechetif, Liturgif, Ho- 
miletif 2c.): Nitzſch, Praftijche Theologie, 2. Aufl. 1859/68. Steinmeyer, 
Beiträge zur prakt. Theol,, 5 Tle., 1874/79 (j. inSsbejondere Beitr. V). 
Zezihmwiß, Syſtem der praftiichen Theologie 1876/78. Th Harnad, 
Praktiſche Theologie, 1877. Krauß, Lehrbuch der praftiichen Theologie, 
2 Bde., 1890/93. Achelis, Praftifche Theologie, 2 Bde., 1890/91. (Kath. B.): 
Schüch, Handb. der Pajtoraltheologie, 6. Aufl. 1882. 


ec) Was endlich die Hülfswilfenfchaftliche Bedeutung der übrigen 
juriftiihen Disziplinen für das Slirchenrecht betrifft, jo ift fie zunächſt 
im allgemeinen gefchichtlich darin begründet, daß ſeit dev Aufnahme 
der Kirche im römiſchen Neich fich je und je das weltliche und das kirch— 
liche Recht in engfter Verbindung entwickelten, daß jpäterhin die Kirche 
jelbit nahezu das ganze weltliche Recht in den Bereich ihrer omnipotenten 
Gejetgebungsgewalt hineinzuziehen wußte und daß auch gegenwärtig noch 
die den Kirchen im deutschen Reiche zuerfannte Stellung vielfache und 
enge Beziehungen zwijchen firchlihem Necht und dem öffentlichen und pri: 
baten Recht des Staates bejtehen läßt. Aber tiefer noch, als durch 
die hiftorischen BZufammenhänge begründet fich die hülfswiſſenſchaftliche 
Bedeutung der weltlich juriftiichen Disziplinen für das Kirchenrecht 
durh die Natur der Sache. Das Kirchenrecht iſt nur ein Teil 
des dur) die Einheit des Zweckes, durch die Gemeinschaft der Grund- 
begriffe, durch die Gleichartigfeit feiner Funktionen, durch die Verwandt- 
Ichaft feiner Wirkungen in fich enggeſchloſſenen Nechtsiyftems überhaupt. 
Es veriteht ſich don jelbjt, daß, wo eine Saite in der Harmonie des 
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Ganzen angejchlagen wird, auch die anderen Saiten näher oder entfernter 
anflingen, Dieſer hülfswiſſenſchaftliche Zuſammenhang bedarf des Nach— 
weiſes im Einzelnen. Indeſſen kann derſelbe erſt im ſpäteren Zuſam— 
menhange mit Erfolg geſchehen. Sein Verſtändnis ſetzt voraus, daß zu— 
vor der Begriff des Kirchenrechts ſelbſt genau ermittelt (8 3—6) und 
eine vollfommene Überficht über die einzelnen Teile der Rechtswiſſenſchaft 
und ihren mefentlichen Inhalt gewonnen jei ($ 8). In Verbindung mit 
diefev Überficht wird dann die befondere Beziehung der verfchiedenen juri- 
ftiihen Disziplinen zum Kirchenrecht aufzufuchen und ihre hülfswiſſen— 
Ichaftliche Bedeutung Flarzuftellen fein, 
Litteratur 1.8 8 


IV. Syſtematik des Kirdenredts. 


Die Bedeutung derjelben kann nach der jchon im Anfang diejer Aus: 
führungen ihr zuerfannten Aufgabe nicht blos eine methodologijche fein. 
Die Syſtematik ift vielmehr ein Beitandteil der wifjenjchaftlichen Er- 
fenntnis jelbit. Denn der einzelne Rechtsſatz ift nach jeinem abjoluten 
Werte und dem Reichtum feiner Beziehungen zu anderen Rechtsjägen nur 
dann vollkommen zu würdigen, wenn ihm. die naturgemäße Stellung im 
Syſteme angewviejen it. Ein Fortſchritt in der Syſtematik bedeutet daher 
nicht blos eine höhere Stufe in der formalen Ausbildung, jondern eine 
vollkommenere Entwicelungsitufe der Wilfenjchaft überhaupt. Dies iſt 
an der Gejchichte der jyitematischen Behandlung des Kicchenrechts deutlich 
wahrzunehmen. Sein Verſtändnis im Ganzen und Einzelnen ift je und 
je durch die Syitematif verdunfelt oder erleuchtet worden. Nach diejer Seite 
find die in der Kitteraturgefchichtlichen Überficht gemachten Mittei- 
{ungen hier kurz zu vervollftändigen. Die dort nachgewiefene urfprüng- 
liche Gebundenheit der jchriftitelleriichen Form an die Struftur der Quellen 
brachte es mit ſich, daß die ſyſtematiſche Behandlung des fanonifchen 
Rechts zunächft einfach das Schema der päpjtlihen Geſetzbücher 
„jJudex, judieium, clerus, sponsalia, erimen* ($ 11) zum Borbild 
nahm. So wenig diefes am Ende des XII. J. zuerjt von Bernardus 
de Pavia aufgejtellte und nachmals in allen offiziellen Dekretalenſamm— 
tungen feitgehaltene Schema einem wiſſenſchaftlichen Cinteilungsprinzip 
entſprach, jo bot es doch in der Anleitung zu quellenmäßiger und voll- 
ftändiger Stoffbehandlung jo große Vorteile dar, daß auch die erften 
Bearbeiter proteftantiichen Kirchenrechts (z.B. Kling) der Methode der 
Kanoniſten wie etwas Selbitverjtändlichem folgten und, wie ſchon er- 
wähnt, der Protejtant 3. 9. Böhmer noch im XVIIL. J. fein umfaſſendes 
Eirchenrechtliches Werk an die Titelfolge der Defretalen anfchloß. Unter 
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allen Umständen entſprach diejer Schematismus, zumal. in der freieren 
Stoffbeherrichung eines Böhmer, dem Zwecke vollfommener, als die im 
XVI. J. zuerſt in Stalien (Giovanne Paolo Lancelotti) angewandte Syſte— 
matif des römiſchen Rechts. Das Prototyp bildete die in dem Inſti— 
tutionenfyftem des Gajus I, 8 enthaltene und auch in Juſtinians Insti- 
tutiones II, 12 übernommene Dreiteilung: „Omne autem jus, quo 
utimur, vel ad personas pertinet, vel ad res, vel ad actiones“. 
Diefes durch die Autorität des Weltrechts am Sich legitimierte Syſtem 
fand weitverbreitet Anwendung (van Espen in feinem Hauptwerk jus 
ecelesiastieum universum), und in Deutjchland zumal bei protejtanti- 
chen Schriftitelleen um jo mehr geneigte Nachahmung, als man ohnehin 
im Streite zwifchen päpftlichenm und Faiferlihem Necht dem letteren den 
Borzug gab. Doc haben noch im Anfang des XIX. %. auch fatholifche 
Schriftſteller Michl) fich feiner bedient. Bei manchen Unterfchieden im 
Kleinen wies man dem jus ad personas die Lehre von der Klirchenver- 
faffung, dem jus ad res Kultus und Kirchenvermögen (auch Ehemwejen!), 
dem jus ad actiones die Lehre von der Ffirchlichen Gerichtsbarkeit in 
bürgerlichen und Strafjachen zu. Die fehlerhafte Einwirkung dieſes 
Syſtems Tag nicht blos in der Übertragung einer ausschließlich für das 
weltliche Recht gemünzten Gliederung auf das Eirchliche Gebiet, jondern 
fie trat finnftörend vor allem darin hervor, daß nunmehr das gefamte 
Slirchenrecht, jeinem inneriten Wefen entgegen ($ 8 II), unter den Ge— 
fichtspunft des Privatrechts geftellt worden war. Der feit Ende des 
XVII. J. hervorgetretene Einfluß des Naturrechts hatte, wie er: 
innerlich, zwar die firchenrechtliche Aufgabe im Ganzen auf ein faljches 
Gebiet verlegt. Wohl aber führte er die Shftematif über die Schablone 
der fanonifchen und römischen Nechtsbücher hinaus. In den vom Natur: 
recht beeinflußten Darftellungen des Kirchenrechts (Schnaubert 1789, 
Schmalz 1795 u. U.) war der ernfthafte VBerfuch unternommen, das 
Einzelne aus Allgemeinem abzuleiten. Damit war aber freilich nur erit 
das formale Prinzip der Spftematif gewonnen. Was dem natürlichen 
Stirchenrecht mangelte, war die Entwidelung des Stoffs aus der gejchicht: 
lichen Nealität, die Begründung des Einzelnen aus den Quellen. Die 
Hülfsmittel der philofophifchen Abjtraftion und quellenmäßigen Stoffbe- 
handlung mußten fich verbinden, um einen Fortichritt in der Shftematif 
herbeizuführen. Einen anerfennenswerten Anfang hiezu machte bereits 
die i. J. 1823 erfchienene zweite Auflage des Lehrbuchs von Walter. 
Den eigentlichen Wendepunft aber brachte erſt die hiftorifche Schule. 
Mit Karl Friedrih Eihhorn beginnen die den begrifflichen und ge- 
Ihichtlichen Anforderungen entjprechenden kirchenrechtlichen Syſteme. Er 
jelbit hat die Aufgabe der Syſtematik dahin beftimmt „die oberiten Brin- 
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zipien des Kirchenrechts aus den Quellen hiſtoriſch zu begründen und 
die einzelnen geltenden Beſtimmungen in einem inneren wiſſenſchaftlichen 
Zuſammenhang aus jenen abgeleitet zuſammenzuſtellen“ (8.-R. Bd. I. 
1831, ©. 437). Bu gleicher Zeit (1831. 35) und teilweife angevegt 
duch Eihhorn hat 9. Fried. Jacobſon feine überaus beachtens- 
werten und lehrreichen Verfuche zur Begründung eines „Syſtems des 
Kirchenrechts“ veröffentlicht. Sie geben genauen Aufjchluß über den da— 
maligen Stand der Frage. Sie jeten fich zugleich kritiſch auseinander 
mit den berfchiedenen jeit der Emanzipation von den Legalordnungen frei 
gewählten Syftemen. Unter diefen hatten namentlich zwei in den Xehr- 
büchern weit verbreitete Aufnahme gefunden und find auch noch in jpä- 
terer Zeit verteidigt worden. Zunächſt die Einteilung in öffentliches 
und Brivatfirhenreht (jo auch Walter noch in der 1. Aufl. 
1822). Schon ältere Kanoniften (PB. J. Niegger, Neller u. U.) hatten 
die öffentlich- und privatrechtlichen Bejtandteile im Kirchenrecht wohl unter- 
Ichieden, jedoch ohne die Unterjcheidung weiterhin zu verwerten. Sicher— 
[ih war es nun gegenüber der Anwendung des römischen Snititutionen- 
ſyſtems ein Fortjchritt, daß man an die Stelle der ausschließlich privat- 
vechtlichen Betrachtung die grundjäßlide Scheidung des öffentlichen 
und privaten Gefichtspunftes treten ließ. Aber es war und tft uns 
richtig, Sie zum ſyſtematiſchen Einteilungsgrund zu wählen, weil viele 
firchliche Rechtsverhältniffe unter beiderlei Geſichtspunkten ftehen. Dies 
gilt namentlich vom firchlichen Bermögensrecht, welches unter allen Teilen 
des Kirchenvechts den reichſten privatrechtlichen Stoff enthält, zugleich 
aber nach Subitanz, Verwaltung und Berwendung jo viele öffentlich 
rechtliche Beziehungen entwicelt, daß fie bei jener Scheidung entweder 
überhaupt nicht oder nur unvollfommen und jedenfall nicht im organi— 
Ihen Zuſammenhange zur Geltung gelangen fünnen. Es fann fich aljo 
nur empfehlen, fortlaufend bei den einzelnen firchlichen Inſtituten Die 
privatrechtliche und die öffentlich rechtliche Seite hervortreten zu lafjen. 
Der eben bejprochenen Einteilung wurde, kaum weniger fehlerhaft, die— 
jenige in außeres und inneres Kirchenrecht an die Seite gejet, 
teilmeife auch in eigentümlicher Weiſe jubordiniert. Die Hervorhebung 
der äußeren und inneren Beziehungen des Klirchenreht3 fann nun zwar, 
als die ftoffliche Begrenzung des Gegenftandes enthaltend, für die Begriffs: 
entwicelung allerdings nicht zu entbehren fein ($ 6. III). Für die Syſtematik 
aber ift auch fie unbrauchbar, weil jie die Einheit des Stoffes zerreißt, 
die Wechjelwirkung und Bielfeitigkeit der Eirchlichen Nechtsverhältnifje ver- 
deckt und namentlich für die zahlreichen Fälle, in denen es zweifelhaft 
und jtreitig ift, ob eine äußere oder innere Kirchenangelegenheit vorliege, 
durch ihre vorherige Zuweiſung in das eine oder andere Gebiet eine 
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petitio prineipii enthält. Aus einem ganz anderen Geſichtspunkte 
freilich wurde die Einteilung in äußere und inneres Kirchenrecht be- 
kämpft von Fr. Joſeph Buß. Angeregt durch den eben erfolgten Frie- 
densjchluß des Staats mit der Fatholifchen Kirche unternahm diefer i. J. 
1842 eine umfaffende Grundlegung des Firchenrechtlichen Syftems in feiner 
Schrift über die Methodologie des Kirchenrechts „zur Feltltellung einer 
richttgen Behandlungsweife diefer Wiſſenſchaft im Gegenſatz zu deren fal- 
ihen Behandlungsweifen als teilweifen Quellen des Firchlichen Unfrie— 
dens unſerer Zeit”. Die Schrift enthält viele geiftreiche Bemerkungen, 
aber die ſchon im Titel fundgegebene Eirchenpolitiihe Tendenz hat 
dem Verfaſſer oft das Maß der Dinge verfchoben. Das äußere Kir— 
ihenvecht, als Inbegriff der Nechtsverhältniffe der Kirchen zum Staat 
und untereinander verweilt er ganz aus dem Firchenrechtlichen Syſtem, 
weil „die fatholifche Kirche als univerjale eigentlich in feinem Staat ijt” 
und „auf dogmatiichem Boden es gar fein Verhältnis der einen Kirche 
zur anderen giebt, folglich auch fein es beftimmendes Necht”. „Das innere 
Kirchenrecht bleibt nach dieſem allein übrig” (a. a. O. ©. 89 f.). Diefer 
Ausjcheidung wurde aber auch don folchen Schriftitellern, welche den 
Eirchenpolitifchen Standpunft von Buß teilten und im übrigen jpäter 
feine ſyſtematiſchen Gedanken aufgriffen, feine weitere Folge gegeben. 
Mit dem Anfang der vierziger Jahre beginnt ein außerordentlicher Zu— 
wachs in der Lehrbuchslitteratur des Kirchenrechts. Damit war auch) die 
Frage der Syſtematik immer wieder don Neuem angeregt. Für ihre 
Behandlung wurde naturgemäß vor allem die fonfejjionelle oder 
interfonfefjionelle DBearbeitungsweife entjcheidend. In erfterer 
Beziehung kommt nur das katholiſche Kirchenrecht in Betracht, da, 
iwie ſchon in der Bibliographie hervorgehoben, eine Gejamtbearbeitung 
des evangelifchen SKirchenvechts nicht unternommen wurde. Für das fon- 
fejfionell £atholifche Kirchenrecht entwarf zuerit Georg Phillips im 
1. Band jeines Handbuchs (1845) einen ſyſtematiſchen Plan, welchem 
nad) Erörterung der allgemeinen Grundſätze und Quellen des Kirchen— 
vecht3 die Dreiteilung in „Chriſti Königtum“, „Chrifti Lehramt”, „Chrifti 
hohes Prieftertum” zu Grunde liegt. Dieje nicht auf juriftifchem, fondern 
auf dogmatifchem Boden ruhende und in der Durchführung ſcholaſtiſch 
ichwerfällige Syjtematik hat feine Nachahmung gefunden. Demnächſt hat 
v. Schulte das Syſtem des katholiſchen Kirchenrechts (in dem in der Bibliv- 
graphie u. 3. 4 genannten größeren firchenrechtlichen Werke, 2. TI. 1856 
©. 79 ff.) ſelbſtändig und ausführlich begründet, Er unterfchied das „Offent— 
liche Recht der Kirche” und das „Privatrecht”, letzteres als „das Privatrecht 
der. Kirche“ (Bermögensrecht) und „das Privatrecht in der Kirche” (Indivi— 
duen, Genofjenjchaften) und hat mit kleinen Verschiebungen diejes Syſtem auch) 
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in feiner jpäteren interfonfejlionellen Bearbeitung des Kirchenrechts beibe- 
halten. Unter den jpäteren und neueren Bearbeitern des Ffatholifchen 
Kirchenrechts zeigen fich unverfennbare Einflüffe der Bußſchen Methodo- 
logie. Für die interfonfejfionelle Darftellung des Kirchenrechts 
wurden die Wege hauptfächlich durch Aemilius Richter gewieſen, deſſen 
Lehrbuch in erfter Auflage kurz vor der Bußſchen Schrift 1842 er- 
Ichienen war. Mit dem Sabe: „Das Kirchenrecht trägt fein Syſtein in 
fich; denn nach dem Begriff der Kirche gliedert fich der ganze Stoff 
naturgemäß in die Lehre von der Berfaffung und Verwaltung der Kirche, 
als einer geordneten Anjtalt, in die Lehre von dem firchlichen Leben, 
in welchem dieſelbe ihre Aufgabe löſt, und in die Lehre von den Kir— 
chengütern, als den Mitteln ihres zeitlichen Beſtehens“, hatte er diejenige 
Dispofition vorgezeichnet, welche, bei aller Selbitändigfeit und vieler Ver— 
Ichiedenheit im Einzelnen (vgl. DO. Mejer, Friedberg) im Großen 
und Ganzen von den nachfolgenden Bearbeitern ausgefprochenermaßen 
angenommen oder verwertet wurde. Auch die Schon von Walter ein- 
geichlagene, don vielen Anderen entpfohlene und ganz bejonders von 
Nichter durchgeführte fogenannte Kombinationsmethode, d. h. das evan- 
gelische Kirchenrecht mit dem fatholijchen jo oft unmittelbar zuſammenzu— 
jtellen, alS beide aus einem Prinzipe fliegen, und ihre Trennung da zu 
vollziehen, wo das eigentümliche Kirchliche Bewußtjein ein individuelles 
echt erzeugte, blieb die Regel der interfonfeflionellen Darftellungsmeife. 
Einen grumdfäßlichen Gegner fand die Methode nur in Hinſchius, 
welcher im Vorwort zum 1. Bande (1869) des in der Bibliographie 
u. 3. 3 erwähnten Tirchlichen Syſtems zur Sache fi) dahin äußerte: 
„Bei der Anordnung des Stoffes habe ich mit der bisherigen Tradition, 
fatholifches und proteftantijches Kirchenrecht gemeinschaftlich darzuftellen, 
gebrochen. Mir ſcheint Durch das Weſen beider Kirchen eine verjchiedene 
Syſtematik im Einzelnen geboten. Außerdem befördert die äußere Aus: 
einanderhaltung auch die notwendige und noch immer nicht genügend 
durchgeführte Ausſcheidung Eatholifcher Elemente aus dem Rechte der 
evangelijchen Kirche.” Dementjprechend hat Hinſchius jein in großem 
Stile angelegtes Syſtem, zunächſt des katholiſchen Kirchenrechts, unter den 
Hauptabteilungen „Die Hierarchie und die Leitung der Kirche durch die— 
jelbe” und „Die Rechte und Pflichten der einzelnen Kirchenglieder ſowie 
der kirchlichen Genoſſenſchaften“ durchzuführen begonnen (einen kurzen 
Abriß Desjelben 7. in Holtzendorffs Enchflopädie der Rechtswiſſen— 
Ichaft, 1. Teil, 3. Aufl. 1877. ©. 646 ff). Daß bei dem meitangelegten 
Plane und der in die Tiefe gehenden Durchführung, welche Hinſchius 
jeinem Werfe gegeben, die völlige Scheidung beider Shiteme dem Zwecke 
ebenjo entiprechend als förderlich war, iſt ficherlich noch von feinem der 
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dankbaren und veich belehrten Leſer verfannt worden. Ebenſo ift 
ohne weiteres zuzugeben, daß, rein prinzipiell angejehen, die 
Forderung einer auf das verjchiedenartige Wejen beider Kirchen gegrün- 
deten Trennung der Syſteme durchaus berechtigt ſei. Aber andererjeits 
wird dur didaktiſche Zwecke die Abweichung vom ftrengen Prinzip 
nicht nur gerechtfertigt, jondern aus verſchiedenen Gefichtspunften jogar 
dringend empfohlen. „Der Ausjcheidung fatholifcher Elemente aus dem 
Nechte der evangelifchen Kirche” ſteht gleichwertig die andere Aufgabe zur 
Seite, den organijhen Zuſammenhang des evangelijchen 
Kirhenrehts mit dem katholiſchen fortlaufend nad- 
zuweiſen. Insbeſondere aber joll die aus der Stoffverbindung ſich 
ergebende unmittelbare Anjchauung zur Bergleichung und Unterjcheidung 
der mwejentlichen Merkmale anregen und den Lernenden dazu ausrüften, 
ſich nachmals um fo ficherer in die Eigenart beider Nechtsordnungen zu 
vertiefen. Die ſyſtematiſche Aufgabe muß dann darin beftehen, die höhere 
Einheit der Rechtsinftitute feitzuhalten, ohne dent Geiſt der befonderen 
Nechtsentwidelung Zivang anzuthun. 


Der nachfolgenden Darftellung iſt die in der Natur der Sache begründete, 
in anderen juriſtiſchen Disziplinen längjt bewährte, übrigens auch don früheren 
Kichenrechtichriftitellern, wenngleich in anderer Durchführung angewandte Schei- 
dung des Stoffes in einen allgemeinen und eimen bejonderen Teil zu 
Grunde gelegt. 

Dem allgemeinen Teil ift die Behandlung derjenigen Lehren, welche die 
Borausjegung für das Verſtändnis kirchlicher Rechtsſätze überhaupt bilden, ſowie 
die Erörterung jolcher Rechtsſätze zuzuweiſen, welche ihre Anwendung nicht blos 
innerhalb der Rechtsperhältnifje eines einzelnen Rechtsinftituts, jondern allgemein 
oder im Bereiche einer Mehrheit von Nechtsinitituten finden. Hiernach entfällt 
notwendig ein dDreifaches in den allgemeinen Teil des Kirchenrechts. Es erheben 
fich die drei in einander überführenden Grundfragen: Was it Kirchenrecht? 
Woher fommt das Kicchenreht? Welches ift das Herrihaftsgebiet des 
Kirchenrechts? Der erjten Frage entjpricht die Aufgabe der Begriffsent- 
wicke lung des Kirchenrechts. Ihr tft, zumal nach der durh Sohm in Fluß 
gebrachten Streitfrage, eine größere Sorgfalt zuzuwenden, als dies in der Regel 
zu gejchehen pflegt. Denn es handelt fich dabei feineswegs blos um die Befrie- 
digung eines Logifch-theoretifchen Bedürfniffes. Bielmehr iſt die Entjcheidung 
einer Reihe der wichtigjten praftifchen Streitfragen des Kirchenrechts wejentlich 
durch die Stellungnahme zu den begrifflichen Grundlagen dejjelben bedingt. Die 
zweite der aufgeworfenen Fragen beantwortet fich durch die Lehre bon den 
Duellen des Kirchenrechts. Dieje befiten und erfordern eine die Quellen aller 
anderen Rechtszweige überragende Bielfeitigfeit und Feinheit der Gliederung. 
Denn in der göttlichen Offenbarung tritt eine allem weltlichen Recht grundſätzlich 
fremde Duellenart hinzu, Die Gejeßgebung ferner kompliziert fih nicht nur 
durch den Dualismugs der Staats und Kirchengeſetzgebung, jondern außerdem 
noch durch die mit der Reformation eingetretene Eonfejfionelle Scheidung der 
Duellengebiete und durch die innerhalb der evangeliſchen Kirche faſt ausschließlich 
partifuläre NRechtsentwidelung. Endlich hat die internationale Geftaltung des 
katholiſchen Kirchenweſens auch in dem Vertragsrecht eine eigentümliche Kirchen 
rechtsquelle erſchloſſen. Die dritte jener Grundfragen findet, aufgelöjt in 
eine große Anzahl von Einzelproblemen, ihre Beantwortung durch die Lehre 
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über das Verhältnis von Staat und Kirche. Notwendig gehört dieſe Lehre 
als ein in ſich abgejchlofjenes Gebiet in den allgemeinen Teil der wiljenjchaftlichen 
Darjtellung des Kirchenrechts hinein. Denn je nach der Verjchiedenheit der Ver— 
hältnisformen von Staat und Kirche wird nicht nur der Umfang des Rechts— 
jtoffes, welchen die Kirche don der staatlichen Rechtsordnung empfängt und aljo 
mit dem Staate ſelbſt teilt, ein verjchiedener jein, jondern es wird fich auch die 
Art und das Maß der Selbjtändigfeit, welche das von der Kirche erzeugte Recht 
dem Staate gegenüber zu entwideln vermag, hiernach ſehr verjchieden bemefjen. 
Es hängt alſo der Beftand und Charakter, m. a. W. das Herrichaftsgebiet des 
Kicchenrechts im Ganzen weſentlich von Bedingungen ab, welche jeweilig in dem 
Geſamtverhältnis von Staat und Kirche begründet find. Begriffsbejtimmung, 
Duellenledre und Berhältnisheftimmung von Staat und Kirche ergeben fich 
ſonach als die einzelnen Abjchnitte des allgemeinen Teils. 

Dem bejonderen Teil bleibt die Aufgabe, die Kirche als jelbjtändige (d. h. 
grundſätzlich vom Staat unterjchiedene, wenngleich da und dort von ihm beein- 
flußte) Lebensordnung nad) der Seite ihrer jpezifiichen Zweckbeſtimmung injomweit 
zur Anjchauung zu bringen, als fie zu deren Erfüllung rechtlicher Formen bedarf 
und fich rechtlicher Mittel bedient. Dieje Zwedbeftimmung weit in ihrem legten 
Grunde auf die Menjchen hin, welche ihr als Glieder angehören und melche 
zu Gott zu führen ſie gejtiftet ijt. Solche Führung hinmwiederum jet voraus, 
daß fie jelbjt als Anſtalt organifiert und eine der Zweckbeſtimmung dienliche 
Ordnung ihrer Zunftionen vorhanden fei. Hiermit find die oberſten Einteilungs- 
gründe für den befonderen Teil gewonnen. Er gliedert ſich naturgemäß in die 
NechtSlehre dom Kirhenorganismus und die Rechtslehre von der Kirchen- 
mitgliedjchaft. 

Innerhalb der Lehre vom Kirchenorganismus ergeben fich alS die beiden 
jelbjtändigen Abfchnitte die Lehre von der Organifation der Kirche zur 
Rechtsanſtalt und der Erhaltung der Kirche als Rechtsanſtalt. Dort 
zeigt fi) das Kirchenwejen von der Seite feiner Stabilität in dem recht— 
lihen Aufbau feiner Organe und ihrem Berhältnis untereinander Gerfaſſungs— 
lebre), bier von der Seite feiner Bewegung in Entfaltung der zur Verwirk— 
lichung der Kirchenzwede erforderlichen Thätigfeiten und Kräfte (Funktionen— 
lehre). Berfafjungs- und Funktionenlehre durchdringen und ergänzen fich gegen= 
jeitig. Die Organe der Kicche fünnen nicht außer Zufammenhang mit ihren Funk— 
tionen, die Zunftionen der Kirche nicht abgelöft von ihren Organen gedacht und 
betrachtet werden. Daher iſt die Zunftionenlehre im Grunde nichts anderes als 
eine Erweiterung und Ausführung der Verfaſſungslehre. Eben deshalb bejteht 
hier auch die Möglichkeit der verjchiedenartigiten ſyſtematiſchen Anordnung, ohne 
daß der Anfpruch ausjchliegender Berechtigung für die eine oder andere erhoben 
werden fann. Was die Berfafjungslehre im Bejonderen betrifft, jo ijt hier 
das Necht der Fatholifchen und der epangelifchen Kirche grundfäglich zu jcheiden. 
Denn an diefem Punkte hat injfonderheit die Berjchiedenheit des Glaubens auf 
die rechtliche Geftaltung bejtinnmend eingewirft. Die rechtliche Analyje des katho— 
liſchen SKirchenorganismus ergiebt die naturgemäße Stufenfolge der jtändi- 
ſchen, der hierarchijchen, der repräfentativen und der genojjenjchaft- 
lichen Gliederung dejjelben. In der rechtlichen Organijation der evangeliſchen 
Kirche kommen nicht im eigentlichen Sinn gejchlofjene Verfafjungsftände, jondern 
nur einzelne Berfafjungselemente mit relativ verjchiedenartiger Zwedbejtimmung 
zur Berwendung. Je nach der Kombinierung derſelben haben fich verſchiedene 
Formen evangeliſcher Kirchenverfafjung gebildet. Auf Gang und Rejultat ihrer 
Entwidelung ijt daher zuerjt zu jehen. Darnach find die einzelnen Verfaſſungs— 
elemente in Betracht zu ziehen. Im Bordergrund und Mittelpunfte derjelben 
ſteht gejchichtlich und begrifflich das geiftliche Amt. Teils Bethätigungsgebiet 
des geijtlichen Amts, teils ihm gegenüber jelbjtändiges und hülfreiches Verfaſ— 
jungSelement ijt die Gemeinde. Zu ihr hat daher die Darftellung des evan— 


82 Syſtematik. 47 


geliſchen Kirchenverfaſſungsrechts fortzuſchreiten. Da aber die Gemeinde nicht 
blos als Einzelgemeinde, vielmehr auch in den höheren Stufen der Kreis-, Pro— 
vinzial- und Landeskirchengemeinde (firchliche Kommunalverbände) zufammen- 
fafjende rechtliche Organifation gefunden hat, und hiernach alle dieje Geftaltungen 
nur als Evolutionen des Gemeindeprinzips erjcheinen, jo jchließt die Daritellung 
des evangelifchen Gemeinderechts auch die der evangelifchen Synodalverfaffung 
in fi) ein. Stützpunkt und Ergänzung, Regulierung und Kontrole finden endlic) 
die genannten Berfafjungselemente durch die Organe des Kirchenregiments,. 
Sn der Spite mit der Trägerichaft der Staatsgewalt zujammenfallend, auf 
mittlerer Stufe durch follegial verfaßte Kirchenregimentsbehörden dargejtellt, nad) 
unten in dem Amt der Superintendenten oder Defane auslaufend, bildet ihre 
Erörterung den Schlußpunft evangelifchen Berfafjungsrechts. Anden nac der 
Regel evangelijchen KirchenrechtS die Superintendenten zugleich ein Pfarramt 
führen, ijt das Ende mit dem Ausgangspunkt verfnüpft und die grundlegende 
Bedeutung des geijklichen Amts für alles evangelijche Verfaſſungsrecht von Neuem 
in das Licht geſtellt. In der Funktionenlehre kann eine Verbindung katho— 
liſchen und evangeliſchen Kirchenrechts inſoweit eintreten, als die Funktionen der 
Art nach gleiche ſind, und muß hinwiederum das Recht beider grundſätzlich ge— 
ſchieden werden, inſoferne unter der Einwirkung der verſchiedenartigen Inhalts— 
beſtimmung und Verfaſſung die konkrete Erfüllung der Aufgaben ſich abweichend 
geſtaltet. Den Herzſchlag der Kirche bildet ihre Thätigkeit auf geiſtlichem Gebiet. 
Von dieſem alles Andere beherrſchenden Zentrum nimmt die Funktionenlehre 
naturgemäß den Ausgangspunkt und erweitert ſich von hier zur Peripherie des 
kirchlichen Rechtslebens, vom Innerlichen zum Äußerlichen. Sie beginnt dem— 
nach mit der rechtlichen Ordnung der geiſtlichen Funktionen, ſich anſchließend 
an deren kirchliche Gliederung in die Verwaltung bon Wort und Saframent. 
Entjprechend der inneren und äußeren Richtung der Kirchengewalt wendet fie 
fi) don bier den ſpezifiſchen Funktionen der Kirhenregierung, nämlich 
der Gefeßgebung, Amterbejtellung und den verichiedenen Thätigkeiten zum 
Schutze der Kirchenordnung gegen Berlegung jeitens der Kicchendiener oder 
Kirchenglieder zu. Während aber geijtliche und EG eine aus— 
jchließliche Zweckbeziehung auf die Kirche ſelbſt in fich tragen, hat diefelbe, als in 
Staat und Gejellfchaft hineingebaut, auch eine in dieje übergreifende joziale 
Funktion zu löfen. Sie erfüllt fie durch Beteiligung an gewiſſen Aufgaben 
der Staatspflege und eine rechtlich geordnete firchliche Bereinsthätigfeit. 
Zu den Aufgaben der Staatspflege, welche eine Beteiligung der Kirche er— 
fordern, gehören vor Allem Bolfserziehung und Bolfswohl. Unter diejem Ge— 
ſichtspunkt fteht der rechtlich geordnete Anteil der Kirche am öffentlichen Schul-, 
Armen- und Kranfenwefen. Nach der früheren Ordnung der Dinge fiel darunter 
auch der Anteil der Kirche am Eheweſen, infoweit die lettere als Beauftragte 
des Staates mit der Chejchliegungsfunfktion und bürgerlicher Chegerichtsbarfeit 
beauftragt war. Nach der grundfäglichen Säfularifierung des Eheweſens fällt 
die Thätigfeit der kirchlichen Organe in Beziehung auf Ehejchließung oder Ehe- 
löfung dem Gebiete der geiftlichen Funktionen anheim, während die in beiderlei 
Beziehung bejtehenden individuellen Pflichten und Rechte in einem Firchen- 
rechtlichen Syſtem (im Gegenſatz zu bejonderen Darjtellungen des Eherecht$) 
überhaupt nicht der Lehre vom Kirchenorganismus, jondern derjenigen bon der 
Kirchenmitgliedichaft zuzumeifen find. Die unentbehrlich materielle Unterlage 
aller kirchlichen TIhätigfeit endlich bildet die Bejchaffung und zweckgemäße Ber: 
wendung don Kirchenvermögen, als den Mitteln des zeitlichen Bejtandes der Kirche. 
Hierin erfüllt diejelbe ihre wirtfchaftlihe Funktion. Eine jolche tft der Kirche 
ebenjo unentbehrlich, wie jeder menfchlichen Gemeinfchaft mit bejtimmten Zweck— 
betrieb. Das kirchliche Vermögensrecht bildet eben deshalb nicht einen gegenüber 
der Berfafjungs- und Funftionenlehre jelbjtändigen, foordinierten oder öfters nur 
anhangsweije behandelten Teil des Firchenrechtlichen Syſtems, jondern fällt, da 
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hier im eigentlichjten Sinne ein Inbegriff von Thätigfeiten zum Zwecke der Er- 
haltung der Kirche als Nechtsanftalt in Frage jteht, notwendig der Funktionen— 
lehre als deren äußerlichſter Bejtandteil zu. Die ſyſtematiſche Aufgabe ijt auch 
hier, die Thätigfeit der Firclichen Organe als jolcher von dem Kreiſe der den 
Kirchengliedern zufümmlichen Berpflichtungen und Nechte zu unterjcheiden. 

Die Rechtslehre von der Kirchenmitgliedjchaft trägt ihre einfache jyite- 
matiſche Anordnung jo zu jagen in fich ſelbſt. ES fragt ſich naturgemäß zunächſt 
um ein doppeltes, um den Thatbejtand und um die Rechtswirkungen der 
Kirchenmitgliedjchaft. Die Thatbejtandsiehre hat es ihrerjeitS mit Begründung 
und Beendigung der Kirchenmitgliedjchaft zu thun. Ihre Wirkung andererjeis 
tritt ebenfalls in zweifacher Richtung hervor. Sie reflektiert zuerft in Pflichten 
der SKirchenglieder. Selbjtverjtändlich kommen bier nur diejenigen Ficchlichen 
Mitgliedfchaftspflichten in Betracht, welche an fich rechtlicher Normierung und 
Kontrolle fähig find. Dieje aber forrefpondieren in gewiſſer Weife mit den 
rechtlichen Funktionen des Kivchenorganismus, entjprechen dem auf der objektiven 
Kirchenordnung beruhenden amtlichen Handeln der Firchlichen Organe im Gebiete 
der geiftlichen Funktionen (Stellung der Kirchenglieder zu Lehre, Kultus und 
Eheordnung), der NRegierungsfunftionen (Unterordnung unter Strafgewalt und 
Kirchenzucht) und der mirtjchaftlichen Funktion (Beitragspflicht der. Kirchen 
glieder). Die Kirchenmitgliedfchaft reflektiert zum Zweiten in Rechten der Kirchen 
glieder. Sie unterjcheiden fich in die allgemeinen Mitgliedfchaftsrechte und die 
ficchlicden Sonderrechte. Die Hauptgruppe der letteren bilden die firchlich poli= 
tiſchen Rechte der Gemeindeglieder, welche nicht, wie hergebracht, im firchlichen 
Berfafiungsrecht, jondern in der Lehre von der Kirchenmitgliedjchaft ihre richtige 
iyftematifche Stellung finden. Denn überall handelt es fich hier noch nicht um 
amtliche Handeln firchlicher Organe, jondern erjt um die freie Bethätigung der 
firchlihen Mitgliedfchaft zum Zwecke der Bejtellung Firchlicher Organe. Aus 
gleichem Grunde gehören gewilje Nechtsjäße über das PBatronat in die Lehre bon 
den firchlichen Sonderrechten hinein. Die Kirchenmitgliedfchaft bietet aber endlich 
außer ihrem Thatbejtand und ihren Wirkungen dev rechtlichen Betrachtung noch 
eine dritte Seite dar. Die Sirchenglieder find zugleich Staatsangehörige. 
Diefe Thatſache wirkt in wejentlichen rechtlichen Beziehungen zurüd auf die 
Kirchenmitgliedfchaft. Die Rüdwirfung äußert fi) namentlich in der Gewährung 
des bürgerlichen Rechts der Gemwifjensfreiheit und in dem Rechtsſchutz der Kirchen 
glieder durch den Staat. Darum findet die Lehre ihren ſyſtematiſchen Abſchluß 
in der Unterfuhung über das Berhältnis von Staatsangehörigfeit umd 
Kirchenmitgliedſchaft. 


Allgemeiner Teil, 
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Erſter Abjchnitt. 


Begriffsbejtimmung des Kirchenredhts. 


I. Glemente des Begriffs. 
1. Redt. 


83. 

Die Elemente des Begriffs von Kirchenrecht bieten ſich von ſelbſt 
in den Sonderbegriffen Recht und Kirche dar. Beide ſind zunächſt für 
ſich allein in Betracht zu ziehen. Recht bedeutet Regel und Be— 
vehtigung. Auf dieſem Doppelſinn beruht die herkömmliche Unter- 
ſcheidung von objektivem und von jubjektivem Necht. 

I. NRebt im objeftiven Sinne ift der Snbegriff der das 
Gemeinſchaftsleben von Menschen beherrjchenden Negeln. Be— 
ſtimmt, die aus der Koeriftenz einer Mehrheit wejensgleicher Berjonen 
ſich ergebenden Intereſſenkolliſionen zu löſen und hierdurch die individuelle 
Sreiheit mit den Anfprüchen anderer Individuen oder des Gemeinjchafts- 
ganzen in Übereinftimmung zu fjeßen und zu erhalten, stellt fich das 
Necht als der von der Summe der Einzelmwillen jpezifiich verjchiedene und 
ihnen gegenüber jelbjtändige Kolleftivmille der Gejamt- 
heit dar. Hierin allein liegt objektiv die verpflidhtende Kraft 
und jubjektiv dev verpflihtende Grund des Nechts. Dasjelbe 
entjteht zwar durch Willenskundgebung der zu einer Gemeinſchaft ver- 
bundenen Individuen. Aber einmal entitanden und noch nicht ordnungs— 
mäßig wieder aufgehoben, beſteht es ohne die individuelle Anerfen- 
nung und behauptet ſich auch gegen ven abweichenden oder widerſtre— 
benden Einzelmwillen. Hieraus evgiebt ſich Für die Begriffsbeftimmung 
nach Seite der im vorliegenden Zujammenhange bejonders in Betracht 
fonımenden Modalitäten des Nechts ein Dreifaches. 

1. Das Necbt fordert zu Jeiner ftetigen und voll- 
ftändigen VBerwirflihung die Vermittelung des Zwangs. 
Diefe Forderung begründet fich aber eben nicht aus dem Wefen des Nechts, 
jondern nur aus der Empivie. Sie wirde nicht erhoben werden müſſen, 
wenn in einer Menfchengemeinjchaft eine dauernde und alljeitige Kon— 
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gruenz von Ginzelwillen und Geſamtwillen vorauszufegen wäre. Nur 
weil diefe Vorausſetzung erfahrungsgemäß nicht zutreffend ift, nimmt der 
Nechtsbegriff propidentiell das Zwangsmoment in fih auf. In 
diefenn Sinne allein ift es zuläffig, zu jagen, eine Regel müſſe, um als 
Nechtsregel zu gelten, „erzwingbar” fein ($ 5 II. $S 6 IM). 

2. Da erzwingbar nicht Willensrichtungen, jondern nur Willens- 
bethätigungen find, jo fanın auch Gegenstand einer Rechtsvor— 
Ihrift immer nur das Handeln (Thun oder Laffen) von Men- 
ſchen oder ein durch menfchliche Handlung herbeizuführender ſinnlich 
wahrnehbmbarer Zuftand, niemals dagegen eine diefem Handeln 
oder Buftand entiprechende Überzeugung vder Willensrid- 
tung jein. 


Zu 1) und 2). An diefe beiden Erfordernifje knüpfen fich, ohne jedoch ent- 
fernt damit erjchöpft zu fein, die Unterschiede von Rechts vorſchrift einerſeits, 
Sittengejeß und Neligionsgebot amdererfeits. Auch die leßteren beiden 
verlangen zwar und erjtreben ein beftimmttes äußeres Berhalten der Menjchen. 
Diejes aber wird bon ihnen nur als dev wahrhaftige Ausdrud einer ihm ent- 
iprechenden moralijchen oder religiöjen Überzeugung refpeftiert, Dem Rechts⸗ 
gebot iſt die innerliche Stimmung indifferent oder ſekundär. Deshalb können 
Vorſchriften der Moral und der Religion allerdings nicht in dem Sinne er— 
zwingbar fein, wie Rechtsvorſchriften. ES kann zwar das äußere Verhalten an 
fich, nicht aber das einer bejtimmten Geſinnung entfprechende Berhalten er- 
zwungen werden ($ 6 II). Immerhin ift es hiernach falfch, wenn nach land— 
läufiger Borftellung den moraltichen und religiöfen Borjchriften der Charakter 
der Erzwingbarkeit überhaupt, und damit an und für fich die Fähigkeit, inner- 
halb eines bejtimmten Gemeinjchaftsfreijes den Charakter don Nechtsregeln ans 
zunehmen, abgejprochen werden will. ES iſt insbejondere für die Begriffsbe— 
ftimmung des Kirchenrechts von grumdlegender Wichtigfeit, daß dieſer Irrtum 
berichtigt und nicht weiter in die Borftellung aufgenommen werde. Borjchriften 
der Moral und der Religion, welche ein äußeres Verhalten zum Inhalt haben, 
find, injfoweit die Relation des Berhaltens zur Gefinnung außer Betracht ge= 
laffen werden muß, nicht weniger erzwingbar, als urfprüngliche Nechtsporjchriften. 
Die inmmerwährende UÜbereinjtimmung beider ijt freilich zweifellos eine genuine 
und fundamentale Forderung chriftlichen Weſens überhaupt. Inſoferne ſcheint 
ichon die bloße Möglichkeit ihrer Inkongruenz bei der Aufrichtung irgend welcher 
rifttichen Gemeinſchaftsordnung nicht in Rechnung geſtellt werden zu, dürfen. 
In der Unvollkommenheit menſchlicher Organifation kann indeſſen jene Überein- 
ſtimmung wohl für die Regelfälle vorausgeſetzt, niemals aber garantiert werden. 
Denn Organ und Sitz derſelben ſind menſchlichem Zugriff entzogen. Bei der 
Aufrichtung jeder Art von äußerer Ordnung muß auf jene Sicherſtellung ver— 
zichtet und ihr Mangel der Verurteilung des Gewiſſens oder dem göttlichen Ge— 
richt anheimgeſtellt werden. Auch Kirchenordnung iſt Ordnung von Menſchen 
und unter Menſchen. Sie fordert Aufrechterhaltung und Gehorſam um ihres 
Bejtandes willen. Sie fordert äußere und jinnenfällige Bethätigung 
der Kirchenmitgliedjchaft. Sie fordert zu Zweden der Erziehung äußerliche 
Pflichterfüllung. In allen diefen Fällen ift ihr Wille und Ziel, daß Ge— 
finnung und That nicht um eine Linie divergieren. Aber die Forderung jelbjt 
bleibt ungeachtet der Möglichkeit oder Wirklichkeit der Divergenz von Gefinnung 
und That bejtehen. Damit ijt der Eintritt moralifcher und religiöfer Borfchriften 
in den Kreis Firchlicher Rechtsordnung unentbehrlich) gemacht. Wo immer aus 
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den genannten oder anderen Grimden auf dev Durchführung des Gejamt- 
willens in einer beſtimmten Richtung bejtanden, und alfo ohne Rückſicht auf die 
unfontrolierbare Kongruenz don Handlung und Gefinnung im Berlegungsfalle 
eine äußerliche Kognition eingeleitet werden muß, da nehmen die bezüglichen 
Vorſchriften an ſich den Charakter von Nechtsvorichriften an. ES müſſen hier— 
nad) von den ganz und gar der freien Aneignung überlaffenen moralifchen und 


veligtöfen Vorſchriften die mit Kontrolle ausgeftatteten Vorſchriften diefer Art, 
welche man füglich als moralijche oder religiöfe Nechtsporjchriften bezeichnen 
fann, wohl unterjchieden werden. Nach welcher diefer beiden Kategorieen die 
VBorjchriften von Moral und Religion zu geitalten, d. h. ob fie mit Außerlicher 
Verpflichtung auszustatten ſeien oder nicht, tit eine aus dem Geift und Bedürfnis 
der einzelnen Gemeinjchaft zu entjcheidende Frage, und wird fich hiernach 
nicht nur für verichtedene Neligionsgemeinschaften verjchieden, jondern auch für 
eine und diejelbe in den einzelnen Stadien ihrer geichichtlichen Entwidelung an— 
ders bejtimmen. In demjelben Maße, als im Detail der Gemeinschaftsordnung 
808 Zwangsmoment borherrichend tft, wird eine jolche Neligionsgemeinfchaft 
die dee eines Nechtsorganismus an fich verwirklichen, während fie anderer- 
jeit8 in eben dem Maße, als fie auf Beherrfhung dur Zwang verzichten 
fann, dieſe dee abjtreifen und im Ganzen den Charafter einer geiſtlichen 
Gemeinfhaft an fich tragen wird ($ 5 II). Ohne Berüdfichtigung diejer 
Geſichtspunkte find die charafteriftiichen Unterjchiede katholiſchen und evangelis 
Ichen Kirchenrechts überhaupt nicht zu verſtehen ($ 6 IID. 

3. Recht fann in jedem zu ideeller Einheit verbun- 
Denen menſchlichen Gemeinſchaftskreiſe entstehen und 
beitehen. Es ijt durch Nichts gerechtfertigt, nur die vom Staat aus- 
gehende Zwangsordnung als Necht zu bezeichnen und biernach der in 
anderen menschlichen Verbänden bejtehenden Gemeinschaftsordnung den Cha— 
vafter des Rechts nur inſoweit zuzufprechen, als dieſe von der Aner- 
fennung des Staates felbit getragen wird. In Wahrheit existiert hier 
nur ein thatſächlicher, auf der Berfchiedenheit der Machtmittel und 
Machtbedürfniffe beruhender Unterichied. Die Zwangsordnung des Staates 
trägt allerdings Durch Die Sträfte, welche dieſer zu entwiceln imftande 
ift, mehr, als in jedem anderen menfchlichen Gemeinjchaftstreife die Ga— 
rantieen der Verwirklichung in fich. Inſoferne beſitzt das ftaatliche Recht 
eine bejondere Vollkommenheit. Auch ift hier jtärfer, als irgendwo das 
Bedürfnis vorhanden, daß die äußerliche Gemeinjchaftsordnung in feinem 
ihrer Zeile unausgeführt bleibe. Der Zweck des Staates jelbft erfor: 
dert, daß in ihm eine ununterbrochene und abjolut wirkfame Garantie 
für die Verwirklichung der Gemeinjchaftsordnung gegeben fei. Dadurch 
iſt es nahe gelegt, die Gemeinfchaftsprdnung des Staates als die aus— 
Ichließliche Nechtsordnung zu veritehen. Aber es ijt diefe Beſchränkung 
jo wenig durch das Weſen des Nechts bedingt, als durch die Auffaffung 
der Gejchichte gerechtfertigt. Der Staat ſelbſt ift vielmehr Produkt des 
Rechts, nicht umgekehrt das Recht erſt ein Produkt des Staates. 

Will der Gejellfchaftsordnung der Gemeinfchaftskreife neben dem Staat 
oder in dem Staat der Charakter von NRechtsporjchriften überhaupt beftritten 
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werden, weil und injoweit fie der Anerkennung des legteren entbehren, jo muß 
die Kontroverſe fi notwendig in einen unfruchtbaren Wortitreit über das, was 
man „noch“ Recht und was man „nicht mehr” Recht nennen will, verlieren. 
Nicht für den Begriff des Rechts, jondern vielmehr nur für die Gradbe- 
meffung feiner Nealifierbarfeit innerhalb des Staatögebiets 
kommt die Thatjache jeiner Anerkennung oder Nichtanerfennung durch den Staat 
in Betracht. Auch diefer Gefichtspunft ift Für das Kirchenrecht don bejonderer 
Bedeutung. Soweit nämlich hiernach die Zwangsordnung einer Religionsge— 
meinschaft innerhalb des Staates von diefem nicht nur anerkannt, jondern bon 
ihm die Garantie ihrer Verwirklichung felbjt mit übernommen ijt (Durd)- 
führung kirchlicher Umlagenbeſchlüſſe, Erefution firchlicher Disziplinarerfenntnifje, 
gewiſſe Grundlagen der Kirchenverfafjung, welche integrierende Bejtandteile der 
Staatsverfaſſung bilden), befitt das Necht diejer Gemeinschaft den Charakter 
und die Vollfommenheit des jtaatlichen Rechts ſelbſt. Soweit ferner eine Ge— 
meinschaftsordnung zwar nach ihrem Thatbejtand vom Staate anerfannt, aber 
die Durchführung derjelben der betreffenden Gemeinſchaft allein überlaſſen 
iſt Kirchenzucht, kirchliche Tauf und Trauordnung), jind die Garantieen ihrer 
Berwirklihung zwar weniger vollfonmen, d. h. eben lediglich auf die Autorität 
und Kraft der betreffenden Gemeinschaft ſelbſt gejtellt, aber ihr Charafter als 
der einer wahren Nechtsordnung für die Glieder und im Umfreis der Kirchen- 
gemeinschaft wird nach ftaatlichem Anerfenntnis jelbjt (vgl. $ 82 R.G. dom 
6. Februar 1875) von jolcher Unvollfommenheit nicht berührt. Soweit endlich 
einer ſolchen Zwangsordnung auch nach der Seite des Thatbeſtandes die aus— 
drüdliche Anerkennung des Staates fehlt, eröffnet fich wieder eine doppelte Mög- 
lichfeit. Zunächſt die, daß der Staat die Rirchenordnung einfach ignoriert. 
Aber er duldet fie, weil und infoweit ihre Durchführung in feiner Weiſe mit der 
jtaatlihen Rechtsordnung jelbft in Widerſpruch gerät (Gelübde, Verpflichtung 
zum Gölibat und Breviergebet). Dann fann jene fich immerhin frei auf dem 
Gemifjensgebiet entfalten und erhalten; dev Mangel jtaatlicher Anerkennung will 
und wird ihr ſtets die bürgerliche Wirkung, aber auch nur dieje entziehen. Die 
andere Möglichkeit ijt die: es fehlt der Kirchenordnung die jtaatliche Anerkennung 
dis zu dem Grade, daß ihre Berwirkflichung, als mit der bürgerlichen Rechtsord— 
nung jelbit in Widerſpruch befindlich, durch das Staatsgejeß verboten iſt (An- 
Iprüche des kanoniſchen Rechts über die Keßer und hinfichtlich dev Ausübung einer 
bürgerlichen Gerichtsbarkeit, Anspruch der Kirche auf Ehefchließung). In ſolchem 
alle jteht die Kirchenordnung thatjächlich vor der Unmöglichkeit, ſich dermalen 
durchzujeßen. Sie entbehrt der jtaatlich anerfannten Rechtsgültigkeit. In 
diefem Sinne jagt z. B. das Preuß. Staats-Geſ. vom 3. Juni 1876, betr. die 
evang. Kirchenverfaffung in den älteren Provinzen der Monarchie, AU. 13: „Kirch- 
liche Gefege und Verordnungen... . ſind nur ſoweit rechtsgültig, als fie mit 
einem Staatsgejet nicht in Widerjpruch ſtehen“. Würde eine Kicchenordnung 
dadurch, Daß fie einem Staatögejeß widerjpricht, ſchon an und für fich und be- 
grifflich nicht als Nechtsordnung zu beftehen vermögen, fo würde es des aus— 
drüclichen Ausichluffes ihrer Gültigkeit nicht erjt bedürfen. Dadurch, daß fie nicht 
gilt, hört fie nicht notwendig auf, zu ſein. Wird alſo im Einzelfalle das ftaat- 
liche Verbot verleßt, jo tritt jedenfalls bürgerliche Nichtigkeit der Handlung und 
je nach Lage der jtaatlichen Gejeßgebung jogar Beitrafung des PVerletenden ein. 
Aber der objektive Bejtand der Kirchenordnung als Gemeinſchafts-, das ift 
als Rechtsordnung (S 6 III), iſt dadurd nicht berührt. Wird freilich die Kir— 
henorönung gegen das Berbot des Staates ſyſtematiſch und in großem Stile 
durchzufegen unternommen, dann gejtaltet fich der Widerftreit beider Ordnungen 
überhaupt nicht mehr als Kampf ums Necht, jondern als Kampf um die Macht. 
Sieht aber der Staat, jei es aus anderer Erfenntnis, jei es als befiegter Teil 
jein Verbot zurücd, jo lebt die Kirchenordmung im Staate zivar zeitlich und bürger: 
lich, aber gewiß nicht erſt faufal als Nehtsordnung wieder auf. Es wird 
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Niemand behaupten wollen, daß das kanoniſche Recht durch die Einſchränkung 
jeiner Anwendung gemäß $ I des PBublifationspatentes vom 5. Februar 1794 
zum Preuß. Allg. Yandrecht feinen Charakter als „Recht“ verloren Onbe. Ebenso 
wird man in deutjchen Landen nicht geneigt fein, anzuerfennen, daß die evange— 
liſche Kirchenordnung der Oſtſeeprovinzen durch die Knute des ruſſiſchen Staats- 
firchentums ihres Charakters als „Rechtsordnung? entkleidet worden ‚ei. ES 
giebt ein Recht über dem Staat und außerhalb des Staates. Ihre Ergän- 
zung finden dieſe Ausführungen durch die in fpäterem Zuſammenhange notwen— 
digen Erörterungen über die encyklopädiiche Stellung des Kirchenrechts (5 SID 
und über die grundjäßlich verichiedene Stellung der fatholifchen und der evange— 
liſchen Kirche hinfichtlich der don ihnen in Anjpruch genommenen GejeßgebungS- 
gewalt ($ 19 Il). 

11. Recht im objektiven Sinne ift der urfprünglichere und grund 
legende, Neht im Jubjeftiven Sinne der davon abgeleitete Be- 
griff. Von jenem wird dem Ganzen oder den Einzelnen einer Gemein— 
Schaft die Macht, zu thun oder zu laffen, erteilt. Diefe Macht ift ihr 
Neht. Wer bei feinem Thun oder Laffen mit dem Gejamtwillen in 
Widerſpruch jteht, ift im Unrecht. Umgekehrt ift, wer fich dabei mit dem 
Geſamtwillen in UÜbereinjtimmung befindet, in feinem Necht. Necht im 
jubjeftiven Sinne ift daher erlaubte Willensmacht, Befugnis, 
Berechtigung. Das jubjeftive Necht fett das objektive überall voraus. 
Es hat in ihm Grund und Beltand, es empfängt von ihm Inhalt und 
Maß. Ohne die Anerkennung des allgemeinen Nechtswillens giebt es 
feine Einzelberechtigung. 


Wie das objektive Recht außer im Staate auch in anderen Gemeinjchafts- 
freijen den Boden feiner Entitehung und die Stätte jeiner Wirkjamfeit hat, To 
fann fich hiernach auch das jubjektive Necht auf die Autorität ſehr verſchieden— 
artig fomponierter Gejamtwillen gründen. Es verjteht ich aber don jelbjt, daß 
die dont objeftiven Recht verlichene Willensmacht nur eben innerhalb desjenigen 
Gemeinſchaftskreiſes fie) erlaubter Weile zur Geltung bringen kann, durch 
dejjen orönungsmäßig hergestellten Gejamtwillen fie verliehen und fortdauernd 
anerfannt ift. Hieraus ergiebt jich für das Berhältnis der jtaatlichen und firch- 
lichen jubjeftiven Rechte basſelbe Refultat, wie in Anſehung des objektiven Rechts 
beider Gemeinjchaftsfreife. Ein Firchliches jubjeftives Necht wird durch den 
Mangel der jtaatlichen Anerkennung nicht aufgehoben, wohl aber wird dadurch 
die Möglichkeit, die ihm entiprechende Willensmacht auszuüben, thatſächlich 
juspendiert oder befchränft. Über die jubjektiven Eirchlichen Rechte ſ. das IT. Bud) 
des bejonderen Teils. 

LYitteratur. Zum Nechtsbeariff, überhaupt: Thon, Rechtsnorm und jubjef- 
tives Necht, 1878. Hölder, Über objeftives und ſubjeklives Recht. Akad. 
Vortr. 1893. Über das Recht in feinem Verhältnis zur Moral: Trende- 
Lenburg, Naturrecht auf dem — der Ethik. 2. Aufl. (1868), 88 45 ff. 
Stahl, Knllojohhie des Nechts, 4. Aufl. (1870) Bd. TI Abtl. 1 ©. 191}. 
Köhler, Luther und die Juriſten. du Frage nach dem gegenfeitigen Ber- 
hältnis des Rechtes und der Sittlichfeit, 1873. U. Merfel, Juriſtiſche 
Encyklopädie (1885), 85 21 ff. und die dort Angeführten. Zu den Streit- 
fragen über das Verhältnis von Kirchenrecht und Recht des Staates: auf 
der Linie der hier vertretenen ur Puchta, Einleitung in das Recht der 
Kirche, ©.67 F. Bierling inZ2.Ff.R.B5.X. ©. 442 ff.; Bd. XIII ©. 256 ff. 
v. Scheurl, daſelbſt Bd. XII. ©. 52 ff. „Die Selbjtändigfeit des Kirchenrecht3”. 
Dove in Kichters %b.$ 3. Friedberg, 8b. $2. IV. Anderer Mei: 
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nung: DO. Mejer,26.86. Derjelbeing. f. KR. Bd. XI. ©. 278 ff. Der: 
ſelbe, Nechtsleben der deutjchen ebangelifchen Landeskirchen 2c., ©. 62 ff. 
Zorn, Lb. 81. Thudihum, 8b. $ 2 fennt nur „Beltebungen der Kir: 
chen- und NReligionsvereine, neuerdings (?) oft Kirchengejeße und Kirchenver— 
ordnungen genannt“, (Dagegen Kahl in Sahrbud für Gefeßgebung, Ber: 
waltung u. ſ. w. von vd. Holtendorff und Brentano, Bd. I. 1877 
©. 156 ff.) „Auf einer mittleren Linie bewegen fich die Ausführungen don 
Köhler, „Uber das Kirchenrecht als praftifch-theologische Disziplin”, Zeit— 
ſchrift ſur praktiſche Theologie GBaſſermann u. Ehlers), Bd. 11. 1880, 
©. 297 ff. 


2er 
Ss 4. 


Der zweite elementare Begriff iſt derjenige der Kirche. Diejelbe 
fommt hier zunächſt weder im Yehrjinn, d. h. in dem auf Grund 
des Bekenntniſſes fejtgeftellten Begriff ($ 5), noch im Rechtsſinn, d.h. in 
der von der Staatsgejetgebung ihr gegebenen rechtlichen Bejtimmtheit 
($ 22), ſondern lediglich don der Seite ihres gejchichtlich entwickelten und 
gegliederten Thatbeftandes in Betracht. 

Die Kirche beiteht in der Gegenwart nicht als einheitliche Befenner- 
gemeinschaft, jondern, wie im Gebiete des Glaubens, jo in der äußeren 
Ericheinung nur in der Gliederung von Stonfeffionsfirchen. Zwar ift fie 
als eine gegründet, als eime durch der Apoftel Lehre und Wirken fort- 
geflanzt, al8 eine von Konftantin im vömijchen Neiche anerfannt und, 
getragen von der Autorität des Imperium, ein Jahrtauſend hindurch als 
jolche zufammengehalten worden. Aber die Einheit bildet ein notwendiges 
Merkmal der Kirche doch nur, infoferne auf die Einheit ihrer Stiftung 
und ihrer Grundlage in der göttlichen Dffenbarung, jowie auf ihre zu— 
fünftige Vollendung und Erjcheinung bingewiejen werden fann. Da— 
gegen blieb die Einheit in der gejchichtlichen Entwicelung des Thatbe— 
jtandes nicht gewahrt. Die verjchiedenartige Auffaffung und Aneignung 
der Offenbarung hat zu verjchiedener Glaubenslehre und zu verjchiedenen 
Kultus geführt. Damit war, unter der gleichzeitigen Einwirkung natio- 
naler und politifcher Momente, auch die Einheit der geſellſchaftlichen 
Entwicelung umd eben dadurch auch der rechtlichen Drganijation 
aufgelöft. Die auf breiter Baſis verbliebene Einheit im Bekenntnis ge: 
wiſſer chriftlicher Grundwahrheiten, namentlich die Vereinigung der Chri— 
jtenheit auf die Symbole der alten Kirche, das Apostolieum, Nicaenum 
und Athanasianum, erwies ſich gegenüber den Lehr- und Kultusdiffe— 
venzen im Einzelnen und den jonftigen auflöfenden Einflüffen nicht ſtark 
genug, um die Trennung und Beräftung in Konfeſſionskirchen zu 
verhindern. 

I. Die erjte große Kirchentvennung, innerlich durch Glaubensitrei- 
tigkeiten, ſowie die derjchiedenartige Ausprägung gottesdienftlicher Formen 
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und vieler Verfaſſungseinrichtungen von langer Hand vorbereitet, äußer— 
lich bedingt durch politiſche Zuſtände und die Rivalität des Patriarchen 
von Konſtantinopel und des Biſchofs von Rom, erſcheint um die Mitte 
des XI. J. zum endgültigen Abſchluß gebracht. Es trennt ſich die mor— 
genländiſche von der abendländiſchen Kirche. Der hierdurch 
geſchaffene Gegenſatz iſt im Großen und Ganzen noch jetzt durch die 
griehijch-fatholifhe und die römiſch-katholiſche Kirche 
dDargeftellt. Die ſchon bald nach der Trennung unternommenen Ber- 
juche der Wiedervereinigung haben jeit dem XV. %. (Unionsſynode don 
Florenz, 1439) zu teilweifen Ergebniffen geführt. Mit Rückſicht hierauf 
unterscheidet die römiſch-katholiſche Kirche in ihrem Verhältnis zum Orient 
die Shismatifchen und die umierten Kirchen. Unter den erjteren 
haben auf europäifchen Boden vor allem Beltand gewonnen die grie- 
chiſche Kirche in dem Königreich Griechenland, in den Donau-Fürſten— 
tümern und im ruſſiſchen Neich, das den größten der aus dem Orient 
hervorgegangenen Kirchenkörper einheitlich umfchliegt. In dem Verhältnis 
der Union stehen verjchiedene griechische Bekenntniffe (Oraefomelchiten, 
Nuthenen, Stalograeci), ein Teil der armenifchen Kirche, die Kirche der 
Maroniten, die chaldäifche, jafobitifche, koptiſche und abyſſiniſche Kirche. 
Im Recht und Kultus find aber, unbeſchadet der jonftigen Unterwerfung 
unter das römische Dogma und den päpftlihen Primat, Verſchiedenheiten 
diefer unierten orientalischen Kirchen bejtehen geblieben. 

Die morgenländifche und die abendländische Kirche, diefe zunächit noch als 
Einheit gedacht, haben nach den durchaus berjchieden gearteten gejchichtlichen 
Bedingungen ihrer Eriftenz und der verfchiedenen Wirkſamkeit dev in ihnen ge= 
legenen geiltigen Lebenskräfte in ihrer Gefamtrechtsentwidelung nicht die gleiche 
Stufe der Vollendung erreicht. Die abendländifche Kirche Hat fich, wenn auch 
unter vielen, nach dem Schwergewicht von Kahrhunderten zu bemefjenden Schwan— 
fungen und heißen Kämpfen doch zuleßt als eine dem Staat gegenüber ſelbſt— 
jtändige Lebensgemeinschaft zur Geltung zu bringen und prinzipiell zu behaupten 
gewußt. Auch wo im abendländifchen Kirchenweſen thatfächlich eine im Ver— 
bältnis zum Orient gleiche oder fogar noch gefteigerte Vermifchung des politi= 
ſchen und des firchlichen Elements zu Tage trat (8518), wurde diefelbe doc) nir— 
gends auf die Dauer als die grundfäßliche und abgeſchloſſene Geftaltung des 
Berhältnifjies angefehen. Das Ziel der Entwidelung war und ift die prinzipielle 
Unterjcheidung des firchlichen und des weltlichen Neichs und damit die Selbit- 
ftändigfeit des Kirchenrechts gegenüber dem ftaatlichen Recht. Anders in 
der morgenländifchen Kirche. Eine Unterjcheidung des kirchlichen und ftaatlichen 
Gebiets ijt in ihrer Nechtsorganifation prinzipiell nie zum Ausdruck gelangt. 
Ein Biel, wie das eben genannte, bat die morgenländifche Kirche in feinem der 
Staaten, in denen fie gegenwärtig ihr gefondertes Dafein führt, erreichen fünnen. 
Daher, im Gegenjaß zu der Beweglichkeit und den Fortjchritten der abendländi- 
ſchen Kirche, die ſtarre, der ſtarken geiſtigen Motoren entbehrende Lebloſigkeit 
jener Kirchenkörper, daher die formale Autorität des Überlieferten in ihnen und 
der Stillitand und Rückſchritt in ihrer Selbjtändigfeit. 


Litteratur. U Pichler, Geſchichte der firchl. Trennung zw. Orient und 
Decident don den erjten Anfängen bis zur jüngiten Gegenwart, 1864. 
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Zhiſhmann, Die Unionsverhandlungen zwijchen der oriental. und röm. 

Kirche jeit dem Anfang des 15. J. bis zum Konzil don Ferrara, 1858. TH. 

FSrommel, Kritiſche Beiträge zur Gejchichte der Florentiner Kircheneint- 

gung, 1872. 9. Silbernagl, Berfafjung und gegenwärtiger Zustand 

jämtlicher Kirchen des Orients, 1865. Walter-Gerlach, %b. 68 22 ff. 

Milaſch, Das Kirchenrecht der morgenländifchen Kirche 2c., 1890; |. dar— 

über DE. f. 8.88. IL,,©, 112., Schulte, 2b. S 206 „Die, Wechjel- 

beziehung der verschiedenen Riten innerhalb der Fatholiichen Kirche”. Ein- 

gehend iſt daS orientalische Kirchenrecht berückfichtigt in dem 2b. don Vering. 

II. Im Abendland hatte fich das Bedürfnis nach Firchlichen Re— 
formen während des ganzen Mittelalters in thatkräftigen Außerungen, 
bald, wie bei den Vorgängen des päpftlichen Schisma und auf den großen 
veformatorifchen Konzilien mit einer mehr auf das Hußerliche des Slirchen- 
weſens gerichteten QTendenz, bald, wie in den Bewegungen der Waldenfer, 
Wycliffiten und Huffiten in einer rein innerlich gerichteten, auf Reinigung 
der Yehre und Erneuerung der geiftlichen Lebenskräfte der Kirche abzielen- 
den Weife fund gegeben. Nachdem aber die Verſuche, innerhalb der Ge— 
meinjchaft der abendländiichen Kirche die Frage zum Austrag zu bringen, 
an der Tiefe der Gegenjäße, wie an dem Gang der politiichen Ereigniffe 
gejcheitert waren, ſchuf fich die Neformation des XVI. Sahrhunderts in 
der evangelifchen Kirche eine jelbftändige Erſcheinungsform des chrift- 
lichen Glaubens und Lebens. Der äußere und innere Zufammenhang 
der Ereigniffe, welche zu diefem Ziele führten, ift befannt. Der Wormjer 
Neichstag v. 1521 feheidet die alte und die neue Zeit. Daß dem Kirchen- 
bann gegen Luther die Neichsacht folgte, entiprach zwar dem beftehenden 
öffentlichen Recht. Aber die Bollziehung- des Wormſer Edifts lag ſchon 
nicht mehr in den Händen des Kaiſers allein. Sie hing von den Reichs— 
jtänden ab, welche auf einer Neihe von Neichstagen nunmehr entjcheidend 
in den Gang der Entwicelung eingriffen. Der Nürnberger Reichstag 
v. 1522 verweigerte die päpftlicher Seits dringend gejtellte Forderung 
auf fofortigen Vollzug des Achtedikts und wollte die Religionsfrage durd) 
ein freies chriltliches Konzil entjchieden wiffen. Dieſelbe Forderung wider- 
holten der Nürnberger Neichsabichied dv. 1524 und der Speyerer Reichs— 
abjchied v. 1526. Mit jeinem Beſchluß: „es jolle jeder Stand in Sachen, die 
daß Wormfer Edift betreffen, jo leben, regieren und es halten, wie ev 
es gegen Gott und Kaiſ. Majeftät zu verantworten ſich getraue”, war 
die Kirchenfrage grundfäßlich den Territorialgewalten zum Austrag über— 
laffen. Das fam Luthers Sache zu gut. Denn außer zahlreichen 
Stüdten ftanden bereitS mächtige Yandesherren auf feiner Seite. Zwar 
wurde auf dem Speherer Neichstag dv. 1529 der günftige Abjchied 
v. 1526 widerrufen. Aber dies gerade gab den Anlaß zum fejteren 
Zuſammenſchluß der evangelifchen Stände und Städte, der in der Speyerer 
Proteftation d. %. feinen Ausdruck fand. Bon da an standen Die 


54 Kirche. 59 


„Proteſtanten“ als gejchlojfene Partei den Fatholiichen Ständen gegenüber 
und befundeten die Einheit ihrer Lehre zum erjtenmal auf dem Augs— 
burger Reichstag v. 1530 durch Übergabe der Konfeffion. Im Nürn— 
berger MNeligionsfvieden dv. 1532 wurden die Zugeftändnilfe dv. 1526 
wiederholt. Der Gang der nun folgenden Greigniffe war dem Prote- 
ftantismus freilich anfangs nicht günftig.. Dev Schmalfaldijche Krieg 
endigte im Augsburger Interim dv. 1548 mit, jeiner äußerlichen Nieder- 
lage. Aber der Sieg des Kurfürften von Sachjen wendete die Sache. 
Der Paſſauer Vertrag v. 1552 gewährte den PBroteitanten vorläufige 
Berechtigung bis zum nächſten Neichstag. Dieſer fand 1555 in Augs— 
burg Statt. Im Augsburger Neligionsfrieden ($14 $22) wurde 
feitgefeßt, daß jedem Neichsjtand in Sachen der Religion die territoriale 
Gewalt zujtehen jolle. Somit hatten die Broteftanten nunmehr wenigjtens 
in den Territorien der proteltantiichen Reichsſtände jelbit eine auf dem Boden 
des Rechts geficherte Eriftenz erlangt. Staatsrechtlich war daher. die 
auf der alten  Slaubensgrundlage vollzogene neue Kirchenbildung 
i. J. 1555 zum Abjchluß gebracht. ALS jelbftändige Erjcheinungsform 
der hriftlichen Kirche ift die proteftantijche Kirche zwar von. der rö- 
mifch-fatholifchen nie offiziell anerfannt worden. Aber der Mangel 
Diefes Anerfenntniffes hat an dem That- und Rechtsbeitand Telbitverftänd- 
lich nichts zu ändern vermocht. 

Die römijch-fatholifche Kirche, welche ihren verfaffungsmäßigen 
Mittelpunkt im Bapfttum behielt, hat kraft diejer Inſtitution einen den Staats— 
indipidualitäten gegenüber jelbjtändigen fosmopolitiichen Gharafter be- 
hauptet. Bon katholiſchen Yandesfirchen kann daher nur in dem 
Sinne gejprochen werden, daß gewiſſe verfaffungsmäßig abgegrenzte 
Teilgebiete diejer Kirche (eine Diöcefe, mehrere Diöcefen, eine Kirchen— 
probinz, mehrere Klirchenprovinzen) in beftimmte Staatsgrenzen einge- 
Ichloffen und in diefer Begrenzung einer durch die Staatsgejeßgebung 
($ 15) oder durch Vertrag zwifchen Staats- und Kirchengewalt ($ 16) näher 
feftgejeßten Tandesrechtlihen Ordnung unterftellt find. Die evan- 
gelifche Kirche dagegen hat eine internationale Organiſation niemals er— 
ftrebt und erreicht. Als deutsche evangelifche Kirche hat fie zwar die 
materielle Gemeinjchaft des Nechts in gewiffen Grundrichtungen niemals 
verloren und inſoweit ein einheitliches nationales Bemwußtfein ſich be- 
wahrt (ST II). Sie ift aber nach der Seite ihres äußeren Beitandes 
nad) den Staatsgrenzen gejchieden und gegliedert und bewahrt nur inner- 
halb diefer in der DOrganifation von Yandesfirchen, deren Gründung 
bereit3 nach dem Speyerer Neihsabfchied von 1526 ihren Anfang genommen 
hatte, ihre rechtliche Selbitändigfeit. (Den dermaligen Beitand der deutjchen 
evangeliichen Yandesfirchen ſ. u. V.) 
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III. Indem aber die Prinzipien der Reformation in verſchiedener 
Weiſe zur Aneignung und Durchführung gelangten, vollzog ſich innerhalb 
der evangeliſchen Kirche die Trennung in die beiden koordinierten Lebens— 
gebiete der lutheriſchen und der reformierten Kirche. Auch hier 
wurde die Trennung feineswegs bloß durch das Unvermögen, fich über 
grumdlegende Glaubensfragen zu vereinigen, herbeigeführt, fondern ganz 
wejentlich durch die Berfchiedenheit der politischen und nationalen Ver— 
hältniffe der einzelnen Gebiete, in welchen die Reformation zur Annahme 
gelangte, mitbedingt. Namentlich hat der Umftand, daß, joweit Die 
Slaubensbewegung ihre Impulſe von Luther eınpfing, alsbald eine nähere 
Berbindung des Kirchenweſens mit den monarchiſchen Staatsordnungen 
eingegangen wurde, während fie unter Zwinglis und Calvins Leitung 
ich in vepublifanijch-demofratifchen Staatsweſen einzurichten hatte, 
die deutſche und die Jchweizerijche Neformation zu verjchiedenen Abſchlüſſen 
gelangen laffen und völlig verjchieden geartete Berfaffungsbildungen er— 
zeugt. Immerhin blieb, auch nachdem ſich in der Konfordienformel die 
futherifche Kirche dogmatiſch gegen die reformierte abgejchloffen hatte, in 
der Negation gegen die römiſche Kirche eine Fülle gemeinſam wirkender 
Nechtsideen und in der Confessio Augustana mit Ausnahme de3 Artifels 
De Coena Domini ein dogmatifcher Bereinigungspunft beftehen. Aus 
diefem Grunde wurden die Lutheraner und NReformierten nach längst voll- 
zogener Trennung im weitfälifchen Frieden als die „Augsburgiſchen 
Konfeſſionsverwandten“ zuſammengefaßt, eine Bezeichnung, welche 
in der Sprache des alten deutichen Neichsftaatsrechts regelmäßig dann 
angewendet erjcheint, wenn der Gegenfaß der vor- und der nachreforma- 
toriichen Kirche im Ganzen zum Ausdruc gebracht werden joll. So oft 
dagegen in den Neichs- oder Bundesgefeßen bon den „drei chriftlichen 
Neligionsparteien” oder den „chriftlichen Neligionsparteien” fchlechthin ge- 
Iprochen wird, find neben den Katholifen unterschieden die Lutheraner und 
die NReformierten gemeint. 

Litteratur. Zu IT und III ſ. die Angaben, über NReformationsgejchichte 

($ 2 IID vb. Richter-Dove, 2b. $ 60. Uber „Konfefftonsperwandte“ 


vgl. Majer, Teutjches Geijtliches Staatsrecht (1773), 8 22. um Bes 
Ei rt . Zorn in Stengel3 Wörterb. d. d. DB. Bd. II. 
. 378 ff. 


IV. Auch nad der Reformation hat ſich die Gliederung in den 
abendländischen Kirchen durch zahlreihe Separationen wie Unionen 
weiter fortgeſetzt. 1. Innerhalb der fatholiihen Kirche vollzog ſich 
namentlich eine zweimalige Separation dur Die im jachlichen Bus 
jammenhang mit den janjeniftischen Bewegungen Anfangs des XVII. %. 
gejchehene Begründung der altfatholifhen Kirche der Niederlande 
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(Erzbistum Utrecht), und neueſtens, infolge der nach dem vatika— 
niſchen Konzil eingetretenen Spaltung, jowie in geiftiger Verwandtſchaft 
mit jener ftehend, der je unter einen bejonderen Biſchof gefteliten alt- 
£atholifhen Kirchen des deutſchen Neiches ($S 12 II) und der 
Schweiz. 2. innerhalb der deutſchen evangelifchen Kirche find 
neben die konfeſſionell abgefchloffenen lutheriſchen und reformierten Kirchen— 
freie die unierten Landesfirchen getreten. In großem Stile wurde 
der evangelijche Unionsgedanfe vor allem auf brandenburgijch-preu- 
Biihem StaatSgebiete zur Ausführung gebradt. Nachdem unter den 
Kurfürften zuerst in Joachim I. (1499—1535) noch ein entjchiedener 
Gegner der Reformation mit einem überzeugten Anhänger der veforma- 
torifchen Lehre in der Perſon Joachims IL (15355 —71, 1. Nov. 1539), 
und darnach Hinmwiederum in Johann Georg (L57T1I—98) ein ftrenger 
Lutheraner mit einem reformierten Konvertiten in der Perſon Johann 
Sigismunds (1608—19) in rascher Beitfolge gemwechjelt hatten, blieb 
jeit dem Tolevanzedift vom 24. Februar 1614 der Gedanfe der Vereinigung 
dev evangelijchen Konfeſſionen Familientradition der Hohenzollernſchen 
Landesheren. Die von den Königen Friedrich I. 1703 und von Friedric) 
Wilhelm I. 1722 und 1736 unternommenen Unionsverfuche hatten zwar 
feinen bleibenden Erfolg. Um jo lebendigeren Impuls aber empfing die 
Bewegung durch die allgemeine religiöfe Stimmung nad) den Freiheits- 
friegen, welche, die Gegenſätze der Stonfeffionen weit zurücklaſſend, einen 
begeilterten Träger in Friedrih Wilhelm III. gefunden hatte. Aus 
jolcher Begeiiterung floß deſſen Aufruf vom 27. September 1817, welcher 
die fundamentale Urkunde der preußifchen Union bildet, und in deſſen 
gejeßlichem Vollzug diejelbe jodann durch Begründung der „evangelijchen 
Landeskirche” mit dem Geltungsgebiet der neun älteren Provinzen der 
Monarchie dur die Kabinetsordres v. 3, April 1821, 28. Febr. 1834, 
6. März 1852, 12. Juli und 11. Dftober 1853 ins Leben geführt und im 
Einzelnen näher bejtimmt wurde. Während aber die altpreußijche 
Union, wiewohl exit nach Überwindung vieler bedenflicher Schwankungen 
und Unklarheiten nach ihrer jüngiten Entwicdelung und in ihrem gegen- 
wärtigen Beftande fich als reine Kultusunion darftellt, Hat fie, von 
anderen Vorausfegungen und Zielen geleitet, jich anderwärts, jo in Rhein— 
bayern, Baden, Anhalt, Naſſau, Waldeck und Birfenfeld unter 
völliger Abftreifung der Eonfejlionellen Gegenjäge zu der höchſten Stufe 
einer Lehrunion gefteigert. Wieder in anderen Kirchenkreiſen haben ſich 
Miſch- und Übergangsformen in Geftalt von bloßen VBerfaffungsunionen 
gebildet. Auf allen diefen Stufen unterliegt die Union einer verjchieden- 
artigen firchenrechtlichen Beurteilung. Als befondere und jelbjtändige Erſchei— 
nungsfornen evangeliichen Landesfirchentums fommen jedoch) nur die 
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beiden eriteren Stufen in Betracht. AndererjeitS haben gerade wieder 
diefe Unionen zu Separationen, zur Bildung von Freifirden, d. h. 
jolchen, welche zwar auf dem Boden des Firchlichen Befenntniffes, aber 
außerhalb. des Verbandes der Landeskirche ftehen, geführt (Separierte 
Lutheraner). Endlich hat fich der Zerjeßungsprozeß der SKircheneinheit 
noch dadurch fortgefett, daß fich auf breiter chriftlicher Grundlage eine 
große Anzahl von Sekten gebildet hat, d.h. von religiöfen Gefinnungs- 
vereinen, welche bei grundfägßlicher Abweihung vom landesfird- 
lihen Befenntnis weder die zur Inanspruchnahme des Slirchenattributs 
erforderliche Univerjalität und Einwirkung auf das Bolfsleben beiten, 
noch auch vom Staat als organifche, wiewohl verfaffungsrechtlich getrennte 
Deftandteile der Kirche anerkannt, jondern einem bejchränfenden Sonder- 
rechte unterworfen find ($ 22). 


Litteratur. Richter-Dove, 2b. 88 73. 251. Nibfch, Urkundenbuch der 
evangelifchen Union, 1853. Sacobjon, Evang. KR, 88 1-7. Haud 
in H. R-E. Art. „Union“, Bd. XVI und die dort angeführte Litteratur. Über 
den Begriff der Sekte kurze Bemerkungen bei Friedberg, %b. S 1, 

Sohmin 8. f. RR. Bd. XI, ©. 168, Zorn, 2b. ©. 6; ausführliches bei 
H. San Y Die Kirche in ihrem Unterjchied von Sekte und Häreje, 1884, 

©. 189 — 
V. Statijtif des deutſchen evangelifchen Landeskirchentums. 
1. Breußen. Grundfäßlich befteht nur eine das ganze Gebiet der Monarchie 
umfajjende Landeskirche. Die Einheit derjelben wird durch das über alle Pro- 
vinzialfirchen geübte landesherrliche Kirchenregiment des Königs begründet und 
dargestellt. Unbefchadet diefer Einheit Hat aber die Bejonderheit der jtaatlic) 
politiichen Schickſale wie der kirchlichen Berfaflungsentwidelung darin Berüdjich- 
tigung und Ausdrud gefunden, daß die Gejamtheit der Teilfirchen in den neun 
älteren Provinzen der Monarchie nach wie vor als die „Preußiſche Evans 
gelifche Landeskirche“ im engeren Sinn bezeichnet umd ihr das Kirchen: 
wejen der aus den Gebietserwerbungen von 1866 gebildeten neueren preußi- 
ihen Provinzen alS „provinztelles Landeskirchentum“ im engjten Sinne 
gegenübergeftellt wird. Das Gebiet der „Preußiſchen Evangelischen Landeskirche“ 
i. e. ©. iſt das Gebiet der preußiichen Union. innerhalb ihrer nehmen eine 
gewwiffe Firchenrechtliche Sonderjtellung einerjeitS ‚die ſieben öjtlichen (Dft- 
preußen, Wejtpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sacdjen), an- 
dererjeitS die beiden wejtlichen Provinzen (Wejtfalen und Rheinprovinz) 
ein; Hohenzollern bildet einen firchlichen Verwaltungsbezirk der NRheinpropinz. 
Diefer „preußiichen Landeskirche” engeren ©. gegenüber bilden die evangelifchen 
Stirhengemeinschaften der neueren Provinzen bejondere „landes“ oder „pro= 
vinzial*=firchlihe Kreife. In Schleswig-Holjtein: Die „Evangelifch luthe— 
riiche Kirche der Pr. Schl.=9.” und die „Evangeliſch lutheriſche Kirche des Kreiſes 
Herzogtum Lauenburg“. (Die ed. luth. Kirchengemeinde Helgoland iſt an die 
ev. luth. Kirche von Schlesw.-Holſt. angejchlojjen. A. E. v. 11. Nov. 1891, K.G. 
— Marz 1892, ©t.-©. v. 31. März 1892, im U. K.eBl. 1892, ©. 620, 630, 
632.) Sn Hannover: Die „Evangelifch lutheriſche Kirche der Pr. H.“, die 
„Evangeliſch reformierte Kirche der Pr. 9.7 und die „Konföderation der nieder- 
ſächſiſchen Gemeinden reformierter er hei Sn Hejjen-Najjau: Die 
„Spangelifche Kirche (lutherifche, reformierte und unierte Gemeinden) im Amts— 
bezirk des Konfiftoriums zu Wiesbaden“, die „Evangelifche Kirche (lutherifche, 
reformierte und unierte Gemeinden) im Bezirk des Konſiſtoriums zu Kaſſel“ und 
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die „Evangeliſch lutheriſche“ Gemeinde zu Frankfurt a. M. nebſt den „evange— 
fifch-Tutherifchen Kirchengemeinden? des Frankfurter Landbezirks. [Außerhalb 
des preußifchen Landeskirchentums beftehen von Fleineren Firchlichen Gemein 
Ichaften a) die aus älterer Zeit ftammenden mennonitifchen Gemeinden und die 
Herrnhuter, b) die unter Betonung des Eonfeffionellen Standpunftes gebildeten 
Sreifirchen, als Altlutheraner und die niederländijch reformierte Kirche in Elber- 
feld, c) die freireligiöfen Gemeinden und d) die durch Anregung aus England 
und Amerika gejammelten Gemeinschaften der Irvingianer, Darbyiten, Baptiften 
und Methodiften, deren Mitglieder teilweije noch in der Landeskirche verbleiben, 
jich aber in Kultus und geiftlicher Leitung bejonderen Agenten und Geiftlichen 
anjchliegen.] 2. Bayern. Die unbejchadet der in der Pfalz bejtandenen Union 
urfprünglich ungeteilte Landeskirche führte nach der Terminologie des 2. An- 
hanges zur II. Berf.-Beilage vd. 26. Mai 1818 die gejeßliche Bezeichnung der 
„Proteſtantiſchen Gejantgemeinde in dem Königreiche“. Durch kgl. Entſchl. vd. 
28. Okt. 1824 wurde die Titulatur „Proteſtantiſche Kirche“ eingeführt, dagegen 
ſpäter, wiewohl in der Praxis nicht immer ſtreng feſtgehalten, die amtliche Be— 
zeichnung als „Evangeliſche Kirche“ oder „Lutheriſche Kirche” unterſagt, anderer— 
ſeits aber auch den Biſchöfen die Benennung als bloße „proteſtantiſche Religions— 
geſellſchaft“ verboten (M.-E. vd. 15. San. 1842). Sm 3. 1848 wurden die rechts— 
und LinfSsrheinifchen Yandesteile in jelbftändige Kirchenförper getrennt. Seitdem 
bejtehen die „Brotejtantijche Kirche diesjeitS des Rheins”, umfafjend 
die Jämtlichen rechtsrheinifchen Negierungsbezirke, und die „vereinigte prote- 
ftantifche“ oder „unierte Kirche der Rheinpfalz“ (in der Vereinigungs- 
urfunde d. 10. Oft. 1818 nennt fie fich ſelbſt „Proteſtantiſch-Evangeliſch-Chriſt— 
liche Kirche”). Die reformierten Gemeinden rechts des Rheins bilden feine eigene 
Kirche, wohl aber jeit 1853 unter dem Organismus des landesherrlichen Kir— 
henregiments einen felbftändigen reformierten Synodalverband. [Außer- 
halb der beiden Landesfirchen bejtehen gejellichaftliche Organijationen von Men— 
noniten, Srpingianern und Anglifanern) 3. Sachjen. Landeskirche ijt die 
„Spangelifch-Lutherifche Kirche des Königreichs? (einjchließlich der Oberlauſitz, 
ungeachtet einiger hier noch bejtehenden verfafjungsrechtlichen Bejonderheiten). 
Die ihr rechtlich übrigens gleichjtehende „reformierte Kirche” hat nur wenige Ge— 
meinden. [In nachdrüdlich fich Eundgebendem Gegenjaß zur „Landeskirche“ jtehen 
die jeparirten Zutheraner. Bon Sekten haben die Irvingianer durch Stiftung 
„apoftolifcher Gemeinden” fich ftreng gegen die Landeskirche abgejchlojjen, indem 
fie abweichend don fonftiger Praxis für die Aufnahme formellen Austritt aus 
der bisherigen Kicchengemeinjchaft erfordern. Bon Methodiſten wird in ber- 
fchiedenen Landesteilen die Bildung „evangelifher Gemeinſchaften“ angejtrebt. 
Bereinzelt find Baptiften und die Tempelgemeinde aufgetreten.) 4. Die „evan— 
gelifche(lutherifche) Kirche? in Württemberg. Seit 1823 gehören, mit gegen 
wärtig nur einer Ausnahme, auch die reformierten Gemeinden zum Verband der 
Landeskirche. In ihr ftehen ebenfalls die Angehörigen zahlreicher pietijtiichen 
Stonventifel. [In ausgeiprochenen Gegenjat zur Landeskirche stehen unter den 
Sekten namentlich die Methodiiten.] 5. Die „vereinigte evangelijch-protejtantijche 
Kirche“ des Großherzogtums Baden. [Einige wenige Gemeinfchaften von Luthe— 
ranern und NRefornterten halten fich nicht zur Landeskirche. Die Methodijten 
haben an einzelnen Orten Gemeindebildungen vollzogen.) 6. Die „evangelijche 
Kirche? des Großherzogtums Heſſen. Sie umfaßt „Jämtliche evangelifche (luthe— 
tische, reformierte, unierte) Gemeinden des Landes, unbejchadet des Befenntnis- 
jtandes der einzelnen Gemeinden”. [Nicht zur Landeskirche gehören, abgejehen 
von Mennoniten, Darbyiten, Baptiften, Tempelbrüdern, die lutherifchen Sepa— 
rationsgemeinden und die jog. „Freiproteſtanten“ in Nheinhefjen.] 7. 8. Die 
Sroßherzogtümer Mecdlenburg- Schwerin und Strelitz bilden, unbejchadet 
der Selbjtändigfeit der kirchlichen Drganifation, grundgejeßlich nur eine, und 
zwar „Lutherifche Landeskirche”. Die lutheriſche Landeskirche iſt zugleich Staats— 


64 Erjter Abſchnitt: Begriffsbejtimmung des Kivchenrechts. 84 


kirche. Daher find die in M.-Schwerin lebenden Reformierten jo gut wie die 
Römiſch-Katholiſchen Firchenrechtlich Lediglich „häretifche Angehörige der lutheri— 
ichen Landeskirche”. [ES giebt in M. wohl einzelne Seftierer, aber nicht ge= 
jellfchaftlich organifierte Seften.] 9. Die „evangelifche” Landeskirche des Groß: 
herzogtums Sahjen:- Weimar (Lutheraner und Heffisch-Neformierte unbejchadet 
de8 Betenntnisjtandes). 10. Die „evangelijche? Landeskirche des Herzogtums 
Sabhjen- Meiningen, einjchließlic) der unierten Gemeinde bon Keujtadt- 
Hildburghaufen. 11. Die „evangelifche lutherifche? Landeskirche des Herzogtums 
Sachſen-Altenburg. 12. Die „protejtantijchen? Landesfirchen des Herzog- 
tums Sahjen-Koburg und Sadhjen-Gotha. 13. Die „evangelijch-luthe- 
tische” Landeskirche des Yürjtentums Schwarzburg-Nudoljtadt. 14 Die 
„edangelifch-Tutherische? Landeskirche des Fürftentums Schwarzburg-Son— 
dershauſen. [Außerhald der unter 9—14 aufgezählten thüringifchen Landes— 
ficchen jtehen freificchliche Zutheraner, Brüdergemeinde, Mennoniten, Baptijten, 
Methodiiten, Freigemeinden.] Zu der Gruppe der thüringifchen Landeskirchen 
find nach den jchon in der Reformationszeit begründeten gemeinjamen Beziehungen 
ferner zu rechnen 15. 16. die „evangelifch-lutherifchen? Landeskirchen der Fürjten- 
tümer Neuß älterer und Reuß jüngerer Linie 17. Im Großherzogtum 
Oldenburg iſt die Einheit des Landesficchentums lediglic) durch das dem 
Landesherrn „herkömmlich zuftehende Kirchenregiment” dargeſtellt. Im übrigen 
beſtehen drei von einander getrennte Kirchenkörper: die „evangeliſch-lutheriſche 
Kirche des Herzogtums Oldenburg” (einſchließlich der evangeliſchen Gemeinden des 
Amts Kniphauſen), die „evangeliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden des Fürſten— 
tums Lübeck“ und die „evangelifche (unierte) Kirche des Fürſtentums Birken— 
feld”. 18. Im Herzogtum Braunfchweig die „evangelijch-lutherijche” Lan— 
desficche. Zwei reformierte Gemeinden gehören zum Berband der niederjächfischen 
Konföderation (j. o. unter Hannover). [Bon Sekten haben Baptijten und Ir— 
bingianer Eingang gefunden) 19. Die „evangeliich-unierte Landeskirche” des 
Herzogtums Anhalt, welcher auch die NReformierten und Lutheraner in den 
Superintendenturbezirfen Köthen, Bernburg und Zerbſt angehören. 20. Im 
Fürſtentum Waldeck die „vereinigte evangelijche Kirche der Fürjtentümer Wal- 
de und Pyrmont“. 21. Die „Lutherijche? Kirche des Fürjtentums Scha um— 
burg-Lippe, die Refornierten des Landes gehören zu dem Synodalverbande 
der niederfächliichen Konföderation (ſ. o.). 22. Die „evangeliſch-reformierte“ Lan— 
desficche des Fürjtentums Lippe; die vier lutherifchen Gemeinden find unter 
Aufrechterhaltung ihres Bekenntnisitandes der Landesſynode beigetreten. und in 
diefem Sinne jeit 1882 der Landeskirche eingegliedert. 23. Die „evangelifch- 
lutherifche Kirche des Lübeckiſchen Freiitaates”. Die reformierte Gemeinde 
nimmt außerhalb der Landesficche eine Art freifirchlicher Stellung ein. 24. Die 
Landeskirche der freien Stadt Bremen teilt ſich in die „evangelijchen Kirchen— 
gemeinden der Stadt” (einjt ganz reformiert, jet vorwiegend lutherifch) und die 
„Eechlichen (veformierten, lutherifchen, unierten) Gemeinden des Landgebiets“. 
25. Die „evangelifch-lutherifche Kirche im Hamburgijchen Staate?. Neben 
der Landeskirche find anerfannt die deutjch-reformierte und die franzöfiich-refor- 
mierte Gemeinde [Baptijtengemeinde]. 26. In den NReichslanden Elſaß-Loth— 
ringen „die Kirche Augsburgiicher Konfeffion? und „die reformierte Kirche”, 
Eine fepariert lutheriiche Gemeinde wird bon auswärts bedient. 

Litteratur. Die firchlich-jtatiftiichen Artikel s. v. der einzelnen Staaten in 
Herzogs R.E. und die dort angegebene Speziallitteratur; die Firchlich 
jtatiftifchen Mitteilungen im Allg. Kirchenblatt, vgl. 0.982 U; Die 
Nachmeilungen in Friedbergs Sammlung der geltenden Berfafjungsges 
jege 2c., Bd. I u. II nebjt Ergänzungsband. Bol. auh Rehm in D. 3. f. 
KR Bd. I. ©. 333 ff. 


VI Das evangelifche Yandesfirhentum ift als die abgejchlofjene 


SA Kirche. 65 


Form der Darſtellung der evangeliſchen Kirche auf deutſchem Boden 
inſoferne zu betrachten, als die Erwartung einer deutſchen evangeliſchen 
Rationalkirche aus vielen inneren und äußeren Gründen außerhalb jeder 
geichichtlichen Wahrfcheinlichfeit gelegen und daher in das Gebiet der Träume 
zu verweilen ift. Dagegen bat ſich das Bedürfnis eines organijchen 
Bujammenhanges der einzelnen deutſchen evangelijchen Yandesfirchen 
jeit der Mitte des XIX. %. mit immer wachlender Stärfe angemeldet. 
Nachdem die auf dent erjten deutjch-evangelijchen Kirchentag zu Wittenberg 
i. J. 1848 bejchloffene Gründung eines „Sirchenbundes” nicht zu Stande 
gefommen war, trati. J. 1852 die von Vertretern der meijten deutjchen evan- 
geliihen Kirhenregierungen beſchickte Eiſenacher Konferenz 
ins Leben, mit der Beftimmung, in den regelmäßig alle zwei Jahre 
Itattfindenden Zuſammenkünften über die einheitliche Ausgejtaltung der 
Landesfirchenordnungen in freier Weije fich zu verjtändigen und dadurch 
die Einführung gemeinjamer Drdnungen auf dem Wege der landes- 
firhliden Geſetzgebung zu ermöglichen. In ebenſo ernfter wie 
anfpruchslofer Arbeit hat dieje Konferenz in ihrer bisherigen Thätigfeit 
bereits den Anftoß zu mancher jegensveichen Errungenschaft des einheit- 
lihen Bemwußtjeins der deutjchen evangelifchen Yandesfirchen gegeben. 
Nachdem die Reichseinheit errungen war, wurde wiederum auf der fird)- 
lichen Dftoberfonferenz zu Berlin i. %. 1871 in begeifterter und be— 
geifternder Weife über die Gemeinſchaft der evangeliichen Yandesfirchen im 
deutjchen Neiche verhandelt. Auch diesmal ohne praktischen Erfolg. Die 
Frage zog fich nunmehr zunächſt in die engeren Kreiſe geſchloſſener Firch- 
licher Berfammlungen und in die Litteratur zurück, welche eine nicht geringe 
Bahl von Gutachten oder jelbjtändigen Schriften über den Gegenftand 
aufmweilt. Während aber der Gedanfe einer näheren landeskirchlichen Ver— 
bindung im Ganzen ſich nicht zu verwirklichen vermochte, ſchuf fi) das 
Einheitsbedürfnis jelbjtändig in den mannigfachiten Formen freier Ver— 
einsthätigfeit auf jehr verjchiedenen Firchlichen Arbeitsgebieten Leben und 
Wirklichkeit. Auch auf der Eifenacher Stonferenz jelbit war inzwijchen 
der Gedanfe einer Erweiterung diefer Verfammlung durch Hinzutritt bon 
AbgeordnetenderLandesſynoden erwogen, indejjen i. J. 1880 
wieder aufgegeben worden. Das pofitive Berfafjungsredt 
einzelner deutjchen Landeskirchen hat dieſen Einheitsbeftrebungen gleichfalls 
eine Unterlage gegeben. So erflärte jchon die Badiſche Kirchenver— 
faſſung v. 5. Sept. 1861 in $ 2,2 für die „Aufgabe? der Landeskirche, 
„in eine organifche Verbindung mit den übrigen evangelijchen Stirchen 
Deutjchlands zu treten”. Noch bejtimmter und weiterblictend wies jodann 
vor allem die Breußifche Gen.-Syn.-D. dv. 20. Jan. 1876, $ 19 der 
Seneral-Synode Necht und Pflicht zu, „Kenntnis von den Beziehungen 
Kahl, Kirchenrecht, 5 
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der Landeskirche zu den übrigen Teilen der deutſchen evangelifchen Kirche 
zu nehmen, zu bejchließen über die der weiteren Entwicelung ihres Ge— 
meinjchaftsbandes dienenden Einrichtungen, und fich durch von ihr ge- 
wählte Abgeordnete an etwaigen PVertretungsförpern 
der deutſchen evangelifhen Kirche zu beteiligen”. Sn 
Anwendung eben dieſer Zuftändigkeit hat die 3. rd. Gen.“Synode 
der evangeliichen Yandesfiche Preußens v. 1891 durch ihren 70. Be— 
Ihluß den Evang. Oberficchenrat erfucht, „dem jchon feit dem J. 1870 
bei den Verhandlungen der Eijenacher Sionferenz angeftrebten füderativen 
Bufammenfchluß der evangelischen SKirchenregierungen Deutjchlands unter 
Hinzutritt von Deputierten der Landesſynoden auch ferner befondere Auf- 
merkjamfeit und freundliches Intereſſe zuzuwenden, und in dem geeigneten 
Beitpunfte die entjprechenden Maßnahmen zur Verwirklichung jenes Zus 
ſammenſchluſſes zu ergreifen.” Zugleich erflärte die Synode, „daß fie von 
einem jolchen Zuſammenſchluß gedeihliche Erfolge nur dann glaubt er- 
warten zu fünnen, wenn derjelbe einen rein füderativen Cha- 
rvafter erhält und demgemäß die Selbftändigfeit der einzelnen Landes— 
firchen in Geſetzgebung und Berwaltung gewahrt wird, insbejondere der 
Befenntnisftand der Landesfirchen unangetaftet bleibt”. Damit 
ift das Maß des Notwendigen ebenjo wie die Schranfe des Erreichbaren 
bezeichnet. Auf dieſer Linie der Selbjtbejchränfung hatte fich auch bereits 
der Sirchentag dv. 1848 gehalten, dejjen 3. PBrogrammpunft lautete: 
„Jede evangelifche Konfeſſion, welche zum Bunde gehört, bleibt in Bezug 
auf die Anordnung ihres Berhältnifjes zum Staate, ihres Regiments und 
ihrer inneren Angelegenheiten in Befenntnis, Kultus und PVerfaffung 
völlig unabhängig vom Bunde.” Syn diefer Gleichmäßigfeit, Maßhaltung 
und Beharrlichkeit der Firchlichen Cinheitsbeftrebungen liegt die Probe 
ihrer inneren Berechtigung und die Garantie ihres einftigen Erfolges. Da 
fie aber bis jeßt eine irgend welche juriftiiche Bejtimmtheit noch nicht an— 
genommen haben, gehören fie noch nicht dem Berfaffungsrechte an, 
jondern find einftweilen nur als thatſächliche Vorgänge auf dem 
Lege der deutjchen evangeliichen Kirchenbildung zu regijtrieren. 
Litteratur Zur Orientierung über die Frage genügt die Berweilung auf: 
Lechler, Der deutjch-evang. Kirchenbund, 18%. W. Baur in 9. R.-E. 
s. v. „Sirchentag“, Bd. VII. ©. 1ff. Berh. d. III. 0. Gen.-Syn. d. evang. 
Landesf. Preußens don 1891 (1892), ©. 27. 301 ff. 93 ff. Eine chronolo- 
giiche Zufammenjtellung dev in der Eiſenacher Konferenz von 1852—90 
verhandelten Gegenftände ſ. im A. K.Bl. 1891, ©. 649 ff. Sie beziehen 
fich, abgejehen von rein Liturgiichen Angelegenheiten, Bibelrevifion, Geſang— 
buchsfrage und Berwandten, im Gebiete der rechtlichen Ordnung vor allen 
auf Taufe, Konfirmation, Ehe, Kirchenverfaffung, Verhältniſſe der Kandi— 
daten, Beſetzung geiitlicher Stellen, PBatronatrecht, Kirchenzucht, Kirchen- 


jteuern u. U. Die Protofolle enthalten wiljenschaftlich zum Zeil jehr wert- 
volle Referate, Eine Sonderausgabe derjelben wäre erwünſcht. 
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II. Merkmale des Begriffs. 
— ———— 


In der Wortverbindung mit „Kirche“ iſt das „Recht“ im objek— 
tiven Sinne, als Inbegriff von Regeln, als Gemeinſchaftsordnung zu 
verſtehen. Aus der Vereinigung beider Elemente ergeben ſich die einzelnen 
Begriffsmerkmale von Kirchenrecht. Bevor aber die Feſtſtellung dieſer 
Merkmale geſchehen kann, iſt zunächſt die Vorfrage nach dem allge- 
meinen Zuſammenhang von Recht und Kirche zu erheben. Wie 
begründet ſich die Möglichkeit oder Notwendigkeit des Eintritts der 
Kirche in die Rechtsordnung überhaupt? 

Dabei iſt nicht in erſter Linie an die Thatſache zu denken, daß die 
Kirchen als Gemeinſchaften innerhalb des Staats, als Landes— 
firden ($4 ID, ohnehin von der ftaatlihen Nedts- 
ordnung ergriffen werden müſſen. Die Notwendigfeit ihres Eintritts 
in die Nechtsordnung von dieſer Seite liegt außerhalb ihres eigenen 
Wejens begründet und verjteht ſich von felbit. In ihren Beziehungen 
nach Außen teilen überhaupt alle Neligionsgejellichaften den letten Grund 
ihrer Berbindung mit dem echt (8 6 III), umd die Berfchiedenartigfeit 
ihres Weſens fann von Einfluß nur infofern fein, als der Staat hiernad) 
ein verfchiedenes Maß von Nechten zuzuteilen geneigt fein wird ($21). 
Die Frage, welche zunächſt zur Entjcheidung fteht, nimmt vielmehr das 
eigene und innere Wefen der Kirchen ſelbſt zum Ausgangspunkt und 
will von hier aus dem Grund ihrer Verbindung mit dem Nechte näher: 
kommen. Diejer Grund aber fann ein einheitlicher und allgemeiner 
nicht fein. Denn es giebt nach den Refultaten der firchengefchichtlichen 
Entwidelung ($ 4) feinen real, d. h. in der äußeren Darftellung ver: 
wirflichten allgemeinen Kirchenbegriff. Um aljo den Zuſammen— 
bang von Necht und Kirche in dem hier beabfichtigten innerlichen Sinne 
überhaupt zu gewinnen, iſt e3 notwendig, daß auf die befonderen Kirchen— 
begriffe der Konfeffionen, auf die Kirchen im Lehrſinn, zurückge— 
gangen werde. Dabei offenbart fich dann der bereits ($ 1)- angedeutete 
Unterfchied in den Beziehungen des Nechts zur katholiſchen und zur 
evangeliſchen Kirche. Während die Fatholifche Kirche ſchon nad) 
ihrem Yehrbegriffe Nehtsordnung an und in fich trägt, 
tritt die evangelische Kirche Lediglich mit empirifher Notwenpdig- 
Feit in die Nechtsordnung ein. 

I. Nach dem römiſch-katholiſchen, amtlich freilich niemals kurz for- 
mulierten Pehrbegriff ift die Kirche die von Ehriftus berufene, durch ihn 
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ſelbſt unter die Leitung des Papſtes, als ſeines irdiſchen Stellvertreters 
und ihres notwendig ſichtbaren Oberhauptes, ſowie der Biſchöfe als Nach— 
folger der Apoſtel geſtellte Geſamtheit aller gültig Getauften („populus 
fidelis per universum orbem dispersus“, Cat. Rom. P. I. cap. 10). In 
diefen Merkmalen des römiſchen Kirchenbegriffs liegen bereits die Grund— 
züge einer rechtlich organifierten Befennergemeinjchaft fertig vor. Die 
Kirche ift durch ihren Stifter anftaltli organifiert. Als An- 
ftalt mit der Ordnung beftimmter obrigfeitliher Gewalten, 
deren göttlicher Berufung auf Seiten der Anftaltsgenofjen die Pflicht 
der Unterwerfung entjpricht, erjcheint die Fatholifche Kirche ftiftungs- 
gemäß in die Rechtsordnung eingeftellt. In dieſem Sinne ift die fatho- 
liiche Kirche begrifflih Rechtskirche und es ift die Notwendig- 
feit ihres intrittes in die Rechtsordnung nit erit aus Gründen, 
welche außerhalb ihres eigenen Wefens gelegen wären, nachzuweiſen. 
Xitteratur. Ausgabe des Catechismus ex decreto Conc. Trid. ad Pa- 
rochos Pii V. P.M. jussu editus, Romae 1566 ($ II) bei Streitwolf 
et Klener, Libri symboll. Ecel. cath etc. (1836/38), vol. I. p. 101 sq. 

G. Phillips, ER. BIT. ©. 7 ff. Walter, 2b. S 11 ff. Bering, 

2b. 8 65. Mejer, 2b. 8 107. Köitlin in 9. RE. Bd. VU,.©. 704 ff. 

Kahl, Die Berjchiedenheit a und evang. Anfchauung über das Verhältnis 

bon Staat und Since (1886), ©. 6. ff. — über die Xehrbegriffe der 

Kirchen überhaupt j. die Darlegungen und Quellenbelege in den Hand- 

und Lehrbüchern ve Symbolif. 

U. Der evangeliſche SKirchenbegriff jcheint jede Verbindung 
mit dem Recht grundfäßli abzulehnen. Als „congregatio Sanc- 
torum“ (Conf. Aug. VII), als „societas fidei et spiritus saneti in 
cordibus“ (Apol. Conf. IV, 5) fann diefelbe für Nechtsordnung weder 
bedürftig, noch empfänglich fein. Aber die Antinomie im Begriff iſt nur 
eine jcheinbare. Er jchließt die Geftaltung der Kirche durch das Necht 
zwar nicht ein, aber er jchließt fie auch nicht aus. Die unfichtbare 
Slaubensgemeinfchaft bethätigt ſich auch nach Außen und Stellt ſich in 
dDiefer Bethätigung ſichtbar dar. So ijt die Kirche unfichtbar und ficht- 
bar zumal. Jenes zunächſt und prinzipiell (Apol.1.c. „prineipaliter“), 
dieſes als notwendige Erjcheinungsform auf Erden (ib. „quae tamen 
habet externas notas“). Es jteht zunächit jo viel feit, daß, wenn über- 
haupt von einem Eintritt der Kirche in die Rechtsordnung die Nede ilt, 
dies nur auf die ſicht bare Kirche bezogen werden kann. Sie allein 
trägt die Fähigkeit an fi, Objekt des Nechts zu fein. Aber auch 
nit mehr. Ms notwendig ift der Zujammenhang mit dem Necht 
auch für die fichtbare Kirche aus dem Kirchenbegriff allein noch nicht zu 
erweilen. Denn jene äußeren Stennzeichen der fichtbaren Kirche ſind nad) 
der meiteren Begriffsentwickelung der Apologie feine anderen, al$ „pura 
Evangelii doctrina et administratio Sacramentorum consentanea 
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Evangelio Christi“). Die fichtbare Kirche im Lehrbegriff des evangeli- 
chen Befenntniffes (vgl. auch Conf. Helv. I. 17) ift die durch wahre 
Wort und Saframentsvpermwaltung verbundene Gemeinschaft der 
Befenner Ehrifti. Um aber dieje Kennzeichen der wahren fichtbaren 
Kirche an fich zu tragen oder fie hevborzubringen, bedarf es nicht not— 
wendig rechtlicher Drganifation. Sie eriftierten thatſächlich unter den 
nach evangeliicher Auffaffung noch nicht vechtlich verbundenen und geglie- 
derten Erftlingen der Ehriftenheit. Die jihtbare Kirche muß alſo 
bier im Gegenſatz zu dem Nejultat, welches der Eatholifche Yehrbegriff er- 
geben hat, nicht immer zugleich und notwendig auch rechtliche Kirche 
jein. Damit verjagt der evangeliihe Yehrbegriff der Kirche den 
Dienft einer zwingenden Berbindung mit dem echt, und verweiſt, 
um die Berbindung herzustellen, die Unterfuchung auf den Boden der 
Empirie. 

Den Ausgangspunkt bildet die Feititehende Annahme, daß die Kirche 
jtiftungsgemäß Feine rechtliche Ausjtattung miterhielt. Auch beſteht 
darüber feine Meinungsverschiedenheit, daß in den erſten Anfängen ein 
an vechtliche Formen gebundenes Gemeinfchaftsleben unter den Chriften 
nicht beitand. Alles athmet den Geiſt der Liebe, der Einheit, der Frei— 
heit, der Freiwilligkeit. Aber bald ſchon wurde das Gemeinſchaftsleben 
der Chriſten zu der Ausgeſtaltung rechtlicher Exiſtenzformen gedrängt. 
Noch unter der unmittelbaren Leitung und nach perſönlicher Anordnung 
der Apoſtel ſehen wir die erſten Anſätze einer Rechtsbildung ſich vollziehen. 
In Act. 6, 1. Kor. 6,5 und an vielen anderen Stellen geht von den 
Apofteln die Anregung aus, daß eine äußere Gemeinschaftsordnung auf- 
gerichtet werde. Der Anlaß dazu liegt allemal zunächſt in einer vor— 
angegangenen oder befürchteten Störung des Gemeinfchaftslebens, in den 
unficher gewordenen Grenzen dev Pflichten und Anfprüche der Gemeinde- 
glieder, in der Notwendigkeit der Beſchränkung der individuellen Eigen- 
macht. Dieje Erfahrungen fordern den Schuß und die Stetigfeit einer 
Semeinjchaftsordnung, d. i. einer Nechtsordnung ($ 6 III) heraus. Damit ift 
gejchichtlich das Grundgeſetz aufgedeckt, auf welchem die Notwendigfeit der 
Einbeziehung der Kirche in die Rechtsordnung beruht. Sie fnüpft fich 
von jelbit an den Thatbeftand des gejellichaftlichen Zufammenschluffes 
der Kirchenglieder und ift in dem Schußbedürfnis gegen Störungen 
begründet, Zugleich find damit die Unterjchiede von ſicht barer umd 
rechtlicher Kirche im evangelifchen Sinne klar geitellt. Jene beruht 
auf göttlicher Einſetzung, diefe auf der Folgerichtigfeit menfchlicher Ent- 
wickelung. In der Jichtbaren Kirche beruht der Zufammenhang der Glieder 
auf der durch den hl. Geift vermittelten wahren Handhabung und Ans 
eignung don Wort und Saframent, darauf allein. In der rechtlichen 
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Kirche wird der Zuſammenhang lediglich hergeſtellt durch die Thatſache 
des geſellſchaftlichen Zuſammenſchluſſes der Kirchenglieder. Es ergiebt 
ſich eine Folgerung nach zwei Seiten. Einmal: nicht alle, gleichwohl der 
wahren ſichtbaren Kirche angehörigen Glieder müſſen notwendig auch 
innerhalb der rechtlichen ſtehen. Sodann: viele in der rechtlichen Kirche 
Verbundenen können doch außerhalb der ſichtbaren Kirche ſtehen, weil 
und inſoferne es unter ihnen an dem durch wahre Wort- und Sakra— 
mentsverwaltung begründeten Zuſammenhange fehlt. Beide Folgerungen 
ſind von katholiſchem Standpunkte aus unmöglich; denn ſichtbare und 
rechtliche Kirche fallen begrifflich notwendig zuſammen. 

In der nachapoſtoliſchen Zeit hat ſich dann freilich das Rechtsbe— 
bedürfnis noch auf einen ungleich breiteren Boden geſtellt. In der fort— 
ſchreitenden geſchichtlichen Entwickelung eröffnete ſich in den Beziehungen 
der einzelnen Gemeinden, in der Notwendigkeit ihrer organiſchen Zuſammen— 
faſſung, in der reicheren Ausgeſtaltung aller kirchlichen Funktionen, in 
dem Bedürfnis des Erwerbes und der Verwendung von Vermögen, in 
den Verhältniſſen der Kirche zum Staat, in den Beſonderheiten der Na— 
tionalkirchen, in der Spaltung der Konfeſſionen und in unzähligen anderen 
Umſtänden eine Fülle von Bezügen, welche un möglich ſich der Ord— 
nung durch das Recht entziehen konnten. Bei dieſer je länger je mehr 
in die Breite und Tiefe gehenden firchlichen Rechtsentwicelung trat natur— 
gemäß die urfprüngliche auf dem Lehrbegriff berubende Differenz 
der Konfeſſionen in der VBerfnüpfung von Necht und Kirchen nicht immer aus— 
geprägt hervor. ES fonnte dies um jo weniger der Fall fein, als inzwiſchen auch 
jene allgemeinen Urjachen der Nechtsbildung wirkfam geivorden waren, 
welche Fir alle geichichtlich entwickelten Kirchengeſellſchaften maßgebend 
find. Bei dem Verſuche wiſſenſchaftlicher Erkenntnis des Kirchenrechts 
darf jene aus dem Lehrbegriff fich ergebende Differenz gleichwohl nicht 
iiberfehen werden. Denn fie iſt dergeitalt wirffam und maßgebend, daß 
auf ihr nahezu alle wejentlichen Verjchiedenheiten in der pofitiven 
Nechtsordinung dev Konfejfionen beruhen. 


Yitteratur. Puchta, Einleitung in das Recht der Kirche (1840) ©. 64 ff. 
Höfling, Grundſätze evang.sluth. Kicchenverfaffung (3. Aufl. 1853) ©. 18. 
Kliefoth, Acht Bücher don der Kirche, Bd. I. (1854), ©. 26.28. Stahl, 
Stirchenverfaffung nach Lehre und Recht der Proteftanten (2. Aufl. 1862) 
©. 58 f. bb. D. Scheurl in 2. f. Pr. u. 8. Bd. XXXIX, ©. 199 ff.: 
„Stahls Berichtigung der veformatoriichen Kirchenverfaſſungslehre.“ U. 
Ritſchl, Die Begründung des Kirchenrechtes im evangelifchen Begriff von 
der Kirche, 8: f. KR. Bd. VIII (1869) ©.220 ff. v. Scheurl, Die geift- 
liche und die rechtliche Kicche (1861) in Sammlung Firchenrechtlicher Ab- 
bandlungen (1873), ©. 265 ff. Derjelbe, Die Selbitändigfeit des Kir— 
chenrechts in 3. f. KeR. Bd. XII (1874) ©. 52 ff. 


III. Eine grumdfäglid abweichende Auffaffung über das Ver— 
hältnis von Necht und Kirche vertritt Sohm, KR. Bd. I „Die ge 
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ſchichtlichen Grundlagen“. Der Grundgedanke, welcher die Geſchichte 
des Kirchenrechts beſtimmt hat, iſt nach ihm: „Das Kirchenrecht 
fteht mit dem Weſen der Kirde in Viderfprucdh”. Mit 
diefem Ergebnis muß im gegenwärtigen Zuſammenhange grundfäßliche Aus— 
einanderjeßung gepflogen werden. Denn es ift unmöglich, daß die weitere 
Darftellung des Kirchenrechts mit Sicherheit und freudigem Muth fortjchreite, 
wenn in dieſer Kardinalfrage eine derartig Sich ausſchließende gegenfätliche 
Auffaſſung zurückhleibt. Wer immer, Juriſt oder Theologe, in der Gegen- 
wart Kirchenrecht ernfthaft jtudieren will, muß mit Sohms Bud, als 
der hervorragendften firchenrechtlichen Erjcheinung der Neuzeit, ſich be: 
fannt gemacht und Stellung dazu genommen haben. 

Sohm giebt den 3 Kapiteln feines Buches die Überfchriften: „Das Ur- 
chriftentum‘, „Der Katholizismus”, „Die Reformation“. Die Befprechung des 
Urchriſtentums ift in $ 1 eingeleitet durch eine Orientierung über den Stand 
der Forihung. Bei aller Meinungsperjchiedenheit über Einzelnheiten der chrijt- 
lichen Urverfaffung galt bisher allgemein die Ansicht, daß die chriftliche Gemeinde 
Ihon in der apoftolifhen Zeit rechtliche Berfaljungsformen angenommen und 
daß dies einer naturgemäßen Entmwicelung entiprochen habe. An diejer An— 
nahme jeßt Sohms Widerjprud ein. Er wird in den 88 2—7 (©. 16—66) 
durch den Nachweis zu begründen unternommen, daß in der „Ekklesia“* der 
chrijtlichen Urzeit, welche nicht örtliche Gemeinde bedeutete, jondern jede Ver— 
jammlung von Ehrijten, in der das Haupt Chrijtus ijt, irgend welche Ge— 
waltsübung fraft Rechtsſatzes ausgejchlojfen war. Sie hat nur charisma— 
tifhe Organifation. Das befondere Charisma, welchem das Regiment der 
Kirche in Ehrifti Namen anvertraut wurde, ist die Lehrgabe. Durch fie wird 
ohne alle formal zuftändige Kirchengeivalt, wie die Ordnung der Ekklesia im 
Ganzen, jo das chriftliche Gemeindeleben in jeinen Einzelfunftionen, als Erwäh— 
lungen, Abjolution, Kirchenzucht fejtgeftellt. Die Thatjache, mit welcher Rechts— 
ordnung in der Ehrijtenheit ſich Durchgejegt hat, war die Bildung von Gemein- 
den als organijierten Körperjchaften. Aber während des ganzen J. J. finden 
fih nur Vorſtufen der Gemeindebildung, noch nicht dieje jelbjt. Dieje Vor— 
jtufen werden in den 88 8—12 (S. 66—156) aufgezeigt. Ihre wichtigſte iſt die 
Bildung von Hauptverjammlungen und die in ihnen ausgeftaltete Feier 
der Euchartitie, welche nachmals das biſchöfliche Amt hervorgebracht hat; 
weitere Borjtufen ergaben ſich dadurch, daß der Bilchof bei jeiner Leitung der 
Eucharijtie dienender Gehülfen bedurfte: Diafonenamt, Altejte. Wie aber, 
wenn in diefer auf allen Stufen ohne Rechtspflichten und ohne äußere Macht 
organijierten Gemeinjchaft „der Gehorjam verweigert? wird? „Diejer Augen= 
bli wird fommen und in demjelben Augenblick wird die Einführung recht— 
liher Ordnung als gejchichtliche Notwendigkeit fich erweilen. Das Kirchenrecht 
wird fommen und durch das Kirhenreht wird das Urchriſtentum in 
fatholifches Ehriftentum ſich verwandeln.” Dieſe Worte bilden den Uber: 
gang zum Kapitel des Katholizismus. Die Degeneration don der charisma= 
tischen zur Nechtsordnung wird in den 88 13—20 (S. 157—247) zunächſt am 
„Biſchof“ nachgewiejen. Sie beginnt mit dem ſog. Clemensbrief der römischen 
Ekklesia an die durch Aufftand gegen die beftellten Älteften in Verwirrung ge— 
ratene forinthiiche Gemeinde am Ende des 1. J. Mit der Forderung einer 
Rechtsordnung für die Kirche bereitet er der urchriftlichen Verfaſſung ein Ende. 
Die Folge des Clemensbriefes war die Einführung des Einzelepisfopats 
zunächit in Rom, im 1. Jahrzehnt des II. %. Bon bier aus verbreitet fich der 
Episfopat weiter in alle führenden Gemeinden des Dftens (Ignatiusbriefe). 
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Dieſer Entwickelungsgang füllt das II. J. Die Neubildung des Einzelepisfopats 
mußte eine Reihe von Folgebildungen aus fich Herausfegen, neben dem hierurgi- 
chen wie hierarchifchen Prieftertum des Biſchofs und dev Monopolifierung tie 
Gliederung des Klerus dor allem die Entjtehung einer Gemeinde im Rechts— 
ſinn, zunächit dev Bifchofsgemeinde, Nur die biſchöfliche Verſammlung wird 
Ekklesia. Nur in ihr ift Chriftus. Der Kirchenbegriff iſt durch ein äußeres 
Kennzeichen (Bifchof und Zugehörigkeit eines Jeden zur Biſchofsverſammlung) 
formalifiert. Die Grundlage des Katholizismus iſt fertig gejtellt (Irengeus, 
Eyprian). Er fonnte aber bei rechtlicher Organifation der Einzelgemeinde nicht 
jtehen bleiben. Die Frage war jeit Mitte des III. 3. die, ob über der Ge— 
meindeverfafjung eine rechtlich gejtaltete Kirhenverfajjung möglich ſei. Dieje 
Frage wird durch den Gang der nachgefolgten Entwidelung bejaht. Die Ver— 
fafjung der Bilchofsgemeinde wird auf die Gefamtgemeinde übertragen. Hier: 
nach wird die Degeneration vom Urchriſtentum zum Katholizismus im weiteren 
(88 21-27 ©. 247—344) an der Synode und jodann (88 28—33 ©. 344— 
459) an der Metropoliten- und Papſtgewalt nachgewiefen. Die Erſchei— 
nungsformen und Entwidelungsjtufen dieſes Entartungsprozefjes jind don Jahr— 
hundert zu Sahrhundert im Einzelnen aufgezeigt. „Der Katholizismus tft fertig. 
Er bat auf allen Stufen der Kivchenverfaffung an die Stelle des göttlichen Geiftes, 
welcher die Ekklesia leiten und in alle Wahrheit führen foll, menjchliche Ge— 
walthaber gejeßt, welche Eraft formalen Rechtes beanspruchen, an der Statt 
Gottes die Chriſtenheit zu regieren.” „Aus einer getjtlichen Gemeinschaft ift unter 
den Händen des Katholizismus eine Rechtsgemeinſchaft, aus dent Leibe 
Chriſti ein mit iwdischer Gewalt regierter Rechts: und Verfafjungsförper 
geivorden.” „Die wahre Kirche, die Kirche Chrifti, fennt fein Kirchenrecht?” Die 
Lehre der Reformation endlich (SS 34—41 ©. 460—700) ijt ganz und gar 
wieder zu den Anjchauungen des Urchriſtentums zurüdgefehrt. Das gilt zu- 
nächſt don Luther perjönlid. Er hat jedem Kirchenrecht, göttlichem wie 
menschlichen, „dem Kirchenrecht als ſolchem“ den Krieg erklärt. Nicht blos das 
päpftliche, jondern das Kirchenrecht wollte ev verbrennen. „Die Kirche Chrifti 
will fein Kirchenrecht” — das ergiebt fich auch al$ Summa der lutheriſchen 
Befenntnisihriften. Sie haben, gerade wie der Glaube des Urchriften- 
tums, jede rechtliche Organifation der fichtbaren Kirche verneint. Nicht blos 
das Lehramt, auch die Gemeinde hat feinerlei Nechtsgemwalt. ES giebt 
nach lutheriſchem Befenntnis überhaupt feine Kirche im Rechtsjinn Wie ift 
es gleichwohl zum Kirchenrecht gefommen? Durch die Aufrichtung des landes— 
herrlihen Kirhenregiments Wie iſt das landesherrliche Kicchenregiment 
entjftanden? Im Widerspruch mit Luthers Lehre und dem lutherifchen Be— 
fenntnis. Die reformierte Lehre freilich forderte, wie die Fatholifche, nach 
ihrem SKirchenbegriff und Gemeindeprinzip das Kirchenrecht. Anders die Lehre 
Luthers. Nach ihr ijt „die Obrigfeitt im Notfall zur Reformation, aber 
niemals zur ordentlichen Negierung der Kirche berufen.” „Die Obrigfeit 
it nur zum Arm der Kirche bejtellt, nicht zu ihrem Haupt.“ Die Entivide- 
lung, in deren Folge troßdem, aber erſt nach Yuthers Tode, e8 zur Ausbil- 
dung des landesherrlichen KirchenregimentS gefommen tft, hängt zufammen mit 
der Nüdfehr vornehmlid Melanchthons zu borreformatorischen Anjchauungen, 
mit der dadurch ivregeleiteten Ausbildung der Konjiftorien, namentlich ihrer 
Ausrüftung mit weltlihem Zwang, ſie it die Frucht des Kleinglaubens 
der Beitgenofjen und Epigonen Luthers. Das jchließliche Ende der feit Mitte 
des XVI. J. eingeleiteten Entwidelung und des Kampfes der drei proteitanti- 
ihen Verfaſſungsſyſteme (ſ. o. $ 2.1.3 a. E und u. $ 33) war der Sieg des 
Kollegialjyjtems. „An Stelle der Kirche Chrijti iſt ein kirchlicher Berein 
getreten.” Mit dem Stollegialismus iſt auch „das reformierte Gemeindeprinzip 
in die lutheriſche Kirche eingezogen”. „In Presbyterien und Synoden handelt 
nicht die Gemeinde Chriſti“, „Jondern die Zahl der Bereinsgenofjen, welche durch 
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ihre Abgeordneten an der Ausübung der dißziplinaren Bereinsgeivalt fich be— 
teiligt.+ „Die Kirche des Urchriftentums ift eine rein geiftliche, die katholiſche 
Kirche eine geiftlich weltliche, die evangelifche Kirche im Nechtsfinn, twie fie heute 
bor uns fteht, eine rein weltliche Organifation.” Sie joll „im Sinn des 
heutigen Kirchenrechts der Kirche Ehrifti dienen, aber nicht jelber Darjtellung 
der Kirche Chriſti fein”. „Die Ausbildung eines rechtlichen Kicchenvegiments hat 
das Wefen der Kirche aufgehoben.” „Uberall hat das Kirchenrecht fich als 
ein Angriff auf das geiftliche Wejen der Kirche eriviefen, mit welchen deshalb 
die lebendigen geiftlichen Kräfte der Kirche in naturnotwendigem Kampfe ſich be— 
finden. Das Wefen der Kirche ift geiftlich, das Wejen des Nechtes ift weltlich.” 
„Das Weſen des Kirchenrechtes fteht mit dem Weſen der Kirde in 
Widerſpruch.“ 

Soweit Sohm. Der Auszug aus dem ſtoffreichen und geiſtvollen Buche 
kann naturgemäß nur ein dürftiger ſein. Es genügt, daß er treu ſei und den 
Gedankenzuſammenhang wie das Nefultat richtig wiedergebe. Verſäume Keiner, 
aus der Duelle jelbft zu jchöpfen. Sie bietet eine Erquickung jeltener Art. Sie 
zieht auch den, welchen jie zum Widerjpruch reizt, unwiderſtehlich an. Es ſpricht 
aus ihr ein in jedem Blutstropfen begeijtert überzeugter lutheriſcher Chrift, ein 
Herrfcher im Bereiche firchengefchichtlichen Wiljens, ein Meijter der Rechtswiſſen— 
ichaft, ein Klaſſiker der deutfchen Sprache. Gleichwohl ift da8 Ergebnis eine 
VBerirrung, welche nicht nachdrücklich genug abgelehnt und befämpft werden 
fann. Sohm meint in den erjten Säben feines Buches, daß die Frage nad 
der „Dafeinsberechtigung” einer Rechtsordnung für die Kirche „von der Gegen- 
wart vergeſſen worden“ ſei. Dieſe Behauptung ift unrichtig und unbegreiflich. 
Rene Frage Hat vor Sohm nicht wenige bejchäftigt von J. H. Böhmer an 
bis auf Puchta und A. don Scheurl. Allerdings findet fich die bedeutfame Ab- 
handlung des Lebteren über die „geistliche und die rechtliche Kirche? nirgends 
angemerkt. Auch was Sohm über den reformatorischen Begriff des Kivchen- 
regiments fchreibt, hat Scheurl dor ihm in dem früher erwähnten Auflaß über 
„die Selbftändigfeit des Kirchenrechts? im Wefen der Sache aufgedeckt und nur 
unterlafjen, falſche Schlüffe daraus zu ziehen. Neu ijt nicht die Befchäftigung 
mit den Problem, neu it nur feine Löjung. Neu ift die Löfung, wie hinſichtlich 
des Ergebnifjes, jo Hinfichtlic) der Methode. Das Ergebnis ift als Lehre 
der Geschichte bezeichnet. Sohm wird alfo erwarten, daß er nur geſchichtlich 
widerlegt werde. Dieje Erwartung tft aber unberechtigt. Allerdings 
giebt die geichichtliche Darftellung, zumal ſoweit fie den Abjchnitt über die Re— 
formation und in ihm dor allem Yuthers Stellung zum Necht betrifft, mannig- 
fache Beranlafjung zum Widerjprud. Man Fann nicht darüber hinaus fommen: 
aus Luthers Leben und Schriften find beide Gedanfenreihen zu entnehmen, 
es ſoll fein Recht in der Kirche fein, es joll Recht in der Kirche fein. ES kommt 
allemal nur darauf an, was man unter „Recht? verjtehe. Jedenfalls ift Luthers 
Autorität in einem Sinne und an einem Bunfte in Anspruch genommen, wie 
und wo es gerade don evangelifchem Standpunkte aus abgelehnt werden muß. 
Luthers Ausfprüche find als Rechtsquellen behandelt und vollfommen mit der Auto— 
vität päpjtlicher Ausjprüche ex cathedra befleidet. Indeſſen handelt eS fich hier 
nicht um firhengejchichtliche Differenzen. Vieles, ja das Meifte der gefchichtlichen 
Reſultate mag bejtehen bleiben. Sohm hat über ungezählte Einzelnheiten neues 
Licht verbreitet. Er hat nicht blos viele bisher unaufgeklärte Zufammenhänge 
der älteften Berfafjungsentiwidelung Elar geftellt, fondern auch die für den ſpezi— 
fiichen Nechtscharafter des Katholizismus entfcheidenden Entwicelungsthatfachen 
zweifellos richtig gefunden und verbunden. Der Lehrfaß ſelbſt bleibt 
gleichwohl falſch. Was zu befämpfen it, find nicht in erſter Linie Gefchichts- 
thatjachen, fondern GefchichtSreflerionen, die aus den Thatjachen gezogenen 
Schlüffe In der Theſis redet nicht. die Sprache der Geichichte, ſondern 
Sohms Sprade über die Gejchichte. 
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Die Organifation dev Urfirhe war nah Sohm eine vein charis— 
matifche. Diefe Annahme ift zweifellos nicht unbedingt richtig. Die in 
Act. 6 erzählten Borgänge enthalten unverkennbar bereits Anfänge und 
Elemente vechtlicher Organifation. Indeſſen kann die Frage zunächſt auf 
fich beruhen. Sohms Annahme hängt mit einer Auffaffung von „NRecht” 
zufammen, welche in jpäteren Zufammenhange zu prüfen ift. Ange: 
nommen auch, daß Sohms Borausfeßung von der vein charismatifchen 
Drdnung der Urkirche in allen Zeilen begründet jei, worauf ftüßt ſich 
die Berechtigung des Schluffes, daß in der charismatischen Organifation 
die underänderlide Drdnung für alle Zeiten, für die ge= 
jamtgejbidhtlide Entwidelung der irde auf Erden 
gegeben war? Aus Gottes Wort ift der Schluß nicht zu rechtfertigen. 
Es enthält darüber feinen Ausſpruch. Aus den Weſen der Kirde, 
wie fich bereits früher ergeben hat und noch näher ergeben wird, ebenfalls 
nicht. Hier liegt der er ſte Grundfehler. Es ift ein Fehler gejchichts- 
philofophiicher Konftruftion. Sohm nimmt eine ftiftungsgemäße Nor— 
malorganijation an, welcher gegenüber jede weitere Entwicelung 
als Degeneration, al3 Abfall von einem göttlichen Prinzip erſcheint. Er 
begeht genau denjelben Fehler, welchen die proteftantiiche Auffaſſung der 
Fatholiihen Methode zum Borwurf macht. Der Katholizismus 
(ehrt, daß Chriſtus feiner Kirche eine in den Grundzügen fejtgeitellte 
und unabänderlihe vehtlihe Ausftattung (jus divinum 8589) 
mitgegeben habe. Sohm Iehrt, daß Ehriftus jeiner Kirche von Anfang 
an eine underänderliche Organifation von Der Art gegeben habe, daß fie 
grumdfäßlich und für alle Zeiten jede Verbindung mit dem Rechte aus- 
Ihloß. Das Eine ijt jo verfehlt wie das Andere. Der Proteftan- 
tismus lehrt, daß Chriftus weder Nechtsordnung gegeben, nod) 
Nechtsordnung entzogen habe. Chrijtus hat das Reih Gottes auf 
Erden gebracht. Alle Menjchen und Völker follen ihm gewonnen werden. 
Als Mittel hiefür find Wort und Saframent gegeben. Das ilt 
der einzige Inhalt des geoffenbarten göttlihen Stiftungsmwillens. 
Darüber hinaus befteht die unendliche Freiheit dev menſchlichen Or— 
ganiſation. Indem nun aber die Kirche zur Ausbreitung des Reiches 
Gottes auf Erden geftiftet wurde, war fie damit nach Gottes eigener 
Drdnung unter die allgemeinen Bedingungen der Menjchheits: 
entwicelung überhaupt geftellt. Unter diejen fteht als Gemeinſchafts— 
bildender und erhaltender Faktor in erjter Linie das Recht. 
Muß von Sohm ſelbſt mehrfach die Entjtehung einer Rechtsordnung 
für die Kirche als „gejchichtliche Notwendigkeit” anerkannt werden, jo 
liegt darin auch das Anerfenntnis ausgesprochen, daß Rechtsordnung an 
und für ſich nicht außerhalb des göttlichen Natichluffes in Beziehung 
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auf die irdiſche Darftellung der Kirche gelegen war und iſt. Inwie— 
weit Rechtsordnung innerhalb der Kirche Geftalt gewinnen dürfe, ohne 
mit dem göttlichen Willen in Wideripruch zu treten, iſt eine für ſich be— 
stehende Frage. Ihre Beantwortung ftellt vor einen der Hauptjcheide- 
wege don Proteftantisinus und Katholizismus. In der Lehre don der 
firchlihen Gejeßgebungsgewalt wird ihr näher zu treten jein ($ 45). 
Der Katholizismus hat eine Dispofitionsbefugnis über Gottes Wort ſelbſt 
in der Art und mit der Wirkung menschlicher Gefeßgebungsgewalt in An— 
jpruch genommen und folgerichtig Slaubensjäge zu Ziwangsnormen ums 
geprägt. Diejer Eingriff in ein von menjchlichev Gemeinfchaftsordnung 
unerreichbares Freigebiet wird dom Proteltantismus ebenſo beſtimmt ab- 
gelehnt. Soviel kann als evangelifche Grundvorausfegung angenommen 
werden, daß das Necht jein Geltungsgebiet nicht auf den Inhalt der 
göttlichen Offenbarung (Lehre) ſelbſt erſtrecken und nicht beherrjchend die— 
jenigen Gebiete ergreifen dürfe, welche, wie dag perjönlidhe Glau— 
bensperhältnis des Einzelnen zu Gott, nach fittlich veligiöjer Not- 
wendigfeit zwangsweilen Eingriff verſchloſſen find. Außerhalb dieſes 
reigebietes ift die Nechtsbildung weſentlich Maß- und Bedürfnis- 
frage, und daher gejchichtlich weder für unbedingt notwendig, nod 
fir schlechthin entbehrlich zu erflären. Gewiß war das Bedürfnis 
nach Nechtsordnung ein minimales, jo lange die Apojtel jelbjt die Ge- 
meinde leiteten, jo lange die perfünliche Autorität, das heilige Feuer der 
eriten Liebe und die ungebrochene Kraft der chriftlichen Sitte die Ge- 
meinjchaftsordnung zufammenhielten. vd. Scheurl weilt mit Necht darauf 
hin, daß die Art und Weije, in welcher Petrus gegenüber dem Fall des 
Ananias und der Sapphira mit dem Gewicht wahrhaft geiftlichev Gewalt 
eingefchritten war, es uns zur lebendigen Anſchauung bringe, wie wenig 
die Apoftel einer rechtlichen Gewalt in der Kirche bedurften. Die apofto- 
tifch geleitete Kirche war, von der Einfachheit ihrer äußeren Berhältniffe 
und der Stellung im römischen Staate ganz abgejehen, nach der ihr jelbft 
innewohnenden Kraft noch fähig, eine Rechtsordnung überhaupt oder 
eine entwickelte Rechtsordnung zu entbehren. Ya, noch viel mehr. Sicher: 
lich würde Nechtsordnung nach Innen überhaupt entbehrlich geblieben 
und noch heute entbehrlich jein, wenn die Glieder der Kirche ſelbſt 
einer dvollfommenen Mneignung und Durchführung des göttlichen 
Willens fühig wären. Für Nechtsordnung würde und wird in eimer 
Gemeinschaft dev Gerechten nicht Raum und Bedürfnis fein. 

Aber dies it nicht der HYuftand der Kirche auf Erden. Hier 
liegt der zweite Grundfehler. Sohm vermwechjelt die werdende 
und die vollendete Kirche, er identifiziert die Kirche mit dem 
Neih Gottes Was für das Weſen des Neiches Gottes in An- 
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ſpruch zu nehmen iſt, überträgt er auf das Weſen der Kirche. Die 
Kirche auf Erden iſt nicht, wie er als ſelbſtverſtändlich vorausſetzt 
und fordert „die Darſtellung“ des Reiches Gottes. Sie iſt 
vielmehr nur das in beſtändigem Werden begriffene Reich 
Gottes auf Erden, genau ſo, wie der Einzelne von ſich als äußerſten 
Ruhm in Anſpruch nehmen kann, ein werdender Chriſt zu ſein. In 
dieſemU Werdeprozeß können Kirche und Kirchenglieder diejenige Hülfe 
und Stütze nicht entbehren, welche Gott zur Aufrichtung und Erhaltung 
menschlicher Gemeinjchaftsordnung überhaupt gegeben hat, das Recht. 
Die Beichaffenheit, vechtliche Geftaltung an fich zu tragen, gehört alfo 
allerdings nicht zum Weſen der Kirche (j. o. II), welches in vollfom- 
mener Reinheit in dem Zuſtande der Kirche auf Erden überhaupt nicht 
zur Erjcheinung gelangen fann. Jenes angenommen zu haben, ijt der 
Fehler des Katholizismus, dadurch verjchuldet, daß er das Necht jelbjt 
in das Gebiet der göttlihen Heilsordnung verjegte. Aber es jteht 
andererjeits ebenfowenig in Widerjpruch mit der Bejchaffenheit der 
Kirche, alS des werdenden Neiches Gottes auf Erden, daß fie das in der 
göttlihen Schöpfungs ordnung als Bildungsmoment aller menjchlichen 
Gemeinſchaft geſetzte „Necht” an und in ſich trage. Zweifellos kann 
das Necht in der nach ihrer Vollendung in Gott vingenden Menjchen- 
gemeinfchaft, welche die Kirche auf Erden ift, dergejtalt überwucdern, 
daß das Wejen der Kirche verdunfelt, ja aufgehoben wird. Dies wird 
namentlich immer dann gejchehen, wenn jenes oben umſchriebene Freige- 
biet von vechtliher Zwangsordnung beftrichen wird. Wie iiberall, fo liegt 
auch) hier in der Freiheit an und für ſich die Möglichkeit der Abirrung. 
Wenn in diefem Punkte dev PBrotejtantismus glaubt, nicht ohne Grund 
den Katholizismus der Übergriffe und des Mißbrauchs rechtlicher Gewalt 
in der Kirche beſchuldigen zu müfjen, jo darf- ev doch andererfeits nicht 
vergeffen, daß im der evangelifchen Kirche jelbit vechtlihes Unweſen 
nur zu Häufig das geiftliche Weſen der Kirche zugedeckt und gejchädigt 
hat. Die Sehnfucht nach völliger Abftreifung der Rechtsordnung 
ift für Jeden begreiflic), welcher die Srrwege in dev Gejchichte der evan— 
geliichen Kirchenverfaſſung, die Mißhandlungen der Kirche durch Territo— 
vialismus und Büreaukratie, endlich die fortgejegt beſchämenden Berjuche, 
die polizeiliche Hilfe des Staates anzurufen und in immerwährender 
Häufung von rechtlichen Ordnungen das Heil der Kirche zu ſuchen, fich 
gegenwärtig hält. Aber nicht das it hier die Frage, ob durch miß- 
bräuchliche Gejtaltung oder Anwendung des Nechts das Weſen der Kirche 
alteriert werden fünne, jondern vielmehr, ob überhaupt und an und 
für fi der Eintritt der Kirche in die Rechtsordnung mit dem Weſen 
der erjteren unverträglich fei? 
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Sohm jelbit ftellt das Problem in folcher Abſtraktion nicht. 
Durch ſeine gejchichtlichen Ergebniffe ſieht er fich der Verpflichtung 
überhoben, feine Theſis auf ihre begriffliche Unterlage hin näher zu 
prüfen. In Diefer Unterlafjung liegt die dritte Fehlerquelle des 
Nejultats. Sohm giebt nirgends eine erichöpfende Aufklärung über 
das Recht. Das Recht ift von Anfang an als ein Etwas eingeführt, 
welches ganz jelbjtverftändlich mit dem geistlichen Wejen der Kirche in 
Widerſpruch ſteht. Dieſer Widerjpruch ift fofort dadurch Liquid geftellt, 
daß ausschließlich die formale Natur und die Zwangsbefugnis 
des Nechts in den DBordergrund gejchoben find (©. 2). Die formale 
Natur der rechtlichen Befugnis ift dann näher dahin umjfchrieben, „daß 
fie auf Grund beſtimmter Thatſachen der Bergangenheit zuftehe, 
ohne Möglichkeit der Kritif, ohne Rücklicht darauf, ob fie gegenwärtig als 
jachlich gerechtfertigt erjcheint oder nicht” (S. 23). Wer freilich aufmerkſam 
und wiederholt das Buch durchftudiert, dem kann eine Berjchiedenheit in 
der Betonung jener beiden Merkmale des Nechts nicht entgehen. In 
den beiden erjten Kapiteln wird der Widerjpruch zwijchen Kirche und 
Necht vorwiegend an der formalen Natur des letteren, in dem dritten 
Kapitel vorwiegend an dem Streben des Nechts nad zwangsweiſer Ver— 
wirflichung dargethan. Dieje Berjchiedenheit der Abtönung ift weder be- 
abjichtigt noch zufällig. Sie ift in der Natur der Sache begründet. Aber 
gerade fie weift auf das Unhaltbare der Allgemeinheit in der 
Sohmjchen Thefis hin. Will nämlich der Broteftantismus über- 
führt werden, daß er durch das Necht das Weſen der Stirche zeritört 
habe, jo fann dies höchſtens durch die Betonung des Zwangscharaf- 
ter feiner Gemeinfchaftsordnung verjucht werden. Davon alsbald mehr. 
Dagegen trifft der Vorwurf, durch den Formalismus des Nechts mit 
dem Weſen der Kirche fich in Widerfpruch gejeßt zu haben, den Katho— 
lizismus allein. Alles, was aus der formalen Natur des Rechts 
für die Unmöglichkeit feiner Herrichaft in der Kirche abgeleitet und nach— 
gewiejen ift, fann nicht auf die evangelijche Kirche bezogen werden. 
Dabei ijt freilich zunächit hervorzuheben, daß, formaler Natur zu fein, 
überhaupt nicht eine charafterijtiiche Eigentümlichfeit der vechtlichen Be— 
fugnis allein ift. Sede Autoritätsgewalt, jeder Autoritäts- 
glaube find formaler Natur. Die rein formale Befugnis und Unter: 
ordnung findet ihr Anwendungsgebiet wie in dev Familie, jo auch ſonſt in der 
ganzen jittlichen Weltordnung. a, der formale Gehorfam kann jogar 
auf religiöjem Gebiet im perjünlichen Berhältnis des Menjchen zu Gott, 
biev fozufagen als Übergang bis zu der durch die Gnadenwirkung des 
hl. Geiftes vermittelten völligen Heilsgewißheit, möglich fein. Ein aus» 
Ihließliches Begriffsmerfmal des Rechts ift er auf feinen Fall. Aber 
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Sohm hat Recht. Von Menſchen in Anſpruch genommen, iſt for— 
mal rechtliche Befugnis in Glaubensſachen unmöglich und uner— 
träglich. „Iſt es möglich, daß eine Lehre deshalb als Gottes Lehre zu 
gelten hat, weil der Lehrende vielleicht vor einiger Zeit formrichtig von 
der Gemeinde erwählt oder ſonſtwie rechtmäßig beſtellt ift?” (S. 23). 
Nein, und tauſendmal nein. Ein ſolcher Anſpruch wird aber auch vom 
Recht der evangeliſchen Kirche nicht nur nicht erhoben, ſondern von 
dieſer ebenſo beſtimmt abgelehnt, wie von Sohm ſelbſt. Es iſt außer 
allem Streit und Zweifel, daß der evangeliſche minister verbi die 
Legitimität ſeines ministerium lediglich in der echten und wahren, d. h. 
inhaltlich mit dem Evangelium voll übereinftimmenden Wort und Safra- 
mentsverwaltung behauptet und daß er nur folange, als jolche fach- 
(iche Übereinftimmung befteht, wirklich Beauftragter der Kirdhe ift, 
während allerdings die gleiche Autorität des römischen Klerus nur von 
der Form der Übertragung feiner faeultas spiritualis abhängig 
gemacht wird. Das Prinzip ſelbſtändiger Prüfung und Aneignung 
der Glaubenslehre gilt auf der ganzen Linie evangelifcher Kirchenordnung. 
Nirgends und niemals gilt ein Lehrſatz deshalb für wahr, weil er von 
einem formrichtig beftellten Organ der Kirche aufgeftellt wird. Nirgends 
hat die evangelifche Kirche das Necht für einen derartigen Hevrichafts- 
anfpruch über die göttliche Lehre und die Gewiſſen in den Dienft ge- 
nommen. Was alſo Sohm bewiejen hat und allein beweijen Fonnte, 
ift dies, daß der Katholizismus durch Übertragung des formalen Nechts- 
prinzips auf das Glaubensgebiet mit dem Weſen der Kirche fich in Wi- 
deripruch gejett habe. Was er nicht bewiefen hat und nicht bemeijen 
fonnte, ift Dies, daß die evangeliſche Kirche eine rechtliche Befugnis 
formaler Natur in Olaubensjachen in Anspruch nehme Er hat aljo 
auch nicht bewiefen, daß um feiner formalen Natur willen das Kirchen 
recht mit dem Weſen der Kirche in Widerjpruch fteht. Es bleibt noch 
der Zwangscharakter des Rechts. Daß das Weſen des Rechts in 
der Verwirklichung jeines Inhalts durch) Zwang gelegen jei, wird von 
Sohm zwar mit Worten abgelehnt (S. 23). Aber im ganzen Sapitel 
über die Reformation werden Nechtsgewalt und Zwangsgewalt identifi— 
ziert, oder 1ft wenigitens das Zwangsmoment dergeitalt in den Border- 
grund des Nechtsbegriffs gejtellt, daß fich je länger je mehr in dem 
Leſer die Identifizierung beider Begriffe vollzieht (zu vgl. nur ©. 479. 
485. 488. 569. 583. 610. 615 f. 687 f. 699 f). In dem Maße aber, 
als dieſe Verwechſelung ſich feitlett, ftellt fich der Widerjpruch zwifchen 
dem Necht und Wefen der Kirche gewilfermaßen als jelbftveritändlich dar. 
Das Weſen der Kirche ift Freiheit; „wo der Geift des Herrn ift, da 
ift Freiheit“. Das Wefen der Kirche ift Liebe, freie Hingabe und 
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Unterordnung der Glieder untereinander und unter das Haupt Ehriftus. 
Das Weſen der Kirche ift geiftlihes Thun in Wort und Saframent. 
Wenn, wie es bei Sohm thatfächlich gejchieht, Necht und Zwang inein- 
ander auf» und übergehen, dann bedarf es weiterer Beweiſe fiir den voll— 
endeten Widerjpruch von Necht und Kirche allerdings nicht. Dem gegen- 
über ift aber noch einmal daran zu erinnern ($ 3), daß das Wefen des 
Nechts allein aus feinem Charafter als Gemeinjhaftsordnung 
fih erklärt. Das Weſen der rechtlichen Befugnis ift, daß fie als 
Wille der Gejamtheit in Bezug auf beitimmtes Handeln fidh 
geltend macht. Darin liegt, wie der Grund ihrer verpflichtenden Kraft, 
jo die Notwendigkeit, unter allen Umftänden fich durchzufegen. ben des— 
halb ijt der Zwang nicht mehr und nicht weniger, als ſekundäre Folge— 
erjcheinung. In allen geordneten Gemeinjchaftsverhältniffen ift die freiwillige 
Unterordnung unter das Recht als Regel vorausgejegt und nur für den 
Fall des Widerfpruchs zwilchen Geſamtwillen und Einzelnwillen die 
Zwangsanwendung borgefehen. Hieraus ergiebt ſich nicht allein, daß es 
an und für fich nicht wider das Weſen der Kirche ift, Nechtsordnung 
an ſich zu tragen, jondern noch mehr, daß jede auf das Gemein- 
Ihaftsleben, auf das Handeln der Sirchenglieder als folcher ſich 
beziehende Drdnung an und für ſich Nechtsordnung iſt. ES giebt 
feine Ordnung mit diefem Inhalt, welche nicht Rechtsordnung wäre 
(S 6 ID). Kann die Kirche feine Rechtsordnung jchaffen, jo kann fie 
eine Gemeinſchaftsordnung überhaupt nicht aufrichten. Jene widerspricht 
weder der Freiheit, noch der Liebe, noch dem geiftlichen Thun der Kirche. 
Die Rechtsordnung fordert Anerkennung, weil und folange fie der ord- 
nungsmäßig ausgejprochene Wille der Firchlichen Geſamtheit ift, welcher 
der einzelne Chriſt als Glied angehört: wie ſollte es der Anerkennung 
einer NRechtspflicht zumider jein, daß der Ehrift den Beweggrund 
feiner Unterordnung, jeines freiwilligen Gehorfams der Yiebe zu 
dem Herrn und zu den Brüdern entnimmt? Der Gehorfam it dem 
Rechte gegenüber (im Unterjchiede von der Moral) von feinen Motiven 
völlig losgelöft. Eben deshalb iſt auch die „menschliche Ordnung“, 
die „kirchliche Politie“, welche die Reformatoren als eine ſolche zu— 
laffen, der man aus „Liebespflicht” ſich unterwerfen fünne und müſſe 
(Sohm, ©.476 f. 540), nichts anderes, als Rechtsordnung. Es 
ind andere Worte für diefelbe Sache. Nechtsordnung follidiert mit dem 
Weſenszug der Freiheit und Liebe der Kirche ebenſowenig, als der Schuldner 
mit dem Nechtsgebot dadurch fich in Widerfpruch bringt, daß er aus 
freien Stücken den Gläubiger befriedigt, oder der Nachbar dadurch, daß 
er aus Liebe eine Belisftörung unterläßt. Kine Kollifion tritt an und 
für ſich jelbft dann nicht notwendiger Weile ein, wenn zur Neali- 
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ſierung der kirchlichen Gemeinſchaftsordnung Zwang vorgeſehen iſt und 
thatſächlich in Anwendung gebracht wird. Nur kommt es hier allerdings 
entſcheidend auf die Art und das Gebiet des Zwanges an (8S6 III). 
Soferne der Zwang nach beiden Richtungen auf der Linie der wahren 
hriftlihen Selbſtbeſchränkung gehalten iſt, fann von einem 
grundjäßlichen Widerjpruch mit dem Wejen der Kirche um deſſentwillen 
nicht die Nede fein, weil eben die Kirche (im richtigen Begriff) ihr Weſen 
auf Erden und unter Menſchen auszumirfen hat, und dadurch auch 
ihrerjeit8 auf die gottgegebenen Hülfen jeder menschlichen Gemeinſchafts— 
ordnung an= und hingewieſen ift. Zugleich fveilich erhellt daraus, daß, 
worauf ſchon früher hingewiefen wurde ($ 3 D, die Kirche um jo 
mehr den Charakter einer geiftlihen Gemeinjchaft an fich tragen, 
d. h. um fo volllommener dem Willen Chrijti gemäß geftaltet jein wird, 
je freier fie ihre GemeinjchaftSordnung von der zwangsweiſen Beherr- 
Ihung durch das Recht zu halten vermag, und daß umgefehrt ein Über- 
wuchern des Zwangs in der Kirchenordnung das Jichere Merkmal geijt- 
licher Entartung bilden muß. Auch liegt darin eine fichere Anweiſung, 
daß als Ziel der Kirchenentwicelung immerhin und allewege fejtzuhalten 
jei, das Herrjchaftsgebiet des Zwangsrechts jomweit als möglich einzu- 
Ichränfen. Aber es leuchtet ein, daß dieſe Gedanfenreihe nicht zu dem 
Schluffe berechtigen kann, welchen die Sohm’fche Thefis enthält, daß 
es wider das Wejen der Kirche jei, überhaupt Rechtsordnung an ſich 
zu tragen. Das gleiche Rejultat ergiebt fich, joferne bei dem „Wejen“ 
der Kirche an ihr geiftlihes Thun in Wort: und Saframentsver- 
waltung zu denken ift. Welchen Anfpruch erhebt in Beziehung hierauf 
das Necht der evangelifchen Kirche? Grundfäglich feinen anderen, 
als das Gehäufe zu formieren, in welchem der Geift Gottes wohnen und 
wirken fan. Über Inhalt oder Wirkung von Wort und Saframent 
giebt es eine evangelische Zivangsordnung nicht. Indem aber die Kirche 
unternimmt, die Formen des gottesdienftlichen Handelns, und in An— 
jehung dieſes das fonfrete Amtsrecht und die Amtspflicht des Geiſtli— 
chen jowie die Anfprüche und VBerbindlichfeiten der Kirchenglieder perfün- 
lich, örtlich und fachlich abzugrenzen, genügt fie lediglich einem Bedürfnis, 
ohne dejfen Befriedigung überhaupt eine Koeriitenz von Menſchen inner: 
halb desjelben Gemeinjchaftsfreijes nicht möglich iſt. Freilich glaubt 
Sohm gerade an diefem Punft eine ftarfe Stüße für feine Thejis im 
Hinweis auf die vehtliche Lehrverpflichtung der Träger des 
geiftlichen Amts zu befigen. „Jedesmal, wenn dev Zwang gegen einen 
Geiftlichen gehandhabt wird, um jeine rechtliche Lehrverpflichtung zu voll: 
jtredlen, wird der innere Widerjpruch, in welchem die zwangsweiſe Durch- 
jegung diefer Glaubenslehre zu dem Wejen des Chriftentums und des 
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Protejtantismus jteht, mit Lebhaftigfeit empfunden (©. 687 f.). Hierauf 
it zu eriwiedern, daß eine „zwangsweiſe Durchjeßung bon Glaubens- 
lehren” dem evangelifchen Kicchenrecht der Gegenwart ſchlechthin und in 
jeder Geſtalt fremd ift. Dies gilt, wie für die allgemeine Zuchtübung, 
jo für die befondere Disziplinargewalt. Häreſie, Schisma und Apoftalie 
ind nicht Strafvergehen. Wo die evangelifche Kirche Zucht übt, jtraft 
fie nicht, fondern bezeugt in feierlicher Weife den im Ganzen oder im 
Einzelnen gelöften Zuſammenhang zwilchen fi und dem zucht- 
fälligen Kirchenglied (8 47T). Was aber im Befonderen die Pehrdisziplin 
über SKivchendiener betrifft, jo würde Sohms Vorhalt nur zutreffend 
jein, wenn durch Anwendung von Ziwangsmitteln eine aktuelle Nöti— 
gung des Geiltlichen zu einen bejtimmten Bekenntnis einträte. Was 
aber in Wahrheit gejchieht, Liegt auf einem ganz anderen Gebiete ($ 46). 
Inden die Kiche zum Äußerſten fehreitend die Amtsenthebung eines 
Geijtlichen, welcher lehrwidrig predigt oder Sakramente vermaltet, aus: 
jpricht, zieht fie die unvermeidlihe Konſequenz aus dem eigenen 
Berhalten des Geiftlichen. Er hat aufgehört, Beauftragter der Kirche 
zu fein. Denn er behauptete, wie oben ausgeführt, die Yegitimität feines 
ministerium verbi lediglich in der vollinhaltlich mit dem Cvangelium 
übereinftimmenden Wort und Saframentsverwaltung. Die Kirche thut 
mit folchem Urteil im Wejen der Sache nichtS anderes, als was die ur- 
chrijtliche Ekklesia that, indem fie denjenigen, dejfen Charisma fie nicht 
bertraute, das Wort in der Gemeinde nicht „geitattete”. Daß freilich 
die „Lehrprozefje? die gefahrvollſte Kippe für das geiftliche Weſen der 
evangelischen Kirche jeien, wird fein Einfichtiger in Abrede ziehen. Aber 
auch hier gilt es, zwei Dinge nicht miteinander zu verwechſeln: ob näm— 
lich ein beftimmter Kirchenrechtsſatz und eine bejtimmte Nechtshand- 
lung firchlicher Organe dem Wefen der Stirche widerjprechen, oder ob 
das Dafein von Necht in der Kirche überhaupt mit dem Weſen derjelben 
unverträglich jei? Die erjtere Möglichkeit oder Thatſache fann natür- 
lich nicht beftritten werden. Manche werden geneigt jein, von nicht we— 
nigen Süßen des Fatholifchen Kirchenrecht anzunehmen, daß fie mit dem 
Weſen der Kirche Ehrifti in Widerfpruch ftehen. Ebenſo möchte für das 
evangelifche Kirchenrecht Niemand eine Berantwortlichkeit in diefem Stücke 
übernehmen. Das eben it in evangelifchem Geijte die hohe Aufgabe der 
Stirchengefeßgebung und Kirchenrechtswilfenfchaft ($ 2 I a. E.), die kirch— 
liche Rechtsordnung von allem zu reinigen, was wider das Weſen der 
Stiche ift. Aber Nechtsprdnung überhaupt wird die Kirche erjt dann 
abjtreifen, wenn fie aus der ftreitenden die triumphierende, wenn fie in 
Wahrheit „die Darftellung” des Reiches Gottes geworden fein wird. 

An Sohms Werk wird fich eine eigene Litteratur anfchließen. Bon Be- 
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ſprechungen desfelben feien hier genannt Köhler, Theologijche Litteratur- 
zeitung (Harnad und Schürer), 189, Nr. 24. Seeberg, Theolo- 
giſches Litteraturblatt (Quthardt) 189, Nr. 25. 26. 27. Beide lehnen 
Sohms Hauptrefultat ab. Weitere Kritifen find angegeben bei Holß- 
mann, Theologiicher Jahresbericht, Bd. XII (189) ©. 471. 


2. Rirdhenredt. 


S 6. 


Aus der Zufammenfaffung der bisher (58 3—5) gewonnenen Be: 
griffsmomente ergiebt fich die einfache und ausreichende Definition: Kir- 
henreht ift Gemeinſchaftsordnung (II) der geſellſchaftlich 
gegliederten (I) Befenner der hriftliden (D Dffenbarung. 

I. Stirchenrecht ift Gemeinfchaftsordnung der gejellfchaftlich geglie- 
derten Befenner der hriftlihen Offenbarung. 

Der Begriff der Kirche ift nach der Etymologie (zvoraxov: Herren- 
haus, in welchem die Gemeinde des xuoros zu feinem Dienfte fich ver- 
jammelt, während die Ableitungsverjuche aus jemitiichen Sprachen, wie 
aus dem Lateinischen oder germanischen Wurzeln verfehlt erjcheinen), nad) 
feinen Bildungsmomenten in der Geschichte und nad dem pofitiven 
Necht der deutschen Neichs- und Bundesgefege allein auf die hriftli- 
hen Befennergemeinshaften anwendbar. Hiernach ſcheiden 
vom Gegenſtand des Kirchenrechts aus: 

1. Das heidniſche Religionsrecht. Das Kirchenrecht bildet 
jelbft nur einen Teil des Religionsrechts überhaupt, welches als In— 
begriff der Nechtsnormen für alle irgendwo und irgendwann beitandenen 
oder beitehenden Religionsgejellichaften ſowohl das gejamte antike Safral- 
recht, als die gegenwärtigen Geftaltungen mohammedanijcher, indischer 2c. 
Religionsverfaſſung in fich jchließt. 

2. Das jüdifhe Kultusrecht. Wenn einzelne Gejeßgebungen 
und Schriftiteller der Gegenwart von jüdischer Kirche und jüdiſchem Kir— 
chenrecht |prechen oder Beziehungen kirchlicher Berfaffung ohne weiteres 
auf Einrichtungen der jüdischen Neligionsgemeinchaft übertragen, jo ift 
das nicht nur eine bedauerliche und gejchichtswidrige Ungenauigfeit im 
Sprachgebrauch, jondern auch eine für die Sicherheit der Wifjenjchaft und 
Praris verhängnisvolle Begriffsperwirrung. Das mofaische Necht ift für 
das Kirchenrecht von ungemeiner Wichtigkeit. Wie das Judentum felbft 
in dev weltgejchichtlichen Entwiecelung Heidentum und Chriſtentum ver— 
mittelte, jo nimmt das jüdische Kultusrecht nach) Inhalt und Bedeutung 
eine Mitteljtellung zwiſchen dem heidniſchen Neligionsrecht und dem Necht 
der Kirchen ein. Aus dieſem Grunde allein ift das mofaische Recht auch 
bei einer Darftellung des Kicchenrechts, jei es aus dem Gefichtspunfte eines 
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allgemein lehrreichen wilfenjchaftlichen Hülfsmittels (S 2 IID), ſei es mit 
Rückſicht auf einzelne gejchichtlihe Zufammenhänge der Nechtsfyfteme mehr: 
fach in Betracht zu ziehen. Zum Gegenftande jelbit gehört es nicht. 

Sowohl vom heidnijchen Religionsrecht, als vom jüdischen Kultus- 
vecht ijt das Kirchenrecht durch die Univerjalität feines Charakters 
ſcharf unterfchieden. Die heidnijchen Religionen find natürliche, wie jedes 
andere Kulturelement aus der Bolfsvernunft erzeugte und eben daher 
für nationale Abgejchloffenheit beitimmte und geeignete Neligionen. Dem: 
gemäß ift auch das heidnijche Religionsrecht ein national gebundenes 
Recht. Die jüdische Neligion ift zwar geoffenbarte Religion. Aber Die 
göttliche Offenbarung, welche fich Lediglich auf das Volk Israel bezug, 
hatte fich jelbjt eine nationale Schranke gejett. Demgemäß ift auch das 
jüdische Kultusrecht, ungeachtet der transzendentalen Entſtehungsweiſe der 
jüdischen Religion, ein national bejchränftes geblieben. Wie dagegen die 
chriftliche Offenbarung univerjell an die ganze Menjchheit gerichtet war, 
jo hat das Kirchenrecht univerjelle Beitimmung und Natur nicht nur in 
dem ertenfiden Sinne einer mit der Chrifttanifierung der Völker fort: 
Ichreitenden Erweiterung jeines Herrichaftsgebiets, ſondern vor allem durch 
die Intensität feines Charafters, Eraft deren es grundfäßlich eine den 
ationalitäten gegenüber jelbjtändige Stellung behauptet. 

II. Kirchenrecht ift Gemeinjchaftsordnung dev geſellſchaftlich 
gegliederten Bekenner der chriftlihen Offenbarung. Darin liegt ein 
Doppeltes. Einerſeits der fonfejfionelle Charakter des Sirchen- 
vechtS, andererfeitS der Ausjchluß der Sekten. 

1. Da die Kirche in der Gegenwart fich nicht mehr als einheitliche 
Defennergemeinjchaft darstellt, jo ergiebt fih, daß unter Sirchenrecht 
nicht ein Inbegriff von Gemeinschaftsregeln für die Kirche als Ein- 
heit verjtanden werden kann. Daß dies nicht der Fall ſei, fjoferne au 
die Einheit der Kirche als Gegenstand des Glaubens gedacht wird, iſt 
jelbjtverftändlich. Aber auch, joferne die Kirche als gefchichtliche und rechtliche 
Größe ins Auge gefaßt wird, hat fie als einheitlicher Körper zu bejtehen 
aufgehört (S4). ES giebt zwar nicht wenige Nechtsjäße oder Rechtsgrund 
jäße, welche allen oder mehreren Sirchengejellichaften gemeinfam find. 
Diefe Übereinstimmung kann im einzelnen Falle, durch die urfprüngliche 
Einheit der Quelle, durch ſpontane Gleichheit der Nechtsbedürfniffe oder 
durch andere Urjachen bewirkt worden fein ($ T IID. Unter allen Um— 
ftänden aber ift fie in ihrem Beftande zufällig und unberechenbar, weil 
fie nirgends auf einheitlihem Kirchentum beruht. Kirchenrecht ift 
hiernach notwendig ein, wenn auch nicht verſchiedenes, jo doch Eonfejftonell 
gejchiedenes Recht. Man unterjcheidet ein Necht der Ffatholifchen, ein 
Necht der evangelischen Kirche, und jchließt entweder beide ein, wenn von 
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Kirchenrecht ſchlechthin geredet wird, oder beſchränkt bewußt den Begriff 
auf eine beſtimmte Konfeſſion. 

2. Da Sekten nicht Kirchen find ($ 4 IV), jo iſt die für ihr 
Gemeinſchaftsleben bejtehende Ordnung nicht Kirchenrecht. Nur injoferne 
fommen einige derjelben auch fir das Kirchenrecht in Betracht, als ihnen, 
im Unterfchied von derjenigen Stellung, welche die großen Kirchen als ſoge— 
nannte orporationen des öffentlichen Rechts einnehmen, durch die Staatsgejeß- 
gebung öfters die vechtliche Stellung von Bereinen oder PBrivatkorporationen 
zugewieſen worden ift ($ 22 ID). Aber auch in diefem Falle find fie eben nur 
von der Seite diefer ihrer außerlihen, dem Staate und den Kirchen zuge- 
fehrten Rechtsftellung, nicht von der ©eite ihrer inneren DOrganijation und 
Thätigkeit in Berückfichtigung zu ziehen. Ob eine fogenannte Frei— 
fire ($ 4 IV) als Kirche oder als Sekte zu betrachten jei, läßt ſich 
nicht nach beftimmten prinzipiellen Kriterien, jondern allein nach ihrer 
Bedeutung für das Volk, nach ihrer Stellung zum Befenntnis und nad) 
dem pofitiven Necht des einzelnen Staates entjcheiden. Für das deutjche 
Kirchenrecht ift die Frage gegenwärtig ohne erhebliche praftiiche Bedeutung. 

II. Kirchenrecht iſt Gemeinſchaftsordnung der gefellichaftlich 
gegliederten Befenner der chriftlichen Offenbarung. Es find Natur und 
Richtungen dieſer Gemeinjchaftsordnung aus dem Begriffe derjelben 
näher zu entwickeln. 

1. St der Ausdrud „Semeinschaftsordnung” nicht zu weit? Be- 
darf er nicht einer Einfchränfung, welche den ausſchließlich rechtlichen 
Inhalt eben dieſer Gemeinjchaftsordnung näher beſtimmt und insbe— 
jondere das Ausscheiden der rein fittlihen und religiöjfen Ordnung aus 
dem Gegenftande des Kirchenrechts irgendwie hervortreten läßt? Das 
Bedenken ijt ohne Grund. Eine Gemeinjhaftsordnung im ftrengen 
und wahren Sinne von anderem, als rehtlihem Charafter giebt e8 
nicht. Denn es ift das Weſen der Gemeinfchaftsordnung, daß in ihr 
der dem Einzelmmillen gegenüber felbjtändige Wille dev Gejamtheit 
zum Ausdruck fommt ($ 3 D. Dieſer Wille ift fo geartet, daß es ihm 
gegenüber eine Wahl der Entjcheidung und eine Freiheit des Handelns 
für das Gemeinjchaftsglied nicht giebt. Das aber ijt die Signatur der 
rechtlichen Gebundenheit ($ 5 IT). Daher iſt Gemeinfchaftsordnung 
an und fir fi) Rechtsordnung. Eben deshalb ift es überflüffig, in die 
Definition eine nähere rechtliche Bejtimmtheit der Gemeinſchaftsordnung, 
welche wir Sirchenrecht nennen, aufzunehmen. Der Gegenstand der- 
jelben kommt für ihren rechtlichen Charakter niemals entjcheidend in Be- 
trat. Dies gilt auch von der ethiichen und religiöfen Ordnung in der 
Kirche. Soweit in Beziehung hierauf ein Gefamtmwille mit dem An- 
Ipruch individuell verpflichtender Geltung ſich kundgegeben hat, fomweit ift 
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ethiiche und veligiöfe Ordnung Rechtsordnung. Die Möglichkeit, ja in 
gewiller Bejchränfung ſogar menschliche Notwendigkeit, ethische und reli— 
giöfe Vorschriften zu Rechtsnormen zu geftalten, iſt bereits bei der Be— 
griffsbeftimmung des objektiven Rechts ($ 3 D) nachgewiefen. Zugleich 
aber wurde hier und in anderem Zuſammenhange ($ 5 III) auch ſchon 
auf den Gegenſatz der Entwicelung, welchen Katholizismus und Prote— 
ftantismus in ihrem Verhältnis zum Neligiöfen genommen haben, auf- 
merfjam gemacht. Die fatholijche Kirche nimmt über den Glaubens- 
inhalt jelbit eine individuell verpflichtende menschliche Geſetzgebungs— 
gewalt in Anspruch und hat außerdem die Glaubensbethätigung in 
weiteftgehender Weife mit verpflichtender Wirkung für die Kirchenglieder nor= 
miert. Die Vorſchriften hierüber find Nechtsgebote tro& ihres ethifchen 
und religiöjen Inhaltes. Sie find Nechtsgebote allein dadurch, daß 
fie Gemeinfchaftsordnung find, d. h. in Beziehung auf fie ein verpflich- 
tender Wille der Geſamtheit beſteht. Umgefehrt hat die evange- 
lijche Kirche je länger je mehr das religiöfe Gebiet von Rechtsordnung 
zu reinigen und freizubalten gejtrebt. Dies gilt abjolut von der Glau- 
bensordnung i. e ©. ine wahre evangeliihe Gemeinſchafts— 
ordnung hierüber bejteht nicht. Wohl beiteht eine ſolche in dem 
Sinne, daß ein Gejfamtbewußtjein von dem Inhalte des Glau- 
bens, welches ſeinen urfundlichen Ausdrud in den DBefenntniffen ge— 
funden hat, vorhanden und lebendig ift. Dagegen wird nicht anerkannt, 
daß hierüber ein individuell verpflichtender Gefamtwille in der Art 
vorhanden fei, daß er es unternehmen fünne, auch dem widerftrebenden 
Einzelwillen gegenüber ſich durchzufegen. (Über die auf ganz anderem 
Gebiete gelegene Stellung der Kirche gegenüber befenntniswidriger Lehre 
der Geiftlichen j. o. $ 5 a. E.) AndererjeitS hat aber auch die evange- 
liiche Kirche in Beziehung auf die Bethätigung der Kirchenmitgliedfchaft 
eine Neihe von Borjchriften ethiichen oder religiöfen Inhalts zu Beitand- 
teilen ihrer Gemeinjchaftsordnung gemacht. Ob hierin im Einzelnen das 
prinzipiell gerechtfertigte Maß beitehe, ijt in dieſem Zuſammenhange nicht 
in Frage. Spomeit aber jenes gejchehen ilt, find die betreffenden Vor— 
Ichriften Rechtsvorjchriften, weil in Beziehung auf fie ein individuell 
verpflichtender Geſamtwille fich £undgegeben hat. In allen Fällen ift 
klar geworden, daß Anhalt und Gegenstand der Gemeinfchaftsordnung 
nicht für den rechtlichen Charakter derjelben entjcheidend find, jondern daß 
jene vielmehr an und für ſich, kraft des in ihr verförperten Geſamt— 
willens Rechtsordnung ift. Es fünnte daher auch in die Definition feine 
den rechtlichen Inhalt der firchlichen Gemeinjchaftsordnung näher bejtim- 
mende Einjchränfung aufgenommen werden, ohne entweder den Begriff des 
fatholifchen oder den des evangelifchen Kirchenvechts zu entitellen. 
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Es verſteht ſich hiernach von ſelbſt, daß alle ethiſchen oder religiöſen 
Vorſchriften, welche als lediglich gewiſſensverbindlich ausſchließlich der 
freien Überzeugung und Aneignung der Kirchenglieder überlaſſen find, 
ohnehin vom Gegenftande des Kirchenrechts ausfcheiden Denn in 
Beziehung auf fie gilt feine Gemeinjchaftsordnung im eigentlichen Sinn. 
Andererjeits folgt aus dem Begriffe der lebteren, daß, ſoweit fie Bor: 
ichriften ethijchen oder religiöſen Inhaltes in fich aufgenommen, auch diefen 
gegenüber der Anjpruch dev Unterordnung des Einzelnmwillens unter den 
Geſamtwillen bejteht. Im äußerften alle mittelit Zwangs. Daß 
der Zwang nicht zum Weſen des Rechts gehöre, iſt ſchon früher mehr: 
fach dargelegt ($ 3 I S5 ID. Wohl gehört er zu ſeiner Boll- 
fommenheit. Ein Necht, welchen die Garantie ziwangsweiler Ver: 
wirflichung abgeht, ijt ein jus imperfeetum. Aber immerhin „jus*. Ein 
nicht geringer Teil der evangelifch Firchlichen Gemeinfchaftsordnung iſt 
jus imperfeetum. Die Kirche verzichtet in vielen Fällen ihres geiftlich 
gearteten Charakters wegen auf die Garantie zwangsweiler Verwirklichung. 
In anderen Füllen hält fie folchen Schuß im Intereſſe der Gemein— 
ichaftsordnung für unentbehrlich. Erzwingbar ift in allen Fällen nicht 
die Geſinnung ($ 3 D, ſondern nur das äußere Berhalten. Die firch- 
lihe Negel der Frömmigkeit iſt daher feine Nechtsvegel. Nechtsregeln 
find dagegen die Vorjchriften, die Frömmigkeit dadurch zu bethätigen, 
daß man fich zu Wort und Saframent in der Kirche halte, daß man 
jeine Kinder zur Taufe bringe, daß man ihnen den Segen des religiöjen 
Unterrichts und der Konfirmation nicht entziehe, daß man feine firchen- 
ordnungsmwidrigen Ehen fchließe, daß man nach gejchloifener Ehe die kirch— 
lihe Trauung nicht verichmähe. Was die in Betracht fommenden Zwangs— 
mittel betrifft, jo liegt es auf der Hand, daß die Anwendung phy— 
ſiſcher Zvangsgewalt dem Wefen der Stirche mwiderftrebt. In diefer 
Beziehung kommt die Staatsgejeggebung der Kirche ſelbſt hülfreich und 
vorbeugend entgegen. Der phyſiſche Zwang ift nach der gegenwärtigen 
Berhältnisordnung von Staat und Kirche grundfäßlich ein vorbehaltenes 
Necht des Staats. Seine Anwendung durch die Kirche ift ſtaatsgeſetz— 
ih auf das engbegrenzte Gebiet der Beamtendisziplin bejchränft und 
auch hier nach Art und Maß nur unter jehr bejtimmten Kautelen zuge- 
laſſen ($ 46). Soweit er jonft zur Erfüllung kirchlicher Rechtsanfprüche, 
wie 3. B. zur Vollftrelung vermögenswerter Leijtungen ($ 24 $ 61) 
oder zum Schuße der Firchlichen Rechtsordnung, wie z. B. gegen Stü- 
rungen des E£onfejjionellen Friedens oder bei Simultanftreitigfeiten ($ 25) 
unentbehrlich ift, wird er durch die ftaatlihen Organe ſelbſt ge- 
leiftet. In allen Fällen alfo jet die Anwendung und Rechtswirkjanteit 
phyſiſcher Zwangsgewalt in der Kirche die Genehmigung oder Vermittelung 
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des Staates voraus. Damit iſt die Kirche vorwiegend auf das Gebiet 
des pſychiſchen Zwangs verwieſen. Daß dieſer, d. h. die Einwirkung 
auf den Willen, um mit ihrer Hülfe einen Beweggrund für ein der 
Kirchenordnung entſprechendes Verhalten zu ſchaffen (vis compul- 
siva im Gegenſatz zur vis absoluta), dem Weſen der Kirche nicht nur 
nicht widerspricht, jondern vielmehr recht eigentlih entjpricht, bedarf 
einer bejonderen Beweisführung nicht. Jene Einwirkung wird, abgejehen 
von den Mitteln der Seeljorge, durch die Verſagung oder Entziehung 
jubjeftiver Firchlichev Rechte zu erzielen verjucht. In der Entfaltung 
diejes auf die Gewiſſen wirkenden pſychiſchen Zwangs ift die Firchliche 
Gemeinfchaftsordnung einer Kraftentwicelung fühig, welche mächtiger iſt, 
als die phyſiſche Zwangsgewalt des Staates jelbit, welche die firchliche Rechts— 
ordnung ſogar als eine in gewiſſem Sinne höherjtehende und vollkom— 
menere erjcheinen läßt und welche in Konflikten zwiſchen Staat und 
Kirche nicht felten eine entjcheidende Nolle gejpielt hat. 

Übrigens aber ift endlich ſchon hier als eine Eigentümlichkeit kirch— 
liher Gefeße hervorzuheben, daß fie nicht überall reinen Rechtsſtoff 
enthalten. Es entjpricht durchaus dem Geiſte Firchlichen Gemeinſchafts— 
lebens, daß nicht alle Vorjchriften und Anmweifungen für die Kirchenglieder 
in der fategorifchen Fornı don Zivangsgeboten ergehen. Wichtige Be— 
Itandteile der kirchlichen Ordnung haben fich erit jehr allmählih zu Be— 
Itandteilen einer firchlichen Nechtsordnung dadurch entivicelt, daß die ur— 
prünglich unter Berufung auf Gottes Gebot lediglih an die Gewiſſen 
gerichteten Ermahnungen Später aus dem Bereiche dev reinen Freiwillig— 
feit in das engere Gebiet zwangsweiſe gebotener Verhaltungsnormen über: 
wieſen wurden. Namentlich ift es dem Charakter evangelifchen Kir- 
chenwejens entjprechend, daß neben dem Zwang des Gejeßes ein freier 
und weiter Spielraum des Gewiſſens verbleibe. Schon in evangelischen 
Stirchenordnungen älterer Zeit iſt diefem Grundſatze Rechnung getragen. 
Aber auch die neueren Tauf-, Trauungs- und Zuchtordnungen enthalten 
Beilpiele diejer Verbindung von Nechtsnormen und vein religiög-ethifchen 
Borichriften in kirchengeſetzlicher Form. 

2. Iſt der Ausdruck „Gemeinjchaftsordnung” nicht zu eng? Hat 
er nicht eine einfeitige Beziehung auf die inneren Gemeinjchaftsverhält- 
nijje der Stirchengejellichaften und fcheint die in den reichen Beziehungen 
derjelben nad Außen begründeten Nechtsverhältniffe vom Gegenftande 
des Sirchenrechts auszuschließen? Auch diefes Bedenken ijt unbegründet. 
Denn gerade als Gemeinschaften innerhalb des Staats, deren nähere 
juriftifche Beftimmtheit (Kirchen im Rechtsſinn 8 22) vorläufig noch 
ganz außer Betracht gelafjen werden kann, vermögen die Kirchengejell- 
Ihaften an und für ſich der Geftaltung und Beherrihung durd) die Rechts— 
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ordnung nicht zu entgehen. Während, wie nachgewieſen ($5 I ID, für 
die inneren Gemeinschaftsverhältniffe der Eintritt der fatholifchen und 
der evangelifchen Kirche in die Nechtsordnung aus der Abweichung der 
gefchichtlich entwickelten Lehrbegriffe fich verjchiedenartig erklärt, teilen 
beide als Gemeinschaften innerhalb des Staats den Grund ihrer Ber- 
bindung mit dem Recht. Daher umfaßt der Ausdruck „Oemeinfchafts- 
ordnung” die beiden Grumdrichtungen im Inhalt derjenigen Nechts- 
füße, welche in ihrer Gejamtheit das Kirchenrecht find. In der Richtung 
nah Innen bejchränfen fie ſich auf die rechtliche Ordnung der durch 
die Gemeinschaft der Stirchenglieder in den Beziehungen des Ganzen 
und der Einzelnen begründeten VBerhältniffe. In der Richtung nad) 
Außen erweitern fie fich zur Geftaltung der rechtlichen Beziehungen 
der Kirche zu übergeordneten und foordinierten Gemeinfchaften. Kirchen— 
vecht iſt alfo nicht gleichbedeutend mit „Eirchlichem Necht”, d. h. es um— 
faßt nicht bloß diejenigen Negeln, welche von der Kirche ſelbſt in Be- 
ziehung auf ihre Gemeinfchaftsordnung ausgehen, jondern auch diejenigen, 
welche vom Staat für die Kirche zu dem Erfolge gegeben werden, daß 
fie ihnen rechklich unterworfen ift. Regeln diefer letzteren Art können 
eine dreifach verjchiedene Richtung haben. Sie betreffen entweder folche 
Nechtsverhältnifje, welche an fich, wie z. B. die Vorausſetzungen der Er- 
werbsfähigfeit der Kirche, privatrechtlicher Natur find (SD um 
aus diefem Grunde der alleinigen Dispofition des Staates unterliegen. 
Oder fie beziehen fi) auf das Berhältnis der Kirche zum Staat, 
d. h. auf Art und Maf ihrer rechtlichen Unterordnung unter die Staats- 
hoheit. Oder endlich fie normieren da8 Rechtsverhältnis der Kir— 
hen und Religionsgejellfchaften untereinander. Die beiden letzteren 
Gruppen von Rechtsregeln werden wohl auch unter der Bezeichnung „Staats- 
kirchenrecht“ zufammengefaßt. Das Staatsficchenreht (88 21—25) 
bildet hiernad) einen Teil des Stirchenrechts überhaupt. Daß der Gegenſatz 
der inneren und äußeren Nichtung im Inhalt der einzelnen Sätze des 
Kirchenrechts nicht zur Unterlage des wiffenschaftlihen Syſtems geeignet 
jei, wurde jchon in früherem Zufammenhange ausgefprochen ($ 2 IV). 

IV. Das Kirchenrecht mit jolcher Inhaltsbeſtimmung iſt nicht gleich- 
bedeutend mit fanonifhem Nedt. 

Während man nämlich urjprünglich alles von den höchiten gefetgebenden 


Autoritäten der Kirche erzeugte, namentlich alfo das in den Beſchlüſſen der öfu- 
menischen Konzilien und den päpftlichen Defvetalen enthaltene Recht als jus ca- 
nonicum bezeichnete, wurde jeit dem Abſchluß des kanoniſchen Rechtsbuches 
(s 11) vornehmlich der darin aufgenommene Rechtsjtoff jus canonicum genannt. 
Diejes iſt noch heute der Schulbegriff von kanoniſchem Recht. Won der älteren 
wie don der jüngeren Bedeutung iſt diejenige des Kirchenrecht verjchieden. Jus 
canonicum ift dieſem gegenüber teil$ ein weiterer, teils ein engerer Begriff. 
Das erjte iſt der Fall, infoferne das Corpus juris canoniei fich über ganze 
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Nechtsgebiete verbreitet, welche grumdfäßlich dem Lehrjtoffe des Kirchenrechts ent— 
zogen find. Denn nach dem Gejamtverhältnis von Staat und Kirche im Mittel- 
alter (8 18) 30g diefe unter Anerkennung der Staaten Selbjt viele Nechtsteile in 
den Bereich ihrer Gejeßgebung hinein, welche nach der gegenwärtigen Ordnung 
durch die Gefeßgebung des Staates allein geregelt werden. Das zweite ijt der 
Fall, infoferne das Kirchenrecht fich über ganze NechtSgebiete ausbreitet, welche 
nad) der Natur der Sache dein Corpus juris eanoniei derjchloffen waren. Denn 
durch die Weiterentwidelung der fatholifchen Kirchengeſetzgebung jelbit, durch den 
Hinzutritt des evangelifchen Kirchenrechts und durch die totale Berhältnisände- 
rung don Staat und Kirche wurde ein unermeßlich großer Komplex don neuen 
Nechtsjägen angehäuft, welcher zwar dem kanoniſchen Rechtsbuch noch nicht ein- 
verleibt jein fonnte, wohl aber zum Kirchenrecht der Gegenwart gehört. 
Litteratur. Zur Begriffsbeitimmung im Allgemeinen: Gerlach, Logiſch— 
juriftiiche Abhandlung über die Definition des Kirchenrechts, 1862. Groß, 
Zur Begriffsbeftimmung und Würdigung des Kirchenrehts (Akad. Vorl.), 
1872. Wafferichleben s. v. Kirchenredt in 9. R.-E. Bd. VII (1880), 
©. 787 ff. Puchtg, Einleitung in das Recht der Kirche, ©. 19 ff. ©. 64 ff. 
Zu Einzelfragen. Uber die Etymologie don Kirche: Jacobſon, Kirchen: 
rechtliche Berjuche 2c., 1. Beitrag ‚S.68 ff. vb. Grimms D. Wörterbud, 
Bd. V. ©. 790 f., Art. „Kirche“. Uber den Zuſammenhang von moſaiſchem 
und firhlihem Recht: Jacobſon a. a.D. ©. 154. Hülfsmittel zum Stu- 
dium des moſaiſchen Rechts: Michaelis, Moſaiſches Recht, 2. Aufl. 1775. 
Saalſchütz, Das mofaische Recht, 2. Aufl. 1853. Schnell, Das tiraeli- 
tiiche Recht, 1853. Köhler, Lehrbuch der Biblifchen Gejchichte Alten Tejta- 
mentes, 1. Hälfte (1875), S. 336 ff. und die dafelbit angeführte Litteratur. 
Über ethifch-religiöfen Inhalt Eirchlicher Gefeße: dv. Scheurl, Entwicelung 
des kirchlichen Ehejchließungsrechts, 1877, ©. Sf. Kahl in Z. f. K.R. 
Bd. XVIII (1883), ©. 343 ff. 


III. Differenziterung des Begriffe. 


1. Einteilungen des Kirchenrechts. 
— 


Aus dem Gebiete des weltlichen, unter Vermittelung teils des 
römiſch-kanoniſchen, teils des deutſchen Rechts, hat das Kirchenrecht einige 
allgemeine Einteilungsgründe entlehnt, welche es als Inbegriff objektiver 
Normen nah Entſtehung, Inhalt und Raum diifferenziieren. 

I. Mit Rükfiht auf Art und Form feiner Entftehung 
wird das Recht überhaupt, und auch dasjenige der Kirche, in jus seriptum 
und non sceriptum eingeteilt. Hiermit iſt der Gegenjab von Ge— 
ſetzesrecht und Gewohnheitsrecht bezeichnet. 

Duelle beider Arten des Rechts iſt der Gemeinfchaftsgeift der zur idealen 
Einheit eines Ganzen (Volk, Staat, Kirche) verbundenen Genofjen. Aber diejer 
vermag fich unmittelbar oder mittelbar rechtsfchöpferifch zu äußern. Mit: 
telbar äußert er fich durch das Organ eines von dem betreffenden Gemeinfchafts- 
freife verfafjungsmäßig bejtellten Geſetzgebers. Da nun bei diefer Form rechts— 
erzeugender Bethätigung des Gemeinjchaftsgeiftes die fchriftliche Aufzeichnung 
der Nechtsjäge etwas zur Entjtehung Gehöriges, aljo Notwendiges ift, wird 
das gejegliche Recht jelbit „geichriebenes“ genannt. Unmittelbar vechtserzeugend 
äußert fich der Gemeinfchaftsgeift durch die Bildung von Nechtsgemohnheiten, 
welche in der Übung der Genofjen zu Tage treten. Inſoferne aber beim Ge— 


90 Erjter Abſchnitt: Begriffsbeftimmung des Kirchenrechts. 87 


wohnheitsrecht die ſchriftliche Aufzeichnung etwas zur Entſtehung nicht Gehöriges, 
alſo nur möglich und zufällig iſt, wird es das „ungeſchriebene“, d. h. ohne Schrift 
entſtehende Recht, „jus, quod ex non scripto venit“, genannt. 

Die Gewohnheitsrechtsbildung iſt die urſprünglichere Ent— 
ſtehungsweiſe des Rechts. Das geſetzliche Recht kann erſt auf einer ent— 
wickelteren Stufe des Gemeinſchaftslebens, welche mindeſtens die Anfänge 
einer öffentlichen Verfaſſungsbildung überſchritten hat, zur Regel werden. 
Ihrem Range nad, d.h. in Beziehung auf das Anerkenntnis ihrer 
vechtSverbindlichen Kraft, Stehen beide Erjcheinungsformen des Nechts 
grundjäßlich einander gleich. Thatſächlich iſt gleichwohl für die Gegen- 
wart ihre Bedeutung eine verjchiedene. Bei der reich entwickelten Geſetz— 
gebung unferer Zeit iſt ſchon an und Fir ſich das Suchgebiet der un— 
mittelbaren Produktivität des Gemeinſchaftsgeiſtes erheblich eingeengt. 
Außerdem ift, vorzüglich aus Gründen der Nechtsficherheit und Nechts- 
gleichheit, pofitiv anerfannt, daß durch gejeßliche Vorſchrift die Bildung 
von Gewohnheitsrecht überhaupt ausgejchloffen werden fann. Soweit 
aber hiernach Raum für feine Bildung übrig bleibt, zieht ſich bei der 
jteigenden Somplizierung der Nechtsprobleme je länger je mehr die un— 
mittelbare Produktion auf die durch Sachfenntnis oder Intereſſe abge- 
Ichloffenen engeren Kreiſe des Gemeinfchaftsgangen zurück und es ericheint 
das Gemohnheitsrecht vornehmlich in der Geftalt von Juriſtenrecht 
(erichtsgebrauch, Nechtsgewohnheiten der Berwaltungsbehörden) oder 
Standesreht (Handelsjtand, Kleriferitand). 

Inwieferne die Theorie des Eirchlichen Gewohnheitsrechts don derjenigen 
des weltlichen grumdfäglich abweiche oder durch die Praris eine befonders ge— 
artete Durchbildung erfahren habe, wird in der Quellenlehre ($ 10) nachzu— 
weiſen jein. 

I: Seinem Inhalte nad differenztiert fich das Necht nad) ver- 
ſchiedenen Gefichtspunften. 

I. Mit Rüdfiht auf den innerlihen Gegenjaß von Kegel 
und Ausnahme wird dasjelbe in jus commune und jus singu- 
lare eingeteilt. 

Jus commune iſt da8 regelmäßige Recht, d. i. diejenige Rechtsregel, 
welche an fich immer gelten ſoll, jo oft die in derjelben enthaltenen thatfächlichen 
Borausjegungen vorhanden find. Jus singulare ift das rvegelwidrige Nedt, 
d. i. diejenige Nechtsregel, welche die Anwendung des regelmäßigen Rechts für 
einzelne Fälle, für beſtimmte Verhältniffe oder Perſonen ausſchließt. Diejes 
vegelividrige Recht iſt durch Analogie nicht ausdehnbar auf andere ähnliche Fälle, 
in welchen etwa verwandte oder jelbjt gleiche thatjächliche Borausjeßungen vor— 
handen jind; es bleibt aljo in ſeiner Anwendung auf den fonfreten Fall be— 
jchränft, welchem es jeine Entjtehung verdankt. Bildet den Inhalt des ſingu— 
lären Rechts eine Beſchränkung gegenüber der allgemeinen Regel, jo entjteht 
„Ausnahmerecht“ i. e, ungünftigen Sinn. Bilder den Inhalt des fingulären 


Rechts eine Begünftigung gegenüber der allgemeinen Regel, jo wird dasjelbe, 
wie die Begünjtigung ſelbſt „Brivilegium” genannt. Bon diejem indipi- 
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duellen Privilegium unterjchteden bejteht jedoch noch ein weiterer Begriff des— 
jelben, welcher fich mit der folgenden Einteilung berührt. 

2. Mit Rücdfiht auf den Umfang feiner gegenftändliden 
Beziehungen wird das Necht in allgemeines und bejonderes, 
jus generale und jus speciale eingeteilt. 

In engerer Gegenüberjtellung bezeichnet jus generale das Recht der Gat— 
tung (genus) don Sachen oder Perſonen, jus speciale das Recht der Art (spe- 
cies) derjelben. In weiterer Gegenüberitellung ift jus generale jeder allge- 
meine objeftive Rechtsjaß, welcher entiweder die Gattung oder die Art betrifft, 
jus speciale dagegen das bejondere Recht des Individuums, wie es namentlich 
für einen einzelnen Zall in Wege der Dispenfation von der allgemeinen 
Nechtsregel begründet werden fann. Mit dem Begriff des jus speciale in der 
erjtgenannten engeren Gegenüberitellung (Recht der Art) forrejpondiert der Be— 
griff des Pribilegiums in dem angedeuteten weiteren (nicht individuellen) Sinn. 
Jus speeciale ti. e. und Privilegium i. w. Sinn bilden biernach nicht ſowohl 
einen Gegenjaß zum jus generale oder commune, als vielmehr eine Unter- 
art diefer beiden Kategorien. Sie liegen dor, wenn eine Nechtsregel nicht die 
Geſammtheit, jondern nur die eigentümlichen Berhältniffe beſtimmter Perſonen— 
Elafjen, denen ſie eine eigentümliche Lebensordnung vorſchreibt oder jubjeftive 
Rechte gewährt, in deren Befit fie ſich jpezififch von den übrigen Gemeinfchafts- 
gliedern unterjcheiden, berührt (Geistliche Standespflichten — jus speciale 
i.e. ©. Geiftlihe Standesrechte — privilegium it. w. ©.). Dieje Recht3- 
regeln find dann auf alle Genofjen der bejtimmten Klaſſe und in jedem 
Halle anwendbar. Sie bilden für diefe in ihrem abgejchlofjenen reife 
das regelmäßige Necht, find daS allgemeine Recht in quantitatiber 
Befhränfung auf den befonderen Stand. 

Übrigens fliegen die Quellen- und Schulausdrüde hinfichtlich der zu 1. und 
2, genannten Einteilungen mehrfach in einander über. 

3. Auf der Nückficht teils der Duelle feiner Entjtehung, teils aber 
und vor allem der daraus vejultierenden verbindliden Kraft 
jeines Inhalts beruht die dem ftaatlichen Necht der Gegenwart grund- 
jäßlid” fremde Einteilung in jus divinum und ju humanum. 
Auch auf dem Gebiete des Kirchenrechts hat dieſe Einteilung nur Sinn 
und Bedeutung für die katholiſche Kirche, welche allein dev göttlichen 
Dffenbarung auch einen beitimmten Rechtsinhalt zufchreibt ($ 9). Inner— 
halb ihrer gilt das göttlihe Recht um feines Urjprunges willen als 
undveränderlid. Es it immer regelmäßiges und allgemeines Recht. 
Ihm gegenüber ift daher die Bildung von regelwidrigem Necht im Wege 
der Privilegiierung oder der ungünftigen Ausnahmejtellung ebenjo aus— 
geichlojfen, wie die Bildung von bejonderem Recht durch Dispenjation. 
Das menschliche Necht ift veränderlih. Kür dieſes gilt mit Rück— 
ficht auf die verbindliche Kraft feines Inhalts allgemein die Einteilung 
in zwingendes und nachgiebiges (abjolutes und Dispofi- 
tives) Recht. Das jus divinum der fatholifchen Kirche ift immer zwin— 
gendes Necht; aber nicht jedes zwingende iſt güttliches Recht. Das zwin— 
gende Recht des Staates und der evangelifchen Kirche iſt nur menſch— 
liches Recht. 
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Bwingendes oder abfolutes Recht tft dasjenige, welches in feiner Geltung 
und Anwendung nicht durch Privatwillkür bejchränft oder ausgeſchloſſen 
werden fann. Bon den Nömern wird es auch jus publicum genannt, nicht zum 
Zweck einer ftofflichen Einteilung und im Gegenfaß zum jus privatum ($8), 
fondern als der den Einzelwillen. jchlechthin bejtimmende Nechtswille der Ge— 
jamtheit, und wird in diefem Sinne gejagt: „jus publicum privatorum pactis 
mutari non potest.* Dispoſitives oder nachgiebiges Necht ijt dasjenige, 
welches fich nur für den Fall und unter der Vorausjegung behaupten will, daß 
das betreffende Nechtsperhältnis nicht durch) Privatwillfür anders geordnet 
wurde. Das dispofitive Necht hat fein Hauptanwendungsgebiet im Privatrecht. 
Da die Rechtsordnung überhaupt die Freiheit des Einzelnen nicht weiter zu 
beſchränken trachtet, alS es im Gemeinfchaftsintereffe notwendig ijt, jo kann der 
Drdnung der Privatrechtsperhältniffe durch einfeitige Willenserklärung oder Ver- 
trag ein weiter Spielraum gelafjen werden, und es bedarf einer zwingenden 
NRechtsnorm nur für den Fall, daß die Beteiligten bon ihrer Freiheit feinen oder 
nicht den richtigen Gebrauc gemacht Haben. Aber das Hispofitive Necht kommt 
auch auf anderen Gebieten und namentlich im Kirchenrecht, bier z. B. in 
Beziehung auf die gemeinfchaftlihe Benügung don Kultusgegenftänden feitens 
mehrerer NReligionsparteien ($ 25) oder in den Bejtimmungsrechten der Eltern 
über die veligiöfe Erziehung ihrer Kinder ($ 54) bor. 

II. Mit Rückſicht auf das räumliche Geltungsgebiet wird 
das Neht in gemeines und partifuläreS, ju commune 
und jus particulare eingeteilt. 

1. Begriff. ©emeines Redht ift dasjenige, welches in 
Kraft einer einheitlih wirfjamen NKechtsquelle (Gejeß 
oder Gewohnheit) für das Ganze einer Mehrheit von Rechtsgebieten 
entjteht und befteht. Bartifuläres Recht ift dasjenige, welches, auf 
der Wirfjamfeit der befonderen Rechtsquellen der Teil 
gebiete des Ganzen beruhend, nur für diefe Geltung befitt. Dabei 
fann fich das gemeine Recht ein doppeltes Verhältnis zum partifulären 
geben. Es kann als ſubſidiäres gemeines Recht in den ZTeilge- 
bieten nur dann und injfoweit Geltung beanjpruchen wollen, als feine 
partifularrechtlichen Normen beſtehen. Dder es fann fi als abjolutes 
gemeines Necht unter Ausjchluß aller entgegenftehenden partifulären Nechts- 
bildungen behaupten wollen. Es wiederholt ich hier hinfichtlich des räum— 
lichen Öeltungsgebietes der Rechtsordnung derjelbe Gegenſatz, wie er hin- 
Jichtlich der perjfönlichen Verbindlichkeit der Rechtsſätze durch die Unter— 
heidung don abjolutem und dispofitivem Recht gegeben ift. Aus der 
Begriffsbeftimmung folgt: 

a) daß gemeines und gemeinjames,d. h. inhaltlich übereinjtimmendes 
echt ebenfoiwenig identische Begriffe find, als andererjeitS durch partifuläre 
Nechtsbildung nicht notwendig die thatjächliche Gleichheit deS Rechts in den 
mehreren Teilgebieten ausgejchlojjen wird. Das gemeine Necht ift zwar immer 
auch gemeinfames. Aber nicht jedes gemeinjfame ift gemeines Recht. Dies ift 
infomeit nicht der Fall, alg die Übereinftimmung der rechtlihen Notwendigfeit 


entbehrt. Sie entbehrt derjelben, wenn fie nur eine zufällige, auf fpontaner 
Sleichheit der Rechtsbedürfniſſe beruhende ift. Nicht weniger, wenn fie nur eine 
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geſchichtlich begründete dadurch iſt, daß gegenwärtig getrennte Gebietsteile früher 
ein einheitliches Ganzes gebildet und —— des ehemals aus einheitlicher 
Duelle geſchöpften Rechts ſich bewahrt Haben. Ebenſo endlich, wenn die geſetz— 
gebenden Gewalten mehrerer Teilgebiete abſichtlich und freiwillig, d. h. ohne 
rechtlich verpflichtet zu ſein, übereinſtimmendes Recht bei ſich einführen (Ein- 
führung bon Beſchlüſſen der Eiſenacher Konferenz in deutſchen evangelischen 
Landesfirchen, S4 VI). Auch in diefem Falle Liegt gemeines Necht nicht dor, 
da die Übereinftimmung nicht auf der Autorität einer einheitlich wirkenden Rechts- 
quelle beruht. Das aus einem der genannten oder anderem Grunde nur that- 
jächlich übereinftimmende Recht ijt alfo juriftiich partifuläres Nedt. 

b) daß der Gegenjat von gemeinen und partifulärem Recht nur vela= 
tiver Natur fein fann. Denn die Teile fünnen ihrerjeitS wieder in kleinere 
Gebiete auseinanderfallen, in deren Beziehungen untereinander das gleiche Ver— 
hältnis rücfjichtlich der räumlichen Herrichaft eines Rechtsſatzes bejteht, wie 
zwiſchen den Teilgebieten und dem Ganzen im erjtgenannten Sinn. Hiernach 
it, in jofortiger Anwendung der Begriffe auf die räumliche Geltung des Kirchen— 
recht, der Gegenjfaß bon gemeinem und partifulärem Recht bald in weiterem, 
bald in engerem Sinne zu berftehen. In weiterem Sinn: unter jus ecelesia- 
sticum commune fann der Inbegriff derjenigen Firchlichen NRechtsregeln ver— 
itanden fein, deren Geltungsbereich fich auf den ganzen Umfang einer Konfeffions- 
firche ohne Nüdficht auf die Staatsgrenzen erftredt (gem. kath. K.R.); j. eccl. 
partieulare bedeutet dann die Entwidelung diefes Rechts in nationaler Bes 
grenzung (part. deutjches KR.) oder in der territorialen Abgefchloffenheit eines 
bejtimmten Staates (part. preuß. 20. KR). Sn engerem Sinn! j. ecel. com- 
mune bezeichnet das national oder auch territorial entwicelte Recht einer Kirche, 
j. ecel. particulare die prodinzielle (part. rheinisches evang. K.-R.) oder ſpgar 
lokale Ausbildung deſſelben. 


2. Exiſtenzfrage. In der vorſtehenden Begriffsentwickelung war 
ſtillſchweigend vorausgeſetzt, daß es ein „gemeines Kirchenrecht“ in dem 
einen oder andern Sinne überhaupt gebe. Die Frage iſt aber ſehr be— 
ſtritten. Um hierin zu einer klaren Vorſtellung zu gelangen, muß nicht 
nur auf den Gegenſatz der Begriffe im weiteren und engeren Sinn, ſon— 
dern auch auf Quelle und Art der einzelnen Rechtsſätze (ob Geſetz oder 
Gewohnheit? Staats- oder Kirchengeſetzꝰ) und endlich auf die völlig ver— 
ſchiedene Sachlage in der katholiſchen und der evangeliſchen Kirche Bedacht 
genommen werden. 

a) Unbeſtreitbar iſt zunächſt, daß gemeines Kirchenrecht durch die 
Staatsgeſetzgebung in dem Umfang, in welchem dieſe überhaupt 
als Entſtehungsquelle kirchlicher Rechtsſätze in Betracht kommt ($ 6 ID), 
erzeugt werden kann. In Deutſchland konkurrieren auf dieſem Gebiete, 
wenn auch in verſchiedenem Maß und Rang, die Geſetzgebung des Rei— 
ches (8 14) und der Einzelſtaaten ($ 15). Das durch dieſe Quellen 
für das Reich oder die Einzelſtaatsgebiete, ſoweit dieſe als Ganzes gegen— 
über anderen Teilgebieten ihres Staates in Frage ſtehen, in kirchlichen 
Verhältniſſen erzeugte Recht iſt wahres gemeines Kirchenrecht, weil 
es überall auf der verpflichtenden Kraft einer höheren Rechtsquelle 
beruht. Dabei macht es feinen Unterſchied, ob der Inhalt der Rechts— 
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jüße ein interfonfefftioneller oder ein fonfejjionell be- 
Ihränfter if. Das interfonfeffionelle gemeine Staatsfirchenrecht 
nimmt nach der Natur der Sache einen breiteren Umfang ein. Aber 
nicht nur bietet die Einzelftaatsgejeßgebung aus früherer Zeit und gegen- 
wärtig zahlreiche Beiſpiele von konfeſſionellem gemeinem echt, jondern 
es ijt auch die deutſche NeichSgejeßgebung mehrfach mit beſchränkter Wir- 
fung auf die Fatholifche Kirche thätig geworden. Es ift begrifflich nicht 
ausgeichloffen, daß innerhalb der Reichskompetenz in einem beftimmten 
Falle dies auch mit Beziehung auf die Gejamtheit der deutjchen evange- 
liſchen Zandesficchen gejchehe, und das folchen Inhalts ergangene Neichs- 
recht würde dann wahres gemeines evangelijches Kirchenrecht jein. 

b) Unbeftritten ift ferner, jomweit das Kirchenrecht auf kirch— 
lien Quellen beruht, die Erijtenz eines gemeinen fatholijchen 
Kirhenrehts im meiteiten internationalen Sinn An und 
für fich wäre die Entftehung eines ſolchen auch duch Gewohnheit 
nicht ausgejchloffen. ES wird jedoch) in fpäterem Zuſammenhange nach- 
zumeifen fein, daß überhaupt das Gewohnheitsrecht in der Fatholifchen 
Kirche feinen günftigen Boden der Entwidelung gefunden hat ($ 10). 
Dagegen befitt dieſe Kirhe in ihren höchſten gejeßgebenden Ge— 
walten eine über die Staatsgrenzen hinausreichende und der Einwirkung 
der Staatsgewalten entzogene Organijation. Durch den Papſt und das 
allgemeine Konzil kann daher für alle katholiſchen Landesfirchen nicht 
nur gemeinjfames, fondern auch einheitlich verbindliches, d. h. gemeines 
Necht erzeugt werden. So verjchieden auch nach den Lebensbedingungen 
der chriftlichen Völker das Necht der fatholifchen Sirchenfreife im Ein- 
zelnen fich gejtaltete und jo mannigfaltige partifuläre Rechtsbildungen ſich 
vollzogen haben, das von den zentralen Autoritäten ausgegangene Recht 
blieb doch immer zugleich dergeſtalt eine Schranfe für die Entftehung 
partifulären Nechts, daß eine große Summe von Rechtsſätzen lediglich in 
Kraft der von der HYentralgewalt gelenften Nechtserzeugung Gemeingut 
aller katholiſchen Landeskirchen geblieben ift und bleiben wird. Bon 
einem gemeinen fatholifchen Kirchenrecht in deſſen nationaler oder 
territorialer Begriffsbeihränfung kann hiernach (abgejehen von dem 
Falle unter a) allerdings nur infoferne geſprochen werden, als, wie dies 
durch ältere Quellen namentlich im Verhältnis zu Deutjchland und Frank: 
reich nicht jelten geichah, mit Beſchränkung auf die Gefamtheit einer 
Nation oder ein einzelnes Territorium von der Firchlichen Zen— 
tralgewalt eine eigentümliche Nechtsordnung gejchaffen worden ift. Ob 
im einen und andern Falle das Firchliche gemeine Necht die Anerkennung 
des Staates im Wege der Gejeßgebung, auf Grund gewohnheitsrecht- 
licher Rezeption oder durch einen Verwaltungsakt (Placet, $ 23) ge 
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funden habe, wird zwar für die Möglichkeit ſeiner Realiſierung auf bür— 
gerlichem Gebiet von entſcheidender Bedeutung ſein. Aber auch der 
Mangel ſolcher Anerkennung vermag ihm nicht die Eigenſchaft von wah— 
rem gemeinem katholiſchem Kirchenrecht zu entziehen ($ 3 D. 

e) Erſt mit der Frage nad) der Eriftenz eines gemeinen evan- 
geliſchen Kirchenrechts iſt das eigentliche Streitgebiet betreten. Daß 
ein folches aus kirchlicher Quelle überhaupt entjtehen könne, wird von 
der Mehrzahl der Schriftfteller jchlechthin geleugnet. Dies iſt jedoch ebenſo 
irrtümlich, wie wenn ohne Unterfcheidung der einzelnen Begriffe und 
Duellenarten die Eriftenz eines gemeinen evangelifchen Kirchenvechts ſchlecht— 
hin behauptet werden will. 

a) Um von dem engften Begriffe auszugehen, jo follte zunächit 
die Möglichkeit und Thatfache eines gefetlihen gemeinen evangelifchen 
SirchenrechtS im territorialen Sinne nicht beftritten werden. Wo 
immer innerhalb des NechtsgebietS einer evangeliichen Landeskirche Flei- 
nere ZTeilgebiete mit relativ ſelbſtändiger provinzieller Sirchenordnung be= 
jtehen, ijt das von der oberften Firchlichen Gejeßgebungsgewalt für den 
Umfang des ganzen Rechtsgebiets erzeugte Necht wahres gemeines 
Kirchenrecht im Verhältnis zu dem partifulären Necht der einzelnen Kir— 
chenprovinz. In Ddiefem Sinne ift z. B. ein bon dem König von Preußen 
mit Zuftimmung der Generaliynode für den Umfang der neun älteren 
Provinzen der Monarchie bejchlojfenes Landesfirchengejeß zweifellos ge— 
meines, und zwar abjolutes gemeines preußisches evangelijches Kirchenrecht 
im Gegenfaß zu dem mit Zuftimmung der Provinzialfynoden für die ein- 
zelnen Provinzen gejchaffenen partifulären Recht. 

P) Bmeifelhafter kann die Griftenz eines gemeinen evangelischen Kir— 
chenrechtS in dejjen weiterer nationaler Bedeutung fein. Giebt es 
ein gemeines deutſches evangelifches Kirchenrecht? Dies ijt der 
eigentliche Brennpunft der Kontroverſe. Aber auch diefe Frage wird mit 
Unrecht bedingungslos verneint. Nur kommt bier die Verſchieden— 
heit der Quellenart entjcheidend in Betradt. 

Für die Bejahung der geftellten Frage kann man fich allerdings 
nicht, wie mannigfach gejchehen, darauf berufen, daß die evangelifchen 
Landesfirchen bei ihrer Sonftituierung einen umfangreichen Nechtsitoff 
aus der borreformatorischen Kirche im Corpus juris canoniei herüberge- 
nommen haben, welches jomit, infoweit es nicht Ausfluß eines individuell 
Fatholifchen Dogmas ijt, für fie eine Quelle gemeinen Kirchenrechts ge- 
worden und geblieben jei. Denn bier fehlt es an der begrifflichen Bor- 
ausſetzung der fortdauernden Sraft einer einheitlih verbindlichen 
und wirfjamen Nechtsquelle. Durch die Herübernahme von Rechts— 
ftoff aus dem Corpus juris eanoniei fonnte und kann für die evangeli- 
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ſchen Landeskirchen zwar gemeinſames, nicht aber gemeines Recht ent— 
ſtehen. 

Ebenſo iſt zuzugeben, daß es ein auf kirchlicher Geſetzgebung 
beruhendes gemeines deutſches evangeliſches Kirchenrecht nicht geben fann. 
Denn da keine deutſche evangeliſche Nationalkirche im rechtlichen Sinne 
beſteht ($S 4 VD), jo fehlt es auch an einem für die Geſamtheit der deut— 
chen evangelifchen Landesfirchen zuftändigen Gejeßgebungsorgan. 
Dagegen bleibt noch immer die Frage offen, ob nicht die Gewohnheit 
eine ausreichende Grundlage für die Bildung gemeinen deutjchen evange- 
liſchen Kirchenrecht geblieben fjei? Und dieſe Frage iſt allerdings 
ent|chieden zu bejahen. 

Sp wenig auf dem Gebiete des weltlichen Rechts die unmittelbare 
Produktivität des Volfsgeijtes ſchlechthin ausgejchloffen wird durch den 
Mangel der Einheit der Staatsgewalt, jo wenig fann dies auf vorlie- 
gendem Gebiete durch den Mangel landesficchlicher Einheit gejchehen. 
Borausfeßung in dem einen und anderen alle ift nur die Einheit 
der Nationalität. Über diefe Grenze hinaus wird allerdings die Rea— 
lität eines unmittelbaren Gejamtrechtbewußtjeins nicht zu behaupten fein. 
Daher kann von einem gemeinen Necht der evangelifchen Kirche in deſſen 
weiteſtem Sinn, als Recht der evangelijchen Kirchen aller Nationali- 
täten natürlich niemals, und auch dann nicht gejprochen werden, wenn 
jeine Eriftenz lediglich auf Gewohnheit gegründet werden will. Von ge- 
ſetzlichem Recht diefer Art und Ausdehnung fann ja ohnehin nicht die 
Rede jein. Dagegen ift nicht abzujehen, warum nicht, wie anerfannter- 
maßen in Sprache, Sitte und Kunſt, jo auch in Beziehung auf das Recht 
die Nationalität als die jelbitändige Trägerin eines Gejamtbewußt- 
jeing anzuerfennen jei? Es wäre ein großer Irrtum, anzunehmen, daß 
die materielle Geifteseinheit der deutjchen evangelifchen Kirche. durch ihre 
Abgefchlofjfenheit in Yandesfirchen vollfommen aufgelöjt worden ſei. That— 
Jächlich zeigt das Necht aller deutſchen evangelifchen Landeskirchen in vielen 
Beziehungen einen durdhgreifend einheitlichen Grundcharafter, welcher bei 
unbefangener Gejchichtsbetrachtung nicht genügend aus dem Zufall über- 
einftimmmender partifulärer Nechtsbildungen erklärt werden kann, jondern 
vielmehr nur als das Produkt eines vechtserzeugenden Eirchlichen Geſamt— 
bewußtjeins auf deutjch-nationaler Grundlage zu begreifen ift. Die Pro- 
duftivfraft diejes Eirchlichen Gemeingeijtes ift darum nicht weniger veal, 
weil die Ergebnijfe feiner rvechtsichöpferifchen Thätigkeit uns gegen— 
twärtig allerdings nahezu ausjchließlich in geſetzlicher Form vor Augen 
liegen und aljo vorwiegend in jolcher Gejtalt der unmittelbaren Nechts- 
anmendung dienen. Denn die Reproduktion des Gemwohnheitsrechts in 
geſetzlicher Form entjpricht vollfommener den Bedürfniffen der Nechts- 
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ſicherheit, und vermag ſo die urſprüngliche Entſtehungsweiſe des Rechts 
zwar häufig zu verdecken, aber nicht ungeſchehen zu machen. In der 
Begriffsbeſchränkung auf nationales Gewohnheitsrecht wird daher 
die Möglichkeit eines gemeinen evangeliſchen Kirchenrechts auch ferner 
feſtzuhalten ſein. 


Es mag gerne zugegeben werden, daß ſein Anwendungsgebiet gegenwärtig 
ein minimales ſei. Thatfächlich haben ja, wie fchon oben zu bemerfen war, die 
Bildungsfaftoren des Gemoßnheitsreiits durch den breiten Raum der Gejeggebung 
an Entwicelungsfähigfeit überhaupt eingebüßt. An und für fich aber hat die 
urfprüngliche rechtsjchöpferifche Kraft des AUT. Gemeingeiftes zu bejtehen 
und zu mwirfen nicht aufgehört. Wer den Sinn und den Willen hatte, ihn in 
jeiner Thätigfeit zu beobachten, dem bot 3.9. die firchliche Rechtsentwicelung 
auf Grund des R.G. d. 6. Febr. 1875 über die Beurkundung des Perjonenjtandes 
und die Ehejchliegung ausreichende Gelegenheit. ES ift fein Zweifel, daß, hätten 
Trauungsmwejen und Kirchenzucht der freien rechtsfchöpferifchen Ihätigfeit des 
deutjchen evangelifchen Gemeingeiftes überlafjen werden fünnen, mir darin zu 
der gleichen wefentlichen Übereinjtimmung des Rechts, wie fie durch die landes- 
firchliche Gefeßgebung herbeigeführt worden ift, und alſo, weil in Straft der ein 
heitlich wirffamen Nechtsquelle der Gewohnheit, zu wahrem gemeinem deutjchen 
evangeliſchem Kirchenrecht gelangt wären. 

Litteratur. dvd. Wächter, Bandekten, I. TI. (1880) $ 17 ff. Ihöl, Einlei- 
tung in das deutfche Privatrecht (1851) S 46 ff. Regelsberger, Pan- 
deften, I. Bd. (1893), 8 29 ff. dv. Gerber, Syſtem des deutjchen Privat— 
rechts, 16. Aufl. (1891), s1ff Richter-Dode, 2D.,.03.,0.. Scheurl, 
Das gemeine deutjche Eherecht ze. (1882), ©. 14 ff. Bierling, Öejetgebungs- 
zent evangelijcher, Landesfirchen im Gebiete der Kirch ſenlehre (1869), ©. 77ff. 

Die Exiſtenz gemeinen evangeliſchen RE in irgend welchem Sinne 

wird bejtritten von Friedberg, Lb 82 db. Derjelbe, Berfafjungsrecht 

der evangeliichen Landeskirchen ıc., ©. 3. Zorn, %b., ©. 2f. vermirft den 

Begriff eines „gemeinen? Kirchenrechts überhaupt. 


2. Encyhklopädiſche Stellung des Kirchenrecht. 
88. 

Es erübrigt noch, den Begriff des Kirchenrechts gegenüber den an— 
deren Rechtsteilen abzugrenzen und auf Grund davon die Stellung des 
Kirchenrechts im Rechtsſyſtem überhaupt zu beſtimmen. 

I. Der Zufammenbhang 8 
einzelnen rehtswifjenjhaftlidhen Disziplinen Nad) 
dent VBorgange der Römer — „Hujus studii duae sunt positiones, 
publicum et privatum. Publicum jus est, quod ad statum rei Ro- 
manae spectat, privatum, quod ad singulorum utilitatem* — unter- 
ſcheidet man als die beiden Hauptteile des rechtlichen Syſtems das Pri- 
vatrecht und das öffentliche Recht. Die Wiſſenſchaft vollzieht 
dieſe Zweiteilung, indem fie die Perjonen (Nechtsjubjefte) nach der Ber- 
ichiedenartigfeit der Nechtsverhältniffe, deren Träger fie fein und werden 
fünnen, differenziert. Denn die Berfonen erjcheinen berechtigt und ver- 
pflichtet entweder in ihrer Eigenjchaft als Glieder eines zu einer höheren 

Kahl, Kichenredt. 7 
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Einheit verbundenen Gemeinihaftsganzen, oder fie erjcheinen 
außerhalb Ddiejes organischen Zuſammenhanges lediglich durh in divi— 
duelle Beziehungen gegen eimander berechtigt und verpflichtet. Der 
Inbegriff der Normen, welche die individuellen Nechtsbeziehungen der 
Perfonen regeln, bildet das Privatrecht. Der Inbegriff der Nors 
men, welche die aus der organischen Verbindung zu einem Gemeinweſen 
für das Ganze und die Glieder fich ergebenden Rechtsbeziehungen regeln, 
bildet das öffentlihe Recht ES find diejelben Perſonen, welche 
biev und dort als die Träger der Nechtsverhältniffe ericheinen. Nur ift 
ſowohl die Quelle, aus welcher diefe entjpringen, al$ der Kreis, in wel— 
chem ſie fich geltend machen, in dem einen und anderen Falle ein ver- 
Ichiedener, und durch beides wird die Berfchiedenartigfeit in der Natur 
der privaten und der Öffentlichen Nechtsverhältnijfe ſelbſt hervorgebracht. 
„Zugleich evgiebt fich, daß für die Fähigkeit, der Träger von beiderlei 
Kechtsverhältniffen zu fein, der Unterjihied der phyliihen Berjonen 
(Menſchen) und der, wiewohl unleiblichen, doch nicht weniger realen ju= 
riftifhen Berfonen (Staat, Korporation, Anstalt, $ 22 ID nicht 
entjcheidend ilt. So wie der einzelne Menjch auch Subjeft öffentlicher 
Rechte ijt, kann umgekehrt ein vom objektiven Recht als Perſönlichkeit 
anerfanntes Gemeinwejen (Kirchengemeinde) das Subjeft privatrechtlicher 
Berhältniffe, d. h. privatrechtlich berechtigt und verpflichtet fein. 

1. Die Gliederung des Privatrechts. mnerhalb des 
Privatrechts ergiebt ſich die Stoffliche Gliederung durch die Verſchieden— 
artigfeit der Gegenstände, welche den Snhbalt der individuellen 
Nehtsbeziehungen bilden. Die Grundbeitandteile des Privatrecht$ 
bilven hiernach das Vermögensreht und das Familienrecht. 

a) Das VBermögensreht umfaßt das Sakhenredt, 
das Dbligationenreht und das Erbredt. 

Während das Lle&tere die rechtlichen Schiejale des Vermögens eines Ber: 
jtorbenen, nämlich den Ubergang feiner vermögensrechtlichen Perſön— 
Lichfeit auf andere Perſonen (tejtamentarifche Erbfolge, Sntejtaterbfolge, Vers 
mächtnis) bejtimmt, haben es die beiden erjteren mit den Vermögensperhältniffen 
der lebenden Perjonen zu thun. Dieje Verhältniſſe aber find von ziveifach ver— 
Ihiedener Art. Sie find entweder Rechtsverhältniſſe an Saden, d.h. ſie 
beziehen jich auf die vechtliche Verteilung der zur Befriedigung der menschlichen 
Bedürfnijfe dienenden Sachgüter. Daher wird der Inbegriff der Negeln, welche 
fich,zjei e8 auf die nur thatjächliche Macht über eine Sache (Befit), ſei es auf 
die vollkommene rechtliche Herrichaft über eine Sache (Eigentum), ſei es auf 
die erlaubten Bejchränfungen des Eigentums durch dritte Berjonen (Rechte an 
fremder Sache: Servituten, Pfandrecht) beziehen, das „Sachenrecht” (dingliche 
Rechte) genannt (Rechtsſchutz: dingliche Klage). Dder jene Berhältnifje find Ver— 
mögensrehtsperhältnijje von Berjon zu Berjon (Forderungsrechte, Ob— 
ligationen). Den Inhalt eines folchen Verhältnifjes bildet der Anjprud auf eine 


bejtimmte vermögensmwerte Leiftung jeitens einer bejtimmten Perſon (Gläubiger) 
gegen eine bejtimmte andere Perſon (Schuldner), ſei es auf Grund eines 
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Rechtsgeſchäftes oder auf Grund einer Rechtsverletzung, welche zum Erſatze 
des zugefügten Schadens verbindlich macht. Der Inbegriff der auf perjünliche 
Anfprüche diefer Art bezüglichen Regeln wird daher das „Obligationenrecht” ge- 
nannt (Rechtsihuß: periönliche Klage). Die aus dem Übergang des Vermögens 
eines Verſtorbenen den Nechtsnachfolgern erwachjenden erbrechtlichen An- 
ſprüche jind teils dinglicher, teils perjönlicher Natur. 


Auch die Kirchen und kirchlichen Inſtitute ſind in ihrem privatrecht- 
lichen Vermögensverfehr der bürgerlichen Ordnung des Vermögens— 
rechts in allen Zeilen unterftellt. 

b) Die Familienordnung ijt nicht ausnahmslos und in 
allen Zeilen Rechtsordnung, und joweit fie NechtSordnung tft, ge— 
hört fie nicht ausjchließlich dem Privatrecht an. 

Die Begründung der Familie durh Eheſchließung und die 
Löſung der Ehe durch menſchliche Willenserflärung (NRichter- 
ſpruch) unterliegen wejentlich der Drdnung durch das Recht. 


Nücjichtlich der Begründung einer Che müjjen nicht nur die materiellen 
Bedingungen des Eheabſchluſſes, d. h. die Fähigkeit zweier Perjonen, eine Che 
überhaupt und insbeſondere mit einander eine jolche einzugehen (Eheerfordernifje, 
Ehehindernifje), bejtimmt werden, jondern es iſt mit Nüdficht auf die durch alle 
Gebiete des privaten und des öffentlichen Nechts (im Erbrecht, im Thronfolge- 
recht, im Strafrecht, im Bivil- und Strafprozeß) zur Anerkennung gelangenden 
Wirkungen der Ehe auch erforderlich, daß eine beſtimmte Form für den rechts— 
gültigen Abſchluß einer Ehe und damit eine rechtliche Firierung des Beitpunftes 
gegeben jei, von welchem an eine Verbindung von Mann und Frau als Ehe zu 
gelten Habe. Aus gleichen Rückſichten bedarf es rechtlicher Beitimmungen darüber, 
unter welchen Borausjeßungen und in welchem Berfahren (Eheprozeß) eine rechts— 
gültige Ehe wieder aufgelöft werden fann (Chejcheidung), oder eine rechts— 
widrig gejchloffene Ehe wieder aufgelöft werden muß (Ungültigfeits: und Nich- 
tigfeitSerflärung). 


Dagegen kann das beftehende Eheverhältnis nur zum Teile 
rechtlicher Geſtaltung fähig und bedürftig jein. 


Denn der Inhalt des bejtehenden Eheverhältnijjes wird zunächit durch einen 
unendlichen Reichtum von rein jittlihen und religtiöjen Berbindlichkeiten 
zwiichen Ehegatten, wie Eltern und Kindern ausgefüllt, welche überhaupt nicht 
rechtlich Faßbar find, oder deren zwangsweiſe Gejtaltung das Weſen der Familie 
tödtlich verlegen würde; welche vielmehr als ein in fich bereits gejchlofjener Kreis 
don Anjprüchen und Pflichten der Rechtsordnung gegenüberjtehen. Kur außer: 
halb diejes SKreijes bleibt in Anjehung des bejtehenden Familienverhältniſſes 
Raum für die Ordnung und den Schuß des Nechts. Dies bezieht fic) vor allem 
auf die jchweren Berleßungen der ehelihen Treue, auf die Ergänzung 
der Familie durch Yegitimation und Adoption, auf die Stellung des Mannes 
als Kamilienoberbaupts, welche rechtliche Wirfungen fowohl gegenüber der 
Ehefrau ſelbſt, als namentlich in der väterlihden Gewalt gegenüber den 
Kindern erzeugt, ferner auf den Erſatz der väterlichen Gewalt durch Beitellung 
einer Vormundſchaft, und endlich auf alle irgendwie gearteten Bermüögeng- 
rehtsperhältnijfe unter den Ehegatten einerjeitS (eheliches Güterrecht), wie 
zwijchen den Eltern und den Stindern andererjeits. 


Nicht alle diefe Bejtandteile der Familien rechts ordnung überhaupt 
entfallen jedoch rein in das VBrivatrechtsgebiet. 
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Zunächſt ijt gegen jchwere Berleßung der ehelichen Treue den unjchuldigen 
Ehegatten ergänzend der öffentliche Schug des Strafrehts zur Berfügung ge— 
ftellt. Sodann aber und dor allen gehören nicht ausnahmslos in das privat— 
rechtliche Gebiet das Eheſchließungs- und das Ehelöjungsredht Die 
Eheerforderniſſe und Ehehinderniije (materielles Ehefchliefungsrecht) find teils 
öffentlich rechtlicher, teilS pribatrechtlicher Natur. Das Recht über die Form 
der Eheſchließung (formelles Chejchließungsrecht) ijt begriffli öffentliches 
Recht, nicht nur mit Rückſicht auf die Bedeutung des Ehejchliegungsaftes für 
das Gemeinwejen, jondern auch in Anjehung der zum Vollzug der Ehejchließung 
beftellten Organe und der dabei erforderten Solennität. Der Eheprozeß endlic 
bildet einen Bejtandteil des ebenfalls dem öffentlichen Rechte angehörigen gericht— 
lihen Verfahrens. 

Hiernach ift ein engerer und ein weiterer Begriff des Familienrechts 
zu unterjcheiden. Im engeren privatrehtlihen Begriff umfaßt das 
Familienrecht nur die Nechtsfäte Über das Berhältnis von Eltern und 
Kindern, über die Bormundichaft und das Familienvermögensrecht. Im 
weiteren Begriffe nimmt es auch die dem öffentlichen Rechte an— 
gehörigen Normen über das Ehe- und Familienverhältnis in fich auf. 

Streng genommen würde daher auch in die wiſſenſchaftliche Darftellung 
des Privatrechts nur das Familienrecht in dem fejtgejtellten engeren Begriff 
hereinzuziehen jein. Zwedmäßigfeitsgründe rechtfertigen es jedoch jehr wohl 
und empfehlen es jogar, daß wenigjtens ein Teil des öffentlichen Familienrechts 
im Bufammenhange des YFamilienprivatrechts behandelt werde. Dem hat aud 
die bisher geübte Praris der Rechtslehrer entiprochen. Nur der jtrafrechtliche 
Schuß der Familienordnung und das Derfahren in jtreitigen Ehejachen blieben 
den Disziplinen des üffentlihen Rechts, dem Strafrecht und Zivilprozeßrecht 
überiviejen. Dagegen wurden das materielle Eheſchließungsrecht, die 
Form der Eheſchließung und daS materielle Eheſcheidungsrecht 
(Chejcheidungsgründe) mit Rückſicht auf den engen fachlichen Zuſammenhang und 
namentlich im Hinblid auf den Einfluß, welchen dieje Berhältniffe auf die 
vermögensrechtlichen Beziehungen der Familienglieder üben, nicht grund 
fätlich von der Darftellung im Privatrecht ausgeſchloſſen. 

Aber eben in Beziehung auf Dieje Teile des Familienrechts kon— 
furrierte nun jeit langem das Kirhenrecht Denn nac einer 
in jpäterem Zuſammenhange darzujtellenden Entwickelung ($ 42 8 57 ff.) 
wurde das kirchlich Eonfeffionelle Ehejhließungs- und Ehe- 
Iiheidungsredt in vielen Staaten auch für daS weltlihe Rechts— 
gebiet als verbindlich anerfannt, und hiernad das Yamilienreht mit 
dDiefem Inhalte, ganz abgejehen von der jelbftändigen Bedeutung 
kirchlicher Eheordnung, auch in die wiljenjchaftliche Lehre des Kirchenrechts 
mit aufgenommen. Daher die geläufige Berbindung: „Kirchen- und 
Eherecht“. Nachdem aber bereits durch das R.G. v. 6.11. 1875 ein 
großer Teil des Cherechts jäfularifiert worden war und mit der Ein- 
führung eines deutjchen bürgerlichen Geſetzbuchs dieſe Säfularifation voll- 
endet jein wird, wird von dieſem Zeitpunfte an das jtaatliche Eherecht 
nur noch injoweit in die Firchenrechtliche Lehre zu übernehmen jein, als 
es auch für das Verhalten der Stivchenglieder als ſolcher und für das 
amtliche Handeln der firchlichen Organe maßgebend ift. 
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Zu a) und b). Orientierung über die Quellen des Privatrechts. 

Das gegenwärtig in Deutichland geltende Privatrecht hat verjchie- 
denartige Entjtehungs- und Erfenntnisquellen. Es it teils gemeines 
Recht römifhen Urjprungs, teils Ffodifiziertes parti- 
fuläres Nedt, teils gemeines deutjhes Necht. Diejer Ver- 
tchiedenheit dev Quellenfreife entſprechend unterscheiden fich auch die wiſſen— 
ichaftlichen Disziplinen des römischen, des partifulüren und des 
deutſchen Privatrehts. Wiewohl äußerlich geichieden, bilden aber dieje 
drei doch eine in ſich geichlojfene Einheit und ergänzen fich gegenfeitig 
zur Wiſſenſchaft des Privatrechts überhaupt. 

a) Das römische Privatrecht war in Deutjchland feit der zweiten Hälfte 
des XVI. Jahrh. rezipiert. In der Thatjache der Rezeption des römischen Rechts 
war das durch die Vorgänge der Reformation jetzt eben in allen Tiefen feiner 
geiftigen Kräfte angeregte deutjche Volk mehr oder weniger bewußt einem allge- 
gemeinen Zuge feiner Zeit, der Wiedererwedfung der verborgenen Schäte des 
klaſſiſchen Altertums, gefolgt. In diefer Zeit, in welcher, wie niemals zuvor, 
die Unvollfommenbeit, Unsicherheit und Zerfplitterung einheimifchen Rechts und 
einheimijcher Nechtspflege empfunden wurde und ein tiefes Sehnen nad Ber- 
befjerung durch alle reife zog, bot fich das römische Recht in der von Juſtinian 
gegebenen und in fich abgejchlofienen Kodififation durch die Meijterfchaft der 
Form und die Vollendung des Inhalts un jo natürlicher und zwingender als 
einzig möglicher Erſatz, als ohnehin der deutjche König ſeit Jahrhunderten der 
Träger der römischen Kaiferfrone war, und alſo in der allgemeinen Borjtellung 
das Geſetzbuch Juſtinians ohne weiteres den Rang eines deutschen Reichsgeſetzes 
in Anſpruch nehmen konnte. Das Rechtsbuch Kaiſer Juſtinians enthielt vier 
Teile. Inſtitutionen: ein furzes Lehrbuch des römiſchen Privatrechts in 
4 Büchern (533). Pandekten (Digeften): eine umfangreiche Zufammenftellung 
von Auszügen (fragmenta) aus den Schriften der römiſchen Juriſten in 
50 Büchern (533). Koder: fatjerliche Geſetze aus der Zeit vor und von Juſtinian 
in 12 Büchern (534). Novellen: Nachtragsgeſetze Juſtinians und jpäterer Kaijer 
(535— 565). Dieje vier Nechtsbücher wurden jeit Ende des XVI. J. und werden 
heute als Corpus juris eivilis zufammengefaßt. Das römijche Recht wurde 
aber in Deutſchland nicht in der reinen Geſtalt diefer Juſtinianiſchen Kodififation, 
fondern in derjenigen. Faſſung, Erläuterung, Bejchränfung oder Ermeiterung 
Slofje), welche ihr die Rechtsſchule in Bologna gegeben hatte, vezipiert. An 
diefer Öeftaltung war daS fanonifche Recht bereits in jo hervor— 
ragendem Maße beteiligt, daß es ebenfalls unter die Quellen 
des in Deutjchland geltenden Privatrechts römischen Urfprungs 
gehört. Die Rezeption felbit vollzog ſich nicht durch einen Akt der Reichs— 
gejeßgebung, jondern auf gemwohnheitsrechtlichem Wege vornehmlich durch Ver— 
mittelung der Nechtslehrerer und Gerichte. Auf Grund diejes Nezeptionsbor- 
ganges hat nun das römische Necht für uns eine zweifache Bedeutung, eine 
willenschaftliche und eine praftifche, erlangt. Fürs Erſte iſt dasfelbe allgemein 
die Grundlage des juriitiihen Studiums überhaupt und der Mittelpunkt des 
pridatrechtlihden Unterrichts geworden und geblieben. Als Disziplin der „Inſti— 
tutionen? wird, unter gleichzeitiger Heranziehung des entfprechenden Rechtsjtoffes 
aus den übrigen Teilen des Corpus juris, das reine römiſche Privatrecht, mie 
es zur Zeit Juſtinians gegolten hatte, gelehrt. Ergänzend tritt, teils verbunden 
teil getrennt, der Unterricht in der „römifchen NRechtsgejchichte” Hinzu. ALS 
Disziplin der „Bandeften? wird dagegen das römische Recht in jeiner heutigen, 
durch die nachrömifche Nechtsentwicelung bejtimmten Geltung (usus modernus) 
dargeitellt. Die fünf Teile des heutigen Bandektenrechtes find daher, unter 
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Voranſtellung der Grundbegriffe und Grundlehren vom Rechte und den Rechten, 
ſowie nach Maßgabe der oben erörterten ſtofflichen Gliederung des Privat— 
rechts überhaupt: der allgemeine Teil, das Sachenrecht, das Obligationenrecht, 
da8 Hamilienrecht und das Erbrecht. Fürs Zweite fommt das römische 
Recht als geltendes Recht in Betradt. ES wurde zwar als Ganzes 
rezipiert, d. 5. es braucht in der Rechtsanwendung nicht erjt die Rezeption des 
einzelnen Rechtsjfages nachgewiejen zu werden. Aber es wurde nicht als abjoluteg, 
fondern nur als ſubſidiäres gemeines Recht ($ 7 III) rezipiert. Es gelangte 
alfo überhaupt nicht zur Geltung, foweit fich entgegenitehende partifularrechtliche 
Beitimmungen behaupteten und es fonnte andererjeits jeine Geltung durch die 
Partifulargejeßgebung jederzeit ausgejchlofien werden. Die Gebiete, in welchen 
folcher Gejtalt das römische Necht auf Grund der Rezeption thatfählic in 
Geltung jteht, werden jchlechthin die Gebiete „Des gemeinen Rechts“ ge— 
nannt. Es gehören dahin, nahezu zujammenhängend das deutſche Reich dom 
Norden bis zum Süden durchichneidend, alle Gebiete, für welche nicht 

p) ein fodifiziertes partifuläres Privatrecht bejteht. Dieje aber 
find, vom Nordoſten bis zum Südweſten des Neiches fich erſtreckend, die Gebiete 
des preußiichen allgemeinen Landrechts (1794), des Code civil (1804), 
welcher in den vorübergehend mit Frankreich vereinigten Gebieten des deutjchen 
linfen, jowie in mehreren Gerichtsbezirken des rechten Nheinufers gilt, des da= 
mit verwandten badiſchen Landrechts (1809) und des kgl. ſächſiſchen 
bürgerlihen Geſetzbuchs (1863). Sit nun in ihnen zwar die formelle An— 
wendung des römiſchen Rechts bei der Rechtsſprechung ausgejchloffen, jo Hat das— 
jelbe gleichiwohl auch für jie jeine praftifche Bedeutung nur zum Teil und jeine 
willenjchaftliche überhaupt nicht eingebüßt. Denn auch) die Eodifizierten partiku— 
lären Zivilrechte haben nicht unbeträcdtlichen römischen Rechtsſtoff in ſich aufs 
genommen, jo daß in Anjehung vieler Kechtsinftitute für den Nichter nur die 
Duelle, nicht der Inhalt der Entjcheidungsnorm ſich geändert hat. Daraus 
ergiebt jich aber unmittelbar, daß die wiljenfchaftliche Einficht in das Ganze des 
Syjtems der fodifizierten Privatrechte ebenfalls nicht anders, als durch das 
Studium des römischen Rechts, welches jene gejchichtlich und begrifflich erklärt, 
gewonnen werden fann. Aus dev nur jubjidiären Nezeption des römischen 
Rechts erklärt ſich, daß endlich 

y) auch das Privatrecht deutſchen Urjprungs als geltendes Recht 
und als jelbjtändige Wiſſenſchaft jich erhalten hat. In der deutjchen Rechts— 
entwicelung hat die Entjtehung des Rechts durch unmittelbar jchöpferische Thätig- 
feit des Volksgeiſtes urjprünglich eine befonders hervorragende Rolle gejpielt. 
Die erjte jchriftliche Aufzeichnung deutfcher Volksrechte geſchah zwiſchen dem 
V. und VII 3. Die boriwiegend gemwohnheitsrechtliche Entſtehungsweiſe be= 
wirfte aber auch bon Anfang an eine außerordentliche Dezentralijation der 
Rechtsquellen und eine große materielle NRechtszerjplitterung. Eine einheitlichere 
Entwidelung wurde erjt durcch die Rechtsbücher (Sachjenfpiegel, c. 1230. Schwaben= 
fpiegel, c. 1275), welche, wiewohl Privatarbeiten, doch in meiten Gebieten eine 
gejegesgleiche. Anerkennung und Anwendung fanden, herbeigeführt. Gleichzeitig 
wurden in den Städten durch Rechtsaufzeichnungen (Stadtrechte des Mittelalters) 
neue Grundlagen einer mehr einheitlich) gerichteten Nechtsentwidelung gejchaffen. 
Den Gang diejer ganzen Entwidelung im Gebiete des privaten mie des öffent- 
lihen Rechts zeigt die Disziplin der „deutſchen Rechtsgeichichte? auf. Wurde 
nun zivar das einheimifche Recht durch die Rezeption des römischen in weiten 
Umpfange verdrängt, jo wurde es doch feineswegs ganz bejeitigt. Vielmehr gab 
gerade das Zufanımentreffen des fremden mit dem einheimijchen Nechte die Ber: 
anlafjung, daß auch das lettere eine mehr prinzipielle Durhbildung und formale 
Vervollkommnung erfuhr. Die Gebiete, auf welchen vor anderen das deutjche 
Recht jeine nationale Selbjtändigfeit behauptete, waren die Sejtaltung der Rechte 
an fremden Sachen (Lehnrecht) und das Familien- und Erbredt. Wichtige Teile 
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des ObligationenrechtS wurden nach Maßgabe der bejonderen Bedürfnifje des 
deutjchen NechtSlebens erft in ſpäterer Zeit dur die „allgemeine deutſche 
Wechfjelordnung“ (1847) und das „allgemeine deutſche Handelsgeſetz— 
buch” (1861) einheitlich geregelt. Dieſe Rechtsteile haben fih in Folge ihrer 
Bedeutung und ihres Umfangs neben der Disziplin des „deutjchen Privatrechts“ 
überhaupt, und wiewohl jtofjlich zu ihr gebörend, als felbjtändige Disziplinen 
des „Handels- und Wechſelrechts“ ausgebildet. 

Eine neue Gegenwart und Zufunft ift den deutfchen Privatrecht durch 
die Gründung des deutſchen Neiches bereitet worden. Nachdem ſchon durd) 
die norddeutiche Bundes- und bisherige NeichSgefeßgebung eine große Anzahl 
don Gejegen mit privarrechtlichem Inhalt und der Wirkung abjoluten gemeinen 
Rechts erlaffen worden waren, wurde im Bollzuge des A. 4 Nr. 13 der R.V., 
welcher in der durch R-G. v. 20. Dez. 1873 ihm gegebenen Fafjung „die gemein 
ſame Gejeßgebung über das gelammite bürgerliche Recht“ dem Reiche überwies, 
im Sahre 1874 eine „Kommilfton zur Ausarbeitung des Entwurfs eines bürger- 
lichen Geſetzbuchs“ dom Bundesrat berufen und 1888 der „Entwurf eines 
bürgerlihen Geſetzbuches für daS Deutjche Reich“ als erfte Lefung in 
amtlicher Ausgabe nebjt Motiven publiziert. Diejer, inzmwijchen einer Reviſions— 
kommiſſion in zweiter Leſung unterjtellte Entwurf harrt noch der Erledigung 
durch die Organe der Reichsgeſetzgebung. Er wurde alSbald in einer illuftren Lit— 
teratur der Gegenjtand jorgfältigfter Aritif. Vor allem ſind die Gegenjäte des römi— 
ſchen und germanischen Rechtsprinzips auf der einen, der antif indibidualiftifchen und 
modern jozialpolitifchen Privatrechtsbetrachtung auf der anderen Eeite hart anein— 
ander geraten. Den richtigen Ausgleich zu finden, wird eine fchwierige und verant— 
wortungsvolle Aufgabe der Neichögejeßgebung jein. Inwieweit die Kirche einen 
bejonderen Gewinnanteil an diejer Kodififation haben werde, läßt ſich zur Zeit 
noch nicht überfehen. EinerfeitS jcheinen manche Wünfche, wie 3. B. die einheitlich 
gerechte Regelung der religiöfen Erziehung don Kindern aus gemijchten Ehen 
(8 54) unerfüllt bleiben zu müſſen. Andererfeits ift mit danfbarer Befriedigung 
der fittliche Ernjt anzuerkennen, in welchem das Chejcheidungstecht, wejentlich auf 
der Linie des gemeinen evangeliichen Kirchenrechts, in dem Entwurfe behandelt ijt. 

Litteratur. R. Ihering, Geiſt des römischen Rechts auf den verichiedenen 
Stufen feiner Entwidelung, Bd. I. ©. 1—16 „Bedeutung des römischen Rechts 
für die moderne Welt”. Lehrbücher der Inftitutionen: Buchta-Krüger (mit 
einer Einleitung in die Rechtswifjenichaft), 10. Aufl., 2 Bde., 1893. v. Scheurl, 
8. Aufl.1883. Sohm, 4. Aufl. 1889. Hölder, 3. Aufl. 1893. Cayhlarz, 
2. Aufl. 1893. Darjtellungen des Pandeftenrechts: Sadigny, Syſtem des 
röm. Rechts, 8 Bde., 1840/49. Bruns in Holtendorffs Encyflopädie 
3. Aufl. (1877) ©. 333. Wächter, 2 Bde, 1880/81. Brinz, 3 Bde, 
2. Aufl. 1886. Arndts,14 Aufl.1889. Windſcheid, 3 Bde., 7. Aufl. 1891. 
Dernburg, 3. Aufl. 1892. Baron, 8. Aufl.1893. Regelsberger, I.Bd. 
1893. Deutjches Recht: Eichhorn, Deutiche Staats- und Rechtsgejchichte, 
5. Aufl. 4 Bde. (1843/44). Schröder, Lehrbuch der deutjchen Rechtsgeichichte, 
1889. vd. Schulte, Lehrbuch der deutjchen Reichs- und NRechtsgeichichte, 
6. Aufl. 1892. v. Roth, Syſtem des deutjchen Privatrechts, 3 Bde., 1880/86. 
Stobbe, Handbuch des deutſchen Privatrechts, 5 Bde., 1882/85. db. Ger- 
ber, Syſtem des deutfchen Privatrechts, 16. Aufl. 1891. Mandry, 
Der zivilregtliche Inhalt der Reichsgeſetze, 3. Aufl. 1885. Aus der über- 
reihen Litteratur zum Entwurfe eines deutjchen bürgerlichen Geſetzbuchs 
dürften bier bejonders interefiieren: Drake, Die religiöje Erziehung der 
Kinder nach dem Entwurfe des b. ©. f. d. d. Reich und Abänderungspor- 
ichläge, 1889. Sehling, Die religiöjfe Erziehung der Kinder nach dem Ent- 
wurfe ꝛc., in N. 8-3. Bd. I (1890) ©. 801 ff. 860 ff., ſelbſtändig erjchienen 
1891. v2. Scheurl nD. 2. f. KR. Bd.1 (1892) ©.5 ff. „Die Staat3- 
geſetzgebung über die religiöje Kindererziehung.” Bolljtändige Litteraturſamm— 
lung nebjt Inhaltsangabe bis 1890: Zuſammenſtellung der gutadtlichen 
Außerungen zu dem Entwurf eines Bürgerlichen Geſetzbuͤches, gefertigt im 
Neichsjuftizamt. AlS Manuskript gedrudt. 1890. 
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2. Die Öliederung des öffentliden Rechts nner- 
halb des öffentlichen Rechts ergiebt jih, wenn zunächſt noch von dem Kir— 
chenrecht als Ganzem abgejehen wird, eine ftoffliche Gliederung durch die 
engere oder weitere Beziehung der Rechtsſätze auf das Gemein- 
wefen eines einzelnen Staates, einer beftimmten Staaten- 
gruppe oder überhaupt einer Mehrheit von Jelbjtändigen Staa— 
ten einerjeitS und durch die Berjhiedenartigfeit der Yunf- 
tionen und Thätigfeitsformen des Staates andererjeits. Hier— 
nach erjcheinen als die einzelnen Zweige des öffentlichen Rechts: 


a) Das Völkerrecht. 

Wie unter den Individuen, jo find auch unter den Staaten Rechtsver— 
hältniſſe möglich. Völkerrecht tft der Inbegriff derjenigen Normen, welche ſelbſt— 
jtändige, d.h. nicht unter fich jeldft wieder zur höheren Einheit eines Staats 
verbundene Staaten für ihren gegenjeitigen Verkehr als eine über ihnen 
Itchende und deshalb für fie verbindlihe Ordnung aufrichten und aner— 
fennen. Da es eine höchſte gejeßgebende Autorität über allen jelbitändigen 
Staaten nicht giebt, jo entjteht das Völkerrecht entweder im Wege der Ge— 
wohnheit oder der freien Vereinbarung der Beteiligten, d. h. des Staats— 
vertrags. In allen Fällen iſt für die Wirfjamfeit der völferrechtlichen Ordnung 
die Anerfennung des verpflichteten Staates vorausgejeßt. Daher ijt es nicht 
ausgejchloffen, daß an der Entjtehung des Völferrechts auch Die Gejeßgebungs- 
gewalt des einzelnen Staates beteiligt fei. Sie kann berufen jein, das 
Gewohnheitsrecht gejeßlich zu firieren oder zum Vertragsabſchluß 
die Zuſtimmung zu erteilen. Das lettere tft, dem fonjtitutionellen Prinzip 
entjprechend, gegenwärtig bei allen wichtigeren Gegenjtänden des bölferrechtlichen 
Berfehrs der Fall (vgl. R.-B. U. 11.3). Auf dem Vertragsabſchluß beruht 
die rechtliche Gebundenheit gegenüber dem fremden Staat, auf den Aften der 
Geſetzgebung die rechtliche Gebundenheit der eigenen Organe und Unter- 
thanen des Staats. Da es ferner, jo ivenig wie eine höchite gejeßgebende, 
auch feine höchjte richterliche und vollziehende Autorität über allen jelbit- 
ftändigen Staaten giebt, jo iſt das Bölferrecht binfichtlih der Garantieen 
feiner ftetigen Verwirklichung ein weniger vollfommenes Recht, als das 
Recht in einem einzelnen Staat. Denn diefe Garantie liegt zunächſt und aller= 
meijt nur in der Macht und Stärfe der Intereſſen, welche die Staaten fort- 
dauernd in der freiwilligen Anerkennung der Bölferrechtsordnung erhält. Aber 
es fehlt auch ihr an wirkſamen Mitteln des Rechtsſchutzes keineswegs. 
Solche find Vergleich durch Abſchluß von Staatsverträgen, Bermittelung einer 
befreundeten Macht, Unterwerfung unter den Spruc eines Schiedsgerichts und 
Selbſthülfe in den Formen der Netorjion, der Reprefjalien und des Kriegs. Was 
endlich den Inhalt der mwiljenschaftlihen Disziplin des Völkerrechts betrifft, jo 
bezieht jich derjelbe auf die Subjefte im völferrechtlichen Verkehr (Nechte der 
Staaten, Stellung der Staatsoberhäupter, Internationale Rechtsverhältnifje der 
einzelnen PBrivatperfonen); auf die Objekte des völferrechtlichen Verkehrs (als 
Staatsgebiet, StaatSsgrenzen, Flüſſe, Meere); ferner auf die Organe der Ver— 
fehrspermittelung (Gejandte, Privilegiun der Erterritorialität) und der Inter— 
effenvertretung (Konjuln, Berufs-Wahl-K.) im fremden Staat; weiterhin auf die 
Arten der völferrechtlichen Verträge, welche die Bejtimmung haben, den gegen 
jeitigen Rechtsverkehr zu regeln; endlich auf die Erledigung dvölferrechtlicher Strei— 
tigfeiten, namentlich das Kriegsweſen (Genfer Konvention don 1864) und 
das Necht der Neutralität. 
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An der Entwicelung des VölferrechtS war die Kirche des Mittel- 
alters nicht unmefentlich beteiligt. Namentlich haben nicht bloß die For— 
men des gejandtjchaftlihen Verkehrs, fondern aud die diplomatiſchen 
Methoden unter hervorragenden Einfluß der Kirche fich ausgebildet. Seit 
der gänzlichen Veränderung des Verhältniſſes von Staat und Kirche 
kommt das Kirchenrecht als jelbjtändiger Motor der Völkerrechtsentwicke— 
fung freilich nicht weiter in Betracht. Dagegen greift das Bölferrecht 
jeinerjeit3 auch gegenwärtig in firhlihe Verhältniſſe infofern 
ein, als durch dasjelbe die Souperänetät des Papſtes, die For— 
men des Abjchluffes von Konfordaten, die Kultusübung der 
Oiplomatijhen Organe, die Erterritorialität der Ge- 
jandtihaftsgeiitlihen, die Zulaſſung und Nedtsverhält- 
niſſe von Mijfionsgefellichaften in überfeeifchen Schußgebieten und 
der friegsredhtlihe Schuß von Kirchengebäuden geregelt werden. 

Litteratur. Der eigentliche Begründer einer wijjenfchaftlichen Theorie des 
Bölferrecht8 war Hugo Grotius in jeinem Werf De jure belli ac paeis 
ete., ſeit 1625 etwa 200 Auflagen. Neuere Darjtellungen: Heffter, Das 
europäiſche Völkerrecht dev Gegenwart, 8. Aufl. (Seffden) 1882. Bul— 
merincg, Bölferrecht oder internationales Necht, in M. 9. d. ö. R. Bd. J, 
2. ©. 177—384. Holtendorff, Handbuch des Völferrechts (unter Mit- 


wirkung Anderer) 4 Bde., 1885/89 u. Neg.-Bd., 1890. Gareis, Inſtitu— 
tionen des Völferrechts, 1888. Lueder, Die Genfer Konvention, 1876. 


b) Das Staatsredt. 


Staatsrecht iſt der Inbegriff der auf die vechtlihe Organijation des 
Bolfs zur Gefamtperjfünlichfeit des Staates bezüglihen Normen. 
Seinem Inhalte nach iſt das Staatsreht allgemeines oder beſonderes. 
Der Gegenjtand des allgemeinen Staatsrechts ift der Staat als univer— 
falgejchichtliche Erjcheinung. Es enthält das aus der rechtlichen Bergleichung 
lebender oder untergegangener Staaten für den Staat überhaupt fid) ergebende 
Recht. Der Stoff des allgemeinen StaatsrechtS kann hiernach in unendlicher 
Mannigfaltigkeit begrenzt werden. Notwendig bejchäftigt es fich mit dem Be— 
griff des Staates ſelbſt. Ebenjo mit dem Begriff dev Staatögewalt, 
an welchen das Staatsrecht überall anzufnüpfen hat, als der im Staate that- 
fächlich Herrichenden fouveränen, mit vechtserzeugender, richterlicher und vegie= 
render Gewalt ausgeftatteten höchiten Macht. Weiterhin mit dem Begriff der 
Staatsform, welche, je nach der Organifation des Subjeftes der Staatsge— 
malt, die vepublifanijche (Demokratie, Ariftofratie) oder monarchiſche (Erb- 
Wahlmonarchie, abjolute, altlandftändifche, Eonjtitutionelle Monarchie) ift. Ein 
gemeinjchaftliches Arbeitsgebiet mit dem Völkerrecht liegt für das allgemeine 
Staatsrecht in der jchwierigen Unterfuchung der den Gegenjag zum Einheit$- 
jtaate bildenden Staatendverbindungen. Staatenverbindungen fommen 
teilö im weiteren völferrechtliden Sinne als Perjonalunionen (Spas 
nien und das deutiche Reich unter Karl V.), Alliancen (Deutjchland, Oſter— 
reich, Stalien), und in der Korn des Staatenbundes (Deutjcher Bund von 
1815— 1866), teil im engeren ſtaatsrechtlichen Sinne, nämlich jo, daß die 
berbundenen Staaten jelbjt wieder zur höheren Einheit eines ftaatlichen Gemein— 
weſens organifiert find, al$ Realunionen (Öjterreichifch-ungariiche Monarchie) 
und in der Form des Staatenftaates vor. Bon mannigfaltigen gejchichtlichen 
Ausprägungen des leßteren abgejehen, ijt feine für das Staatsrecht der Gegen 
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wart michtigfte und innerhalb ihrer ſelbſt wiederum der reichjten Gliederung, 
fühige Erjcheinungsfoim der Bundesstaat (Nordamerifaniiche Union, Schweiz, 
Deutſches Reich). Tas bejondere Staatsrecht hat zum Gegenjtand die 
rechtliche Organifation eines beftimmten Einheitsjtaates oder einer bejtimmten. 
Staatenverbindung. Das Etaatsrecht in diejer fonfreten Beziehung und Be: 
ſchränkung wird zum Zweck feiner wiffenfchaftlichen Erörterung in Verfaſſungs— 
recht und Bermwaltungsrecht eingeteilt. „Jenes hat die einzelnen Elemente 
des Staates, ihr Berhältnis zu einander aufzuzeigen und die darauf beruhende 
Geitaltung des Gemeinmwejens zu einem organischen Ganzen darzulegen; dieſes 
faßt die Staatsgewalt bei ihrer Thätigfeit zur Verwirklichung der Staatszwecke 
ins Auge und entwidelt die Rechtsgrundſätze, welche hiefür maßgebend find,“ 
(Definition von Bözl.) Doc) ift die Unterjcheidung von Berfafjungs- und Ver— 
waltungsrecht fliegend und beruht nicht auf begrifflicher Notwendigkeit, jondern 
auf dem Bedürfnis geijtiger Arbeitsteilung. Denn die Organe des Staats fünnen 
einerjeitS nicht anders als handelnd gedacht und die Funktionen des Staates 
andrerfeits nicht außer Zuſammenhang mit feinen Organen betrachtet werden. 
Das Berfafiungsrecht wird, ſeitdem jich das Bermwaltungsrecht zu einer jelbjtän- 
digen und ftofjreichen Disziplin entwidelt hat, wohl aud als Staatsredt 
ſchlechthin oder i. e. Sinne bezeichnet. In dieſer Bejchränfung bilden feinen 
Inhalt namentlich die Nechtslehren vom StaatSoberhaupt, von den Staat3- 
ämtern, von der BolfSsvertretung, von ten Kommunalverbänden 
(Orts-, Kreis-, Propinzialgemeinden) und don der StaatSangehörigfeit. 
Aber auch aus dem Gebiete der Funktionenlehre fallen in die Aufgabe des 
Staatsrechts i. e. &. notwendig die Geſetzgebung Geſetze im Fonjtitutionellen 
Einn — Verordnungen), die Juſtizverwaltung (Organijation und Beauf— 
fihtigung der Nechtspflege im Gegenjaß zum gerichtlichen Verfahren jelbjt), die 
Berwaltung der auswärtigen Angelegenheiten, die Heeres- und die Finanz 
verwaltung. Im Unterjchiede hiervon umfaßt dann das Verwaltungsrecht 
i. e. ©. vorwiegend nur das Gebiet der inneren StaatSsperwaltung. Das 
Berwaltungsrecht in diefer Begrenzung hat in jüngerer Beit eine durchgreifende 
Reorganijation erfahren, welche zum Teil in ihren Grundgedanfen allerdings nur 
an diejenige Entwicelung des öffentlichen Rechts angefnüpft hat, welche jchon im 
Anfang des Jahrhunderts durh die Stein-Hardenbergſche Reformgeſetz— 
gebung borbereitet war, zum Teil aber auch durch Aufnahme ganz neuer Rechts— 
ideen, durch die Erweiterung der Selbjtverwaltung, durch das Bedürfnis 
erhöhten Rechtsichußes für die Jubjeftiven öffentlihen Rechte (Berwaltungs- 
gerichtSbarfeit) und durch die auf ganze Geſellſchaftsklaſſen ausgedehnte jpezielle In— 
terejjenpflege des Staates (Sozialpolitik) veranlaßt wurde. Hiernach hat es die 
wiljenjchaftliche Disziplin des Verwaltungsrects ti. c. ©. vornehmlich mit der Orga— 
nijation der Behörden der inneren Berwaltung (Staatsperweltungs-, Selbſtver— 
waltungsbehörden), mit dem Nehtsihuße der VBerwaltungsordnung (Berwals 
tungsbeichwerde, Berwaltungsklage) und mit dem materiellen Inhalte der Ver— 
waltungsfunftionen (Sicherheits-, Wohlfahrts-, Wirtfchafts-, Verkehrspflege 
2c.)zuthun. Nach den Quellen feiner Entjtehung und dem Umfang feiner Gel— 
tung wird das befondere Staatsrecht im weiteren ©. (Verfaffungs- und Vers 
mwaltungsrecht) in gemeines und partifuläres, durchaus mit dem fchon früher 
fejtgeftellten Sinne, eingeteilt. Dieſe Untericheidung hat für das deutſche Staats- 
recht der Gegenwart durch die Gründung des neuen Reiches ihre bejondere Be- 
deutung erlangt. Der Gegenjaß des gemeinen und des partifulären Staatsrecht3 
tft in der Unterjcheidung von Neichsftaatsrecht und Landesftaatsrecht aus- 
geprägt. Innerhalb beider findet der zuvor entwicelte Unterjchied von Berfafjungs- 
und Verwaltungsrecht feine volle Anwendung (Reichsverfaſſungs-, Yandesver- 
fafjungsrecht. ReichSverwaltungs-, Landesverwaltungsrecht). 


Zwiſchen Staatsrecht und Kirchenrecht beſtehen jo enge und 
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reiche Beziehungen, wie zwifchen Staat und Kirche jelbjt. Sie werden 
nicht bloß in dem bejonderen Abjchnitt über das Verhältnis von 
Staat und Kirche, fjondern auch jchon in der Quellenlehre und 
nachfolgend in allen Teilen des Syſtems hervorzuheben jein. Die be— 
fonderen Beziehungen zwifchen Berwaltungsredht und Kirchenrecht 
treten namentlich) in der PVerhältnisbeftimmung von Schule und 
Kirche, in der Beteiligung der legteren an der ftaatlichen Armen— 
pflege, in der bürgerlichen Beeinfluffung der firhliden Sonn- 
und Sejttagsfeier und darin hervor, daß die Entwicelung der Ver: 
waltungsrechtspflege auch zur Ausübung einer ftaatlihen Verwal— 
tungSsgerihhtsbarfeit auf kirchenrechtlichem Gebiet in jehr er- 
heblichem Umfange geführt hat. 


Litteratur. Sammelwerf: Marguardjen und (ieit 1893) Seydel, 
Handbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart in Mionographieen. Unter 
Mitwirkung vieler Gelehrten. Erſcheint ſeit ir Hierin tft enthalten außer 
den grundlegenden Lehren der Staatswiſſenſchaften überhaupt (Einleitungs- 
band, unvollendet) und dem allgemeinen Staats- und Verwaltungsrecht, 
Staatsfirhenrecht und Völferreht (Bd. I), das bejondere Staatsrecht des 
deutjchen Reiches und aller deutjchen Ein; zelftaaten (Bd. II u. 111), jowie 
fämtlicher anderen europätichen Staaten umd Nordamerifas (Bd. IV, un- 
vollendet). Zur Orientierung: d. Gerber, Grundzüge des deutjchen Staats— 
rechts, 3. Aufl. 1880. O. Mejer, Einleitung in das deutjche Staatsrecht, 
2. Aufl. 1884. Duellenfammlungen: Stoerf, Handbuch der deutichen Ver— 
faffungen, 1884. Binding, Deutiche Staatsgrumdgeiek e in diplomatijch ge— 
nauem Abdrude. In Einzelheften jeit 1892. dv. Rönne, Tertausgabe der 
— m. Erl., 6. Aufl. — Arndt, Textausgabe der preußi— 
ſchen Verfaſſungsurkunde, m. Erl., 2. Aufl. 1859. Brater-Pfeil, Text— 
ausgabe der bayerischen Berfafiungsurfunde, m. Erl., 4. Aufl. 1572. Hand— 
und Lehrbücher des deutichen Staatsrechts: v. Rönne, Das Staatsrecht 
des deutſchen Neiches, 2 Bde., 1876/77. Zorn, Das Staatsrecht des deut⸗ 
ſchen Reiches, 2 Bde., 1880/83. Schulze, Lehrbuch des deutſches Staats— 
rechtes, 2 Bde., 1881/86. Kirchenheim, Lehrbuch des deutſchen Staats— 
rechts, 1887. Laband, Das Staatsrecht des deutichen Neiches, 2. Aufl., 
2. B0de., 1888/91. ©. Meyer, Lehrbuch des deutichen Staatsrechtes, 3. Aufl. 
1891. Haenel, Deutjches Staatsrecht, I. Bd., 1892. Für Verwaltungs 
recht im Bejonderen: Loening, Lehrbuch des deutſchen Berwaltungsrectes, 
1884. ©. Meyer, Lehrbuch des deutſchen DVBermwaltungsrectes, 2 Bde., 
2. Aufl., 1. Bd. 1893. dv. Stengel, Wörterbuch des deutichen Veriwul- 
tungstcchtes, 2 Bde., 1890, mit Ergänzungsbänden. Partikuläres u 
recht: dvd. Rönne, Das StaatSsrecht der preußiichen Monarchie, 4 Aufl., 
4 Bde., 1881 /84. Rs Das True Staatsrecht auf Grundlage des 
deutjchen Stantsrechtes, 2 2 Hoe., 2. Aufl. 1888/90. Bornhaf, Preußiiches 
Staatsrecht, 3 Bde., 1888/90. Grotefend, Lehrbuch des preußiichen Ber: 
waltungsrechts, 2 DBde., 1890/92. Hue de Grais, Handbud, der Ber- 
faſſung und —— in Preußen und dem deutſchen Reich, 9. Aufl. 1893. 
v. Pözl, Lehrbuch des bayeriſchen Verfaffungsrechts, 5. Aufl. 1878. Sey- 
del, Bayeriſches Staatsrecht, 6 Bde., 1884/93. Am übrigen ſ. die Darſtel— 
lungen des partifulären StaatSrechts in dem Handbuch v. Marquardſen 
u. Seydel. 

e) Das Strafredt. 

Das Strafrecht hat jeinen begrifflichen Gegenjaß vor allem am; Privat- 
recht. Während dieſes die lediglich individuellen Nechtsbeziehungen der Per- 
ſonen (phyfifchen oder juriftifchen) normiert, ergreift jenes den Menſchen unter 
dem GefichtSspunft feiner öffentlihen Nechtspflihten gegen die Mitmen- 
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ſchen und die Geſamtheit. In der Freiheit des menſchlichen Willens liegt 
die Möglichkeit einer Berletzung der Rechtsordnung in der einen oder anderen 
Richtung dor. Weſen und Wirkung einer ſolchen Verlegung find aber in dem 
einen und anderen Falle grundverjchieden, und daher find es auch die Mittel, 
welche zur Wiederherftellung der Nechtsordnung in Anwendung treten müſſen. 
Wird ein Privatrecht verleßt, jo liegt überall nur eine Störung des individuellen 
Rechtskreiſes vor. Durch nachträgliche individuelle Erfüllung eines verwei— 
gerten Nechtsanjpruchs oder durch Erjat des eingetretenen Vermögensſchadens 
wird daher die Berlegung des Privatrechts, das Zivilunrecht wieder aufge- 
hoben. Berjchieden von ihm ift das Kriminalunredt. Es iſt vorausgeſetzt 
als Objekt der Berlegung ein durch die öffentliche Nechtsordnung gejchüßtes 
Rechtsgut Einzelner oder der Gejamtheit. Die Bejeitigung diejes Unrechts 
gejchieht durch eine Manifejtation an der Perſon oder den Nechtsgütern des Ubel- 
thäters, wodurch fein eigenes Herrichaftsgebiet nach dem Maßſtabe der Gerech— 
tigfeit und Billigfeit eine Bejchränfung, welche ſich im äußerten Falle bis zur 
Bernichtung jteigern kann, erfährt. Dieſe Manifejtation heißt Strafe. Das 
Strafrecht im objeftiven Sinne ift hiernach der Inbegriff der Normen über die 
nach Maßgabe des Strafgejetes eintretende Beftrafung des Kriminal— 
unrechts. Der Strafzwang hat, im Gegenjat zum privatrechtlichen Erfüllungs- 
und Entjchädigungszwang, schlechthin öffentlichen Charafterr. Das antife 
Strafrecht hatte den privatrechtlichen und den öffentlich rechtlichen Geſichtspunkt 
nod nicht klar gejchieden. Die Nömer nicht, weil ihre Anfchauung bon der 
Rechtsordnung überhaupt auf vorwiegend privatrechtlicher Grundlage beruhte 
und hiernach anfänglich die Nechtsverlekung in erjter Linie nur als Quelle von 
Forderungsrechten betrachtet wurde. Die Germanen nicht, weil die Staatsidee 
bei ihnen unvollfommen entwicelt war. Daher zuerjit das Syſtem der Blut- 
rache und der Privatbußen (Compositiones), und erjt allmählich in der Fries 
densbuße an die Gemeinde (Fredum) ein Anklang an die öffentliche Natur des 
Strafzwangs. ES war mwejentlich das Verdienſt der Kirche und des fanoni- 
hen Nechts, den ſchlechthin öffentlichen Charakter der Strafe zur Gel— 
tung gebracht zu haben. Das gegenwärtige Strafrecht fteht durchaus auf dem 
Boden diejer Auffaffung. Auch wo, wie in der Buße, in den Antragsde— 
liften und der Brivatflage (bei Beleidigungen und leichten Körperverleßungen) 
der privatrechtliche Gefichtspunft in das Strafrecht hineinragt, ijt darin doch nur 
eine Ergänzung und eine Beteiligung berechtigter Privatrechtsinterefjen, 
niemals aber eine Eliminierung der öffentlichen Strafthätigfeit zu erfennen. Das 
Strafrecht als wiljenschaftliche Disziplin gliedert fich in einen allgemeinen 
und den befonderen Teil. Entjprechend der oben gegeben Definition hat natur— 
gemäß der allgemeine Teil zum dreifachen Inhalt die Rechtslehre vom Ber- 
brechen (i. w. ©.), von der Strafe und dom Strafgejeß. Der bejon- 
dere Teil des Strafrecht hat zum Gegenjtand Thatbeitand, Strafart, und 
Strafmaß der einzelnen jtrafbaren Handlungen (Berbrechen, Bergehen, Uber- 
tretungen). , Das in Deutichland geltende Strafrecht iſt teils gemeines, teils 
partifuläres Recht. Hauptquelle des erjteren iſt das Strafgejetbud für 
das deutſche Reich vom 15. Mai 1871, neu vredigiert unterm 26. Februar 
1876, mit feinen Zuſätzen und Novellen; außerdem iſt ein umfangreicher Stoff 
des gemeinen deutjchen Strafrechts in anderen ReichSgejegen, teil$ allgemeiner, 
teils jpeziellev Berbindlichfeit (Mtilitärjtcafgefeßb. v. 20. Juni 1872) enthalten. 
Das Landesjtrafrecht hat jeine Stelle nur innerhalb der von der Neichöge- 
jeßgebung nicht erichöpften Meaterien, aber auch hier nur mit der Maßgabe 
behalten, daß es in Beziehung auf Strafarten und Strafmaß an die reichs- 
grleslid jtatuierten Bejchränfungen (Einführungs-Gejeß 8 5) gebunden bleibt. 

on den fremden Rechten, als den entfernteren Quellen, haben namentlich das 
römische und das kanoniſche, und durch Bermittelung des letteren vorüber— 
gehend auch das mofaijche einen Einfluß auf die Entwidelung des deutjchen 
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Strafrechts ausgeübt. Unter den einheimijchen entfernteren Quellen find 
auch hier wieder die Nechtsbücher des Mittelalters, Sachſen- und Schwaben- 
jpiegel, die Stadtrechte und Weistümer und die Landfriedensgefege, vor allem 
aber die das fremde und einheimijche Necht zum erſtenmal zu organiicher Ein- 
heit verbindende und auf den NReichstagen zu Worms 1521, Nürnberg 1522/23, 
Speyer 1529, Augsburg 1530 und Regensburg 1532 zu Stande gefommene 
peinlihe Gerihtsordnung Carls V. (Carolina) zu nennen. (Über den 
Einfluß der Reformation auf dieje Reichsitrafgefesgebung f. Güter bock, Die 
Entjtehungsgejchte der Carolina, 1876, ©. 254 ff.) 

In firdlihe Verhältniſſe greift das geltende Strafrecht vielfach 
ein. Beiſpielsweiſe ſtrafrechtlicher Schub der Kirchengejellichaften, ihrer 
Einrichtungen und Gebräuche, ihrer Kultushandlungen, ihres Eigentums: 
R.-Str.-©-B. SS 166. 167. 2431. Delieta propria von Keli- 
gionsdienern: N.-Str.-©.-B. $$ 130°. 174. 181. 338. R.-©. vd. 
6. II. 75. $ 67; im übrigen durch das Landesstrafvecht norniert. Ans 
tragsrecht des amtlich Vorgeſetzten bei Beleidigungen und Körperver— 
legungen Geiftlicher: SS 196. 232. Meineid des Mitgliedes einer 
Keligionsgejellichaft, welcher das Landesrecht den Gebrauch gewiſſer Be— 
theuerungsformeln an Stelle des Eides gejtattet: N.-Str.-©.-B. $ 155!. 

Litteratur. Sammelwerk: d. Holkendorff, Handbuch des deutichen Straf- 

rechts in Einzelbeiträgen von verjchiedenen Verfaſſern, 4 Bde., 1871/77. 

Hand- und Lehrbücher: Hälſchner, Das gemeine deutjche Strafrecht, I. BP. 

1881, II. Bd. in 2 Abteil. 1884/87. Schütze, 2. Aufl. 1874. v. Meyer, 4. Aufl. 

1888. Merfel, 1889. Berner, 16. Aufl. 1891. dv. Liszt, 5. Aufl. 1892. 

Tertausgaben des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit den wichtigjten Ergänzungsgejeßen: 

Dishaufen, 4 Aufl., 2Bde., 1892. Nüdorff, 16. Aufl. 1892. Daude, 

5. Aufl. 1893. Stommentare: Oppenhoff, 12. Aufl. 1891. Olshaujen, 

4. Aufl., 2Bde., 1892. Nüdorff-Stenglein, 4. Aufl. 1892. Strafrectliche 

Zeitichriften: Der Gerichtsſaal, ſeit 1849, jegt 5. von Stenglein. Zeit— 

Ihrift für die gefamte Strafrechtswijjenjchaft, jeit 1381, begründet 

von Dohomw + undd. Liszt, jetzt h. von vd. Liszt, v. Lilienthal und Ben— 

necde. Sm übrigen ſ. v.$2 IL 10. Für den Geiftlichen belchrend iſt: Krohne, 

Lehrbuch der Gefängnisfunde unter Berüdjichtigung der Kriminalftattjtif und 

Kriminalpolitik, 1889. 

d) Das Prozeßrecht. 

a) Der Strafprozef. Strafprozeß ift der Inbegriff der Rechtsſätze über 
das jtaatsgerichtlihe Verfahren in Strafjahen. Die Disziplin des 
Strafprozefjes hat es hiernach mit einem Yweifachen zu thun: mit der Or— 
ganiſation der ftaatlichen Strafgerichte und mit dem jtrafgerichtlichen Ver— 
fahren jelbjt. Die erjtere beruht dermalen auf dem deutjchen Gerichtsverfaſſungs— 
gejeg vom 27. Yan. 1877/1. Dft. 1879, das letztere auf der deutjchen Straf- 
prozeßorönung vom 1. Febr. 1877 /1. Dft. 1879. Die ordentlichen Strafgerichte 
teilen fich nach ihrer ftaatSrechtlihen Gliederung in Schöffengerichte, Straf- 
fammern der Landgerichte, Schwurgerichte, Straffenate der Dberlandesgerichte 
und Strafjenate des KReichsgerichts, nach ihrer Zwedbeitimmung und Thä— 
tigfeit in Unterfuchungsgerichte, erfennende Gerichte dreier Inſtanzen und Be— 
ichwerdegerichte. Ein Strafverfahren wird fich grundverſchieden dor allem ge— 
ftalten, je nachdem dasſelbe mündlich oder jchriftlich, öffentlich oder heimlich, in= 
auifitorifch oder akkuſatoriſch gejtaltet ift. Der deutjche Strafprozeß ift wejentlich 
mündlich, öffentlich und affufatorifch (Staatsanwaltfchaft, Privatkläger). Es find 
aber an die Prinzipien der Schriftlichfeit und Nichtöffentlichfeit, jowie an dag 
Inquifitionsprinzip diejenigen Konzeffionen gemacht, welche im Intereſſe der 
materiellen Wahrheitserforfchung notwendig find. Unter den entfernteren Quellen 
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des deutjchen Strafprozejjes find ebenfalls wieder das römische und daS ka— 
nonifche Recht hervorzuheben. Das römische Strafverfahren war in jeinen 
mwejentlichen Bejtandteilen akkuſatoriſch mündlich und öffentlich gejtaltet. Da— 
gegen entfernte fich das fanonische Necht je länger, je mehr von der römischen 
Kegel, ließ anfangs zahlreiche Ausnahmen zu Gunsten des Inquiſitionsprinzips 
zu und fannte jchlieglich als Negel nur den fchriftlichen und nicht öffentlichen 
Snquifitionsprozeß. Das einheimiſch deutjche Strafprozekrecht ſtand 
im Wejentlichen auf affujatorifchem Prinzip, unterjchied ich aber dom römijchen 
und fanonifchen Recht, wie einerjeitS durch die einheimische Strafgerichtsperfaffung, 
jo andererjeitS namentlich durch ein eigentümlic) ausgeprägtes Beweisiyiten 
(Beweisrecht, Neinigungseid, Gottesurteil). Seit dem XV. Jahrhdt. trat eine 
Berichmelzung des deutichen Rechts mit ftrafprozeijualen Grundjägen aus dem 
römischen und kanoniſchen Rechte ein. Der hierdurch entitandenen Verwirrung 
und Unficherheit der Rechtsanwendung abzubelfen, war die Hauptbejtimmung 
der jchon in früherem Zuſammenhang erwähnten Carolina, welche jih in den 
Art. 1—103 und 181—219 mit dem Strafprozeß und nur in den Art. 104—180 
mit dem Strafrecht bejchäftigt. Seit diejer Zeit erfolgte bis zur jüngjten Periode 
eines gemeinen deutjchen Strafprozeßrechtes die Entwicdelung des deutſchen Straf- 
prozejjes nicht durch die Reichsgeſetzgebung, Jondern durch die Bartifulargefeg- 
gebung, GerichtSpraris und Doftrin. 


Gerichtsverfafjungsgejeß und Strafprozeßordnung enthalten einzelne 
auf firhliche Perſonen und Verhältniffe bezügliche Beitimmungen. 
G.V.G. 88 34. 85: Neligionsdiener jollen nicht zum Schöffen und Ge— 
ſchworenenamt berufen werden. G.V.“G. 8 51. St.O. 88 64. 288: Ge- 
braud; von Betheuerungsformeln an Stelle des Eides durch Zeugen, 
Schöffen oder Geſchworene. St.O. 8 52: Zeugnisverweigerungsrecht der 
Beiltlichen in Strafjahen. $ 248: BVerlefung von Auszügen aus Kirchen— 
büchern in der Hauptverhandlung. $486: Zuziehung des ©eiftlichen bei 
Vollſtreckung der Todesitrafe. 


Litteratur. Sammelwerf: vd. Holtendorff, Handbuch des deutjchen Straf- 
prozeprechts in Einzelbeiträgen, 2 Bde. 1879. Hand- und Lehrbücher des 
deutichen Strafprozeprechts: Zachariae, 2 Bde., 1861/68, insbeſondere Bd.I 
ss 21.22. Geyer, 1880. Ölajer, 2Bde. 1883/85. Derfelbe, Beiträge zur 
Lehre vom Beweis, 1883. Dochow-Hellweg, 4. Aufl. 1890. Bennede, in 
Lieferungen feit 1890. dv. Kries, 1892. Ullmann, 1893. Tertausgaben: 
Gneijt, 2. Aufl. 1888. Hellweg, 5. Aufl. 1890. Staudinger, 3. Aufl. 
1893. Daude, 3. Aufl. 1893. Kommentare: John, 2 Bde. 1884/88 (unvoll- 
endet). Löwe-Hellweg, 8. Aufl., ſeit 1893. 

pP) Der Zivilprozeß. Zivilprozeß ijt der Inbegriff der Rechtsſätze über 
das jtaatSsgerichtliche Berfahren in Privatrechtsitreitigfeiten. Die 
Disziplin des Zivilprozeſſes hat e8 hiernach ebenfalls mit der Organijation der 
staatlichen bürgerlichen Gerichte und mit dem zivilgerichtlihen Berfahren ſelbſt zu 
thun Die erjtere beruht auf dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz v. 27. San. 1877/1. Okt. 
1879, das lestere auf der Zivilprozepordnung für das deutjche Neich v. 30. San. 
1877/1. Dft. 1879. Die ovdentlihen Gerichte 1. Inſtanz find für bürgerliche 
Nechtsjtreitigfeiten die Amtsgerichte und die Pandgerichte in ihren Zivilfammern oder 
bejondere Kammern für Handelsfachen. Gerichte 2. Inftanz (Berufungs- und Be- 
Ichwerdegerichte) find über den Amtsgerichten die Landgerichte in ihren Zivilfammern, 
über diejen die Dberlandesgerichte in ihren Zivilfenaten. Als Gericht 3. Inſtanz 
entjcheidet Über den Oberlandesgerichten das Neichsgericht in feinen Zivilfenaten, 
für manche Streitjachen in Bayern ein oberjtes Landesgericht. Außer den Gerichten 
find zur Mitwirkung im Verfahren über bürgerliche Rechtsftreitigfeiten als öffent- 
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liche Organe die Rechtsanwälte (Anwaltszwang vor den Kollegialgerichten), die Ge— 
richtsvollzieher (Ladungen, Zuftellungen, Bolljtrefungen) und zur Wahrung des 
öffentlichen Intereſſes in Ehe- und Entmündigungsfachen die Staatsanwaltichaft 
bejtellt. Für das Berfahren gelten als allgemeine Grundjäge 1. das wechlel- 
feitige Gehör, 2. die VBerhandlungsmarime, wonach die Gerichte bei ihren Ent- 
icheidungen an das Borbringen der Parteien gebunden find, 3. die Mündlichkeit 
und Unmittelbarfeit, wonach Schriftfäße in der Regel nur borbereitenden Cha— 
rakter haben und der richterlichen Entjcheidung nur das in der mündlichen Ver— 
handlung Borgebrachte zu Grunde gelegt werden darf, 4. die Offentlichkeit und 
5. der unmittelbare Prozepbetrieb durch die Parteien. Der Gang des Verfah— 
rens gejtaltet ſich verjchieden, je nachdent es fi um das ordentliche Verfahren 
oder befondere Arten des Berfahrens handelt; zu den lesteren gehört das 
Berfahren in Eheſachen (Ziv.Proz.O. 88 568—592). 

Das fanonijche Recht ift eine der hervorragendſten Quellen des’ 
älteren gemeinen deutichen Bivilprozeffes geworden. Die Grundſätze des 
römischen BrozekrechtS wurden nur in derjenigen Gejtalt und inneren 
Durchbildung, welche fie bei den geistlichen Gerichten erfahren hatten, 
in Deutjchland vezipiert. Die Kirche des Mittelalters hatte unter Ans 
erfennung der Staaten jelbjt eine ftreitige Gerichtsbarfeit von außer— 
ordentlihem Umfang in Anspruch zu nehmen. Sie erftrecte fich nicht 
bloß auf causae mere spirituales, wie Ehejachen, und ec. spiritualibus 
eonnexae, Wie beilpw. Verlöbniſſe, WBatronatrechte, Zehnten u. a., 
tondern auch auf rein weltliche Gegenftände, welche als Inzidentpunkte 
eines kirchlichen Nechtsverhältniffes auftraten, oder auf Nechtsverhältniffe, 
welche durch den Eid verjtärft waren oder Arme, Wittwen und Waijen 
betrafen u. dgl. mehr. Durch diefe Ausdehnung ihrer Zuftändigkeit hatte 
die Kirche beſondere Beranlaflung und Befähigung zur Ausbildung eines 
jelbjtändigen Prozeßrechts erhalten, welches zunächit zwar nur für das 
Berfahren vor den geiftlichen Gerichten beitimmt war, darnach aber auch 
für die ftreitige Nechtspflege der weltlichen Gerichte in Aufnahme fan. 
Seit dem jpäteren Mittelalter wurde die ftreitige Gerichtsbarkeit der Kirche 
zwar mehr und mehr bejchränft. Aber die aus dem kanoniſchen Necht 
entnommenen Grundlagen des gemeinen deutjchen Prozeſſes blieben noch 
durch Jahrhunderte beitehen. Gegenwärtig ift nach beiden Seiten der 
Zufammenhang weſentlich gelöft. Für die materielle Gebietsbegrenzung 
gilt der Grundſatz des $ 15 d. ©.-8.-©.: „Die Ausübung einer geift- 
lichen Gerichtsbarkeit in weltlichen Angelegenheiten ift ohne bürgerliche 
Wirkung. Dies gilt insbejondere bei Ehe und Berlöbnisfachen.” Andrer— 
jeits find im bürgerlichen Gerichtsverfahren die Grundlagen des fanoni- 
ihen Prozejjes, namentlich das jchon feit dem XII. Jahrhundert ausge- 
prägte und für die ganze Prozeßgejtaltung maßgebend gewordene Brinzip 
der Schriftlichkeit, aufgegeben. Ihrerſeits greift die deutſche Zivilpro— 
zeßordnung mannigfach beftimmend in Nechtsverhältniffe der Kirchen— 
und Ktirchendiener ein. Nach 8 19 bejtimmt fich der Gerichtsitand, nad 
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8 50 die Vertretung der Kirchen in bürgerlichen Necdtsjtreitigfeiten. 
SS 348, 4 vb. 350: Zeugnisverweigerungsrecht der Geiftlihen in Zivil- 
ſachen. 8 360: ©eneralfrage nach dem Neligionsbefenntnis. 8 446: 
Gebrauch von Berheuerungsformeln an Stelle des Eides. 8 715, 6: 
Pfändung von Sachen bei Geiftlihen. 8 749: Pfündung des Dienft- 
einfommens bei Geiftlichen. F 791: Sculdhaft der Geiftlichen. Über 
Mitwirkung von Geiftlichen beim Sühneverſuch im Eheprozeß j. u. $ 59. 


Litteratur. Über das fanonijche Recht als Duelle des älteren gemeinen 
deutjchen Zivilprozeſſes: v. Bayer, Borträge über den deutjchen gemeinen 
ordentlichen Zivilprozeß, 9. Aufl. 1865, ©. 74 ff. u. die dort Angef. Wetzell, 
Syſtem des ordentlichen Zivilprozeſſes, 3. Aufl. 1878. Syſtematiſche Dar- 
jtellungen des geltenden deutjchen Zivilprozefles: Wach, J. Bd. 1885. Hell— 
mann, 1886. vd. Bland, B8.1.11.,1,1887/91. Kommentare: Gaupp, 
2. Aufl. 1890/92. Wilmomwsfy-Ledy, 6. Aufl. 1891. 2. Seuffert, 
6. Aufl. 1893. Strudmann u. Koch, 6. Aufl. 1894.  Tertausgabe: 2. 
Seuffert, 5. Aufl. 1888. , 


I. Die Stellung des Kirhenredhts innerhalb des 
Rechtsſyſtems. Aus der Überficht über das gejamte Rechtsgebiet 
ergiebt fich im Zufammenhange mit den für den Begriff des Kirchenrechts 
vorher gewonnenen Nejultaten die Grundlage, auf welcher nunmehr die 
enchflopädifche Stellung des Kirchenrechts ſelbſt bejtimmt werden kann. 
Das Problem iſt Fomplizierter, als bei den übrigen Teilen des Rechts. 
Denn diefe führen ihr Dafein nur innerhalb des Nechtsiyftems eines 
einzelnen Staates, einer Staatengruppe oder einer Mehrheit won jelbit- 
ftändigen Staaten. Das Kirchenrecht aber unterhält, wie erfichtlich ge- 
worden ift, nicht nur Beziehungen zu ausnahmslos allen Zweigen des 
ftaatlichen privaten oder öffentlichen Rechts, jondern enthält außer- 
dem noch eine Fülle von Normen, fir welche innerhalb der beiden Grund- 
beitandteile des jtaatlichen Nechts eine Stelle nicht gefunden werden 
fann. Auch zeigt die GejchichtSbetrachtung, daß die Stellung des Kirchen: 
rechts im Nechtsiyitem zu verjchiedenen Zeiten ſehr verfchieden beitimmt 
worden ift. Und doch muß der Verſuch gemacht werden, fie nicht blos 
als eine gefhichtlich bedingte, jondern zugleich als eine prin- 
sipiell begründete nachzumweifen. 

1. Die Hauptmomente in der gejdidtliden Ent- 
wicdelung. Bei der grumdfäßlichen Identität von Staats- und Reli— 
gionsgemeinschaft in der antifen Welt konnte die Frage nach der en— 
chflopädiichen Stellung des Neligionsrechts überhaupt nicht ſelbſt— 
jtändig aufgeworfen werden. Sie war hier eine Machtfrage, welche fich 
darnad) entjchied, ob das Staatsweſen im Dienjte der Religion oder die 
Religion im Dienfte des Staates ſtand. Hiernach Eonnte in den orienta= 
liſchen Staaten theofratifchen Gepräges das ftaatlihe Recht nur ein 
irgendwie eingegliederter Beſtandteil des Neligionsrechtes, und mußte um— 
gefehrt im römischen Staate die Neligionsverfaffung lediglich ein Zeil 


88 Encyklopädiſche Stellung des Kirchenrechts. 113 


der Staatsverfaſſung, das Safralrecht eine Unterart des Staatsrechts 
jein. („Publieum jus in sacris, in sacerdotibus, in magistratibus 
eonsistit“. 1.1 $2 Dig. 11.) In beiden Fällen war das Neligions- 
recht ein unjelbftändiges Necht, weil es in feiner von der ftaat- 
lichen unterichiedenen Sphäre fein Dafein führte. Das in der Univer- 
jalität des Ehriftentums von der nationalen Gebundenheit befreite Kirchen— 
recht erhob den Anfprucd der grundjäßliden Selbftändigfeit 
gegenüber dent ftaatlichen Necht. Dieſer Anſpruch wurde aber je nad) 
dem Gejamtverhältnis von Staat und Kirche ($ 18 ff.) während der 
einzelnen Entwicelungsperioden in jehr verjchiedenen Maßen durchgeſetzt. 
Während des IV. J., von der Anerkennung der Kirche an bis zur Reichs— 
teilung, blieb ev unent|chieden. Nach der einen Seite behauptete das 
Kirchenrecht jeine volle Selbitändigfeit. Denn mit einer in fich feit ge- 
Ichloffenen, ohne Einmiſchung des Staates, ja im Kampfe gegen denjelben 
ausgereiften und teiliweife mit der Gewähr göttlichen Urſprungs jich ein- 
führenden rechtlichen Organijation ward die Kirche im römiſchen Staate 
vezipiert. Diejer Teil der Eirchlichen Nechtsordnung erjchien von Anfang 
an nicht als eine Art des römischen jtaatlichen Rechts, jondern als eine 
neue aus höherer Quelle gejchöpfte Gattung des Rechts überhaupt. 
Nach) der anderen Seite aber mirkte auch die übermächtige römische 
Staatstradition. In der Fortbildung des KirchenrechtS wiederholte Sich 
die antife dentität von Staats und Neligionsgemeinjchaft. Someit dies 
der Fall war, wurde auc das Kirchenrecht lediglich ein Zweig des römi- 
fchen privaten und öffentlichen Nechts. Im byzantiniſchen Neid 
ging darnach die Selbjtändigkeit des Kirchenrechts der Sache und der 
Form nach verloren. Der Sache nach: es gab fein vom Willen des 
Kaifers unabhängiges firchliches Recht. Der Form nad: die Formen 
für die Entftehung des ftaatlihen Nechts waren zugleich die Formen für 
die Entjtehung des kirchlichen Rechts. In der weſtlichen Reichs— 
hälfte wurde die Entwickelung durch das von Auguſtinus tonangebend 
in die Anfänge einer ſelbſtändigen abendländiſchen Kirchengeſchichte hinein— 
ſtellte Prinzip von der Freiheit und dem Vorrang des Gottesſtaates auf 
Erden beſtimmt. Wiewohl in den germaniſchen Staaten die Durch— 
führung jenes Prinzips im Einzelnen Jahrhunderte hindurch den größten 
Schwierigkeiten begegnete, ſo war doch der Schluß der Entwickelung im 
Mittelalter der, daß das geiſtliche Recht als eine in ſich ge— 
ſchloſſene Einheit dem weltlichen Recht gegenüber, und nicht blos als 
foordiniert neben demjelben, jondern in vielen Beziehungen normgebend 
über demjelben jtand. Das „Jus utrumque“ des Mittelalters beruhte 
nicht auf einer ſachlichen S cheidung der Zuſtändigkeitsgebiete von Kirche 
und Staat, ſondern auf der Mnfhauung zweier konzentriſch gelagerten 
Kahl, Kirchenrecht. 8 
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Weltkreiſe, deren Recht je ein eigenes, innerhalb ſeiner ſelbſt reich 
gegliedertes Syſtem darſtellte. Für das Kirchenrecht des Mittelalters 
konnte daher die Frage nach ſeiner Stellung „innerhalb des Rechtsſyſtems“ 
ebenfalls nicht ſelbſtändig geſtellt werden. Inkommenſurabel mit dem 
weltlichen Recht bildete es ſein Rechtsſyſtem für ſich. Dieſes Verhältnis 
aber konnte hinwiederum nur inſolange und inſoweit beſtehen bleiben, als 
nicht die Staaten die bürgerliche Wirkſamkeit kirchlicher Rechtsſätze 
von ihrer ausdrücklichen Anerkennung abhängig machten oder es ſelbſt 
unternahmen, unter Ausſchluß jeder anderen Inſtanz das auf dieſem 
Gebiete für die Kirchen und Kirchenangehörigen maßgebende Recht zu 
ſetzen. Mit dieſer grundſätzlichen Scheidung des bürgerlichen 
und des geiſtlichen Zuſtändigkeitsgebietes war ein großer Teil des 
Kirchenrechts in das ſtaatliche Rechtsſyſtem verlegt und nunmehr 
allerdings die Frage nach ſeiner encyklopädiſchen Stellung zu ſelbſtändiger 
Bedeutung gelangt. Solchergeſtalt aber ift der Standpunft des mo— 
dernen Staats, melden er allerdings erft nach Überwindung vieler 
Zwiſchenſtufen und Grenzverwirrungen mit einiger Sicherheit und prin- 
zipiellen Klarheit betreten hat. Nur auf dem Boden dieſer Gejant- 
auffaſſung kann daher gegenwärtig auch die Frage nach der Stellung 
des Kirchenrechts im Rechtsſyſtem aufgeiworfen und beantwortet werden. 

2. Auf der Grundlage der gegenwärtigen Gejamtauffafjung 
des Verhältniſſes von Staat und Kirche Itehen ſich vornehmlich zwei An— 
jihten in der Sache gegenüber. Nach der einen tritt das Kirchenrecht 
wejentlich als ein dritter Zweig des NechtS neben das Privatrecht 
und das öffentliche Neht des Staats (Puchta). Nach der andern ift 
das Kirchenrecht als Necht von Korporationen innerhalb des Staates 
lediglich ein Teil des Staatlichen oder ftaatlich anerkannten öffent- 
lihen und privaten Rechts (Hinſchius). Weder die eine noc Die 
andere Meinung kann vollitändig befriedigen. Beide gehen darin fehl, 
daß fie es unternehmen, die Frage für das Slirchenreht im Ganzen 
zu entjcheiden. Um aber feine Stellung im Rechtsſyſtem zu bejtimmen, 
it eine Differenziierung defjelben nach Inhalt und Quelle nicht zu 
umgehen. Dadurd) wird nicht die Einheit des Kirchenrechtsbegriffs zer— 
ftört, jondern nur der einzigartige Neichtum feiner Beziehungen zu allen 
Zweigen des Rechts, fein wahrhaft univerfeller Charakter offenbart. 
Zunächſt iſt jo viel ficher und wohl auch unbeftritten, daß das Kirchen— 
recht als Ganzes nicht einen Teil des Privatrechts bilden kann, da 
es nicht weſentlich und ausschließlich vermögens- und privatfamilienrecht- 
lihe Beziehungen der Kirchenglieder normiert, fondern in feinem Haupt— 
inhalte die Perjönlichkeit nach der Seite ihrer Zugehörigfeit zu einer 
höheren, transzendentalen Zwecken gewidmeten, geijtigen und geiftlichen 
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Gemeinſchaft ergreift. Ebenſo gewiß iſt, daß das Kirchenrecht als 
Ganzes nicht einen Beſtandteil des ſtaatlichen öffentlichen Rechtes 
bilden kann, da nach der früher gewonnenen Begriffsbeſtimmung ſein 
Gebiet weit über den Kreis derjenigen Verhältniſſe hinausragt, welche 
durch dieſes geregelt werden. Wohl aber gehören Teilgebiete des 
Kirchenrechts dem Privatrecht und dem öffentlichen Recht des Staates 
an. Es iſt heute feſtſtehender Grundſatz, daß die Privatrechtsordnung 
mit Wirkſamkeit auf dem äußeren Rechtsgebiete überhaupt nur 
durch den Staat beſtimmt werden kann. Verhältniſſe von an und für 
ſich privatrechtlicher Natur verändern oder verlieren dadurch ihren 
Charakter nicht, daß ſie ſich auf die Kirche beziehen (vgl. o. I1). Alle 
Rechtsſätze, in denen die Kirche als ſolche oder in ihren einzelnen orga— 
niſchen Gliederungen als das Subjekt von Privatrechten erjcheint, gehören 
von jelbit der Privatrechtsordnung des Staates als integrierende Beltand- 
teile an. Das kirchliche VBermögensrecht mit privatrehtlihem Inhalt, 
wie 3. B. das Recht über die Erwerbsfähigkeit der Kirche (über Ver— 
mögensrechte öffentlich vechtliher Natur f. u. $ 61), kann hiernach nicht 
„ein dritter Zweig des Rechts”, fondern nur ein innerhalb der Privat- 
rechtsordnung überhaupt beitehender Nechtsteil fein. Hiefür iſt es grund- 
ſätzlich ohne Belang, aus welchen Quelle dieſe Privatrechtsjäge urjprüng- 
Lich geflojjen find. Nicht wenige Süße des kanoniſchen Rechts find 
Beitandteile des gemeinen oder fodifizierten Privatrecht geworden, Aber 
ihre Geltung auf dem äußeren Nechtsgebiete, ihre bürgerlihe Wirf- 
jamfeit, leiten fie gegenwärtig nicht aus firchlicher Nechtsquelle, jondern 
allein aus der dur) den Staat gejchehenen Aufnahme in die Privat- 
rehtsoronung ab ($ 3 I). Ebenſo ſteht feit, daß derjenige Teil des 
Kirchenrecht, welchen wir heute als Staatskirchenrecht zuſammenzu— 
faljen pflegen, nämlich der Inbegriff der Nechtsjäse über das Berhältnis 
der Kirchen zum Staat und untereinander (8 6 III), feinen dem öffent- 
lihen Necht des Staates gegenüber „jelbjtändigen Zweig des Rechts“ 
darstellen kann, ſondern vielmehr ein zu ſyſtematiſcher Einheit zufammenge- 
faßter Komplex von Nechtsfägen aus allen Gebieten des öffentlichen Rechts, 
des Strafrehts, Strafprozefjes, Eivilprozejjes, Verwaltungsrechts, nament- 
lich aber des Staatsrechts i. e. ©. iſt. Es ift jchlechthin Notwendigkeit, 
daß die Kirchen denjenigen Teil ihrer Rechtsordnung, auf welchem allein die 
Möglichkeit ihrer gelellichaftlihen Exiſtenz und Koexiſtenz im Staate 
beruht, Durch den Staat ſelbſt empfangen ($ 21, II). Inwieweit dabei 
der Staat in feiner Gejeßgebung den eigenen Anforderungen der Kirchen 
Rechnung trage, ift eine für fich beftehende Frage der Slirchenpolitif. 
Entjcheidend für die enchflopädische Stellung dieſes Teiles des Kirchen— 
rechts ift allein der Umftand, daß er feine von der Anerfennung des 
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Staates unabhängige Entjtehungs- und Lebensfähigfeit befitt. Das Er- 
gebnis der bisherigen Ausführungen iſt hiernach dies: Das Kirden- 
recht ift, jomweit eS Gegenstände von an fi privatrechtlicher 
Natur betrifft, oder das Nechtsverhältnis der Kirchen zum 
Staate und untereinander zum Inhalte hat, lediglich ein Be— 
ftandteil des im Staate geltenden privaten oder öffentlichen 
Rechts. Inſoweit bedurfte die erite der beiden Anfichten über die ency- 
klopädiſche Stellung des Kirchenrechts einer einfchränfenden Korrektur. 
Aber es bleibt noch ein weites Inhalts- und Quellengebiet des Kirchen- 
rechts frei und für diefes ift die Inanſpruchnahme jeiner Selbjtändig- 
feit innerhalb des Nechtsiyitems allerdings in vollem Maße begründet. 
Damit wendet fich der Widerfpruch gegen die zweite der angeführten 
Meinungen: alles Kirchenrecht jolle lediglich ein Zeil des jtaatlichen 
privaten oder öffentlichen Nechtes jein. Statt defjen ift zu jagen: Das 
Kirchenrecht bildet neben dem letteren einen jelbjtändigen Teil des 
Nechtsiyftems, joweit es die nah Gegenstand und Wirffam- 
feit jowie in den Mitteln ihrer Durchführung auf das inner- 
firhlihe Gebiet ſich bejhränfende felbfterzeugte Gemein- 
Ihaftsordnung der Kirche zum Inhalt hat ($6 IID. Inſoferne hat 
die Gegenüberftellung von „kirchlichem“ und „weltlihem” Necht, Hat der 
Dualismus des Jus utrumque im Nechtsiyftem noch immer feine gewiſſe 
Berechtigung und Bedeutung. Die hier befümpfte Anficht, wonach das 
Kirchenrecht in jeiner Totalität lediglich ein Teil des jtaatlichen Rechts 
fein joll, beruht auf der Unterjtellung, daß es ein „Recht“ ohne den 
Staat oder ohne die Anerfennung des Staates überhaupt nicht gebe. 
Damit iſt die Unterfuchung wieder zu ihrem grundlegenden Ausgangs- 
punft zurücgeführt. Schon bei der Begriffsbeitimmung von „Recht“ 
wurde jene Unterftellung. als irrtümlich” nachgewiefen. Sie ijt bier 
wiederholt zurückzuweiſen. Sie ift doppelt unhaltbar auf der Grundlage 
der gegenwärtigen Berhältnisordnung von Staat und Slirche. Dieje be- 
ruht durchaus auf dem Prinzip der Selbftändigfeit der Kirche auf 
kirchlichem Gebiet. Diejes Prinzip ſchließt auch die Selbftändigkeit 
de3 KirchenrechtS auf diefem Gebiete ein. Es gilt auch da, wo es nicht 
ausdrücklich verfaſſungsmäßig gemwährleiftet ift: es ift ein Lebensprinzip 
des modernen Staates überhaupt. Das Kirchenrecht mit dieſem Inhalte 
befit im Ganzen die Natur des dffentlihen Rechts. ES wird von 
Einigen auch autonomes Klirchenrecht genannt. Gegen diefe Bezeichnung 
ift nur dann nichts einzumenden, wenn der Begriff der Autonomie im 
richtigen Sinne verftanden wird. Mit Autonomie wird bald eine ur- 
jprünglide und felbftändige, bald nur eine abgeleitete umd 
untergeordnete Geſetzgebungsmacht beftimmter Kreife im Staate 
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bezeichnet. Eine Autonomie der erſteren Art ſteht nach deutſchem Recht 
für gewiſſe Familienverhältniſſe dem reichsſtändiſchen Adel zu; eine Auto— 
nomie der zweiten Art den Gemeinden und anderen öffentlich vechtlichen 
Korporationen. Dieje zweite Art beruht auf Verleihung des Staats, 
auf Selbſtbeſchränkung der Staatsgewalt, welche für gewilje Ber- 
hältniffe fich) ihrer Geſetzgebungsmacht zu Gunsten bejtimmter Gemein— 
Ichaftsfreife entäußert. Sie hat alſo zur Borausjeßung die prinzipielle 
Berechtigung des Staates, die betreffenden Nechtsverhältnijfe auch durch 
die eigene Gejeßgebung zu ordnen. Solchergeftalt ijt die Autonomie 
der Kirche in dem hier vorausgejeßgten innerfirchlichen Gemeinjchaftsgebiete 
nicht. Dieje Rechtsſetzung der Kirche it Feine vom Staat abge- 
leitete, it nicht blos eine untergeordnete Art der Staatlichen 
Gefeßgebungsgemwalt felbit. Sie ift die Außerung einer urfprüngliden 
und jelbjtändigen rehtsjchöpferiichen Kraft auf einem Gebiete, 
von welchem grundſätzlich die Nechtserzeugung des Staates ausgejchlofjen 
it. Wenn die gejchichtliche Entwidelung des Berhältniffes von Staat 
und Kirche oftmals andere Ergebnifje zeigt, jo weilt fie nicht die Dar- 
ftellung, jondern die Irrgänge des Prinzipes auf. Um fo entjchiedener 
und vorbehaltslojer iſt daſſelbe heute aufzustellen. Sn dem oben be— 
grenzten Anwendungsgebiete iſt das Kirchenreht in feiner Beziehung 
dem jtaatlichen Necht untergeordnet. Auch joweit für das in. Ddiejem 
Sinne autonom erzeugte Kirchenrecht eine Einfichtnahme oder ſelbſt 
Bejtätigung des Staates vorbehalten it, ift dies nicht der Ausdrud 
einev Ober-Geſetzgebungsgewalt des Staates, jondern vielmehr 
der Ausflug des ſtaatlichen Dberaufjidtsrehts über Die 
Kirche. Durch den Vorbehalt der Beitätigung Seitens der oberaufs 
febenden Gewalt wird aber die Erijtenz der Autonomie in 
feiner Weije beeinträchtigt, jondern immer nur die Geltung der auto— 
nomen Rechtsſätze auf bürgerlichem Gebiete veguliert. Es bedarf in- 
deifen, wie gejagt, überhaupt nicht der Beiziehung des Begriffs der Auto— 
nomie. Die urjprüngliche vechtsichöpferiiche Macht der Kirche und damit 
die Selbfjtändigfeit des Kirchenrechts auf dem hier in Betracht 
fommenden Gebiet wird dadurch mehr verdunfelt, als erklärt. 
Litteratur. v. Sadigny, Syſtem des heutigen römiſchen Nechts, BD. J, 
S. 27f. Jacobſon, Kirchenredtlihe Verſuche zc., TI. II, ©. 43 ff.: „Uber 
den Begriff des öffentlichen Rechts, und über das Kirchenrecht als Teil des— 
jelben” Buchta, Snititutionen, Bd.1, $s 26. Stahl, Philoſophie des 
Rechts (4. Aufl.) Bd. IL, 1. Abtl. S. 300 ff. Abweichend von der im Text 
vertretenen Auffafjung über die Selbjtändigfeit eines Teiles des Kirchen- 
rechts im Rechtsſyſtem, wiewohl im Einzelnen wieder mit verfchiedener Stel- 
lungnahme zu den ganzen Problem: Hinſchius in Holgendorff’3 En- 
cyflopädie der Rechtswiſſenſchaft (3. Aufl.), 9.644. Friedberg, Lb. ©. 2. 


dv. Schulte, Lb. © 8. Zorn, %b. S. 6 ff. („autonomes Kirchenrecht”). 
D. Mejer, NRechtsleben der deutjchen evangelijchen Landeskirchen, ©. 70 f. 
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(Die „landeskirchliche Genoſſenſchaft“ beſitzt ein in beſtimmten Formen zu 
übendes „Recht des Statutenerlaſſes, jus statuendi”. Die Geſell— 
ſchaftsordnung der Landeskirche iſt „Rechtsordnung“ nur durch Vermitte— 
fung des Staates“) Uber Autonomie: Stobbe, Deutſches Privatrecht, 
B». I (1882), ©. 129 ff. 


Zweiter Abjichnitt. 
Quellen des Kirchenrechts. 


I. Offenbarung und Rechtsbildung. 


Sg. 

Entſtehungsquelle alles weltlichen Rechts iſt Gewohnheit oder Geſetz 
(ST) Für das Necht der Kirche wird aber die Zurüdführung auf uns 
mittelbare oder mittelbare Thätigfeit des menschlichen Geistes nicht ohne 
meiteres als ausreichend vorauszufegen fein. Ihre Stiftung durch gött— 
liche Offenbarung weiſt auf die Möglichkeit des Zufammenhanges auch 
ihrer Nechtsordnung mit dem göttlichen Willen hin. Dadurch ift unume 
gänglich an die Spibe der Lehre von den Quellen des Stirchenrechts die 
Frage nach dem Berhältnis von göttliher Offenbarung und kirch— 
fiher Rechtsbildung geitellt. Denn es ijt Elar, daß, wenn und in— 
joweit jene als Quelle des KirchenrechtS anerkannt werden muß, fie den 
oberiten Rang unter allen Rechtsquellen zu behaupten ımd die recht3= 
ichöpferiiche Kraft jowohl der Gewohnheit, als der Geſetzgebung zu regu— 
lieren hat. Es iſt aber jchon aus der Erörterung der allgemeinen Be— 
ziehungen der einzelnen Stirchengefellichaften zu dem Necht ($5) erinnerlich, 
daß die Stellung der fatholifchen und der evangeliichen Kirche zu dieſer 
Frage eine grundfäßlich verichiedene ijt; und felbft innerhalb der evange- 
lifchen Kirche beiteht eine, wenn auch nicht grundfäßliche Divergenz der 
reformierten und der Lutherifchen Auffaffung. 

I. Die Bejonderheit der katholiſchen Auffafjung hebt jchon bei 
der Umfangsbeftimmung der Erfenntnisquellen göttlicher Offenbarung an. 
Als jolche gelten bl. Schrift und Tradition. Beide werden im Ber- 
hältnis notwendiger Ergänzung ftehend aufgefaßt. Da die Dffen- 
barung in Ehrifti Perſon nur durch Wort und Wunder geſchah, jo er- 
fcheint einerjeit8 der Kreis dev hl. Schriften, worin jene überliefert 
werden, jelbit nur als ein Beitandteil der Tradition. Da andererjeits 
die Kirche im unfehlbaren Lehramt ein immerwährendes Organ der Tra— 
dition beſitzt, ſo iſt dieſe hinwiederum im engeren Sinne eine der Hl. 
Schrift gegenüber felbitändige Erfenntnisquelle der göttlichen Offenbarung. 
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Seinen quellenmäßigen Ausdruck hat diefer Zuſammenhang von Schrift 
und Tradition darin gefunden, daß in der fatholifchen Kirche (Conc. 
Trid. Sess. IV. s. v. ‚„insuper eadem ete.‘“ vb. Conc. Vat. Const. 
de fide cath. cap. 2 s. v. „prout in ejusdem ete.‘‘) als authentijche 
Bibelausgabe nur die unter dem Namen versio vulgata befannte, in 
der Hauptfache von Hieronymus herrührende lateiniſche Überjegung des 
Urtertes gilt, welche ihrerjeitS bereits dev Ausdruck traditioneller Schrift- 
auslegung iſt. Was num zunächit 

1. die hl. Schrift alten Tejtamentes betrifft, jo ift dieſelbe eine 
Rechtsquelle von grundlegender Bedeutung für die borreformatorijche 
Kirche geworden und für die fatholifche Kirche der Gegenwart geblieben. 
Dies geſchah in unmittelbarer Weile durch Aufnahme mojaischer Nechts- 
beitimmungen, in mittelbarer Weife durch Aneignung mofaifcher 
Rechtsideen. 


Eine unmittelbare Reproduktion altteftamentlichen Rechtsſtoffes findet 
ſich, abgeſehen von der Rezeption reiner Zeremonialvorſchriften, namentlich im 
kanoniſchen Eherecht, im kirchlichen Vermögensrecht und im Strafrecht des 
Mittelalters vor. In letzterer Beziehung fand der quellenmäßige Zuſammenhang 
ſogar formalen Ausdruck in dem augenſcheinlichen Anſchluß der Titelreihe des 
V. Buchs der Defretalen ($ 11), als der Hauptquelle des kanoniſchen Strafrechts, 
an die Neihenfolge des Defalogs. Immerhin ift die Bedeutung des alten Teſta— 
ments als Nechtsquelle in diefem unmittelbaren Sinn auch für die Fatholifche 
Kirche mehr nur als geichichtliche, denn als garundjägliche zu verftehen. Das 
Cone. Trid. hat in S. XXIV. e. 3 für die Umfangsbeftimmung der Firchlichen 
Ehehindernifie ausdrücklich die verpflichtende Geltung des Leviticus abgelehnt. 
Die Fatholifche Kirche hat fich damit im Prinzip gegenüber allen Nechtsporjchriften 
des alten Tejtaments die volle Freiheit der Gefeßgebung gewahrt. Ungleich 
tiefer greifend und nachhaltiger wurde die Bedeutung des alten Tejtaments als 
Nechtsauelle in dem erwähnten mittelbaren Sinn. Nicht wenige und darunter 
überaus wichtige alttejtamentliche Einrichtungen haben der fatholischen Rechts— 
entmwidelung zur Grundlage und zum Borbild gedient. Der nad Chrifti und 
der Apojtel Ausiprüce fjelbjt nicht im Ganzen gelöfte Zuſammenhang zwiſchen 
dem alten und neuen Gefet bot Anfnüpfungspunfte genug, um da, wo eine 
direfte Erneuerung des Mojaismus ausgejchloffen war, eine analoge und typiſche 
Anwendung des moſaiſchen Gejetes zu ermöglichen. So hat fich, mit faum 
mehr erfennbaren feinen Degenerationen beginnend, jchon bon den Apoftel- 
jhülern vorbereitet, von der Autorität der QIradition gehalten und nachmals 
bon der chrijtlichen apologetijchen Litteratur ſyſtematiſch ausgebildet, allmählich 
ein Übergang altteftamentlicher Rechtsideen zuerjt in das eindrudsfähige jung- 
hrijtliche Bewußtfein, darnad) in die Praris der Gemeinden, und zulett in die 
Berfafiung der Kirche in den Maße vollziehen fünnen, daß darauf mejentlic) 
der jpezifisch rechtsgeſetzliche Charakter der fatholifchen Kirche beruht. Im Border- 
grunde ftehend und alles Andere an Bedeutung überragend wurde die Aneignung 
der dee don der Notwendigkeit eines menjchlich priefterlichen Meittlertums; 
ihre rechtliche Ausgeitaltung hat nachmals der katholiſchen Kircher die ganze 
Signatur verliehen. Sie bedingte nicht blos die joziale Gliederung des Kirchen 
organismus in #A700s und Aass ($ 26), auf welcher im Wejentlichen die Ber- 
fafjung und die Berteilung der Funktionen beruht; fie hat in der Vertiefung 
ihrer Konjequenzen auch die Norm für das Berhältnis der Fatholifchen Kirche 
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zum Staat geliefert, ja fie ſchloß im letzten Grunde auch dasjenige Prinzip in 
fich ein, welches im Gebiete des Glaubens und des Rechts die Trennung zwi— 
fhen Katholizismus und Proteftantismus bewirkte und fortwährend bemirft. 

2) Derjchieden von der zmweifachen Duellenbedeutung der hl. Schrift 
alten iſt für die katholiſche Kirche diejenige des neuen Teſtaments. 
Weder hat dasjelbe bloß als Typus der Nechtsentwicelung gedient, noch 
läßt es gegenüber jeinem zwingenden Nechtsinhalt eine bedingungslofe 
Freiheit der kirchlichen Geſetzgebung zu. Es gilt in der Fatholifchen Kirche 
als Rechts quelle im engften und ftrengiten Sinn. Nach ihrer Yehre 
hat Gott auch im Gebiete des Rechts ſich ordnend offenbart. Sn 
einer Neihe von Ausſprüchen Chrifti oder der Apoftel wird daher ein un— 
mittelbar gejetgeberifher Wille erfannt (Cone. Trid. Sess. VI 
De justif. e. XXI ‚Si quis dixerit, Christum Jesum a Deo homini- 
bus datum fuisse ut redemptorem, eui fidant, non etiam ut legis- 
latorem, cui obediant: anathema sit“), und hiernach die rechtliche 
Drganifation der Kirche in allen wejentlihen Bejtandteilen in der hl. 
Schrift neuen Tejtamentes ausgebildet oder angedeutet vorgefunden. So 
führt die Fatholifche Kirche den Primat des römischen Biichofs, die vecht- 
liche Natur der bijchöflichen Kirchengewalt, die ununterbrochene Succeſſion 
der Bilchöfe, die Forderung rechtlicher Einheit der Kirche ſowie dev Zus 
gehörigfeit aller Getauften, grundlegende Sätze ihres Eherechts und vieles 
Andere auf direkt göttliche Anordnung zurück (Vgl. z. B. Matth. XVI,18. 
XVII, 18. Ephef. II, 20—22. 1. Kor. XII, 12. 13 ff.). Auf Diefe 
Weiſe glaubt ſich die katholische Kirche mit einer Summe von wahrhaftigent 
Jus Divinum ausgeftattet. Diejes göttlihe Recht it um ſeines Ur— 
fprunges willen underänderlich, d. h. es duldet nicht die Bildung von 
entgegenftehendem regehvidrigem oder beſonderem Necht ($ 7 II) und entzieht 
fich vollends der Dispofition irgend einer außerhalb der Kirche beitehenden 
menschlichen Gewalt. Die Kirche ſelbſt dagegen befißt in der traditionellen 
Schriftauslegung das Mittel und die Berechtigung, den Umfang Ddiejes 
underänderlichen göttlichen Nechts zu bejtinnmen und zu vermehren. 

Außer den echten apoitoliichen Schriften des neuen Tejtaments kurſierten 
Ihon frühe pjeudo=sapojtolifhe Sammlungen, in welchen über Regeln der 
hrijtlichen Sitte und verjchiedene Materien der kirchlichen Ordnung gehandelt 
wird: Constitutiones Apostolorum, 8 Büder. Die jech$ erjten enthalten die 
auch als jelbjtändige Sammlung in Umlauf gejeßte Aıdaoxakla rar dnooroiww 
aus dem Ende des III. 3. Das fiebente Buch enthält in bejonderer Verarbei- 
tung die Audayn zvolov dıa Tov anooroAw» aus der Mitte des IL.S., 1883 
von Bryennios, Metropolit d. Nicodemien, in älterer Redaktion aufgefunden 
und herausgegeben (3. f. KR. Bd. NIX, S. 408). Die Asdayn erſcheint auch 
neben dem Barnabasbrief und älteren Stüden als Bejtandteil einer anderen 
Sammlung unter dem Titel zavoves dxzimowonzxoi av Aylov anooroiov (ed. 
Harnad, Die Lehre der zwölf Apojtel, 1884, ©. 225). Davon verjchieden hin- 
wiederum jind endlich die Canones Apostolorum aus dem IV. $., 50, 


89 Dffenbarung und Rechtsbildung. 121 


ſpäter 85 Rechtsſätze. Ste wurden im VI. 3. den Constitutiones Apostolorum 
als Anhang beigefügt. (Friedberg, 2b. 8 "33. Über neue Funde und Arbeiten 
zu den Apoftolifchen Konftitutionen ſ. D. 3. f. KR. Bd. 1 ©.116f) Die 
pjeudosapoftolifchen Schriften haben die Firchliche Nechtsentwidelung im Drient 
und Occident mannigfach bejtimmt (vgl. die vielfachen lehrreichen Mitteilungen 
bei Sohm, K.R., Bd. J. 1.Kap.); aber jelbftverfjtändlich enthalten jie 
fein Jus Divinum. 

5. Die Tradition ift Ergänzungsgquelle der hl. Schrift (Cone. 
Trid. Sess. IV. „...hanc veritatem et disciplinam contineri in 
libris sceriptis et sine sceripto traditionibus, quae ipsius Christi ore 
ab Apostolis acceptae, aut ab ipsis Apostolis, spiritu sancto dictante, 
quasi per manus traditae ad nos usque pervenerunt.‘). Sie ift 
alio die unter Beiltand des hl. Geiltes mittelbar und fortlaufend ich 
vollziehende göttliche Offenbarung. Ihrer Form nad) ift ſie entweder rein 
mündliche oder fchriftlich firierte Überlieferung. Ihre Notwendigkeit 
it auf die Vorausfegung gegründet, ‚daß nicht der ganze Inhalt der 
Dffenbarung in der Schrift enthalten jei. Ihren Rechtsgrund befitt 
fie in dem unfehlbaren Lehramt der Kirche. Ihr Organ war nad) 
den Apofteln jelbft der Gejamtepisfopat, vertreten durch das allgemeine 
Konzil; nad) der vatifanifchen Lehre ijt es neben dem Stonzil oder ohne 
dasjelbe auch der Papft, wenn er ex cathedra Ipricht. hr Anwen— 
dungsgebiet ijt der Ölaube und die Disziplin, und als Beitandteil der 
legteren auch das Recht. Ihrem Urſprunge nach it fie traditio 
divina oder humana. Jene iſt diejenige, welche einen perjünlichen Aus— 
ſpruch Ehrilti (ipsius Christi ore) zum Stüßpunft hat; den Inhalt der 
legteren bildet die auf Ausiprüche der Apojtel oder ihrer Nachfolger ohne 
eine folche Gewähr (ab ipsis Apostolis) zurüczuführende Überlieferung, 
daher fie auch jchlechthin traditio apostolica genannt wird. Auf der 
Unterjcheidung ihres Urfprungs beruht auch die Berjchiedenheit ihrer ver = 
bindlihen Straft. Traditio divina erzeugt underänderliches Necht 
und teilt alfo vollfommen die Duellenbedeutung des neuen Tejtaments; 
traditio humana erzeugt bei allem Anſpruch auf hohe Verehrung nur 
veränderliches Recht. Den Beweis der Üchtheit endlich erbringt 
für die ältere Zeit die Übereinftimmung der Kirchenväter, deren 
Autorität ſelbſt ein wejentliches Entwicelungsmoment der Tradition ge= 
bildet hatte (auctores et quasi genitores doctrinae ecelesiae), und er— 
gänzend das Zeugnis eines ökumeniſchen Konzils. Nach der neuejten 
Berfaffungsentwicelung kann neben der Stathedralenticheidung des Bapites 
eine bejondere Gewähr der Authentizität freilich nicht mehr erforderlic) 
fein (Pius IX: „La tradizion, son io* — Die Tradition bin ich). 

Bon den Seriptores eccelesiae unterjcheidet die Fatholijche Kirche die 
Patres, für welche verlangt wird 1. antiquitas competens, d. h. daß fie zwar 
niht mehr Apoftelichüler (Patres Apostolici) find, aber aus den erjten dreizehn 
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Jahrhunderten ſtammen; 2. doctrina orthodoxa, weshalb Origines, Tertul- 
lian, Lactantius, Eusebius nur zu den Scriptores zählen; 3. sanctitas vitaez 
4. approbatio ecclesiae. Aus der Zahl der Patres find diejenigen, welche 
außerdem eruditio eminens im Kampf für die Kirche gezeigt haben, zu Doc- 
tores eccelesiae erhoben (Ambrosius, Augustinus, Hieronymus, Gregor M. 
Athanasius, Basilius, Gregor v. Nazianz, Chrysostomus). 

4. Zur Aufitellung eigentliher Bekenntniſſe im Sinne furz 
formulierten Inhaltes der Olaubenslehre lag, nachdem in den drei Sym— 
bolen der alten Kirche ($ 4) eine feite Norm der Grundthatjachen des 
hriftlichen Glaubens gegeben war, innerhalb der abendländijchen Kirche 
ein Bedürfnis injolange nicht vor, als die formale Autorität der Konzilien 
und Päpſte in Glaubensfachen unerjchüttert war und die Kirche die Macht 
befaß, jede Härefie mit Hülfe des weltlichen Arms thatfächlich von der 
Kirche fern zu halten. Erſt der Widerfpruch gegen jene formale Auto— 
rität ergab die Notwendigfeit der urfundlich geichloffenen Feitlegung des 
geichichtlichen Glaubensertrages. Demgemäß Hat die Fatholifche Kirche 
aus der Neformation den eriten Anlaß zur Aufitellung eigener Bekennt— 
nijfe entnommen. Ihre Symbolik Fleidet ſich zunächſt in die Form der: 
Negative, des anathema sit, der Verwerfung der gegenteiligen Lehr— 
meinung. In diefem Sinne find die deereta und canones des Tri— 
dentinijchen Konzils ($ 12) die hauptjächlichjte römiſch-katholiſche Be— 
fenntnisjchrift. Ihnen folgte unmittelbar, die Tridentinifchen Lehren ür 
poſitiver Form enthaltend, die 1564 von Pius IV. durch zwei Bullen 
verfiindigte Professio fidei Tridentinae (forma professionis 
fidei catholicae, forma juramenti professionis fidei), approbiert durch 
das Vatikaniſche Konzil und ſpäter durch einen Zuſatz über Univerjal- 
episfopat und Unfehlbarfeit verinehrt (Deer. S. Congr. Conc. d. 20. Jan. 
1877, de formula qua in futurum tempus professio fidei emittenda 
sit. „Caetera item omnia a sacris Canonibus et oecumenieis Con- 
eiliis, ac praeceipue a sacrosancta Tridentino Synodo, et ab oecu- 
menico Concilio Vaticano tradita, definita ac declarata prae- 
sertim de Romani Pontificis Primatu et infallibili magi- 
sterio, indubitanter reeipio atque profiteor. . .“). Weiterhin erſchien 
i. J. 1566 der Catechismus Romanus ex decreto Coneilii 
Tridentini ad parochos ($ 5 D). In vier Teilen handelt er de symbolo, 
de sacramentis, de decalogo, de oratione. Er ijt ein Fatechetiiches 
Handbuch zur Anmweilung für die Lehrer. Die lebte programmatiſche 
Kundgebung dieſer Art iſt die Constitutio dogmatica de Fide Ca- 
tholica, edita in Sessione III. sacrosancti Coneilii Vaticani d. 
24. April 1870 in vier Capita: De Deo rerum omnium Creatore, de 
revelatione, de fide, de fide et ratione. Dieje Befenntnijje der römiſch— 
fatholiichen Kirche find nicht blos Zeugniffe über den Inhalt dev Offen» 
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barung, fondern Dffenbarung ſelbſt, authentijche Schriftaus- 
legung. Ihrem Inhalte gegenüber bejteht alſo auch eine Freiheit menjch- 
liher Nechtsentwicelung in irgend welchem Sinne nicht. 

Litteratur. ©. Phillips, KeR. Bd. 3. ©. 573—612 „Die göttliche Offen 
barung als Urquell des gejamten Kirchenrechts.7 Ausgabe der römijch- 
fatholifchen Befenntnifje j. vo. $ 5 I. Das Decretum der Congregatio 
Concilii d. 20. Jan. 1877 im A. f. & KR. Bd. XXXVIT. ©. 466 f. Die 


Batifanifche Konjtitution de Fide daſ. Bd. XXIV, p. II sq. Über den 
fatholiihen Standpunkt überhaupt Richter- Kahl, Lb. ©. 939 ff. 


UI. Grundfäßlich abweichend ift in der ganzen Frage des Verhält- 
nifjes don Offenbarung und Nechtsbildung die Auffaffung der evan— 
gelijhen Kirde. Die Tradition im fatholiichen Yehrbegriff ijt ihr 
fremd. Außerhalb der hl. Schrift feine göttliche Offenbarung. Alfo auch 
feine immerwährenden Organe und Elajfiihen Zeugen einer jolchen. Das 
Beugnis der Kirchenväter achtet fie hoch. Aber nur als menschliche 
Urteile, nicht als göttliche Jnjpiration (Art. Smale. P. II. De Missa, 15 
„Ex patrum enim verbis et factis non sunt exstruendi articuli 
fidei‘ etc.). Dabei begrenzt die evangelijche Kirche, ohne die vorgenannten 
Abftufungen fich angeeignet zu haben, die patriftiiche Periode don der 
nachapojtoliichen Zeit bis zum Anfang des VII. J. Als Erfenntnisquelle 
der göttlichen Offenbarung hat fie, bei wejentlicher Übereinstimmung mit 
dem jchon von der alten Stirche feitgeltellten Kanon der hl. Schrift, aber 
vorbehaltlich des jteten Rückgriffs auf den Urtert und der vollen Freiheit 
ſprachlicher Kritik und Wiedergabe (Bibelrevifion), in ihrer Geſamtheit 
die Bibelüberfeßung Yuthers rezipiert. 

1. Die Auffaffung der lutheriſchen Kirche. 

Die lutherifche Kirche joll in ihrer Auffaffung über das Verhältnis don 
Offenbarung und NRechtsbildung nach einer öfters wiederholten Schulmeinung 
lange Beit ſchwankend, d. h. alfo teilweife der Fatholifchen Lehre zugeneigt ge— 
weſen fein. Dieje Anficht ijt, wo und in welcher Form oder Beichränfung jie 
immer auftrete, unbegründet. Wenn an irgend einem PBunfte, jo Haben fih an 
diejem alsbald lutherifches und katholiſches Bewußtiein flar und jcharf von ein- 
ander getrennt. Die Befenntnisfchriften find mit Zeugniffen wider das rechts— 
gejegliche Wejen der römischen Kirche, wider die Verknüpfung ihrer rechtlichen 
Drganijatton mit Ausſprüchen Chrijtt oder der Apojtel und wider die Begrün— 
dung ihrer Gewaltsanſprüche durch göttlichen Befehl im Ganzen und in fonfreten 
Anwendungen derart überfüllt, daß nicht einmal der Verſuch gemacht werden 
fann, einzelne Belegjtellen herauszugreifen, ohne die überwältigende Kraft des 
Gejamteindruds über die Ablehnung des fatholifchen Standpunftes abzufchwächen. 
Auch Luther perjönlich hat jede Gelegenheit wahrgenommen, die Ableitung don 
Biwangsverpflichtungen aus dem Inhalt der Hl. Schrift in Beziehung auf die 
rechtliche Gejtaltung des Kirchenweſens energijch zu bejtreiten. Sein berühmtes 
Wort in der Auslegung zur Bergpredigt: „Darum, was darinne die Oberfeit 
und weile Leute nach dem Rechten und Bernunft jchliegen und orönen, da joll 
man's bei bleiben laſſen. Denn auch Chrijtus bie nichts feet noch ordnet als 
ein Juriſt oder Regent in äußerlichen Sachen 20.” tft geradezu der Typus luthe— 
riicher Auffaffung über das Verhältnis von Offenbarung und Rechtsbildung über- 
haupt. Dem gegenüber fann es nicht durcchfchlagend fein, Fich zum Beweiſe des 


124 Zweiter Abjchnitt: Quellen des Kicchenrecht3. $9 


Schwanfens auf einzelne Stellen aus Kirchenordnungen des XVI. 3., jo der 
brandenburgifchen v. 1533, der ſächſiſchen Gen. Artifel v. 1557, der furjächliichen v. 
1580 u. a., in welchen vom „Gejet des Evangeliums” oder von „göttlichen Rechten” 
geiprochen wird, zu berufen. Werden dieje Stellen im BZujammenhange des 
Ganzen geprüft, jo ergiebt fich überall vollfommene Harmonie mit der genuin 
lutherifchen Auffafjung. Eine prinzipiell abgeflärte Theorie über das Ver— 
hältnis beider Duellenarten bildete ſich damals allerdings noch nicht. Nach der 
Natur der Sache fleidete fich die lutheriſche Auffaffung vorwiegend zunächſt in 
daS Gewand der Negation. Nach der Seite ihrer pofitiven Formulierung wurde 
fie erjt in der neueren Zeit ergänzt. Denn erjt der neueren Zeit (VBilmar, 
Kliefoth u. A.) gehören die fatholifierenden Bejtrebungen an, wichtige Bejtand- 
teile auch der lutheriſchen Rechtsordnung mit der Gewähr göttlicher Einſetzung 
zu dverjehen. Es waren namentlich der Begriff des firchlichen Amts, die Kir— 
chenzucht, die Ehejchliegung und die Ehejcheidung, welche biefür das Berjuchsfeld 
abgegeben haben. 

a) Das alte Tejtament kommt als Nechtsquelle in dem zuerit 
erwähnten unmittelbaren Sinne aud für die lutheriiche Kirche in- 
ſofern in Betracht, als moſaiſche Beltimmungen in das kanoniſche Necht, 
und aus borreformatorischen Quellen hinmwiederum in das Recht Tuthe= 
riſcher Yandesfirchen übergegangen find. Cine unmittelbare Neproduftion 
altteftamentlichen Nechtsitoffes findet fic) namentlich in älteren Eheord— 
nungen nicht jelten vor. Die verpflichtende Kraft des mojaischen Gejetes 
im Ganzen und in feinen einzelnen Teilen wurde aber ausdrücklich in 
den Befenntnisschriften abgelehnt (Ap. Conf. XXI. 41. 42). Im gel— 
tenden Necht werden nur minimale altteftamentliche Spuren nachzumeifen 
fein. Dagegen in dem erwähnten mittelbaren Sinne der Aneignung 
mofailcher Nehtsideen bleibt das alte Teſtament als Nechtsquelle für 
die Lutherifche Kirche überhaupt und jchlechthin außer Betracht. In 
ihrer Berfaffung hat die lutheriſche Kirche die altteftamentlichen Elemente 
und Vorbilder mit vollem Nachdruck und Bewußtjein ausgeitoßen, und 
namentlich an Stelle der Notwendigkeit eines menjchlichen Prieſtertums 
und der darauf gebauten rechtlichen Unterjcheidung von xAjoos und Aads 
das allgemeine Priejtertum aller Gläubigen gejegt, ohne freilich, wie 
noch immer. vielfach angenommen, eben darauf ausschließlich oder auch 
nur vorwiegend die rechtliche Organijation ihrer Gemeindeverfajlung 
zu gründen ($ 33). 

b) Gerade das umgefehrte Anmwendungsprinzip ergiebt ih in 
Beziehung auf das neue Teſtament. Ms unmittelbare Quelle 
lutherijchen Kirchenrechts kommt dasielbe nirgends, wohl aber in einent 
beftimmt limitierten Sinne als mittelbare Redtsquelle in Betradt. 
Es it niht unmittelbare Quelle des Rechts, d. h. es enthält nicht 
unmittelbar anwendbare Rechtsſätze und überhaupt in Beziehung auf 
fein menjchliches Gemeinjchaftsverhältnis einen göttlihen Rechtsbefehl. 
Die Offenbarung Gottes in Chrifto war nach der undisfutierbaren 
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Grundanſchauung, auf welche das lutherifche Schriftverftändnis fich jtüßt, 
nach Inhalt und Ziel ausjchließlich eine Dffenbarung des Heils. Da— 
gegen hat der Wille Gottes in Betreff der kirchlichen Gemeinjchaftsord- 
nung auf Erden fih nicht als rechtsgeſetzgeberiſcher Wille 
offenbart. Aus diefem Grunde hat die Kirche feinen einzigen Bejtandteil 
ihrer Rechtsordnung als notwendigen von Gott erhalten, jo wenig das 
Biihofsamt, als ihr Eherecht oder Anderes. Aus unmittelbarem Befehl 
ihres Stifters leitet jie feine andere Gewalt, als eine rein geiftlidhe 
ab, welche nach a. XXVIII der Conf. Aug. ift: der Befehl, das Evan— 
gelium zu predigen und die Saframente zu reichen. Nechtsverpflichtende 
Gefege hat nach ihrer Anfchauung Gott nur dem Volke des alten Bundes 
gegeben. Außerdem ift alle Nechtserzeugung auf Erden, wie in den 
übrigen Gemeinjchaften, jo auch in der fichtbaren Kirche, freie Thätig- 
feit des menfchlichen ©eiftes geblieben. Aber indifferent ijt darum 
die hl. Schrift neuen Teſtaments auch für die Nechtsbildung keineswegs. 
In mittelbarer Weije tritt ihr Einfluß ebenſo wirkſam als natur- 
gemäß hervor. Die rechtliche Drganifation dev Kirche ift nit durch 
die hl. Schrift Fejtgeftellt, fie hat fich aber auf Grundlage der- 
felben zu vollziehen. Ihre Nechtsbildung wird durch den Inhalt der 
göttlichen Offenbarung nicht poſitiv beftimmtt, wohl aber negativ 
begrenzt. So erweiſt ſich alfo die Offenbarung als Norm und 
Schranfe für die freie Bildung des Eirchlichen Geſetzes- und Gewohn— 
heitsrechts. Auf dem Grunde der hl. Schrift bietet fich der Kirche eine 
reihe Fülle von Möglichkeiten in der rechtlichen Gejtaltung ihrer Ge— 
meinjchaftsverhältniffe dar. Sie darf und muß bei ihrer vechtserzeugen- 
den Thätigfeit in evangelifcher Freiheit dem gejchichtlichen Wechjel der 
Bedürfniffe und allen ivdischen Potenzen gebührende Rechnung tragen. 
Aber fie weiß fih auch in diefer Freiheit geleitet und gebunden durch 
den göttlichen Geiſt. Die bl. Schrift bleibt ihr alfo Nechtsquelle in dem 
Sinne, daß ſie aus ihrem Inhalte allein zu beftimmen vermag, welchen 
Gebrauch fie von der Freiheit ihrer Nechtsbildung zu machen habe. 
Es verſteht ſich von jelbit, daß hier ein meites Gebiet von Adiaphora 
übrig bleibt, für deren rechtliche Ordnung auch in dieſem miittelbaren Sinne 
feinerlei Anweifung aus der hl. Schrift entnommen werden fann. Das Haupt— 
anmwendungsgebiet der borjtehend entwidelten Grundjfäße wird immer Die 
Berfafjung der Lutheriichen Kirche fein. Sie glaubt nicht, daß Ehriftus im 
Primat und Episfopat die allein zuläffige und göttlich notwendige Berfafjungs- 
form jelbjt gejtiftet habe, oder daß irgend ein anderes Berfafjungselement Fraft 
apoftolifcher Einjegung auf dem göttlichen Dffenbarungswillen beruhe. Einen 
pofitiv bejtimmenden göttlichen Willen findet fie nur in Beziehung auf ihre Thä— 
tigfeit zur DVermittelung des Heils, aljo in Beziehung auf die Wort: und Sa— 
framentsverwaltung ausgejprochen. Hierin ift fie fchlechterdings gebunden an 


göttlichen Befehl. Daraus zieht fie den Schluß, daß jedwede Berfafjung, welche 
„pura Evangelii doctrina et administratio Sacramentorum consentanea 
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Evangelio Christi“ ($5 IT) ganz und voll verbürgt, ihr auch als rechtliche Exijtenz- 
form wohl geeignet iſt. Soweit es alfo nötig oder wünjchenswert erjcheint, einen 
Wandel in der Geftaltung ihrer rechtlichen Organe oder äußeren Reglerungs— 
weiſe vorzunehmen, fann fie darin an fich durch feinen göttlichen Befehl gehin- 
dert fein. Aber jobald die rechtliche Eriitenzforn jene Kriterien ihrer allein 
wahren fichtbaren Darftellung („externae notae*) nicht mehr zur vollen Er- 
fcheinung und Wirkſamkeit gelangen ließe, würde die Freiheit ihrer Rechtsbildung 
nach dem Maße der Forderungen der Hl. Schrift zu norntieren und zu bejchränfen 
fein. Insbeſondere das Gemeindeprinzip und das Synodalweſen wer- 
den daran den Halt ihrer Entwidelung und den Maßſtab ihrer Kritif zu finden 
haben. Auch in der Lehre von der Ehejheidung wird, bei der Frage der 
fog. „ſchriftgemäßen“ Scheidungsgründe, auf die hier fejtgeitellte quellenrechtliche 
Bedeutung des neuen Tejtaments zurüdgugreifen jein ($ 59). 

ce) Ihr authentifches Schriftbewußtjein hat die lutheriſche Kirche in 
den reformatoriihen Bekenntnisſchriften niedergelegt. Diele find 
nicht göttlich injpiviert und alſo fein Beftandteil der Offenbarung ſelbſt. In 
ihnen iſt nur das Berjtändnis der Kirche don der göttlichen Offenbarung, 
der consensus ecclesiae, bezeugt. Durch ihren menschlichen Urjprung 
haben die Bekenntnisſchriften an und für fich die Fähigkeit, Rechtsquellen 
im eigentlichen Sinne zu jein. Aber die Realität diefer Eigenschaft wird 
durch zwei Momente bedingt: Durch ihren Inhalt und durch ihre Re— 
zeption. Ihrem Inhalte nach bieten die DBefenntnisjchriften wenig 
pofitivrechtlihen Stoff. Denn die Reformation war eine Erneuerung 
des Glaubens, nicht des Nechts. Zwar zertrümmern fie das Gebäude 
der Ffatholischen Kirchenverfaſſung. Aber fie treten damit doch nur de- 
Itruftiv auf das Nechtsgebiet über, indem jie ihm die unterfchobene Dffen- 
barungsgrundlage entziehen. Dagegen fonftruieren fie nicht an jeiner 
Stelle eine andere rechtliche Organijation. Sie haben fich auf einige 
Fundamentalſätze Firchenrechtlichen Inhalts, jo über die Grenzen der 
Kirchengewalt, über Einſetzung, Stellung und inhalt des Predigtamts, 
das Gemeindeprinzip und Berwandtes bejchränft. Aber auch ſoweit die 
Befenntnisjchriften hiernach beſchränkten Nechtsinhalt haben, ijt außerdem 
ihre Geltung als Nechtsquelle durch die Thatſache Landesfirhlider 
Nezeption eben diefes Nechtsinhaltes bedingt. Die rechtlichen Beſtim— 
mungen der Symbole find nicht Nechtsjäge, jondern Rechtsgrund ſätze. 
ALS ſolche haben jie normatide Bedeutung und inftruftionelle 
Natur. Zum Zwecke der Nechtsanwendung mußten fie konkret ausge- 
Italtet und imperativiich ausgeftattet fein. Diefe Qualitäten wurden ihnen nad) 
dem Gange evangelifcher Nechtsentwicelung überall erft dDurd) die Landes— 
firchengejeßgebung oder durh gewohnheitsrehtlihe Nezep- 
tion zu Teil ($ 13). Ihre formale Rechtsverbindlichkeit beruht daher an 
feinem Punkte auf ihrer eigenen Autorität, fondern auf derjenigen des lan- 
desfirchlichen Gejetes- und Gewohnheitsrechts. Selbftverjtändlich find hiernach 
die Befenntnisjchriften nur eine Quelle veränderlihen Rechts, wie 
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denn ein underänderliches Recht in irgend welchen Sinne die evangelijche 
Kirche überhaupt nicht fennt. Inwieweit und in welchen Sinne die 
Befenntnisihriften ihrem Yehrinhalte nach veränderlich feien, ift eine 
Stage des materiellen Gejetsgebungsrechts, welche für jpäteren Zuſammen— 
bang zurücgeitellt werden muß ($ 43). 


Lutheriſche Befenntnisjhriften Aus Anlaß der ſächſiſchen Kir: 
chenviſitation entſtanden zunächſt im J. 1529 1. Luthers Catechismus major, 
2. desſelben Catechismus minor. Beide wurden zwar ſchon bald in einer 
Anzahl deutſcher Landeskirchen als ſymboliſche Schriften geachtet, aber erſt feit 
1580, jeit ihrer Aufnahme in das Konfordienbuch, formell und allgemein als Be— 
fenntnisjchriften anerfannt. Als Rechtsquellen fommen ihren: Inhalte nach jelbjt- 
verjtändlich die Katehismen nicht in Betracht. 3. Confessio Augustana, 
von Melanchthon deutjch und lateiniich verfaßt, von fünf Landesherren und zwei 
Reichsjtädten unterjchrieben und am 25. Juni 1530-Kaijer und Reich als Summa 
dejjen, was die protejtierenden Stände für reine Lehre hielten, überreicht. Ihr 
wurde fatholifcherjeitS die „Konfutation? entgegengejtellt und gegen dieje hin— 
wiederum die C. A. verteidigt in der 4. Apoölogia Confessionis, 1531, 
von Melanchthon lateinifch verfaßt, verdeutſcht durch Juſtus Jonas. Während 
der Borverhandlungen zu einem Generalfonzil entjtanden die don Luther jelbft 
deutjch und lateinisch gejchriebenen „Artikel chriftlicher Vehre”, welche, weil von 
den auf dem fechiten Schmalfaldener Konvent verjammelten 43 Theologen ans 
genommen und unterjchriebden, al$ 5. Articuli Smalcaldiei, 1537, be— 
zeichnet werden. Sie erhielten einen von Melanchthon verfaßten Anhang „trac- 
tatus de Potestate et Primatu Papae“. Aus den, injonderheit durch den 
Tübinger Kanzler Jakob Andreä betriebenen VBerjuchen, die unter den Evangelt- 
ichen jelbjt entitandenen Zehritreitigfeiten beizulegen, entjtand auf Grund mehr- 
fach Fejtgejtellter Bereinigungsformeln endlich 6. im %. 1880 die Formula 
Concordiae. Hierin jchlog fich die futherische in ihrem Bekenntnis gegen die 
reformierte Kirche ab. Sie tit aber nicht in allen Zandesfirchen veziptert, wäh— 
rend die erjtgenannten fünf Symbole in allgemeiner Geltung jtehen. Die ſämt— 
lichen lutheriichen Befenntnisschriften wurden in Berbindung mit den drei öku— 
meniſchen Symbolen i. J. 1580 (1584 lateinijche Ausgabe) zu dem jog. Konfor- 
dienbuch zujammengeitellt. 


2. Die Auffaffung dev reformierten Slirhe weicht von der 
vorjtehend entivickelten injoferne ab, als einige ihrer Befenntnisjchriften 
beitimmte DVerfafjungselemente als fchriftgemäße und ſomit jure divino 
notwendige bezeichnet haben. Als Quellen diefer Auffaſſung fommen 
namentlih in Betracht: Confessio Gallica, a. 29: „Credimus, veram 
ecclesiam gubernari debere ea politia sive disceiplina, quam 
dominus noster Jesus Christus sancivit, ita videlicet, ut in ea 
sint pastores, presbyteri sive seniores et diaconi“ 
und Confessio Belgica, a. 30. „Credimus, veram hanc ecclesiam 
debere regi ac gubernari spirituali illa politia, quam nos Deus 
ipse verbo suo edoeuit; nimirum ut sint in ea pastores ac 
ministri...., sint quoque senioreset diaconi, qui pres- 
byterium seu ecelesiae senatum constituant.“ Darauf wird in 
Lehrbüchern des Kirchenrechts die allgemeine Behauptung gejtüßt, die re— 
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formierte Kirche halte an der Verbindlichkeit des neuen Teſtaments auch 
für „die Geftaltung des Kirchenwejens” feit, oder fie habe den Stand— 
punft der lutherischen Kirche „bezüglich der Kirchenverfaſſung“ nicht an— 
genommen. In ſolcher Allgemeinheit oder prinzipiellen Schärfe bejteht 
aber in Wahrheit eine Divergenz der lutheriſchen und der reformierten 
Auffaffung feineswegs. Sie beſchränkt fich lediglich auf die engbegrenzte 
Thatfahe der Annahme der apoftolifhen Gemeindever- 
fafjung. Auch dieſe erjcheint nicht göttlich notwendig in dem Sinne, 
daß außerhalb ihrer und ohne fie eine rechtliche Darjtellung der wahren 
Kirche überhaupt nicht möglich wäre. Sie hat Grund und Stützpunkt 
in der Ehrerbietung dor apoftolischen Einrichtungen, läßt aber im übrigen 
die Freiheit der PVerfaflungsentwidelung vollfommen unberührt. Weder 
das Inſtitut der Synoden, noch irgend einen anderen Teil ihrer Nechts- 
ordnung hat die reformierte Kirche an die hl. Schrift neuen Teſtaments 
im Sinne der fatholilchen Verbindung von Necht und Offenbarung ange- 
fnüpft. Namentlich wurde die Nechtsbildung in den reformierten Kirchen- 
freifen Deutſchlands vollfommen von dem lutheriſchen Grundſatz 
freiheitlicher Entwicelung beherrjcht, eine TIhatjache, ohne welche die Ver— 
fafjungs- und Nehtsunionen der Yutheraner und Neformierten in dem 
gegenwärtig beftehenden Umfang überhaupt nicht hätten durchgeführt 
werden fünnen. Aus diefem Grunde ift auch in der Frage nad) dem 
Verhältnis von Offenbarung und Nectsbildung an der Thatjache eines 
evangeliihen Öejamtbemwußtjeins in Ablehnung des römischen 
Standpunftes feitzuhalten. Auch in Beziehung auf den Quellenwert der 
Befenntnisjchriften gilt feine von der Tutherifchen abweichende 
Auffaffung. 

Neformierte Befenntnisjchriften. Diejelben find weniger bejtimmt 
abgeziveigt von anderen theologiſchen Erzeugnifjen und, bedingt durch die Gegen— 
ſätze zwiſchen Zwingli und Calvin jowie die Verjchiedenheit der politifchen Ber- 
bältnifje in den Ländern reformierter Glaubensgenoijen, weniger allgemein 
gültig, als. die lutheriſchen. Ihre Geltung beruht teils auf ausdrüdlicher Re— 
zeption, teils auf jtillfehweigender Anerfennung. Aus der nicht gefchlofjenen Zahl 
der reformierten Befenntnisjchriften jeien genannt: 1. Confessio Gallica 
bon 1559. Als Terweiterte Umarbeitung derjelben 2. Confessio Belgica, 
fur; nach jener entjtanden. 3. Confessio Scotica (prior) von 1560. 
4. Der Heidelberger Katehismus, 1562/63, bearbeitet von Dlevianı S. 
5. Confessio Helvetica (posterior), 1566 herausgegeben, verfaßt von D. 
Bullinger. 6. Confessio'Sigismundi oder Märkiſche Konfejjion von 1614. 
Theologiſch mag diejes Bekenntnis don untergeoröneter Bedeutung jein, da es 
vorwiegend als der Ausdruck der perjünlichen religiöfen Überzeugung des Kur— 
fürjten erjcheint. Kirchenrechtlich fordert e8 die größte Beachtung. Denn es iſt ihm 
underfennbar eigen daS Bejtreben der Bereinigung von Calvinismus und Luther— 
tum, und es ermeilt fich darin vorbildlich und bahndrechend für die jpätere Ent- 


mwidelung der preußiichen Union ($ 4 IV). 7. Für einige Kirchengebiete kommt 
auch die Confessio Augustana emendata von 1540 in Betradt. 
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Pitteratur. Eihhorn, Grundſätze des K-R., Bd.I S 387 ff. und die dort 
angeführte ältere Litteratur. Richter-Dove, %b. ©. 272f. v. Schulte, 
2b. 8 4 Anm. 3. v. Scheurl, Kirchenrechtliche Abhandlungen, ©. 149 ff. 
„Die Rechtsgeltung der Symbole’; ©. 174 ff. in dem erjten Artifel über 
„kirchliches Gewohnheitsrecht“; ©. 265 ff. „Die geiftliche und die rechtliche 
Kirche”. Nichter, Beiträge zum preußiichen Kirchenrechte, h. v. Hin— 
Ihius, ©. 1 ff. Ausgaben der lutheriſchen Befenntnisjchriften: Hase, 
Libri Symboliei eccelesiae evangelicae etc., 3. ed. 1846. Müller, 
Die Symbolifhen Bücher der evang.luth. Kirche (deutjch u. lat.), 7. Aufl. 
1890. (Eine Ausgabe der römischen Konfutation d. Ficker, 1891.) Aus— 
gaben der reformierten Befenntnisjchriften: Niemeyer, Collectio con- 
fessionum in eccelesiis reformatis publicatarum, 1840. Bodemann, 
Sammlung der wichtigiten Befenntnisjchriften der edang.sref. Kirche mit 
gejchichtl. Einl. u. Anm., 1867. Uber die Geltungsgebiete der einzelnen 
reformierten Befenntnisichriften j. Ebrard, Salnars Harmonia confessio- 
num fidei, 1887. Uber die Entitedung der evangelifhen Befenntnijje über- 
haupt: H. Schmidt, Handbuch der Symbolik zc., 1890, ©. 256 ff. Plitt- 
Schulße, Grundriß der Symbolif, 1893, S. 16 ff. 


1. Gewohnheitsrecht. 
8 10. 

Die Offenbarung iſt eine der Kirche eigentümliche und ausſchließliche 
Rechtsquelle. Gewohnheit und Geſetzgebung dagegen teilt ſie der Art 
nach mit dem Staat. Als die kirchliche Rechtsbildung überhaupt begann, 
hatte längſt auf weltlichem Gebiet die Gewohnheit ihre rechtserzeugende 
Kraft bewährt. Es lag aber im Weſen der kirchlichen Gemeinſchaft, daß 
die Rechtsbildung durch Gewohnheit hier einen beſonders empfänglichen 
Boden fand. Der urſprünglichen Anlage einer auf die freie An— 
eignung des in Chriſto erſchienenen Heils ſich gründenden Vereinigung 
mußte es mehr entſprechen, auch die äußere Gemeinſchaftsordnung un— 
mittelbar aus dem in freier Selbſtthätigkeit wirkſamen Gemeingeiſte ſich 
entwickeln, als ſie durch Akte geſetzgeberiſcher Reflexion entſtehen zu laſſen. 
Überdies ſetzte die Wirkſamkeit geſetzgebender Faktoren bereits den Beſtand 
eines in ſich gegliederten Verfaſſungsorganismus voraus, eine Voraus— 
ſetzung, die ſich für weitere Kreiſe erſt nach und nach erfüllen konnte. 
Endlich lag in dem feindlichen Verhalten des römiſchen Staats immerhin 
eine nicht geringe Schranke gegen die Entſtehung von geſchriebenem Recht. 
Aber auch nachdem jene Vorausſetzung erfüllt und dieſe Schranke ge— 
fallen war, behauptete neben dem Geſetz die Gewohnheit ihre grundjäßliche 
Sfeichberechtigung. Vorwiegend für das Gebiet des Glaubens hatte fie 
ji bereitS in der Tradition eine verwandte, ebenjo vornehme, als 
allgemein anerkannte Erjcheinungsform gejchaffen. Um jo Teichter über- 
trug fich die Ehrfurcht vor dem Althergebrachten, die Achtung dor den 
Urteilen und Gebräuchen der Vergangenheit auf das Nechtsgebiet im - 
engeren Sinn. Unter dem Einfluß diefer Momente entwicelte fich ein 
jelbftändiges firhlihes Gewohnheitsrecht, von welchem 

Kahl, Kirchenrecht. 9 
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das kanoniſche Rechtsbuch vor allem in den Diſtinktionen J. XI. u. XII. 
des Deeretum Gratiani, in den Dekretalenſammlungen Gregors IX. und 
Bonifaz VIII je lib. I tit. 4, und in den Extravagantes communes 
lib. I. tit. 1 eine wenn auch feineswegs volljtändige Anfchauung giebt. 
Jene Entwidelung vollzog fich aber nicht im Gegenſatz zu der Theorie 
des weltlichen Rechts, jondern nur mit dev Tendenz, die der firchlichen 
Nechtsbildung eigentümlichen Bedingungen und Bedirfnilfe zur Geltung 
zu bringen. Dem entjpricht auch gegenwärtig das Verhältnis von welt- 
lihem und kirchlichem Gemwohnheitsrecht. Gemeinſam find den Rechts— 
freifen des Staates und der Kirche der allgemeine Begriff und die Ent- 
jtehungsweife ($ TI), ſowie die Erfordernijfe und Arten des Gemwohn- 
heitsrecht3. Aber nicht nur bedarf Einzelnes des Gemeinjfamen einer 
befonderen Anwendung auf die Kirche im fpezififchen Gegenjaß zum 
Itaatlichen Gewohnheitsrecht, ſondern auch innerhalb des firchlichen Kreiſes 
jelbjt treten gerade an diefem Punfte die Unterjchiede Ffatholifchen 
und evangelifchen Kirchenweſens wiederum bemerfenswert hervor. 

1. Nach feinem Verhältnis zum Gejeßesrecht wird auch das Firchliche 
Gewohnheitsrecht in ſolches seeundum, praeter und contra 
legem unterschieden. 

Secundum legem: Übung des gefetlichen Nechtes ſelbſt. Die con- 
suetudo s. 1. ift alfo richtiger nicht als eine jelbjtändige Art des Gewohnheits— 
rechts, jondern als eine bejondere Bethätigungsform des Geſetzesrechts 
aufzufaffen: fie ift die Betätigung dafür, daß das Geſetz zu einer die Kirchen- 
glieder beherrichenden Lebensmacht geworden ij. Praeter legem: dasjenige 
Gewohnheitsrecht, welches in den vom gejeßlichen Recht frei gelafjenen Gebieten 
zur Ergänzung desjelben fich gebildet hat. Contra legem: derogierendes 
Gemwohnheitsrecht. Daß das Gemwohnheitsreht an und für fich die Kraft und 
Wirfung haben fünne, das Gejeg abzuändern oder aufzuheben, ijt für das 
fatholifche und ebangelifche Kirchenrecht anerfannt. Nur bildet nach erjterem 
das unveränderliche göttliche Necht eine jelbftverjtändliche Schranke. 

2. Der Beweis über ein firchliches Gewohnheitsrecht wird durch 
den Nachweis des Borhandenjeins feiner Erforderniſſe geführt. 
Dieje Erforderniffe find nach der von der Schule aus den Quellen ent- 
nommenen Aufftellung usus und ratio. 


Usus: Der Satz, deſſen rechtsverbindliche Kraft als Gewohnheitsrecht in 
Anfpruch genonmen wird, muß thatjählich in Übung, im Gebrauche ge 
jtanden haben. Dieje thati ächliche Übung ift, wie einerjeits der reale innere 
Entjtehungsgrund, jo andererjeitS nur die äußere Erſcheinungsform 
des Gewohnheitsrechts. Die Übung muß, um beweiskräftig für ein Gewohnheits— 
recht zu werden, ihrerſeits eine irrtumsfreie, eine auf der Überzeugung 
ihrer rechtlichen Notwendigfeit (opinio necessitatis) beruhende und eine 
gemeinjame gewejen jein. Eine irrtumsfreie war fie dann, wenn fie auf der 
wahren, d. h. nicht, durch Selbittäufchung oder Borjpiegelung berborgerufenen 
Überzeugung der Übenden beruhte. Aus der opinio necessitatis (Schultermi— 
nus) ging fie dann hervor, wenn die Übenden nach dem beftimmten Sate hans 
delten, weil fie überzeugt waren, jo und nicht anders zu handeln rechtlich ver— 
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pflichtet gewejen, zu fein; fehlte dieſe Überzeugung von der äußerlichen Ge— 
bundenheit des Übenden, jo lag überhaupt feine Rechtsregel, und aljo auch fein 
Gewohnheitsrecht vor. Eine gemeinfame war die Übung endlich dann, wenn fie 
nicht blos eine vereinzelte, d. h. nicht lediglich auf eine individuelle Rechtsüber- 
zeugung zurücdzuführende war, jondern aus der gleichförmig wiederholten, 
durch Akte dev Nichtübung oder entgegengefegter Übung nicht entkräfteten Hand- 
lungsweiſe gejchlofjen werden muß, daß fie, gleichviel, ob häufig, oder ob selten 
zu Tage getreten, doch jedenfalls der Ausdrud einer gemeinſchaftlichen 
Nechtsüberzeugung desjenigen Kreiſes war, für welchen das Gemwohnheitsrecht 
in Anspruch genommen wird. 

Ratio: Das Erfordernis der ratio iſt weniger pofitiv zu bejtim- 
men, als negativ zu begrenzen. Auf weltlichem Gebiete ijt damit die 
Forderung erhoben, daß eine Gewohnheit nicht den Grundlagen der jtaat- 
lichen und allgemein fittlichen Ordnung widerjpreche. In ähnlicher Weije 
bezeichnet das fanonijche Necht eine Gewohnheit, welche dem Geiſt und 
Wejen der Kirche widerftrebt, al$ consuetudo minus rationa- 
bilis oder non consona rationi. Insbeſondere wird als irrationell 
auch verworfen consuetudo, quae canonicis obviat institutis, d. h. 
eine jolche, welche dem Geiſt und Weſen des einzelnen Rechts— 
inftituts, auf das fie fich bezieht, widerspricht. In diefem Sinne 
der notwendigen Übereinftimmung eines Gewohnheitsvechts 
mit dem Geiſt der Kirche und kirchlichen Inſtitute ift das Erfordernis 
der ratio an umd für fich jelbitveritändlich auch fir das Gebiet des evan- 
geliichen Kirchenrechts feitzuhalten. Nur wird ſich in Beziehung auf 
die Seftjtellung des Thatbeftandes eine Differenz nach zwei— 
facher Richtung ergeben. Meateriell muß der Horizont der Beur- 
teilung ungleich) weiter gezogen jein, weil bei Beantwortung der 
Stage, ob eine Gewohnheit dem Geiſt der Kirche und kirchlichen Inſtitute 
gemäß jei, feine Gebundenheit an einen göttlich geoffenbarten po- 
jitiven Recht s willen bejteht. Sodann aber ift die Inſtanz der Ent- 
Iheidung eine verjchiedene. Das Zeugnis des Fatholijchen Kleriker— 
ftandes trägt in fich die Gewähr der Übereinftimmung mit dem Geift 
und Wejen der Kirche. Dieje Kraft befigt fein irgendwo und irgendwie ent- 
jcheidendes Drgan der evangelijchen Kirche. Aus diefer ziweifachen Diffe- 
renz ergiebt fich für leßtere die bejondere Schwierigkeit bei Feſtſtellung 
des Thatbeitandes der Rationabilität firchlicher Gewohnheiten. Jene hat 
fie in voller Freiheit und Selbftändigfeit mit Hülfe derjenigen Grundſätze 
zu löſen, welche für Benußung der Hl. Schrift und veformatorischen 
Symbole als Quellen evangelifchen Kirchenrechts und hiernach zugleich 
als Prüfſteine evangeliih kirchlichen Geiſtes in Betracht 
fommen. Die Inſtanzfrage aber vermag fie nur dadurch zu überwinden, 
daß fie an Stelle der mangelnden formalen Autorität eines Klerikerſtandes 
in der thunlichiten Sach übereinitimmung von Kirhenregiment, 
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Synoden und theologifher Wiffenfhaft die höchitmögliche 
Wahrheitsgewähr bejchafft. 

Auf die viel erörterte Streitfvage, ob außer usus und ratio auch prae- 
seriptio, d. h. Übung während einer Verjährungszeit von 40 Jahren, als 
jelbjtändiges Erfordernis de8 Gewohnheitsrechts anzunehmen jei, braucht bier 
nicht näher eingegangen zu werden. Denn wenn auch die Meinung in der That 
einiges Übergewicht für fich hat, daß eine ſolche Zeitdauer für consuetudines 
contra legem dom fanonijchen Necht gefordert werde (j. u. 3), jo fann doch für 
Erijtenz und Wirfung eines Gewohnheitsrechts in der a Kirche eine 
beſtimmte Zeitdauer feinesfallS gefordert, jondern es kann hier vom Nichter 
die Zeit überhaupt nur als Beweis: und Bildungsmoment einer wahren gemein- 
Ichaftlichen Nechtsüberzeugung in Betracht gezogen werden. 

3. Die Bedingungen der unmittelbaren vechtsjchöpferiichen 
TIhätigfeit des Firchlichen Gemeingeiftes ind verfchieden in der katholiſchen 
und in der evangelifchen Kirche und ftehen hier wie dort im umgefehrten 
Verhältnis zu der thatfächlichen Bedeutung dieſer Duellenart. Die Be— 
dingungen für die Bildung von Gewohnheitsrecht find an und für 
jih günftiger nad der Anlage der katholiſchen Kirche. Denn 
in der alle Staaten und Nationen überragenden Drganifation, in den 
Einheitspunften des Primats und des ökumeniſchen Konzils ift ein greif- 
barer Ausgangs und Mittelpunft fir Die Bildung und den Beltand 
eines firchlichen Gejamtrechtsbewußtfeins don felbjt gegeben. Thatjächlich 
it das Gemwohnheitsrecht, als Produft des frei und unmittelbar wirkſamen 
firchlichen Gemeingeiftes, in der fatholifchen Kirche eine Nechtsquelle von nur 
untergeordnetem Range geblieben. Bon vorneherein war durch die Unter- 
jcheidung von xAnoos und Aaös, durd die Heriibernahme eines bejonderen 
Prieftertums im altteftamentlichen Sinne die große Maſſe des gläubigen 
Volks don dem Anteil an der Bildung eines GewohnheitsrechtS ausge- 
ſchloſſen. Ein firchliches Gejamtrechtsbewußtjein fonnte und durfte Jich 
eben nur in dem Eleinen Kreiſe bilden, der allein als der Siegelbewahrer 
göttliher Dffenbarung geachtet wurde, im Klerikerſtand. Aber auch die 
in diefem enger gejchloffenen Kreiſe entjtandene Nechtsgemohnheit ver— 
mochte und vermag ich nur jchwer zu behaupten. Wo eine unfehlbare 
HBentralgewalt das Firchliche Leben bis in feine individuellften und un— 
ſcheinbarſten Yunftionen beherricht, wo darunter eine nach ftrengem 
hierarchiſchem Prinzip gegliederte geſchloſſene Beamteneinheit die Nechts- 
ordnung in fanonifchem Gehorſam vollzieht, da läßt die Natur der Sache 
das Recht vorwiegend in Geſtalt ausdrücklicher Feſtſetzung, in gejchriebener 
Form entitehen. Unmittelbare Äußerungen des vechtsbildenden Gemein- 
geiftes, welche ſich als zweckdienlich erweilen, werden von den gejeß- 
gebenden Faktoren aufgegriffen und zur Sicherung ihres Bejtandes, 
wie zur Dedung des hierarchifchen Prinzips, in gejeßlicher Form repro- 
duziert. Dem Charakter der Fatholifchen Kirche kann hiernach die grund— 
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ſätzliche Gleichſtellung von Geſetzes- und Gewohnheitsrecht nicht eigentlich 
entſprechend ſein. Die Geſetzgebung gilt im letzten Grunde doch als 
Rechtsquelle höherer Art und jedenfalls als diejenige Prägung des Rechts, 
welche den normalen Anſpruch auf Beherrſchung des kirchlichen Gemein— 
ſchaftslebens hat. In dieſer Erwägung liegt der Hauptſtützpunkt der— 
jenigen Anſicht, welche Für Entſtehung und Geltung don consuetudines 
contra legem nad kanoniſchem Necht den Ablauf einer beftimmten 
A jährigen Friſt für erforderlich hält. Gregor IX. hat im Sinne jener 
Ermwägungungen durch cap. 11 lib. I tit. 4 feiner Defretalen („Li- 
cet etiam longaevae consuetudinis non sit vilis auctoritas, non 
tamen est usque adeo valitura, ut vel juri positivo debeat praeju- 
dieium generare, nisi fuerit rationabilis et legitime sit prae- 
seripta*) eine Schutzwehr für daS gefeglihe Recht gegen die 
derogierende Kraft des Gewohnheitsrechts aufgerichtet. In der evan- 
geliſchen Kirche waren von Anfang an die Bedingungen für die 
Entjtehung von Gewohnheitsrecht dadurch nicht gleich günftig gelagert, 
daß der Zentralpunft für die Anlehnung eines Firchlichen Gejamtrechtsbewußt- 
jeins fehlte, daß die Rechtsentwickelung in landestirchliche Abgeichloffenheit 
auseinanderftrebte und jene ſelbſt vielfach feine rein firchlich geleitete, 
jondern durch Formen und Faktoren der Staatögejebgebung mitbedingte 
war. Andererjeit3 aber war nicht nur durch das allgemeine Prieſtertum 
ein breiterer Boden für die Bildung eines kirchlichen Geſamtrechtsbewußt— 
jeing gelegt, jondern auch durch die Auffaffung des Berhältniffes von Necht 
und Dffenbarung ($ 9 II) ein weiteres Sachgebiet menſchlicher Ordnungen 
eröffnet. In Folge deſſen hat thatfächllich der evangelifche Firchliche Ge— 
meingeift eine ebenjo rührige als nachhaltige unmittelbare Produktivkraft 
bewährt. Der Summepisfopat der Landesherrn jelbit, ihr firchliches 
Gejeßgebungsrecht, die Rechtsgeltung der Symbole, viele einzelne firchliche 
Nechtsinjtitute waren in ihrem Thatbeftand durd eben jenes Ger 
ſamtrechtsbewußtſein gebildet und feitgeftellt, bevor fte gejeßliche Firierung 
und Geltung erlangt haben. Inwieweit aber die Kraft der Gemohnheit 
eine dvorbereitende Rolle bei jüngeren Ereigniffen der evangeliſchen Rechts— 
entwicelung gejpielt habe, und daß auf ihr allein die Fortdauer eines 
wahrhaften deutjchen gemeinen evangeliichen Kirchenrechts beruhe, iſt ſchon 
in früherem Zujammenhange dargelegt ($ TI. 


Litteratur. Puchta, Gewohnheitsrecht, 2Tle. 1828/37. Negelsberger, 
Bandeften, 88 19 ff. v. Schulte, Das kath. K.-R., Bd. I ©. 199— 255. 
Meier, Die Kechtsbildung in Staat und Kirche, 1861, insb. ©. 211 ff. 
b. Scheurl, Sammlung firchenvechtlicher Abhandlungen, ©. 169—230. 
Richter-Dove, Lb. 8 54. Friedberg, 8b. 8 43. Zur Orientierung 
über die zahlreichen Kontroverien ſ. die an eine Spezialfrage anfnüpfende, 
aber die Hauptfragen der Theorie des Gewohnheitsrechts überhaupt jtrei- 
fende Abhandlung von Zitelmann im Archiv f. ziviliſtiſche Praris, N. F. 
DD. 16 (1883) ©. 323 ff.; daſelbſt auch umfajjende Litteraturangaben. 
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III. Geſetzesrecht. 
1. Die firdengejegliden Redhtsquellen. 
a) Aus der vorreformatorifchen Zeit. 
Sal: | 

I. Entjftehungsguellen. Anſätze zur Aufrichtung vechtlicher 
Drdnung waren jchon in manchen apoſtoliſchen Anweilungen ent- 
halten ($5ID. Aber diefe waren nicht von gejeglicher Art. Ihre Kraft 
beruhte allein auf der Autorität der PBerjon. Die Entſtehung und Wirk— 
famfeit von gejeglihem Necht in der Kirche hatte zur Vorausſetzung, 
daß der Verfaffungsorganismus derjelben auf feinen entjcheidenden Stu— 
fen einigermaßen entwicdelt und zur Anerkennung gelangt war. Erſt 
mit der in enger Wechjelwirfung vollzogenen allmähligen Ausbildung des 
Bifchoftums, der Bartifulariynoden und der Metropolitanverfaffung waren 
eigentlich gejetgebende Autoritäten in der Kirche Eonitituiert. Das Gel- 
tungsgebiet ihrer Geſetze (statuta) war aber zunächſt mw auf Teil- 
gebiete der Kirche, den Bereich der Diözeje, des Metropolitanfprengels 
oder der Nationalfirche beichränft. Gejetgebungsorgane von allge- 
meiner Wirkffamfeit waren erſt in dem Inſtitut dev ökumenischen Kon- 
zilien und im Papſttum entitanden. Hiernach wurden die Bejhlüjffe 
der öfumenifhen Konzilien des Drient und Deceident umd die 
päpftlihen Erlaſſe die zentralen firchengejeßlihen Rechts— 
quellen. 

1. Die Beſchlüſſe der Konzilien betrafen jowohl den Glauben, als 
das Nechtsgebiet (diseiplina ecclesiae). Je länger, je mehr trat freilich eine 
Srenzderwirrung beider Gebiete ein. Dogma und Berfafjung blieben jo wenig 
gejchieden, daß vielmehr bald dieje jelbit zu den grundlegenden Glaubenslehren 
der Kirche gezogen wurde. Schon in dem feit früher Zeit bemerkbaren Schwanfen 
der Terminologie zwijchen deereta (Glaubensjäßen) und canones Rechts— 
ſätzen) tritt die fachliche Bermifchung äußerlich Dezeichnend herbor. Unter den 
abendländijchen Konzilien diefer Beriode wurden für die Rechtsentwidelung 
von bejonderer Bedeutung das 4. Yateranenfijche (1215) und vorübergehend 
die drei reformatorischen Konzilien des Mittelalters zu Piſa (1409), Konjtanz 
(1414—18) und Bajel (1431-43). Dieje Reformfonzilien „haben verjucht, dem 
mittelalterlihen abfoluten Papſttum die alleinige Herrichaft über die Kirche zu 
entwinden und dasjelbe unter die Kontrolle des allgemeinen Konziles, als eines 
periodijch zufammentretenden höchiten Auffichtsorganes zu jtellen, indem fie die 
Superiorität des allgemeinen Konziles über den Papſt proflamierten; gleichzeitig 
haben jte ſich aber auch bejtrent, durcd) Anordnung einer Reihe von Reformen 
die jchweren Schäden der damaligen firhlichen Zuftände zu heilen. Won durch- 
greifendem Erfolge find diejfe Bemühungen weder in der exjten, noch in der leßten 
Beziehung gewejen“. (Hinſchius, Syiten, Bd. III. ©. 331.) 

2. Mit dem Übergange des verfaſſungsrechtlichen Schwerpunftes auf 
den Primat nahmen auch die päpjtlichen Erlaſſe den oberjten Rang unter 
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den zentralen Rechtsquellen ein. Urjprünglich lediglich Sendjchreiben beratenden 
oder belehrenden Inhaltes, entwidelten ſich diejelben allmählich zu autoritativen 
Außerungen über die echte apojtoliihe Auffaffung in Glaubens- und Rechts— 
jachen mit befehlendem Ton (epistola decretalis), und erhielten zulegt den 
Rang von allgemein verbindlichen Kirchengejegen (constitutiones), oder, joweit 
fie in Ausübung der Negierungsgewalt des Papſtes ergangen waren, die Be- 
deutung höchſter Berwaltungsenticheidungen (reseripta gratiae, ad beneficia 
ete.), und beziehungsiveile oberitrichterlicher Urteile (reseripta justitiae, ad lites). 
Somohl in Beziehung auf die Arten und den Umfang der Geltung, wie 
hinfichtlich der Form der päpitlichen Erlaffe finden jich im Mittelalter bereits 
diejenigen Typen ausgeprägt oder vorbereitet, welche das geltende Recht dar— 
jtellen (8 12 I, 2; daſelbſt auch Beifpiele berühmter päpftlicher Erlaffe aus vor— 
reformatorijcher geit). 

I. Sammlungen. Der gejamte durch Ddieje partifulären oder 
zentralen Gejetgebungsfaftoren erzeugte Rechtsſtoff Fonnte den praftifchen 
Bedürfniffen des Firchlichen Nechtslebens in weiteren Streifen nicht cher 
dienftbar werden, als bis er, in Sammlungen verfaßt, durch deren Ver— 
breitung gemeinbefannt wurde. Diefe Sammlungen bilden den vorge- 
nannten Entjtehungsquellen gegenüber die Erfenntnisquellen des 
borreformatorijchen Firchengejeßlichen Rechts. Je mehr der Umfang des 
firhlichen Nechtsitoffes, namentlich durch die ungemeine Fruchtbarkeit der 
Papitgejeßgebung ſich erweiterte, um jo dringender wurde das Bedürfnis 
der Ordnung, Sammlung und Verbreitung desjelben. In Anjehung der 
gejetgeberiichen Thätigfeit der Konzilien trat die bejondere Unficherheit 
hinzu, daß ihre Beichlüffe anfänglich no) nicht an und für fidh, d. h. 
kraft der Autorität des Berfaflungsorganes ſelbſt rechtsverbindlich, ſondern 
in ihrer Geltung von der ausdrüclichen Aufnahme im Firchlichen Nechts- 
leben abhängig waren. Die jolcher Geſtalt auf Sammlung des Firchlichen 
Rechtsſtoffes gerichtete Thätigfeit beſchränkte fich anfänglich auf Zufammen- 
jtellung dev Quellen in der zeitlichen Reihenfolge ihrer Entjtehung, 
jpäterhin erhob fie fich in wiſſenſchaftlich mehr fortgefchrittener Methode zu 
Berjuchen jtoffliher Gruppierung und fachlicher Verarbeitung. Hiernach 
find die Hronologifhen und die ſyſtematiſchen Rechtsſamm— 
lungen zu unterjcheiden. Zum Gejfamtharafter beider Gruppen 
ſind folgende Verjchiedenheiten hervorzuheben. Entſtanden find diejelben teils 
durch Privatthätigkeit, teils auf Beranftaltung der firhliden 
Autoritäten. Ihrem Inhalte nach ergänzen, berichtigen und er- 
jeßen jte einander. Frühere Sammlungen find häufig wieder mit jpäteren 
verbunden worden und evjcheinen dadurch mittelbar in neuer Geitalt. 
Geſchöpft haben die Verfaffer teils nur aus einer Gattung von Quellen, 
teils aus mehreren Quellenarten. Neben gemeinem enthalten Die 
Sammlungen daher auch vieles. partifuläre Kirchenrecht. Einige 
haben ſich gegenftändlich auf beftimmte Gebiete der kirchlichen Nechtsord- 
nung Bußrecht: Boenitentialbücher (Waſſerſchleben, die Bußordnungen 
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der abendländiſchen Kirche 1851). Kultus: Ritualien, Ordo Romanus] 
beſchränkt; die andern ſchließen prinzipiell kein Gebiet des kirchlichen 
Rechts von ſich aus. Endlich haben die Sammlungen teils echte, 
teils unechte Quellen, d. h. ſolche, welche nicht von dem angegebenen 
Organ der Kirchengeſetzgebung, oder wenigſtens nicht mit dem angegebenen 
Inhalte herrührten, reproduziert. 


Unter den zwiſchen dem V. und VIII. J. zunächſt in nationalen Kir— 
chenkreiſen entſtandenen und vorwiegend für ſolche beſtimmten Rechtsſammlungen 
|S. des Dionysius Exiguus (römiſch, 774 don Papſt Hadrian dem König Karl 
geichenft und dadurch als „Dionyfifch-Hadrianische” ©. in das Nechtsleben dev 
fränfifchen Kirche eingeführt), Codex Canonum db. Quesnel (fränfijch), Breviatio 
Canonum des Fulgentius Ferrandus (afrifanijch), Capitula Martini (jpanifch)] 
wurde die dem Erzbiſchof Isidorus d. Sevilla zugefchriebene Hispana aus 
dem Anfang des VII. J. dadurch von ganz bejonderer Bedeutung, daß 
fie die Grundlage der im IX. J. zuerit im Franfenreiche aufgetretenen, 
bis zum Ende des Mittelalters für echt gehaltenen Pſeudoiſidoriſchen Des 
fretalenfammlung bildet. Dieje aus Vorrede und 3 Teilen bejtehende Samm— 
lung enthält neben einer durchgreifenden tendenziöjen Umarbeitung des Stoffes 
der echten Hispana etwa 100 gefäljchte päpitliche Defretalen. (Ed. P. Hinschius, 
Deecretales Pseudo-Isidorianae et capitula Angilramni, Lipsiae, 1863.) Die 
Fälſchungen find überall mehr oder weniger dadurch) verdeckt, daß jte nach Form 
und Inhalt an echte Quellen und Quellenfanmlungen angelehnt wurden. An 
die pſeudoiſidoriſche Frage knüpft fich eine große Reihe von Kontroverjen. Als 
fejtitehendes Refultat der Kritik fan man vd. a. die Entjtehung der Samm— 
lung im Frankenreiche bezeichnen. Spradıe, Quellen, Gebrauch und Berfafjer 
weilen mit Beſtimmtheit auf diefen Urjprung hin. Die Titulatur bat zu dem 
Berfafier jedenfalls Feine wahre Beziehung; fie wurde augenscheinlich ge- 
wählt, um die Sammlung durch den Namen einer anerfannten Kirchenautorität 
zu deden. In jachlicher Beziehung zur Verabfaffung der Sammlung jtehen da— 
gegen zweifellos der Erzbiſchoff Ebo von Nheims und der Diafon Benedictus 
Levita don Mainz, ivelcher auch eine jelbjtändige Sammlung bon Canones 
verfaßte, Wie groß aber der Anteil der einzelnen Beteiligten gewefen, worin 
ihre Beteiligung im Einzelnen bejtanden, und wer etwa jonjt noch mitgewirkt 
babe, ift 3. Zt. nicht nachweisbar. Auch Hinfichtlih des Zwedes der Samm— 
tung haben ſich die Reſultate der Kritif nunmehr in der Hauptſache zuſammen— 
gefunden. - Aus der wiederholten, jtetS in der gleichen Gedanfenrichtung geführten 
Behandlung einzelner Gegenjtände, namentlich der GebietSabgrenzung der Firch- 
lihen und weltlichen Gerichtsbarkeit, läßt ſich erkennen, daß die unmittelbare 
Abficht darauf gerichtet war, nicht nur im Allgemeinen eine größere Selbjtän- 
digkeit der fränkischen Kirche gegenüber dem fränkischen Staate zu erreichen, als 
folche nach der vorhandenen Quellenlage begründet war, ſondern insbejondere 
die Bilchöfe der Jurisdiktionsgewalt des Staats, der Metropoliten und der Pro- 
binzialfynoden zu entziehen. Diejes Ziel war aber am ficherften dadurch zu er: 
reichen, daß andererjeitS die Jurisdiftionsrechte des Papftes über den fränkischen 
Episfopat erhöht wurden. In diejer Richtung vd. a. follte eine neue Quellen- 
grundlage beichafft und diejelbe mit einer bis zum Anfang der Kicchengefchichte 
zurücreichenden gejeglichen Gewähr verjehen werden. Mittelbar haben aljo 
allerdings die pjeudoiftdorischen Defretalen eine Steigerung der Machtfülle des 
Papfttums bewirkt, und nach diefer Richtung haben fie vornehmlich in den fol- 
genden Zahrhunderten ihre verfaljungsbildende Kraft und ihre praftiiche Bedeu- 
tung bewährt. Der Emanzipationsperjuch des fränkischen EpisfopatS war im 


Gejamtentwidelungsgange der abendländifchen Kicchenverfaffung nur eine vor— 
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übergehende Erſcheinung. Die unermeßlich gejteigerte Borjtellung don der 
päpftlichen Allgewalt dagegen blieb ein dauerndes Befittum des abendländi- 
ichen Nechtsbewußtjeins. Sie hat die Weltmacht des Papfttums im Mittelalter 
ſicher gejtellt. Sp ungejchichtlich es alfo ift, diefen Erfolg als den unmittelbar 
und urfprünglich betriebenen Zweck der pfeudoifidorischen Defretalenfanımlung 
zu bezeichnen, jo gewiß ijt es, daß Ddiefelbe gerade in der Richtung auf diejen 
Erfolg eine Bedeutung als Rechtsquelle erlangt hat, welche himmelweit über das 


Mat deſſen hinausging, was bon den Berfaffern urjprünglich gedacht und be— 
abfichtigt war. Aus ihrem Quellen» und Gedanfenfreis jchöpften die nachfol— 
genden Rechtsſammlungen vom IX. bis XII 9. (Collectio Anselmo de- 
dicata, ca. 890. Libri duo des Regino, 906. Decretum des Bilhofs Bur— 
hard don Worms, ca. 1020. Rechtsſammlung des Biſchofs Anjelm von Lucca, 
ca. 1050. Decretum und Pannormia des Bijchofs Ivo von Ehartres, ca. 1100. 
Polycarpus des Kardinals Gregorius, ca. 1118. De misericordia et justitia 
bon Algerus von Lüttich, ca. 1121). Auf diefen ſog. vermittelnden Kol- 
leftionen endlich beruhen hinwiederum Material und Methode des Corpus 
juris eanonici. 

III. Unter allen vorveformatoriichen Sammlungen haben diejenigen 
die nachhaltigite Bedeutung für das Nechtsleben erlangt, welche in ihrer 
Sejamtheit das Corpus juris canoniei bilden. Dieſe Hauptquelle 
des vorreformatoriſchen Kivchenrehts beiteht aus Drei Teilen: den De- 
eretum Gratiani, den Defretalenfammlungen GregorsIX. Bonifacius VIII. 
und Clemens V., welde eine Einheit bilden, und den jog. Extravaganten- 
Sammlungen. Sinfichtlih der Duellenbedeutung für das geltende 
Recht beiteht aber eine grundfäßliche Berfchiedenheit unter dieſen drei 
Teilen des kanoniſchen Nechtsbuches, welche mit der Berjchiedenartigfeit 
ihrer Entjtehbungsweije zufammenhängt. 

1. Entftehbung und Gliederung des Corpus juris 
eanonici. 

a) Das Deeretum iſt eine PBrivatarbeit des Gratianus 
(S2 11), NRedtslehrers und Mönches im Camaldolenſerkloſter St. Felir 
in Bologna. Er lehrte zuerit das kirchliche Recht als Theologia prac- 
tica externa, d. h. als eine von der Firchlichen Glaubenslehre i. e. ©. 
abgezweigte jelbjtändige Disziplin. Auf eben diefe Lehrzwecke war 
in erſter Linie fein Werk berechnet. Die vorliegenden Sammlungen 
£onnten demjelben unmöglich entjprechend fein. Denn abgejehen von der 
Unvolljtändigfeit und Ungleichartigkeit ihres Inhaltes jpiegelten ſie den 
großen Gegenfaß der Rechtsanjchauungen aus dem Zeitalter vor und 
nach Pſeudoiſidor undermittelt wieder und enthielten fonach vieles unent- 
twiefelte oder fich widerſprechende Recht. Eben um des von ihm ver: 
folgten Zwedes willen, durch Auflöfung jener Gegenjäße und Wider- 
Iprüche ein einheitliches Bild des geltenden Nechtszuftandes zu entwerfen, 
nannte Gratian jein Lehrbuch anfänglid) Concordia discordantium ca- 
nonum. Seine Methode wiſſenſchaftlicher Bearbeitung ift freilich jcho- 
laſtiſch jchwerfällig, überragt aber weit die Leitungen der vorangegangenen 
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Zeit. Die von ihm aus der hl. Schrift, aus Konzilienbeſchlüſſen und 
päpſtlichen Dekretalen, aus Kirchenvätern und dem Corpus juris civilis 
(S8 I 1) zuſammengetragenen Quellenſtellen (canones) werden durch 
ſeine eigenen eingeſchobenen Erörterungen (dieta Gratiani) eingeleitet, 
verbunden oder erklärt. Das Werk zerfällt in 3 Teile mit verfchiedener 
Dfonomie und Bitiermethode. 

Pars prima gliedert ſich in 101 Distinetiones. Dist. I-XX enthalten 
eine allgemeine Einleitung über die Natur und die Quellen des Rechts. Der 
übrige Teil behandelt die Lehre von den Firchlichen Perjonen und Amtern 
(traetatus ordinandorum). Da die Distinetiones Wieder in Canones zer— 
fallen, jo wird zitiert: ce. 1 Dist. X. Sn Pars secunda find von Gratian 
36 fingierte Nechtsfälle (Causae) aufgejtellt, an dieſelben Rechtsfragen (Quae- 
stiones) angefnüpft, und dieſe hinwiederum auf Grund von Canones in feinen 
Dieta behandelt und gelöft. Daher wird zitiert: e.(anon) 1 C(ausa) XII. qu.1. 
Der Inhalt diefes Teiles berührt, nad) der Verjchiedenartigfeit der Beziehungen 
der aufgejtellten Causae, ohne Einheit der jtofflihen Anordnung nahezu das 
ganze Rechtsgebiet. Nur in der 3. qu. der Causa XXXIII ijt mit der Unter: 
abteilung in 7 Dist. und weiterhin in Can. die Lehre von der Buße abge— 
ichlofjen behandelt (tractatus de poenitentia),. Man zitiert für diefen Teil: 
e. 1. Dist. VII de poen. Pars tertia enthält in 5 Distinetiones ganz das 
Schema des eriten Teils. Zur Unterfcheidung don dieſem wird mit dem der 
1. Dist. entnommenen Beifate de Consecratione (ec. 1 Dist. V de cons.) 
zitiert. 

b) In dem etwa neunzigjährigen Zeitraume, welcher zwijchen dem 
Lehrbuche Gratians und dem Gefetbuche Gregors IX., als der erjten der 
drei in das Corpus juris canoniei aufgenommenen Defvetalenfammlungen 
gelegen ift, war eine Reihe neuer Rechtsſammlungen entitanden. Da 
nach der Entwicelung, welche jeit dem Abjchluffe des Defrets die Kirchen- 
verhältniffe genommen hatten, die päpftlichen Erlaſſe, befonders zahlreich) 
von Alerander III. (1159/81) und Innozenz III. (1198/1216) ergangen, 
die vornehmſte Quelle des Kirchenrechts überhaupt bildeten, jo lieferten 
diefe auch den Hauptitoff zu den in Diejer Zeit veranitalteten Rechts— 
jammlungen. Die Hauptgruppe derjelben find fünf zwijchen 1191 und 
1226 verfaßte, von der Nechtsichule in Bologna rezipierte Sammlungen, 
welche jpäter al$ „Quinque Compilationes Antiquae* (Ausg. db. Fried— 
berg, 1882) bezeichnet wurden und dem Berfaffer des Gregorianifchen 
Sejegbuchs, dem Dominifanermönd und ehemaligen Nectslehrer Ray— 
mund von Bennaforte als ausichliegliche Duelle des älteren Rechts 
gedient haben. Unter ihnen iſt wiederum die Compilatio prima dadurd) 
bemerkenswert, daß fie zum erjtenmal in ihren fünf Büchern dasjenige 
Defretalenihema bot (Iudex, Iudieium, Clerus, Sponsalia, Crimen), 
welches in den drei jpäteren offiziellen päpftlichen Sammlungen der 
Stoffeinteilung zu Grunde liegt. Den Anlaß zur Beranftaltung einer 
neuen Sammlung entnahm aber Gregor IX. nicht blos dem nächſt— 


liegenden Bedürfnis, den in den Compilationes ohne Einheitlichkeit 
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des Planes aufgehäuften NRechtsftoff ſyſtematiſch zu ordnen, fondern es 
waren dabei auch die tiefergelegenen Firchenpolitifchen Erwägungen und 
Beweggründe maßgebend: „das ganze kanoniſche Necht, abgejehen von dem 
im Dekret enthaltenen, in einem ausschließlichen päpftlichen Gejeßbuche 
zu fodifizieren, durch diefen Vorgang nach der aus dem Koder des Kaiſers 
Suftinian befannten Art die unbedingte Befugnis des Papſtes zur Ge— 
jetgebung für die ganze Kirche und mit Ausjchluß der allgemeinen Gel- 
tung jeder nicht beveitS anerkannten Norm durchzufeßen, auf ſolche Art 
die gejamte firchliche Rechtsbildung beim päpitlichen Stuhle zu Fonzentrieren, 
allen Papftbriefen, die er aufzunehmen für gut fand, ohne Rückſicht auf 
ihren hiltoriihen Charakter die allgemeine Geltung zu verleihen und zu 
fihern, durch einheitliche Zufammenfaffung des gejamten von den Püpften 
erlaffenen und in Kraft belaffenen Materials das Papfttum als folches 
als Träger der Machtvollfommenheit erjcheinen zu laſſen, die Theorie 
von der Gebundenheit des Nachfolgers an die Konftitutionen dev Bor- 
fahren aus der Welt zu Schaffen, die Firchliche Nechtsentwicelung von der 
weltlichen vollftändig zu emanzipieren, das Necht des Papſtes, über alle 
die Kirche und den Klerus berührenden Punkte felbitändig Geſetze zu 
geben, außer Frage zu Stellen, mit einem Worte: die vechtlihe Macht- 
vollfommenheit dev Päpſte zur Ihatfache zu machen? vw. Schulte, Ge— 
jhichte dev Quellen u. Litteratur, Bd. II, ©. 6). Die Dekretalenſamm— 
fung Gregors IX. wurde 1234 durch Verfendung an die Nechtsichulen 
von Paris und Bologna publiziert. Sie erhielt den Namen Liber 
Extra (sc. deceretum), als der außerhalb des Gratianiichen Rechts— 
buches nunmehr allein und ausſchließlich anerfannte Liber deeretalium. 
Aus den nachgregorianifchen Defretalen, welche anfänglich vereinzelt dem 
lib. Extra angereiht oder in PBrivatarbeiten zujammengeitellt wurden, 
ließ ſodann Bonifaz VII. eine neue offizielle Nechtsfammlung veran- 
ftalteit. Dieſe wurde 1298 in einem Konftitorium der Kardinäle und 
durch die übliche Verſendung an die Univerfitäten publiziert. Sie erhielt 
als Fortjeßung der fünf Bücher der Sammlung Gregors den Namen 
Liber Sextus. Endlich ließ Klemens V. aus den Schlüffen des Kon- 
zils von Vienne (1311) und einem Teil feiner eigenen Defvetalen ein 
drittes päpftliches Geſetzbuch zufammenftellen, welches 1313 von dieſem 
Papſte jelbit und 1317 in neuer Bearbeitung von Johann XXII. twieder- 
holt publiziert, von den beiden vorangegangenen Sammlungen fich darin 
wejentlich unterjchied, daß für dasſelbe nicht dev Borbehalt ausschließlicher 
Geltung in Anfehung der nad) dem lib. Sextus ergangenen Defretalen 
ausgejprochen wurde. Urjprünglich als liber Septimus bezeichnet, iſt 
jpäter dev Name Clementinae für diefe Sammlung gebräuchlich ge— 
worden, 
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Die drei päpftlichen Dekvetalenfammlungen des Corp. jur. can. jind in 
5 libri, diefe in tituli und capita eingeteilt. Das Zeichen für den liber Extra 
tft N; man zitiert hiernach: e.(aput) 3X de electione etc. (Titelüberjchrift) 
I (Buch) 6 (Titel). Das Zeichen für den liber Sextus ift in VIP, man zitiert 
bievnad) e. 3 in VI® de electione ete. I, 6. Das Zeichen für die Clementinae 
iſt in Clem.; man zitiert hiernad) e.1 in Clem. de poenis, V, 8. 

e) Bon den Klementinen au it in borreformatorifcher Zeit Feine 
weitere amtlihe Sammlung der päpftlichen Defretalen publiziert worden. 
Wohl aber hat die von dem Yizentiaten dev Rechte Jean Chappuis 
vollzogene Aufnahme teils älterer teil$ neuerer wichtiger Defretalen in 
die von ihm ſelbſt zwijchen 1499 und 1505 bejorgte Ausgabe des 
liber Sextus ımd der Klementinen zur Folge gehabt, daß jene jeither, 
abgeteilt in die zwei jog. Extravaganten-Gammlungen, dem kano— 
nifchen Nechtsbuche einverleibt blieben. Die erite diefer Sammlungen führt 
den Namen Extravagantes Joannis XXI. und enthält 20 Defre- 
talen dieſes Bapftes. Die zweite mit 74 Defretalen verjchiedener Päpſte 
führt den Namen Extravagantes Communes; in Diele ijt die be- 
vühmte Bulle Unam sanctam von Bonifazius VII. (18. Nov. 1302) 
aufgenommen ($ 1212. 818 II]). 

Die Sammlung der Extrav. Joannis XXI gliedert ſich nur in tituli (14) 
und capita; man zitiert: c. 1 de electione in Extrav. Joa. XXI, I. Die 
Sammlung der Extrav. Communes iſt wiederum in 5 Libri (liber quartus 
vacat) mit tituli und capita eingeteilt; man zitiert! e. 1 de majoritate et 
obedientia in Extrav. Comm. I, 8 (Unam sanctam ete.). 

2. Quellenbedeutung des Corpus juris canoniei. Die 
bisher beiprochenen Sammlungen wurden feit dem XVI. %. als Einheit 
unter dem Namen Corpus juris canoniei zuſammengefaßt, nachdem 
zuvor, und ſchon im X. %., Ddiejelbe Bezeichnung für einzelne Teil- 
jammlungen gebraudt worden war. In Beziehung auf ihre An- 
wendbarfeit im geltenden Recht bilden fie gleichwohl eine 
Einheit wicht. In diefer Beziehung find vielmehr noch heute die ein- 
zelnen Zeile des Corpus juris canoniei nah ihrem Urjprung zu 
unterscheiden. Auf der einen Seite jtehen das Deeretum Gratiani 
und die beiden Ertravagantenfammlungen, auf der anderen die Defre 
talenjammlungen der Päpſte. 

a) Die beiden erſteren gelten nicht ſchon durch ihre Eriftenz und 
durch ihre Aufnahme in das fanonifche Rechtsbuch als Quellen des 
gegenwärtigen Rechts. Das Deeretum hat jo wenig, wie die Extrava- 
gantenjammlungen den Charakter eines firchlichen Gejetbuches. Beide 
vührten nicht von dev höchſten Kirchengewalt her und behielten den Rang 
von Privatarbeiten. Die dieta Gratiani haben daher überhaupt Feine 
guellenmäßige Geltung. Die Canones im Deeretum und in den Ertra- 
vaganten aber befiten nur diejenige Nechtsgeltung, welche ihnen an und 
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für ſich, d.h. mit Rückſicht auf die eigene Autorität der Quelle, welcher 
fie jelbit entnommen find, zugejchrieben werden muß. Was aljo der hl. 
Schrift entnommen ift, gilt nac) Maßgabe des erörterten Gebrauchs der- 
jelben als Nechtsquelle überhaupt (S 9 I) als göttliches Net. Was aus 
Konzilienichlüffen oder Defretalen von Päpſten entnommen ilt, gilt, ihre 
Anerkennung in der Kirche und Echtheit vorausgejeßt, als Firchengejeß- 
liches Necht. Jede Stelle diefer Teile des Corpus juris canonici be- 
darf hiernach einer fritiihen Prüfung, ob Ste nach der Nechtsquelle, 
welcher fie entjtammt, an und für fich geltungsfähig jei oder nicht. 
Eine andere Anficht ift vertreten von Waſſerſchleben in H. R.E. Bd. VIT. 

©. 496 s. v. „Kanonijches Nechtsbuch”. 

b) Anders jteht es mit den Dekretalenſammlungen der Bäpfte. 
Sie find von diejen offiziell veranstaltet. Sie haben alfo den Nang allge- 
meiner Geſetzbücher und an und für Jich verbindliche Kraft. In 
diefev Hinficht fommt für die einzelnen Defvetalen weder die Frage ihrer 
Echtheit, nod ihre urfprünglihe Beziehung, noch ihr zeit— 
lihes Berhältnis in Betradt. Ihre Echtheit: Diejenigen, welche 
ihrem Urſprunge nach nicht echt find, gelten durch ihre Aufnahme in die 
päpftlihe Sammlung für echt gemacht; auf dieſe Weife fonnte es ge- 
ichehen, daß der pjeudoifidorische Betrug zwar zugegeben, gleichwohl aber 
legalijiert und der volle Einfluß der falfchen Defretalen auf das gel- 
tende Recht gerettet wurde. Ihre urjprüngliche Beziehung: auch die— 
jenigen Defretalen, welche urjprünglich nur für einen beftimmten einzelnen 
Fall erlaffen waren, haben nunmehr allgemein verbindliche Kraft. hr 
zeitliches Verhältnis: alle Defvetalen einer Sammlung gelten als gleich- 
zeitig vezipiert; nur innerhalb ver einzelnen Sammlung geht das jpätere 
Geſetz dem früheren bor. 

ec) Durch die aus der voritehenden Untericheidung der einzelnen 
Teile fich ergebenden Berjchiedenheiten wird qualitativ die Quellen- 
bedeutung des Corpus juris canoniei im allgemeinen bejtimmt. Es it 
mit den genannten Borbehalten noch jest als die Hauptquelle des ge- 
meinen deutjchen Kirchenrechts vorreformatorischen Urjprunges anerkannt. 
Im Befonderen treten aber weitere quantitative Bedingungen jeiner 
heutigen NRechtsgeltung hinzu. Diejelben find teils im kirchlich Eon- 
fejjionellen, teils im bürgerlichen Necht begründet. Das fano- 
nische Nechtsbuch ift überall nur infoweit anwendbar, als es nicht durch 
die ſpätere Kirchengeſetzgebung geändert und aufgehoben oder durch 
die Staatsgejebgebung in feiner Geltung bejchränft und bejeitigt 
it. In der erfteren Richtung fommen als bejchränfende Quellen inner- 
halb der katholiſchen Kirche namentlich die Bejchlüffe der beiden 
nachreformatorifchen Konzilien und die zahlreichen neueren päpftlichen Ge— 
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ſetze in Betradt ($ 12). Für die Geltung des Corpus juris canonici 
innerhalb der evangelifchen Kirche aber find außer den unmittel- 
baren Einflüffen der fonfejfionellen Kirchengejetgebung noch andere Um- 
jtände von entjcheidendem Gewicht, welche einer bejonderen Unterjuchung 
bedürfen ($ 13 ID). Was den Einfluß der Staatsgejeßgebung auf die 
Anwendbarkeit des Corpus juris canonici betrifft, jo ift erinnerlich ($ 1 
8 8), in welch ausgedehntem Maße das kanoniſche Necht nach feiner be- 
herrjchenden Stellung im Mittelalter alle Gebiete der bürgerlichen Nechts- 
ordnung entweder ſelbſt belegt oder wenigitens beeinflußt habe. Diejes 
Berhältnis hat zu bejtehen aufgehört. Gegenwärtig hat das ka— 
noniide NRebt jeinen Rang auf bürgerlidem Gebiet 
unbedingt nad und unter der Staatsgejetgebung. Aud) 
two dieſer Grundjat nicht dergejtalt ausdrücklich ausgejprochen fein jollte, 
wie es beijpielsweife im Bublifationspatent zum Preuß. Allg. Yandrecht 
vom 5. Februar 1794 gefchehen ift, befteht ev als eine aus dem Ge— 
jamtverhältnis des modernen Staats zur Kirche von ſelbſt fich ergebende 
Konjequenz. Das Corpus juris canonici gilt daher feinem ganzen In— 
halte nach auf bürgerlichen Gebiete überall nur jo weit, als jeine Gel- 
tung durch die Staatsgejeßgebung vorgejchrieben oder zugelaſſen ift. 


3. Ausgaben des Corp. jur.can. EditioRomana, 1582, 5 voll. 
Die offizielle römische Ausgabe mit jtereotyp erflärtem Tert, das Ergebnis der 
reviforifchen Thätigfeit der 1566 von Pius IV. berufenen Kommiſſion der jog. 
Correctores Romani. Neuere Ausgaben von Richter, 2 voll. (1839) und 
Friedberg, 2 voll. (1879. 1881). Vgl. über das Verhältnis beider Ausgaben 
Sriedberg in Ztſchr. f. RR. Bd. XIV, ©. 1-34, Bd. XVII, ©. 118—161. 
Die in älteren Ausgaben öfters angehungien Institutiones juris canoniei und 
Liber Septimus jind feine Bejtandteile des Corpus juris canoniei. 
Zitteratur. Über die vorreformatorifchen Konzilien: Hinſchius, Syiten, 
Bd. IH. ©. 333—4%6. Sohm, KR. Bd. J. ©. 247—344; 440—456. 
Hübler, Konftanzer Reformation, 1867. Zorn, 26.©.137 ff. Allgemeime 
Konzilien-Sammlung: Joh. Doni. Mansi, Sacrorum conciliorum nova 
et amplissima collectio, 1759—1798, 31 voll. (Mansi jelbjt bat nur den 
Druck bis zum 15. Bande erlebt, die "übrigen find aus feinem Nachlaß her— 
ausgegeben.) ©. über dieſe und andere Konzilienfammlungen v. Schulte, 
Quellen und Litteratur 2c, Bd. IH. 1. ©. 92 ff. Uber die ältejte Ent- 
wicelung der päpftlichen Gefeßgebung: Hinfhius, a. a. DO. ©. 682 ff 
v, Schulte, Syſtem, Bd. J. ©.60 ff. Richter-Dove, L%b. 8 20. 29. 50. 
Gejchichte der Sammlungen, bis Mitte des IX. 9. bei Maaken, Quellen 
und Litteratur ꝛc. Bd. I. Über Pſeudoiſidor im Beſonderen: Waſferſch— 
leben in H. R- E Bd. XI. ©. 367 ff. und die zahlreichen Angaben bei 
Richter-Dove, %b. $ 38. Das für die Zeit nach Pfeudoijidor in Be— 
tracht kommende Hauptwerk iſt das mehrgenannte von d. Schulte, Ge— 
schichte dev Quellen und Litteratur 20.; Bd. I: von Gratian bis Gregor IX. 
Bd. I: don Gregor IX. bis zum Konzil don Trient. Eine gut orientie- 
vende Überficht über die Duellengejchichte giebt Waſſerſchleben in 9. 
R.E. Bd. VII ©. 474 ff. s. v. Stanonen= und Defretalenfammlungen. Inter 
den Lehrbüchern des Rirchenrechts ii der Gegenftand eingehender behandelt 
bei v. Schulte, Syſtem, Bd. TI. 267—361. ©. Phillips, Bd. IV. 
Richter-Dove, ss 16f. 29. 322— 4. 49 f. 53—59. 79. 83. Kurze monogras 
phiſche Dartellumgen bei Ertel, Die Quellen des röm-kirchl. u. deutſch. 
Rechts, 1890, ©. 87— 101. Hübler, Kirchliche Rechtsquellen, 1893, ©. 25—46. 
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b) Nachreformatorifcher Entwickelungsgang. 
a) Die nachreformatoriſchen kirchengeſetzlichen Rechtsquellen in der katholiſchen Kirche. 


8 12. 


I. Römiſch-katholiſche Kirche. Der Art nad find die fir- 
chengejeßlichen Entftehungsquellen des katholiſchen Kirchenrechts auch in 
dev nacreformatoriichen Periode die gleichen geblieben. Sie find zen 
trale oder partifuläre Nechtsquellen. Die zentralen find die 
Beichlüffe der ökumeniſchen Stonzilien und die päpftlichen Geſetze. Unter 
den partifulären fommen für Deutichland die Bejchlüffe der Provinzial- 
ſynoden und die bifchöflichen Verordnungen in Betracht. 

1. Die Beſchlüſſe der öfumenifhen Konzilien. Seit 
der Neformation ſind nur zwei öfumenijche Konzilien gehalten worden: 
das Tridentinum (berufen 1542, eröffnet 1545, gejchloffen 1563) und 
das Vaticanum (berufen 1868, eröffnet 1869, vertagt 1870). 

a) Das Coneilium Tridentinum. Ms befannt ift bier 
borauszujeßen dev innere Zuſammenhang, in welchem jeine Berufung mit 
den Ereignifen der Reformation gejtanden hatte. Seine weltgejchichtliche 
Bedeutung ift darin bejchlojfen, daß ſich auf ihm grumdfäßlich, vollkommen 
und dauernd die Scheidung zwiſchen Katholizismus und Proteftantismus 
vollzogen hat. Der ökumeniſche Charakter diefes Konzils iſt oft be- 
fteitten worden. Aber die Entfcheidung iiber die Dfumenizität des Tri- 
dentinum hängt nicht mehr von der vetrofpeftiven Löſung formeller Nechts- 
fragen ab, jondern liegt beveitS unumftößlich in der Thatſache vor, daß 
die ganze gegenwärtige Geftaltung des Fatholifchen Kirchenweſens auf ihm 
beruht. In jeinem außeren Berlaufe war das Konzil jedenfalls ein un— 
freies. Er Stand durchaus unter dem Einfluffe der jeweiligen Konſtella— 
tionen der europäischen Politif. In den 21 Fahren feiner Dauer war 
es thatjächli nur 5 Jahre verfammelt. Die fünf Arbeitsjahre verteilen 
fih auf 3 zeitlich weit von einander entlegene Perioden. ES tagte von 
1545—47T unter Paul II., von 1551—52 unter Julius II, don 
1562—63 unter Pius IV. In dieſer Zeit wurden 25 Sessiones genc- 
rales, davon 10 in der erjten, 6 in der zweiten, 9 in der dritten Pe— 
riode abgehalten, nach welchen die Beſchlüſſe des Konzils geordnet 
find. Dieſe felbjt verteilen fic) aber auf nur 15 allgemeine Situngen, 
während die übrigen lediglich mit Formalien, Vertagungen und Ver— 
legungen ausgefüllt waren. ES fragt fih um den Inhalt jener Be- 
Ichlüffe, um die Bedingungen ihrer Geltung und um die Fortbil- 
dung des tridentinijchen Rechts. 
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Litteratur zur Gejchichte des Konzils! Die berühmteſten Werfe aus älterer 
Beit find P. Sarpi, 1619 (Antikurialift) und S. Pallavicini, 1656 (Ku— 
rialift). Unter den Darjtellungen im Zuſammenhang der allgemeinen Beit- 
geſchichte ſ. v. a. Ranke, Die römischen Päpfte zc. im 16. u. 17.3. Bd. T. 
und Deutjche Gejchichte im Zeitalter der Reformation 5. Aufl. Bd. V, ©. 71 ff. 
Rechtsgeſchichtlich: v. Schulte, Quellen und Litteratur 2c., Bd. III. ©. 54 ff. 
Kicchengefchichtlih: Tſchackert in H. R-E. Bd. XVI. ©. 4 fi. vb. Haie, 
10. Aufl. (1877) 8 346. Kurze gefchichtliche Abriſſe finden ſich meift auch in 
den Lehrbüchern der Symbolif. 

a) Ihrem Inhalte nad) beziehen Jich die tridentinischen Konzils- 
bejchlüffe teils auf die Kirchenlehre, teils auf die Kicchendisziplin 
oder das Recht. 


Die Beſchlüſſe mit Lehrinhalt find in Decreta oder Doctrinae, welde 
in ausführlicheren dogmatischen Erörterungen die ortbodore Lehre entwideln und 
teilweife in capita abgeteilt find, zujammengefaßt und vorangeftellt. (Dazwi— 
jchen find aber auch Eröffnungs-, Verlegungs-, Vertagungsbeſchlüſſe und dgl. 
als „Deceretum“ bezeichnet: Sess. I. II. VIII. bis XII. XV bis XX.) Den 
lehrhaften Erörterungen folgen die Canones, welche in bündiger Formulie— 
rung und eingehender Kaſuiſtik die gegenteiligen Srrlehren verwerfen und ſtets 
mit dem „anathema sit“ der Andersgläubigen jchließen. Die Gegenftände der 
Beichlußfaffungen — De symbolo fidei (Sess. III), canonicis seripturis (IV), 
peccato originali (V), justificatione (VI), sacramentis in genere, baptismo, 
confirmatione (VII), eucharistia (XIII), poenitentiae et extremae unctionis 
saeramentis (XIV), communione sub utraque specie (XXI), sacrificio missae 
(XXI), saeramento ordinis (XXIII), sacramento matrimonii (XXIV), pur- 
gatorio, invocatione veneratione et reliquiis sanetorum, sacris imaginibus 
(XXV) — maden evitchtlich, daß ſich in allen grundlegenden Beziehungen die 
fatholijche Kirche auf dem Tridentinum dogmatisch gegen den Proteftantismus 
abgeschloffen hatte. Man zitiert: cone. Trid. Sess. XXIV can. 3 de sacr. matr. 


Die Beihlüffe mit Nechtsinhalt (disciplina) find den Decreta de 
fide als Deereta de Reformatione mit der Einteilung in capita 
nachgeltellt. Die 166 NReformationsdekrete, welche ſich auf Sess. V bis 
VII, XI, XIV, XXI bis XXV verteilen, jtreifen nahezu das ganze 
firhliche Rechtsgebiet. Sie haben nicht zwar die reformatio in capite, 
wohl aber in membris gründlich vollzogen. Hervortretend berückhichtigt 
find vor allem zwei Gebiete: das firchlihe Amterweſen und das 
Eherecht. In der eriteren Nichtung find das Ordinationsweſen, Die 
geiftlihen Standespflichten, die Ausbildung der Klerifer, die Refidenz- 
pflicht, die Anwartfchaften auf Kirchenämter, die Pfründen ohne Amter 
(Commenda), die Kumulation von Eirchlichen Ämtern, die Unionen der 
Kirchenämter, das Patronatrecht, das Eremtionswejen u. A. in den Streis 
der Reformen hereingezogen und in vielen Kapiteln der Neformations- 
defrete zerjtreut behandelt. Dagegen hat das Cherecht in Sess. XXIV 
Durch das berühmte Deeretum de reformatione matrimonii 
namentlich binfichtlich der Form der Ehejchliegung und der Ehehinder— 
niſſe eine gejchlofjene Behandlung erfahren. Außerdem find auch Teile 
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des Strafrechts, des kirchengerichtlichen Verfahrens, des Ordensweſens 
und des Vermögensrechts (Baulaft) reformiert. 

Man zitiert: conc. Trid. Sess. XXIV. cap. 19 de ref. Ausgabe: 
Richter assumpto socio Schulte, Canones et Decreta Coneilii Triden- 
tini ete. (Lips. 1855). ©. über andere der zahlreichen Ausgaben dv. Schulte, 
Quellen und Litteratur, Bd. III. ©. 54 f. 


P) Was die Geltung der tridentinischen Konzilsbeſchlüſſe betrifft, 
jo ift auch hier die Verſchiedenartigkeit ihres Inhalts von Bedeutung ge— 
worden. Die Berhandlungen hatten mit der Frage an die Konzilspäter 
geſchloſſen: „placetne vobis, ut... . et omnium et singulorum, quae .. 
decereta et definita sunt, confirmatio nomine sanctae hujus sy- 
nodi „..’a’beatissimo Romano Pont." petatur? Re 
sponderunt: Placet. Die päpftlide Befjtätigung und Bubli- 
fation erfolgte hierauf in der Bulle Benedietus Deus vom 26. Ja— 
nuar 1564. Formell beruht alſo die Nechtsgeltung der tridentinischen 
Konzilsbejchlüffe nicht auf der Eonziliarischen, jondern auf der päpftlichen 
Autorität. Mit der Beftätigung und Berfündigung durch den Papft 
hatten zunächft die Glaubensdefrete fofortige und allgemeine 
Verbindlichkeit erlangt. Eine zeitliche Beichränfung wurde vom Bapft 
aus äußerlichen Nückfichten nur Hinfichtli der Neformationsde- 
frete ftatuiert: fie jollten erit vom 1. Mai 1564 ab in Geltung treten. 
Im übrigen galt auch bezüglich ihrer der Grundſatzt publieatio Urbi 
facta publicatio Orbi facta. ihre Nechtsverbindlichfeit war, mit einer 
Ausnahme, kirchlicherſeits nicht von einer Publifation und Einfüh- 
vung in der einzelnen Didcefe abhängig gemacht. Staatlider- 
ſeits jedoch, und wiewohl auf Drängen der päpftlichen Legaten die Ge— 
Jandten der weltlichen Mächte mit Ausnahme von Spanien und Frank— 
reich durch ihre Unterichrift die Annahme aller Beichlüffe Namens der 
bon ihnen vertretenen Fürften und Neiche erklärt hatten, wurde die Gel- 
tung der Neformationsdefrete vielfach ausgefchloffen, oder wenigitens auf 
diejenigen Beziehungen eingejchränft, in welchen fein Widerſpruch mit dem 
geltenden Staatskirchenrecht hervortrat. ES offenbart fich an 
diefem Punkte charakteriſtiſch die grundfäßliche Beränderung, welche in- 
zwijchen im ©ejamtverhältnis von Staat und Kirche eingetreten war: 
die Firchliche Gejeßgebungsgemwalt hatte nicht mehr den Vorrang dor der 
weltlichen. Solchergeftalt find die tridentinischen Reformationsdefrete nur 
ſehr bejchränft in Frankreich und Spanien zur Einführung gelangt. In 
Deutſchland vollzog fih die allmählige Einführung hauptſächlich 
durch Bermittelung der geiftlihen Fürſten. Teilweiſe gejchah 
aber auch hier die Annahme überhaupt nicht, teilweife, wie z. B. in 
Bayern, unter nachdrüdlichem Borbehalt der landesherrlichen Rechte. Nur 

Kahl, Kirchenrecht. 10 
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bezüglich eines Neformationsdefrets hat das Konzil jelbjt die Geltung 
von einer jpeziellen Bublifation innerhalb der Parochie abhängig 
gemacht. ES ift dies daS Decretum Tametsi (Sess. XXIV c.1 de 
ref.) mit der tridentinischen Eheichließungsform coram parocho et duobus 
vel tribus testibus. Diejes Defret jchließt mit den Worten: „Decernit 
insuper, ut hujusmodi deceretum in unaquaque parochia 
suum robur post triginta dies habere ineipiat a die pri- 
mae publicationis in eadem parochia factae numerandos.“ 
Der ausdrüdlichen jchriftlichen oder mündlichen Verkündigung ift nach der 
jpäteren Auslegung die per aliquod tempus und mit dev opinio ne- 
cessitatis fortgejeßte objervanzmäßige Anwendung des Dekrets gleichge- 
ftellt. Ebenſo genügt zum Beweije feiner Einführung die Erwähnung in 
den Bistumsritualien. Auf die eine oder andere Weiſe wurde das De- 
eretum Tametsi in allen deutſchen Didcejen eingeführt. Die 
bejondere Ausnahme für diefes Dekret hatte ihren Grund in dem Be— 
jtreben, diejenigen Schwierigfeiten zu bejeitigen, welche ſich aus der Nicht- 
annahme der neuen Ehejchliegungsform Seitens der Proteftanten ergeben 
mußten. Durch Unterlafung der Publikation des Defrets in ihren Pa— 
rochieen jollten jie fich der Formvorſchrift des Konzils zu entziehen und 
dadurch die Gültigkeit ihrer Chen unter Fortdauer des älteren Nechts 
zu wahren vermögen. 

Litteratur. Hinſchius, KeR., Bd. IH, ©.448 ff. vd. Schulte, Quellen und 
Litteratur 2c., Bd. IIT, ©. 64. Hübler, Ehejichließung und gemijchte Ehen 
in Preußen, 1883, ©. 8 ff. v. Salis, Die Publikation des tridentinifchen 
Rechts der Ehejchließung, 1888. 

y) Nicht bloß die formale Nechtsgeltung, jondern auch der Nechts- 
bejtand der Reformationsdefrete, jowie ihre Fortbildung in Dof 
trin und PBraris wurde allein auf die päpftliche Autorität geftellt. 
Das Konzil ſelbſt hatte in Sess. XXV. c. 21 de ref. bejchlofjen: „Pos- 
tremo s. syn. omnia et singula sub quibuseungue clausulis et verbis, 
quae de morum reformatione atque ecelesiastica diseiplina . . . 
statuta sunt, deelarat ita decreta fuisse, ut in his salva sem- 
per auctoritas sedis apostolicae et sit et essein- 
telligatur.“ Hatte damit der PBapft allein das Necht dev Auf- 
hebung und Beränderung der NReformationsdefrete erhalten, fo 
ficherte fich Pius IV. in der Bublifationsbulle Benedietus ferner aud) 
das alleinige Recht der wiſſenſchaftlichen Auslegung durd) das 
Gebot „ne quis sine auctoritate nostra audeat ullos commentarios, 
glossas, annotationes, scholia, ullumve omnino interpretationis genus 
super ipsius coneilii deeretis quocunque modo edere“. Zugleich be- 
ſtellte der Papſt 1564 eine Kommiſſion von Kardinälen, welche die Ein: 
führung und Ausführung der Konzilsbejchlüffe überwachen und in zwei— 
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felhaften Fällen ihm Vortrag erſtatten ſollte. Die Zuſtändigkeit dieſer 
Kommiſſion wurde 1587 von Sixtus V. zum Recht der ſelbſtändigen 
Entſcheidung aller nicht dogmatiſchen Zweifelsfragen erweitert. Da— 
mit wurde die Fortentwickelung des geſamten, in irgend welcher 
ſachlichen Beziehung zum Tridentinum ſtehenden katholi— 
ſchen Kirchenrechts in die Hand dieſer 8. Congregatio Cardinalium 
Coneilii Tridentini Interpretum oder ſchlechthin Congregatio Con- 
eilii gelegt. Ihre Entjcheidungen heißen resolutiones und de- 
elarationes. Erſtere entjcheiden einzelne ftreitige Nechtsfälle und 
haben die Bedeutung oberftrichterlicher Präjudizien. Letztere bringen all- 
gemeine ftreitige NechtSfragen entweder durch alleinigen Ausjpruch der 
Kongregation oder „verbo facto cum Sanctissimo“ zur Cntjcheidung 
und bezeugen mit gejeßlicher Kraft die authentische Auffaflung der Kirche 
über den betreffenden Konzilsbejchluß. 

Amtliche Sammlung: Thesaurus resol. S. Congr. Cone., jeit 1718, bis 
jet gegen anderthalbhundert Duartanten. Eine Auswahl der wichtigiten Ent— 
ſcheidungen ift in der erwähnten Ausgabe von Richter u. Schulte mitgeteilt. 
Neuere fortlaufend im A. f. k. KR. 

b) Das Coneilium Vaticanum. Auch hier ift der Zufammen- 
hang, in welchem die Berufung diefes Konzils mit der inneren gejchicht- 
lichen Entwickelung der Fatholifchen Kirche, mit der Neftauration des 
Papſttums, mit der Thätigfeit des Jeſuitenordens und der eigenartigen 
Berjönlichfeit Pius IX. geftanden hatte, als befannt vorauszufeßen. 


Litteratur. Zur Orientierung jehr geeignet Wagenmann in 9. R.GE., 
Bd. XVI, ©. 310 ff. „Batifanisches Konzil und Papſt Pius IX.“, 


a) Inhalt der vatifanischen Konzilsbejchlüffe. Von der Seite feiner 
Ergebnifje jtellt fi) das Vaticanum als eine naturgemäße Ergänzung 
des Tridentinum dar. Die von letterem thatjächlich unbefchränft an- 
erkannte und nur unter dem Druck vorwiegend politiiher Momente 
prinzipiell unentjchieden gelaffene Superiorität des Bapites 
über das dfumenifhe Konzil wurde durch das Vaticanum 
dogmatiſch feitgeftellt. Disziplinarbejchlüffe im tridentinifchen Sinn hat 
das Leßtere überhaupt nicht gefaßt. Zwar waren im die dem Konzil 
gemachten Vorlagen (schemata) auch einige Entwürfe „de diseiplina 
ecelesiastica“ eingeftellt (über die Bilchöfe, Nefidenz, Bifitationen, Pro— 
pinzial- und Dibceſanſynoden, Generalifare u. U). Aber nachdem 
die Akten des Konzils mit einiger Bollftändigfeit eröffnet waren, blieb 
überwiegend der Eindruck zurüd, daß das Konzil nicht durch äußere 
Umftände und namentlich nicht durch die Belebung des Kirchenſtaats 
Seitens der taliener an der Erledigung von Neformationsdefreten be- 
hindert, jondern daß das von Anfang an als allein weſentlich 
ins Auge gefaßte Ziel die Dogmatifierung der päpftlichen Unfehlbarfeit 
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war. Gleichwohl Liegt dev Schwerpunft der vatifanischen Konzilsbeſchlüſſe 
auf dem Rechtsgebiet, indem jene zwar die Form und Kraft von 
Slaubensjäßen, aber nad) ihren wejentlichen Beftandteilen Rechtsinhalt 
haben. Da die im Jahre 1870 bejchlojfene päpftliche Unfehlbarfeit zu- 
gleich alle irgend wann ergangenen Entjcheidungen ex cathedra in 
fich jchließt, fo ift dem mit Olaubensverpflichtung ausgestatteten Recht 
ein ungeheurer neuer Stoff hinzugefügt. Auf dem Vaticanum wurden 
bier Sessiones publicae abgehalten, welche gejchäftsordnungsmäßig ledig- 
ih zur Schlußabftimmung über die in den Congregationes gene- 
rales feitgeftellten Bejchlüffe unter dem Worfiße des Papſtes, ſowie zur 
jofortigen Publifation und Erteilung der päpftlichen Beftätigung (Pius... 
sacro approbante concilio) bejtimmt waren. Die beiden erjten dieſer 
Sitzungen vom 8. Dezember 1869 und 6. Januar 1870 waren mit Er- 
öffnungsfeierlichfeiten und Gevemonien ausgefüllt. In der 3. Sitzung 
vom 24. April 1870 wurde die in capita und canones eingeteilte Con- 
stitutio dogmatica de fide catholica einftimmig angenommen, durch 
welche eine Reihe von Glaubensivrtümern verdammt und zujäßlich dem 
Papſt das Recht eingeräumt wurde, auch andere, in die Sonftitution ſelbſt 
nicht aufgenommene irrige Yehrmeinungen zu verurteilen, worin das Zus 
gejtändnis der päpftlichen Unfehlbarfeit in Glaubensiachen bereits einge- 
Ichlofien war. In der 4 Sitzung endlich vom 18. Juli 1870 wurde 
die Constitutio dogmatica prima de Ecelesia Christi, welche mit den 
Worten Pastor aeternus beginnt und hiernach zitiert wird, mit 533 
gegen die 2 Stimmen eines italienischen und angloamerifanijchen Bifchofs 
angenommen und von Pius IX. während eines außergewöhnlich heftigen 
Gemwitters, worin die Infallibiliſten die göttliche Beglaubigung eines 
zweiten Moſes erfannten, publiziert. Die Constitutio Pastor aeternus 
hat 4 Capita und Canones mit dem anathema sit. Cap. I. De apo- 
stoliei Primatus in beato Petro institutione. Cap. ll. De perpe- 
tuitate Primatus Petri in Romanis Pontifieibus. Cap.III. De vi 
et ratione Primatus Romani Pontifieis. (Univerjalepisfopat). 
Cap. IV. De Romani Pontifieis infallibili magiste- 
rio. (Unfehlbarfeit) (f. u. $ 30). Eine in der Generalfongregation be- 
reits bejchlojjene dritte Const. dogm. de parvo catechismo fonnte wegen 
der am 20. DOftober 1870 gejchehenen Vertagung des vatifanijchen Kon— 
zils nicht mehr in öffentlicher Sißung zur Abftimmung gebracht werden. 


Litteratur. Der Tert der vatifanischen Konzilsbejchlüffe iſt oftmals ge— 
drudt, jo in Acta et decreta S. S. et oecum. cone. Vatic. 18711. Schnee- 
mann, Die Kanones und Bejchlüffe u. ſ. w., deutfch-lat., 1871. Archiv f. 
fe. RR, Bd. XXIV, p. I ff. mit Ausführung in deutjcher Überſetzung, und 
in der Mehrzahl der anderen großen Sammelwerfe (ſ. u.). Die entjcheis 
denden Stellen der cap. IIL u. IV der Const. Past. aeternus erden in 
der fath. Berfaffungslehre 88 26 ff. mitgeteilt werden. Bon Sammelwerfen 
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fämtliher Aktenſtücke 3. vat. 8. find hervorzuheben Bering, A. f. k. K., 
die römiſch paginierten Teile dev Bde. XXIV—XXVIL Friedberg, 
Sammlung der Aktenstüde zum erjten dat. 8. 2c. 2 Tle. 1872 ff. Martin, 
Omnium coneilii Vaticani documentorum collectio, 1873. Friedrich, 
Documenta ad illustr. Cone. Vat., 1872. Kremer: Auenrode, Akten— 

jtüde zur Gefchichte des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche im 19. J., 

Il. 2,1876. ©. ferner die Generalregifter z.A. FE. R.-R., Bd. I-XXVII 

(1872), ©. 156 ff.; Bd. XXVII—LXVI (1892), ©. 151 ff. 

3) Seltung und Bejtand der vatifanischen Konzilsbejchlüffe. Der öku— 
menijhe Charafter des vatifanischen Konzil und damit die Gültigfeit 
jeiner Bejchlüffe wird innerhalb der fatholifchen Kirche ſelbſt in Abrede ge- 
jtellt. Eine Prüfung der Frage tft in der Duellenlehre nicht zu umgehen. Es 
ift für den Evangelischen beionders jchiwierig und verantwortungspoll, eine vor— 
urteilsfreie Stellung zu gewinnen. Seine eigene Betrahtungsweife don der 
Gefchichte und dem Wefen der Kirche wird ihn don Anfang an geneigt machen, 
auf die Seite der Gegner Noms zu treten. Aber auch hier gilt es, Sympathieen 
und Anthipathieen von der Nechtsfrage fern zu Halten. Dabei ijt freilich 
ſchon jeßt im Auge zu behalten, daß das Gejamturteil über das vatikaniſche 
Konzil nicht ausschließlich, ja gerade nicht in den mwejentlichen Punkten auf die 
Entſcheidung rechtlicher Fragen geftellt und befchränft werden darf. Es wird 
im legten Grunde durch ungleich höher ftehende ethifche und religiöfe Gefichts- 
punfte bejtimmt (j. u. II). h 

Nach der herrichenden Betrachtungsweile wird die Ofumtenizität des Konzils 
und die Gültigfeit feiner Beichlüffe mit dem Anſpruch eines abſchließenden 
Urteiles jchlechthin entweder verneint oder bejaht. Diefer Anspruch ift verfrüht. 
Die Geſchichte hat ihr Urteil noch nicht geiprochen. Der Borgang, welcher allein 
über die Streitfrage entjcheiden wird, die dauernde Bewährung der Kon 
zusbeichlüffe in der Gefamtüberzeugung der Kirche ift noch nicht abgefchloffen. 
Die Gegenwart bezeichnet nur erit den Anfang des gejchichtlichen Entwickelungs— 
prozefjes diefer Frage. Es find alfo die zu überfehende Rechtslage der 
Gegenwart und die Brognofe auf die Zufunft don einander getrennt 
zu halten. 

Wird das Urteil auf die gegenwärtige Entwicelungsphafe eingejchränft, 
jo fann ein Zweifel darüber nicht wohl beftehen, daß thatjächlich eine Rezeption 
der datifanischen Dogmen im Bereiche der don Rom geleiteten Kirche jtattge= 
funden bat. Ob diefe Thatſache fich einjtweilen vehtswirffam vollzogen habe, 
ift eine Frage, welche nach der unerbittlichen Konfequenz des borvatifanifchen 
Rechts ſelbſt und des gelamten Verfafiungsprinzips der römijch-fatholischen Kirche 
nicht anders als mit Sa beantwortet werden kann. Denn hiernach hatte ji 
die Rezeption lediglich durch die Ecclesia regnans, den Klerus, nicht durch die 
Ecelesia obediens, die Laienwelt zu vollziehen. Der römisch-fatholiiche Klerus 
aber hat fih in allen Stufen die Dogmen angeeignet. Kein einziger Oppoji- 
tionsbifchof hat ihnen ex post entgegenzutreten gewagt. Alle haben ſich wenig— 
jtens Außerlich unterworfen. Dieſem VBorgange gegenüber ift, wenn man fich 
immer auf den Boden des bis zum Vatikanum unbeanjtandeten Fatholischen 
Kirchenrechts ſelbſt jtellt, die Freiheit der Kritik hHinfichtlich dev Sültigfeit der 
Beichlüffe aufgehoben. Dies gilt zunächit von dem materiellen Inhalt der 
Beichlüffe. Ob diejelben mit der Lehre der fatholifchen Kirche übereinftimmen, 
mag theologiich wiljenjchaftlich zur Disfuffion geftellt bleiben. Der rechtlichen 
Beurteilung ift jede Prüfung der Orthodorie der vatikaniſchen Konzilsbeſchlüſſe 
entzogen, Die eijerne Klammer, welche das römiſche Kicchenprinzip um die Ge: 
wiſſensfreiheit gelegt hat, geitattet fein Ausweichen nach rechts oder linfS. Koma 
locuta est. Ja noch mehr. Gegenüber der Thatjache einstweiliger Rezeption 
fann nicht einmal die an und für ich freigegebene Nechtsfritif, welche im Ein— 
zelnen an der Zuſammenſetzung, Gefchäftsführung und Zuftändigfeit des vatika— 
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nischen Konzils mit allen Beweiſen gejchichtliher Wahrheit geübt wird, 
für die Frage der Gültigkeit der Bejchlüffe im gegenwärtigen Zeitpunkt durch- 
ichlagend fein. Soweit rvechtlihe Mängel in den bezeichneten Richtungen nach— 
gewiefen werden, muß der Beurteiler der Gegenwart ſolche durch die Thatjache 
der Rezeption als geheilt anerkennen, und dies auch dann, wenn jich gejchicht- 
liches Wilfen und Nechtsgefühl dagegen aufbäumen. Die Lage ift ähnlich, wie 
gegenüber den pfeudoifidorischen Defretalen. Man weiß, daß fie auf Fälſchung 
beruhen. Aber ihre Aufnahme in die offizielle päpftliche Geſetzſammlung hat ihre 
Rechtsanwendung gefichert und den Betrug unschädlich gemacht. Das verjöhnende 
Element liegt allein in dem guten Glauben der damaligen Träger der firchlichen 
Gefeßgebungsgewalt. Ebenſo weiß man, daß auf dem vatifanifchen Konzil viel- 
fach gegen Gefchichte und Wahrheit verfahren wurde, ohne daß der naive Glaube 
und das redliche Bewußtjein des Mittelalters vorhanden jein Fonnten. Aber 
das Hülfsmittel der Nezeption jeiner Beſchlüſſe durch den Klerus hat 
die Wunderfraft der Heilung. Daher bleibt die Kollifion zwijchen rechtlicher Ent— 
fcheidung und fittlihem Urteil zur Stunde noch ungelöft. Indeſſen, ſelbſt wenn 
man die zwingende Kraft der Rezeption überfehen und der rechtlichen Kritik den 
freieften Spielraum gewähren will, jo hat gleichwohl die letztere einen jchweren 
Stand. Biele, ja alle entjcheidenden Vorgänge auf dem vatifanifchen Konzil 
mag die Kritif als tadelnswert, unbillig und ungejchichtlich bezeichnen. Aber 
nicht darauf an fich, ſondern allein auf die rechtliche Erheblichfeit der tadelns— 
werten, unbilligen und ungejchichtlichen Momente fommt e8 an. Und in eben 
dieſer Beziehung ſieht fi) die Beweisführung auf ſchwache Füße gejtellt. So 
ift e8 allerdings richtig, daß Schon die Zujammenjegung des Konzils eine 
tendenziöje war und nicht durchaus dem Herfommen entjprochen hat. Da aber 
alle Kirchenoberen, deren Beteiligung wejentlich it, berufen waren und Die 
Beteiligung Anderer niemals durch eine fejte kanoniſche Regel geordnet wurde, 
fo fann aus dem Umjtand, daß Pius IX. die durch die unsichere Praxis der 
Kirche ſelbſt ihm verjtattete Freiheit zu einer Stärfung der vorher wohlbe- 
vechneten infallibiliftiichen Majorität migbrauchte, Schwerlich eine Sllegitimität 
in Beziehung auf die Zujammenjeßung des Konzils abgeleitet werden. Es ijt 
fernerhin richtig, daß die Gejhäftsordnung des Konzil! vom Bapjt oftroyiert 
und bon borneherein darauf angelegt war, eine wirkſame Oppofition überhaupt 
nicht auffommen zu laffen. Aber der rechtliche Einfluß, welchen diefe That— 
fachen hätten äußern können, wurde vollfommen dadurch abgejchnitten, day 
die Oppofitionsmitglieder nicht nur die urjprüngliche Geichäftsordnung annah— 
men, jondern auch, nachdem jie verichärft twiedergefehrt und ein wiederholter 
Brotejt überhaupt unbeantwortet geblieben war, unter diefer verjchärften Ge- 
Ichäftsordnung weitervderhandelten, anjtatt ihr einen in corpore erflärten 
Austritt entgegenzufegen und dadurch thatjächlich dem Konzil den Charakter der 
Dfumenizität zu benehmen. Denn nur, daß die Konzilsbäter, nicht ob jie 
willig oder widerwillig fich fügten, fann für die rechtliche Beurteilung der Sache 
entjcheidend fein. Allerdings wurde weiterhin in verichiedenen Stadien der Ber- 
bandlungen don einer jehr erheblichen Minorität Proteſt gegen die Definies 
rung der Unfehlbarfeit eingelegt. Aber auch hier war von Anfang an die 
Möglichkeit einer Rechtswirkſamkeit des Protejtes auf die Sachentjcheidung 
dadurch ausgejichlofjen, daß don den Opponenten in Rom, im Widerjpruch 
mit ihren Erklärungen dor dem Konzil, das amtliche und außeramtliche Ver- 
halten getrennt wurde, indem fie zwar außeramtlich ihre prinzipielle Geg— 
nerſchaft gegen das Dogma laut befannten, aber in ihren amtlichen Pro— 
tejten jich Lediglich auf den Standpunkt der Snopportunität, auf die Unzweck— 
mäßigfeit dermaliger Dogmatijierung zurüdzogen, eine Frage, über 
welche dann allerdings der Papjt allein oder mit irgend welcher Konzilsmehr— 
beit jederzeit rechtsgültig entjcheiden fonnte. Nur ein prinzipiell begrün- 
deter amtlicher Protejt fonnte bon vorneherein die Zujtändigfeit des 
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Konzils in Frage stellen. Auch das ijt endlich richtig, daß noch) am Tage bor 
der entjcheidenden Abjtimmung die exheblihe Oppofition bon mindestens 
55 Mitgliedern und alfo thatjächlich nicht einmal moralifche Unani- 
mität vorhanden war. Aber der rechtliche Einfluß auch diefer Thatjache 
wurde dadurch verhindert, daß die Dpponenten Rom verließen und ihr 
furz zuvor in der Generalfongregation ausgejprochene® non placet im Ange- 
fihte de8 Papſtes in öffentlicher Situng nit zu wiederholen iwagten. 
Hätten fie dagegen ihr non placet auch in öffentlicher Sitzung ausgejprochen, 
jo würden fie, da es alsdann an einem wejentlichen Erforderniffe dogmatijcher 
Feſtſetzungen mangelte ($ 31), eine gültige Beſchlußfaſſung überhaupt verhin— 
dert haben. So iſt, an dem Berhalten der Oppofitionsmitglieder beleuchtet, 
die Gejchichte des vatikaniſchen Konzils eine Gefchichte der verſäumten Ge— 
legenheiten zur Rechtsverwahrung, und eben deshalb die formale Rechts— 
gültigfeit der gefaßten Beſchlüſſe einer nachträglichen Anfechtung entzogen. 
Mit diefem Ergebnis iſt aber nicht daS Geſamturteil über daS batifa- 
nische Konzil abzufchliegen. Die nac Lage der Sache gegenwärtig anzuerfen- 
nende RechtSgeltung feiner Beſchlüſſe verbürgt noch nicht ihren dauernden 
Bejtand. Dies ijt freilich im weiteren feine Rechtsfrage mehr. ES ſei nur 
zur Erflärung des Standpunftes furz Folgendes bemerkt. Zwei Proben des 
Dauerbeftandes fommen vor Allem in Betradht: die altfatholifche Beme- 
gung und die Widerftandsfähigfeit der römiſch-katholiſchen Kirche 
ſelbſt. Welche Stärfe der erjteren beizumefjen ei, darüber |. u. II. In dem 
anderen Punkte aber erhebt fich die Firchlich politiiche Zufunftsfrage: Wird die 
römijch-fatholifche Kirche auf die Dauer die vollfommene Abforption und Kon— 
zentration aller Gewalten in der Perjon des Papſtes zu ertragen vermögen ? 
Wer die Erfahrungen aus der Gefchichte der mittelalterlichen Kirche nicht von 
jich weijt, wer auch für die Zukunft die Möglichkeit eines päpſtlichen Schisma in 
Erwägung zieht, wer fich erinnert, daß die römische Kirche nur mittelS der Selbit- 
jtändigfeit des ökumenischen Konzils ihre Einheit aus derartigen inneren Kriſen 
zu retten vermochte, der wird geneigt jein, jene Frage zu derneinen und wird 
für den Fall des Eintrittes des nächiten beiten jchweren Berfaflungsfonfliftes die 
Bejtändigkeit der vatifanischen Defrete in Frage gejtellt jehen. Das Gewicht 
diefer Probe wird in feiner Weife dadurch verringert, daß die Wahrfcheinlichkeit 
eines jolchen Konfliktes in weite Ferne gerückt oder überhaupt bejtritten wird. 
Die Möglichkeit kann nicht bezweifelt werden, und fie genügt bollauf, um die 
Unbaltbarfeit des durch das Vaticanum gejchaffenen Verfafjungszuitandes 
für die römifch-fatholiiche Kirche ſelbſt perſpektiviſch offen zu halten. 
Litteratur. In der ungemein reichen Litteratur zur Geschichte und Kritik 
des Batifanums unterjcheiden fich die Gruppen der infallibilijtifchen, alt= 
fatholifchen und protejtantifchen Schriftiteller. Die infallibilijtiiche Lit— 
teratur ijt amtlich dv. a. durch das in päpitlichem Auftrag gejchriebene 
Werf von Cecconi, Storia del Concilio Vaticano ete., v. I, 1872 
(deutih don Molitor 1873), vv. II—IV, 1879, vertreten. Herborzuheben 
it ferner Martin, Die Arbeiten des vatikaniſchen Konzils, 2. Aufl. 1873. 
Von Lehrbüchern find inSbejondere zu vergleihen Bering, ©. 327 ff.; 
Scherer, Bd. J. S. 299. Ihren wiſſenſchaftlichen Sammelpunft haben die 
Infallibiliſten im Archiv f. kath. K.-R., woſelbſt im Generalregiſter zu 
Bd. I-XXVI ©. 19 ff. und zu Bd. XXVIII-LXVI ©. 24 f. auch die all- 
gemeine Litteratur über das vatifanische Konzil zuſammengeſtellt ijt. Bon 
altfatholijcher Eeite: Duirinus (Döllinger, Huber, Lord Acton), Rö— 
mijche Briefe vom Konzil, 1870; Reinkens, Die Traditionsregel und die 
päpftliche Unfehlbarfeit, 1871; v. Schulte, Die Stellung der Konzilien, 
Päpſte und Biſchöfe vom hift. u. fan. Standpunft und die päpftliche Kon— 
jtitution dom 18. Juli 1870, 1871. Derjelbe, Der Altkatholizismus, 
Gejchichte feiner Entwidlung, inneren Geftaltung und rechtlichen Stellung 
in Deutjchland, 1837 (Hauptwerk, insbeſ. ©. 273 ff.). Frie drich, Geſchichte 
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des datifanischen Konzils, 2 Bde. 1877/83. Verſchiedene Richtungen pro- 

teftantifcher Beurteilungsmweife find dargeftellt durh Frommann, Ge— 

ichichte und Kritik des vatifanischen Konzils, 1872. Geffcken, Staat und 

Kirche, 1875, ©. 562—606. Hinfhius, KR. Bd. III. ©. 452 ff. 6053 ff. 

Beyſchlag, Der Altfatholizgismus, 1882. Speziell die aus den vatifani- 

ichen Konzilsbefchlüfien im Verhältnis zu den Staaten erwachjene Situation 

behandeln die Schriften: Berchtold, Die Unvereinbarfeit der neuen päpſt— 
lichen Glaubensdefrete mit der bayerifchen Staatsverfafjung, 1871. Ba= 
hariä, Zur Frage von der Reichsfompetenz gegenüber dem Unfehlbarfeits- 
dogma, 1871. Hinſchius, Die Stellung der deutjchen Staatsregierungen 
gegenüber den Befchlüffen des vatifanischen Konzils, 1871. Anonym: 

Das vatifanifche Konzil und die württembergiiche Staatsregierung, 1871. 

Waſſerſchleben, Die deutſchen Staatsregierungen und die Fatholijche 

Kirche der Gegenwart, 1872, Friedberg, Das deutjche Reich und die 

fatholische Kirche, 1872. 

2. Die päpftliden Erlajje. a) Snhalt und allgemeine 
Sharafteriftif. Brinzipiell iſt auch in der nachreformatorischen Zeit 
fein Gebiet der kirchlichen Yebensordnung der päpftlichen Geſetzgebungs— 
gewalt entzogen; das erhellt jchon aus Allen, was oben über das Ber- 
hältnis der tridentinischen Konzilsbejchlüffe zur päpftlichen Autorität mit- 
zuteilen war. Thatſächlich ergab fich eine ftoffliche Beichränfung jeit dem 
Ende des XVI. J. dadurd, daß die Entjcheidung vieler Nechtsfragen be- 
jonderen Behörden, zumal der Congregatio Coneilii, zugewielen wurde. 
Im übrigen war die Gebrauchsweile der gejebgebenden Gewalt jehr 
wejentlih dur die Perſönlichkeit der Inhaber des päpftlichen 
Stuhles bedingt. Dies trat befonders charakteriftiich in der Perſon Be- 
nedifts XIV. (1740—58) hervor. Selbſt ein hervorragender Schrift: 
ftellev im Gebiete der Theologie und des kanoniſchen Rechts, hat er 
namentlich eine große Anzahl von Lehrſchreiben erlalfen, welche hin— 
wiederum auf jpätere Entjcheidungen dev Congregatio Coneilii don nad)- 
haltigem Einfluß fich erwiefen. Unter den Bäpften der neueren Zeit hat 
eigenartig und fruchtbar namentlich Pius IX. (1846— 78) Inhalt und Rich- 
tung der päpftlichen Gejeßgebung beftimmt. Charakteriſtiſch tritt in ihr und 
jeitdem der Umstand hervor, daß, je mehr durch die Entmwicelung des 
modernen Staats das Geltungsgebiet der kirchlichen Geſetzgebung einge- 
Ichränft wurde, mit um jo mehr Vorliebe und Nachdruck zum Zwecke dev 
prinzipiellen Bermwahrung der allbeherrichenden Stellung der firch- 
lichen Gejetgebungsgemwalt die päpftlichen Erlaſſe hinübergreifen auf das 
bürgerliche Gebiet, das Staatsfirchenrecht, die Sozialpolitit und viele 
andere grundjäßlich dev weltlichen Geſetzgebung unterliegende Gegenftände. 
Eine Höhenlage, über welche hinaus eine Steigerung nicht mehr möglic) 
it, erhielt die päpſtliche Gejeßgebungsgewalt durch die in der vatifani- 
Ihen Stonftitution Pastor Aeternus eingeführten Entjcheidungen ex Ca- 
thedra (88 30. 31. 43). k 

b) Arten und Berbindlichfeit, Auch für das geltende 
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Recht (ſ. 0. S 11 I) unterjcheidet man a) Constitutiones (auch De- 
eretales sc. epistolae ſchlechthin, oder vereinzelt Deereta, Edicta ge- 
neralia, Statuta, Sententiae, Ordinationes communes, Declarationes, 
Instructiones genannt). Damit werden Diejenigen päpftlichen Erlaſſe 
bezeichnet, welche beftimmte Berhältnilfe mit allgemeiner Rechtsver— 
bindlichfeit, jei eS für das Ganze oder ein Teilgebiet der Kirche (3. B. 
Declaratio Benedietina von 1741, Instructio Clementina von 1765, 
j. u. $ 42) normieren. Ihre Wirffamkeit ift zwar an ordnungsmäßige 
Publikation, dieſe jelbjt aber nicht an eine beftimmte Form gebunden. 
Die Publifation gejchieht, joweit ſie nicht durch unmittelbare Zuſtellung 
bewirkt wird, nach älterem Herfommen pro urbe et orbe durch öffent- 
lihen Anjchlag ad valvas Vaticani, ecelesiae Lateranensis, cancel- 
lariae apostolicae ete. Soferne die Konftitution ſelbſt feinen anderen 
Anfangstermin ihrer Verbindlichkeit beftimmt, beginnt dieſelbe mit dieſer 
Bublifation; für die nicht in die einzelnen Diöcejen verjandten Konſti— 
tutionen foll jedoch die Nechtsverbindlichkeit erjt zwei Monate nad) der 
Bublifation ihren Anfang nehmen. Motuproprio-Sonftitutionen nennt 
man jolche, welche ohne Anregung oder Mitwirfung Dritter aus der 
freien Snitiative des PBapftes ad perpetuam rei memoriam hervorge- 
gangen find. 6) Rescripta (mandata, responsa) find Enticheidungen 
für einzelne Fälle und mit bejchränft perjönlicher Verbindlichkeit (perso- 
nales constitutiones). ihrem Gegenftande nach Fünnen fie fein reseripta 
gratiae, justitiae oder mixta; ihrer Veranlaffung nad find fie reseripta 
motuproprio ‘oder ad instantiam (Bittgefuh, Anfrage u. dgl.), und 
eriteren alles jeder Einrede der Erſchleichung (exceeptio ob- et sub- 
reptionis) entzogen. y) Ebenfalls nur bejchränfte Geltung haben Die 
Regulae (ordinationes, constitutiones) Cancellariae Aposto- 
lieae. Nach ihrem Urfprung, welcher auf Johann XXI. zurückführt, 
ind fie päpſtliche Instruktionen lediglich fiir den Gefchäftsbetrieb der 
Kurialbehörden und wurden demgemäß bon jedem Papſft neu fejtgeftellt. 
Es trat aber mit der Zeit eine Veränderung nach zweifacher Nichtung 
ein. Ihrem Inhalte nach erweiterten fie fich auf Gegenftände von all- 
gemeiner Bedeutung und berührten auch das materielle Necht, namentlich 
die päpftlihen Vorbehalte in Betreff der Beſetzung von Kirchenämtern 
(regulae reservatoriae) und das Nechtsmittelverfahren vor den päpftli- 
chen Gerichten (regulae judiciales). Sodann nahmen fie, jeit Niko— 
laus V. allmählich auf die Zahl von 72 Regeln gebracht, eine ſtereotype 
Geſtalt an und wurden in Diefer bon jedem neuen Bapft unverändert 
nad der Wahl angenommen und publiziert. Dadurch erhielten fie zwar 
den Charakter allgemein verbindlicher Bapftgeiege. Aber ihre Geltung 
wurde in Deutjchland, namentlih in Beziehung auf die Kirchenämter, 
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durch die Konfordate modifiziert und im übrigen durch den Gerichtsge- 
brauch auf die Rezeption der regulae XIX, XX, XXXV und XXXVI 
beichränft. 

ec) Lediglich auf die Form der päpftlichen Erlaſſe bezieht fich 
die Einteilung in Bullae, Brevia und Litterae Apostolicae. 


a) Die Bulle gilt als die feierlichfte Form der päpftlichen Erlafje. Cha- 
vafteriftifch für diefelbe find: die Berwendung altgotbiiher Schrift auf Perga- 
ment, der Gebrauch der Lateinischen Sprache, der Beginn mit dem Namen des 
Papjtes ohne weiteren Beiſatz als „Episcopus Servus Servorum Dei“, und 
vor allem das Siegel in Blei oder Gold, mit defjen Entfernung die Bulle ihre 
Beweiskraft verliert. Die Negel tft, daß der Papſt nur das Konzept (minuta) 
der Bulle mit feinem placet verfieht, während einige Kurialbeamte (Abbrevia- 
tores) die Unterjchrift leiften; eine befonders ausgezeichnete Art find aber die bul- 
lae consistoriales, welche vom Papſt und einigen Kardinälen unterzeichnet 
werden. Die Bullen find offene päpftliche Briefe und ohne Adrefje. Ihre Erpedition 
geichieht für die Regelfälle durch die Apoftolifche Kanzlei. Zitiert werden fie nad) 
den Anfangsworten des Tertes. Über die fog. Circumfceriptionsbullen 
.s 16. P) Die Breven gelten als die minder feierliche Form der päpftlichen Er- 
laſſe. Doc) ift die Grenze für die Anwendung der einen oder anderen Form 
feinesmwegs fejt gezogen. Während die einfachere Form urjprünglic) nur für 
Privatfachen des PBapjtes gebraucht wurde, fam fie jpäter auch für öffentlich 
firchliche Angelegenheiten zur Verwendung. Eine fejtere Praris hat jih erjt ge— 
bildet, jeitdem Benedift XIV. im %. 1745 die durch Breven zu erledigenden 
Fälle Feitgejtellt und damit auch das Anwendungsgebiet der Bullen mittelbar be- 
grenzt hat. Die Verfchiedenheit der Formen läßt fih im Großen und Ganzen 
nicht fowohl auf den Gegenſatz bon wichtigen und minder wichtigen, als biel- 
mehr zutreffender auf den Unterfchied von allgemeinen und bejonderen 
Angelegenheiten beziehen. Keinesfalls ijt die Gejegesfraft eines päpftlichen Er— 
lafles von der Wahl der einen oder anderen Form abhängig, vielmehr jene ledig- 
(ih) aus dem Inhalte ſelbſt zu bejtimmen. Charafteriitifch in der Form der 
Breven find: die alternative Verwendung moderner Schrift und Sprade, die 
volle Überjchrift des Papftes mit dem BZahlzeichen, die Anrede des Adreſſaten 
und der Gebrauch eines bloßen Wachsfiegels. Unterjchrieben werden fie bon 
dem Sardinal:Secretarius Brevium. Die Breven werden verjchloffen und mit 
Adreſſe verjehen. Die Expedition geichieht durch die Sefretarie. Zitiert werden 
jte ebenfalls nach den AnfangSworten. y) Litterae Apostolicae find, ſo— 
viel allein die Form in Betracht kommt, alle päpftlichen Erlaſſe, welche nicht 
Bullen oder Breven find. Sie teilen mit den letteren das Einfache und Mo: 
derne der äußeren Geftalt, fie unterfcheiden ſich von beiden durch das Fehlen 
eines Siegels. ine ausgezeichnete Art derjelben bilden die Chirographa, 
als die eigenhändig dom Papſt unterjchriebenen. Ihren Gegenſatz bilden die 
L. A. simplices, welche nur mit dem Namen des Papſtes gezeichnet werden. 
Die Chirographa fommen dor allem für perjönliche Bertrauensangelegenheiten 
des Papſtes in Anwendung. Die ausdrüdlih an alle Kirchenoberen gerichteten 
päpftlichen Sendjchreiben diefer Art von allgemeinem Inhalt werden Ency- 
elieae (se. litterae) genannt. 


Beijpiele berühmter päpftlicher Erlaffe: Bulle Clerieis laicos 
von 1296, welche den Yaien verbietet, von Klerifern Steuern zu for: 
dern und den Slerifern, jolche zu entrichten. Bulle Unam sanctam 
von 1302 über die Einheit der Kirche und die abfolute Überordnung der- 
jelben über alle weltliche Gewalt, begründet durch die Zweifchwertertheorie. 
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Breve Meruit von 1506, durch welches die Geltung der Bulle Unam 
sanctam für Frankreich juspendiert wurde. Bulle In Coena Do- 
mini, nicht nach den Cingangsworten, jondern nach dem jährlichen 
Publifationstag (Gründonnerſtag) benannt, generelle VBerdammungsbulle 
gegen Hüretifer und andere firchliche Verbrecher, feit dem XII. J. in 
mehreren Nedaftionen wiederholt, zuletst 1627 von Urban VIIL, und 
formell, aber nicht dem Inhalte nach aufgehoben durch Pii IX. Const. 
Apostolicae sedis vom 12. Dft. 1869. Die Bannbullen Ex- 
surge Domine vom 15. Juni 1520 und Decet Romanum 
Pontificem vom 3. Januar 1521 gegen Luther. Bulle Benedietus 
Deus vom 26. Januar 1564 zur Beltätigung und Publifation der tri- 
dentinifchen Konzilsbeichlüffe. Bulle Zelo domus Dei vom 20. No— 
vember 1648, in welcher der wejtfäliiche Friedensichluß für nichtig 
erklärt wird. Bulle Dominus ac Redemptor noster vom 
21. Juli 1775 über die Aufhebung des Seluitenordens. Bulle Sol- 
lieitudo omnium vom 7. Auguft 1814 über die Wiederheritellung 
dieſes Ordens. Bulle Ineffabilis Deus vom 8. Dezember 1854, 
welche die unbefledte Empfängnis Mariä proflamiert. Enchklika Quanta 
eura vom 8. Dezember 1864 mit dem Syllabus errorum nostrae 
aetatis. Berufungsbulle zum vatifanifchen Konzil Aeterni patris 
unigenitus Filius vom 29. Juni 1868. Encyklika Respi- 
cientes ea omnia vom 1. November 1870, betreffend die Erfont- 
munifation gegen die Räuber des Patrimonium Petri. Encyklika Quod 
nunquam vom 5. Februar 1875, in welcher die preußifchen Mai- 
gejete für ungültig erklärt werden. Gncyklifa Immortale Dei vom 
1. November 1885. de eivitatum constitutione christiana. 


Litteratur und Sammlungen. Benedift XIV. bat die lebte offizielle 
päpjtliche Gejegjammlung veranitaltet, indem er 1746 feine bis dahin er- 
gangenen Defretalen an die Univerſität Bologna mit der Weiſung fandte, 
fie alS Nechtsquelle zu gebrauden. Schon jeit Mitte des XVI. 3. aber 
wurden chronologifch geordnete Privatfammlungen der früheren nicht in das 
Corp. jur. can. aufgenommenen fowie der jpäteren Defretalen unternom- 
men und diefe Unternehmungen auch nach Benedikt XIV. bis zur Gegen- 
wart fortgefest. CGeit dem XVII. J. werden diefe Sammlungen Bul- 
laria genannt. Die Bullarien haben hiernach zwar feine geſetzliche Kraft, 
bieten aber ein in der Hauptjache vollftändiges und zuverläffiges Quellen- 
material. ES giebt allgemeine und bejondere Bullarien. Die letteren ent- 
halten die Erlaſſe einzelner Päpſte, oder beziehen ſich ihrem Inhalte nach 
auf einzelne Länder, Orden, firchliche Inſtitute. Unter den allgemeinen 
Bullarien ijt d. a. zu nennen das Bullarium magnum Romanum, 1727 
sqg. mit einer Reihe von Ergänzungen und Fortjegungen. (Nähere An- 
gaben bei Scherer, Höb. d. 8. Bd. J. ©.292f. Friedberg, Lb. S, 118. 
Mejer in 9. RE. Bd. II. ©. 623.) Den Verſuch einer deutjchen Uber: 
fegung mit Auswahl hat Eijenjhmidt, Röm. Bull. (453— 1830), 2 Bde., 
1831, unternommen. Bon befonderen Bullarien find hervorzuheben: Be- 
nedieti XIV. Bullarium, 1778; Acta Pii IX, 1848 sqq.; Leonis XII. 
Epistolae encyclicae, jeit 1881. Cine fleine Auswahl älterer päpitlicher 
Erlaſſe findet jich bei Walter, Fontes juris ecelesiastiei, 1862. Daſelbſt 
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©. 483 ff. auch Tertabdrud der Kanzleiregeln. Die 4 in Deutjchland vezipier- 
ten Kanzleiregeln j. bei Hübler, Kirchl. RechtSquellen (1893) ©. 47 f. Viele 
und jedenfalls alle wichtigeren päpftlichen Erlaſſe werden fortlaufend mit- 
geteilt im Archiv f. fath. K-R. Außer den bullaria fommen als Quellen 
jammlungen in Betradht die Regesta, Kataloge der feit ältejter Zeit in 
den römischen Archiven niedergelegten Abjchriften päpftlicher Erlaffe Man 
wendet ihrer Beröffentlichung im neuerer Zeit großen Eifer zu (j. die An— 
gaben bei Friedberg a. a. DO.) Um die Nefonjtruftion der älteften Re— 
geften haben fich verdient gemacht Jaffe, Regesta Rom. Pont. etc. ad 
1198, 2. Aufl. 1881 ff. Potthast, Regesta P. R., 1298-1304, 1874. 
Litteratur zur päpftlichen Gejeßgebung überhaupt: Hinihius, R.-R. Bd. IIT. 
S. 764 ff. Phillips, KR. BB. III. ©. 613-656. v. Schulte, Kath. 
KR. BB. I. ©. 64-9. Bering, 2b. 857. Hübler, ©. 4 ff. 47 ff. 
3. Partikuläre firhengejegßlide Rechtsquellen. Für 
jede Art von partifulärer Nechtsbildung befteht die Schranfe, daß fie 
nah Inhalt und Wirkung niemals eine Richtung contra jus eommunce 
haben, jondern fi nur seeundum und praeter jus commune bethätigen 
fann. Jenes ift dann der Fall, wenn fie fich bethätigt zur Ausführung 
oder auf Ermächtigung der Nechtsquelle höherer Art; dieſes dann, wenn 
fte in dem vom gemeinen Recht freigelaffenen Gebiete zu deſſen Ergänzung 
thätig wird. Im Einzelnen fommen drei Arten partifulärer Rechtsquellen 
in Betracht: 
a) Die Bejhlüjje von PBropvinzialfynoden, d.h. 
im Sinne des Fatholifchen Kirchenrechts der Verfammlungen dev Bilchöfe 
einer Kirchenprobinz unter dem Erzbifchof. Nach Cone. Trid. Sess. XX1V 
c. 2 de ref. follte alle drei Jahre regelmäßig eine Provinzialipnode ab- 
gehalten werden. Dieje Beltimmung, wiewohl durch Strafandrohung ge= 
ſchützt, kam unter jtillfchweigender Billigung der Päpſte jelbit doch nirgends 
zur Ausführung. Am allerwenigiten in Deutſchland. Hier ift (Ofterreich- 
Ungarn mit vier Provinzialiynoden abgerechnet) in der ganzen nachtridentinis 
ſchen Berivde eine einzige Bronvinzialfynade, 1860 in der Kirchenprovinz 
Köln, abgehalten worden. Dieſe Quellenart partifulären Kirchenrechts 
hat alſo zugleich nur eine örtlich jehr bejchränfte Bedeutung. Sehr er— 
giebig und bedeutungsvoll für die Rechtsentwickelung der einzelnen Diöcefen 
erweiſen jich Dagegen 
b) die bifhöflihen Verordnungen, wobei jedoch 
ſchon jetst nicht überjehen werden darf, daß durch die kraft des va- 
tifanifchen Dogmas vom Univerjalepisfopat ($ 30) dem Papſte  bei- 
gelegte Eonfurrierende Jurisdiktion die biſchöfliche Geſetzgebungsgewalt 
ihren bis dahin anerfannten felbjtändigen Rechtsgrund verloren hat 
($ 45). US einzelne Formen der bijchöflichen Verordnungen fann man 
unterscheiden Synodalſtatuten, Didcelanftatuten, Hirtenbriefe, Mandate. 
Shynodalftatuten find die unter dem Beirat des Didcejanflerus zu 
Stande gefommenen bijchöflihen Berordnungen. Die Beichlüffe der 
Didcefanfynoden haben niemals die Natur und Kraft jelbftändiger fyno- 
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daler Rechtsquellen, ſondern ſtellen ſich immer nur als eine beſondere 
Form der biſchöflichen Erlaſſe dar. Synodalſtatuten werden in den 
Sitzungen der Diöceſanſynoden publiziert. Didcejanftatuten find 
diejenigen bifchöflichen Verordnungen, welche unter der fafultativen oder 
obligatorischen Mitwirfung des Domfapitels ($ 30) zu Stande gefommen 
ind. Ihre Bublifation gejchieht in der Negel durch Bekanntmachung in 
einem Firchlichen Berordnungsblatt für die Didcefe. Hirtenbriefe 
ſind offene bifchöfliche Schreiben an die Gläubigen oder den Klerus der 
Didcefe (lit. eneyclieae); im lesteren Fall gejchieht die Bublifation 
dureh Zuftellung oder Kurrende, im erjteren herkömmlich durch Verleſung 
in den Pfarrfirchen. Die Hirtenbriefe an die Gläubigen der Diöceje 
haben nicht ausschließlich oder notwendig Nechtsinhalt. Mandate find 
Jonftige, d. h. nicht unter die vorstehenden Formen fallende Anordnungen 
für die Diöcejfe, welche entweder vom Biſchof ſelbſt gezeichnet werden 
oder in deſſen Namen von bischöflichen Behörden ausgehen (Ovdinariats- 
erlaffe u. dgl.). Die Kenntnis dieſer verfchiedenen Arten  bijchöflicher 
Gejege, zumal der Didcefan- und Synodalitatuten it in Anfehung der 
praftiihen Rechtsfragen des täglichen Firchlichen Lebens der einzelnen 
Didcefen unentbehrlih. ine im Einzelnen teils erweiterte teils modifi— 
zierte, aber der bifchöflichen durchaus analogen Geſetzgebungsgewalt haben 
die Vicarii apostoliei für ihre Miffionsländer, die Praelati 
nullius in ihrem territorium separatum, der Vicarius capitularis 
für die Zeit feiner Amtsdauer, die Kardinäle rückſichtlich ihrer Titels— 
firhen ($ 30), die Armeebijchöfe Hinfichtlich der ihrer Yurisdiftion 
unterworfenen Militärperionen ($ 48). Dagegen haben die Erzbijchöfe 
als jolche im Bereiche der Kirchenprovinz Feine jelbititändige d. h. von 
der Provinzialſynode getrennte Geſetzgebungsgewalt. 

ce) Die Statuten gewiffer mit dem Nechte der Autonomie 
für ihre inneren Verhältniſſe ausgeitalteten kirchlichen Korporationen. 
Dahin gehören befonders die Kapitel der bifchöflichen wie evzbiichöflichen 
Kathedralkirchen und der Stollegiatfirchen ($ 30). Ferner Orden 
und Kongregationen, jomweit ihnen das Necht der Errihtung von Sta— 
tuten durch den Papſt eingeräumt it. 

Litteratur und Sammlungen Ein Verzeichnis der nachtridentinischen 
deutfchen und außerdeutfchen Bartifulariynoden bei vd. Schulte, Quellen, 
B8.1 ©. 80 f. 89. db. Scherer, R.-R. Bd. J. 9.298. Die Bejchlüffe dev 
Kölner Provinzialfynode don 1860 im Auszug i. U. f. ER. Bd. IX. 
©. 108 ff., 267 ff.; Bd. X. ©. 46 ff. 408 ff. AS Hauptſammelwerk partis 
fulärer ficchengejeglicher Rechtsquellen fommt für Deutſchland in Betracht 
Sehannat-Hartzheim, Concilia Germaniae, 1749 ff., 11 voll. Außer: 
dem giebt es bejondere Sammlungen für die einzelnen Provinzen und Did- 
cejen; f. die Angaben bei v. Schulte, Quellen, Bd. J. ©. 98 ff. Fried— 


berg, &b. ©. 1164, 117. Scherer, Bering, %b. 
©. 331 ff. Ihre Ergänzung finden die dorjtehenden Ausführungen über die 
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kirchengeſetzlichen Rechtsquellen in der Lehre von der Funktion der Kir— 
chengeſetzgebung, u. $ 43. Vgl. einſtweilen v. Schulte, Quellen, ©. 42ff. 
Derfelbe, Kath. KR. ©. 102—140. Hinſchius, Syſtem, Bd. III. 
©. 829 fi. 

I. Altkatholiide Kirche ($ 4 IV). 1. Nedtsquel- 
len und Berhältnis zum römifch-fatholifhen Kirchen— 
recht. Mit Aufftellung des „Programms des Katholiken-Kongreſſes 
in München” vom 22—24. September 1871 (v. Schulte, Altfatho- 
lizismus ©. 22 ff.) war thatjächli innerhalb der katholiſchen Kirche 
die Trennung in Römiſchen Katholizismus und Altkatholizismus voll 
zogen. Die Grundlage ihrer rechtlichen Organijation erhielt die deutjche 
altkatholijche Kicche dur die „Synodal=- und Gemeindeordnung” 
v. 3. Aug. 1873, welche, durch die Bejchlüffe einer probiforischen Ver— 
tretung und des Stonftanzer Stongrefjes v. 1873 vorbereitet, bon der 
eriten altfatholifchen Synode i. J. 1874 angenommen und dadurd zum 
Kivhengejeß erhoben wurde. $1 dieſes altfatholifchen Grundgejetes 
jagt über den allgemeinen Charafter der dadurch gejchaffenen rechtlichen 
Drdnung: „Eine Organifation, wie fie in den folgenden Abjchnitten 
entworfen ift, ift Durch die Yage geboten, in welcher ſich die nicht vati— 
fanifch gefinnten Statholifen befinden, jeitdem die Inhaber der bijchöflichen 
Stühle und Pfarreien die vatifanischen Dogmen anerfannt haben und 
die Anerfennung derjelben durch Verhängung Eirchlicher Zenfuren zu er- 
zwingen juchen. Dieſe Organijation hat injofern einen proviſoriſchen 
Charakter, als durch die Beſetzung der beitehenden Bistümer und Pfarreien 
mit altfatholifchen Biihöfen und Prieſtern andere Berhältnijje ein- 
treten würden.” Die Gejeßgebungsgemwalt wird von dev Synode 
(ſ. u. $ 31), als dem oberften Organ der altfatholifchen Kirche, ausgelibt. 
Dies ift zwar in der Synodalordnung ſelbſt nicht ausdrüclich ausge- 
Iprochen. Aber die gleichzeitig im J. 1874 angenommenen „Srundfäße 
über Reformen” Legen den altkatholiſchen Synoden die Befugnis bei, 
„zur Anbahnung oder Durchführung von Neformen die beftehenden 
firhlichen Gejeße aufzuheben oder abzuändern und neue Ge— 
jege zu erlaffen“. Daß innerhalb der durch die fynodale Gefetgebung 
freigelafjenen Schranfen auch der altkatholiſche Biſchof ein felbjtändiges 
Berordnungsreht auf dem Gebiete der Firchlichen Negierung befite, folgt 
aus der dur” 85 der Synodalordnung ihm zugewiejenen Stellung: 
„Der Bischof hat innerhalb der in dieſen Beitimmungen feſtgeſtellten 
Grundſätze alle jene Nechte und Pflichten, welche das gemeine Recht 
dem Episfopate beilegt.” Hiernad bilden Synodalbejchlüfjje und 
bijhöfliche Verordnungen die firchengejeßlichen Quellen des Nechts 
der altfatholifchen Kirche. Die Gebiete, auf welchen hierdurch eine jelbft- 
jtändige Ordnung der altkatholifchen Kirche in Deutjchland bisher errichtet 
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wurde, jind außer dem Synodal- und Gemeindewejen jelbjt in- 
jonderheit der Kultus (Gottesdienst, Liturgie, Feiertage, Prozejlionen, 
Beichte, Falten, Meffe, Begräbnis, Trauung 2.) und die Nechtsver- 
hältnijje der Geiſtlichen (Disziplin, Einfommen, PBenfionierung, Ver— 
heiratung, Beurlaubung, Geſchäftsführung ꝛc.). Die Vorjehriften hierüber 
beziehen fich teils auf die altkatholifche Kirchengemeinjchaft des ganzen 
Neiches, teils auf die Altkatholifen einzelner Staaten (Preußen, Baden). 
Das Berhältnis zum vorvatifanijhen Recht ift weder durch ein 
allgemeines Prinzip noch durch die Annahme einer beſtimmten Zeitgrenze 
hinfichtlich der Anwendbarkeit einzelner Quellenarten oder Nechtsjäte feit- 
gelegt. Bielmehr gilt das gemeine Fatholifche Kirchenrecht im Ganzen 
als ſubſidiäres Recht und fommt daher injfoweit zur Anwendung, 
als es nicht durch Synodalbefchlüffe und bifchöfliche Verordnungen abge- 
ändert oder durch die Natur der Sache und den Geift des altfatholiichen 
Kirchenweſens ausgejchlofjen it. 

Litteratur. d. Schulte, Der Altkatholizismus, ©. 336 ff. 577 ff. Der- 
jelbe, %6. 9. ER. ©. 6. 21.88.103 f. 114. 119. 122.139. 143. 181. 1%. 
202. 212. 215 fi. 345. 352. 404. 476. 497. Hinſchius, Syſtem, Bd. II. 
©. 666 ff. Sammlung von firchlichen und ftaatlichen Vorſchriften für die 
altfatholischen Kirchengemeinfchaften. Amtliche Ausgabe nad Beſchluß der 
10. Synode, 1887. 

2. Würdigung desAltfatholizismus von evangeliſchem Stand- 
punfte aus. Es muß ausdrüdlich erinnert werden, daß die oben behandelte 
Stage der Gültigfeit der vatifanifchen Konzilsbejchlüffe nicht identiſch iſt 
mit der Frage nach der Daſeinsberechtigung der altkatholiichen Kirche. 
Eine weit verbreitete flüchtige Betrachtungsweije vermiſcht Beides und erachtet 
in die Bejahung der erjteren die Berneinung der zweiten eingejchloffen. In 
Wahrheit find die beiden Fragen nicht forrelat. Die erjtere iſt eine nach be= 
jtimmten formalen Kriterien zu entjcheidende Nechtsfrage, die zweite gejtaltet 
fich zu einem die formale Korreftheit einer vechtlichen Entjcheidung weit über: 
ragenden ethifch-religiöfen Problem, injoferne dabei nicht an die von jtaat= 
licher Anerkennung abhängige äußerliche Erijtenzberechtigung ($ 22 II2 ec), jondern 
vielmehr an den innerlich begründeten Anfpruch der Koerijtenz innerhalb 
der fatholijchen Kirche zu denken tft. Auf dent Boden römischer Gedanfen- 
fonjequenz, welche den Kicchenbegriff formalifiert, iſt freilich ein folcher Anſpruch 
nicht zu begründen. Wo der Papſt ift, ijt die Kirche. Wer den Papſt nicht an— 
erfennt, jteht außerhalb der Kirche. Mit diefer jchneidenden, jedem Kind ver— 
jtändlichen Logik wird die Dajeinsherechtigung der altfatholifchen Kirche verneint. 
Daß die Leugner der Unfehlbarfeit als jelbjtändige Religionsgemeinjchaft, als 
Sefte ein formales Ertjtenzrecht haben würden, wird ihnen auch bon römischer 
Seite faun mehr jtreitig gemacht. ES iſt der Anſpruch, ein gejellfchaftlicher 
Teil der katholiſchen Kirche zu fein, die Dafeinsberechtigung in diejem 
Sinne, welcher durch jene einfache und einleuchtende Schluffolgerung befämpft 
und jcheinbar ausgejchloffen wird. Uber es ift ſchwer zu begreifen, wie jo leichten 
Herzens aud) von evangelifcher Seite der Trugjchluß nachgejprochen und da= 
mit über die Dafeinsberechtigung der altfatholiichen Kirche abgejprochen wird. 
Die Evangelifchen fünnen doch fich nicht verhehlen, daß in jenem faljchen Echlufje 
lediglich der ganze Srrtum der Prämiſſen, deren Bekämpfung den Protejtan- 
tismus jelbjt erzeugt hat, zur Erſcheinung fommt. ES ijt jicherlich Pflicht 
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der Epvangelifchen, ſich zunächſt dev Unterſchiede zwiſchen Reformation und 
altfatholifcher Bewegung bewußt zu fein. Aber es iſt ebenſo ihre Pflicht, wicht 
die Ähnlichkeit bon Proteſtantismus und Altkatholizismus zu überjehen. Die 
Unterjchiede greifen tiefer und weiter, als die Ähnlichkeit. Dort wurde um Be- 
friedigung des Glaubensbedürfnifjes der aus der ganzen Tiefe ihres religiöfen 
Empfindens nad einer Glaubensreinigung ſich jehnenden abendländischen 
Welt gerungen und der Beweis der Daſeinsberechtigung ledigli auf Gottes 
Wort gejtellt. Hier handelte es fich im urſprünglichen Ausgangspunfte um die 
mit Beweisgründen menschlicher Wiſſenſchaft zu treffende Entjcheidung über 
eine wejentlich die gebildeten Bol£sfreife ernfthaft bewegende Verfaſſungs— 
frage, um das Berhältnis von Papſttum, öfumenijchen Konzil und Biſchoftum. 
Aber das Gemeinjchaftliche Liegt in der Geltendmachung dev Gewiſſensfrei— 
beit und in der Verteidigung der geihichtlihen Wahrheit gegen Ron. Es 
ift freilich leicht und wohlfeil, den jtriften Nachweis zu führen, daß „Unterwer- 
fung” unter die batifanischen Dogmen dom katholiſchen Standpunfte aus die 
einzig mögliche Löjung gewejen jet. Aber damit ift zugleich die Zumutung 
vollfommenen Berzichtes auf das höchſte und uriprünglichjte aller Menſchen— 
vechte, auf Gewijjensfreibeit, gejtellt. Diefe Zumutung fann von feinem Evan- 
geliichen mit gutem Gewiſſen erboben werden. In der Gewiljensfreiheit allein 
lag der Nechtfertigungsgrumd der Neformation. In ihr wurzelt auch die 
jittliche und veligiöje Berechtigung des Altfatholizismus. ES hätte ſchlimm ge= 
ftanden um das Eriftenzrecht der lutherischen Kirche innerhalb der &rijtli- 
hen Kirche, wenn die heutigen evangelijchen Kritifer des Altkatholizismugs mit 
ihrer dem NRomanismus entlehnten formalen Logik durchgedrungen wären. Auch 
damals galt der Sat ubi papa ibi ecelesia. Und dieſe päpjtliche Kirche war 
allein die chriftliche Kirche. So hätten alfo die Evangelischen nur die Freiheit 
gehabt, ſich außerhalb des Schattens der chriftlichen Kirche gejellichaftlich zu eta- 
blieren. Das war die formale Konfequenz des römischen Kirchenbegriffs jeit der 
Trennung der Lutherijchen vom Papſt. Aber gejtügt auf die Gewijjensfrei- 
beit haben die Evangelischen mit Nachdruck und Erfolg ihr Exiſtenzrecht inner- 
halb der chriftlichen Kirche und als gleichberechtigte Erſcheinungsform der— 
jelben geltend gemacht und mit Gottes Hülfe behauptet. Die Neformatoren 
jtritten nicht um die se einer neuen Kirche, jondern um Heimatrecht 
in der alten Kirche (ſ. u. $ 18 II 2). Daran follten die Evangeliſchen fich er— 
innern, wenn fie über 9 Anſpruch der Altkatholiken auf Katholizität ihr 
Urteil geben. Oder iſt ihnen die Firma altkatholiſch anſtößig? Geht ihnen der 
darin ausgedrücte Anſpruch uriprünglicher Katholizität zu weit? Auch hier 
ift e8 freilich wiederum wohlfeil und leicht, von evangelifchen wie von römischen 
Standpunkte aus den Nachweis der Halbheit des Altfatholizismus zu führen. 
Den einen thut er zu diel, dem anderen nicht genug. Aber für die Beurtei- 
(ung des Altkatholizismus von evangelijchen Standpunkte wäre der Nachweis 
jeiner „Halbheit“ doch nur dann don Gewicht, wenn dem Broteftantismus 
gegenüber die altfatholifche Kirche den Anjpruch geltend machte, eine urſprüng— 
lichere Erſcheinungsform der wahren Kirche zu fein. Indeſſen hat es fich ja 
darum niemals gehandelt. ES Handelt ſich allein um eine Wertvergleihung 
innerhalb der fatholijchen Kirche jelbjt. Und muß nicht hier von evan— 
geliſchem Standpunkte aus bedingungslos eingeräumt werden, daß die gegen— 
wärtige altfatholifche Kirche mit ihrer freieren Stellung zur heiligen Schrift, 
ihrer Anerkennung des Laien, ihrer Ausbildung des Gemeinderechts, ihrer Rei— 
nigung des Kultus, ihrer Bejeitigung von gewifjensbejchwerenden Auflagen und 
anderem fich dom jpäteren, d. h. ſpezifiſch römischen Katholizismus himmel— 
weit entfernt und damit eben gleichermaßen dem Urbilde des reineren und un— 
verfälichten Katholizismus fich genähert Hat? Wer folches unbefangen erwägt, 
wird an dem Chrentitel einer altfatholijchen Kirche aud dann fich nicht ſtoßen, 
wen er der Überzeugung ift, daß diejelbe lange nicht grundfäßlich und voll- 
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ſtändig genug mit dem Katholizismus des Mittelalters gebrochen habe. Auch in 
dem geringeren Maße, welches er hierin erfüllte, hat ſich der Altkatholizismus 
als Bundesgenoſſe der Evangeliſchen in der Verteidigung der geſchichtlichen 
Wahrheit gegen Rom bewährt. Von hier aus ergeben ſich tauſend Zuſam— 
menhänge, welche gepflegt und gewürdigt ſein wollen. Dieſen Thatbeſtand ge— 
ringſchätzig bei Seite zu laſſen, entſpricht nicht evangeliſchem Bewußtſein von der 
ſieghaften Kraft der Wahrheit. Wer da glaubt, die altkatholiſche Bewegung habe 
„ihren Höhepunkt längſt überſchritten“ und komme daher nicht mehr als ein 
irgendwie den Dauerbejtand der vatifanifchen Defrete beeinflufjender Faktor in 
Betracht, dürfte in einer F£urzfichtigen Betrachtungsweife und jchweren Täu— 
ſchung befangen fein. Dieſe Täufchung wird namentlich) durch zwei Umstände 
hervorgebracht und befördert: durch den befcheidenen Fortichritt des äußeren 
Wahstums der altfatholiichen Kirchengemeinschaft und die augenfällige Un— 
gunjt, welche da umd dort ihr in neuerer Zeit von ftaatlicher Seite wider: 
fährt. Aber feiner von beiden kann für die Dauerfraft der im Altkatholizismus 
vertretenen Wahrheitsgedanfen vernichtend fein. Weder entjcheidet in der 
Entiicelungsgefchichte der Kirche die bloße Zahl, noch vermag die Staatsge— 
walt etwas anderes, als äAußerliche Berechtigungen zu entziehen. Mag es 
immerhin fein, daß unter der Einwirkung einer mit unfichtbarer Hand römiſch 
geleiteten StaatSperwaltung der äußere Bejtand des Altfatholizismus ftehen 
bleibe oder zurüdgehe. Unverlierbar bleibt unter allen Umftänden die Wir- 
fung der im Altfatholizismus verförperten prinzipiellen Berwahrung be- 
jtehen, durch welche ein bielleicht exit in jpäter Zukunft zur Anerkennung und 
Verwertung gelangendes Wahrheitsfapital aufgejpeichert wird. In irgend 
einem Beitpunfte wird und muß es die gejchichtliche Entwidelung des Katholi— 
zismus mitbejtimmen. Die don verwandten Geiftesrichtungen erzeugten und ges 
tragenen katholiſchen Gemeinjchaften in Deutjchland, Holland, Frankreich, der 
Schweiz und Dfterreich bleiben der Stachel am Leibe der römijchen Kirche. Und 
jener Erfolg wird gerade durch diejenigen gefördert werden, welche am wenigjten 
dazu beitragen wollten. Denn Zeugen diejes Kampfes um die Wahrheit und 
ihrer jeldft werden nicht bloß die gegenwärtigen und fünftigen Anhänger des 
Altfatholizismug, fondern mehr noch und, weil unfreiwillig, um jo wirkſamer 
alle diejenigen fein, welche vor und während des Vatikanums dringend und 
laut ihre Stimme gegen die Dogmatijierung der päpftlichen Unfehlbarfeit er: 
hoben, fich aber jpäter dem Erfolge gebeugt und, joferne dies wider befjeres 
Wiſſen gejchah, neben der objektiven gejchichtlichen Wahrheit auch die jubjektive 
Wahrhaftigkeit geopfert Haben. Die Stellung des Evangelijchen fann alfo Sunma 
Summarum nur diefe fein. Er wird, wie dies jchon in früherem Zuſammen— 
hange unerbittlich gefordert wurde, feiner fympathifchen Stimmung für die dom 
Altfatholizismus vertretene Sache niemals einen Einfluß auf die Entjcheidung 
rebhtliher Fragen nah Maßgabe der bejtehenden Geſetzgebung ver— 
jtatten dürfen. Aber er wird im Geifte der gejchichtlichen Entwicelung feiner 
eigenen Kirche der Gewiſſensnot und dem materiellen Gewijjensrecht, ſowie dem 
Beugenmut und der Wahrheitsliebe der Altfatholifen ein volles innerliches 
Verſtändnis entgegenbringen und folgerichtig auch auf die Pflege der von hier 
aus ſich ergebenden geiftigen, religiöfen und politiſchen Gemeinschaft gewiljenhaft 
Bedacht zu nehmen haben. Vgl. die Litteraturangaben zur Gefchichte und 
Kritik des vatifanifchen Konzil o. I 1b. 


ß) Die kirchengeſehlichen Rechtsquellen in der evangeliſchen Birde, 
S 13. 
I. Nah dem Gange der evangelifchen Berfaffungsentwicelung 
(S 33) gelangte die Kirchengewalt umd damit auch die Kirchengejeß- 
Kahl, Kirchenrecht. 11 
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gebungsgewalt in die Hände der weltlichen Obrigfeit. Hiernach wurden 
die Landesherrlihen nnd ftädtifchen Kirchenordnungen die erjten 
firchengejeglichen Quellen des felbjtändig ſich entwicelnden evangelifchen 
Kirchenrechts. Ungeachtet der hiermit eingeleiteten Zerſplitterung der 
Nechtsquellen blieb aber doch der Nechtsentwicelung in allen wejentlichen 
Dingen ein einheitliher Grundcharakter gewahrt. Dieſe Einheit 
des Grundcharafters wurde zunächit Schon durch die Entftehungsweife 
der erjten Slirchenordnungen herbeigeführt. Diejelben find, wiewohl vielfach 
die Landftände älterer Ordnung nach dem Maße ihres Anteil$ an der 
Landesgejeßgebung überhaupt Eonfurrierten (ſ. Richter, Gejchichte d. evang. 
R.-Berf., 1851, ©. 112 ff), doch in feiner Weile als das Sachproduft 
ftaatlicher Rechtsſchöpfung im modernen Sinne zu denfen. Bielmehr 
find Diefelben ihrem Inhalte nad) aus Entwürfen, Vorjchlägen und Gut— 
achten dev Reformatoren ſelbſt, welche fie teil$ aus eigener Snitiative, 
teil8 aus Anlaß von Sirchenvifitationen auf Erfordern ihrer Landes— 
obrigfeit erftatteten, hervorgegangen. Die Mitwirkung der Landſtände 
erklärt fih aus dem Einheitsprinzip, auf welchem die geſamte Geſtaltung 
des DVerhältnijfes von Staat und Kirche beruhte und dem zu Folge 
die Firchlichen Angelegenheiten ohne Weiteres zu den allgemeinen Yandes- 
angelegenheiten gehörten. In der weiteren Entwicelung, bei welcher die 
Mitwirfung und Zuftimmung des Lehrſtandes als ſelbſtverſtändlich 
angejehen wurde, blieb der Tandesfirchlihe Zufammenhang dadurch be— 
günftigt, daß einige wenige Kirchenordnungen das Mufter und Borbild 
für andere abgegeben haben, fo daß, wie außerordentlich groß die Zahl 
derjelben auch fei, doch fast für alle eine verwandtſchaftliche Be- 
ztehung zu einer Hauptquelle nachgewiefen werden fann. Hiernach 
ind gewilje Familien von Kirchenordnungen zu unterjfcheiden. Endlich 
wurde die Einheit des Geiftes auch in diefem Stücke dadurch aufrechter- 
halten, daß fortwährend die Grundſätze der Befenntnisjfhriften die 
allgemein anerkannte Norm und Schranke der Nechtsentwicelung bildeten. 
Die meitaus größte Zahl der älteren Stirchenordnungen gehört dem 
XVI. Sahrhundert an. 

Richter, Die evang. Kirchenordnungen des jechszehnten Jahrhunderts. 
2 Bde. (Weimar, 1846). In diefe Sammlung hat Richter 172, zwijchen 1522 
und 1598 entjtandene Kirchenordnungen teils vollftändig, teils im Auszuge auf- 
genommen und dabei auf die verwandtichaftlichen Beziehungen in furzen die Ent- 
ſtehungsgeſchichte betreffenden Einleitungen fortlaufend hingewieſen. Hervorzu— 
heben jind namentlich folgende: Unterricht der Bifitatoren an die Pfarr: 
herren im Kurfürftentum Sachjen, 1528 von Melanchthon unter Beteiligung 
Luthers ausgearbeitet. Darauf beruht die Stadt-Braunſchweigiſche KO. 
v. 1528, verfaßt von oh. Bugenhagen. An dieje jchließen fich, unmittelbar 


oder mittelbar die K.O. für Hamburg 1529, Minden 1530, Göttingen 1530, 
Lübeck 1531, Soest 1532, Wittenberg 1533 (an diefe die für Halle 1541), Bremen 
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1534, Pommern 1535 und 1563, Schleswig-Holftein 1542 (an dieje die für Ha— 
deln 1544), Braunfchweig-Wolfenbüttel 1543 (an dieſe die für Hildesheim 1544), 
Osnabrück 1543 und andere. Eine zweite Gruppe ruht auf den Artifeln des 
PVifitationsfondvents zu Schwabach und der Bifitationsordnung des 
Markgrafen Georg von Brandenburg, 1528. Bor allem die Branden- 
burg-Nürnbergijche von 1533, wiederholt für Mecklenburg 1540 und Bran— 
denburg 1553, ſowie benußt in der K.O. für Württemberg bon 1536, für die 
Neumark 1538, für Köln 1543, Schweinfurt 1543, Walde 1556. Aus der 
Brandenburg. Nürnb. von 1533 und der erwähnten (erjten, fleinen) Württem- 
berger ging die für Schwäbifh-Hall 1543, und aus dieſen dreien hinwiederum 
die Württemberger von 1553 hervor. Dieje it wieder die Quelle der K.O. 
bon Pfalz-Neuburg 1554 und 1556 und übergegangen in die (jog. große) 
Württembergijche K.O. don 1559, welche ihrerjeitS auszugsweiſe in der von 
Mömpelgard und Neichenweiler 1560 wiederholt ift; ebenjo ijt die Württemb. 
bon 1553 Quelle für die Pfalz. Zweibrüder von 1557, Herzogtum Preußen 1557, 
Wormjer Agendenbüchlein 1560, Zeiningen 1566, Hanau 1573 u.a. Den Typus 
einer dritten Gruppe bildet die Medlenburgijche K.O. bon 1552, welde in 
der Wittenberger von 1559, der Liegniger von 1594 u. a. wiederholt iſt und 
ihrerjeit3 aus der ſächſiſchen Inſtruktion von 1528, der ſächſiſchen Ordnung von 
1539 und der Wittenberger Reformation don 1545 hervorgegangen war. Eine 
bejondere Familie bilden endlich die aus der Verſchmelzung ſächſiſcher, ſüddeut— 
cher, ſchweizeriſcher, franzöfijcher und niederländischer Elemente herborgegangenen 
Kichenordnungen; jolchergeftalt ift z.B. die Pfälziſche K-O. von 1563. Bal. 
dazu Mejer in 9. R.-E. Bd. VII. ©. 782 ff. 


II. Diefe älteren Kirchenordnungen haben nicht durchweg veinen 
Nechtsinhalt. Ganz und gar dem Geiſte der Reformation, ihren Anfängen 
und Bielen entjprechend, ſtand das Intereſſe der rechtlichen Organifation 
erit in zweiter Linie. Das Bedürfnis einer Abänderung des beftehenden 
Rechts wurde überhaupt nur injoweit empfunden und zunächit befriedigt, 
als die vorhandenen Drgane und Einrichtungen den Dienst für die Auf- 
nahme der reinen evangeliichen Lehre verjagten. Im Bordergrunde ſtand 
das Intereſſe, den Gemeinden dieſe Lehre ſelbſt und ihre Unterjcheidung 
von den liberlieferten Dogmen jo Klar und vollftändig als möglich zum 
Bemußtjein zu bringen. Demgemäß enthalten viele, und vorwiegend Die 
früheiten diejfer Kirchenordnungen breite und mannigfach ausdrücklich auf 
die Befenntniffe Bezug nehmende Auseinanderjegungen über alle Haupt- 
jtücke der evangelischen Glaubenslehre (Credenda). Daran jchließen fich, 
in übrigens willfürlicher Aufeinanderfolge und Auswahl, und je nach Be- 
dürfnis in verjchiedenem Umfang, rechtliche Beftimmmungen über den 
Kultus, die Ordination, das Pfarramt, die Amter des Kicchenregiments, 
das Amtseinfommen, die Disziplin und Kirchenzucht, Schul- und Che- 
wejen, Armenpflege, Kirchengüter u. A. (Agenda) Jedoch find die 
Gegenftände der Credenda und Agenda feineswegs immer ſcharf von 
einander getrennt. Vieles ift nur gelegentlich eingejtreut, und öfters ift 
der Ton der Belehrung und Inſtruktionserteilung, nicht des Gejetes- 
befehles vorherrichend. 
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Der erwähnte „Unterricht der Viſitatoren ꝛc.“ von 1528 hat beiſpw. 
folgende Gliederung: Borrede. Bon der Lehre. Bon den zehn Geboten. Von 
dem rechten chriftlichen Gebet. Bon Trübjal. Bom Saframent der Taufe. Bom 
Saframent des Leibs und Blut de Herrn. Bon der rechtichaffen chriftlichen 
Buße. Bon der rechten chrijtlichen Genugthuung für die Sünde. Bon menjc- 
licher Kirhenordnung. Bon Eheſachen. Bom freien Willen. Bon chrijtlicher 
Freiheit. Vom Türken. Bon täglicher Übung in der Kirche. Vom rechten 
chriftlihen Bann. Bon Berorönung des Superattendenten. Bon Schulen. 
Richter, aa. O. Bd. J. ©. 82—101. 


III. Aus diefer Inhaltsbeſtimmung der älteren Sirchenordnungen 
ergiebt fich, daß feine derjelben eine erjchöpfende Kodifikation des landes— 
firchlichen Rechts bezwecte und enthielt. Alle feßten eine anderweitige 
Ergänzungsquelle voraus. Damit ijt die allgemeine Frage erhoben, welche 
Stellung fie zum vorreformatoriihen Rechte eingenommen 
haben, und im Zujammenbhang damit fogleich die andere, inmwieferne das— 
jelbe, namentlich aber feine Hauptquelle, daS Corpus juris canoniei, 
auch gegenwärtig noch als Quelle des evangelifchen Kirchenrechts zu 
gelten habe. 


Formell war in dem Maße, als die Neformation Verbreitung und Aner- 
fennung fand, jeder Zufammenhang der Rechtsquellen allerdings gelöft. Auch das 
war jelbjtveritändlich und außer Streit, daß mit dem Wegfall der Subjefte der 
fatholifchen Kirchengewalt die gegenwärtigen und zufünftigen Geſetze diejer Auto- 
ritäten feinerlei Rechtsperbindlichfeit für die protejtantijchen Kirchenfreife mehr 
zu äußern vdermochten. Aber damit war über die Nechtsfontinuität, über die 
fortdauernde materielle Geltung des bisherigen Ficchlichen Geſetzesrechts noch 
nicht3 entjchieden. Luther perjönlich hatte freilich durch die That dom 10. De— 
zember 1520 feine Meinung unzmweideutig Fundgegeben. Weniger dramatijc, 
aber gleich entjchieden hatte er am 20. Oftober 1526 mit der Synode bon Hom— 
berg in der Reformatio eccelesiarum Hassiae in dem Beſchluſſe Cap. XXIX 
De universali studio Marpurgensi i. f. „Porro Jus illud contra fas vocatum 
Canonicum, omnino legi prohibemus* (Richter, a. a. O. ©. 68) jeden Yufanı- 
menbang mit dem fanonifchen Recht feierlich abgelehnt. Indeſſen begegnete diejer 
Ablehnung Widerjprud. Schon in dem litteraturgejchichtlichen Überblie war zu 
erwähnen, daß auf fajt allen Univerfitäten der Kampf für und wider das kano— 
nische Recht lebhaft ‚geführt wurde. Am Tebhaftejten natürlich in Wittenberg 
ſelbſt. Die Juriſten verteidigten fajt einmütig jeine fortdauernde Geltung. Dies 
trug ihnen das Prädikat „böje Ehrijten? ein. (Bgl. über den Kampf um das 
fanonifche Recht Stintzing, Gefchichte der deutjchen Rechtswiſſenſchaft, Bd. I, 
©&.273 ff. Derjelbe, Das Sprichwort „Suriften böje Chriſten“ in feiner ge- 
Ihichtlichen Bedeutung, 1876. Köhler, Luther und die Juriiten, 1873, ©. 31 ff. 
Sachſſe, Luther u. das fan. Recht, 1884.) Aber jpäter gaben die Neformatoren 
und Luther ſelbſt hierin eine andere Anficht Fund. Nicht wenige der unter 
ihrem Einfluß entjtandenen Kirchenordnungen ſchließen ſich ausdrücdlich oder ftill- 
jchweigend an Bejtimmungen des fanonijchen Rechts an und jegen feine Geltung 
im Ganzen voraus. Nur fodiel war von Anfang an auch unter den Juriſten 
anerfannt, daß das kanoniſche Necht nicht gelte, joweit es mit flaren Aus— 
ſprüchen Chriſti und der Apoftel in Widerjpruch ſtehe. Wo immer alfo die Re— 
formation in den für die Rechtsbildung unmittelbar entjcheidenden Glaubensgrund- 
lagen differierte, find auch die Kirchenordnungen ihre eigenen Wege gegangen, 
und haben entweder für das bejondere Nechtsbedürfnis der proteftantifchen Kirche 
ganz neues Necht erzeugt, oder fie haben fih an das römische, als das ältere 
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kaiſerliche Recht, dem Luther wiederholt feine Anerkennung ausjprad und 
welches der Anfechtung durch die Neformatoren entrüdt war, angelehnt. Auf 
der Grundlage dieſes Standpunftes ift auch gegenwärtig das Verhältnis der 
edangelifchen Kirche zum dorreformatorischen Gefeßesrecht zu bejtimmen. 


Das Corpus juris canoniei ift hiernach ſubſidiäre Quelle auch 
des evangelifchen Sirchenrechts. Hinſichtlich dev Berbindlichfeit feiner 
einzelnen Zeile, jeiner qualitativen QDuellenbedeutung, gelten durchaus 
die in früheren Zuſammenhang evörterten Grundfäße ($S ILIM. Um 
aber den Umfang feiner heutigen Anwendbarkeit in der evangelifchen 
Kirche näher zu beitimmen, kann freilich nicht jo verfahren werden, wie 
ültere Juriften e8 wohl gethan haben, daß nämlich politiv die einzelnen 
Nechtsinftitute beftimmt werden, auf welche es noch fortwährend angewendet 
werden könne oder müſſe. Denn die Anwendbarkeit bejchränft fich eben 
im Prinzip nicht auf einzelne Inſtitute, jondern das fanonifche Recht ift 
als jubfidiäres Recht im Ganzen rezipiert. Es iſt vielmehr fo zu ver- 
fahren, daß vorwiegend negativ und durch die Aufjtellung von Grund- 
jäßen die Grenzen jeiner Anwendbarkeit gezogen werden. Es veriteht 
fi) zunächlt von jelbit, daß das Ffanonifche Necht innerhalb der evange- 
fischen Kirche injomweit Feine Anwendung findet, als Überhaupt jeine Wirk- 
jamfeit durch Die Staatsgeſetzgebung ausgefchlojfen iſt (S 1111)). 
Ebenſo kann es jelbftverjtändlich auch infoweit Feine Geltung beanfpruchen, 
als diefe durch die Kraft eines evangeliihen Gemwohnheitsredhts 
oder Durch Akte evangelijher Kirchengeſetzgebung bejeitigt ift. 
Endlich aber wird auch ohne die derogatorische Wirfjamfeit von Geſetz 
oder Gewohnheit die Anwendung des fanonischen Rechts in vielen Fällen 
durch die innerliche Konſequenz, durch die Natur der Sache ausge- 
Ichloffen fein. Dies ift immer dann und infoweit der Fall, als ein be— 
ſtimmter Sab des Fanonifchen Nechts der Ausfluß eines individu= 
ellen Dogmas der fatholifchen Kirche ift. Nach dem evörterten Ber- 
hältnis von göttliher Dffenbarung und menjchlicher Nechtsbildung in der 
fatholifchen Kirche find viele Rechtsſätze derjelben zugleich Beftandteile der 
firchlichen Slaubenslehre (SID). In diefen Fällen wird das fanonifche Necht 
auch nicht einmal im Wege der Analogie auf Nechtsverhältnijfe der evan— 
gelifchen Kirche anzumenden jein. Bon dieſem Grundjaße aus ergiebt 
fich dann allerdings ein jehr weites Gebiet, für welches die Geltung des 
fanonijchen Nechts in der evangelifchen Kirche abzulehnen ift. ES entfällt 
dahin die rechtliche Ordnung aller Berfajfungsorgane, für welche die 
fatholiiche Kirche göttliche Inftitution in Anspruch nimmt. Ebenſo das 
firhliche Gemeinderecht, für welches wegen der dogmatischen Stellung 
des Klerus dem kanoniſchen Recht jede evangelische Vorausſetzung fehlt. Vor 
allem aber das Verhältnis von Staat und Kirche, welches vom fanoni- 
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ſchen Necht nicht nur im allgemeinen unter dem Gefichtspunft einer gänzlich 
verichiedenen Weltanihauung, fondern im befonderen durchgehends unter 
der Vorausfeßung einer durch göttliches Recht begründeten Überordnung 
der Kirche geregelt wird (F 18 ff.). Endlich gehört wenigſtens teilweiſe 
dahin auch das Eherecht. Zwar eriftiert auf diefem Gebiete ein mitt- 
leres Maß gemeinfamer chriftlicherv Grundanfchauungen. Daher hat 
namentlich in Beziehung auf manche Ehehinderniffe eine Rezeption kano— 
nischen Nechts in der evangelifchen Kirche ftattfinden können. Dagegen 
hat die von der Neformation verworfene Saframentsqualität der 
Ehe ſehr wejentlich die vechtlihe Ordnung der Ehefchließungsform und 
in etwas auch die Ehejfcheidungslehre des kanoniſchen Rechts beſtimmt. 
In den durch Diefen Zuſammenhang beftimmten Richtungen fchloß ſich 
die Aneignung des leßteren nad) der Natur der Sache aus. Gerade in 
dDiefer Beziehung war man auch im Zeitalter der Reformation über das 
Trennende fich völlig Klar, weshalb neben den Slirchenordnungen mit 
eherechtlichem Inhalt auch mannigfach jelbitändige Eheordnungen erlafjen 
wurden. Außerhalb der hiemit umfchriebenen Grenzen bleibt aber anderer- 
jeitS doch noch ein weites Gebiet offen, auf welchen, wie beiſpw. für ge 
wiſſe allgemeine Grundſätze über die Kirchenämter, für das Batronatredt, 
für wichtige Beftandteile des firchlichen Vermögenrechts u. a. die Geltung 
des Corpus juris eanoniei in der evangelifchen Kirche ſich behaupten 
fonnte. Soweit nicht Stirchengejeße oder zweifellofes Gemohnbeitsrecht 
hierin eine flare Entjcheidung treffen, ift e8 Sache der doftrinellen 
Auslegung, im einzelnen alle Art und Maß jeiner Anwendbarkeit feſt— 
zuftellen. 


@itteratur. J. H. Boehmer, Jus ecel. Prot. T.I. 88 56-71, wofelbft 
auch eine Zujammenftellung der Anfichten älterer Suriften. Eichhorn, 
KER., Bd.1. ©. 370. Wajfferfihleben in H. R.-E. (1. Aufl.) BP. VII 
©. 332 f. Bezüglich des Ehereht dgl. Kahl in 3. f. RR. Bd. XVI. 
©. 483 f. 

IV. Im XVII. J. wurden nur wenige Kirchenordnungen erlaſſen. 
Die Ergänzung und Fortbildung des älteren Rechts erfolgte zunächſt 
durch Superintendentur und Konſiſtorialordnungen ſowie andere, 
die einzelnen Beziehungen des kirchlichen Lebens ordnende Spezialgeſetze. 
Die reformatoriſche Forderung, daß dieſe Kirchengeſetzgebung nur unter 
Beirat und Zuſtimmung des Lehrſtandes geſchehen ſolle, wurde im 
Prinzip zwar immer anerkannt, aber thatſächlich und trotzdem ſie von den 
Theologen des XVII. J. mit beſonderem Nachdruck erhoben worden war, 
in der Geſetzgebungspraxis nicht beachtet. Da es an einer aktuellen 
Organiſation ſolchen Beirats fehlte, ſo wurde vielmehr das Stillſchweigen 
des Lehrſtandes als die Form ſeiner Zuſtimmung angeſehen. Da— 
gegen blieb weſentlich die Einheit in den Grundzügen der Rechtsent— 
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wickelung auch jeßt bejtehen. Nicht unerheblich) trug dazu die Inſtitution 
des Corpus Evangelicorum am deutfchen Neichstage bei. Schon im 
XV1. J. hatte fich die Praxis gebildet, daß zur Beratung oder Vertretung 
fonfeffioneller Intereſſen die evangeliſchen und Fatholifchen Reichsſtände 
als gejchloffene Körperjchaften mit einander verhandelten. Aus diefer 
durch Die weſtfäliſchen Friedensverhandlungen  befeftigten Praxis ging 
1653 die Inſtitution des Corpus Evangelicorum als cines ftändigen 
Kollegiums, nämlich der unter dem Direktorium Kurſachſens vereinigten 
Gejandten der evangeliichen Neichsftände hervor. Die Einrichtung blieb 
bis zur Auflöfung des Neichs, wiewohl ſich jeit dem Konfeſſionswechſel 
des Kurfürſten Friedrich August (1697) das feltfame und lange Zeit 
nicht unmiderfprochen gebliebene Berhältnis eines katholiſchen Borfites 
ergab. Doch wurde durch befondere Stipulationen die materielle Unab- 
hängigfeit des kurſächſiſchen Gejandten fichergeftellt. Dieſes Corpus Evan- 
gelicorum hatte nun zwar nach feiner ganzen ftaatsrechtlichen Anlage 
feinerlei Gejetgebungsgewalt in Stirchenfachen. Nur die Beratung und 
Wahrnehmung der allgemeinen oder bejonderen evangelijchen Intereſſen 
gehörte zu jeiner jelbftbegründeten und anerkannten Zuftändigfeit. Aber 
eben darin lag die Möglichkeit und der immer wiederfehrende Anlaß zur 
gemeinschaftlihen Berftändigung über firchenvechtliche Einrichtungen 
vor, von welchen einige durch landesfirhlihe Gewohnheit oder 
Geſetzgebung Beftandteile des evangelifchen YandesfirchenrechtS geworden 
find. In dieſem Sinne haben die Conelusa des Corpus Evangeli- 
corum der Einheit der Nechisentwidelung um jo wertvollere Dienfte ge= 
leiftet, als im XVIII. J. die Quelle umfafjender Kirchenordnungen ganz 
verfiegt war und die Nechtsbildung zu einem wejentlichen Teile lediglich) 
auf der Konfiftorialpraris beruhte. 

Litteratur. Stahl, Kich.-Berf. n. Lehre u. Recht d. Prot. (2. Aufl.) 
©.293f. Hase, Hutterus redivivus (12. Aufl. 1883), 8 127. Schaus 
roth, Sammlung aller Conclusorum ete. des Corp. Evang. 1751f. 3 Vol. 
Fortſ. 1762. 1786. Bülow, Gejchichte u. Berf. de$ Corp. Evang., 1795. 
Frank, Das fatholifche Direktorium des Corp. Evang., 1880. 

V. Der Entwicelungsgang im XIX. J. war je nad) der Stellung, 
welche die Staaten zur Frage der Ausbildung einer jelbjtändigen Kirchen— 
berfajlung einnahmen, ein jehr verjchiedener. Hiernach haben auch die 
Kirchenordnungen, welche die Quellen des geltenden oder künftigen 
evangelifchen YandesficchenrechtS bilden, einen wejentlich verjchiedenen 
Charakter. Zwar in einem Punkte ftimmen fie, foviel ihren Inhalt 
betrifft, zufammen und unterscheiden ſich darin einheitlich von den Kir— 
chenordnungen älteren Stils: fie geben die Formulierung der Lehre der 
theologiichen Wiſſenſchaft anheim und bejchränfen fich, ſoweit fie nicht 
gelegentlich bloß ethifche Anmeifungen an die Kirchenglieder enthalten 
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(S 6 IN), auf Rechtsinhalt. Die Vorſchriften und Formulare für 
den Kultus find in befonderen Kirchenagenden, deren Gefcichte 
zugleich den inneren Gang der Landeskirchlichen Entwickelung wiederzu— 
jpiegeln pflegt, enthalten oder den Kirchengeſetzen anhangsweiſe beigegeben 
(Trauformulare ꝛc.). Um jo größer aber find die Berjchiedenheiten unter 
den Slirchenordnungen des XIX. J. Hinfihtlih ihrer Entitehungs- 
weiſe. Nur die fpäteren und neueften unter ihnen find im vollen 
Sinne des Wortes Kirchen ordnungen, d. h. von firdliden Dr- 
ganen bejchloffene Geſetze. Die aus dem Anfang des Nahrhunderts 
ftammenden find nach ihrer Entjtehungsweife durchweg Staats gejebke, 
und auch für die Ficchliche Nechtsbildung der Gegenwart und Zu— 
kunft hat die Staatögefetgebung noch immer ein jehr verfchiedenes Maß 
von Beteiligung in Anspruch zu nehmen. Das Berftändnis hiefür wird 
durch folgende Erinnerung eingeleitet. 

Die Legitimation, welche die weltlichen Obrigfeiten des XVI. J. 
(ſ. o. D) zu eigentlicher Sivchengefebgebung bejaßen, ging den Staatsge- 
walten des XIX. J. in verfchiedenen Nückfichten grundjäßlid ab. Nas 
mentlich war die reformatorifche Borausfegung der Einheit der Lan— 
desangehörigen im Bekenntnis entfallen und damit prinzipiell die 
Auslöfung der evangelifchen Kircheninterejfen aus ihrer Verbindung mit 
den allgemeinen Yandesintereffen, die Trennung der Funktionen der 
firchlihen und Staatlichen Gejetgebung geboten. Unter den Nachwir- 
fungen des Territorialipitems ($ 33) erichtien aber die Ausübung der 
evangeliichen Sirchengefeßgebung durch die Staatsgewalt lange Zeit nicht 
als etwas Unnatürliches oder nur Befremdliches. Solange injonderheit 
die ftaatliche Verfaſſungsform jelbit eine abjolute war, hatte die vom 
Monarchen allein geübte Gejetgebung über die inneren Angelegen- 
heiten der evangelijchen Kirche immerhin und in allen Fällen den Rechts— 
titel der landesherrfihen Kirhengemwalt für ſich in Anfpruch zu neh— 
men, und es trat imjoweit ein Gegenjaß firchlicher und jtaatlicher 
Ansprüche nicht Jinnenfällig hervor. Aber vollfommen jachwidrig gejtal- 
tete ih das Verhältnis in den Eonftitutionell gewordenen Monar- 
chieen. Hier wurden die nach firchlich Fremdartigen Gefichtspunften zu— 
jammengefegten Bolfsvertretungen an der Ausübung der Kir— 
hengejegebung mitbeteiligt. Die weitere Entwidelung hing. nun eben 
wejentlich davon ab, in welchen Maße die Sachwidrigkeit diefes Verhält- 
nijjes anerfannt wurde und die Neigung jowie die Möglichkeit be- 
Itanden, durch ſynodale Drdnungen ihr abzuhelfen. Nach dem 
Ergebnis diefer Entwicelung find für die Gegenwart vier Gruppen bon 
Kirchenordnungen zu unterjcheiden, in welchen das ältere Firchenregiment- 
liche Gejetgebungsrecht oder das Syſtem der reinen Staatsgejeßgebung, 
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das der reinen Kirchengeſetzgebung vder endlich ein gemiſchtes Syſtem zur 
Anwendung kommen. 

1. Auf den weder durch jynodale noch durch ftändische Mitwir- 
fung bejchränften firhenregimentlihen Geſetzgebungsrecht des 
Landesherrn beruht die Kirchenordnung dermalen in Sachſen-Koburg— 
Gotha, in Schwarzburg-Rudolftadt, in Reuß j. 2%. und in 
SchaumburgsLippe. Ebenſo werden in Lübeck und in Bremen 
die Kirchenordnungen vom Senate, als dem Träger der Kirden- 
gewalt erlafjen; letteren Ortes gejchieht dies gegenüber den Stadt- 
gemeinden allerdings nur in der abgejchwächten Form dev Betätigung 
der autonomiſch gefaßten Beſchlüſſe. 

2. Die Kirchenordnungen ſind nad) ihrer Entjtehungsweije veine 
Staatsgeſetze, jowohl was den hiftorischen Beltand als die gegen- 
wärtige Nechtsbildung betrifft, in Medlenburg- Schwerin und Streliß, 
in Sahjen- Altenburg, in Schwarzburg- Sondershaufen und in 
Reuß ä. Linie Die Form, in welcher diefe das evangelijche Kirchen— 
weſen betreffenden Staatsgejege zu Stande fommen, beftimmt fich ledig- 
fih nad) der Staatsverfaffung und ift hiernach in den genannten alt- 
landjtändiichen und fonftitutionellen Monarchieen eine verjchiedene. Sowohl 
in der erjten wie in der zweiten Gruppe fommt zwar vor, daß firchliche 
Drgane gutachtlich zu hören oder vorbereitend beteiligt find (Rudolſtadt, 
Altenburg). Da fie aber nicht bei der Beſchlußfaſſung über den Ge— 
jegesinhalt mitwirfen, jo ändert ihre Beteiligungsweile nichts an dem 
Charakter der erlaſſenen Kirchenordnung als eines Staatsgejetes. 

3. Sn der weitaus überwiegenden Zahl der Landeskirchen ift mit Aus- 
bildung dev Synodalverfajjungen an die Stelle der ausjchließlic 
ſtaatsgeſetzlichen Ordnung des Kirchenweſens ein jelbjtändiges Kirchen— 
geſetzgebungsrecht getreten. Dies iſt geſchehen in Preußen, 
ältere und neuere Provinzen, Sachſen, Württemberg, Baden, 
Hefjen, Sadhjen- Weimar, Oldenburg, Braunſchweig, 
Sahjen-Meiningen, Anhalt, Waldek, Lippe und Hamburg. 
Die Organijation und Zuftändigfeit der evangeliichen Synoden, welche 
nicht veformatorifchen Urjprung haben und nach Charakter und Zuſam— 
menjegung von den römischen Konzilien fich weſentlich unterjcheiden, ijt 
eine zwar im übrigen landesfirchlich nicht unerheblich verjchtedene (ſ. u. 
8 37). Aber überall haben fie auf oberiter Stufe als Yandes- oder 
Generaljynoden einen irgendwie bemejjenen jelbjtändigen An- 
teil an der Landeskirchengeſetzgebung. Ebenſo haben auf 
mittlerer Stufe die preußiihen Provinzialſynoden eine Mitwirkung 
bei der gejetlichen Fortbildung der probinziellen Kirchenordnung teils 
ſchon früher beſeſſen (Rheinland, Wejtfalen), teil in neuerer Zeit erlangt 
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(öftlihe Provinzen). In allen Fällen ift das Berhältnis dies, daß lan- 
des- oder provinzialkirchliche Geſetze der Zuftimmung der Synoden 
in dem Sinne bedürfen, daß dieſe notwendig an der Feltftellung des 
Geſetzesin haltes beteiligt werden, während die Sanftion, jowie 
Bublifation und Vollzug dem Inhaber der Kirchengewalt gebühren. Durch) 
Akte diefer, dem Rechte nad) dem Träger des Kirchenregiments allein, 
der Ausübung nad dem Kirchenregiment und den Synoden gemein: 
Ichaftlich zuftehenden Geſetzgebung find in ven lebten Jahrzehnten viele 
und wichtige Gebiete des Firchlichen Nechtslebens geregelt worden. Die 
neueren Trauungs- und Taufordnungen, die gegenwärtige Ge— 
staltung der Kirchenzucht und Kirhendisziplin, die weſent— 
lichften Beftandteile der geltenden Kirchenverfaſſung, mannigface 
vermögensrechtliche Gebiete u. A. (ſ. die quellenftatiftifchen Nach— 
weije hierüber und bei den einzelnen Lehren des bejonderen Teils) be- 
ruhen auf diefer, nunmehr erſt der Form wie der Sache nad) wahrhaft 
firchlich geltalteten Gefetgebung. Eine Mitwirkung der Staatsgejeß- 
gebung hat dabei überall nur injoweit ftattgefunden, als es ſich um 
die Überleitung in den neuen Rechtszuftand oder um die Feſtſtellung 
ltaatliher Aufſichtsrechte gegenüber der evangelifchen Kirche han— 
delte. In dieſer Beichränfung bleibt die Staatsgejeßgebung notwendig 
auch fernerhin an dem Inhalt und Gang der evangeliichen Kirchengeſetz— 
gebung beteiligt. Namentlich findet fich ziemlich allgemein, daß landes- 
firhlide Umlagenbejchlüffe über einen gewiljen PBrozentjaß hinaus 
oder Kirchengeſetze, welche eine Belajtuıtg der Gemeinden zu Gemeinde: 
zwecken anordnen oder zur Folge haben, endlich; auch Veränderungen der 
£ollegialen Verfaſſung der Landeskirche der Beltätigung durch 
ein Staatsgeſetz bedürfen. 

4. Eine eigentümlihe Verbindung von Staats- und Kirchen— 
geleßgebung bejteht in Bayern. Das Firdliche Grundgejeß ift ein or- 
ganischer Teil der Staatsverfajfung. Die Folge ift, daß jede 
Änderung und Fortentwicelung dev in dieſes Verfaſſungsgeſetz über- 
nommenen Teile der Kirchenordnung auch nur im Wege der Eonftitutio- 
nellen Staatsgejeßgebung gefchehen fann. Dagegen find die nicht von 
der Staatsverfaffung berührten Bejtandteile der Kirchenordnung teils 
durch firhenregimentlihe Berordnung geregelt, teils der 
firhengefeglichen Negelung unter Mitwirkung der Generaliynode vor— 
behalten. 


Die Quellen=- und Litteraturnachiweije für die vorſtehenden Mittei- 
(ungen ſ. u. $ 15 Il, wojelbjt bei Bejprechung der jtaatsgejeglichen Quellen des 
Kicchenreht8 das Jneinandergreifen von Staats- und Kirchengeſetz— 
gebung für die einzelnen Landesfirchen im Zuſammenhange zur Darftellung 
gebracht tjt. 
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VI In diefen Entwicelungsgang der ſynodalen Beteiligung an 
der Klirchengefeßgebung war endlich die Eröffnung noch einer weiteren 
firchengefeglichen Quelle evangelifchen Kirchenrechts mit eingejchloffen: die 
Autonomie der Kirhengemeinden. Die repräfentative Orga— 
nifation der Gemeinden bildet überall den naturgemäßen Unterbau der 
ſynodalen Gliederung der Landeskirchen. Demgemäß hat im Zufammen- 
hange mit der Ausgeftaltung der leßteren auch die Selbjtverwaltung 
der Orts- und Kreisgemeinden ihre eritmalige Anerkennung und Einrichtung 
oder eine entfprechende Erweiterung, und die Gemeinde als Beftandteil der- 
jelben auch ein Necht der ftatutariihen Gejeßgebung erhalten. Nicht 
überall ift die Entwicelung bier zu gleichen Ergebnifjen gelangt; nament- 
lich find in einzelnen Landeskirchen die autonomischen Befugniffe der Kreis— 
gemeinden vorerſt noch ungenügend ausgebildet. Dagegen ift ziemlid) 
allgemein und übereinjtimmend wenigstens im Grundſatz, wenn auch) nicht 
in der Ausdehnung die Autonomie dev Ortsgemeinden anerfannt 
($ 36 8 43). Eine befonders wichtige und wirffame Äußerung dieſer 
Autonomie ift auch diefe, daß in der Negel landesfirchliche Geſetze, welche 
fih auf Lehre und Kultus beziehen, nit gegen den Willen der 
Gemeinden zur Einführung gelangen fönnen. 

Beijpiele des gemeindlichen WiderfpruchsrechtS gegen Anordnungen der 
leßtgenannten Art: Preuß. G.-S.D. v. 20. Jan. 1876, $ 7. Badiſche KB. 
v. 5. Sept. 1861, $ 80. Heſſiſches Berf.-Ed. dv. 6. San. 1874, $ 108. Wei- 
maäarſche ©.-D. dv. 29. März 1873, $ 19. Meiningenidhe 8.6. u. ©.-D. d. 
4. San. 1876, $ 42. Anhaltiſche ©.D. v. 14. Dez. 1878, $ 14. Waldeckſche 
©.-D. d. 18. Febr. 1873, 8 40. 

VI. Hiernach laffen Sich nunmehr die Arten der ficchengejeßlichen 
Duellen des evangeliichen Kirchenrechts in folgender Weife beitimmen. 

1. Obenan jtehen die unter Mitwirfung der Synoden zu Stande 
fommenden Sirchenordnungen, welche um eben dieſer notwendigen Betei- 
figung kirchlicher Bertretungen willen als Kirchengeſetze i.e ©. 
bezeichnet werden. ine allgemeine, an fich jelbjtverftändliche, aber meist 
ausdrüdlich gezogene Schranke ift die, daß Kirchengefeße nur injomweit 
rechtsgültig ($ 3) find, als fie nicht mit einem Staatsgeſetz in Wider- 
pruch ftehen. Um dies zu verhüten, find fchon im Wege der evangeli= 
ſchen Kirchengeſetzgebung entjprechende Borfichtsmaßregeln getroffen. Dieje 
Sicherheit wird teils durch eine in die Eingangsformel des Kirchengeſetzes 
aufzunehmende Erflärung des Staatsminifteriums, teils durch Die 
Kontrajfignatur eines verantwortlichen Minifters erreicht (S1IL 
S 45). Neben den Sirchengejegen kommen 

2. die don den Inhabern des Kirhenregiments ohne 
ſynodale Beteiligung auf Grund ihrer jummepistopalen Gewalt allein, 
wiewohl unter Beirat der Stirchenregimentsbehörden erlaſſenen kirch— 
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fihen Berordnungen in Betradt. Zwar gehört der engere Ge— 
genfab von Gefegen und Verordnungen zunächſt dem fonftitutionellen 
Staatsrecht an ($ 15 III), und es würde feineswegs angängig fein, die 
in der Theorie des leßteren hierüber entwickelten Grundſätze ohne weiteres 
auf das Firchenrechtliche Gebiet übertragen zu wollen. Aber die äußer— 
liche Analogie der Entftehung von Rechtsſätzen mit oder ohne Beteiligung 
eines Nepräfentativorgane& iſt dergeſtalt im die Augen fallend, daß die 
neueren Kirchenordnungen jelbit ſich unbedenklich der bequemen Termi— 
nologie von firchlichen „Geſetzen“ und „Verordnungen” als einer im all- 
gemeinen Berjtändnis feititehenden bedienen. Dabei iſt es freilich eine 
für fich beftehende Frage, auf welchen Gebieten des firchlichen Nechts- 
lebens die Mitwirkung der Synoden als notwendig gefordert oder als 
entbehrlich betrachtet werde. Diefelbe ift aber nicht bereitS in der Quellen- 
lehre, jondern erjt in der Lehre von den materiellen Funktionen der 
Kirchenregierung zur Entjcheidung zu bringen ($ 43). Eine Unterart 
der firchlichen Verordnungen i. e. ©. bilden 

3. die Entjhließungen und Berfügungen der evangeli- 
ihen SirhenregimentSbehörden, welche von denfelben Namens 
des Inhabers der Kirchengewalt innerhalb ihrer jachlichen und örtlichen 
Zuftändigfeit zum Zwecke der Ausführung und Anwendung des be- 
ſtehenden firchlichen Geſetzes- oder Verordnungsrechts erlaffen werden. 
Bei allen Arten von Kirchenverordnungen kann es fich entweder um 
allgemeine, d. h. auch die Sirchenglieder als jolche verbindende An- 
ordnungen (Rechtsperordnungen), oder Lediglich um Dienftanmweifungen 
der verfaflungsmäßig vorgejegten Kirchenbehörde an die untergebene Stelle 
handeln (Bermaltungsverordnungen). Anordnungen der lebteren Art 
haben jelbitverftändlich nur eine auf den Behüördenorganismus der 
Kirche bejchränfte Verbindlichkeit; Anordnungen der eriteren Art find nur 
inſoweit zuläffig, als eine gejeßlihe Ermächtigung hiezu vorliegt. 

Zu 1 bis 3. Die Berfündigung a) der firdlichen Geſetze 
und Berordnungen gejchieht teils in eigenen kirchlichen Geſetz— 
und Berordönungsblättern, melde von den oberjten Sirchenbe- 
hörden herausgegeben werden, teils in den jtaatlichen Geſetz- und Ber: 
ordnungsjammlungen und den amtlichen Drganen der Kultusminifterien; 
b) der Erlafje der Kirhenregimentsbehörden entweder in den 
erftgenannten Organen oder in bejonderen kirchlichen Amtsblättern ein- 
zelner Sonfiftorialbezirfe oder endlich in nicht öffentlicher Weife durch 
BZuftellung an die Beteiligten. Im allgemeinen ift die beftehende Übung 
in diefer Beziehung überaus ungleich und unvollfommen und dadurch der 
zufammenhängende und zuverläflige Einblick in die firchengejeglichen Quellen 
des evangelifchen KirchenrechtS einigermaßen erjchwert. Der Zeitpunft 
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der Wirkſamkeit kirchlicher Geſetze und Verordnungen fällt entweder 
mit deren Verkündigung zuſammen oder ift ein für allemal falendermäßig 
auf einen gewiſſen Tag nad gejchehener Berfündigung terminiert, oder 
wird im einzelnen Fall durch die Nechtsquelle ſelbſt bejtimmt. 

Borjchriften über die Berfündigung der Kicchengefeße: Preußen, ä. Pr., 
G.⸗S.“O. d. 30. San. 1876, $ 6. Hannover, St.G. d. 6. Aug. 1883, U. 12. 
Schleswig:Holftein u. Konj.-Bez. Wieshaden, St.-©. d. 6. April 1878, 
Ur. Baden, 8-2.0.5. Seht. 1861, S 81. Heilen, Ed. d. 6. art. 1874, 
8 109. Oldenburg (Birkenfeld), V. dvd. 11. Nov. 1875, U. 35. ©.-Weimar, 
©.D. d. 29. März 1873, 8 29. ©.-Meiningen, 8.6. u. ©.-D. d. 4. Zan. 
1876, $ 54. Braunjhweig, ©. dv. 31. Mai 1871, $ 21 vb. ©. dv. 27. März 
1882, 85. Anhalt, ©.-O. d. 14. Dez. 1878, 813. Waldeck, ©-O. v. 
18. Febr. 1873, $ 42. Lippe, ©.-D. d. 12. Sept. 1877, $ 13. Hamburg, B. 
v. 1. San. 1883, 88 42. 48. 

4. Die Statuten der Ffirhlichen Gemeinden, infonderheit der 
Drtsgemeinden. hr Anwendungsgebiet pflegt, ohne daß grund- 
jäßlich eine Seite des Firchlichen ©emeindelebens ihr entzogen wäre, ge- 
jetlich genau begrenzt zu fein. Dem Gedanken der Selbitverwaltung 
entfprechend erjcheint durch die Autonomie der Kirchengemeinden injonder- 
heit das Anordnungsrecht der Sirhenvegimentsbehörden für den 
Bereich der lofalfirchlichen Intereſſen eingejchränft. Dagegen bleibt die 
Gültigkeit und Wirkſamkeit ftatutarischer Ordnungen entweder aus dem 
Gefichtspunfte des Aufſichtsrechts an die Zuftimmung Firchlicher, 
bezw. jtaatlicher Behörden, oder aus dem Gefichtspunfte des Bedürfnijies 
einheitlider Nehtsentwidelung an die Genchmigung ſyno— 
daler Organe gebunden ($ 36. 8 49). 


Litteratur und Sammlungen. ©. die oben S 2 II zur Bibliographie 
des Kirchenrechts u. 3. 5. 6. 7. I gemachten Angaben. Die bequemijte Ge- 
jamtüberficht über den Gang und jeweiligen Stand der evangelifchen Kir— 
Gengejeßgebung bieten die einzelnen Jahrgänge des Allgemeinen Kir— 
yenblattS f. d. evang. Deutjchland, ferner Friedbergs Sammlung der 
geltenden Berfafjungsgejege und die in der Deutſchen Zeitſchrift f. Kir- 
chenrecht fortlaufend gemachten Mitteilungen. Zur allgemeinen Theorie 
der evangelifchen SKirchengejeßgebung dgl. einftweilen Friedberg, Evang. 
Verfaſſungsrecht, ©. 72 ff. 123 ff, v. Schulte, LE. ©.333 ff. Zur Ge— 
Ichichte der evangelischen Kirchengejeßgebung enthält das angef. Buch von 
Niefer, Die rechtl. Stellung der evang. Kirche Deutjchlands, wiewohl es 
jeinem Hauptinhalte nach auf die Verfaſſung und das Verhältnis der evang. 
Kirche zum Staate fich bezieht, da und dort bemerfenswerte Ausführungen. 


2. Die ftaatSsgejeglihen Quellen des Kirchenrechts. 
a) Die Reichsgeſetzgebung. 
S 14. 
Der Umfang einer Staatsgefeßgebung in Kirchenſachen war, als 
jeweilig durch das Gejamtverhältnis don Staat und Kirche überhaupt 
bedingt, jelbjtverftändlich ein in den verjchiedenen Geſchichtsperioden außer— 
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ordentlich verjchiedener. Für Deutjchland im Bejonderen tritt Die Kom— 
plifation hinzu, daß es ſeit dem Abjchluß der Landeshoheit ein zuſam— 
mengejegter Staat geworden und, wenn auch mit mehrmaliger Verände— 
rung jeiner rechtlichen Natur, ein jolcher geblieben ift. Damit war nicht 
nur die formale Einheit der Nechtsquelle aufgehoben, jondern aud die 
Dezentralijation des materiellen Rechts eingeleitet. Auch in Beziehung 
auf das Staatsfirchenrecht und feine Entjtehung war jeitdem die Kon— 
furrenz von HBentralgewalt und Cinzelftaatsgewalt, von Reichskompetenz 
und ZTerritorialfompetenz in das deutſche Nechtsleben eingeführt. Zwar 
hat Jich der fachliche Schwerpunft der Staatsfirchengejeßgebung alsbald 
in die territorialen Sreile verlegt und bis heute darin erhalten. 
Aber die Zentralgewalt hat je und je die Grenze umjchrieben, innerhalb 
deren die Einzeljtaatsgejeßgebung fich frei bewegen fonnte ($ 23 D. Da- 
her iſt von der Neichsgejeßgebung als Nechtsquelle höheren Nanges der 
Ausgang zu nehmen. 

I. Die entferntejten zentralen ftaatsgefeßlichen Quellen des Kirchen- 
rechts find in der römischen und fränkiſchen Reichszeit gelegen. 


Sm chriftlich gewordenen römischen Reich beherrjchte die faijerliche Gejeß- 
gebung grundjäßlich das ganze Firchliche Lebensgebiet ($ 18). Demgemäß wurden 
die Konftitutionen der römischen Kaifer die ausgiebigjte und zugleich Die 
erjte weltliche Nechtsquelle für die Kirche. Ihre wichtigjten Erkenntnisquellen 
find der Codex Theodosianus (Theod. II.) von 438 und der Codex 
Justinianeus von 534 (lib. I. tit. 1—13), fowie einzelne Novellen der fol- 
genden Sabre ($ 8 I1. $18). Die faiferlichen Konjtitutionen umfaßten auf kir— 
chenrechtlichem Gebiet infonderheit die Disziplin des Klerus, den Erwerb, die 
Verwaltung und Beräußerung des Kirchenguts, das Ordens- und Kloſterweſen, 
den Rechtsfhug der Kirche und das orthodore Bekenntnis im Kampfe gegen 
Keßerei und Heidentum. Im Frankenreiche bildete fich ein doppelter 
Duellenfreis des jtaatlichen Kirchenrechts. Während nämlich auf italiichen 
Boden die Kirche vornehmlich dem oſtrömiſchen Kaiferrechte in der Kodififation 
Suftinians unterivorfen blieb, lebten Kirche und Klerus in den nach Untergang 
des weſtrömiſchen Neiches neu gegründeten germanifchen Staaten zunächſt 
nad dem jchon 438 von DValentinian Ill. auch für das Wejtreich publizierten 
Theodoſianiſchen Koder und den für die unterworfenen Römer in den jog. Leges 
Romanae veranjtalteten bejonderen Aufzeichnungen des römiſchen Rechts. 
Unter legteren fommt vor allem die Lex Romana Visigothorum oder das 
Breviarium Alarici II von 506 in Betradt. Zu dieſem Staatskirchenrecht 
fremden Urfprungs fam aber jpäter die reich ergiebige und eigentümliche frän— 
filche Staatsgejeßgebung in firchlichen Dingen hinzu. Aus ihrem Kreiſe treten 
binmwiederum die don den Königen unter Mitwirkung der weltlichen und geiſt— 
lihen Großen des Reichs (concilia mixta) erlajfenen Gefete, urjprünglich ver— 
Ichiedenartig benannt, fpäter und gegenwärtig als fränkische Kapitularien be— 
zeichnet, in den Vordergrund ine Sammlung von Stapitularien in 4 Büchern 
wurde 827 dom Abte Anjegijus don Fontanella veröffentliht. So hatte, als 
nad) der Trennung des Djt- und Wejtfranfenreiches in erjterem das deutſche 
Reich älterer Ordnung den jelbjtändigen Lauf feiner Gejchichte begann, diejes 
bereits einen reichen Bejtand bon, jeinerjeitS aus der Berbindung der verjchie- 
denjten Quellenfreife hervorgegangenen ſtaatlichem Kirchenrecht in fich aufges 


$ 14 Die Reichsgeſetzgebung. 175 


nommen. In das Spätere und gegenwärtige Necht ift aber dasjelbe nur injo- 
weit übergegangen, als e8 einen Bejtandteil der im Mittelalter vollzogenen 
Rezeption der fremden Nechte ($ 8 I 1) bildete. 


Litteratur. Über die Anfänge einer Staatsfirchengefeßgebung im römiſchen 
Reich vgl. 2. Seuffert, Stonjtantins Gejeße und das Chrijtentum, 1891 
(Akad. Rede). Uber die weitere Entwicelung im römiſchen und fränfifchen 
Reh: Eihhorn, KR. Bd.I ©.50 ff. 126 ff. 38a ff. Nihter-Dove, 
2b. $30 842. Friedberg, %b. $42 844. Born, 8b. 8385. Vering, 
2b. ©. 76 und die dortigen Angaben. Zur fränfischen Staatskirchengejeß- 
gebung außerdem im Bejonderen Löning, Gefchichte des deutjchen K.-R., 
38.11, ©.17 ff. Mejer, in 9. R.-E. DB. VII, ©. 516 u. d. U. „Kapitus 
larien”. Endlih Sammlungen römischer und fränfischer Quellen bei 
Maaſſen, Gejchichte der Quellen zc. Bd. I, ©. 308 ff. 341 ff. 

H. Die Staatsficchengefeßgebung im älteren deutſchen Reich 
(88T — 1806). 

Sp lange das Reich monarchiſcher Einheitsſtaat blieb, 
fonzentrierte fi) grunpdfäßlich die gejamte Staatsgewalt in der Perſon 
des NeichSoberhauptes, des Kaifer- Königs. Für die Staats rechtliche 
Gejhichtsbetrachtung jteht das deutſche Königtum, als Nachfolge in Die 
nationale Staatsgewalt, im Bordergrund. Für den Berfolg der kir— 
henrechtlichen Frage dagegen nimmt das dauernd jeit Dtto dem Großen 
(962) in Realunion gebrachte römijhe Kaijertum des deutjchen 
Königs den Vorrang ein. Denn in dem vom Kaiſertum abgeleiteten 
Jus Advocatiae über den römiſchen Stuhl und die chriftliche Kirche 
war die Summe aller Eirchlichen Hoheits-Pflichten und -Nechte des deut- 
ſchen Neichsoberhauptes begründet. In fortgejegter Steigerung war wäh 
rend des Mittelalters das Jus Advocatiae der aushülfliche Nechtstitel 
überall da geworden, wo es an jpezieller rechtlicher Unterlage der faijer- 
lihen Gewalt in Neligionsjachen fehlte oder zu fehlen jchien. Inſonder— 
heit aber bildete es den generellen Nechtsgrund für eine in ausgedehnten 
Maße geübte Geſetzgebung Les Kaiſers in Kirchenſachen. Diefe 
auf Grund der Schirmvogtei in Anjpruch genommene Eaijerliche Kompe— 
tenz war ideell unbegrenzt. Sie beherrichte Dogma und Net, das inner- 
kirchliche Recht und die äußeren Nechtsverhältniffe der Kirche. Sie er— 
Ihien wohl in einzelnen Bunften vertragsmäßig bejchränft. Aber im 
Ganzen und Bollen bejtimmte fie ſich nach dem Maße dev Macht und 
der byzantiniſchen Überlieferung. Sie ftüste fi) auf Konftantin und 
Suftinian als die „Vorfahren im Reich”. 

Seit der Entwicelung und dem Abjchluß der Yandeshoheit ($ 15) 
war das Neich durch die Entftehung zahlveicher kleiner Territorialftaaten 
eine Staatenverbindung und jeine Verfaffungsform eine gemifchte, 
monarhijch-ariftofratifche geworden, d. h. der Kaiſer war in Beſitz 
und Ausübung dev Neichsgewalt durch das coimperium der Neid) $=- 
ftände bejchränft. Die in Jahrhunderte langem Werden thatjächlic) 
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gebildeten Verhältniffe wurden nachmals durch den weſtfäliſchen Frie- 
den in rechtliche Form gebracht. Die zum Reichstag verjanmelten 
Stände hatten durch den Frieden das Mitwirkfungsrecht bei allen „ne- 
gotia imperii, praesertim, ubi leges ferendae vel interpretandae 
fuerint“ bejtätigt erhalten. So war aljo fortan der Kaijer auch bei der 
Neihsfirchengejeßgebung an die Zuftimmung des Neichstags ge— 
bunden. Während aber bei weltlichen Gegenständen der Reichsgeſetz— 
gebung innerhalb der drei Kollegien des Reichstages (Kurfürſtenkollegium, 
Fürſtenrat, Stüdtekollegium) in der Negel Stimmenmehrheit entjchied, 
war, als Ausdruck der veichSgefeßlich anerfannten Barität, für Neichs- 
gejege „in causis religionis“ Majorifierung der einen Konfeſſion 
durch die andere verboten, das Auseinandergehen des Neichstages mac) 
tonfejlionen (Itio in partes) auf Verlangen des einen Neligionsteiles 
vorbehalten, und für die betreffende Angelegenheit „sola amicabilis com- 
positio* unter den Neligionsparteien für zuläjfig erklärt. Sam hiernad) 
eine Einigung nicht zu Stande, jo blieb die betreffende Neligionsfrage 
bis auf Weiteres unerledigt. 

Wie durch den Wechlel der Berfaffungsform eine Anderung in der 
Entjtehungsmeife, jo wurde dadurch, und zugleich durch das Ergebnis der 
Reformation eine Änderung im Jnhalt der Neichsgejege Firchen-" 
rechtlichen Gebietes herbeigeführt. Sie bezogen fi) vor der Neformation 
auf das Verhältnis der weltlichen Gewalt zu der einen und allein aner- 
fannten päpftlichen Kirche, deren Freiheit darin bald erweitert (Öe- 
jeße Friedrichs IL), bald bejchränft (goldene Bulle von 1356) wurde. 
Sie bezogen fi) nach der Neformation auf das Berhältnis der meh- 
reren im Reiche anerkannten Konfeffionen und ihrer Angehörigen zum 
Staate oder untereinander. Zuvor konfeſſionell bejchränft, ſchlug alſo nun— 
mehr die Staatskirchengeſetzgebung des älteren Reiches eine weſentlich 
interkonfeſſionelle Richtung ein. Die Koordination mehrerer 
Reichskirchen war die Grundlage einer veränderten Advokatie ge— 
worden. Dieſe verlor ihre ausſchließliche Beziehung auf die katholiſche 
Kirche. Sie hatte ihren höchſtperſönlichen Charakter abgeſtreift. Sie ver— 
wandelte fich in eine abitrafte Gerechtigfeitspflicht, in eine Art von Kirchen— 
hoheit des Neichs, kraft deren der Kaiſer auch den Proteftanten nad) 
Maßgabe des Neichsgrundgefeges die Advofatie zu leiſten jchuldig war. 
In die Wahlfapitulation wurde die Klauſel eingerüct, daß „gedachte 
Advocatia dem Münfter- und Osnabrückſchen Friedensschlujfe zu Nach: 
teil nicht gezogen, fondern den jämtlichen Neligionsverwandten im Neiche 
gleiher Schuß geleiftet werden ſoll“. Bon diefen interfonfeffionellen 
ülteren NReichsgejegen fommen, abgejehen von den nur für die Neforma- 
tionsgefchichte bedeutungsvollen Reichsabjchieden zwijchen 1520 und 1530 
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($ 4 Il), jowie den interimiftiichen Neligionsverträgen von Nürnberg (1532) 
und Paſſau (1552) als jtaatsfirchenrechtlihe Quellen namentlich der 
Augsburger Religionsfriede, der weſtfäliſche Friede und der Neichsdepu- 
tationshauptjchluß mit wejentlich folgendem Inhalt (j. dazu die näheren 
Ausführungen u. $ 22T) in Betradt: 

1. der Augsburger Religionsfriede von 1555. 


Auf Grund der vom Kaiſer und den Fatholiihen Ständen gegebenen Zus 
lage, fünftig „feinen Stand von der Augsburgifchen Konfeffion, Kirchengebräuchen, 
Ordnungen und Geremonien, die fie aufgericht haben oder noch aufrichten möchten, 
zu dringen oder durch Mandate und in anderer Weiſe zu bejchweren, fondern fie 
dabei, wie bei ihren Gütern und Rechten friedlich zu laſſen“, geſchah durch den 
Reichsabſchied vom 26. September 1555 $ 20 „bis zu endlicher chrijtlicher Ver— 
gleihung” die Suspenjion der fatholich-bifchöflichen Jurisdiktionsgewalt über 
die protejtantifchen Kirchenfreife, an welchen Borgang dann jpäter der Übergang 
der Kirchengewalt auf die Yandesherren und damit eine der protejtantifchen Ber- 
fafjungstheorieen angefnüpft wurde (j. u. $ 33). Demnädjt ward den Yandes- 
herren die Freiheit des Konfejjionswechjels reichSgefeßlich zuerfannt, aber 
hinſichtlich der geiftlichen Monarchen dur 8 18 des Abjchiedes der Borbehalt 
eingerüct, daß fie mit dem Übertritt zur evangelifchen Konfeffion ihre reichs⸗ 
unmittelbaren Kirchenämter und Landeshoheit von Rechtswegen verlieren ſollten 
(reservatum ecclesiasticum). Bezüglich der Unterthanen endlich blieb zwar 
nad) dem Grundjage „cujus regio ejus religio* die Gebundenheit an die Kon— 
fejfion des Landesherrn als Pegel und Normalverhältnis vorausgeſetzt, und 
fonnte daher wegen Konfeſſionswechſels Landesverweiſung gegen fie gejchehen; 
jie jollten aber andererjeitS nicht zum Berbleib im Lande und in der Konfeffion 
des Landesherın gezwungen werden fünnen, jondern es mußte ihnen nach $ 24 
des Abjchiedes freier „Abzug, auch Berfaufung ihrer Hab und Güter gegen ziem— 
lichen und billigen Abtrag der Leibeigenſchaft und Kachjteuer” bewilligt werden. 


2. Der weſtfäliſche Friede vom 14./24. Dftober 1648. Er 
wurde vom Kaifer in Münfter mit Srankreich, in Osnabrück mit Schweden 
verhandelt. Die firchlichen Feitjeßungen find nur im Osnabrüder 
Frieden enthalten. Daher wird regelmäßig nur zitiert: Instrumentum 
Pacis Osnabrugense (I. P.O.). Dasjelbe enthält XVII Artikel mit der 
Unterabteilung in Paragraphen. Art. V mit 58 Paragraphen handelt 
bon den „Gravamina ecclesiastica“ und fommt daher neben dem kurzen 
Art. VII, welcher das Verhältnis der Yutheraner und Neformierten regelte, 
hauptjächlich als Kirchenrechtsquelle in Betracht. 

Der weitfälifche Friede jtellt jich nach feinem firchenrechtlichen Inhalt wejent- 
(ih al8 Ausführung des Augsburger NReligionsfriedens, welchen er wiederholt 
betätigt (V. 1), dar. Für alle Reichsjtände fonftituiert er das Prinzip der 
Parität (..inter utriusque religionis Electores, Principes, Status omnes 
et singulos sit aequalitas exacta mutuaque,..... ita ut, quod 
uni parti justum est, alteri quoque sit justum. .*) Als Konjequenzen dieſes 
paritätiichen Prinzips ericheinen namentlid die Erſtreckung des reservatum 
ecelesiastieum auf die Kirchenämter und «Güter der Evangelijchen (V. 15), ſo— 
iwie das jchon erwähnte Berbot der Majorifierung in Religiensjfachen und die 
Einrichtung der Itio in partes (V. 9. 52. Vgl. auch ib. 8. „Neutra pars al- 
teram potentia deprimat*). Das Didcejanrecht und die geiftliche Jurisdiktion 
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über die Epangelifchen bleiben auch fernerhin juspendiert (V. 48). Den Reichs— 
ftänden fteht „cum jure territorii et superioritatis (d.h. als Bejtandteil der 
Zandeshoheit), ex communi per totum imperium hactenus usitata praxi, 
etiam jus reformandi exercitium religionis (V. 30 bb. bez. der um: 
mittelbaren NReichsritterjchaft ib. 25) zu. Diejes Neformationsreht war der 
Inbegriff gewiſſer religiöfen Bejtimmungsrechte der Landesherren gegenüber den 
Landesunterthanen und erhielt in der an den wejtfälifchen Frieden angelehnten 
Praxis feine dreifache Ausprägung in dem jus reprobandi, tolerandi und re- 
eipiendi ($ 22 I. In den meitfälifhen Zrieden wurden neben den Katholifen 
und Lutheranern die Neformirten als völlig gleichberechtigt eingefchlofjen, nicht 
zwar als eine dritte Neligionspartei im Reiche, jondern lediglich als koordinierter 
Zweig der protejtantifchen Religionspartei. Alle Sekten find davon ausgenont- 
men. „Sed praeter religiones supra nominatas nulla alia in sacro imperio 
romano reeipiatur vel toleretur“ (VII. 2). Der wejtfälifche Friede galt als 
das Reichsgrundgeſetz zar’ 2£oyrw (KV. 2). Seine Nichtigfeitserflärung durch 
Snnocenz X. in der durch einen feltenen Reichtum don. Berwünfchungsformeln 
ausgezeichneten Bulle Zelo Domus Dei dom 20. November 1648 (f. u. $ 19) war 
jtaatSsrechtlich felbftverjtändlich wirkungslos. Die Bejtimmungen des wejtfälifchen 
Friedens find, joweit fie mit der Berfajjung des alten Reiches in Berbindung 
Itanden, durch die Auflöfung des Reiches ſelbſt Hinfällig geiworden. Dagegen 
find diejenigen Bejtimmungen, durch welche den Konfejfionen jura quaesita hin— 
fichtlich der Religionsübung oder des Kirchenvermögens eingeräumt wurden, in 
das Spätere und, joweit fie nicht ausdrüclich gejeglich aufgehoben oder gewohn- 
heitsrechtlich bejeitigt find, in daS geltende Recht übergegangen. 


3. Der ReihS-Deputations-Hauptjihluß vom 25. Fe 
bruar 1803. 


Er ift das Ergebnis der Beratungen einer außerordentlichen Neichsdepu- 
tation in Regensburg über den gejeglichen Bollzug des Lüneviller Friedens (1801), 
fraft dejjen A. VII die erblichen deutjchen Yandesherren für ihre GebietSabtre- 
tungen an Frankreich auf dem Linfen Rheinufer eine Entſchädigung im Schooße 
des Neiches erhalten mußten. Durch diefen mit fatjerlichen Defret dom 27. April 
1803 zum NeichSgejeß erhobenen „jüngjten Reichsſchluß“ wurden alle reichsun— 
mittelbaren Güter der fatholifchen Kirche in Deutjchland (23 Bistümer, ausge— 
nommen die Domkirche Negensburg, jowie die Bejigungen des deutjchen und 
Sohanniter-Ordeng) ſäkulariſiert (R. D. H. 8 34 F.). Bezüglich der mittelbaren, 
d.h. in den Territorien gelegenen Kirchengüter, verfügte $ 35 zwar ebenfalls die 
Überweijung an die „freie und volle Dispofition der rejpeftiven Landesherren, 
fowohl .zum Behufe des Aufwandes für Gottesdienjt, Unterricht und andere 
gemeinnüßige Anjtalten, als zur Erleichterung ihrer Finanzen”, fügte aber den 
„beitimmten Vorbehalt der feiten und bleibenden Ausjtattung der Domkirchen, 
welche beibehalten werden und der Penſionen für die aufgehobene Geiftlichfeit“ 
hinzu. Dieſe völferrechtliche Berpflichtung wurde, joweit ihr überhaupt ent- 
fprochen worden iſt, nachmals in den Konfordaten und Gireumferiptionsbullen 
(j. u. $16) erfüllt. Hatte fonach der R. D. H. durch die Zerjtörung der deutjchen 
fathofifchen Kirchenverfafjung zunächit deſtruktiv in das Ficchenrechtliche Gebiet 
eingegriffen, jo wirfte er doch weiterhin durch das Prinzip chriftlicher Toleranz 
(R. D. H. 8 63 8 65), welches er für diejenigen Staaten aufjtellte, in welchen 
nunmehr verjchiedene Konfeſſionen durd) die Länderzufammenlegungen bereinigt 
waren, aufbauend und borbereitend für den fünftigen paritätifchen Staat. 

Litteratur. Zur Drientierung über die allgemeinen ftaatsrechtlichen Ver— 
hältnifje des älteren deutjchen Reiches empfiehlt fich DO. Mejer, Einleitung 
in das deutjche Staatsrecht, 2. Aufl. 1884, SS 12 ff. Uber den Gang der 
Staatsfirchengejeßgebung in demjelben vgl. Richter-Dove, Xb. $$ 48. 52. 
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70 ff. 81. 85. Uber die Advofatie und die auf Grund derjelben ergangenen 
Geſetze fpeziell D. Mejer, Lb. 88 32. 46 vb. Stobbe, Geſchichte der deut- 
ſchen Rechtsquellen, 1860/64, TI. I. ©. 459—481, bei. 472. Die erwähnten 
Neichsgrundgejege find vielfad in Sammlungen abgedruckt; eine Aufzählung 
derjelben bei Mejer am erjtgenannten Ort, ©. 114. Für den Handgebraud) 
genügt das leicht zugängliche Corpus Juris Publici S. R. Imperii Acade- 
micum bon Schmauß, mehrere Auflagen, worin die verjchiedenen Reli— 
gionsbverträge, der augsburgische, weſtfäliſche Friede und viele andere Reichs— 
geſetze bis 1771 mitgeteilt find. Die Aftenftüde zu jenem giebt Lehmann, 
Acta publica de pace religiosa, d. i. Reichsverhandlungen und Brotofolle 
des Neligionsfriedens, 1631. 1709; zu diefenm von Meiern, Acta paecis 
Westphalicae, 1734 sqq., 6 tom. Bun Augsburgiſchen und weftfälifchen 
Frieden dgl. die Ausführungen bei Kürftenau, Das Grundrecht der Re— 
ligionsfreiheit 2c., 1891, ©. 45—83 und Niefer, Die rvechtl. Stellung ꝛc., 
©. 115 ff. 275 ff. Der NeichSdeputationshauptichluß iſt u. a. abgedrucdt bei 
Walter, Fontes juris ecel. etc, ©. 138—186. Außerdem: Klein- 
ſchmidt, Die Säfularifation von 1803 (1878). Mitteilung einzelner wich— 
tiger Stellen der älteren Neichsgejege bei Hübler, Kirchliche Rechtsquellen 
(1893), ©. 75 ff. 


IH. Rheinbundszeit (1806—1815) und deutſcher Bund 
(1815—1866). 

Sn Folge der am 6. Auguft 1806 gejchehenen Auflöfung des alten 
Neiches erlangten die in den vorangegangenen Erjchütterungen unverfehrt 
gebliebenen Neichsitände die Souveränetät. Damit war aud ihre Kirchen- 
hoheit (5 21 ff.) auf einen neuen Nechtstitel geftellt. Bisher prinzipiell 
noch auf Belehnung feitens des Neiches beruhend, wurde fie nun eine 
originäre und formell unbeſchränkte Gewalt. Cine folche blieb fie in der 
furzen Zeit des Nheinbundes und während des halbhundertjährigen 
Beſtandes des deutichen Bundes. 


Bei Errichtung des Rheinbundes ward den kirchlichen Verhältniſſen 
zunächſt feine befondere Nücdficht zugewandt. Während alle durch den Bejtand 
der Berfafjungsform bedingten ehemaligen Neichsgejege laut Rheinbundsakte 
bom 16. Suli 1806 außer Kraft treten follten, wurde nachmals in den einzelnen 
Acceſſionsverträgen lediglich jtipultert, daß die lutheriſche und Fatholifche Kon- 
feffion in Ausübung des Kultus und ihre Bekenner im Genufje der bürgerlichen 
und jtaatsbürgerlichen Rechte gleichzuftellen jeien. Die tereotype Formel war: 
l’exercice du culte catholique sera pleinement assimil& à l’exereice du 
culte lutherien, et les sujets des deux religions jouiront sans restriction 
des mömes droits eivils et politiques. Im übrigen duldeten die Rheinbunds— 
fürjten feine Bejchränfung ihrer jouberänen Gejetgebungsgewalt. Das Staats— 
kirchenrecht floß in Diefer Zeit ausfchliegli aus landesgejeglicher Duelle 
($ 15 12). 





Auf den Wiener Kongreß hat es hinwiederum nicht an Ver— 
ſuchen und Anregungen gefehlt, eine gemeinſame Negelung der deutjchen 
Slirchenverhältniffe herbeizuführen. Indeſſen wurde gerade bon da, wo 
das Landeskirchenrecht fich eben Fonfolidiert hatte, ſolchen Verſuchen Ab- 
neigung und Widerfpruch entgegengebracht. Bei der Anlage, welche die 
deutjche Bundesverfaſſung alsbald erhielt, war dem Bunde als ſolchem 
feine Neligionsfompetenz zugedacht. In den eriten vier Berfaflungsent- 
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würfen war von Firchlichen Berhältnifien überhaupt nicht die Rede. Da- 
gegen war in dem öfterreichtiich-preußijchen Entwurfe v. 25. Mai 1815 
nicht nur das Prinzip der chriftlichen Parität aufgenommen, jondern auc) 
die Obforge für Wiederaufrichtung der katholiſchen Kirchenverfaffung, 
welche damals Bayern für fich allein durch die Konfordatsperhandlungen 
bereits in Angriff genommen hatte (j. u. $ 16), der Kompetenz des Bundes 
zugedacht, während die völlige Abgejchloffenheit des evangeliſchen 
Landegfirchentums bon vornherein jede Einwirkung des Bundes als un— 
thunlich erjcheinen Tieß. In den Berhandlungen blieb indefjen nur 
A. XVI der nachmaligen deutjchen Bundesafte vd. 8. Juni 1815 be- 
ſtehen: „Die Verfchiedenheit der Hriftlihen Neligionsparteien 
fann in den Ländern und Gebieten des deutſchen Bundes feinen Unter- 
jchied in dem Genuffe der bürgerlichen und politiichen Nechte begründen”. 
Durch die Wiener Schlußafte dv. 15. Mai 1820 wurde die Bundesver- 
jammlung verpflichtet, Für den unverfümmerten Bollzug desjelben Sorge 
zu tragen. Die Aufgabe, welche hiernach in Religionsjachen der Zentral- 
gewalt des deutjchen Bundes zugewieſen wurde, war eine dem Charakter 
dieſer völferrechtlichen Staatenverbindung entjprechend farg bemefjene. Der 
Bund war lediglih Garant der Kriftlihen Barität. Bei diejer 
Kechtslage konnte auch die Fortentwicelung des Yandeskirchenrechts durch 
die Bundeszentralgewalt feine lebendigen Impulſe erhalten; und Dies 
um jo weniger, als Die ihr anvertraute Parität ohnehin jchon aus der 
heinbundszeit Gemeingut der deutjchen StaatSfirchengejeßgebung geworden 
war und in dem öffentlichen Nechtsbewußtjein beveitS einen mächtigeren 
Schuß befaß, als in einer Bundesgewalt, welche gegebenen Falles (Ber- 
handlung der Bundesperfammlung zu Frankfurt über die Bejchwerde des 
Kammerherrn don der Settenburg auf Matgendorf in Mecklenburg— 
Schwerin wegen beeinträchtigter Neligionsfreiheit, Bundes-Beſchluß v. 
9. Zuni 1853, f. d. Litt. u. zu Art. XVI der B.-X.) viel eher die Nei= 
gung hatte, ſich auf ihre Inkompetenz zurückzuziehen, als ihre Zuftändigkeit 
zu wahren und fraftvoll zu gebrauchen. So blieb die Entwicelung des 
partifulären Staatskirchenrechts bis 1848 Lediglich auf fich ſelbſt geftellt. 

Erft durch die Verfaflungskrifis diejes Jahres wurde ihm ein Anftoß 
vom Zentrum aus zu Teil. Am 27. Dezember 1848 wurden die don 
der Nationalverfammlung bejchloffenen Grundrechte als Teil der beab- 
ſichtigten Neichsverfaflung publiziert. Im V. Artifel des VI. Abjchnittes, 
SS 144 ff. waren die veligiöien Grundrechte normiert: 


$ 144. Jeder Deutjche hat volle Glaubens- und Gewifjensfreiheit. Nie- 
mand iſt verpflichtet, feine veligiöfe Überzeugung zu offenbaren. $ 145. Jeder 
Deutſche ift unbeſchränkt in der gemeinfamen häuslichen und öffentlichen Übung 
jeiner Religion. Berbrechen und Bergehen, welche bei Ausübung diejer Freiheit 
begangen werden, find nach dem Gejeße zu beftrafen. $ 146. Durch) das religiöfe 
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Befenntnis wird der Genuß der bürgerlichen und ftaatSbürgerlichen Nechte weder 
bedingt noch bejchränkt. Den ftaatSshürgerlichen Pflichten darf dasſelbe feinen 
Abbruch thun. $ 147. Jede Neligionsgejellichaft ordnet und verwaltet ihre An— 
gelegenheiten jelbftändig, bleibt aber den allgemeinen Staatsgeſetzen 
unterworfen (vgl. damit Art. 15 der preuß. Berf.ellrk. d. 1850, u. $ 15 IT). 
Keine Neligionsgefellichaft genießt dor andern Borrechte durch den Staat; es 
bejteht fernerhin feine Staatsfirche. Neue Neligtonsgejellfchaften dürfen fich 
bilden; einer Anerkennung ihres Befenntniffes durch den Staat bedarf es nicht. 
8 148. Niemand foll zu einer firchlichen Handlung oder Feierlichfeit gezwungen 
werden. 8 149. Die Formel des Eides foll fünftig lauten: „Sp wahr mix 
Gott helfe.” 8 150. Die bürgerliche Gültigfeit der Ehe tft nur von der Voll- 
ziehung des Civilaktes abhängig; die firchliche Trauung fann nur nach der Voll: 
ziehung des Civilaktes ftattfinden. Die Religionsverjchiedenheit ift fein bürger— 
liches Ehehindernis. 8 151. Die Standesbücher werden bon den bürgerlichen 
Behörden geführt. 


Wiewohl fich keineswegs alle Staaten durch die Publikation der 
Grundrechte für gebunden evachteten, gefchweige denn unmittelbar ver- 
pflichtendes Recht in ihnen anerfannten, ging doch ein großer Teil der 
darin enthaltenen Grundjäße in die nach 1848 entjtandenen Yandes- 
berfafjungen über, und wurde auch nicht allgemein wieder ausge- 
jtoßen, nachdem die alte Bundesverfaffung veftauriert und der Komplex 
der Grundrechte durch den Bundesbeichluß vom 23. Auguft 1851 außer 
Kraft gefeßt worden mar. 


Sitteratur. Über die allgemeinen ftaatSrechtlichen Verhältniffe zur Nhein- 
bunds- und deutjchen Bundeszeit j. wiederum D. Mejer, Einl. in das 
deutiche Staatsrecht, ©. 131 ff. Zu den firchenrechtlichen Fragen: Richter= 
Dove, 2. 88 72. 98. Mejer, 2b. $ 90. Fürſtenau a. ä. OD. ©. 84 ff. 
Niefer a. a. O. ©. 333 fi. Bezüglich der bejonderen &treitfragen zu 
Art. XVI d. d. B.A. dal. v. Linde, Gleichberehtigung der Augsburgifchen 
Konfejjion mit der fathol. Religion in Deutjchland, 1855. Mejer in jeiner 
und Kliefoths Kirchlicher Zeitſchrift Bd. I (1854) ©. 236 ff., BP. II (1855) 
© 575ff. BZakhariae in der Beitjchr. f. deutſches StaatSsrecht, H. 1 (1865) 
S. 25ff. BZöpfl, Staatsreht, Bd. II. ©. 852 f. Die diplomatijch korrek— 
tejten und bequemſten Abdrüce der deutſchen Reichsverfaſſung v. 28. März 
1849 mit den Grundrechten, der Rheinbundsafte v. 12. Juli 1806, der deut- 
ſchen Bundesafte dv. 8. Juni 1815 und der Wiener Schlußafte v. 15. Mai 
1820 enthält Binding, Deutiche Staatsgrundgejeße, H. II u. IH. Die 
vollitändigen Materialien zur deutjchen Bundesafte bei Klüber, Akten des 
Wiener Kongreijes, 1815/35, 9 Bde. 


IV. Die Staatsfirchengejeßgebung des norddeutihen Bundes 
(1. Suli 1867) und des deutjchen Reiches (1. Januar 1871). 

Die zuleßt erwähnte Rezeption von ReichSfirchenrecht aus dem Jahre 
1848 hatte eine grundfägliche Divergenz zwiſchen dem jtaatsfirchenrecht- 
lichen Charakter des Bundes und der einzelnen Bundesglieder herbeigeführt. 
Der Bund als jolcher führte an der Spibe feines Grundgeſetzes das 
Schild der „allerheiligiten und unteilbaren Dreieinigfeit” und blieb bis 
zu jeiner Auflöfung ein offiziell Hriftliher. Dagegen war in der 
weitaus überwiegenden Mehrzahl der Zerritorial-Staatsfirchengefeßge- 
bungen der Charafter des chriltlichen Staates nunmehr abgeftreift und 
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das modern paritätifche Prinzip zur Grundlage der Berhältnisbeitim- 

mung von Staat und Kirche gemacht. Einzelne Staaten waren in dieſer 

Entwicelung allevdings zurücgeblieben, und jo war denn dies auch der 

Punkt, an welchen zunächſt die Verjchiedenheit des Einzelftaatsfirchenrechts 

einen gelegentlichen Ausgleich durch die Gejeggebung des norddeutichen 

Bundes erfuhr, zuerft durch eine vereinzelte Beſtimmung des Geſetzes 

über die Freizügigkeit, darnach vollftändiger durd) das Bundes-Geſetz über 

die Gleichberechtigung der Konfeffionen in bürgerlicher und ftaatSbürgerlicher 

Beziehung, welche nachmals nebſt einigen anderen das firchenrechtliche Ge- 

biet ftreifenden Bundesgefeßen durch) Einführung in den jüddeutjchen 

Staaten zu Reichsgeſetzen erhoben wurden. 

1867 B.G. d. 1. Nov. über die Freizügigkeit, $ 1: Keinen Bundesangehörigen 
darf um des Glaubensbefenntnifjes willen der Aufenthalt, die Nieder- 
lajjung, der Gewerbebetrieb oder der Erwerb don Grundeigentun ber: 
weigert werden. 

1868 B.-©. dv. 4. Mai über die Aufhebung der polizeilichen Bejchränfungen der 
Eheſchließung, 82: Borbehalten die Bejtimmungen über dienjtliche Ver— 
ehelichungsbewilligung für Geijtliche; $ 3: Mitwirkung don Geijtlichen bei 
der Eheſchließung; erjeßt durch R.-©. v. 6. Februar 1875. 

„ B.©. d. 25. Juni über die Duartierleiftung für die bewaffnete Macht im 
Frieden, 8 45: Befreiung der Kirchen, Kapellen und anderer dem öffent- 
lichen ©ottesdienite gewidmeten Gebäude, jowie der gottesdienftlichen Ge— 
bäude der mit SKtorporationsrechten berjehenen Religionsgefellfchaften bon 
der Einquartierung. 

1869 B.-6. vd. 3. Juli über die Gleichberechtigung der Konfejlionen in bürger- 
licher und ftaatSbürgerlicher Beziehung, $ 1: Alle noch bejtehenden, aus 
der Berjchiedenheit des religiöjen Befenntniffes hergeleiteten Beſchrän— 
fungen der bürgerlichen und jtaatSbürgerlichen Rechte werden hierdurch 
aufgehoben. 

1870 B.G. v. 1. Juni über Erwerb und Berluft der Bundes: und Staats— 
angehörigfeit, $ 9: Bejtallung im Kicchendienft wirft als Aufnahme und 
beziv. Naturalijation. 

Sp wenig wie die Verfaffung des norddeutjchen Bundes, enthält 
die Verfafjung des deutſchen Reiches dv. 16. April 1871 eine un— 
mittelbare Kompetenzbeitimmung in Neligionsjachen. Allerdings trat die 
Frage, ob nicht diefe in weiterem Umfange als bisher in die Kompetenz 
der Bundesgewalt einzubeziehen jeien, alsbald an das neubegründete 
deutjche eich heran. Abgejehen von dem litterariſchen Verſuche, unter 
dem Gejichtspunfte eines Notjtandes die Kompetenz des Neiches gegen- 
über dem Unfehlbarfeitsdogma anzurufen, und dem parlamentarijchen Ver: 
juche bei der Adreßdebatte des eriten Neichtages, eine Interventions— 
politif zu Gunſten des dem Königreich Italien einverleibten Kirchen— 
ſtaats herbeizuführen, war namentlich durch den Antrag auf Aufnahme 
religiöfer Grundrehte aus der preußifchen in die Reichsver— 
faſſung die grumdfägliche Frage Über das Verhältnis des Neiches zum 
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Kirchenrecht geftellt worden. Zum rechtlichen Stützpunkte diefes Antrages 
diente die durch A. 4 3. 16 der Berfaffung über das „Vereinsweſen“ 
begriimdete NeichSsfompetenz. Der verfafjungsberathende Neichstag lehnte 
aber aus durchichlagenden Gründen des Nechts und der Politif die Auf- 
nahme der beantragten, ſowie überhaupt jeder unmittelbar eine kirchen— 
rechtliche Zuftändigfeit des Neiches begrindenden Beftimmung in Die 
Neichsverfaflung ab. Gleichwohl wurde mittelbar die Neichsgejeßgebung 
durch die in A. 4 den Neiche vorbehaltene Zuftändigfeit über den Ge— 
werbebetrieb, daS gejamte bürgerliche Necht, das Strafrecht und das ge- 
richtliche Verfahren, jowie über das Militär- und Vereinsweien vielfach 
zum Erlaſſe von ftaatskirchenrechtlichen Beftimmungen teils interfon= 
feſſionellen, teils konfeſſionell beſchränkten Inhaltes veranlaßt. 


1871 R.-©. d. 15. Mai (Straf-Gef.-B. f. d. deutſche Reich), $ 11 vb. A. 30 der 
Neichsverfaffung: Beſchränkung der kirchlichen Straf- und Disziplinar- 
gerichtSharfeit durch das — Abgeordnete wegen ihrer Abſtimmung 
oder der in Ausübung ihres Berufs gethanen Außerungen außerparla— 
mentariſch zur Verantwortung zu ziehen; $ 130° (Novellen v. 10. Dez. 
‘1871 und 26. Febr. 1876): riedensgefährdung bei Ausübung des geift- 
lichen Berufes; 8 1551: falfche Ausfage an Stelle des Eides durch Mit: 
glieder gewiſſer Neligionsgefellichaften; $ 166. 167: Vergehen, welche fich 
auf die Religion beziehen; 8 1741. 1812: Unzuchtsperbrechen bon Geiſt— 
lihen; $ 196: Berufsbeleidigung von Religionsdienern; 8 2431: Kirchen- 
diebftahl; S 304: Bejchädigung oder Zerjtörung bon Kultusgegenftänden; 
Ss 306: Brandftiftung an gottesdienftlichen Gebäuden; $ 338: Schluß einer 
Doppelehe durch einen Neligionsdiener; $ 3661: Störung der Feier der 
Sonn- und Feittage. 

n R=®. d. 21. Dezember betr. die Bejchränfungen des Grundeigentums in 
der Umgebung von Feitungen, $ 13%: Verbot der Errichtung und Ber- 
änderung don Kirchthürmen innerhalb fämtlicher Nayons bon Feltungen. 

1872 R.-©. d. 4. Juli betr. den Orden der Gefellfchaft Jeſu, vb. Befannt- 
machungen des Bundesrates dv. 5. Juli 1872 und 20. Mai 1873. 

1874 R.G. d. 4. Mat, betr. die Verhinderung der unbefugten Ausübung von 
Kirchenämtern, wieder aufgehoben durh R.-©. d. 6. Mai 1890. 

„ R.«G. v. 2. Mai (Reichsmilitär-G.) 865: Waffendienft von Kicchenbeamten. 

1875 R.-©. d. 6. Februar (Perſonenſtands-G.), $ 33: Geiftliche feine Standes— 
beamten; 8 39: Aufhebung firchlicher Ehehindernifje; 8 41: Befeitigung 
der firchlichen Eheſchließungsform; S 67: Beſtrafung von Geiftlichen wegen 
gejegwidriger Trauungen; 8 73: Vorbehalt Hinfichtlich der Führung der 
Kirchenbücher; $ 741: — Hinfichtlich der Entihädigung für Stolgebühren; 
s 75: — hinſichtlich der Firchlichen Ehefchließungsform für Grenzpfarreien; 
$ 76: Befeitigung der geijtlichen ChegerichtSbarfeit; 8 77: Chejcheidung 
an Stelle der separatio perpetua; $ 82: Fortbeſtand der Firchlichen 
Pflichten i. B. auf Taufe und Trauung. 

„ R=®. v. 13. Februar über die Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht 
im Frieden, 8 34. 5: Befreiung der Geiftlichen von der VBorjpannleiftung 
für die bewaffnete Macht. 

1877 R.G. v. 27. Sanur (Gerichtsperfafjungs-©.), 8 15: Befeitigung aller geijt- 
lichen GerichtSharfeit mit bürgerlicher Wirkung; $ 34: Nichtberufung der 
Religionsdiener zum Scöffenamt; 8 51: Schöffeneid; $ 85: Nichtberufung 
der Religionsdiener zum Gejchworenenamt. 
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R.G. d. 30. Januar (Zivilprozeßordnung), $ 171: BZuftellungen an Sonn— 
und Feiertagen bb. Gerichtskoſten-G. v. 18. Juni 1878, 8 4712; 8 19: 
Termine an Sonn und Feiertagen; $ 200: Friitenberechnung bei Sonn— 
und Feiertagen; $ 3484 3505: Beugnispermweigerung bon Geitlichen in 
Bivilfachen; $ 443: Eidesformel; $ 446: Betenerungsformel an Stelle des 
Eides; 88 568—592: Verfahren in Ehefachen; $ 681: Zwangsvollſtreckungen 
an Sonn- und Feiertagen; $ 7159. 7. 7498: Zwangsvollſtreckung gegen 
Seiftliche; 5 791: Schuldhaft don Geiftlichen. Einführ.-G. $ 165: Ehe— 
Icheidung aus landesherrlicher Machtvollkommenheit. 

R.G. d. 1. Februar (Strafprozeß-Ordnung), 8 43: Friſtenberechnung bei 
Sonn- und Feiertagen; $ 52: Beugnisverweigerung bon Geiftlichen in 
Strafſachen; $ 62: BZeugeneid; $ 64: Beteuerungsformel an Stelle des 
Eides; 8 248: Verlefung von Auszügen aus Kicchenbüchern in der Haupt- 
verhandlung; 8 288: Gefchworeneneid; $ 486: Zuziehung bon Geiftlichen 
zur Hinrichtung. 

R.G. v. 10. Februar (KRonfursordnung), 8 543: Nangordnung don Forde— 
rungen der Kirchen und Schulen im Konfursperfahren. 


1378 R.G. d. 17. Juli betr. die Abänderung der Gewerbeordnung, $ 105. 126. 


190: Sonntagsarbeit, erſetzt durch N.-©. dv. 1. Juli 1883 und ergänzt 
durch d. 1. Suni 1891. 


13850 R.-©. d. 6. Mai betr. Ergänzungen und Änderungen des R.Mil.G. d. 
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2. Mai 1870, U. I, $ 3: Militärifche Übungen von Geiftlichen, erſetzt 
durch R.-©. dv. 11. Februar 1888, U. IL, $ 13. 

R.G. d. 1. Juli, Gewerbeordnung f. d. d. R. $ 27: Errichtung gewerb- 
licher Anlagen in der Nähe von Kirchen; 8 105. 126. 136: Sonntags— 
arbeit, erjegt durch R.-©. v. 1. Juni 1891. 

V. v. 24. Dezbr., $ 13: Gebührenfreiheit von Kirchen, Pfarreien, Kapla— 
neien, Vifarien und Küftereien im Berfahren vor dem Reichsgericht. 
R.«G. d. 11. Februar, U. II, $ 13: Der Erjatrejerve überwiejene Per— 
jonen, welche auf Grund der Ordination oder der Priejterweihe dem geijt- 
lichen Stande angehören, follen zu Übungen nicht herangezogen werden. 
R.G. dv. 8. Februar betr. die Wehrpflicht römiſch katholiſcher Geiſtlichen. 
R.G. v. 6. Mai betr. die Aufhebung des Geſetzes über die Verhinderung 
der unbefugten Ausübung don Kirchenämtern d. 4. Mai 1374. 

R.«G. v. 1. Juni betr. Abänderung der Gewerbeorönung (Arbeiterichuß- 
Gejeß), S Ale. 55°. 105°—105:: Befchäftigung don Arbeitern an Sonn— 
und Feſttagen; $ 126: religiöfe Erziehung der Lehrlinge; $ 136: religiöfe 
Erziehung der jugendlichen Fabrikarbeiter; S$ 137. 138°: Bejchäftigung bon 
Arbeiterinnen an Vorabenden von Feittagen. 

V. v. 28. März betr. das Inkrafttreten der auf die Sonntagsruhe im 
Handelsgewerbe bezüglihen Beitimmungen der Gewerbeordnungsnovelle 
vom 1. Juni 1891. 

G. v. 10. April betr. Abänderung des Kranfenverficherungsgejeßes dom 
15. Juni 1883, SS 6. 21: Gewährung des Stranfengeldes aus den Kranken— 
fafjen auch für Sonn- und Feittage. 

Snternationales Ubereinfommen über den Eifenbahnfrachtverfehr vom 
14. Dftober, Ausführungsbeftimmungen, $ 6: Berüdfichtigung der Sonn 
tage bei Berechnung der Lieferungsfriften. 

Def. d. 15. Nov. betr. die Berfehrsordnung für die Eifenbahnen Deutjch- 
lands, 88 46. 56: Nichtannahme von Thieren und gewöhnlichen Frachtgut 
an Sonntagen; 88 63. 68. 69: Berücjichtigung der Sonntage bei Liefe- 
rungsfriften im internen deutjchen Verkehr. 


Aus der dorftehenden Überficht über den kirchenrechtlichen 
alt der Reichsgeſetze ergiebt fi, daß die Neichsgejeßgebung 
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Ihon nad) ihrem dermaligen Beftande viele und wichtige Teile des ſtaats— 
firchenvechtlichen Syſtems berührt. Sie trifft die ſtaatsrechtliche Stellung 
der Sirchengejellichaften im allgemeinen, indem fie letztere teils mit Pri- 
vilegien ausgeftattet, teils beſtimmten Befchränfungen unterworfen hat 
(ſ. u. $24 8 65). Sie hat ferner die vechtliche Stellung der Geiftlichen 
und Neligionsdiener in mannigfachen Beziehungen geregelt (ſ. u. $ 24 
8 35 846). Die NeichSsgejeßgebung hat weiterhin das Verhältnis der 
Kirche zur Staatspflege im Gebiete des Eheweſens und der ftreitigen 
Gerichtsbarkeit, fowie umgekehrt die Stellung des Staates zur Firchlichen 
Sonn= und Feiertagsordnung beftimmt (j. u. $23 $42 848). Sie 
greift außerdem mehrfach in das Firchliche Verfaffungsrecht ein (ſ. u. $ 32 
8 55) und normiert endlich grundfäßlic auch die Nechtsftellung der 
einzelnen Slirchenangehörigen im Staat (ſ. u. $ 22 $ 64). Eine Er- 
weiterung des firchenrechtlichen Herrjchaftsgebietes der Reichsgeſetzge— 
bung könnte auf zweifache Weile gejchehen. Sie kann Jich entweder auf 
Grundlage der verfaffungsmäßig bereits beſtehenden Zuftändigfeit voll- 
ziehen, oder im Wege einer Veränderung der NReichsverfaffung herbeige- 
führt werden. Unter dem erjteren Titel ift eine Vermehrung des reichs— 
firchenvechtlichen Stoffes namentlich im Zufammenhange mit der Kodifi— 
Fation des geſamten bürgerlichen NechtS nicht ausgejchloffen (vgl.v.$ 8 Ta. E.). 
Unter dem zweiten Titel fann eine Erweiterung der Neichsfompetenz in 
Neligionsjachen nur bei Borhandenfein der Vorausfesung des U. 78 der 
N.=B., daß fie nämlich nicht 14 Stimmen im Bundesrat gegen fich habe, 
geichehen. Eine ftaatsrechtlihe Schranke beiteht für eine derartige Er- 
weiterung der Reichskompetenz, welche auf Initative des Bundesrats, 
wie des Neichstages eintreten fünnte, an und für fich nicht. Ihre ma— 
terielle Beſchränkung ergiebt ih nur aus dem Gejamtverhältnis von 
Staat und Kirche, welches jenen grundjäßlich auf die Bezüge der Kirchen— 
hoheit verweift und fomit ausſchließt von dem Übergriff in das rein fird)- 
liche Gebiet (ſ. u. $ 21). 

Ausgeübt wird die NeichSgejebgebung auch auf kirchenrechtlichem 
Gebiete Hinsichtlich der Feititellung des Geſetzesinhaltes durch den 
Bundesrat und den Reichstag. „Die Übereinftimmung der Mehrheitsbe- 
jhlüffe beider Berfammlungen ift zu einem Reichsgeſetze erforderlich und 
hinreichend” (R.-B. U. 5). Die Sanftion der Neichsgejege gejchieht 
durch den Bundesrat, welcher nah A. T 3. 1 der R.V. „über die von 
dem Reichstag gefaßten Bejchlüffe zu bejchliegen” hat. „Dem Kaiſer 
fteht die Ausfertigung und Berfündigung der Neichsgejeße und die 
Überwachung dev Ausführung derjelden zu” (K.V. A. 17). Die Neichs- 
gejete gehen den Landesgejegen aller Grade vor (R.V. A. 2); hiernach 
ift die Neichsgefeßgebung Quelle abfoluten gemeinen Sirchenrechts 
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(. o. ST). „Die Reichsgeſetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch 
ihre Verkündigung von Neichöwegen, welche vermittelit eines Reichsgeſetz— 
blattes gejchieht. Sofern nicht in dem publizirten Geſetze ein anderer 
Anfangstermin feiner verbindlichen Kraft beitimmt ift, beginnt die lettere 
mit dem vierzehnten Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem 
das betreffende Stück des Neichsgejetblattes in Berlin ausgegeben worden 
7 (RB N. 2). 

Litteratur. Zur Neichsfompetenz in NReligionsjachen dgl. Verhandlungen 
des deutſchen NeichStages v. Mai 1871 ©. 104/55 vb. Aftenjtüde Nr. 12 
©. 62, Wr. 64 ©. 175; 1872 Berhandlungen ©. 355 f. 426. Dazu Hin- 
ſchius, Die Stellung der deutichen Staatsregtierungen gegenüber den Be— 
ichlüffen des vatikaniſchen Konzils, 1871. Friedberg, Das deutjche Reich 
und die fatholifche Kirche in HolkendorfS Jahrbuch, Bd. I(1871) ©. 452 ff. 
480 ff. Zachariae, Zur Frage von der Reichsfompetenz gegenüber dem Un— 
fehlbarfeitsdogma, 1871. Nößler, Das deutjche Reich und die firchliche 
Stage, 1875. Dürrſchmidt, Die Elöfterlichen Genofjenjchaften in Baiern 
und die Aufgabe der Reichsgeſetzgebung, 1875. R. vd. Mohl, Neichsitaats- 
recht, ©. 92 ff. 289. Seydel, Kommentar zur R.-B., S.79f. Thu-= 
dichum, KeR. Bd. J. ©.149 ff. Uber.die Gejeßgebung des deutjchen Reiches 
überhaupt, ihre allgemeine Theorie, ihren Weg, ihre Erjcheinungsformen, 
ihr näheres Verhältnis zur Landesgefeßgebung ſ. die Lehrbücher des deut- 
ihen Staatsrechts (v. $S8D), inSsbejondere Zaband, Bd. J. ©. 512 ff. 


b) Die Landesgejesgebung. 
Su1D, 


I. Allgemeiner Entwidelungsgang. 

1. Ältere Reichszeit (zu vgl. $ 141). Die Entftehung einer 
jelbjtändigen Yandesjtaatsgejeßgebung in Kirchenſachen fnüpft an die Aus- 
bildung der Landeshoheit in Deutichland an. Die Yandeshoheit war 
in mehrhundertjähriger, durch das meinandergreifen der verjchiedensten 
Faktoren äußerſt kompliziert geftalteten Entwicelung aus den urjprünglich 
bon der Königsgewalt abgezweigten Amtsbefugnijfen hervorgegangen. 
Am Schlußpunkt diefer Entwicelung, deren Anfang im XII, deren Ende 
im XVII. J. gelegen ift, war an Stelle des Füniglichen Beamten der Fürft 
(dominus terrae), an Stelle des Amtsbezirfs ein Staatsgebiet (territorium), 
an Stelle der Amtsgewalt eine jelbjtändige Herrichaftsgewalt (jus terri- 
toriale) getreten. Die Reichsgeſetzgebung hatte an dieſem Ergebnis 
zumeilt nur injofern Anteil, als jte die durch die Macht der Thatjachen 
entjtandenen und als Gemohnbeitsredyt anerkannten Verhältniſſe im 
einzelnen näher bejtimmte und betätigte. Schon zu einer Zeit, als 
verfajjungsmäßig die Nechtsbidung überhaupt noch zweifellos von 
der Zentralgewalt abhing, wurde thatſächlich in den Territorien eine 
wahre Staatsfirchengejetgebung ausgeübt. Das Prinzip, don welchem 
in jpäterer Zeit die Stompetenzverteilung reguliert erjcheint, tritt ſchon in 
der zweiten Hälfte des Mittelalters deutlich erkennbar hervor: Der Ge- 
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jamtharafter und die Norm des StaatsfirchenrechtS wird durch) 
die Reihsgemwalt bejtimmt, die Nechtsentwidelung im einzelnen 
vollzieht ji in den Territorien, eine Folge der werdenden und 
eritarfenden Staatsgewalt. Entſprechend dem ſeit der goldenen Bulle 
grundiäßlich eingetretenen Wechjel im Berhältnis von Kaiſer und PBapit 
nahm denn auch alsbald die Staatskirchengefebgebung der kleineren Kreiſe 
die Tendenz der Zurückweiſung der Kirche auf das interne Gebiet, der 
Einſchränkung der Eirchlichen Immunitäten, der Begrenzung der geilt- 
lichen G©erichtSbarfeit. Es fallen in jene Zeit bereitS die Anfänge des 
landesherrliden Placet, in welchem fich der Grundſatz des Vor— 
ranges der Staatsgejeßgebung dor der Slirchengeleßgebung anfündigt. 
Dis zum Anfang des XVI. %. hatten die Territorien bereits einen um: 
fänglihen, alle Hauptrichtungen des damaligen Berhältniffes von Staat 
und Kirche berührenden Eirchenrechtlichen Belisitand fich gefchaffen, fo 
daß thatjächlih der Schwerpunft der ftaatsfirchlichen Nechtsbildung von 
der Zentralgewalt des Neiches hinweg in die Nechtsfreife der Einzelftaats- 
gewalten verlegt erichien. Beim Eintritt dev Neformation war Die 
Landeshoheit noch immer in ihrer aufiteigenden Entwicelung begriffen. 
Nach der Eirchenrechtlichen Seite empfing fie ihre erheblichite Steigerung 
zunächit ſchon durch) den Speierer Neichsabichied von 1526, welcher jedem 
einzelnen KReichsftand in Sachen des Wormfer Edikts für fein Territorium 
die dolle Freiheit des Handelns gab, weiterhin aber namentlich durch den 
Neligionsfrieden von 1555, welcher das ausdrücdliche reichsgeſetzliche 
AnerfenntnisS eines Rechtes der territorialen SKirchengejeßgebung in 
Saden des Kultus und der Verfaffung enthielt. Abgeſchloſſen ging 
die Yandeshoheit und als ihr wejentlicher Bejtandteil die Kirchenhoheit 
mit dem jchon erwähnten Jus reformandi aus dem Religionskampfe 
des XVII. %. und dem weftfäliichen Yrieden hervor. Das Berhältnis 
war nunmehr dies, daß den Territorien zwar fraft Reichsrechts vermehrt 
blieb, Hinter die Linie der im Friedensinftrument den Konfeſſionen ge- 
währten Jura quaesita zurücdzugehen und rücläufige Bewegungen in 
dem Prinzipe chriftliher Toleranz zu machen, daß aber ihrer Geſetzge— 
bungsgewalt nur um jo freier die Bahn zu pofitiv rechtlicher Ausge- 
ftaltung des Staatskirchenrechts geebnet war, wobei fich fein Neichsjtand 
rechtlich behindert fühlte, au) über das Maß der Zugeftändnifje des 
Reichsgeſetzes weit - Hinauszugehen. Überhaupt wurde in der Folgezeit 
das Jus reformandi nicht in dem engeren Sinne des weitfälifchen Friedens, 
blos als Beftimmungsrecht über die Kultusübung der Unterthanen, auf: 
gefaßt. Die Aufrihtung der gefamten firhlihen Rechtsord— 
nung im Lande an Stelle einer mit den thatjächlichen Konfeſſionsver— 
hältniffen oder dem Geiſte der Zeit nicht mehr homogenen älteren, das 
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war der Vollbegriff des auf der Grundlage des weftfälifchen Friedens 
geübten Neformationsrechtes in den Territorien. Unter diefer Auffaffung 
entitand die umfangreiche Staatsfirchengejeßgebung des XVII. %. Im 
BZufammenhange mit einigen Stodififationen des bürgerlichen Nechts wurde 
nun auch der privatrechtlihe Teil des Kirchenrechts durch Die 
Landesgefeßgebung normiert. In der Selbitändigfeit der territorialen 
Staatsfirchengefeßgebung Fündigte fich bereits das Ende des Reiches an. 
Zwar ward ab und zu noch eine Kompetenzitreitigfeit mit dem Reiche 
durchgefochten, wie denn beifpw. der Kurfürſt Karl Theodor don Bayern 
noch mit umfangreichen Denkfchriften am Neichstage gegen die Neichs- 
fompetenz in der Münchener Nuntiaturfvage ftritt. Aber ernftlich mußte 
man nichtS mehr von Beſchränkungen der Territorialftaatsfirchen- 
gejeßgebung durch die Eriltenz einer Neichsgewalt. Das Fanonifche Recht 
war einft das offizielle Neichskirchenrecht gewejen. Das Bublifations- 
patent zum preußifchen Landrecht (f. o. $ 11 a. E.) Ichloß nunmehr feine 
generelle Gültigkeit aus. Einer thatfächlichen Steigerung war die Selbit- 
tändigfeit der Territorien in Neligionsjachen am Ende des vorigen Jahr— 
hunderts faum mehr fühig. Es mußte nur noch die Konſequenz gezogen 
werden. Dieje lag in der mit Auflöfung des Neiches den Inhabern der 
Territorialitaatsgewalten zugefallenen Souveränetät. 

Litteratur. Über die SUR der Landeshoheit: Eihhorn, Deutjche 
Staats: und Rechtsgeſchichte, 5. Aufl., 1843/44 Bd. II. 88 221 ff. 299 ff. 
Bd. TIL. 8$ 396. 400. 418 ff. B5.IV. ss 525 f. 540 fi. 595 ff. 600 ff. 
vb. Schulte, Deutjiche Reichs- und Nechtsgejchichte, 6. Aufl. 1893, 88 68 f. 76. 
Berchtold, Die Entwidelung der Landeshoheit in u TO AL, 
1863. Nauen, Art, Zandeshoheit in Bluntjhlis Staatswörterbuch, 
Bd. VI. ©. 213 ff. Über die jpätere Entwidelung im befonderen 8. J. 
Mojer, von der Landeshoheit im Geijtlichen, 1773. Zachariae, Geiſt 
der deutjchen Territorialverfafjung, 1800. Ferner die Lehrbücher des deut- 
ihen Staatsrecht bon Söpfl, 5. Aufl. 1863, TUI 5 103f. 9. Schulze, 
98:1. ©.66 ff. ©. Meyer, ©. 70 ff. Zur Staatskicchengejeßgebung der 
Territorien im Mittelalter: Richter-Dove, Lb. $ 48. Friedberg, De 
finium inter ecclesiam et eivitatem — —7 quid méedii 
aevi doctores et leges statuerint, 1861. Derjelbe, Die Grenzen zwi— 
jchen Staat und Kirche zc., 1872, 1. Abtl. ©. 51—69; im übrigen die all- 
gemeinen Litteraturangaben u. 8 17. Über die Staatsficchengejeßgebung 
vom XVI-XVIM.%.: Sriedberg, Grenzen, 1. Abtl. ©. 69—301. Warn 
könig, Die jtaatsrechtliche Stellung der fathol. Kirche in den fatholijchen 
Ländern des deutjchen Neichs, bejonders im XVIII. J., 1855. Bu den 
Münchener Nuntiaturftreitigkeiten: Mejer, Zur Geſchichte der römiſch— 
deutichen Frage, 1. Th. 1871, ©. 89 ff. Zum ficchenrechtl. Inhalt des Preuß. 
allg. Zandrechts ſ. u. II, 1 und Nihter-Dode, X. S 81. 

2. Die Rheinbundszeit (zu vgl. 814 II). Das in diejer Über- 
gangsperiode der deutjchen Staatsentwicelung auf die äußerjten Stonjes 
quenzen gezogene Souverünetätsprinzip wurde auch auf die Regelung des 
Landesfirchenmwejens, und zwar neubelebend und thatkräftig angewandt. 
Die Rechtskritik hat ſich an diefem Punkte grundfäglich von der politifchen 
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Gejchichtsbetrachtung zu ſcheiden. Der Souveränetät, deren Eifer und 
Eiferfucht die letztere gelegentlich belächelt, verdanft das Landesfirchenrecht 
den Anftoß zeitgemäßer und fruchtbarer Ausbildung. Die num entjtandene 
Aufgabe, das entjprechende kirchenpolitiſche Syſtem für die neuen Staaten- 
gebilde mit bunter Miſchung der Konfeſſionen zu gewinnen, erforderte 
gejchichtliches Verſtändnis, praftischen Sinn und Beobahtungsgabe der 
kirchlichen Zeichen der Zeit. Ihre Löſung gejchah in den jouveränen 
Rheinbundsſtaaten freilich von jehr verjchiedenen Vorausfegungen aus und 
zu verjchiedenem Erfolg. Bereinzelt aber, jo vorab in Bayern durd) 
das erſte Neligionsedift vom 24. März 1809 (f. u. II) wurde fie muftergültig 
und nach einer noch für die Gegenwart brauchbaren Methode ($253 ILl) 
gelöft. Das Syſtem der Windungen und Vorbehalte des weitfäliichen Friedens 
wurde verlaſſen. An die Stelle der Vermiſchung von firchlihem und 
weltlichem Gebiet trat pofitiv rechtlich die Unterſcheidung von Kirchen— 
hoheit und Kirchengewalt, die bisher nur in der Theorie der protejtan- 
tiſchen Kirchenrechtswillenfchaft gelebt hatte. Es wurde in diejer ſouve— 
ränen Staatsfirchengejeßgebung der Grund für das neue, auf dem 
Brinzipe der Wefensverjchiedenheit beruhende Verhältnis von Staat und 
Kirche gelegt. 

Litteratur. Ein ſehr vollitändiges Urkfundenmaterial enthält die Zeitſchrift 
bon Winfopp, Der rheinifche Bund, 69 Hefte in 23 Bänden, 1806—1813. 
Zur Orientierung über die allgemeine jtaatSsfirchenrechtliche Lage in der 
Jheinbundszeit: Mejer, Nömijch-deutfche Frage, 1. Th. ©. 233—399. Eine 
UÜberficht der in Ausführung der Acceffionsurfunden in den Rheinbunds— 
ftaaten ergangenen Landesgejeße bei Klüber, Dffentliches Recht des deut— 
Ihen Bundes, 3. Aufl. 1831, ©. 731. Für Bayern ti. b. j. Seydel, 
Bayer. Staatsrecht, 1.Bd. 1884, ©. 331 ff. und die dort angef. Litteratur. 
3. Die Periode des deutſchen Bundes (zu vgl. 8 14 IM). Der 

deutſche Bund war nad) feiner Organifation und feinem Zwecke ein bloßer 
Staatenbund sSHiernad hatte er vor allem feine die einzelnen 
deutfchen Staaten und ihre Angehörigen unmittelbar verpflichtende Ge— 
jeßgebungsgewalt. Vielmehr erhielten die Bejchlüffe der Bundesver- 
jammlung nur injoweit und nur in derjenigen Gejtalt für die Einzel- 
ftaaten und ihre Angehörigen verbindliche Kraft, als ihnen folche 
nachfolgend durch die Yandesgejetgebung beigelegt war. Hieraus 
erklärt ih im Zufammenhange mit den oben über die bejchränfte Bundes- 
fompetenz in Neligionsangelegenheiten überhaupt gemachten Mitteilungen, . 
daß zwijchen 1815 und 1866 die Entftehung des Staatsfirchenrechts 
lediglih auf der Landesgeſetzgebung beruhte. Dies war 
auch in den drei Jahren, vom Juli 1848 bis Mai 1851, in welchen 
die Bundesperfammlung aufgelöft und die Bundesverfaffung thatjächlich 
juspendiert war, der Fall. Die von der Nationalverfanmlung bejchlofjenen 
Grundrechte wurden zwar vom NeichSverwejer (Erzherzog Johann von 
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Diterreich) am 27. Dezember 1848 als Neichsgefeß verfündigt. Aber 
fie gingen dauernd in das geltende Recht doch nur inſoweit über, als fie 
Aufnahme in die einzelnen Landesverfaflungen fanden. Nach Materie 
und Form MNeichsrecht, blieben fie doc nach der Seite ihrer Nechts- 
gültigkeit und Anwendung Landesrecht. Diejfe Aufnahme der re— 
ligiöfen Grundredte in das Landesredht war für die 
Gejfamtentwidelung des deutſchen Staatskirchenrechts 
nicht von glüklihem Erfolg. Sein Berftändiger wird in Abrede 
ziehen, daß, von einzelnen Übertreibungen abgejehen, in den veligiöfen 
Grundrechten ein vortrefflicher und gefunder Kern ftaatsfirchenrechtlicher 
Brinzipien enthalten war. Aber fie hatten nur den Rang von Nornta- 
tivbeftimmungen in Anfpruch zu nehmen und bedurften der nüchternen 
und gerechten Ausführung im einzelnen, um in Wahrheit ihrer Beſtim— 
mung einer gejeglichen Regelung des DVerhältniffes von Staat und Kirche 
entjprechen zu fünnen. Dieſe Arbeit wurde zumeift und vor allem in 
Preußen nicht geleiftet (f. u. ID. Mit der Aufnahme der allgemeinen 
Grundfäße in die Verfaffungen hielt man das Problem für gelöft. 
Bielfach wurden dieſelben unvermittelt neben das Staatskicchenrecht der 
Bergangenheit gejtellt. Staat und Kirche waren jcheinbar verfafjungs- 
mäßig binfuliert, behielten aber in der Unbeftimmtheit dev Nechtsnormen 
in Wahrheit die volle Freiheit der Aktion. Somit wurde duch die Art 
und Weile, in welcher die Ntezeption des Neichsfirchenvechts von 1848 
durchgeführt worden war, der Grund zu ſpäteren kirchenpolitiſchen 
Kämpfen gelegt. 

Sitteratur. Klüber, Offentl, Recht des deutfchen Bundes und der Bun— 
desitaaten, 1831, S$ 506-533. Zöpfl, Deutjches Staatsrecht, 2. TL., 1863, 
ss 526—540. Friedberg, Die Grenzen 20. ©. 301 ff., 397 ff. Niefer, 
Die rechtliche Stellung 2, ©. 334 ff. 
4. Durd) die Begründung des norddeutihen Bundes und feine 

Erweiterung zum deutjchen Reiche war eine grundjäßliche Verände- 
rung in der Stellung des Yandesrechts, bedingt durch die ſtaatsrechtliche 
Natur des neuen Bundesverhältnijjes, eingetreten (zu vgl. S 14 IV). 
Das deutjche Neich it Bundesstaat. Demgemäß it die Wirkſamkeit 
der Neichsgejete nicht mehr exit durch das Dazmilchentreten der Landes— 
gejeßgebung bedingt, ſondern jene verpflichten unmittelbar die Einzeljtaaten 
und ihre Angehörigen. Dur) den Borrang der Neichsgejeßgebung vor 
der Landesgejeggebung ift leßtere ferner auf diejenigen Sachgebiete 
bejchränft, welche von jener freigelaffen find. Durch) den Erlaß eines 
Neichsgefeges treten alle den gleichen Gegenſtand betreffenden landesrecht— 
lihen Borjchriften, fie mögen inhaltlic; mit jenen übereinstimmen oder 
nicht, außer Kraft. Nur joweit ein Neichsgejeß jelbft auf einen beftimmten 
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von ihm in Anfpruch genommenen Sachgebiet dem Landesrecht den Erlaß 
von Ergänzungs- oder Ausführungsbeftimmungen überläßt oder überträgt 
(A. 72 R.V.), find die Einzelftaaten hiezu berechtigt und bzw. verpflichtet. 
Ob im lebteren alle ein Gejeß i. e. ©. erforderlich oder eine bloße 
Berordnung hinreichend fei, bejtimmt ſich nad) dem Landesverfaſſungsrecht. 
Wie diefe Grundfäße fir das Verhältnis von Landes- und Neichsrecht 
überhaupt gelten, jo auch für das Verhältnis der Einzelftaatsfirden- 
gejetgebung zum Neichsfirchenrecht. Trotz des nicht unerheblichen Um— 
fangs, in welchen die Reichsgeſetzgebung Firchenrechtliche Berhältniffe 
geordnet hat, bleibt aber noch heute das alte Verhältnis beitehen, daß 
der Schwerpunft der. ftaatsfirchenrechtlichen Entwickelung in den 
Einzelſtaaten gelegen iſt. Die Neichsgejeßgebung greift gelegentlich 
und an einzelnen Punkten ein. Die Yandesgejeßgebung vegelt organisch 
das Ganze des ftaatsficchenrechtlichen Syſtems. 

I. Die StaatSsfirhengefeßgebung der einzelnen 
deutſchen Staaten. 

In der Negel iſt das Berhältnis dies, daß die Landesver— 
faffungen Die durh Spezialgejeße verbollftändigten Grundzüge 
des Staatskirchenrechts enthalten. Im Einzelnen hat die Gejeßgebung 
jehr verfchiedene Wege genommen. 


Um ein flares Bild derjelben zu gewinnen, kann eine bloße Geſetzes— 
ftatiftif nicht genügen. Die nachfolgende Überficht verfolgt den Zweck, den 
jtaatsfirchenrechtlichen Gejamtzuftand der deutjchen Einzeljtaaten injoweit zu ver— 
gegenwärtigen, als es notwendig ift, um feinen inneren Zuſammenhang zu 
verjtehen. Dabei ift injonderheit darauf zu achten, daß das allgemeine Map 
der Einwirkung des Staates auf die Kirchenordnung und damit überhaupt das 
Berhältnis von Staats- und Kirhengejeßgebung flargejtellt werde, 
eine Frage, welche don praftiicher Bedeutung nur für das Gebiet des ebangeli- 
Shen Kirchenrechts fein fann. In diefem Sinne bilden die folgenden Ausfüh- 
rungen die notwendige Ergänzung zu den in $13 V über die evangelifche Kirchen 
gejeßgebung im XIX. J. gemachten Mitteilungen. Die Litteraturnachweiſe find 
zu vervollſtändigen aus $s 2 LI. 


1, Die Königreiche. 


a) Preußen. a) Die Quellen vor der Berfaffungs- 
urfunde. Die erite umfaffende Staatsfirchengejeßgebung bot das All— 
gemeine Landrecht für die preußifchen Staaten vom 1. Juli 1794. 
Waren bis dahin die Nechtsverhältnijfe zwiſchen dem Staat und den 
Kirchen, namentlich der katholiſchen Kirche, mehr nur gelegentlich durch 
einzelne SabinetSordres der Kurfürften und Könige feftgeftellt worden, 
jo war nunmehr in diefem Geſetzbuch eine grundfäßliche Ordnung des 
Verhältnifjes von Staat und Kirche unternommen. Schon unter Frie- 
derich II. vorbereitet, war es auch) in feinem ftaatsfirchenrechtlichen Teile 
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durchaus im Geiste diefes Königs abgefaßt. Einerſeits vollfommen auf 
dem Prinzipe der individuellen Gewiljensfreiheit beruhend, unterwarf es 
andererfeits die gejellfchaftliche Drganifation der Kirchen einer bis ins 
einzelne gehenden Anordnung und Aufficht des Staates. 


Vom Allg. Ld.-R. kommt als Kirchenrechtsquelle zufammenhängend 
vor allem TI. II Tit. 11 in Betracht. Der 11. Titel enthält nach den allgemeinen 
Beitimmungen der 88 1—12 zwanzig Abjchnitte. 1. U. 88 15—57: Bon Kir— 
chengejellichaften überhaupt. 2. A. 88 58—112: Bon den Mitgliedern der K.-®. 
3.4. 88 113—159: Bon den Obern und Vorgefegten der K.G. 4.4. 88 160—236: 
Bon den Gütern und dem Vermögen der 8.8. 5. U. 88 237—317: Bon Pas 
rochien. 6. U. 88 318—549: Bon dem Pfarrer und dejfen Rechten. 7. U. 
ss 550-567: Bon meltlichen Kirchenbedienten. 8. U. 88 568-617: Bon Kirchen— 
patronen. 9.4. 88 618—771: Bon der Verwaltung der Güter und des Ber- 
mögens der Pfarrfircchen. 10. U. ss 772—856: Von Pfarrgütern und Ein- 
fünften. 11. U. ss 857—938: Bon Behnten und anderen Pfarrabgaben. 12.4. 
ss 939— 1021: Von geistlichen Gefellichaften überhaupt. 13. U. 88 1022—1053: 
Bon Fatholifchen Domitiften und Kapiteln. 14. U. 88 1054—1056: Bon Kolle— 
giatsitiften. 15. U. SS 1057—1069: Bon Kloftergejellichaften. 16. A. $$ 1070— 1072: 
Bon geijtlihen Ritterorden. 17. A. 88 1073—1159: Bon weltgeiftlichen Ka— 
nonicis. 18. U. 88 1160-1209: Von Mönchen und Ordensleuten. 19. U. 
ss 1210-1217: Bon den Mitgliedern der geiftlichen Nitterorden. 20. U. 
88 1218—1232: Von protejtantijchen Stiften, Klöjtern, Nitterorden und deren 
Mitgliedern. 

Das Landrecht mit einzelnen wichtigen Nachträgen, worunter firchen- 
rechtlich namentlich die berühmte Deklaration vom 21. November 1803 
zu Th. I. Tit. 2. 88 76 ff. über die religiöje Kindererziehung in Betracht 
fommt, blieb bis zur Mitte des XIX. J. faſt die ausschließliche Quelle des 
preußifchen StaatSfirchenrechts. Für die katholiſche Landeskirche trat im 
Jahre 1821 die Cireumferiptionsbulle de salute animarum hinzu; 
die Hohenzollernihen Yande murden durch Gircumferiptionsbullen 
von 1821 und 1827 der oberrheinifchen Kirchenprovinz zugeteilt. War 
auch thatjächlich feit dem Ausgang des über die gemijchten Ehen ent= 
ftandenen Kölner Konflikts (1836 ff.), und mwejentlich gefördert durch 
die im Sahre 1841 neu errichtete Eatholijhe Abteilung im 
Kultusminiſterium ſchon lange vor der Berfaffung Bieles von der Strenge 
des Landrechts nachgelaffen worden, fo wurde der grundfäßliche Bruch) 
mit dem firchenpolitiichen Syſtem desjelben doc erjt mit dem Eintritt 
Preußens in die Reihe der Eonftitutionellen Staaten vollzogen. 


Litteratur und Sammlungen. Quellenfammlung für die Zeit von 1415 
—1806 Ch. O. Mylius, Corpus Constitutionum Marchicarum, 6 Te. 
(1415—1736); Continuationes mit ©upplementband und Repertorium, TI. 
7 und 8 (1737—1747); Novum corpus constitutionum etc., 13 Bde. 
(1751—1806); die beiden erjteren Sammlungen werden gewöhnlich mit 
C. C. M., die dritte mit N. C. C. zitiert. Aus diefen Sammlungen und der 
jeit 1810 erjchienenen Gejeßjammlung für die fath. preuß. Staaten ijt 
hervorgegangen das handlichere Werf: Rabe, Sammlung preuß. Gef. u. 
Berorön. 2c, 13 Bde. (Bd. 1 in 7 Abtl.), 1816-25. Weitere Angaben 
über Quellen und Litteratur dieſer Periode, insbeſ. auch der preußischen 
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Propinzialvechte, bei Sacobjon, Pr. Ev. K.R., 1866, 88 9 ff. und Dem: 
jelben, Gefchichte der Quellen des katholiſchen KirchenrechtS der Prov. 
Preußen und Poſen, 1837. Die vollftändigite Quellenſammlung für die 
fatholijche Kirche enthält das in der Bibliographie u. 6 genannte Werf 
von Lehmann: I. Ti. 1640— 1740; I. TI. 1740 —1747; III. Tl. 1747—1757; 
IV. TI 1758—1775; V. Th. 1775—1786. Zur jtaatsficchenrechtlichen Ent— 
wickelung ſelbſt: Laspeyres, Gefchichte und heutige Verfaſſung der fat). 
K. Pr., 1840. Theiner, Zujtände der fath. K. in Schlefien dv. 1740—58, 
1852. Warnfönig, Die jtaatsrechtl. Stellung der fath. K. 2c., beſ. im 
XVIII. J., 1855, ©. 190 ff. Sriedberg, Die Grenzen zwiſchen Staat 
und Kirche 2c., 1. Abtl. 1872, ©. 266—292, wojelbjt weitere Litteratur. Zum 
preußiichen Landrecht: beſte, unter Berücfichtigung der ganzen neueren Rechts— 
entwicelung fommentierte Ausgabe von Koch, unter Mitwirkung Anderer, 
4 Bde., 1884/86; Separatausgabe von TI. U. Tit. 11: Hinfchius, Das 
preußijche Kirchenrecht im Gebiete d. A. 2d.:R., 1884; jpeziell über den fir- 
chenrechtlichen Snhalt des Pr. U. Landrechts: Laspeyres, aa. DO. 
©. 457 fi. Merkel, Das proteit. KR. des 18. 3%. in Beitjchr. f. luthe- 
riihe Theologie RKudelbach u. Gueride), Bd. XXI (1860), ©. 23 ff. 
Sacobjon,a.e.gD.$8 Nichter in Beiträgen zum preuß. K.-R., ed. 
Hinshius, 1864, ©. 12.50. Mejer, Römifch-deutfche Frage, 1871, BB. 1. 
©. 414 ff. Friedberg, a. a. D., ©. 284 fi. Zur jtaatsficchenrechtlichen 
Entwickelung bon 1806—1848: Derjelbe a. a. DO. ©. 329—350. Der- 
jelbe, Die Grundlagen der preußifchen Kirchenpolitif unter König Friedrich 
Wilhelm IV., 1882. Maurenbrecher, Die preußiiche Kirchenpolitif und 
der Kölner Kirchenftreit, 1881, wojelbit S. 125—140 genaue Litteraturs 
angaben über den leßteren. 
pP) Berfafjungsurfunde und Eintritt der neuen Pro— 
vinzen Nach jehweren inneren Kriſen fam die jebt geltende revi— 
dDierte Verfaſſung für den preußijchen Staat vom 31. Januar 1850 
mit folgendem Firchenvechtlichem Inhalt zu Stande: 

U. 12: Freiheit des veligiöfen Befenntnifjes, der Bereinigung zu Re— 
ligionsgejellichaften (AU. 31 F.), der Hausandacht und öffentlichen Religionsübung ; 
Unabhängigkeit der bürgerlichen und jtaatSshürgerlichen Nechte dom religiöjen 
Bekenntnis; Schranken der Neligionsfreibheit. U. 13: Korporationsrechte fünnen 
fortan nur durch Gejeß evivorben werden. A. 14: Ehriftliche Religion die Grund- 
lage der StaatSeinrichtungen. A. 15: „Die evangeliſche und die römiſch— 
fatholijche Kirche, jowie jede andere Religionsgefellichaft, ordnet und ver— 
waltet ihre Angelegenheiten ſelbſtändig und bleibt im Befiß und Genuß 
der für ihre Kultus, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke bejtimmten Anz 
jtalten, Stiftungen und Fonds.’ [Erweitert durch Gejeß dom 5. April 1873, 
aufgehoben durd Gefeg dom 18. Juni 1875, ſ. u.). A. 16: Freiheit des Ver— 
fehrs mit den firchlichen Oberen, feine bejonderen Bejchränfungen für die Be— 
fanntmadhung Ficchlicher Anordnungen. Aufgehoben durch Geſetz vom 18. Juni 
1875, ſ. u]. U. 17: Kicchenpatronat. U. 18: „Das Ernennungs-, Borichlagss, 
Wahl- und Bejtätigungsrecht bei Beſetzung firchlicher Stellen ift, joweit es dem 
Staate zufteht und nicht auf dem Patronat oder bejonderen Nechtstiteln beruht, 
aufgehoben. Auf die Anjtellung von Geiftlichen beim Militär und an öffentlichen 
Anftalten findet diefe Beitimmung feine Anwendung.” [Erweitert durd Gejeß 
vom 5. April 1873, aufgehoben durch Gejeß vom 18. Juni 1875, ſ. u.). 4.19: 
Künftige Einführung der Civilehe. U. 24: Möglichjte Berücfichtigung der kon— 
fejfionellen Verhältniſſe bei Einrichtung der öffentlichen Volksſchulen, Leitung des 
religiöfen Unterrichts in der Bolfsjchule durch die Keligionsgefellfchaften. 


Der Artifel 15 war, wie erfichtlich, aus den veligiöfen Grundrechten 
von 1848 entnonmmen ($ 14 III); jedod) mit Weglaſſung des entjcheiden- 
Kahl, Kirchenrecht. 13 
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den Nachjages „bleibt aber den allgemeinen Staatsgejegen unterworfen”. 
Es ift Schon früher darauf hingewieſen (j. 0.13), daß die Aufnahme 
diefes allgemeinen Prinzips ohne eine entjprechend nachfolgende Aus— 
fühbrungsgeje&ggebung verhängnispoll war. Wie fie die Frage 
nad dem Fortbeſtand der älteren, auf dem Landrecht beruhenden Auf- 
fichtsbefugnifje des Staates unentjchieden ließ, jo fehlte es auch für die 
Zukunft an einer das Einzelne bejtimmenden gejeglichen Grenzregulierung 
zwijchen dem preußifchen Staat und den Slirchen. In Folge dejjen 
jtellte fich das Berhältnis ſchwankend und unbejtimmt, lediglich durch die 
Bermwaltungspraris feit. Es ift Flar, daß den Gewinn daraus 
nur die fatholifche Kirche zu ziehen hatte, da die evangeliiche Kirche troß 
der Freiheitsgewähr der Verfaſſung der oberbifchöflichen Gewalt des Königs 
und damit in Wahrheit einer jehr fpezialifierten Staatsaufficht unter- 
worfen blieb. Dagegen war fir die fatholische Kirche jene Freiheitsgewähr 
um jo wertvoller, je unbeftimmter fie war. In den aus den Erwerbungen 
von 1866 neugebildeten Provinzen trat die preußijche Verfaſſung 
am 1. Dftober 1867 in Wirkſamkeit. Diejelben führten ihverjeit$ dem 
preußiichen Staate bereitS ein reich entwickeltes Staatsfirchenrecht zu. 
In Hannover waren die Nechtsverhältnijfe der katholiſchen Kirche durd) 
die Gircumferiptionsbulle „Impensa Romanorum Pontifieum* vom 
26. März 1824 geregelt. Die Berfafjung vom 6. Auguft 1840 enthielt 
in den 88 65— 77 ein wohl überlegtes Syſtem von ftaatlichen Auffichts- 
rechten. Die lutheriſche Landeskirche befaß ihre einheitliche Organijation, 
die reformierten Gemeinden hatten ihre jelbjtändigen Ordnungen. In 
Schlesmwig-Holftein fand Preußen ein jehr ausschließlich Lutherifch 
entwickeltes Staatsfirchentum vor; die Katholifen waren ebenſo, wie die— 
jenigen Yauenburgs dem apoftoliichen Bifariat für die nordiſche Miffion 
(Biſchof von Osnabrück) zugeteilt. Die Katholifen des Kurfürftentums 
Heſſen, des Herzogtums Naſſau und der Stadt Frankfurt endlich 
gehörten zur oberrheinifchen Kirchenprovinz und nahmen an dem für 
dieje gejchaffenen Quellenkreiſe (j. u. Württemberg und $ 16) Teil, wäh— 
vend die DVerhältniffe der Evangelifchen in dieſen Staaten durd eine 
große Zahl partifulärer Ordnungen bejtimmt wurden. 


Litteratur. Tert der Berf. bei Stocrf, ©. 44 f, Binding, 9. IV., 
1893. Uber die Gejchichte der pr. Verf. H. Schulze, Preuß. Staatsrecht, 
38.1. ©. 105—120. Uber die ftaatSfirchenrechtliche Entwidelung Richter 
in Beitfehr. f. KeR. Bd. J. ©.100 ff. Friedberg, Die Grenzen 2c., 2.Abtl. 
©. 426—440. Derjelbe, Die evangelifche und katholiſche Kirche der neu 
einverleibten Länder in ihren Beziehungen zur preußifchen Landeskirche und 
zum Staate, 1867. Liber die Berhältnifje der Katholifen in den neu er- 
worbenen Landesteilen außerdem Bering, Lb., ©. 193 ff., 199 F., 217 ff. 


y) Der Gang der neueren StaatSsfirdhengejeßgebung. In 
jener Unbejtimmtheit eines gejetlich nicht geordneten Verhältnifjes lag 
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der Grumd des in den ſiebziger Jahren ausgebrochenen kirchenpolitiſchen 
Konflikts, den man ebenſo anjpruchsvoll, als phrafenhaft und zmweideutig 
unter der Firma „KRulturfampf” popularifiert hat. ES handelte 
fich dabei um nichts weniger, als einen Kampf für oder gegen die Kultur. 
Bom Standpunkte univerjalgeichichtlicher Betrachtung aus würde die furze 
Epijode, welche jtaatlicher Seits thatjächlich ſchon feit 1880 beendigt ift 
und nur aus Firchlic) politischen Gründen fiftiv noch weiter gefriftet wird, 
faum eine Erwähnung verdienen. Nur da fie zeitlich der Gegenwart 
nahe liegt und die Quellen des geltenden Staatskirchenrechts 
in Preußen hervorgebracht hat, ift in Kürze auf die gejchichtliche Ent- 
wickelung des Konflikts einzugehen. Den Anlaß gab auch hier das vati- 
fanische Konzil. Dem Anjprud auf Gewährung ftaatlichen Rechtsſchutzes 
am die wegen Nichtannahme der vatifanischen Dogmen cenfurierten preußis 
ſchen Staatsangehörigen wurde von den preußifchen Bifchöfen der An— 
ſpruch auf unbejchränfte Ausübung der Firchlichen Straf und Disziplinar- 
gewalt unter Berufung auf A. 15 der Verf.-Urk. entgegengeftellt. Diefer 
Berufung lag die mit dem Begriff der Ktirchenhoheit allerdings jchlechthin 
unvereinbarliche, aber durch die vorangegangene Berwaltungspraris mit 
dem Scheine der Wahrheit bekleidete Rechtsauffaflung zu Grunde, daß 
durch Die revidierte Verfaſſung jede Oberaufſicht des Staates über die 
Kirchen, wie der jtaatliche Schutz der Unterthanen gegen Mißbrauch der 
geiftlichen Amtsgewalt bejeitigt worden jei. Nachdem es ſich als aus- 
ſichtslos erwieſen, die hieraus entfprumgenen Konflikte durch die Anwen— 
dung einzelner Biwangsmaßregeln, namentlich der QTemporalieniperre 
(ſ. u. $ 25), im Wege der Verwaltung zu löfen, und andere organija- 
torische Maßnahmen (A.E. betr. die Aufhebung der fatholifchen Abteilung 
im ultusminifterium vom 8. Juli 1871, A.E. betr. die Aufhebung des 
Amtes eines Fatholifchen Feldpropftes vom 15. März 1873) die Lage 
eher verjchärft hatten, bejchritt die preußiſche Negierung endlich den 
Weg der Gejeßgebung. Der Bunkt, an welchen dieſe einzuſetzen hatte, 
war durch den vorangegangenen Unterlaffungsfehler und feine Folgen 
klar bezeichnet. Es mußte der ftreitig gewordene A. 15 der B.-U. in 
jeinem wahren Sinne feftgeftellt und die gejeßliche Grenzregulierung im 
einzelnen in Angriff genommen werden. Demgemäß wurde verfahren. 
Durch Gejeß vom 5. April 1873 wurde zunächſt in U. 15 neben das 
Prinzip der Selbitändigfeit der Kirche der grundrechtliche Vorbehalt ein- 
gerückt: „bleibt aber den Staatsgeſetzen und der gejeßlid 
geordneten Aufjidht des Staates unterworfen”, und in A. 18 
wurde dev Zufaß aufgenommen: „Im Übrigen regelt das Geſetz die 
Befugnifje des Staates Hinfichtlich der Borbidung, Anstellung und Ent- 
laſſung der Geiftlihen und Neligionsdiener und ftellt die Grenzen der 
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firchlichen Disziplinargemwalt feit”. In Ausführung diefes Grundſatzes 
erfolgte num eneneue Staatsfirhengejeßgebung für Preußen. 
Sie läßt ſich nad) ihrem im Wejentlichen abgejchloffenen Reſultate in drei 
Gruppen einteilen, die (interfonfeffionell) organijche, die (£onfefjionell) 
defenſive ımd die (teils interfonfejiionell teils Eonfejfionell) revi— 
ſoriſche StaatSfirchengejeßgebung. Den Hauptbejtandteil der erſten 
Gruppe bildeten die Jogg. Maigeſetze von 1873: 

1. Geſetz über die VBorbildung und Anjtellung der Geiftlichen dom 
11. Mai (dazu Deflarations-Gefeß vom 21. Mai 1874); 2. Geſetz über die firch- 
liche Disziplinargewalt und die Errichtung des kgl. Gerichtshofes für kirch— 
liche Angelegenheiten vom 12. Mat; 3. Geſetz über die Grenzen des Rechts zum 
Gebrauche firchlicher Straf und Zuchtmittel dom 13. Mai; 4. Gejeß über den 
Austritt aus der Kirche vom 14. Mai 1873. 

Diefe Gejebe waren lediglich Ausführungsgejeße zur Verfaſſung. 
Sie enthielten den Verſuch einer pofitiv rechtlichen Negelung des Ber- 
hältnifjes von Staat und Kirche auf den bezeichneten Gebieten an Stelle 
eines al3 unbrauchbar und irreführend erwieſenen allgemeinen Prinzips. 
Der Verſuch an und für fi) war nicht nur gerechtfertigt, jondern ev 
war notwendig; ev war don einfichtigen Bolitifern oftmals vorher ge- 
fordert und nur die Nachholung einer längst verfäumten Pflicht. Der 
Umftand aber, daß er verjpätet, daß er nach einer Periode ungemejjener 
Stirchenfreiheit und im Zeitpunft eines imminenten Konflikts wegen der 
vatifanischen Konzilsbejchlüffe unternommen wurde, warf im vornherein den 
Schein des Unrechts auf den Staat. Dazu fam, daß in der That die 
Grenzen der Kirchenhoheit nicht an allen Punkten mit vollkommener 
Gerechtigkeit und Maßhaltung beobachtet waren. Wiewohl in ihrem 
Grundgedanken gejund und wahr, ſowie in der Mehrzahl ihrer Beftim- 
mungen durchaus den berechtigten Ansprüchen der Sirchenfreiheit genügend, 
war die neue Geſetzgebung doch im einzelnen nicht nur von materiellen 
Rechtsverleßungen (Ausdehnung des Staatlichen Einſpruchsrechts bei Be— 
jeßung don Slirchenämtern, Abjeßungsrecht von Kirchendienern mit Wirkung 
auf das fpirituelle Gebiet, Strafbeftimmungen über Mefjelefen und Spen- 
dung von Saframenten), fondern auch von fränfendem Mißtrauen gegen 
die Kirchen (wiſſenſchaftliche Staatsprüfung) feineswegs frei gehalten. 
Und mehr noch als durch die Gejetesbeftimmungen jelbit, wurde durch 
Übereifer und Unverftand in Ausführung derjelben die öffentliche Meinung 
erregt. Das Berwerfungsurteil über das Einzelne bejtimmte aber das 
Urteil über das Ganze. Innerhalb der evangeliichen Kirche hevrjchte 
zwar in weiten Streifen eine tiefe Verftimmung über die als unmotiviert 
und ungerecht empfundene Durchführung eines irrtümlichen paritätijchen 
Prinzips, und fteigerte ſich ſogar bei Einzelnen bis zur völligen Brüder- 
haft mit dem Ultramontanismus, ja bis zur Viſion, daß die Maigeſetz— 
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gebung den Kampf des modernen Staats gegen das Chriftentum über: 
haupt darjtelle. Aber die Pflicht der Unterwerfung unter das Staatsgejeß 
blieb überall außer Frage geftellt. Bon Seiten der katholiſchen 
Kirche dagegen wurde ihm anfänglich paffiver (Denkichrift des preußiichen 
Episfopats vom 26. Mai 1875), darnach aktiver Wideritand (Nichter: 
füllung der Anzeigepflicht durch die Bilchöfe bei Beſetzung von Kirchen— 
ümtern, fortgejeßte Amtsführung der widerrechtlich angeftellten oder ſtaatlich 
abgejetten Kirchendiener) entgegengeitellt. Zugleich wurden Bilchöfe und 
Klerus durd Pius IX., welcher ſich vermaß, in der Enzyflifa vom 
5. Februar 1875 die Maigefege für nichtig zu erklären ($ 18), in ihrem 
Ungehorfam gegen die Staatsgewalt beftärft. Erſt durch dieſes, von 
jedem Gefichtspunfte aus ungerechtfertigte Verhalten der fatholifchen 
Kivchenhierarchie wurde die zweite Serie firchenpolitifcher Geſetze ver— 
anlaßt. Sie hatte den Zweck, teils den Widerftand der katholiſchen Kirche 
zu brechen, teils der durch die Auflehnung von Bilchöfen und Klerus in 
Didcefen und Gemeinden entitandenen Unordnung abzuhelfen. Um die 
wirkſame Durchführung der jtaatsgejeglichen Borjchriften über die Be— 
Eleidung von kirchlichen Ämtern gegenüber der Renitenz der Geiftlichen 
zu ermöglichen, mußte zunächft die NeichSgefeßgebung angejprochen werden, 
welche im Gejeh vom 4. Mai 1874, betr. die unbefugte Ausübung von 
Kirchenämtern, die Möglichkeit von Aufenthaltsbejchränfungen, Entziehung 
der Staatsangehörigkeit und Neichsverweifung ftatuierte. Von preußi- 
ſchen Landesgeſetzen gehörten dieſer zweiten Gruppe namentlich die fol- 
genden aus den IJ. 1874— 78 an: 

1. Gejeß über die Verwaltung erledigter fatholifcher Bistümer bom 
20. Mai 1874; 2. Geſetz betr. die Einftellung der Leijtungen aus Staatsmitteln 
für die römisch-fatholiihen Bistümer und Geiftlihen vom 22. April 1875; 
3. Geſetz betr. die geiftlichen Orden und ordensähnlichen SKongregationen der 
fatholifchen Kirche vom 31. Mai 1875; 4. Geſetz über die Vermögensperwaltung 
in den Fatholifchen Kirchengemeinden von.20. Juni 1875 nebjt fol. BB. über die 
Ausübung des Aufjichtsrechts des StaatS hiebei dom 27. Sept. 1875 (und 
30. San. 1893); 5. Geſetz über die Auffichtsrechte des Staats bei der Vermögens— 
verwaltung in den Fatholifchen Diözefen vom 7. Juni 1876 nebit fol. BB. hiezu 
vom 29. Sept. 1876 (und 30. San. 1893); 6. Gejet betr. die Befugnis der Kom— 
miffarien für die bifchöfliche Vermögensperwaltung in erledigten Diöcefen, Zivangs- 
mittel anzumenden, vom 13. Februar 1878. 

Dieje Geſetze als „Kampfgeſetze“ zu bezeichnen, ift irreführend und 
geeignet, ex post den wahren Thatbeitand zu verjchieben. Sie würden 
nicht gegeben worden jein ohne die Auflehnung des Episkopats und Klerus 
gegen die Majeftät der Staatsgewalt. Es mar nicht der preußilche 
Staat, jondern es war die fatholiiche Kirche, welche den Angriff eröffnete. 
Die darauf ergangenen Gejege waren Berteidigungsgejege, von Anfang 
an nicht dazu bejtimmt, dauernde Bejtandteile des preußijchen Staats- 
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firchenvechtS zu bleiben. Aber fie waren an und für ich ungeeignet, 
als Zwangs- oder DVerteidigungsmittel zu wirfen. Das Eingreifen der 
Neichsgejebgebung durch das als ungerecht empfundene „Expatriierungs— 
gejeß” erwies fich gegenüber der elaftischen Berwaltungsorganilation der 
vömijchen Kirche als völlig wirkungslos. Die Einbehaltung der Staats- 
mittel, mit der Ausnahmebeftimmung für Solche, welche „durch chrift- 
liche Erklärung ſich verpflichteten, die Gejete des Staates zu befolgen” 
(daher „Staatspfarrer” genannt), individualifierte Lediglich in dieſer 
ihrer gänzlich unzureichenden Durchführung den Stonflift, brachte den 
preußifchen Staat in den Schein des Kleinlichen, Gehäſſigen und Lächer— 
lichen (Brodforbgejet) und wurde nur eine firchliche Sparanlage für die 
Zukunft, bei welcher dem Staat die Mühe der Verwaltung und Red) 
nungsitellung zufiel. Das Bistumsperwaltungsgejeß bewahrte die Kirche 
lediglich vor den durch eigenes Berjchulden drohenden Vermögensverluften. 
Das Drdensgejeß endlich fehrte die Berteidigungsmittel gegen einen 
Punkt, von welchen aus, nachdem reichSgejetlich bereitS die Jeſuiten und 
Jeſuitenverwandten ausgejchlojfen waren, eine wejentliche Gefahr nicht 
drohte. Nur ein organiiches Geſetz von prinzipieller Bedeutung wurde 
in dieſer Konfliktsperiode erlaffen. Durch Gefeß vom 18. Juni 1875 
wurden die A. 15, 16 und 18 der Verf Urk. aufgehoben: das 
Berhältnis von Staat und Kirche jollte fortan überhaupt nicht mehr 
Durch allgemeine, der Mißdeutung preisgegebene Süße normiert werden, 
jondern ausjchließlich durch jpezielle gejegliche Beitimmungen geordnet 
jein. Der Konfliftszuftand dauerte in voller Schärfe nur bis zum 
Tode Pius IX. (7. Februar 18785). Noch am Tage jeiner Wahl und 
Thronbefteigung, am 20. Februar 1878, ſprach Leo XIII. in einem be- 
jonderen Schreiben dem König von Preußen den Wunſch nach Wiederher- 
ftellung des firchlichen Friedens aus. Eine zwifchen März und Juni 1878 
unter den Höfen von Berlin und Nom geführte Korreſpondenz ergab 
nod) fein greifbares Reſultat. Ebenſowenig der Meinungsaustaujc, 
welcher zwifchen Fürit Bismardk und dem Münchener Nuntius Mafella 
im Juli 1878 zu Siffingen, jowie zwijchen eriterem und dem Wiener 
Nuntius Jakobini im September 1879 zu Gajtein gepflogen wurde. Ein 
authentisches Reſumé über diefe Konferenzen liegt in dem Erlaß des 
Fürſten Bismard an den Wiener Botjchafter, Prinzen Neuß, vom 
20. April 1880 vor, in welchem mitgeteilt wird: „Ich habe weder zu 
Majella noch zu Jakobini jemals eine Silbe gejagt, welche dahin hätte 
gedeutet werden fünnen, daß wir in eine Nevifion, vejp. Abjchaffung der 
Maigeſetze nach Maßgabe Elerifaler Forderungen willigen würden; fried- 
liebende Praris, erträglicher modus vivendi mit der Bafis beiderjeitiger 
Berträglichkeit ift Alles, was mir jemals erreichbar jchien. Ich habe Die 
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Rückkehr zu der Gejeßgebung von vor 1840 im Prinzip für annehmbar 
erklärt, die Niückfehr zu dem von 1840 bis 1870 erwachlenen Zuftande 
aber ſtets mit großer Beftimmtheit abgelehnt bei den drei oder bier Ge— 
legenheiten, wo diejelbe von uns verlangt wurde”. Inzwiſchen hatte fich 
auch an einer anderen enticheidenden Stelle ein Berfonenwechjel vollzogen. 
An Stelle des Kultusminifters Falk war im Juli 1879 der Minifter 
Puttkammer getreten. Unter ihm wurden die Verhandlungen durch Ver— 
mittelung des Wiener Botjchafters während des Winter 1879/80 fort- 
geführt. Ein Breve vom 24. Februar 1880 ſprach die Neigung des 
Papftes aus, in eine bejchränfte Anzeigepflicht, welche von jeher den 
Kernpunft des Streites und deren Nichtbeachtung die Hauptquelle der 
Verwirrung gebildet hatte, einzumilligen. Das preußifche StaatSminifterium 
faßte darauf am 17. März 1880 den Beichluß, „Sobald dem Breve 
vom 24. Februar auch praftiihe Folge gegeben werde”, ſich zu 
„bemühen, von der Landesvertretung Vollmachten zu gewinnen, welche 
dev Regierung bei Anwendung und Handhabung der ein- 
Ichlägigen Gejeßgebung freie Hand gewähren und Damit Die 
Möglichkeit bieten, folche Borichriften und Anordnungen, welche von der 
Kirche als Härten empfunden werden, zu mildern oder zu befeitigen und 
jo ein dem Berhalten der Fatholifchen Geiftlichen entiprechendes Entgegen 
fommen auch ftaatsfeitlich zu bethätigen”. Jene Vorausſetzung erfüllte 
fih nit. Während der neue Kultusminifter alsbald die denkbar 
mildefte Praxis walten ließ, ftellten die inzwijchen weiter geführten Ver- 
handlungen Klar, daß die Kurie für das wertlofe Zugeftändnis einer gut- 
achtlichen Hußerung der Staatsregierung Über die Perſon des Amtskan— 
didaten den Anſpruch erhob, es müſſe die geſamte preußiiche Gejetgebung 
„in Übereinftimmung mit den Grundfägen der fatholifchen Kirche” gebracht 
werden (Bericht des Botjchafters vom 29. März 1880). Die Berhand- 
lungen wurden abgebrochen. Für den unbeteiligten Beobachter jchien die 
Ausficht auf eine Änderung der Situation in weite Ferne gerückt. 

Da geſchah in unmittelbarer Zeitfolge das Unerwartete, daß Die 
preußiiche Staatsregierung ohne ein entgegenfommendes Zugeftändnis 
der Kurie, ohne dvorangegangene Unterwerfung des Fatholiichen Klerus 
unter die Staatsgefeße, „aus ihrer eigenen Initiative her— 
aus” (Dep. an den Wiener Botjchafter vom 14. Mai 1880) den Weg 
dev Nevifion des preußiichen Staatskirchenvechts auf der Linie der rö— 
mischen Ansprüche betrat. Durch eine Borlage vom 19. Mai 1880 wurde 
die Dritte Serie der Firchenpolitifchen Geſetze, die Novellengejeßgebung, 
eingeleitet. Welche Umstände den plößlichen Wechſel dev preußifchen 
Stirchenpolitif herbeiführten, inwieweit namentlich Berechnungen und Fragen 
der PBolitif auf anderen Gebieten die Entjchlüffe der preußijchen Staats— 
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vegierung beeinflußten, läßt fich gegenwärtig noch nicht aktenmäßig über— 
jehen. Bor Aller Augen liegend find nur zwei Thatjachen, welche einit- 
mweilen zur Erklärung hinreichen müfjen. Einmal die völlige Nuslofigfeit 
des Berfuches, mit den angewandten Mitteln den Anjpruc des 
Staates auf Gehorfam der Unterthanen durchzufegen; lediglich mit den 
beiden Gejeten über die firchlihe Vermögensverwaltung hatte man injo- 
weit einen Erfolg erzielt, als der fatholische Klerus fich ihnen im Großen 
und Ganzen unterwarf. Sodann die Zerjtörung der fatholifchen Didcejan- 
verwaltung und vielfahe Schädigungen des Firchlichen Gemeindelebens. 
Beide Umstände erklären und rechtfertigen vollfommen, Daß eine Revilton 
der Maigejebgebung vorgenommen wurde; nur über die Gründe für das 
wie der nachmalS eingetretenen Reviſion iſt ein Auffhluß aus ihnen 
noch nicht zu entnehmen. Die in Ausführung der angetretenen Yrontver- 
änderung des preußijchen Staates bis jebt ergangenen fünf Novellen 
„betr. Abänderungen der firchenpolitifchen Geſetze“ datieren vom 
14. Juli 1880, 31. Mai 1882, 11. Juli 1883, 21. Mai 1886 und 
29. April 1887. Die Beränderungen, welche hierdurch allmählich bis 
zur völligen Unfenntlichfeit des Beitandes der Gejeßgebung von 1875 
bis 1875 herbeigeführt wurden, find hier nicht im einzelnen nachzumeifen. 
Soweit noch pofitive ÄAußerungen einer Staatsaufficht ; Hinfichtlich des 
kirchlichen Amterweſens, der Straf- und Disziplinargewalt jowie des 
Ordensweſens bejtehen geblieben jind, werden dieſelben an ihrem Orte 
zu erwähnen fein. Es erübrigt alfo nur, ſich vorläufig die deſtruk— 
tiven Wirkungen der jüngeren kirchenpolitiſchen Gejetgebung in ihren 
augenfälligiten Außerungen zu vergegenwärtigen. Die Amtsentjeßung 
eines Kirchendieners duch den Staat wurde aufgehoben und an ihre 
Stelle die bloße gerichtliche Aberfennung der Fähigkeit zur Bekleidung 
eines Amts mit der Folge des Berluftes des Amtseinfommens gejeßt 
(1880, A. 1. 1882,%.2). Es exiftirt aber kein Gericht, welches zu einer 
jolchen ‚Aberfennung "zuftändig “wäre,” nachdem der kgl. Gerichtshof für 
firchliche Angelegenheiten ebenfalls außer Funktion gejett war (1886, U. 9). 
Das mit diefer Materie in Verbindung geftandene R.-G. über die un- 
befugte Ausübung von Kicchenämtern wurde ($ 14 IV) durch R.G. v. 
6. Mai 1890 gleichfalls aufgehoben. Die meiſten Strafbeftimmungen 
dev früheren Gejeßgebung wurden” befeitigt, insbefondere Abhaltung von 
Meſſen und Spendung der Saframente in jedem Falle für ftraffrei er- 
Eärt (1880, 4.5. 1883, U. 3. 4. 1886, U. 15. 1887, U. 2. 88 3.5. 
A. 4. 6). Auf die der Wiederzulaffung und Wirkſamkeit der Orden und 
ordensähnlichen Kongregationen entgegenftehenden Beftimmungen wurde 
in weitgehendem Umfange Berzicht geleiftet (1880, 4. 6. 1887, 4. 5. 
Dgl. dazu das Staatsgefeg betr. die Berleihung von Korporationsrechten 
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an Niederlaffungen geiftlicher Orden und ordensähnlichen Kongregationen 
der fatholijchen Kirche dv. 22. Mai 1888). Ein aus dem Amt entlafjener 
Bifchof, der vom König begnadigt wurde, galt eo ipso wieder als jtaat- 
lich anerkannter Bijchof feiner Diöcefe (1882, U. 2). Kirchliche Anzeige- 
pflicht und Staatliches Einfpruchsrecht wurden auf das denkbar geringite 
Mat bejchräntt (1883, A. 1. 2. 1887, A. 2). Die wifjenjchaftliche Staats- 
prüfung wurde gänzlich fallen gelajfen (1886, A. 1). Die bejonderen 
Vorſchriften wegen dev Staatsaufficht fiber die zur Borbildung von Geiſt— 
lichen beſtimmten Anftalten wurden bejeitigt (1886, A. 5). Die Beltin- 
mung, daß die Firchliche Disziplinargewalt nur von deutjchen Firchlichen 
Behörden ausgeübt werden dürfe, wurde aufgehoben (1886, U. 6). Die 
befonderen Borjchriften wegen der Staatsaufficht über die Demeriten- 
anftalten, einjchließlich der Berpflichtung der geiltlihen Oberen zur Mit- 
teilung firchlicher Disziplinarentjcheidungen an die Oberpräfidenten wurden 
befeitigt (1886, U. 8. 1887, U. 3). Die Berufung der Kirchendiener 
an den Staat wegen ficchlicher Disziplinarenticheidungen murde abge- 
ſchafft (1886, U. 10). Ebenſo, mit Ausnahme des $ 1, das ganze Geſetz 
über die Grenzen des Nechts zum Gebrauche firchlicher Straf und Zucht— 
mittel (1887, U. 4. Die 88 4—19 des Geſetzes über die Verwaltung 
erledigter fatholiicher Bistümer wurden dur) die Rückberufung der Bi— 
Ichöfe und bezw. Wiederbejegung dev Bistümer gegenſtandslos und daher 
gleichfalls aufgehoben (1887, U. 6). Der durch kgl. V. v. 6. Dez. 1873 
für die Bilchöfe (Erzbiſchöfe, Fürſtbiſchöfe) vorgejchriebene 2 wurde in 
der fgl. 2. v. 15. Febr. 1887 durch eine neue Formel erſetzt und in 
diefer das Berjprechen „die Geſetze des Staates gemwilfenhaft zu befolgen“ 
weggelaffen. Endlich wurden jeit Mat 1886 in allen Diöceſen die Staats: 
leiftungen wieder aufgenommen und zulegt nad Maßgabe des ©. vd. 
24. Juni 1891 die feit 1875 aufgefammelten Beträge von 16009333 ME. 
02 Pf. an die dur) das ©. v.. 22. April 1875 in ihren Einkünften 
Gejchädigten wiederum hinausbezahlt. 

Dies ſind in Beichränfung auf das Wejentlichite die Erfolge der kirchen— 
politifchen Nevifion. Ob nicht zu biel, d. 5. weit über die Zwecke der Wieder- 
herjtellung der Diöcefanderwaltung und der Ordnung der kirchlichen Gemeinde- 
verhältniffe hinaus, „revidiert“ worden fei, bleibe hier dahingeftellt. Daß der 
preußifche Staat die materiell rechts widrigen oder, wenn felbjt formell berech- 
tigten, auch nur kränkenden Beitimmungen der Maigefeße bejeitigte, war eine 
Forderung, welche auch von edangelijcher Seite unbedingt zu jtellen und zu 
unterftüten war. Über das Plus von Zugeſtändniſſen, welches Lediglich der 
fatholifchen Kirche zu gute Fam, joll die evangelifche mit dem Staate nicht 
rechten. Das Anſtößige an dem Kevifionswerkfzder preußiichen Staatskirchen— 
gejeßgebung liegt auf ganz anderen Gebieten, als auf dem des jachlich immerhin 
disfutierbaren Umfanges jtaatlicher Konzeffionen. Es lag zunächit darin, daß 
das ganze Werft don Anfang an auf die Bafis vertragsmäßiger Ab- 
mahungen mit Rom gejtellt worden war, während die evangelifche Kirche an 


202 weiter Abſchnitt: Quellen des Kirchenrechts. $ 15 


der Reviſion der Maigeſetze mindeftens ebenjo ſehr interejjiert und, falls nad) 
den Wünſchen des Staates der Bertragsichluß gelungen wäre, durch den Erfolg 
desfelben mitgebunden war. Darin lag eine in den evangelifchen Kirchenkreifen 
tief empfundene Verletzung der PBarität (vgl. $ 20). Sn ihrer Nachwirkung 
liegt die piychologische Erklärung dafür, daß nachmals die Selbitändigfeitsbejtre- 
dungen innerhalb der evangelifchen Kirche öfters das Maß des Billigen und Ge- 
vechten überjchreiten fonıten. Soviel den Inhalt der Revijion betrifft, ijt weiter— 
Hin anftößig geworden und geblieben das Syitem der disfretionären Voll- 
machten, welches ſchon im Beichluß des Staatsminifteriums dom 17. März 
1880 angekündigt und in einzelnen Novellen zur Ausführung gebracht wurde. 
Man ließ in entscheidenden Punkten das Geſetz ſelbſt bejtehen, gab aber der 
Verwaltung anheim, es im einzelnen Falle anzuwenden oder nit. Damit 
war das große Grundprinzip der im J. 1873 eingeleiteten Gejetgebung, die 
Freiheit der Kirche von dem Belieben der Berwaltung unabhängig 
zu jtellen, aufgegeben. Damit waren Verhältnifje, welche vor anderen der ge= 
jeglichen Sicherjtellung bedürfen, dem Wohlwollen der leitenden Staatsminijter 
preisgegeben. Die Ordnung des VBerhältniffes von Staat und Kirche war auf 
das Niveau eines Handelsgejchäftes nach der Formel do ut des berabgedrüdt. 
Je mehr allerdings von dem Beſtande der gefeglihen Beſtimmungen jelbjt auf- 
gegeben wurde, um jo mehr hat jich dieſes Syſtem nach und nach von jelbit 
forrigiert. Umgefehrt hat ein dritter Anſtoß erregender Nachteil je länger je 
mehr jich geiteigert. Die noch unaufgeklärte nervöſe Haft, mit welcher das Re— 
viſionswerk betrieben wurde, hat die augenfälligften Mängel in der gejeß- 
geberiihen Technik zur Folge gehabt, Hat unausführbare Gejeßesbeitim- 
mungen und eine Fülle überflüffiger Kontroverjen gejchaffen. Dazu fommt, dat 
nunmehr das preußische Staatskirchenrecht, jomweit e8 die Geſetzgebung ſeit 1873 
zur Quelle hat, auf einer Bielzahl von zerjtreuten urfundlidhen Grund: 
lagen beruht, welche in ihrer gegenfeitigen Aufhebung, Ergänzung und Ver— 
weilung nur mit großer Mühe und nicht immer mit voller Sicherheit das Bild 
des geltenden Nechtszuftandes gewinnen laſſen. Bon diejer Seite iſt eine 
neuerliche „Reviſion“ der preußischen HRS Gejeße dringender, als don 
irgend einer anderen. 


Litteratur. Den volljtändigiten Einbli in den Entwidelungsgang und In— 
halt der firchenpolitifchen Gejeggebung gewähren die Kommentare don Hin— 
ſchius: Die preußijchen Kirchengejeße d. 3. 1873 (1873); Die pr. R.=©. der 
38. 1874 u. 1875 nebſt R.©. v. 4. Mai 1874 (1875); Das pr. K.G. vd. 
14. Suli 1880 2c. (1881); Das pr. ©., betr. Abänderung der kirchenpol. G., 
v. 31. Mai 1882 in feiner Eimpirkung auf die bisherige ſtaatskirchliche Ge— 
ſetzgebung Preußens in Z. f. K-R. Bd. XVIII (1883) ©. 166—187; Die 
pr..8..&. vd. 21. Mai 1886 u. 29. April 1887 (1887). Kleinere Handaus- 
gaben find in großer Zahl (v. Höinghaus, Herrfurth, Rintelen, 
Wendt, Kleinjorgen u. U.) erichienen. Das reiche urkundliche Material, 
jo weit es publici juris geworden, findet jich in: d. Kremer-Auenrode, 
Aktenſtücke zur Gefchichte des Verhältniffes zwiſchen Staat und Kirche, + TL., 
1873-1880. Hahn, Gejchichte des Kulturfampfes, in Aktenſtücken darge- 
jtellt, 1881. Siegfried, Aktenjtüde betr. den preußifchen Kulturkampf, 
1881. Ferner in den betr. Jahrgängen der Zeitichr. |. KR. von Dove 
u. Friedberg, im Archiv f. k. KR. (ſ. dazu die Überſicht im General— 
regiſter 1892 S. 85—106), endlich in den Verhandlungen und Druckſachen 
des Landtags der preußiichen Monarchie v. 1873—1887. Die authentijch 
römiſche Beurteilung des „Kulturkampfes“ nebjt Verzeichnis der noch un- 
erfüllten Forderungen und Angabe der Richtungslinien, in denen weiter 
„revidiert? werden muß, findet fi) bei Bering, %b. ©. 160-198. 


d) Die Verhältniffe dev Altfatholifen wurden, nachdem der 
am 4. juni 1879 gewählte altkatholiiche Biichof durch) Urfunde vom 
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19. Sept. d. J. die jtaatliche Anerfennung als Eatholifcher Bilchof 
in Preußen gefunden hatte, durch das ©. v. 4. Juli 1875, betr. die 
Rechte der altkatholifchen Kirchengemeinfchaften an dem firchlichen Ver— 
mögen, feitgeitellt. 


Litteratur. v. Schulte, Der Altfatholizismus, ©. 3855 —405. &. 465 —576. 
Sammlung d. firchl. u. jtaatl. Vorſchr. f. d. altfath. K-G. Amtliche Aus— 
gabe 1887, ©. 94 ff. 


e) In den bejonderen Beziehungen zur evangeliſchen Kirche 
endlich ift im neuerer Zeit die preußiiche Staatsgejeßgebung aus drei- 
fachem Gefichtspunfte in Thätigfeit getreten. Zunächſt inſoweit, als es 
erforderlih war, um die Durhführung der neueren Kirchenver— 
faljungen zu ermöglichen, durch welche die Organe für die Ausübung 
einer ſelbſtändigen Kirchengejeßgebung ins Leben traten ($ 33 ff.). 
Sodann injoweit, als dieſe nunmehr jelbjtändig funktionierende Kirchen- 
gejeßgebung ſich auf Gegenjtände bezog, zu deren Regelung aus Rück— 
fichten dev Staatsaufficht oder aus vermögensrechtlichen Grün 
den (Belaftung der Stirchengemeinden, Staatszuſchüſſen u. dgl.) die Fon- 
jtitutionelle Mitwirkung der Organe der Staatsgejetgebung nicht 
entbehrt werden fann. Drittens infoweit, als es ſich um das Bedürfnis 
der Ordnung evangelifcher Kirchenverhältniffe handelte, für welche eine 
Zuftändigfeit der Kirchengejetgebung überhaupt nicht begründet 
it. Das Sachgebiet, welches aus diejen verjchiedenen Geſichtspunkten 
gegenwärtig don der preußiichen Staatsgejeßgebung in Anſehung des 
evangelischen Kirchenwejens beftrichen wird, läßt die nachfolgende Zuſam— 
menftellung der ftaatsfirchenrechtlichen Quellen erfennen. 

I. Kirhenverfajjung. Für die Landeskirche der älteren Propinzen 
gemeinjchaftlich: 1. &. v. 3. Juni 1876, betr. die evang. K.Verf. in den älteren 
Provinzen der Monarchie (das Hauptgejek, nach welchen fich die ſtaatsrecht— 
Aal Stellung der evang. Landeskirche bejtimmt). — — hiezu v. 

6. März 1882; 19. Mai 1891, 30. Aug. 1892, 3. Suli 1893. 2. DB. d. 5. Sept. 
1877, betr. den Übergang der Verwaltung ber Angelegenheiten # evang. Lan— 
deskirche auf den evang. Oberkirchenrat und die Konſiſtorien der älteren Pro— 
vinzen der Monarchie. 3. G. v. 21. Mai 1887, betr. Abänderung der General— 
ſynodalordnung v. 20. Jan. 1876 (Teilung von Oſt- und Weſtpreußen). Für 
die öſtlichen Provinzen allein: 1. G. v. 25. Mai 1874, betr. die evang. Kirchen-, 
Gemeinde und Synodalordnung vd. 10. Sept. 1873. Abänderungsgejeß biezu d. 
7. April 1891. 2. ©. v. 21. Mai 1887, betr. Abänderung der R.-®. u. Syn.-D. 
v. 10. Sept. 1873 (Teilung don Oſt- und Wejtpreußen). Für die beiden älteren 
wejtlihen Provinzen allein: ©. d. 28. Juli 1891, betr. die Form der fchrift- 
lichen Willenserklärungen der Presbyterien der evang. Gemeinden in der Pro- 
—T Weſtfalen und in der Rheinprovinz. Für die neueren Provinzen: 1. ©. 

). 6. April 1878, betr. die evang. K.-Verf. in der Provinz Scleswig-Holitein 
is in dem Amtsbezirke des Konfijtoriums zu Wiesbaden. V. v. 9. Juni 1879, 
betr. den Übergang der Verwaltung der ebang. ficchlichen Angelegenheiten in 


der Provinz Schleswig-Holjtein auf das Konfistorium zu Kiel und im Amtsbe- 
zirfe des Konjijtoriums zu Wiesbaden auf diejes Konfiftorium, 2. G. v. 6. Aug. 
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1883, betr. d. R.-Berf. der evang. reformirten Kirche der Provinz Hannover. 
G. v. 6. Mai 1885, betr. Anderungen der K.Verf. der evang. lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover. 3. ©. v. 19. März 1886, betr. die K.Verf. der evang. 
Kirche im Bezirke des Konfiftoriums zu Caſſel. 4 ©. d. 2. Juni 1890, betr. 
die Kicchengemeindeordnung f. d. evang. lutheriichen Kirchengemeinden Bornhein, 
Dberrad, Niederrad, Bonames, Niederurfel und Haufen. II. Berordnungen betr. 
die Ausübung der Rechte des Staats: 1. gegenüber der evang. Landes— 
firche der neun älteren Provinzen der Monarchie v. 9. Sept. 1876; gegenüber 
der evang. lutheriichen Kirche in der Provinz Schleswig-Holjtein und der evang. 
Kirche im Amtsbezirke des Konfiitoriums zu Wiesbaden d. 19. Aug. 1878; gegen 
über der evang. reformierten Kirche in der Provinz Hannover v. 25. Juli 1884; 
gegenüber der evang. lutherifchen Kirche der Propinz Hannover v. 24. Juni 
1885; gegenüber der evang. Kirche im Bezirke des Konfiftoriums zu Caſſel d. 
10. Januar 1887; gegenüber den evang. lutherifchen Kirchengemeinden Born— 
beim, Oberrad, Niederrad, Bonames, Niederuriel und Haufen vd. 13. Januar 
1891. 2.8. v. 30. Januar 1893, betr. Abänderung der ſämtlichen vorjtehenden 
Verordnungen. II. ©. v. 8. März 1893, betr. die Sterbe- und Gnaden— 
zeit bei Pfarritellen, jowie die Eirchliche Aufficht über die Bermögens— 
verwaltung der Kirdhengemeinden innerhalb der evang. Landeskirche der 
älteren Provinzen der Monarchie. IV. Emeriten- und NReliftenmwejen. 
Für die evang. Landeskirche der älteren Provinzen: 1. ©. v. 15. März 1880, 
betr. das Nuhegehalt der emeritierten Geiftlihen. 2. ©. dv. 15. Juli 1889, betr. 
die Fürjorge für die Wittwen und Waifen der Geiftlichen. 3. ©. dv. 30. März 
1892 zur Ergänzung diefer beiden Geſetze; B. dv. 30. März 1892 über das In— 
frafttreten des leßtgenannten Geſetzes am 1. April 1892. 4. DB. vd. 30. März 1892 
über das Inkrafttreten des ©. d. 15. März 188) ſowie über die Auflöfung der Eme- 
riten Unterjtüßungsfonds in der Provinz Wejtfalen und der Rheinprovinz. 5. V. v. 
30. März 1892 über das Snkrafttreten des ©. dv. 15. Juli 1889 in der Provinz 
Weitfalen und der NRheinpropinz. Für die neueren Provinzen: G. v. 2. März 
1891, betr. die Emeritierungsordnung für die evang. lutherifche Kirche der Pro— 
vinz Schleswig-Holitein. V. Stolgebühren Für die evang. Landeskirche der 
älteren Provinzen: ©. vd. 3. Sept. 1892, betr. die Aufhebung von Stolge— 
bühren für Taufen, Trauungen und firchliche Aufgebote. Für die neueren 
Propinzen: 1. ©. v. 14. Aug. 1892, betr. die Aufgebung von Stolgebühren für 
Taufen und Trauungen in der Probinz Schleswig-Holſtein. 2. ©. d. 30. März 
1893, betr. die Aufhebung don Stolgebühren für Taufen, Trauungen und Eirch- 
liche Aufgebote in der evang. reformierten Kirche der Provinz Hannover. 3. ©. 
v. 31. März 1895, betr. die Aufhebung von Stolgebühren für Taufen, Trauungen 
und firchliche Aufgebote im Bezirk des Konfiftoriums zu Gaffel. VI. Steuer- 
freiheit: ©. dv. 5. Juli 1892, betr. die Befeitigung der fFirchlichen Steuerfrei- 
heit der Angehörigen der Kieler Univerfität. VII Parochtialberihtigungen: 
1. Rezeß zwijchen der kgl. preuß. und der fürftl. lippifchen Regierung v. 4. Nov. 
1888. 2. Staatsvertrag zwilchen der fgl. preuß. und der herzogl. braunſchweigi— 
Ihen Regierung d. 16./31. Januar 1890. 3. Staatsvertrag zwifchen der kgl. 
preuß. und der kgl. ſächſ. Regierung v. 16./17. Febr. 1891. VIII. G. v. 31. März 
1892, betr. den Anjchluß der Kirchengemeinde Helgoland an die evang. luthe— 
tische Kirche der Provinz Scleswig-Holjtein. IX. Sonn- und Feſttags— 
feier. Für den Umfang der Monardie mit Ausfchluß der Hohenzollern- 
Ihen Lande: ©. vd. 12. März 1893, betr. die Berlegung der Landes-Buß- und 
Bettage. Für die ſämtlichen neueren Provinzen mit Einfluß der Hohen— 
‚ollernfchen Lande: ©. d. 9. Mai 1892, betr. die äußere Heilighaltung der Sonn- und 
Feſttage. ZUI—IX: Gefeß-Sammlung für die fgl. preuß. Staaten, 1874 ff. 


b) Bayern. Bis zum J. 1800 war Bayern ein Eonfejfionell 
fatholifcher Staat. Ein fodifiziertes Staatsfirdhenrecht gab es bis dahin 
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nicht. Gleichwohl war die in vielen Quellen zerjtreute Staatsgejeßgebung 
über firchliche Dinge eine fo ergiebige und mannigfaltige, wie, etwa Dfter- 
veich ausgenommen, kaum anderswo. Dies hing mit dem außergewöhn- 
lihen Maß und Umfang von Nechten zufammen, welche die bayerifchen 
Herzöge und Kurfürſten, teilweiie durch päpftliche Übertragung ſelbſt, 
über ihre fatholifche Yandesfirche ausübten. Sie erkannten nicht an, daß 
es grumdfäßlich ein Gebiet gebe, welches ihrer Geſetzgebungsgewalt ent- 
zogen jei. Ihre Kirchenhoheit war nach Inhalt und Umfang eine wahre 
Kirchengewalt ($ 18 II 2). Die allgemein verbindlichen landesherrlichen 
Verordnungen auch in Slirchenfachen hießen „Seneralmandate”. Neben 
ihnen bilden die „geiitlihen Natsinftruftionen“, d. h. die 
an den geiftlichen Nat als die oberſte Kultusbehörde (aufgelöft 1802) 
erlaffenen Anweiſungen, die wichtigjte Quelle des älteren baderijchen 
Staatsfirchenrechts. Ein anfchauliches Driginalbild von der in Bayern 
in der letzten Hälfte des XVIII. 3. herrſchenden Theorie und Praxis 
giebt das Firchenrechtliche Shitem, welches Kreittmayr im V. Tl. feiner 
Annotationen zum Codex Maximilianeus entworfen hat. Mit der An- 
erfennung der Proteftanten durch Furfürftliche Verordnungen dom 
10. Nov. 1806 und 26. Aug. 1801 war die Aufgabe der bayerifchen 
Staatsfirchengejeßgebung verändert. Sie hatte die Nechtsjtellung der - 
verichiedenen Kirchengeſellſchaften im Staate zu vegeln, jie wurde inter- 
konfeſſionell. Kine erſte Staatsfirchengejeßgebung dieſer Art war 
bereitS das Neligionsedift vom 24. März 18309, welches als Beilage zu 
den SS 6 und 7 des I. Titel3 der Ktonftitution vom 1. Mai 18508 er- 
laffen wurde. Auch feinen Inhalte nach ſteht diefes in der Mitte zwi— 
chen der alten und der neuen Zeit. Nahe verwandt mit dem preuß. 
allg. Landrecht nahm es zwar nicht mehr den ganzen Umfang von kirch— 
lihen Hoheitsrechten für den Staat in Anfpruch, wie die früheren Gene- 
valmandate; aber es jtand noch nicht vollfommen auf der fcharfen Schei- 
dung don Staatlichen und firchlichent Gebiet, wie fein Nachfolger, das 
„Edikt über die äußeren NRechtsverhältniffe der Einwohner des König— 
reiches Bayern in Beziehung auf Religion und Ffirchliche Gefellichaften“, 
welches als Beilage II zu Titel IV. 89 der Verf.-Urf. vom 26. Mai 
1818 publiziert worden ift. Dieſe Berfaffungsgejege mit den noch weiter 
zu nennenden beiden Anhängen find die Hauptquellen des geltenden 
bayerischen Staatsfirchenredts. 

a) Die Verfaffung von 1818 ſelbſt, welche fich mit den Worten 
einführt: „Freiheit der Gewiſſen, und gewifjenhafte Scheidung und Schützung 
dejjen, was des Staates und der Kirche ift”, enthält in Tit. IV nur 
wenige religiöfe Grundbeftimmungen:! 

ss 4. 5; Erwerb don Kirchenämtern; $ 9: Gewifjensfreiheit, Haus- 
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andacht, Gleichheit der bürgerlichen und politischen Nechte, Sicherung der firchli- 
chen Stiftungen, Selbftändigfeit der geiftlichen Gewalt unter Vorbehalt des jtaat- 
lichen Schuß und AufjichtsrechtS, Unterordnung der Kirchen und Geiftlichen in 
ihren bürgerlichen Beziehungen unter die Staatsgeſetze; 8 10: Schuß des Kirchen— 
vermögens. 


pP) Die Ausführung dieſer Grundbeſtimmungen enthält die vor— 
erwähnte II. Verfaffungsbeilage, welche furz als „NReligionsedift” be- 
zeichnet wird. 


ss 1—11: Gewiſſensfreiheit, Hausandacht, Wahl des Slaubensbefennt- 
nijjes, Konfejlionswechjel; s$ 12—23: Neligiöje Kindererziehung; SS 24—49: 
Bildung don Kirchengeſellſchaften, Nechte der bejtehenden öffentlichen und Pri— 
vatfirchengejellfchaften mit Abgrenzung der „inneren Sirchenangelegenheiten“, 
in welchen das Anordnungsrecht der Kirchengewalt jelbjt zuſteht (j. u. $ 23); 
ss 50-61: Schuß: und Auffichtsrechte des Staats, insbeſondere recursus ab 
abusu und Placet (j. u. $ 23); 88 62—75: Abgrenzung der „weltlichen 
Gegenjtände?, in welchen „der Staatsgewalt allein die Geſetzgebung 
und Gerichtsbarkeit zufommt”. Dahin gehören: „alle Verträge und Tleßt- 
willige Dispofitionen der Geiftlichen?; „alle Beftimmungen über liegende Güter 
2c., fahrende Habe, Nußung, Renten, Nechte der Kirchen und kirchlichen Perſonen“; 
„Berordnungen und Erfenntniffe über Verbrechen und Strafen der Geiftlichen, 
welche auf ihre bürgerlichen Rechte einen Einfluß haben”; „Ehegejeße, injoferne 
fie den bürgerlichen Bertrag und deſſen Wirkungen betreffen”; „Privilegien, 
Dispenjationen, Immunitäten, Eremtionen zum Beten ganzer Kirchengejfell- 
ichaften, einzelner Gemeinden oder Gefellichaftsgenofjen, oder der dem Neligions- 
dienjte gewidmeten Orte und Güter, injoferne fie politifche oder bürgerliche Ver— 
hältnifje berühren“; „allgemeine Normen über die Berbindlichkeit zur Erbauung 
und Erhaltung der Kirchen und geijtlichen Gebäude”; „Bejtimmungen über Die 
Bulafjung zu Kirchenpfründen“; „Borjchriften über die Einrichtung der Kirchen- 
lijten als Regiſter des Gibiljtandes und über die Legalität der pfarrlichen Do— 
fumente?; 88 76—79: „Abgrenzung der Gegenstände gemiſchter Natur/, bei 
denen „von der Kirchengewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit Feine 
einfeitigen Anordnungen gejchehen dürfen? (ſ. u. $ 23); S$ 80—89: „Allge- 
meine StaatSpflichten der Kirchen gegen einander”; 88 90—103: Simultange- 
brauch an Kirchen und Kircchhöfen. Das Religionsedikt iſt in feiner Terminologie 
wenig genau und hat dadurch Anlaß zu zahlreichen Streitfragen gegeben. 


Der Schlußfat des Neligionsedikts lautet: „In Anjehung der übrigen. 
inneren Sirchenangelegenheiten jind die weiteren Bejtimmungen, in Bes 
ziehung auf die fatholifche Kirche in dem mit dem päpftlichen Stuhle 
abgeschlofjenen Konfordat vom 5. Juni 1817, und in Beziehung auf 
die protejtantijche Kirche in dem hierüber unterm heutigen Tage er— 
lajfenen Edifte enthalten.” Dieje beiden Urkunden bilden Anhang 1 
und 2 zum Neligionsedift. Sie find daher neben der Berfaflungsurfunde 
und dem lebteren die weiteren Hauptquellen des auf der Staatsgejeß- 
gebung beruhenden bayerifchen Kirchenrechts. 

y) Über das Konkordat jelbft und fein Verhältnis zum Neligions- 
edift j. $ 16. 


Das jtaatsrechtliche Nangverhältnis des Konfordats nach dem Neligions- 
edift bat dent bayerischen Episfopat Beranlajjung zu einer Denkjchrift an den 
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König v. 20. Oft. 1850 gegeben, mit der „Forderung“ der „verfaflungsmäßigen 
Befeitigung des Neligionsedift8”. Sp wenig diejer Forderung entjprochen wer- 
den fonnte, jo jehr war doch die bayerifche Staatsregierung bemüht, die aus der 
theoretifchen Kontroverje über das BVBerhältnis von Konfordat und Neligions- 
edift fortgejeßt entwidelten Schwierigkeiten in der Praris zu mildern oder zu 
bejeitigen. Dieſes Bemühen fand feinen Ausdrud in der als Antivort auf jene 
Denkſchrift ergangenen fol. B. vd. 30. März, bez. Min.-Entjchl. v. 8. April 1852. 
Sn derjelben wurde die Ausübung des jtaatlichen AuffichtsrechtS auf das äußerſte 
Maß beichränkt und im allgemeinen ausgefprochen: „Bei Auslegung und Anwen— 
dung mehrdeutiger und ziweifelhafter Stellen der II. Berfafjungsbeilage ijt jene 
Interpretation anzunehmen, welche mit den Beftimmungen des Konkordates 
übereinjtimmend ift, oder fich denjelben annähert? (Kremer-Auenrode a. a. O. 
Th. 1. ©. 172 ff). Nach den Ereignijjen des vatifanischen Konzils, dejjen Kon 
jtitutionen die bayerischen Bilchöfe teils troß des verweigerten Placet, teil$ ohne 
nachgejuchtes Placet publizierten, lagen jedoch Gründe zu einer bejonders gemil- 
derten oder entgegenfonmmenden StaatSpraris nicht weiter dor, und es wurde 
deshalb die Min.E. vd. 8. April 1852 mit fol. Genehmigung durch Min.-E. vd. 
20. Nov. 1873 (3. F. ER. Bd. XII. ©. 259 f.) wieder außer Wirkfjamfeit ge- 
jeßt. Dadurch find die Verfaſſung, das Neligionsedift und die an Beides fich 
anschließenden Staatsgeſetze auch der katholiſchen Kirche gegenüber wieder in ihr 
unbejchränftes und umzweifelhaftes Recht eingetreten. Die wiederholte Forde— 
rung von 1850, welche in einer Denkichrift des Episfopats d. 14. Juni 1888 
geftellt war, wurde durch Min.-E. v. 28. März 1889 A f. k. RR. Bd. LXII. 
©. 141 ff.) abgelehnt. Im übrigen wurde, trog mannigfacher Berjuche, einen ſol— 
chen heraufzuführen, ein kirchenpolitiſcher Konflift in Bayern glücdlich vermieden. 
Dieſer Erfolg war teilS der diplomatischen Kunft und Maßhaltung des leitenden 
Kultusminifters, welcher auf die dolle Anwendung der verfajjungsmäßig zu— 
jtehenden Zwangsmittel verzichtete, teils aber und dor allem dem Umftande zu 
verdanfen, daß Bayern beim Eintritt der vatifanifchen Erjchütterung bejaß, was 
Preußen fehlte: ein durchgebildetes und nach langer Übung im allgemeinen be— 
währtes Staatsfirchenredt (j. u. $ 23 II). 


kur in einer Richtung verjagte dasjelbe jeinen Dienft. ES erwies 
ſich als unzureichend für eine der Konjequenz und Billigfeit entjprechende 
Regelung der Nechtsverhältniffe der Altfatholifen. KinerfeitS und 
zuerft wurden auf Grund von Verfaſſung und Neligionsedikft 
(Mangels des ftaatlichen Placet für die vatifanifchen Dogmen) die Alt- 
fatholifen fortdauernd al8 Angehörige der in Bayern mit den Nechten 
einer öffentlichen Stirchengejellichaft aufgenommenen katholiſchen Lan— 
desfirche anerkannt. Andererſeits wurde auf Grund des Konkordates 
als ausgeſchloſſen betrachtet, daß dem altkatholifhen Bischof im Verwal— 
tungsmwege die jtaatlihe Anerkennung erteilt werden dürfe, gleichzeitig 
aber der thatjählihen Ausübung bifchöflicher Funktionen durch den- 
jelben in Bayern ein Hindernis nicht entgegengeftellt. Endlich und zu: 
let wurden auf Grund der vom römiſchen Episfopat in Bayern 
erhobenen Anklage auf formale Härejie (wegen Nichtanerfennung des 
päpftlichen Ehren- und Jurisdiktionsprimats jowie dev unbeflecdten Em— 
pfängnis) die Altfatholifen „nicht mehr als Mitglieder der katholi— 
Ihen Kirche betrachtet? und durch Min.-Entjchl. v. 15. März 1890 
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ihre religiöfen Rechte „vorläufig“ auf „die einfache Hausandacht“ nach 
Maßgabe von 8 2 des Rel.Edikts beſchränkt. Die Geſuche um Aner— 
kennung als öffentliche Kirchengeſellſchaft wurden abgelehnt, und es blieb 
den Altkatholiken der einzelnen Diözeſen anheimgeſtellt, ſich um die Rechte 
einer Privatkirchengeſellſchaft zu bewerben (ſ. u. $22M). Durch 
diefe Entjcheidungen iſt einjtweilen zweifellos „formelles Recht“ gejchaffen. 
Ob fie „materielles Recht” darftellen, kann den Austrag der zunächit 
Beteiligten überlaſſen bleiben. Das Nechtsbewußtjein und das fittliche 
Gefühl befriedigen fie keinesfalls; fie illuftrieren im günftigjten Falle das 
&iceronianijche „Summum Jus Summa Injuria‘. 

6) Den 2. Anhang zur II. Berf.-Beilage bildet das „Edikt über 

die inneren kirchlichen Angelegenheiten der proteſtantiſchen Geſamt— 
Gemeinde in dem Slönigreiche”, kurzweg das „Proteſtantenedikt“ 
genannt. 
Dieſes Edift war feine glückliche geſetzgeberiſche Leiſtung. Zwiſchen grund— 
legenden organiſatoriſchen Beſtimmungen über das Kirchenregiment (88 1. 4. 15), 
Synodalweſen ($ 7), Ausübung der Kirchenhoheit ($ 10), Ausübung der Kirchen— 
gewalt ($ 1. 11. 18. 19) jind in bunter Miſchung Berwaltungsanmweijungen aller 
Art, untergeordnete Gegenjtände der Gejchäftsordnung, jowie überhaupt nicht zur 
Sache gehörige Angelegenheiten eingejtreut. Aus Bequemlichkeit ijt vielfach auf 
früheres Recht verwieſen (Edifte vd. 8. Sept. 1808, 8. Sept. 1809, 17. März 
1809), ohne daß jein Berhältnis zum neueren flargeftellt wurde (e8 „wird im 
allgemeinen bei den Bejtimmungen belaſſen“ $ 11 Abſ. 2), Manches Wichtige 
(s$ 1. 18. 19) ijt ungenau und kurz, vieles Minderwichtige (8$ 20 ff.) präzis 
und breit ausgedrüdt. . Die vielfachen Beſchwerden und Streitjchriften in Ange— 
legenbeiten der bayerifchen proteftantischen Kirche hatten kaum je ihren Grumd 
in der Braris der Staatsregierung, welche, don ganz vereinzelten Fällen 
abgejehen, jeder Zeit von Gerechtigkeit und Wohlwollen getragen war, als viel- 
mehr in der formal mangelhaften Lage der Gejekgebung. (Speziell 
über die an das Berhältnis der „Selbjtändigfeit? und der „Unterordnung“ des 
Oberkonſiſtoriums unter das Ministerium gefnüpften Bedenken und Bejchwerden 
dgl. die fgl. EE. v. 28. Oft. 1824 u. 2. Juli 1831). 5 

Die Ordnung der inneren Sirchenangelegenheiten war in dem Pro— 
teftantenedift, wie es dem damaligen Stande der Kirchenverfaffung 
durchaus entſprach, ohne vorheriges Einvernehmen kirchlicher Organe aus- 
ichließlich durch) Anordnung der Staatsgemwalt gejchehen. Daß fie 
jogar in der Staats verfaſſung geſchah und dieje noch immer die Haupt- 
quelle der bayerifchen protejtantijchen Stirchenverfaffung bildet, hatte feine 
befonderen Gründe und bedarf der bejonderen Erklärung. Durd den 
Abſchluß des Konfordats im J. 1817 (j. 8 16) ſchien der Nechtsbejtand 
der faum erſt anerfannten proteftantischen Kirche aufs außerfte bedroht. 
Bei umbedingtem Vollzuge desjelben, infonderheit der Art. 1 und 16, 
fonnte neben der katholischen Kirche fernerhin feine andere Kirchengefell- 
ſchaft als gleichberechtigt im Lande beftehen. Als der Anhalt des Kon- 
fordates noch dor der offiziellen Publikation desſelben in die Öffentlich: 
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feit drang, wurde aus den lebhaft beunruhigten proteitantischen Streifen 
durch Bittichriften und Vorjtellungen der königliche Schuß für den Nechts- 
beftand der protejtantijchen Landeskirche angerufen und als wirkſamſte 
Form jeiner Gewährung die erbeten, daß ihre Eriftenz durch) ein Staat$- 
geſetz fichergeitellt werde; „nur eine durch ein Staatsgejeß begründete 
Garantie reiche über den Wechjel der Zeiten und Menjchen hinaus.” In 
diejem Sinne wurde die Normierung der proteftantischen Yandesfirchen- 
verfaffung in einem Staatsgejege ausdrücklich erbeten; in diefem Sinne 
wurde die Sicherftellung derjelben kurz darnach durch eine kgl. Erklärung 
vom 12. März 1818 ausdrüclich verjprochen, und in dieſem Sinne allein 
endlich wurde die Sicheritellung im Yufammenhange mit der Staatsver— 
faffung vom 26. Mai 1818 auch gegeben, indem, wie mitgeteilt, das 
Protejtantenedift nach und neben dem Konfordate jelbit als 2. Anhang 
der II. Berf.-Beilage aufgenommen ward. Damit war allerdings das— 
jenige Geſetz, welches die Grundlagen der bayerischen proteftantijchen Kir— 
chenverfaffung enthält, ein integrierender Beftandteil der bayerijchen 
Staatsverfafjung geworden. Aber diefer Vorgang ift nun eben nicht jo 
zu verjtehen, als ob dadurch für Bayern der Grundſatz hätte zur 
Geltung gebracht werden follen, daß die ©ejeßgebung über die prote- 
Itantifche Kirchenverfaflung überhaupt ein Necht und ausschließliche Sache 
des Staates fei. Der Borgang erklärt ich vielmehr befriedigend allein 
aus den erwähnten gejchichtlichen Verhältniffen. ES begreift fich Teicht, 
daß die Charafterifierung des ProtejtantenediftS als Staatsgefeß im %. 
1818 einen unichäßbaren Wert für die proteftantiiche Landeskirche hatte. 
Aber ebenſo ijt es richtig, daß ſich Tpäterhin bei dem Bedürfnis der Weis 
terentwicelung der Slirchenverfaffung, wie fie zuerjt wiederum durch ©. 
v. 4. Juni 1848, betr. die proteftantijche Generalfynode und den Konſiſto— 
vialbezirk Speyer gejchah, die Gebundenheit an die Mitwirfung der Kammern 
und an die fiir die Abänderung von Verfafjungsgejegen erjchwerten Formen 
als ein, je länger, je mehr peinlich empfundenes Hemmnis geltend machte. 
Diejfer Umstand veranlaßte nach) Vorgängen von 1849 und 1873 zuletzt 
die vechtscheinische Generaliynode von 1877, Anträge dahin zu ftellen, 
daß das PBroteftantenedift feines Charafters als Staatsgejeßes 
entfleidet und zum Kirchengeſetz umgewandelt würde, im 
dem Sinn, daß die Fortbildung der protejtantischen Kirchenverfaſſung 
in Zufunft nur in den Händen der Firchlichen Geſetzgebungsfaktoren ſelbſt 
liege. Die oberjte Stirchenbehörde hielt jedoch den Antrag nicht für aus- 
führbar und jedenfalls die Durchführung diefer Ummandlung nicht für 
notwendig und zeitgemäß, und fo wurden nach deren eigenem Gutachten 
die Anträge der Generaliynode von der Staatsregierung abjchlägig be— 
jhieden. Das Oberfonjiftorium hat in einem Promemoria vom 
Kahl, Kirhenredt. 14 
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10. Aug. 1881 feine ablehnende Stellung eingehend begründet. So be- 
Iteht alfo zwar jene Gebundenheit gegenwärtig noch fort. Dagegen ift 
auch die bejondere Garantie, welche in dem verfaffungsgefeglichen Cha— 
vafter des ProteftantenediftS Liegt, beftehen geblieben, und es ift ans 
erfannt, daß diejenigen inneren Stirchenangelegenheiten, auf wmelche fich 
das PBroteftantenedift nicht erſtreckt, allein durch die Kirchengeſe tz— 
gebungsfaftoren geregelt werden, feitdem durch kgl. E. v. 1. Aug. 
1881 verfügt wurde, „daß alle allgemeinen und bzw. neuen organijchen 
firchlichen Einrichtungen und Verordnungen, welche fih auf Lehre, Li— 
turgie, Kirchenordnung und Kirchenverfaffung beziehen, ohne Bernehmung und 
Zuftimmung der Generalfynoden fünftig nicht getroffen werden follen” ($37). 
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Geſetz- und Verorödnungen-Sammlung für das Königreich) Bayern, 1880 ff. 
(Generalregifter zu Bd. I—XV, 1892). Krais, Hob. der inneren Berwal- 
tung im diesrh. B., 2. Aufl. (1881) ©. 231 ff. Günther, Amtshandbud, 
4 Bde., 1883. Friedberg, Berf.-G. ©. 284 ff.; 1. Erg.-Bd. ©. 106 ff.; 
3. Erg.=Bd. ©. 37 ff.; 4. Erg.:Bd. ©. 59. 


e) Sachſen. Verfaſſung vom 4. September 1831: 


$ 32: Gewifjensfreiheit, Schuß der Gottesverehrung; $ 33 (©. v. 
3. Dez. 1868): Unabhängigfeit der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte vom 
religiöjen Bekenntnis, Schranfen der Befenntnisfreiheit; $ 41: in Evangelieis 
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beauftragte Staatsminister; 856: Dffentliche Neligionsübung der aufgenommenen 
chriftlichen Konfejfionen, Berbot neuer Klöjter, der Sejuiten oder anderer geijt- 
licher Oxvden; $ 57: Ausübung des jus circa sacra und des jus episcopale; 
$S 58: recursus ab abusu; $ 59: Unterordnung der Kirchendiener unter das 
Staatsgeſetz; 8 60: Bejonderer ftaatlicher Schuß des Kirchendermögen®. 

Aus der ungemein forgfältig entwicelten Staatsfirchengejeßgebung 
treten, joweit diefelbe interfonfesjionellen Inhaltes ift, vor allem 
hervor: das Mandat vom 20. Febr. 1827, betr. den Übertritt von einer 
chriftfichen Konfeffion zur andern; G. v. 1. Nov. 1836, betr. die Ehen 
unter Berjonen evangelifchen und katholiſchen Glaubensbefenntnijjes und 
die religiöfe Erziehung der von Eltern ſolcher verfchiedener Konfeffionen 
erzeugten Kinder, ausgedehnt durch ©. v. 2. Nov. 1848 auch auf die 
deutjch-katholifchen Glaubensgenofjen; ©. dv. 8. März 1838, einige Be— 
ſtimmungen über die Verpflichtung der Kirchen- und Schulgemeinden zu 
Aufbringung des für ihre Kirchen und Schulen erforderlichen Aufwandes 
betr.; ©. dv. 20. Juni 1870, betr. die Einführung der Civilſtandsregiſter 
für Perſonen, welche feiner im Königreich ©. anerkannten Neligionsgefell- 
haft angehören, und einige damit zufammenhängende Beltimmungen, 
8 20: Austritt aus einer vom Staate anerkannten Religionsgejellichaft, 
religiöjfe Erziehung von Diffidentenfindern, 8 21: Aufnahme neuer Re— 
ligionsgejellfchaften und Umfang ihrer Rechte; ©. v. 10. Sept. 1870, 
betr. die Sonn», Feſt- und Bußtagsfeier. Soviel die Fonfeffionelle 
Staatsfirchengefeßgebung betrifft, jo find die Außerungen und Grenzen 
der ftaatlichen Oberaufficht über alle in Gemäßheit des 8 56 der Berf. 
„aufgenommenen chriftlichen Konfeſſionen“ bejonders feitgeftellt: über die 
evang.-lutherifche Kirche dur ©. v. 16. April 1873 zur Publi- 
fation des Klirchengejeßes wegen Errichtung eines ev.luth. Landeskon— 
fiftoriums; über die reformierte Kirche, aufgenommen nad) Mandat 
vd. 18. März 1811, durch Negulativ dv. 7. Aug. 1818, betr. die kirch— 
lichen Rechtsverhältniſſe der evangelijch-veformierten Glaubensgenoſſen in 
den kgl. Jüchfifchen Landen, für die Dberlaufiß publiziert durch V. dv. 
22. Aug. 1821, und ergänzt durch Dekret, die Verfaffung der ev.-ref. 
Gemeinden im Königreich ©. betr. v. 29. März 1870 nebit Abänderungs- 
defret vd. 6. Juni 1876; für die römiſch-katholiſche Kirche durch ©. 
v. 23. Aug. 1876, die Ausübung des ftaatlihen Oberauffichtsrechts über 
die Fatholifche Kirche im Königreich ©. betr., ausgedehnt mit wenigen Mo— 
diftifationen auf die Oberlaufig durch A.“V. dv. 13. Juli 1877; über Die 
Deutſch-Katholiken durch ©., betr. die Nechtsverhältniffe der 
deutſch-katholiſchen Glaubensgenofjen dv. 2. Nov. 1848. 

Die Verfaffungsentwicelung der Lutheriſchen Landeskirche voll: 
zog fich nad einer an Wandlungen reichen Gejchichte ſeit 1868 nur mehr 
infoweit unter Mitwirkung dev Staatsgejeßgebung, als erforderlich 
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war, um die Wirkſamkeit einer ſelbſtändigen Kirchengeſetzgebung ins Leben 
treten zu laſſen, oder als der Abſchluß der konſiſtorialen Organiſation 
das Gebiet der Staatsgeſetzgebung berührte. Erſteres geſchah durch G., 
betr. die Publikation der Kirchenvorjtands- und Synodalordnung, ſowie 
die Vertretung der ev.uth. Kirchengemeinden d. 30. März 1868. Den 
Stündefammern fteht nad) der richtigen Anficht ein verfaflungsmäßiges 
Necht zur Mitwirfung in inneren Angelegenheiten der ev.-luth. Kirche 
hiernach nicht weiter zu. Das Zweite war der Fall bei dem K.G. v. 
15. April 1873 über die Errichtung eines evang.-luth. Landeskonſiſto— 
riums, welches durch das jchon oben erwähnte Staatsgejeß v. 16. April 
1873 genehmigt wurde. Das Landeskonfiftorium ſteht hiernach „unter 
der Dberauflicht der (in Bertretung des Fatholiichen Königs) mit der 
landesherrlichen Kirchengewalt betrauten in Evangelieis beauftragten 
Staatsminister”. Die Staatliche Kirchenhoheit wird durchgehends bon dem 
Minifterium des Kultus wahrgenommen. „Der Borftand dieſes Mini: 
fteriums ift den Ständen dafür verantwortlich, daß feine Beſchlüſſe 
und feine Anordnungen der Vertretungen oder Behörden der ev.- 
futh. Kirche in Wirkſamkeit treten, welche in die Kompetenz der Staats: 
behörden oder der Stände eingreifen”. 

Die Rechtsverhältniffe dev Katholifen, melde in der Oberlaufiß 
Ihon aus böhmischer Zeit gleiche Neligionsübung mit den Augsburgiichen 
Konfeffionsverwandten befaßen, in den Erblanden feit Übertritt der Lan- 
desherrjchaft zum Katholizismus im J. 1697 zunächſt nur bejchränften 
Beſitzſtand, endlich dur) Mandat v. 16. Febr. 1807 gleiche Kirchliche, 
bürgerliche und politiche Nechte erwarben, wurden eingehend zuerjt durch 
Mandat v. 19. Febr. 1827, betr. die Ausübung der fath. geijtlichen Ge- 
richtsbarfeit und die Grundjäße zur Regulierung der gegenfeitigen Ver— 
hältniffe der katholiſchen und evangelifchen Glaubensgenofjen geregelt. 
Die Katholifen der Erblande Stehen hiernach in oberiter Inſtanz unter 
dem apoftoliichen Bifariat in Dresden; für das eremte Gebiet der Ober— 
laufiß verwaltet der Defan des St. Petersitifts zu Baußen, zu welchem 
aber jeit 1830 regelmäßig ebenfalls der apoftoliiche Bifar gewählt wurde, 
die bijchöfliche Jurisdiktion. Die im Mandat dv. 1827 vorbehaltenen 
ftaatlichen SHoheitsvechte wurden durch Die oben mitgeteilten Auffichts= 
geſetze dv. 1876 und 1877 in Einigem (Placet) modifiziert; im übrigen 
beruhen die letteren aber durchaus auf den Grundſätzen der preußijchen 
Maigejeßgebung, welche hier in gerechter und volljtändiger Weiſe kodifi— 
ziert find. 


Litteratur. Binding, Deutiche Staatsgrundgejeke, Heft VI: Berf.-Urf. 
des Königr. Sachen, 189. v. Seydewitz, Stoder des im Königr. Sachjen 
geltenden Kirchen- und Schulrechts, 3. Aufl. 1890. Leuthold in Mar- 
quardjens Hdb. Bd. II. 2. ©. 214 ff. Dibelius in H. R-E. Bd. XII. 
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©. 200 ff. Bierling, Uber die Kompetenz der landftändischen Kammern 
des Königr. ©. in Angelegenheiten der evang.-luth. Yandesficche, 1868. 
Derjelbe, Der Beſchluß der Jädhl. Kammer über Abänderung der K.-V. 
und ©. D. ꝛc. vom Rechtsjtandpunfte beleuchtet, 1869. Zriedberg, Berf.-©., 
©. 355 ff., 3. Erg.-DBd. ©. 42 ff. Derjelbe, für die Gejchichte bon 1517 
bis 1848 in „Grenzen 20.7, ©. 101 ff., 390 ff. Rieker, Die rechtliche Stel- 
lung J S. 407-411. Hinfichtlich der katholiſchen Kirche: Vering 2b. 
©. 204 ff. 


d) Württemberg. Berfaffung vom 25. September 1819: 


8 24: Gewiſſens- und Denk()Freiheit; $ 27 (©. v. 31. Dez. 1861): 
Unabhängigkeit der jtaatsbürgerlichen Rechte vom religiöfen Bekenntnis; 8 70: 
Offentliche Religionsübung der drei chriftlichen Konfeſſionen; $ 71: Kirchliche Autos 
nomie im inneren Angelegenpeiten; s 72: Königliches oberhoheitliches Schub und 
Auffihtsrecht, ©. d. 30. San. 1862, MU. 1: Placet; $ 73: Unterordnung der 
Kirchendiener unter die weltliche Obrigkeit in bürgerlicher Beziehung; $ 74: Benz 
fionsanjprüche von Kicchendienern; $ 75: Berwaltung des Kirchenregiments der 
ed.sluth. Kirche „nach den bejtehenden oder fünftig zu erlafjenden 
verfaſſungsmäßigen Geſetzen“; 8 76: Episfopalrechte für den Fall, daß 
der König nicht der evang. Konfeſſion angehört; $ 77: Berwaltung des evang. 
Kirchenguts des Herzogt. W.; 8 78: Berwaltung der Fatholifchen Kirche durch 
den Landesbiſchof; 5 79: Ausübung der Staatsfirchenhoheit über die fatholifche 
Kirche; 88 80. 81: Verhältniffe der Fatholifchen Kirchendiener; $ 82: Vermögens- 
rechtliche Ausjtattung der katholiſchen Kirche; 8 83: Sorge für die reformierten 
Kirchengemeinden. 

Wirrttemberg war bis zum %. 1805 ein Dergeftalt ausschließlich 
evangelifcher Staat, daß die öffentliche Ausübung der fatholifchen Religion 
verboten und die Fatholifchen Yandesherrn felbft, in der Beit v. 1733 — 1797, 
in welcher nach Maßgabe der Neligionsreverjalien das evangelifche Kir: 
chenvegiment auf den Geheimen Nat übergegangen war, auf die Hause 
andacht in der Hoffapelle beichränft blieben. Erſt durch die Neligions- 
edikte dv. 14. Febr. 1803 und 15. Okt. 1806 wurde die Gleichberechti- 
gung der drei chriftlichen Befenntniffe in der öffentlichen Kultusübung 
ausgejprochen. In der Folgezeit wurden die Anfänge in der Organi— 
jation der damals noch unter 5 verfchiedene Didcejen verteilten katholi— 
ichen Landesfirhe gemacht und zur Ausübung der Kivchenhoheitsrechte 
des Staats der katholiſche Kirchenrat inltituiert. In der evangelischen 
Kirche kam jeit 1797 die Ausübung des Kirchenregiments wieder auf den 
Landesherrn, und es wurden nad Bereinigung des evangelifchen Kirchen- 
gutS des früheren Herzogtums mit dem Staatsfammergute i. J. 1806 
alle auf jenem ruhenden kirchlichen Verbindlichfeiten auf den Staat über: 
nommen. Sn diefer Lage der Dinge fam die Berfaffung dv. 1819 mit 
ihren vorerwähnten ſtaatskirchenrechtlichen Beitimmungen. Die Entwicke— 
fung iſt auch feit diefer Zeit eine fait ausnahmslos fonfeffionell getrennte 
geblieben. Eine interfonfejfionelle Staatsfirchengejeßgebung außer 
den bereits aus den IJ. 1806 und 1817 herrührenden Beltinmungen 
über die Religion der Kinder bei gemifchten Ehen (ſ. u. $ 54) und den 


214 Zweiter Abjchnitt: Quellen des Kicchenrechts. $ 15 


gemeinfchaftlichen Grundbeitimmungen der Berfaffung ſelbſt beſitzt Würt- 
temberg nur in jehr geringem Umfange. Aus früherer Zeit ift dahin etwa 
nur zu rechnen die Amortifationsverfügung dv. 28. Juni 1859 (mit Er- 
gänzung dv. 1. März 1883), aus neuerer Zeit das ©. v. 9. April 1872 
über die religiöfen Diffidentenvereine und das Stiftungsgejeg v. 21. Mai 
1891, 4. 43 ff. 

Eine fpezialifierte gejetliche Ausprägung des jtaatlichen Auffichts- 
rechts gegenüber dev evangelijchen Kirche Hat jeit der Wiederber- 
einigung von Staatsgewalt und Kirchengewalt in der Perſon des Lan- 
desherrn nicht ftattgefunden. Die B. dv. 20. Dez. 1867, betr. die Stel- 
lung des Minifteriums des Kirchen: und Schulwejens bei Angelegenheiten 
der evangelijchen Kirche giebt in dieſer Beziehung nur allgemeine Zu— 
ftändigfeitSnormen. Die evangelifche Kirchengefeßgebung iſt grundfäglich 
aus der Staatsgejegebung ausgelöft. In der oben mitgeteilten DVer- 
fafjungsbeftimmung des 8 75 find nad) der von Negierung und Ständen 
anerfannten Auslegung (Bhol. d. Abg.K. 1870/74, ©. 5684 f., 5736, 
I. Beilagen Bd. ©. 2273 ff.) die Worte „beitehende oder fünftige Geſetze“ als 
„Kicchengefete” zu verjtehen. Seit Einführung einer Yandesiynode durch) 
V. dv. 20. Dez. 1867 (f. u. $ 37) hat dementjprechend eine Mitwirkung 
der Staatögejetgebung nur injoweit ftattgefunden, als zur Deckung eines 
Mehraufwandes für firchliche Bedürfniffe die Mittel des Staates in An- 
jpruch zu nehmen waren, oder, wie jpäter bei dem Staatsgejeß v. 14. Juni 
1887, betr. die Vertretung der evangelifchen Kirchengemeinden und die 
Berwaltung ihrer Bermögensangelegenheiten (dazu Verfügungen v. 21. März 
1889), deshalb, weil es fich hier um an und für fich der ftaatlichen Zu- 
ftändigfeit angehörige Gegenjtände handelte. 

Die Eatholijche Landeskirche erhielt furz nach der Staatsver- 
faffung ihre Organifation als Teilgebiet der oberrheiniichen Kirchenpro- 
vinz durch die für diefelbe vereinbarten Cireumferiptionsbullen (8 16), 
landesherrlich publiziert am 24. Dft. 1827. Das Bistum Nottenburg 
umfaßt hiernach das ganze Staatsgebiet von Württemberg. Das Ver— 
hältnis zum Staate war zunächſt durch die „Bekanntmachung mehrerer 
bei der oberrh. K.-Prov. beteiligten Regierungen v. 30. Jan. 1830, das 
landesherrlihe Schuß» und Auffichtsrecht über die Fatholifche Kirche betr.” 
(Walter, Fontes etc. ©. 340 ff.), feitgeitellt. Diejelbe begegnete von 
Anfang an dem Widerjpruch des Papſtes und des oberrheinijchen Epis- 
fopats. Da aus ihr im Anfang der 50er J. ſich Konflikte zu entwiceln 
begannen, fam es auf Grund von Verhandlungen mit dem Biſchof und 
der Kurie zum Abjchluß einer Konvention v. 8. April 1857 (Walter, 
l. c. ©. 563 ff.). Diejelbe wurde am 21. Dez. 1857 unter Vorbehalt 
der ftändifchen Zuftimmung publiziert. Anfangs von der öffentlichen 
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Meinung mit Gleichmut aufgenommen, erwecte fie jpäter unter der Ein- 
wirfung einer parallel laufenden Bewegung im Nachbaritaate Baden leb- 
haften Widerſpruch. Nachdem die Zuſtimmung der Ständefammer in den 
Berhandlungen v. März 1861 nicht zu erlangen war, wurde fie im 
uni d. J. durch Erklärung der Regierung als hinfällig außer Wirkſam— 
feit gejeßt. Nunmehr wurde dev grundfäßlich einzig vichtige Weg be- 
Ichritten und die Nechtsftellung der katholiſchen Yandesfirhe im Staat 
durch die Staatsgejeßgebung feitgeitellt. Dies gejchah durch das jett geltende 
G. v. 30. San. 1862, betr. die Regelung des Verhältniffes der Staats: 
gewalt zur Eatholifchen Kirche. Dasjelbe bezieht fich auf das landesherr- 
liche Placet, die Berleihung von Kirchenämtern, die Anftalten für Her— 
anbildung der Geiftlichen, den katholiſchen Neligionsunterricht, die geift- 
lichen Orden und Stongregationen, das Kirchendermögen. In allen Stücken 
iſt der Eatholifchen Kirche die meiteftgehende Selbjtändigfeit und Be— 
wegungsfveiheit gewährleiiter. Ausgeübt werden die ftaatlichen Aufficht3- 
rechte nach wie vor durch den Fatholifchen Kirchenrat. 


Litteratur. Binding, Staatsgrundgefeße, Heft VII: Verf.ellrk. f. d. Königr. 
Württemberg, 1894. Stoerf, S.17iff. Reyider, 8.-©. Bd. IX. X. 
Gaupp in Marquardjens Höb. Bd. III. 12, ©. 253 ff. Friedberg, 
Berf.-8.5. 397 ff.; 1. Erg.:Bd. ©. 109 ff., 2. Erg.-Bd. ©. 7 ff., 3. Erg.-BD. 
©. 54ff. Derjelbe, f. d. Gefchichte: Grenzen 2c., ©. 371 ff., 447 ff. Nies 
fer, Die rechtliche Stellung zc., ©. 411—416. Merz in H.R.-E. Bd. XVII. 
©. 349 ff. Für die fath. 8. bei. Vering, 2b. ©. 225 ff. Golther, Der 
Staat und die Fatholifche Kirche in Württemberg (©. 541 ff.: ©. v. 30. 
I. 62), 1874. Kahl, Die deutfchen Amortifationsgejete, 1879, ©. 258 ff. 


2. Die Großherzogtünter, 

a) Baden. PBerfasfung vom 22. Auguft 1818: 
8 9: Zulaſſung zu öffentlichen Ämtern ohne Unterfchied der Religion. 
8 18: Gewiffensfreiheit und gleicher Staatsjchuß für den Kultus. 8 19: Gleich: 
heit der politiichen Rechte für alle Neligionsteile. 820: Schub des Kirchenguts. 
Die Verhältniffe beider Yandesfirchen bildeten in den fünfziger Jahren 
den Gegenjtand bejonders erniter Erwägungen der Staatsregierung. In 
der proteftantifchen Kirche ftand die Organijation des am 5. Yan. 
1843 inftituierten evangelischen Dberfirchenrats in Frage. Die Unter- 
ordnung desjelben unter das Minijterium des Innern hatte der, bereits 
nach der Unionsurfunde v. 13. Aug. 1821 in Ausficht genommenen, aber 
eritmalig 1834, dann wiederum 1843 zufammengetretenen Generaljynode 
Beranlaffung zu Boritellungen bei der Staatsregierung gegeben. Ebenſo 
hatte jeine Doppeljtellung als Staatsbehörde und Kirchenvegimentsbehörde 
durch Die organijatorischen Berfuche vom 25. Nov. 1853 und 18. Dez. 
1856 noch nicht eine befriedigende Ordnung gefunden. Im Verhältnis 
zur katholiſchen Kirche waren die ſchon 1853 entjtandenen Schwie- 
rigfeiten neuerdings wiederum dadurch gefteigert worden, daß das mit 
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Nom abgejchloffene Konkordat dv. 28. Juni 1859 ebenfalls nicht die in 
der großherzoglichen Publifationsverordnung vd. 5. Dez. d. J. porbehaltene 
„ſtändiſche Zuftimmung zur Anderung der der Vereinbarung entgegen- 
jtehenden Gefegesbeftimmungen? erhielt. In diefer Lage wurde Die 
interfonfeffionelle Regelung der Beziehungen des Staats zu den 
Kirchen und Religionsgefellichaften ins Auge gefaßt und in fünf Ge 
jeben dv. 9. Dft. 1860 zum Bollzug gebracht. Eines derjelben, über die 
Patronatsrechte der Füriten von Fürftenberg und Yeiningen kommt hier 
nicht in Betracht. Zwei weitere, über Noteivilehe und Beftrafung von 
Amtsmißbräuchen der Beiftlichen, wurden nachmals durch den Gang der 
badifchen Yandes- und bezw. der deutſchen Reichsitrafgefeßgebung über- 
holt. in viertes über die religiöfe Erziehung der Kinder gehört in 
fpäteren Zufammenhang ($ 54). Das allgemene Hauptgejet war 
dasjenige über „die rechtliche Stellung der Kirchen und firchlichen Ver— 
eine im Staate” mit folgendem Inhalt: 

$ 3: Religiöfe Bereinsfreiheit. 88 1. 7-9: Öffentliche Korporations- 
qualität beider Kirchen, Freiheit und Selbjtändigfeit ihrer Berwaltung und in 
der Bejegung der Kirchenämter. 88 10. 14: Bermwaltung des Kirchenvermögens 
unter gemeinjamer Leitung don Kirche und Staat und Bejtenerung des Kirchen 
vermögens. $ 11: Staatsgenehmigung für religiöfe Orden. 88 6. 12: Ver— 
hältnis der Kirchen zur Schule. $ 13: Unterjtellung der Kirchen und deren 
Diener unter die Staatsgeſetze. 8 15: „Keine Berordnung der Kirchen, welche 
in bürgerliche oder jtaatSbürgerliche VBerhältniffe eingreift, kann rechtliche Geltung 
in Anfpruch nehmen oder in Bollzug gefeßt werden, bevor fie die Genehmigung 
des Staats erhalten hat. Alle firchlichen Verordnungen müſſen gleichzeitig mit 
der DVerfündigung der Staatsregierung mitgeteilt werden.” 8 16: Bollftredung 
firchlicher Erfenntnijje gegen Freiheit oder Bermögen. 

Durch dieſes Geſetz war die rechtliche Grundlage geſchaffen, auf 
welcher bis zur Stunde der Gang der Staatsfirchengejeßgebung in Baden 
fi vollzogen hat. Someit dieſelbe interfonfeffionellen Inhalt behielt, 
wurde fie in dreifacher Richtung in Anſpruch genommen. Teils verfolgte 
fie lediglich den Zweck weiterer Ausgeftaltung der jchon in der Ger 
jeßgebung von 1860 enthaltenen Grundgedanken: jo in den Gefeßen vom 
21. Dezember 1869 über die Einführung der obligatorifchen Civilehe, 
vom 5. Mat 1870 über die Nechtsverhältnijfe und die Verwaltung der 
Stiftungen, vom 26. Juli 1888, betr. die Befteuerung für örtliche kirch— 
lihe Bedürfniffe. Teils hatte fie ihre Veranlaffung in der durch das 
Vatikanum verfchuldeten allgemeinen Firchenpolitiichen Lage, welche eine 
Reviſion der früheren Staatskirchengejfeßgebung erforderte: jo vor 
allem bei dem G. vom 19. Februar 1874, betr. die Abänderung einiger 
Beltimmungen des (Haupt). dv. 9. Oft. 1860, und feinen beiden No- 
vellen vom 5. März 1880 (Vollzugs-B. v. 11. April 1880) und 5. Juli 
1888. Teils endlich hatte fie die Beftimmung der ftaatlihen Unter 
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ftüßung der Kirche, wohin namentlich die Dotationsgefete vom 25. Auguft 
1876, 15. Mai 1882 und 5. April 1886 gehören. 

Mit Eonfeffioneller Beichränkung bethätigte ſich die badijche 
Staatsfirchengejeßgebung gegenüber der evangelijchen Kirche zunächſt 
dadurch, daß durch V. vom 28. Dezember 1860 der evangeliiche Ober- 
firhenrat von dem Minifterium Losgelöft und ſelbſtändig geſtellt 
wurde. Die durch die Gejeßgebung von 1860 gewährte Selbjtändigfeit 
fand weiterhin ihren Ausdruck darin, daß nunmehr die vereinigte ev.- 
prot. Kicche des Großherzogtums ihre Berfafjung vom 5. Sept. 1861 
erhielt, welche durch Zuſätze und Anderungen bis in die neuefte Zeit 
weitergebildet wurde ($ 33) und auf Grund deren fich eine fruchtbare 
und unabhängige Kirchengefeßgebung entwickeln konnte. Endlich wurde 
im Bollzug des $ 10 des ©. vom 9. Dftober 1860 und bezw. 26. Juli 
1888 die Berwaltung des Kirhenvermögens im Einverneh- 
men von Staats und Kirchenbehörden durch mehrere neue Drdnungen 
(DB. dv. 28. Febr. 1862, 21. Sept. 1875, 6. Sept. 1890, 17. Juli 1891) 
geregelt. Auch mit der kraft landesherrlicher Publikation vom 16. Oft. 
1827 der oberrheinifchen Kirchenprovinz zugeteilten ($ 16) katholi— 
ſchen Kirche des Großherzogtums wurde in Ausführung der allgemeinen 
Geſetze eine Vereinbarung über die Befekung der Pfründen um 
über die Berwaltung des Kirchenvermögens erzielt und durch 
V. v. 20. Nov. 1861 vollzogen. Eine weitere Gruppe bon Spezial— 
gejegen für die Fatholijche Kirche ftand wiederum in Zufammenhang mit 
der firhenpolitifchen Lage: fo die auf Grund 8 112.6. vd. 
9. Dftober 1860 ergangenen beiden Ordensgeſetze vom 2. April 
1872. Durch das eine wurde Mitgliedern religiöfer Orden jede öffent: 
liche Lehrtirkfamkeit fiir die Negel unterfagt, durch das andere wurde 
die Abhaltung don Miffionen und Aushülfe in der Seeljorge durch Mit- 
glieder nicht genehmigter religiöfer Orden verboten und von diefem Ver: 
bot erft durch das erwähnte interfonfeflionelle ©. v. 5. Juli 1888 „die 
Spendung der Saframente in Notfällen? ausgenommen. Endlich find 
durch ©. vom 15. Juni und V. vom 27. Juni 1874 die Nechtsverhält- 
nifje dev Altfatholifen gevegelt und auf diejelben „alle bezüglich 
der römisch-fatholifchen Kirche des Landes erlaflenen Staatsgejete” für 
anmendbar erklärt worden. 

Litteratur. Stoerf, ©. 212 ff. Mühlhäuger, in 9 R-E. BD. II. 
©. 57 ff. Friedberg, Berf.-G. ©. 469 ff.; 1. Erg.-Bb. ©. 136 ff.; 2. Erg.- 
Bd. ©. 67 ff.; 3. Erg.-Bd. ©. 87 ff.; 4. Erg-Bd. (ind. 2. FM. f. 
Derjelbe, Der Staat und die fatholifche Kirche in Baden feit d. 5.1860, 
2. A., 1873, vgl. mit Maas, Gejchichte der Fatholifchen Kirche in Baden, 
1891. Bering, Lb. ©. 233 ff. Heiner, Gejete, die Fatholifche Kirche 


betr. (Rojins Handbibliothef badijcher &. V. B».), 1890. Spohn, Badi- 
ſches StaatSficchenrecht, 1868. Derjelbe, K.-R. der ver. ev. prot. K. im 
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Gr. Baden, 2 Bde, 1871. 1875. Niefer, Die rechtliche Stellung ꝛc., 
&. 416-418. Richter-Dove, 2b. 8 74. Schenkel in Marquardjens 
HH. Bb.II. 1? ©.43 ff Hinfchius, dajelbit Bd. I. 1. ©. 247 fi. 
vb. Schulte, Der Altfatholizismus, ©. 405 ff. 438 ff. vb. Sammlung 
v. kirchl. u. jtaatl. Vorſchr. f. d. altfatholiichen Kirchengemeinschaften, 1887, 
©. 125 ff. 


b) Heſſen. Berfajfung dom 17. Dezember 1820: 


U. 20: Unabhängigkeit politifcher oder bürgerlicher Rechte von der 
Konfeffion dazu: ©. d. 2. Aug. 1848, die religiöfe Freiheit betr... A. 21: Freie 
und öffentliche Kultusausübung der anerkannten chriftlichen Konfeffionen. U. 22: 
Gewifjensfreiheit und deren Schranfen. X. 39: Schuß der Kirchenverfafjung. 
(U. 40: Placet, aufgehoben durch WU.5 8. ©. dv. 23. April 1875, ſ. u.) U. 41: 
Unterordnung der Geiftlichen unter die weltliche Obrigfeit. U. 42: recursus ab 
abusu. 4.43. 44: Staatlicher Schutz des Kirchengut3 und der milden Stiftungen. 

Als die heſſiſche Regierung i. J. 1875 ebenfalls durch fünf Gejeße 
eine neue Kodififation des Staatsficchenrechts unternahm, fand fie die 
zwingende Veranlafjung dazu jowohl in den Berhältniffen der evangeli- 
jchen wie der Fatholifchen Yandeskirche gegeben. Die Verfaſſung der durd) 
Unionsurfunde dv. 28. Nov. 1822 vereinten „evangeliſch protejtan- 
tiſchen“ Kirche des Großherzogtums hatte bis zum J. 1874 wejentlich 
auf den Ediften vom 6. Juni 1832, betr. die Organiſation der Behörden 
für die ev. Stirhenangelegenheiten, und vom 9. Juni 1832 über die Dr- 
gantjation der Kirchenvorftände beruht. Nach jenem war die obere Yei- 
tung und Verwaltung der Angelegenheiten der ev. Kirche auch in vein 
firchlichen Dingen ftaatlichen Behörden anvertraut. Dagegen war nun— 
mehr das Berhältnis der evang. Kirche zum Staat durch das neue Ver— 
fafjungsedift vom 6. Jan. 1874 (abgeändert d. K.G. v. 15. März 1885) 
wejentlich verändert worden. Sie hatte „unbejchadet des dem Staate 
zuftehenden Dberauflichtsrechts? die Selbftändigfeit der kirchlichen Ver- 
waltung und Geſetzgebung ($ 2 1. e.) überwiejen erhalten. Daher 
entjtand das Bedürfnis, das vorbehaltene jtaatlihe Oberauffichtsrecht im 
einzelnen feitzujtellen und der garantierten Selbjtändigfeit zugleich Die 
erforderliche öfonomijche Unterlage zu geben. Gegenüber der zur ober— 
rheinischen Kirchenprovinz gehörigen und nach landesherrlicher Vublifation 
v. 12. Dft. 1829 an deren allgemeinen vertragsmäßigen Rechtsquellen 
beteiligten fatholijchen Landeskirche war zwar dur VV. dv. 30. Yan. 
1830 und 1. März 1853 ‚die Ausübung des oberhoheitlihen Schuß- 
und Auffichtsrechts‘ geregelt worden. Dieje Berordnungen traten aber 
durch die mit dem Biſchof von Mainz abgefchloffene „vorläufige Über- 
einfunft in Betreff der Negelung der Verhältniffe des Staates zur fatho- 
lichen Kirche dv. 23. Auguft 1854” ftillfchweigend außer Wirkſamkeit. Ein 
im J. 1862 den Kammern vorgelegter Entwurf über „die rechtliche Stel- 
fung der Kirchen und firchlichen Vereine im Großherzogtum“ erlangte 
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nicht Geſetzeskraft. Und nachdem nun jene Übereinfunft durd) A. E. von 
6. Dft. 1866 wieder befeitigt und an ihrer Stelle man dazu überge- 
gangen war, nach den „Orundfäßen‘ des Entwurfes von 1862 zu „ver- 
fahren‘, entbehrte der thatfächlich vorhandene Zuftand in den Beziehungen 
des Staates zur fatholifchen Kirche eines verfaffungs- und gejeßmäßigen 
Bodens. Ergab fich ſchon von hier aus das Bedürfnis nach einer neuen 
Staatsfirchengejeßgebung, jo erjchien dasfelbe der heſſiſchen Staatsregie- 
rung noch dringender durch die vatifanischen Anfprüche und die Erfah- 
rungen in Preußen begründet. Aus diefen verjchiedenartigen, teils auf 
den bejonderen Verhältniffen der beiden Kirchen, teils auf der allgemeinen 
Lage beruhenden Erwägungen gingen die heffifchen firchenpolitifchen Ge— 
jete vom 23. April 1875, betr. „die rechtliche Stellung der Kirchen und 
Neligionsgemeinfchaften im Staate“, ‚den Mißbrauch der geiftlichen Amts— 
gewalt“, „die Borbildung und Anftellung der Geiftlichen‘‘, „die veligiöfen 
Drden und ordensähnlichen Kongregationen‘ und „das Belteuerungsrecht 
der Kirchen- und Religionsgemeinschaften” hervor. Die drei mittleren 
dieſer Gejeße entiprachen in ihrer Tendenz den preußifchen Maigeſetzen 
von 1873 und 1875, enthielten aber im einzelnen bemerkenswerte Unter- 
Ichiede. Das erfte ift das grundlegende Geſetz: 

a. 1: Öffentliche Korporationsqualität und Aultusübung der ev. und 
fath. Kirche. A. 2: Offentliche Gottesverehrung auch der übrigen bejtehenden oder 
neuen Religionsgemeinjchaften, aber Erwerb von Korporationsrechten nur auf 
Grund bejonderer Verleihung. U. 3: Bildung neuer Neligionsgemeinfchaften. 
A. 4: Selbjtändigfeit der eb. umd fath. Kirche unter Borbehalt der jtaatlichen 
Geſetzgebung und Oberaufficht. A. 5: Wie $ 15 des badiichen G. vom 9. Ok— 


tober 1860 (j. o.), Aufhebung d. U. 40 d. Verf. u. der auf das Placet bez. Be— 
jtimmungen d. VB. v. 1830 u. 1853. 


Diefes Hauptgejek ſteht mit dem Drdens- und Befteuerungs- 
geje noch gegenwärtig in unveränderter Geltung. Dagegen ift das ©. 
betr. die Borbildung und Anjtellung der Geiftlichen durch das gleich rubrt- 
zierte G. vom 5. Juli 1887 aufgehoben, beziw. erjeßt, und endlich das 
G. betr. den Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt durch die Novelle vom 
7. September 1889 abgeändert worden (aufgehoben die A. 4. 5. 81, 
13—24). Die ausgejprocdhene Abficht in beiden Fällen war, als unaus- 
führbar erwiejene Bejtimmungen aufzuheben, offenbare Härten zu bejei- 
tigen und eine möglichfte Übereinftimmung mit dem Rechtszuftand in den 
fivchenpolitifch beteiligten Nachbarjtaaten herbeizuführen. Die altfatho- 
liſche Kirche und die Jurisdiktionsgewalt des altkatholijchen Bijchofs 
im Großherzogtum wurden durch M.E. dv. 23. Dez. 1873 anerkannt. 


Litteratur. Stoerk, © 239 ff. U Schmidt, Kirchenreshtliche Quellen 
des Großh. 9., 1891. Friedberg, Berf.-G. Bd. 1. ©. 507 ff. 1. Erg.:BB. 
©. 139 fj.; 2. Erg.-Bd. ©. 83 ff.; 3. Erg.:Bd. ©. 141ff. Köhler, KR. 
d. eb. K. d. Großh. H., 1884, nebſt Nachträgen, 1890. Derſelbe inH.R.-E. 
Bd. VI. ©.71ff. Riefer, Die redtlihe Stellung zc., ©. 418f. Gareis 
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in Marquardſens Höb. Bd. II. 13%. ©. 81ff. Hinfhius, dal. Bd. II. 

©. 247. Bering, 8%. ©. 221 ff. dv. Schulte, Der Altfatholizismug, 

©. 405 ff. 

ec) Medklenburg-Schwerin und Gtreliß. Eine Fonfti- 
tutionelle Staatsverfaffung befteht nicht. Auch in firchlicher Beziehung 
nehmen die beiden Großherzogtümer, einfchließlich des jeit 1701 zu letz— 
terem gehörigen Fürſtentums Ratzeburg, eine durchaus eigenartige 
Stellung ein. Das durch mehrere Reverje grundgejeßlich garantierte Lan— 
desfirchentum der ed.-lutherifchen Kirche ift ein dergeftalt ausjchließ- 
liches, daß die Kultusibung der Neformierten und Katholiken, welche 
„bäretifche Angehörige der Landeskirche” find, überall nur auf mwiderruf- 
licher landesherrliher Kon zeſſion beruht. Generell reicht ihre aus 
dem weitfälifchen Frieden zu beurteilende und durch Bundestagsbejchluß 
vom 9. Juni 1853 bemejjene religiöje Berechtigung nicht weiter als bis 
zur devotio domestica simplex ($ 22). An religiöfen Grundrechten 
haben Neformierte und Katholiken alſo nur injoweit Teil, als 
jolche auf der Neichsgejeßgebung oder bejonderer Berwilligung beruhen. 
Die wenigen organifierten fatholifchen Gemeinden von M.-Schwerin find 
dem apoftolifchen Vikariat für die nordiſche Miſſion (Biſchoff von Osna— 
brüd) zugeteilt. In M.-Strelit ift, „um Aufregung zu vermeiden”, 
der ſtändige Aufenthalt eines Fatholiichen Prieſters überhaupt nicht ge- 
stattet. Es verfteht fich hiernach von feldft, daß eine auf modernen Prin— 
zipien beruhende interkonfejlionelle Staatsfirchengejeßgebung nicht 
vorhanden ift. Um fo vollfommener iſt fie für die luth. Landes— 
fire: ihre gefamte Drdnung beruht auf Staatsgeſetz im Sinne 
des Staatsrechts der altlandftändischen Monarchie. Denn zwar ift eine 
Unterfcheidung der in der Kicchenhoheit des Staats und der Kirchengemwalt 
des Landesherrn gelegenen Funktionen Hinfichtlih dev kirchlichen Ver— 
waltung auch in Mecklenburg ſchon feit dem J. 1848 eingeführt: Die 
Kirchenhoheitsrechte werden in M.-Schwerin durch die mit dem Juſtiz— 
minifterium verbundene Abteilung für geistliche Angelegenheiten, in M.- 
Streliß durch die Yandesregierung, die Kirchengewaltsrechte werden, ſo— 
weit adminijtrativer Art, in M.Schwerin durch den Dberfirchenrat, in 
M.-Strelit durch das Konfiftorium, ſoweit disziplinärer Natur, durch die 
Konfiftorien in Roſtock und Neuftreliß und das Dbere Kirchengericht wahr- 
genommen. Dagegen tft eine gleiche Unterjcheidung der Funktionen hin- 
fichtlich der firhlihen Geſetzgebung nicht eingetreten. Die Kon— 
furrenz der Yandjtände findet durchgehend und ohne Unterichied, ob es 
ji) um eine äußere oder vein innere Slirchenangelegenheit handle, ftatt. 
Inſonderheit ift jede Änderung der Eirchlichen Grundgeſetze, nämlich der 
Ktirchenordnung von 1602 (1650), der Konfiftorialordnung von 1570 
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und der Superintendenturordnung von 1571 ihrem ganzen Inhalte nach 
durch 8 483 des ſog. landesgrundgeſetzlichen Erbvergleichs v. 18. April 
1755 an die ſtändiſche Mitwirkung gebunden. Dieſe Kirchengeſetzgebung 
wird nach 8 510 des L.G.G. E.-B. ausſchließlich durch den allgemeinen, 
d. h. beiden Großherzogtüimern gemeinfamen Yandtag ausgeübt. Auch 
die durch Die Neichseivilftandsgefeggebung veranlakten neueren Kirchen— 
ordnungen über Taufen, Trauungen und Slirchenzucht find unter Mit: 
wirkung des ängjtlich um feine firchliche Zuftändigfeit beforgten Yandiages 
zu Stande gekommen. Cine irgend welche ſynodale Mitwirkung findet 
dabei überall nicht jtatt, da Medlenburg eine Synodalverfaffung über- 
haupt nicht beſitzt. Die auf kirchliche Gegenftände fich beziehenden Lan- 
desgejeße werden ohne Unterjchied des Snhaltes und der Form in den 
ſtaatlichen Negierungsblättern publiziert. Für die Seeftädte Roſtock und 
Wismar beftehen einige Nejervate. 


Litteratur. Hinfichtlich der ea der Katholifen vgl. die Lit- 
teratur o. zu $ 14 III. vb. die Schrift „Katholiſche a N in M.7, 
1852 (StaatSminifter vd. Schröter), und BT EB. 199.27 St übrigen 
Büfing in Marquardſens Hob. BB. II. 21. ©. 64 ff. 71, woſelbſt 
S. 5 je auch über die allgemeinen äntseeitaitige Berhältnilfe. Pentz in 
H. R.E. Bd. IX. 9.454 ff. Kahl, Das obere Kirchengericht F. d. Großh. M., 
1880. Niefer, Die rechtliche Stellung 2c., ©.419—422. Die angef. firdl. 
BAER — in der fog. Barhimjdhen ®-Sammlung, Bd. II. 1865, der 
3 an . in Bd. III, 1868. Weitere Litteratur der Quellen bei Meier, 

S * 


d) Sachſen-Weimar. Das revidierte Grundgeſetz vom 
15. Oktober 1850 enthält keine ſtaatskirchenrechtlichen Beſtimmungen. 
Wie aber ſchon ſeit dem J. 1849 die kirchliche Verwaltung der evan— 
geliſchen Landeskirche durchaus auf dem Grundſatze der Scheidung der 
rein kirchlichen und geiſtlichen Angelegenheiten? (Kirchenrat, VB. vom 
25. September 1849 und 25. November 1874) und des „äußeren Kir— 
chenweſens“ (Kultusdepartement) beruht, ſo werden auch für die Rechts— 
bildung Staats- und Kirchengeſetzgebung in der Praxis wohl aus— 
einandergehalten. Prinzipiell wird nach der territorialiſtiſchen Grundlage 
des Kirchenweſens die Kirchengeſetzgebungsgewalt vom Landesherrn in An— 
ſpruch genommen und iſt deshalb ſchon bei Erlaß der Kirchengemeinde— 
ordnung vom 24. Juni 1851 eine Mitwirkung des Landtags nur „zu 
den die Zuſtändigkeit desſelben berührenden 88 5 und 25“ eingetreten. 
Die Synodalordnung vom 29. März 1873 iſt „auf Antrag des Kirchen— 
rats, nach gutachtlicher Vernehmung ſämtlicher evangeliſcher Kirchenge— 
meindevorſtände des Landes“ vom Großherzog allein gegeben. Durch 
dieſe aber iſt der Landesſynode eine, wenn auch nicht vorbehaltsloſe, Mit— 
wirkung bei der Kirchengeſetzgebung eingeräumt. Die Verhältniſſe 
der katholiſchen Kirche im Lande, deren Gemeinden zum Bistum 
Fulda gehören, find durch Staatsgejeg vom T. Okt. 1823, abgeändert 
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in einigen Bunften durch ©. dv. 6. Mai 1857, geregelt. Die Ausübung 
der Jura eirca sacra iſt hiernach einer „Immediatkommiſſion für das 
katholische Sirchen- . und Schulweſen“ übertragen und im Umfang des 
Placet, des recursus ab abusu, in weitgehenden landesherrlichen Batro- 
natsrechten, Einſchränkung der Prozejfionen, Stirchenvifitationen, Sons 
trolle der firchlichen Verntögensverwaltung u. a. ein Syſtem jtrenger 
Staatsaufficht durchgeführt. 
Litteratur. Friedberg, Berf.-G. ©. 619 ff.; 1. Erg.-Bd. ©. 157 ff. Ger- 
mann in 9. RE. Bd. XV. ©. 647 ff. Nieker, Die rechtliche Stellung 

er — 431—433. ©. Meyer in Marquardſens Hob. Bd. UI. 22 

&.22 ff. Vering, %. ©.209 ff. Das StaatSgejeß vom 7. Okt. 1823 bei 

Müller, Lerifon 0. F-RinBD/V. $: ale 1839) 8. v. Berf.Urk. ©, 371.5 

das dom 6. Mai 1857 im A. BR DD ALYV. ©. 221; 

e) Oldenburg. Revidiertes StaatSgrundgejek vom 
22. November 1852: 

U. 32: Glaubens- und Gewiljensfreiheit. U. 33: Unabhängigkeit der 
ſtaats- und gemeindebürgerlichen Rechte und Pflichten vom religiöfen Befenntnis. 
U. 34: Alter der religiöfen Selbſtbeſtimmung und religiöfe Kindererziehung. 
U. 35: Kein Zwang zu firhlichen Handlungen. U. 36: Freiheit der Hausan- 
dacht und öffentlichen Kultusübung. U. 37: Eidesformel und Erjaß für diejelbe. 
A. 65: Steuerfreiheit der gottesdienftlichen Gebäude und Begräbnisftätten. A. 74: 
Ehrijtliche Religion die Grundlage der Staatseinrichtungen, Feine Staatsfirche. 
4.75: Neligionsgejellichaften mit Korporationsrechten unterliegen nicht den allge- 
meinen Bejtimmungen über Vereine und Berfanmlungen. 4. 76: Bildung 
neuer Religionsgejellichaften. U. 77: „Denjenigen Neligionsgejellfchaften, welche 
bereitS Korporationsrechte haben (Religionsgenofjenjchaften), werden dieſelben 
gewährleistet, andere können diefe Rechte nur durch ein Geſetz erhalten.” A. 78: 
Selbjtändigfeit der Religionsgenofjenfchaften, Fünftige Verfaſſung der evan— 
geliihen Kirche, Aufhebung des Placet, Wjociationsfreiheit der Neligions- 
genofjenschaften, Freiheit des Verkehrs mit Firchlichen Oberen. U. 79: Beamten 
der Neligionsgenofjenschaften. U. 80: Schuß des Kirchendermögens. U. 81: 
Befteuerungsrecht der Klivchen, brachium saeeulare. U. 82: Berbindung zwi— 
ſchen Kirche und Schule. 

Durch diefe jehr ausführlichen Verſaſſungsbeſtimmungen firchenrecht- 
lichen Inhalts war eine nachfolgend eingehende StaatSfirchengejeßgebung 
umfomehr überflüjfig gemacht, als das Berhältnis des Staats zur Fatho- 
fiichen Kirche Schon in den 50er J. jo geordnet worden war, wie es im 
wejentlichen noch heute beſteht. Die Sicherftellung und Gemährleiftung 
der evangelijchen Sirchenverfaffung im Staatsgrundgejet erflärt ſich 
daraus, daß unter der offenbaren Einwirkung der freiheitlichen Beſchlüſſe 
der Frankfurter Nationalverfammlung (j. vo. $ 14 II) die Oldenburger 
Synode dv. 1849 eine rein demofratiiche Kirchenverfaffung unter volljtän- 
diger Befeitigung des landesherrlichen Kirchenregiments eingeführt hatte, 
welche, wiewohl fie mehrere Jahre unbeanftandet funktionierte, doch nicht 
bon dauernden Sympathieen im Lande getragen war. Die Staatsver- 
falfung ftellte im A. 78 das landesherrliche Stirchenregiment wieder her 
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und erklärte die beftehende Kirchenverfaffung „denjenigen Änderungen 
unterworfen, welche zur Erhaltung des Beftandes der Kirche vder der 
jtaatlichen Drdnung erforderlich find”. Das „revidierte Verfaſſungsgeſetz 
der ev. luth. Kirche des Herzogtums Oldenburg erging nach „Itattgehabter 
Zuziehung der firchlihen Organe” am 11. April 1853. Dur A. 78? 
wurde der Landesſynode „die Mitwirkung bei der Öejeßgebung im ganzen 
Gebiete des Kirchenwejens” eingeräumt. Mit Modifikationen wurde dieje 
Berfaffung in der Folgezeit auf die evangelifchen Gemeinden der Fürften- 
tiimer Lübeck und Birkenfeld übertragen und bis in die neueſte Zeit fort- 
entwicelt. Die Katholifen Dldenburgs find durch die preußifche und 
bannoverjche Cireumferiptionsbulle (j. u. S$ 16) dem Bifchof von Münster 
zugeteilt. Ihre ftaatsfirchenrechtlichen Verhältniffe find durch eine mit 
dem Fürftdifchof don Ermland abgefchloffene Konvention vom 5. Jan. 
1830 geordnet, welche laut landesherrlicher Kabinetsordre vom 5. April 
1831 „als Fundamentalftatut der fatholiichen Kirche im Herzogtum Ol— 
denburg angejehen und befolgt werden” follte. Es wurde ihr ein Nor: 
mativ zur Wahrung des landesherrlichen Majeftätsrechtes circa sacra 
beigefügt. ALS firchliche Yandesverwaltungsbehörde wurde das Offizialat 
in Vechta eingerichtet. Yaut Staatsvertrages mit Preußen vom 10. Mai 
1837 hat der Bilchof zu Münfter beim Amtsantritt einen ihn dem Groß— 
herzog und den Staatsgejegen verpflichtenden Nevers auszuftellen. Durch) 
die Berfaffung wurde das Placet bejeitigt, doch find nach getroffener Ber- 
einbarung die firchlichen Erlaſſe gleichzeitig mit der Veröffentlichung der 
Regierung mitzuteilen. Ebenſo wurden, um die Beftimmungen der Ver— 
faſſung und der älteren Stonvention mit einander in Einklang zu bringen, 
Ende der 60er und Anfang der TOer Jahre Verhandlungen wegen Be- 
jeßung der Kirchenämter gepflogen, welche zu einem befriedigenden Ab— 
ſchluß geführt haben. 
Litteratur. Stoerf, ©. 2% ff. BAER Verf.“G. ©. 553 ff. 1. Erg.- 
Bd. ©.143 ff.; 2. Erg.- :Bd. ©. 92; 3. Erg.-Bd. ©. 1 Bertheau in 
9. R.-E. Bd. XL ©.13 ff. (Bez. des een Zujtands im preuß. 
ssadegebiet |. 8. f. 52 R. Bd. XV. ©.9 ff. ©. 371f). Riefer, a5 recht- 
liche Stellung 2c., ©. 422— 426. Beier in Marquardjens Hob. Bd. II. 


a ©.87 ff. Hinfichtlic) der katholiſchen Auer, SAH? im 4. Eh 
v.R. Bd. XXI. ©. 428 ff. und Bering, 2b. ©. 200 f. 


3. Die Herzogtümer, 


a) Braunſchweig. Landſchaftsordnung vom 12. Dftober 1832: 


8 29: Gewifjens- und DBefenntnisfreiheit, Schranken derfelben, Ober- 
aufjicht des Staates über die äußere Religionsübung. z 211: Öffentliche Reli— 
gionsübung der anerkannten oder durch ein Gejez aufgenommenen chriftlichen 
Kirchen. $ 212: Anorönungsreht der Kirchengewalt unter ftaatlicher Oberauf- 
ſicht. $ 213: Kirchengewalt des Landesfürften über die ev. luth. Kirche, $ 214: 
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En 


Ausübung der Kirchengewalt bei Sonfefjionswechjel des Landesherrn. $ 215: 
Schub gegen Mißbrauch der Kirchengewalt in den anderen chrijtlichen Kirchen, 
Placet. $ 216: Staatliher Schuß der firchlichen Stiftungen. $ 217: Erhaltung 
des Kirchenvermögens bei jeiner Zweckbeſtimmung. $ 218: Berwaltung des Kir— 
chenvermögens. 8 219—225: Verwaltung des Klojter- und Studienfonds. $ 226: 
Zandesfürftliche Bejtätigung aller nicht unmittelbar don der Yandesregierung be— 
jtellten Kirchendiener. $ 227: Staatliher Schuß der Kirchendiener. $ 228: 
Unterordnung derjelben unter Kirchen und StaatSbehörden. Geſetz über die 
Bufammenjeßung der Landesverſammlung d. 22. Nov. 1851, $2: Zur 
Zandesperjammlung entjendet die evangeliſche Kirche drei Abgeordnete. 

Die ev. Lutherijche Kirche ift die Landesfirche. Wechjelt der 
Zandesherr die Konfejjion, jo joll nad) $ 214 der Berf. „die alsdann 
eintretende Bejhränfung in der perfönliden Ausübung der 
Kirchengewalt mit Zuftimmung der Landftände”, aljo durd 
Staatsgeſetz feitgeitellt werden. Im übrigen iſt das Berhältnis 
von Staats und Slirchengejeßgebung bemerkenswert geregelt. Nachdem 
die Einrichtung der Kirchenvorjtände durch ©. vom 30. Nov. 1851 umd 
der Landesiynode durch ©. vom 31. Mai 1871 unter Mitwirfung der 
Landſtände, dort kraft der „zuitehenden Kirchengewalt“, hier kraft 
der „zuftehenden Sirchenhoheit und Kirchengewalt“ vollzogen und dadurch 
die Weiterentwicelung der Stirchenverfaflung auf dieſen Gebieten zunächit 
auch fernerhin an die Formen der Staatsgejeßgebung gebunden war („die 
verfaffungsmäßigen Zuftändigfeiten der ftaatlichen Geſetzgebung erleiden 
durch vorftehende Beſtimmungen feinerlei Beſchränkung“, 8 20 1. e.), 
wurde durch Staatsgeſetz vom 27. März 1882 8 3 beftimmt, daß 
Staatsgejebe und Berordnungen über Yehrordnung, Kultus, 
Disziplin und Kirchenverfaſſung, ſofern es ſich dabei nicht um grund- 
jälich der Kicchengejegebung entzogene Beltimmungen handelt, nur „als 
jubjidiäres Necht gelten.” „Sie fommen nur zur Anwendung, wenn 
und jolange durch ein Kirchengeſetz oder eine Ktirchenordnung nicht ander- 
weitige Beltimmungen getroffen find”. Damit war nunmehr der Vor— 
behalt in $ 20 des ©. vom 31. Mai 1871 inſoweit gegenſtandslos ge= 
macht, als nad) Maßgabe eben dieſes Gejeßes die Kirche don ihrem 
jelbftändigen Gejetgebungsrechte Gebrauch zu machen willens war. 
Im Erfolge war damit ungefähr dasjelbe erreicht, was in Bayern jeit 
1849 vergeblich angeftrebt worden iſt. Die Katholiken find durch 
püpftliches Breve von 9. Juli 18354 der Diöcefe Hildesheim zugeteilt. 
Nachdem His in die neuere Zeit ihre jtaatsficchlihe Stellung durch 
„Serenissimi gnädigites Neglement für die vömijch-fatholifche Geijtlich- 
feit in der Stadt Braunfchweig jowohl als für alle derjelben Religion 
zugeteilten Berjonen in hiefigen Landen” vom 9. April 1768 (U. f. k. 
KR. Bd. XII. ©. 248 ff.) mit wefentlichen Beſchränkungen gegenüber 
dev Landesfirche beſtimmt, und erjt durch die Verf. wie dur ©. vom 
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23. Mai 1848 „betr. die Aufhebung der aus dem Glaubensbefenntnis 
entjpringenden Nechtsungleichheiten” Erleichterungen eingetreten waren, 
beruht die gegenwärtige „Ordnung der firchlichen Verhältniſſe der Katho- 
lien” auf dem ©. vom 10. Mai 1867 (nebft PVollzugsverordnung im 
A. f. k. K-NR. Bd. XIX. ©. 405 ff). Die Kultusübung der fonftigen 
religiöfen Vereine und Genoſſenſchaften und der Erwerb don Korpora— 
tionsrechten bejtimmen fi) nach ©. vom 25. März 1873. 


Litteratur. Stoerf, ©.332 ff. Friedberg, Berf.-.©. 755 ff., 3. Erg.- 
Bd. ©. 160 ff. Nieker, Die rechtliche Stellung 2c., ©.426f. Thiele in 
9. R.-E. Bd. II. ©. 589 ff. Dtto in Margquardjens Höb. Bd. III. 21, 
S. 132 f. Hinfichtlich der NRechtsverhältniffe der Katholifen Bering, 2b. 
S. 196 ff. und die Litteraturangaben inD. 8. f. K.-R. U. ©. 287 Wr. 14.15. 


b) Sabhfjen-Meiningen. Grundgeſetz vom 23. Auguft 1829: 


8 12: Unabhängigkeit der ftaatSbürgerlichen Berhältnifje vom religtöfen 
Befenntnis. 829: Evangeliſche Kirche Landeskirche, Unterhaltspflicht des Staates 
(modifiz. durch 8.-Gem. u. Syn.-D. vom 4. Januar 1876), allgemeine Gemiljens- 
freiheit, Schranken derjelben. $ 30: Placet. $31: Oberauffichtsrecht des Staates 
über die Geiftlichen, Kirchendisziplin, recursus ab abusu. $ 32: Ausübungs- 
weile des landesherrlichen Kirchenregiments. 88 33. 34: Dotation der Kirche, 
Kirchenfonds, Stiftungen. $ 35: Für neue Erwerbungen an Grundftüden und 
Nealgerechtigfeiten jeitens der Kirchen Negierungsgenehmigung erforderlich, für 
Bermäctniffe und Schenfungen zu Gunften einer frommen Stiftung nicht. 


Die Kirhen-Gen.- und Synodal-O. vom 4. Januar 1876 für die 
evangelijche Landeskirche und das ©. vom 25. Februar 1876 betr. 
die SKirchengemeindelaften find Staatsgejebe. Abänderungen der 
Synodal-D. bedürfen aber dev Mitwirfung der Yandesvertretung nur in- 
jomweit, als fie eine Abänderung der nach 8 62 1. c. ausdrücklich auf- 
recht erhaltenen Beitimmungen der Verfaſſung über die Kirchen und 
milden Stiftungen in fich fchließen. Im übrigen erfolgen fie in den 
durch die Synodal-O. felbft, SS 42—54, neu gefchaffenen Formen der 
Stirchengejeßgebung. Die Katholiken des Landes gehören, wiewohl 
das Herzogtum urſprünglich der oberrheinifchen Kirchenprovinz zugeteilt 
war, auf Grund bejonderer Vereinbarungen mit der bayerischen Staats— 
regierung zum Bistum Würzburg. Der Austritt aus der Kirche, Die 
Bildung neuer Neligionsgefellichaften und der Erwerb von Korporationg- 
rechten find durch das Dijfidenten-Ö. vom 7. Dezember 1878 geregelt. 


Litteratur. Stoerf, ©. 368 ff. Kircher in Marquardſens Hob. II. 
22, ©. 42. 61 f. Friedberg, Verf-G. ©. 684 ff. Germann in H. R.E. 
Bd. XV. ©. 647 ff. Rieken Die rechtliche a 2c., ©.435 f. Bin: 
fihtlich der Katholifen auch VBering, Lb. ©. 2 


e) Sahfen-Altenburg. Grundgejet vom 29. April 1831: 


8 128: Die ebangelifch-protejtantifche Kirche Landeskirche. 8 129: 
Staatsſchutz, Kultusfreiheit und Gleichheit der ftaatShürgerlichen Rechte für die 
Bekenner „anderer hriftlichen Partikularkirchen“. 88 130. 131; Der Herzog In— 


Kahl, Kirhenredt. 15 
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haber der Kirchen- und Staatsgewalt; im Fall des Konfeſſionswechſels wird 
erjtere einem „evangeliſch-proteſtantiſchen Minijtertum” übertragen. $ 132: Grund 
der Kirchengewalt. $ 133: Ausübung derjelben, und zwar 88 134—137: Aus- 
übung der gejeßgebenden Gewalt unter gutachtliher Mitwirfung don Ber- 
tretern der Kirche auf General- und Spezialiynoden, 88 138—154: Ausübung 
der vollziehenden Gewalt durch das Konfijtorium (welches jedoch durch ©. dv. 
4. San. 1869 aufgehoben und mit dem Minijterium dergejtalt bereinigt wurde, 
daß die Firchliche Verwaltung an eine „Minijterialabteilung für Kultusange- 
legenheiten? überging). 88 155—161: Kirchenvermögen, Umlagen, Stiftungen, 
Amortijationsborjchriften. 

Dhne Zuftimmung der Landftände Fein Gejeß: daher giebt es in 
S.A. auch feine eigentliche Kirchengeſetzgebung. Die gutachtliche Mit- 
wirkung der Shynoden ift nur eine „vorbereitende” (Berf. $ 135). 
Demgemäß lautet die Eingangsformel der SKirchengemeindeordnung für 
die evangelijche Yandesfirche vom 8. Februar 1877: „nad Gehör der 
berufenen Spezialfynoden und mit Zuftimmung getreuer Landjchaft”. 
So beruht die gefamte evangelijche Stirchenordnung des Herzogtums 
auf der Staatsgejebgebung. Die katholiſche Gemeinde in Alten— 
burg, welche laut Bekanntmachung vom 18. März 1876 Gejamtper- 
ſönlichkeit befitt, wird von Leipzig aus verjorgt. Die Bildung neuer 
Neligionsgefellfchaften ift von landesherrlicher Genehmigung abhängig, 
der Erwerb von Korporationsrechten gefchieht durch bejondere landesherr- 
liche Beleihung. 

Litteratur. Stoerf, ©. 39 F. Sonnenfalb in Marguardfjens 
Hob. Bd. III. 22. ©. 105 ff. Friedberg, Verf.-.©.663 ff. Derjelbe, 
Evang. Verf.Recht, S.74. Germann in 9. R-E. Bd. XV. ©. 647 ff. 
Kiefer, Die rechtliche Stellung ꝛc., ©. 436. 

da) Sachſen-Koburg-Gotha. Staatsgrundgefek vom 
3. Mai 1852: 

s 33: Freiheit des Befenntnifjes, der Vereinigung zu Neligionsgejell= 
fchaften, der gemeinjfamen häuslichen und öffentlichen Neligionsübung. $ 34: 
Unabhängigfeit der jtaatSsbürgerlichen Rechte vom religiöfen Befenntnis. $ 85: 
Gleicher jtaatliher Schuß für alle NReligionsgefellichaften, Placet. $ 52: Zus 
läffigfeit von Amortijationsgejegen. $ 66: Staatliher Schuß der frommen 
Stiftungen. 

Soviel zunächſt die evangeliſche Sirche betrifft, ftehen beide 
Herzogtümer kirchlich nur durch die Perfon des Landesherrn in Verbin— 
dung; die Kirchenverwaltungen find getrennt. In beiden ift der Herzog 
wie der Träger der Kirchenhoheit, jo der Inhaber der Kirchengewalt. Die 
leßtere ift aber nad Auffafjung des Staatsminifteriums abjolut, d. h., 
ganz abgejehen von dem Mangel ſynodaler Beteiligung, auch die Mit- 
wirkung des Landtags da ausgefchloffen, wo neue SKirchengejete ge- 
geben oder den Kirchenangehörigen neue Laſten aufgelegt werden jollen. 
In den Landtagen jelbft wurde diefer Anfpruch bei verjchiedenen Ge— 
legenheiten freilich beftritten. Hauptſächlich an dem Zwiefpalt der beider- 
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jeitigen Anſchauungen über „die Rechte de$ summus episcopus im mo— 
dernen BVerfaffungsftaate” ift im J. 1875 vor dem gemeinjchaftlichen 
Landtag die beabfichtigte gemeinschaftliche Synodalordnung gejcheitert. Die 
Stirchengejeßgebung wird alfo ohne ftändifche oder fynodale Mitwirkung 
allein durch den Herzog auf den Titel feines Tandesherrlichen Kirchen- 
vegiments ausgeübt. In jedem der beiden Herzogtümer bejteht ein „Re— 
gulativ über die Firchliche Berfaffung der katholiſchen Glaubensge— 
nofjen.” Das Negulativ für Gotha vom 23. Aug. 1811 A. F. E RR. 
Bd. XXXVI ©. 215 ff.), woſelbſt die Katholiken durch püpftliches Kon— 
fiftorialdefret von 1851 der Didcefe Paderborn einverleibt wurden, ift durch 
B. vom 14. Dezember 1868 (U. F. E. .-R. Bd. XLVI. ©.321 ff.) er- 
gänzt. Die Katholifen von Koburg, fiir welches das Negulativ bom 
30. DOftober 1812 gilt (a. a. DO. Bd. XXXI. ©. 420 ff.), Stehen nad) 
Herfommen unter dem Erzbiſchof von Bamberg. In beiden Negulativen 
find die Auffichtsrechte des Staates nachdrücklich gewahrt; daher hat 
namentlich das erftere in den 50er Sahren Anlaß zu einem Fleinen Kon— 
flift mit dem Bifchof gegeben. 


Litteratur. Stoerf, © 42 ff. Borfel in — Hdb. 
Bd. III. 22. S. 138fff. Friedberg, Verf-G. ©. 646 ff. Germann in 
9 RE Bd. XV. ©. 647 fj. Riefer, Die rechtliche ng %C., 
©. 433—435. Hinfichtlich der fath. Kiche Bering, 2b. ©. 213 ff. 


e) Anhalt. Die Staatsverfaffungsgejeße von 1859 und 1872 
enthalten feine ftaatsfirchenrechtlihen Beltimmungen. Die jüngfte Ver— 
fafjungsgejeßgebung für die evangelijfche Landeskirche hat fich unter 
Mitwirkung des Landtags vollzogen. Die Genehmigung zur landesherr- 
lich publizierten KeGem.O. vom 6. Februar 1875 wurde durch das 
Staatsgeſetz vom 28. Dezbr. 1875, diejenige zur Synodal-D. vom 
14. Dezbr. 1878 durch Staatsgejeb vom 24. März 1879 erteilt. Hier- 
durch ift aber eine wahre Landeskirchengeſetzgebung, auszus 
üben durch Landesherrn und Landesſynode, gejchaffen worden. Eines 
Staatsgejeßes bedarf es nur, wenn ein Kirchengeſetz eine landeskirchliche 
Umlage über einen gewiffen Prozentfag hinaus in Anſpruch nimmt und 
eine Belaftung der Gemeinden zu Gemeindezwecken anordnet oder zur 
Folge hat. Für die Katholiken der anhaltifchen Länder war 1825 
ein apoſtoliſches Bifariat errichtet worden, welches der Nuntius zu Mün— 
chen verwaltete; 1867 wurde aber der Bilchof von Paderborn zum päpſt— 
lichen Adminiftrator für die Miffionspfarreien des Herzogtums Anhalt 
beftellt. Der Pfarrer von Deffau iſt Subdelegat des apoftolifchen Vikars 


für Anhalt. 


Litteratur. Pietſcher in Marguardfens Höb. Bd. III. 21. ©. 148. 
Hriedberg, Berf.-G. ©. 79 ff. Wagner in H. R.E. Bd. J. ©. 44 ff. 
Kiefer, Die rechtliche u 2c., ©. 427—429. Hinſichtlich der Katho— 
lifen Bering, 2b. ©. 2 
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4, Die Fürftentümer, 


a) Shwarzburg-Rudolftadt. Das Grundgefjek vom 
21. März 1854 enthält feine ftaatsfirchenrechtlichen Beftimmungen. Ebenfo- 
wenig ift nachfolgend ein interfonfejfionelles Gejeß ergangen. Nach der 
Begrenzung, welche die Verfaffung den Rechten des Yandtags gegeben hat, 
ift diefer an der Ordnung der Tandesfirchlichen Verhältnifje überhaupt 
nicht oder nur eben injofern beteiligt, als es ſich dabei um Gegenstände 
handelt, welche ausdrücklich feiner Zuftändigfeit überwieſen ſind. Dem— 
gemäß ift jchon bei dem G. vom 17. März 1854 über die Errichtung 
bon Kirchen- und Schulvorjtänden in den evangeliſch Iuth. Kirchen— 
gemeinden eine Mitwirkung des Landtages nur „joweit als erforderlich” 
eingetreten. Ebenſo hat an der Berfafjung der evangelijchen Kirchen- 
regimentSsbehörde der Landtag in dem ©. vom 7. Febr. 1868 nur in- 
joweit mitgewirft, als es fich dabei um „die Neorganifation der Landes- 
veriwaltungsbehörden” handelte. ES wurde in $ 6 normativ bejtimmt, 
daß „für die rein geiftlichen und Firchlichen Angelegenheiten, in denen 
nach der Berfaffung der Yandesfirche die Beſchlüſſe des 
Minifteriums der Sanftivun des Landesfürften als 
Summus episcopus bedürfen”, fünftig dem! Minifterium „eine 
Anzahl von Geiftlichen beigeordnet werden, die jedenfalls in wichtigern 
Sachen mit ihrem Rate zu hören” find. In Ausführung dieſer Beſtim— 
mung erging erſt am 8. Juli 1881 die Tandesherrliche V., betr. die 
Errichtung eines Kirhenrates im Minifterium. Zu feinem Ge— 
Ihäftskreije gehört infonderheit „die Borbereitung von Gejeßen und 
Berordnungen rein geiftlihen und kirchlichen Inhalts“. Dieſe ſelbſt 
werden vom Landesherrn kraft feines Kirhenregiments allein 
erlaffen. Eine Synodalverfaffung befteht nicht. Die allgemeinen Kirchen— 
hoheitsrechte werden durch die Minijterialabteilung für Kirchen- und 
Schulfahen wahrgenommen. Auch hinfichtlich der Fatholifchen Kirche 
hat eine Stonfurrenz der Landftände nicht ftattgefunden. Vielmehr find 
die „Eatholifch-kirchlichen Verhältniffe” durch Verordnung vom J. 1872 
(ohne Datum mitgeteilt im A. f. & KR. Bd. XXXVI ©. 411) ge- 
regelt worden. Hiernach ift „dem Bilchof von Paderborn die Ausübung 
der bijchöflichen Yurisdiftion über die Katholiken des Fürftentums in dem 
jelben Umfange und mit denfelben Rechten und Pflichten zugeftanden, 
wie jolche den Fatholifchen Biſchöfen des Königreichs Preußen zuftehen 
und obliegen”. Der vom Bifchof beftellte Pfarrer ift vor der; &in- 
weihung dem Fürjten zur Genehmigung zu benennen. 


Litteratur. Germann in 9 RE. Bd.XV. ©. 647 & Friedberg, 
Verf.G. ©. 723 ff. Rieker, Die rechtliche Stellung An ‚4395. Kling- 
hammer in Marquardfens H0b. Bd. III. 22%. ©. 151. 
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b) Schwarzburg-Sondershaufen. Landesgrundgefeß 
vom 8. Suli 1857, 8 4: „Die evangelifch-Tutherifche Kirche iſt die Lan— 
desfirche. Der ev. luth. Fürft übt in derjelben die bifchöflichen Nechte 
aus.” Weitere hierher gehörige Beftimmungen enthält die Berfaffung 
nicht. In Ausübung der Staatstirchengefeßgebung ift der Yandesherr in 
allen Fällen an die Mitwirkung des Landtages gebunden. Die Drgani- 
fation der evangeliſchen Kirche beruht auf dem Staatsgejeh vom 
9. Dezbr. 1865. Eine fynodale Berfaffung befteht nicht. Die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Geiſtlichen ſind durch mehrere Staatsgeſetze aus neuerer 
Zeit geregelt: G. v. 24. Dezbr. 1874 über Aufhebung der Stolgebühren, 
Penſionsgeſetz v. 30. Nov. 1875, G. v. 8. und 9. Juni 1883 über die 
Einkommensverhältniſſe. 

Litteratur. Germann a.a.O. Friedberg, Berf.-G.©.707 ff. Rieker, 
Die rechtlihe Stellung 2c., ©. 438}. Schambah nm Marquardſens 
Hodb. Bd. IIT. 22. ©. 171 ff. Hinfichtlich der Nechtsverhältniffe der wenigen 
Katholifen im Fürftentum ſ. Bering, %b. ©. 216. 

ec) Walded. Berfaffung vom 17. Auguft 1852: 


8 39: „Die chriftliche Religion wird bei denjenigen Einrichtungen des 
Staats, welche mit der Neligionsübung im Zufammenhange ftehen, zugrunde 
gelegt.” 8 40: Glaubens und Gemwifjensfreiheit, Necht der Hausandacht und 
Bereinigung zu gemeinfamer Neligionsübung ohne öffentlichen Charakter, Unab— 
hängigfeit der bürgerlichen und ftaatSbürgerlichen Rechte dom religiöfen Be— 
fenntnis, Schranfe derjelben. $ 41: „Neligionsgenofjenichaften, welche Korpora= 
tionsrechte nicht befigen oder fich erjt neu bilden, können dieſe Nechte nur durch 
bejondere Gefege erlangen.” 8 42: Selbjtändigfeit der Kirchen mit dem Vorbe— 
halt der Unterordnung unter die „allgemeinen Landesgeſetze“. 843: Bejonderer 
Vermögensſchutz der Religionsgefellichaften. 8 44: Stellung der Kirche zur 
Schule $ 48 vb. $ 103: Zu den gemeinfchaftlichen Angelegenheiten der Zürjten- 
tümer Walde und Pyrmont gehört „das Konfiftorium?. 

Während im übrigen nach Vertrag vom 24. Nov. 1877, erneuert 
am 2. März 1887, Die innere Berwaltung der Fürftentümer durch) 
Preußen gejchieht, bleibt gemäß U. 1 der Verträge: „ausgeſchloſſen 
und jomit Sr. D. dem Fürften vorbehalten diejenige Verwaltung, welche 
dem fürftlihen Konſiſtorium in feiner Eigenſchaft als Oberfirchen- 
behörde zufteht.” Die Organifation der evangelijhen Kirche ift 
durch die auf Grund $42 der Berfaflung ergangene Konfiftorialordnung 
vom 2. März 1855, durch die Gemeindeordnung vom 1. Auguft 1857 
vb. V. dom 5. Dft. 1882 und durch die Synodalordnung vom 18. Febr. 
1875 gefchaffen. Die lettere hat dur) ©. vom 31. Jan. 1873 „hin- 
fichtlich des in S Al in Anfpruch genommenen firchlichen Befteuerungs- 
rechtes die ftaatlihe Genehmigung” erhalten. Mit ihr ift eine 
jelbftändige Kivhengejeßgebung ins Leben getreten. Die fatho- 
liſch kirchlichen Verhältniffe find auf Grund von Berhandlungen des 
Biihofs von Paderborn und der fürftl. Negierung namentlich durch zwei 
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Berordnungen vom 21. März 1861 über die Aufhebung des Parochial— 
zwanges für die Katholifen und die Bildung einer Fatholifchen Gemeinde 
in Pyrmont geordnet worden. Für den anzuftellenden Geiftlichen bejteht 

die bisher unweigerlich erfüllte Anzeigepflicht. 
Litteratur. Stoerf ©. 45 ff. Haud in 9. RE. Bd. XVL ©. 610. 
DRIENPETE, Verf.“G. ©. 831 ff. Niefer, Die rechtliche Stellung ꝛc., 
©. 429 f. Böttcher in Marquardfens Höb. III. 21. ©. 163 f. Zür 


die fatholifche Kirche —— Lb. ©. 203 f. Die auf dieſelbe bezüglichen 
Aktenſtücke im A. .KeR.Bo SISff. 


d) Reuß ä. L. Verfaſſung vom 28. März 1867: 


8 46: Freiheit der häuslichen Religionsübung; freie Religionsübung 
der „anerkannten chriftlichen Konfeffionen”; ev. luth. Kirche Landeskirche. S 47: 
Unabhängigkeit der bürgerlichen und politischen Rechte vom religiöfen Befenntnis. 
$ 48: Cpisfopalrechte des Landesherrn; Staatshoheit über jämtliche Kirchen. 
8 49: Aufficht der geistlichen Oberbehörde über das ganze Unterrichtswefen. $ 50: 
Unterordnung der Kirchenbeamten unter die Staatsgeſetze, Disziplinargewalt der 
firchlichen Dberbehörden, recursus ab abusu. $ 51: Bejonderer Staatsihuß 
für das Kirchenvermögen. 8 52: Keine landesherrliche Genehmigung zu Ver— 
mächtniffen und Schenkungen an fromme Stiftungen. 


Eine jelbjtändige Kirchengeſetzgebung giebt es nicht, jondern nur 
eine Staatsgeſetzgebung in Kirchenſachen, welde in allen 
Fällen Eonftitutionell durch Fürſt und Landtag auszuüben iſt. Durd) 
diefe ift mittel3 ©. dv. 24. Dez. 1875 der Austritt aus der Landeskirche 
geregelt und ebenjo die presbhteriale Organijation der evangeliſchen 
Kirchengemeinden im ©. v. 7. April 1880 gefchaffen worden. 


Litteratur. GStoert, ©. 515 ff. Germann a.a. DO. Wriedbern, 
Verf.“G. ©. 735 f. Niefer, Die rechtliche Stellung ꝛc, ©. 440 f. Lieb: 
mann in Marquardſens Hdb. II. 22. ©. 185. 

e) Reuß j. %. Nevidiertes StaatSgrundgejeß vom 
14. April 1852 (vb. ©. vd. 19. Suli 1867): 

8 19: Unabhängigfeit dev bürgerlichen und jtaatSbürgerlichen Rechte 
vom religiöfen Bekenntnis. S 20: Freiheit des Gewiſſens und der Religions- 
übung, Schranken derjelben, die chriftliche Religion die grundlegende im Staat. 
8 47: „Die unmittelbare und mittelbare Ausübung der Kirchengewalt über die 
ev. luth. Landeskirche verbleibt dem Landesherrn. In Liturgifchen Sachen er— 
gehen die Berfügungen durch das Konfiftorium und merden überhaupt feine 
wejentlichen Neuerungen gepflogen werden, ohne daß eine bejonder8 zu veran— 
jtaltende Synodalverfammlung darüber befragt wird.” 849: Bejonderer ſtaats— 
gejeglicher Schuß des Kirchenvermögens. 

Die in $ 47 der Verfaffung in Ausfiht genommene Synodalord- 
nung ift noch nicht zu Stande gekommen. Im %. 1882 wurde dem 
Landtag ein Gejegentwurf über die Bildung eines Kirchenrates und eine 
Spnodalordnung vorgelegt. ES war dabei die Abficht, mit der Fünftigen 
Synode jelbjt nun eine Kirchenvorftandsordnung für die Gemeinden zu 
vereinbaren. Da aber der Landtag als fein Recht in Anſpruch 


nahm, auch bei der letteren mitzuwirken, jo wurde der Entwurf einer 
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Synodalordnung ebenfalls abgelehnt. Thatſächlich beruht fonach die der- 
malige evangelische Kirchenordnung im Lande zwar nur auf den vom 
Fürſten kraft feiner Kirchengewalt getroffenen Beltimmungen. 
Uber es ift im Prinzip das Mitwirfungsrecht des Yandtags anerkannt 
und nur im Umfang der Mitwirkung eine Meinungsverjchiedenheit her- 
borgetreten. 


Litteratur. Stoerf, ©. 533 ff. Germann a. a. D. Friedberg, 

Verf.“G. S. 734f. Niefer, Die rechtliche Stellung zc., S. 441f. Müller 

in Marquardjens Höb. Bd. III. 22. ©. 196. 

f) Shaumburg-Lippe. Die Verfaſſung vom 17. November 
1868 enthält ftaatsfirchenvechtliche Beftimmungen nicht. Was zunächlt 
den Firchengefellichaftlichen Thatbeſtand betrifft, fo ift troß des refor— 
mierten Befenntnijfes des Landesheren die lutheriſche Neligion die 
Landesreligion. Jenem jteht aber anerfanntermaßen (Entſch. des Neichs- 
fammergerichts v. 1792) auch die „episfopale Gewalt” über die Tutheri- 
ihen Sonfeflionsverwandten zu, weil die Zandesherrichaft jchon zur Zeit 
des wejtfäliichen Friedens dem reformierten Befenntnijje zugethban und 
W. VI.S1. 2. X, XUI S8 J. P. O. nicht zutreffend waren. ‚Die Ne- 
formierten Düdeburgs gehören dem Synodalverbande der niederjächji- 
chen Konföderation (f. o. SA V) an und nehmen an deren Berfaffungs- 
zuftand Teil. Die Katholifen ftehen unter dem apoftolifchen Vifariat 
für die nordiſche Miffion (Bifchof von Osnabrüd). Eine interfonfeffionelle 
Staatsfirchengejeßgebung für die Angehörigen diefer verjchiedenen Glau— 
bensbefenntnifje bejteht nicht. Was fpeziell die Organiſation der luthe— 
riſchen Gemeinden betrifft, jo beruht diejelbe zwar dermalen noch durch— 
aus auf den aus früherer Zeit überlieferten oder ſpäter ergänzten lan— 
desherrlichen Ordnungen. Es iſt aber fein Zweifel, daß, jollte eine 
Weiterentwicelung devjelben ftattfinden, injonderheit eine fynodale Orga— 
nijation und damit ein jelbjtändiges Kirchengejeßgebungsrecht gejchaffen 
werden, dies nur unter Mitwirkung des Landtags fich vollziehen 
fönnte, welchem durch U. 30 der Berf. „das Recht der entjcheidenden 
Mitwirkung bei allen Akten der Gejeßgebung” vorbehalten ift. 

Litteratur. Stoerf, ©. 550 f_ Friedberg, Verf.G. ©. 886 f. 

Kiefer, Diezestlice Stellung, 2 ©.431. Bömers nMarquardjeng 

Hd6. BP. II. 21. ©. 

g) Lippe. Die Berfaffungsgejege von 1836/67/76 enthalten Feine 
ftaatSfirchenrechtlichen Beltimmungen. Bis Anfang des XVII. J. luthe— 
riſch K.OO. v. 1538. 1571), wurde feit Simon VI. das Yand vor— 
wiegend reformiert. Cine Gleichitellung der drei chriftlichen Konfeſſionen 
erfolgte exit i. %. 1854 und wurde dabei der bisher zu Gunſten der 
reformierten Kirche beftandene Pfarrzwang aufgehoben. Gegenwärtig 
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verwaltet das Konfiftorium zu Detmold, nachdem das Tutherifche Kon— 
fiftorium der Stadt Lemgo eingegangen und jenes durch einen lutheriſchen 
Geiftlichen verftärft wurde, die geiftlichen Angelegenheiten beider evange- 
liſchen Konfeffionen. Ebenſo find im %. 1882 (2. v. 19. Oft.) Die 
Yutherifchen Gemeinden der Landesiynode beigetreten. Hiernach bejteht 
eine im weſentlichen einheitlihe evangeliſche Kirchenverfaffung. 
Eine Mitwirkung der Staatsgeſetzgebung bei Aufrichtung derfelben 
hat nur infoweit ftattgefunden, als es fie) um „die Bildung und Verwaltung 
eines allgemeinen Slicchenvermögens fir die evangeliche Kirche des Landes, 
die Veranlagung von Kirchenfteuern und die Stellung der Kirche dem 
Staate gegenüber” handelten, ©. dv. 12. Sept. 1877. Die Teilnahme 
der politifchen Gemeinden an der Beichlußfaffung der firchlichen Gemeinden 
über die vorhandenen Kirchenfonds und über Kirchenbauten wurde durch 
G. v. 2. April 1880 aufgehoben. Es beſteht ſomit eine unter der ſtaat— 
lihen Oberaufſicht jelbjtändig geftellte evangelifhe Kirchengeſetz— 
gebung. Die Regelung der Firchliden Berhältniffe ver Katholifen 
ift in Ausführung des Lippefchen Acceffionsvertrages zum Aheinbund vom 
18. April 1807 und des A. XVI der deutſchen Bundesafte fpeziell durch 
fürſtliches Edikt vom 9. März 1854 erfolgt. Hierdurch wurde dent 
Bifchof von Paderborn die Übung der Fatholifchen Diöcefanrechte iiber 
ſämtliche im Fürftentum Lippe der Fatholifchen Religion zugethanen Unter- 
thanen geftattet, jedoch unter Wahrung beftimmter landesherrlicher Rechte 
hinfichtlich der Bejegung Fatholifcher Pfarreien. A. 7 des Ediktes regelt 
die religiöfe Erziehung von Sindern aus gemifchten Ehen (j. u. $ 54). 


ZIILETALUT. ER in Marquardjens Hdb. Bd. II. 21, ©. 184 f. 
Friedberg, Verf-G. ©. 871 ff. Niefer, Die ar Stellung %C., 
©. 480 f. Hinfichtlich in Katholifen Bering, %b., ©. 201 ff. 


5. Die freien Städte, 
a) Lübed. Berfaffung vom 5. April 1875: 

U. 18 vb. U. 50. V: Gemeinfame Beichlußfaffung von Senat und 
Bürgerjchaft ift erforderlich „zur Geftattung der Ausübung öffentlichen Gottes- 
dienſtes feitens ſolcher Religionsgejellichaften, welchen diejelbe bisher noch nicht 
zugejtanden iſt“. U.51.X: Der Bürgerfchaft jteht eine Mitwirkung bei der Ver— 
waltung des Vermögens der evangelijch-lutherifchen Kirchengemeinden zu. A. 69: 
Der Bürgerausfhuß übt die dev Bürgerjchaft zuftehenden Befugniffe aus, wenn 
es fich handelt „um den Erwerb oder die Veräußerung von Grundftüden für die 
evangelifch-lutheriichen Kirchengemeinden, foweit das Grundjtüd nicht einen höheren 
Wert hat als von 12000 Reichsmark”. 


Sm übrigen übt der Senat das Necht der Kirchengeſetzgebung ohne 
Mitwirkung der Bürgerichaft aus. Er bejchließt hiernach zunächſt Fraft 
jeiner oberbifhöflihhen Gewalt die Kirchenordnungen für die evan— 
gelifch-Luth. Gemeinden. So find die K.O. vom 8. Dez. 1860 für 
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Stadt Lübe und St. Lorenz, vom 24./28. Mai 1862 für Travemünde, 
vom 3. März 1866 für Schlutup, vom 11. Aprif 1866 für Genin, 
ebenfo wie die Beitimmungen über das Genivrat der evangelifch-Luth. 
Kirche des Lübeckiſchen Freiftaates vom 28. Dftober 1871 allein vom 
Senate ausgegangen. Derſelbe ordnet ferner kraft jeines allgemeinen 
Dberauffihtsrehts die PVerhältniffe aller übrigen Religions— 
gejellichaften im Staatsgebiet: Regulativ für die reformierte Ge— 
meinde vom 10. Dez. 1825, ftaatlich bejtätigte revidierte Gemeinde-Drd- 
nung dom 3. Dft. 1874. Ebenſo: Regulativ für die römiſch-katho— 
lifche Gemeinde zu Lübeck vom 14. Juli 1841; Diefelbe gehört zum 
apoftolifchen Bifariat für die nordiſche Miſſion (Biſchof von Osnabrück). 
Den Gemeinden ift durch dieſe verfchiedenen Ordnungen große Selbit- 
ftändigfeit in Bezug auf die Berwaltung ihrer inneren Angelegenheiten 
gewährt; der Senat hat fich im mejentlichen nur die Aufficht über Die 
Derwaltung des Gemeindevermögens und die Beftätigung der Geiftlichen 
vorbehalten. 


Litteratur. Stoerf,©.572F. Michelſen inH.R.-E. Bd. VIII ©. 785 ff. 
a: Berf.- — ©. 891 f. Rieker, Die rechtliche Stellung ꝛc., 
©. 440 f. Klügmann in Marquardfens Hob. Bd. III. 29. ©. 53. 63. 

b) Bremen. PVerfafjung vom 17. November 1875: 


8 12: Glaubens- und Gewiljensfreiheit, Necht der Hausandacht, Schran— 
fen der Gewiljensfreiheit, Unabhängigkeit der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Nechte vom religiöfen Bekenntnis. $ 57: Zum Wirfungsfreife des Senats ge— 
hört ec) „die Oberaufficht über das Kirchenweſen und die Berwaltung des Ver— 
mögens der Kirchen”; d) „Ausübung der Rechte des Staats in Firchlichen An— 
gelegenheiten — unbejchadet der Mitiwirfung der Bürgerjchaft bei der Gefeß- 
gebung, namentlich bei Anerkennung neuer Neligionsgejellichaften — ſowie des 
proteftantijchen Episfopalrechts in herkömmlicher Weiſe, unbejchadet der bejtehenden 
Rechte der kirchlichen Gemeinden”. 

Der Senat ift die einzige im Staat bejtehende Kirchenbehörde. 
Er ift zunächſt Inhaber der Kirhengemwalt über die evangelijchen 
Gemeinden. Die gemeinfame Sirchenordnung für die Landgemeinden vom 
T. Mai 1860 ift von ihm erlafjen, die von den ftädtifchen Gemeinden 
autonomifch beſchloſſenen SKirchenordnungen find von ihm beftätigt. 
Ebenſo ift durch „obrigkeitliche Verordnung? des Senats vom 27. April 
1860 die Gemeindentitgliedfchaft innerhalb des „Stadtbremijchen Bfarrver- 
bandes” geregelt. Unter den einzelnen Stadtgemeinden beſteht eine 
obligatorijche verfaflungsmäßige Verbindung nicht; doch ift durch 
das vom Senat beftätigte Statut vom 2. Juni 1876 die Beteiligung 
an der gemeinfamen „Bremifchen Kirchenvertretung” freigeftellt. Mit Wahr: 
nehmung der Berwaltungsgejchäfte der Kirchenregierung ift im erfter Yinie 
die Senatsfommiffion für firchliche Angelegenheiten betraut. Der Senat 
übt außerdem das allgemeine ftaatlihe Oberaufſichtsrecht über die 
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Kicchengemeinden aus. Auch hierbei fteht der Bürgerfchaft eine Mitwir- 
fung nicht zu. ine jcharfe Abgrenzung im Inhalt und Umfang der 
jura in sacra und circa sacra ($ 21) ſowie eine genaue Negelung der 
Zuſtändigkeitsverhältniſſe von Senat und Gemeinden ift aller- 
dings durch die ftaatliche Gejetgebung nicht erfolgt. Nach dem jchon in 
der K.O. von 1534 ausgeſprochenen Grundjaß: „Wy weten hier von. 
nenen Dwank“ ijt jedoch eine Einmiſchung der Obrigkeit in innere Ge— 
meindeangelegenheiten faum vorgefommen. Nach feſtem Herfommen übt 
der Senat ein Placet, Oberaufficht über das Kirchenvermögen, das Recht 
der Beftätigung und Vofation der erwählten Pfarrer, und das Recht der 
Genehmigung gewifjer Gemeindebeſchlüſſe. Die römiſch-katholiſchen 
Gemeinden in Bremen und Bremerhaven gehören zum apoftoliichen Bi- 
fariat für die nordiſche Miſſion (Biſchof von Osnabrück). 

Litteratur. Stoerf, ©. 592 ff. Mallet in 9. RE. Bd. II. ©. 605. 

Hriedberg, Berf.-Ö. ©. 927 ff. Niefer, Die rechtliche Stellung zc., 

©. 446—449. Sie vers in Marquardſens Hob. Bd. III. 23. ©. 78. 84. 

e) Samburg. PVerfajfung vom 13. Oftober 1879: 

A. 5: Unabhängigkeit der bürgerlichen Nechte vom religiöfen Befenntnis, 
Glaubens- und Gewiljensfreiheit. U. 23: „Die dem Staate zuftehende Ober- 
aufficht über die religiöfen Gemeinden wird dom Senate ausgeübt.?” U. 96: Die 
gefeßmäßig bejtehenden und die künftig fich bildenden religiöfen Gemeinden ver— 
walten ihre Angelegenheiten jelbjtändig, jedoch unter Dberaufficht des Staates. 
Über die Bedingungen für die Bildung neuer religiöfer Gemeinfchaften beftimmt 
das Geſetz.“ 

Nach der älteren Verfaſſung war die evangelifchslutheriiche Kirche 
Staatsfirche: die Firchlichen Behörden, die „Rollegien”, waren zugleich die 
Bertreter der politifchen Gemeinde. Dieje politifche Stellung wurde durd) 
Nat: und Bürgerbeihluß vom 12. Auguft 1859 aufgehoben. Dem ihnen 
gejelich erteilten Auftrage gemäß haben Senat und Sechziger-Sollegium 
die Kivhenordnung für die evangeliich-Lutherijche Kirche vom 
9. Dez. 1870 feitgeftellt, publiziert am 14. Juli 1876, revidiert am 
1. Januar 1883. Nach diefer VBerfaffung ſteht dem Senat das Ober— 
auffichtsrecht, das Schußrecht, die Firchliche Fürbitte und der Ehrenplat 
in den Kirchen zu und find evang.zlutheriiche Mitglieder des Senats 
Patrone der Kirche, namentlich mit dem Recht dev Beftätigung der 
von der Synode jelbftändig bejhlojjenen firdliden 
Geſetze, jowie der Wahlen der Geiftlichen. Die zu einer Geſamt— 
gemeinde vereinigten Städtischen Kirchengemeinden haben in dem Kon— 
vent der Stadtgemeinden, der über gemeinfame Angelegenheiten be— 
Ichließt, ihre Vertretung. Die unmittelbare Aufficht und Verwaltung der 
gejamten evang.-Lutherijchen Kirche führt der aus Mitgliedern des Pa— 
tronats, des geiftlichen Dinifteriums und nicht geiftlichen Mitgliedern des 
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Stadtfonvents beftehende Kirhenrat. Ihre finanzielle Dotation ift 
durch Beſchluß von Senat und Bürgerfchaft vom 24. Juni /2. Nov. 1874 
vollzogen. Für die Kirchenangelegenheiten der übrigen Neligionsgejell- 
Ichaften beftehen bejondere Senatsfommiffionen, welche Namens des Se— 
nats die ftaatliche Oberaufjicht führen. Die römiſch-katholiſchen 
Gemeinden gehören zum apoftoliichen Vikariat für die nordiſche Million 
(Biſchof von Osnabrück). 
Litteratur. Stoerk, ©. 609 ff. Bertheau nH.R.-E. Bd. V ©.569 ff. 
am Verf.⸗ ©. ©. 910 ff. Niefer, Die rechtliche Stellung ıc., 
. 442—446. Wolffjon in Marquardſens Hob. Bd. II. 23. ©. 34. 
Il. Soweit nach den vorjtehenden Ausführungen auf Grund 
irgend welchen Titels oder in irgend welchem Umfange eine Staats— 
gejeßgebung auf firchenrechtlichem Gebiete in den deutjchen Einzel- 
Staaten bejteht, wird diejelbe in den Eonftitutionellen Monarcdien 
durch Staatsoberhaupt und Landtag ausgeübt. Die Teilung der Funk— 
tionen ijt dabei im Großen und Ganzen dieje, daß der Landtag an der 
Beihlußfaffung über den Inhalt der von der Regierung vorgelegten 
oder aus feiner eigenen Initiative hervorgegangenen Gejeßentwürfe mit 
beteiligt ift, während Sanktion (Ausftattung des Geſetzesinhaltes mit 
dem Gejeßesbefehl) und Bublifation dem Monarchen vorbehalten 
find. Wo Zweikammerſyſtem bejteht [Breußen (Herren: Abgeordnetenhaus), 
Bayern (Kammer der Reichsräte — der Abgeordneten), Sachſen (Erite 
— zweite Sammer), Württemberg (Kammer der Standesherren — der 
Abgeordneten), Bat zweite Sammer), Helfen (Erjte — zweite 
Kammer)], ift zu einem Bejchluß „des Landtags” die Zuftimmung beider, 
zwar getrennt beratenden, aber grundfäglich mit gleichen Nechten ausge— 
Itatteten Kammern erforderlih. Für Geſetze, welche die beitehende Staats- 
verfaflung ändern (Berfafiungsgejege), find in der Kegel erjchwerende 
Formen, jo die Erfordernifje einer höheren Bejchlußfähigkeit überhaupt, 
einer größeren Stimmenzahl im Einzelfall, wiederholter Abftinnmungen 
in bejtimmten Friſten, vorgejchrieben. Die Berfündigung aller 
Staatsgejege gejchieht in den ftaatlichen Gejeßblättern. Dabei muß in 
der Regel der erfolgten Zuftimmung des Landtags ausdrückliche Erwäh— 
nung gejchehen. Es ift üblich, daß, wo ein Staatsgejeb die Geneh— 
migung zu einem Slirchengejet erteilt, auch das genehmigte Kirchengeſetz 
jelbjt feinen ganzen Inhalte nach in die ftaatliche Geſetzſammlung auf- 
genommen wird. Dies ift wohl zu unterjcheiden von dem früher er- 
wähnten Fall ($ 13 VID, daß in Ermangelung kirchlicher Geſetzblätter 
die Verfündigung von Slirchengejegen überhaupt in den ftaatlichen Geſetz— 
jammlungen gejchieht. Wo an und für fich die Kicchengejeßgebung nur 
ſtaatliche Funktion ift, verjteht ſich das letztere von ſelbſt. Die verbind- 
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liche Kraft der Staatsgejeße beginnt entweder an dem im Geſetze felbft 
bezeichneten Termin oder nach landesrechtlicher Verfchiedenheit mit Ablauf 
eines beftimmten Tages nach gefchehener Bublifation. In den deutjchen 
republifanijhen Staaten iſt zu einem Staatsgeſetz der überein- 
ftimmende Beſchluß von Senat und Bürgerjchaft erforderlid. Verord— 
nungen im ftaatlich Eonftitutionellen Sinne heißen diejenigen allge- 
meinen Anordnungen, welche ohne Beteiligung von Landtag oder Bürger: 
Ichaft von dem Inhaber der Staatsgewalt oder Negierungsorganen allein 
erlaffen werden. 
Litteratur; Die Lehrbücher des Staatsrechts, |. o. $S8 LT 2. 


IV. Vertragsrecht. 
8 16. 


Eine befondere Quelle für die rechtlichen Beziehungen der Staaten 
zu der katholiſchen Kirche bilden die Konkordate und Circum— 
jeriptionsbullen. 

Innerhalb der evangeliſchen Landesficchen ift durch die Sdentität der 
Subjefte don Staats- und Kirchengewalt ($ 38) eine analoge Nechtsbildung auf 
der Grundlage vertragsmäßiger Feſtſetzungen zwiſchen beiden Gewalten ausge— 
ihlofjen. Die Entjtehung und Anwendung von Bertragsrecht iſt daher im Be— 
reiche evangelifcher Kirchenordnung auf die Beziehungen der Landeskirchen 
untereinander, in welchen dieſe als geſchloſſene Kirchenkörper jich berechtigend 
oder verpflichtend gegenübertreten, bejchränft. Namentlich würde aljo die ſchon 
vielfach angeregte und angejtrebte füderative Vereinigung unter den deutjchen evan— 
geliichen Landeskirchen ($ 2.1, $4 VI $S7T UD fih im Wege des Ber- 
tragsjchlujjes zu vollziehen Haben, und es wäre dantit bei fortjchreitender 
Entwicelung allerdings die Möglichkeit eröffnet, daß das Vertragsrecht ſich auch 
zu einer ausgiebigen Quelle deutjcher evangelifcher Kirchenordnung außgeftaltete. 

I. Begriff. Der Name Concordata wird erit feit dem XV. %. 
in der bejonderen Beſchränkung auf Vereinbarungen zwijchen Kirche 
und Staat gebraucht. Der Begriff der Nechtsquelle hat fi nur fehr 
allmählich, weniger aus der Natur der Sache, als vielmehr empirisch durch 
die bei der Anwendung des Vertragsrechts geübte Praxis und im Gegen- 
jaß zu den erit dem XIX. %. angehörigen Cireumferiptionsbullen feſtge— 
jtellt. Daraus erklärt fich, daß die Unterjcheidung von Konfordaten und 
Gireumferiptionsbulfen weniger auf juriftiichen, als auf thatfächlichen 
Merkmalen beruht. Beide find darin gleichartig, daß in ihnen auf Grund 
vertragsmäßiger Feltjebungen zwijchen den Inhabern der Kirchen und 
Staatsgewalt die rechtliche Stellung der Fatholifchen Kirche in einen be- 
ſtimmten Staate, fatholifher Landeskirchen in dieſem Sinne 
(S 4 II), geregelt wird. Sie werden im übrigen nach Inhalt und Form 
von einander unterschieden. Der Inhalt der Konfordate ift regel- 
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mäßig weitergehend und tiefergreifend. Sie ſchließen, auch wenn fich 
thatjächlich die Kontrahenten im gegebenen Falle auf die Regelung ein- 
zelner Nechtsperhältnifje bejchränfen, doch nach der durch die dölferrecht- 
liche Praris ihnen beigelegten Bedeutung grundfäßlich feine der überhaupt 
möglichen Beziehungen zwijchen Staat und Kirche don der vertrags- 
mäßigen Feitfegung aus. Während die Konfordate aus älterer Zeit mehr 
nur den Zweck verfolgten, einzelne ftreitig gewordene Grenzgebiete zu 
regulieren, haben die Konfordate des XIX. J. durchgehends das Biel, 
das Nechtsverhältnis der fatholiichen Kirche zu dem betreffenden Staat 
in feinen prinzipiellen Grundlagen vertragsmäßig feitzulegen. 
Sm Gegenfaße dazu bejchränfen ſich die Kirceumfcriptionsbullen 
auf Umschreibung der Diöcejaneinteilung eines Staates und treffen in 
Berbindung damit Beitimmungen über die Organijation und Staatliche 
Dotation der Bistümer, Domkapitel oder fonftiger landesfirchlichen Ans 
ftalten. Circumferiptionsbullen nehmen aljo nur einen Teil des Inhaltes 
der Konkordate in ſich auf, fie bejchränfen fich im Gegenſatz zu dent Ber- 
juch allgemeiner und darum naturgemäß mehr prinzipiell gerichteten Grenz— 
regulierung der letteren auf die Feitftellung und Sicherung des äußeren, 
materiellen Beſtandes fatholifcher Landeskirchen. Aus dieſer ver— 
ſchiedenartigen Tendenz des Inhaltes beider Rechtsquellen erklärt ſich die 
geſchichtliche Thatſache, daß nach der Auflöſung katholiſcher Landeskirchen— 
verfaſſungen im Anfange dieſes Jahrhunderts manche deutſche Staaten 
(Preußen) zwar geneigt waren, zum Zweck der Wiederherſtellung ge— 
ordneter kirchlicher Verhältniſſe den Weg des Vertragsſchluſſes mit Rom 
zu beſchreiten, nicht aber ſich geneigt zeigten, Konkordate abzuſchließen, 
welche eine prinzipielle Grenzregulierung zwiſchen Staat und Kirche und 
damit ein Paktieren über die Ausübung von Staatshoheitsrechten inten— 
dierten, ſondern fi nur auf die Vereinbarung von Circumſeriptionsbullen 
einließen. In Beziehung auf die Form haben fich die unterfcheidenden 
Merkmale beider Rechtsquellen vorwiegend in die Publifationsweije ver- 
legt. Konfordate werden nad den Regeln völferrechtlicher Verträge 
abgejchloffen und als mechjeljeitige Willensäußerungen der Inhaber von 
Kirchen- und Staatsgewalt in Bertragsform publiziert. Dies ift 
die ftehende Praris bei allen Konkordaten des XIX. J. Dabei jeßt der 
gegenwärtige Sonfordatsbegriff auf ſtaatlicher Seite den Monarchen, 
bezw. die vepublifaniiche Obrigkeit, auf kirchlicher Seite den Papft 
als Oberhaupt der katholiſchen Kirche, beide Hinfichtlich der Formalien 
des DVertragsabichlufjes vertreten durch ihre Spezialbevollmächtigten, vor: 
aus. In früherer Zeit find unter dem Namen von Stonfordaten aud) 
häufig Verträge mit Bijchöfen abgefchloffen worden. Gegenwärtig fünnen 
ſolche Berträge, als mit Landesunterthanen abgejchloffen, nicht mehr 
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den Regeln der Sonfordate unterjtehen. Im übrigen ift es für den 
Begriff unerheblich, ob ein zwifchen Staatsoberhaupt und Papſt abge- 
ichloffener Vertrag fich jelbit den Namen Konfordat beigelegt habe, wenn 
jener nur an und fir fih nach Inhalt und Form die Merfmale eines 
ſolchen an fi) trägt. Die meisten neueren Konkordate haben fich felbft 
als „Conventiones“ bezeichnet. Auch den Cireumferiptionsbullen 
liegt materiell eine Vereinbarung zwiſchen Staats- und Klirchengewalt zu 
grunde. Aber das Ergebnis diefer Vereinbarung wird nicht in Bertrags- 
form, fondern in Form eines päpftlichen Erlaſſes mit nadfol- 
gender ftaatlider Beftätigung desfelben publiziert. Bon der 
Bublifationsweife in dev feierlicheren Form päpftlicher Erlaffe Hat 
die Nechtsquelle ihren Namen entlehnt. Auch bei den Konkordaten ift die 
nachfolgende einfeitige Publikation durch Kirchen und Staatsgejege üblich 
und erforderlich. Dieje Publikation ift aber Vertragspollzug und hat 
den Zweck, die Nechtsverbindfichkeit des SKonfordats für die Kirchen- und 
Staatsangehörigen zu begründen (j. u. III). Bei den Circumferiptiong- 
bullen dagegen haben die Bertragsverhandlungen rein präparatoris 
ſchen Charakter und bleiben interne Angelegenheit der Kontrahenten. Die 
nachfolgende Publifation ift nicht Vertragsvollzug, fondern ein mit ſtaat— 
lihem Einverftändnis vollzogener einfeitiger Akt der Kirchengeſetz— 
gebung. Bei Ablehnung der Berfündigung folcher Vereinbarungen in 
Bertragsform, aljo als Konfordate, iſt ftaatlicherjeitS ausdrücklich 
davon ausgegangen, daß Feinerlei vertragsmäßige Berpflidtungen 
aus der Publikation übernommen und anerkannt werden wollten. 

U. Geſchichte und gegenwärtiger Thatbeftand. 

Das Corpus jur. can. fennt die Konfordate weder dem Namen, noch der 
Sache nad. ES weiß nicht$ davon, daß die Kirche ihre Rechtsordnung aus an— 
deren, als rein firhlichen Quellen zu ſchöpfen habe. Auch der Vertrag zwi: 
ſchen Galirt IT. und Heinrich) V. von 1122, jpäter das Wormfer Konkordat ge— 
nannt, ift nicht ein Sonfordat im heutigen Berjtändnis dieſer Nechtsquelle. Es 
fehlte die Form des Bertrages. Papſt und Kaiſer leijteten in zwei getrennten 
Urkunden, welche feinerlei Beziehung auf einander nehmen, je ein bejonderes 
Berjprechen (Mon. Germ. t. II. p. 75 ff.). Ebenjomwenig lajjen ſich unter den 
heutigen Begriff der Nechtsquelle die Konftanzer Konfordate von 1418 und 
die jog. Fürſtenkonkor date von 1477 (Walter, Fontes etc., ©. 86 ff.) jtellen. 
Erjtere nicht, weil der Papſt nicht mit den Staatsgewalten, jondern mit fird)- 
lichen Körperjchaften, den nationenweife gegliederten Konzilsparteien paftierte; 
letztere nicht, weil fie nur in der Form von fünf päpftlichen Bullen publiziert 
worden find. Dagegen war ein Konfordat modernen Sinnes das unmittelbar 
folgende dom 17. Febr. 1448, das jog. Aichaffenburger oder Wiener Kon— 
fordat (ib. ©. 109 ff.), durch welches teilweije die Geltung der Fürjtenfonfordate 
für Deutjchland wieder ausgejchloffen wurde. Während des XVI bis XVIIL J. 
find Konkordate von allgemeiner Bedeutung für die Entwidelung des deutjchen 
Kirchenrechts nicht gejchlofjen worden. Die Thatjache der Reformation, die Glau— 
bensfämpfe, der Abjchluß der Landeshoheit, die abjolute Monarchie als herr: 
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ſchende Staatsform, das Übergewicht des Staates über die Kirche waren der 
Ausbildung der NRechtsquelle an und für fih ungünftig. 

Um jo reicher ift das XIX. J. an Konkordatsabſchlüſſen. ES wird eröffnet 
durd) das franzöfifhe Konfordat vom 15. Juli 1801, ADge1aLonen: zwiſchen 
Pius VII. und dem Konſul Bonaparte, kirchlicherſ ſeits durch Bulle vom 13. Aug. 
1801 ratifiziert, ſtaatlicherſeits am 8. April 1802 im Zuſammenhang mit den inter— 
konfe ſſionellen „Organiſchen Artikeln“, welche die Rechte des Staates über 
die Kirche im Sinne der gallikaniſchen Freiheiten wahren, publiziert. Ein im 
Jahre 1817 unter Ludwig XVIII. abgeſchloſſenes Konkordat erlangte nicht ſtaats— 
geſetzliche Gültigkeit. In Deutſchland wurden, nachdem die Hoffnungen Pius VII. 
auf ein Reichskonkordat burd) den Gang der politijchen Ereignijje zerjtört 
worden waren, jeit 1806, energifcher aber erjt nach dem Wiener Kongreß, Ver— 
tragsperhandlungen mit den einzelnen Staatsregierungen eingeleitet. Dieje Ver— 
handlungen führten zwijchen 1820 und 1830 in Anfehung Preußens, Han— 
novers und der Staaten der oberrheinifhen Kirkhenpropvinz lediglich 
zur Berfündigung von Circumferiptionsbullen. Dagegen wurde jchon 1817 
ein prinzipiell überaus bedeutungspolles Konfordat zwilchen Pius VII und 
Bayerns erjtem König, Marimilian Joſef, abgejchlofjen. Diejes Konfordat hat 
eine hochinterejjante, erjt neuejtens in ihren Einzelnheiten aftenmäßig aufge= 
flärte Gefchichte. Nach jahrelangen und mühevollen Berhandlungen, in denen 
Staat3- und Kirchengewalt um jeden Sab, um jedes Wort mit einander gerungen, 
gehörte gleichwohl, Dank dem teils ungejchidten, teils injtruftionswidrigen Ver— 
halten des bayerijchen Gejandten von Häffelin, der Sieg des Buchſtabens der 
diplomatischen Überlegenheit Noms. Um den hieraus gegen die Souveränetät 
und den paritätifchen Charakter des bayerischen Staates fich ergebenden Kon— 
fequenzen zu begegnen und die jtaatSrechtliche Gültigkeit des Konfordats zu bes 
gründen, wurde das leßtere int Zufammenhange mit der Verfaſſungsgeſetz— 
gebung von 1818 als 1. Anhang zur 2. Berfa jungsbeilage, dem Religiongeditte, 
publiziert, in welchem die Kirchenhoheit des Staates in ihren einzelnen Auße- 
rungen fejtgejtellt, daS Rechtsverhältnis der Kirchengejellfchaften untereinander 
auf paritätijcher Grundlage geordnet und den einzelnen Staats- und Kirchen— 
angehörigen das Necht der Gewifjensfreiheit zugefichert wurde (ſ. o. $ 15 ID. 
Lediglich durch diefe Thatjache der Einverleibung des Konkordates in die bayerijche 
Berfafjung wird das Maß der gegenwärtigen Rechtsgeltung desjelben be= 
jtimmt (j. u. 2). Nächſt Bayern gelang der Kurie unterm 18. Aug. 1855 der 
Abſchluß eines Konfordates mit Oſterreich. Im allgemeinen im Geifte des 
bayerifchen gehalten und teilweife wörtlic” an dasjelbe anflingend, hatte das 
öfterreichifche Konfordat in feinen Einzelbejtimmungen die Linie der römischen 
Kirchenfreiheit doch noch erheblich erweitert. ES wurde aber, nachdent bereits 
durch die Staatsverfaſſung von 1867 und die interfonfejfionelle Gejeßgebung von 
1868 thatjächlich der Nechtsboden des Konfordates verlaffen war, am 830. Juli 
1870 unter Hinweis auf die durch die vatikaniſchen Dogmen herbeigeführte Ver⸗ 
änderung im Subjekte der Kirchengewalt gekündigt. Die 1854 in Heſſen— 
Darmjtadt mit dem Biſchof don Mainz abgejchlofjene vorläufige Übereinkunft, 
fowie die 1857 in Württemberg und 1859 in Baden erreichten Konfordats- 
abjchlüffe mußten wieder aufgegeben werden, da die borbehaltene und erforder: 
liche Zuftimmung der Landjtände nicht zu erlangen war (j. o. $ 15 II). 


Der hiernach für das geltende deutſche Kirchenrecht fich ergebende 
Duellenbejtand ift folgender: 

1. Das franzöfifhe Konfordat vom 15. Juli 1801 für die 
Neichslande Eljaß-Lothringen, in Berbindung mit den organifchen 
Artikeln vom 8. April 1802. 
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2. Das bayerifche Konfordat vom 5. Juni 1817. 19 Artikel. 
Bon prinzipieller Bedeutung find vor allem die Artikel 1. 16. und 17. 
Nach U. 1 follte die röm. kath.apoſt. Religion in dem ganzen Umfange 
des Königreich! mit jenen Rechten und Prärogativen erhalten werden, 
welche fie nach göttlicher Anordnung und den kanoniſchen Saßungen zu 
genießen habe. X. 16 ftipulierte die Wiederaufhebung der ganzen vor 
dem Konfordate ergangenen paritätijchen Staatsfirchengefeßgebung. U. 17 
enthielt den Vorbehalt uneingefchränfter Anwendung des fanonifchen Rechts 
auf alle von dem Konkordat nicht ausdrücklich berührten Firchlichen Gegen- 
jtände und Perfonen. Das Konkordat hat jedoch nicht jenem ganzen 
Inhalte nach ſtaatsrechtliche Gültigkeit erlangt, fondern nur in Beziehung 
auf diejenigen Gegenftände, welche nicht ſchon in allgemein verbindlicher 
Weiſe durch das Neligionsedift vom 26. Mai 1818, dejfen Anhang es 
jelbit bildet, geregelt worden find. Denn der Schlußſatz diejes Ver— 
faflungsgefeges lautet: „In Anfehung der Übrigen inneren Stirchen- 
angelegenbeiten find die weiteren Beltimmungen in Beziehung auf die 
fatholifche Kirche in dem mit dem päpftlichen Stuhle abgefchlofjenen Kon— 
fordat vom 5. Juni 1817... enthalten.” Das Konkordat beſitzt ſonach 
jeinen Rang als Nechtsquelle nur nach dem Religionsedikt und nad) 
Maßgabe feiner Inhaltsbeſchränkungen durch dasſelbe. Eine 
ftreitige Rechts frage über das Verhältnis von Neligionsedift und Kon— 
kordat kann hiernach unter Einfichtigen überhaupt nicht beftehen. Daß 
fie erhoben worden ift und von Zeit zu Zeit noch heute auf die Tages— 
ordnung gebracht wird, hat lediglich politiiche Gründe. Inſonderheit 
fann die jog. Erklärung von Tegernjee vom 15. Sept. 1821 nicht zum 
Beweiſe des Borrangs des Konfordates dor dem Keligionsedift angezogen 
werden, da diefe Erklärung felbjt unzweifelhaft nur eine durch die Ver— 
fafjung bejchränfte Geltung des Konkordates vorausſetzte, und, auch 
wenn dies nicht der Fall gewejen wäre, das durch ein Verfaſſungsgeſetz 
beftimmte Verhältnis beider Rechtsquellen unter feinen Umftänden durch 
einfeitige £ünigliche Erklärung verändert werden fonnte. 

3. Die Circeumferiptionsbulle Dei ac Domini nostri 
vom 1. April 1818, ftaatlich publiziert am 23. September 1821, für 
Bayern zur Ausführung des Konfordats vom 5. Juni 1817. 

4. Die Circumfceriptionsbulle De salute animarum 
vom 16. Juli 1821 für die alten preußifhen Provinzen, durch Fol. 
Kabinetsordre vom 23. August 1821 nad ihrem „mejentlichen Inhalt” 
bejtätigt und als „bindendes Statut des Staates”, jedoch „unbejchadet” 
der Majeftätsrechte, wie der evangelijchen Stirche und Unterthanen, er— 
Elärt. Ginen Anhang der Bulle bildet das Breve Quod de Fidelium 
vom 16. Juli 1821 über die Bejegung der bifchöflichen Stühle. 
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5. Die Cireumferiptionsbullen Provida sollersque 
vom 16. Auguft 1821 und Ad dominiei gregis custodiam vom 
11. April 1827 für die Staaten der oberrheiniſchen Kirchenpro— 
vinz (Württemberg, Baden, Hohenzollern, Helfen, Weimar und die nun= 
mehr preußijchen Gebietsteile Kurheſſen, Nafjau, Frankfurt a. M.), lan— 
desgejeßlich publiziert zwijchen 1827 und 1829, und ergänzt durch das 
Erplifativbreve Re sacra vom 28. Mai 1827 an das Domkapitel don 
Freiburg wegen Bejeßung des erzbiichöflichen Stuhles. 

6. Die Circumferiptionsbulle Impensa Romanorum 
vom 26. März 1824 für das ehemalige Königreih Hannover, lan- 
desherrlich publiziert am 20. Mai 1824. 

II. Rechtliche Natur. 


Die außerordentliche Breite, welche der litterarifche Streit über die recht» 
lihe Natur diefer Quellen, namentlich der Konfordate, eingenommen hat, fteht 
faum in vichtigem Verhältnis zu der Einfachheit des Problems. Uber die recht» 
lihe Natur der Konfordate find drei Theorieen aufgeftellt, welche man als 
Privilegien-, Legal- und Vertrags: Theorieen bezeichnet. 1. Die Pribi- 
legientheorie beruht auf der Unterjtellung der abfoluten Uberordnung der Kirche 
über den Staat. Sie iſt die offiziell römifche. Dies ergiebt ſich aus Entjchei- 
dungen firchlicher Behörden (Dec. Rot. Rom. 15. März 1610), aus amtlichen 
(Syllab., 43. Enchelife Leo a v. 1. Nov. 1885) und perfünlichen (Breve 
Pii IX. v. 19. Juni 1872) Außerungen der Bäpfte und aus ihrer Vertretung durch 
die kurialiſtiſchen Schriftiteller (Liberatore, Tarquini, Bonald). Die Erflä- 
rungen weichen zivar fonftruftiv von einander ab. Aber fie treffen in dem Re— 
jultate zufammen, daß fie für die rechtliche Wirkjamfeit der Konfordate deren 
Bertragsform, welche an fich anerkannt wird (De Angelis, Fink, Moulart), als un- 
wejentlich bezeichnen und das Wefen der Nechtsquelle vielmehr nur in der Aus— 
übung einer der Kirche über den Staat zuftehenden omnipotenten Geſetzgebungs— 
gewalt erfennen. Kraft diefer Gewalt empfange der Staat feine geſamte Lebens— 
ordnung durch die Kirche. Was aljo der Staat an Rechten gegenüber der Kirche 
befißt, ift nicht originärer Natur, jondern hat Grund und Titel in päpftlichen 
Bulaffungen. Daher auch die fonkordatsgemäße Einräumung von Rechten an 
den Staat ein firchlicheg Brivilegium (Dec. Rot. Rom. 15. März 1610 „unde 
remanet merum privilegium“). Folge tft, daß der Papſt die Konfordate wider— 
rufen fann, während der Staat daran gebunden bleibt. 2. Die Entjcheidung 
der Rota Romana ijt ausdrüdlich zuerit von Febronius 1763 befämpft wor— 
den. An die von ihm entwidelte Gedanfenreihe hat fich eine Auffafjung von der 
rechtlichen Natur der Konkordate angefnüpft, welche gegenteilig bon der Boraus- 
ſetzung der Überordnung des Staates über die Kirche ausgeht und demgemäß 
die Konfordate lediglich als einfeitig gegebene, jederzeit widerrufliche Staatsgeſetze 
bezeichnet. Die Bertreter diefer jog. Legaltheorie jtimmen darin überein, daß 
fie ebenfall3 der Vertragsform als jolcher feinerlei bindende Rechtswirkung zus 
erfennen, ja die Möglichkeit vechtsgültigen Bertragsabichluffes zwiſchen Papſt 
und Staatsgewalten überhaupt in Abrede ziehen. Im einzelnen weichen fie 
unter einander wiederum ab. Cine unter den Einflüſſen de8 Territoriali- 
mus gebildete ältere Erflärung legt den konträren Gedanfengang der Pridis 
legientheorie zu Grunde. Indem fie davon ausgeht, daß die Kirche ihre gejamte 
Nechtsordnung innerhalb des Staatsgebietes nur dom Staate zu empfangen 
habe, gelangt fie fonfequent zu der Schlußfolgerung, daß die in einem Konfordat 
der Kirche gewährten Nechte materiell lediglich auf Staatsfonzejlion be— 

Kahl, Kirhenredt. 16 


942 Zweiter Abschnitt: Quellen des Kirchenrecht. 8 16 


ruhen. Die auf dem Boden des heutigen Rechtsſtaates ftehende und hiernach 
modifizierte neuere Legaltheorie erklärt die rechtliche Natur der SKonfordate 
wejentlich aus der Notwendigkeit eines ihre formelle Nechtsfraft bedingenden 
Aktes der jtaatlihen Gefetgebungsgewalt (Sarwey, Hinſchius, Hübler, Thu— 
diehum, Zorn). 3. Nach der dritten Theorie endlich find die Konfordate zwei- 
feitige Verträge, welche unter den Stontrahenten die dolle rechtliche Gebundenheit, 
ſoweit jolche überhaupt öffentlich-rechtlichen Verträgen in Beziehung auf Erfüllung 
und Dauer (clausula rebus sie stantibus) zuerfannt werden fann, erzeugen. 
Bon den Einen werden diejelben der allgemeinen Kategorie der völkerrecht— 
lichen Verträge zugezählt (Richter, d. Schulte, Friedberg), von den Anderen als 
eine eigentümliche Klaſſe quafivölferrechtlicher Verträge bezeichnet (Heffter, 
Bluntſchli). Im übrigen beruht die Konftruftion auch diefer Theorie feinesiwegs 
bei allen Vertretern auf gleichen firchenpolitiihen Vorausfegungen und Geſamt— 
anjchauungen. Während die oben Genannten im ganzen auf dem Standpunkt der 
KirhenhoheitSanfprüche des modernen Staates derharren und dadurch nur 
eben die Möglichkeit vertragsmäßiger Selbjtbejchränfung des Staates im eine 
zelnen nicht ausgejchloffen betrachten, gehen Andere bei der Bertragstheorie viel— 
mehr von der Forderung der rechtlichen Gleihordnung don Staat und 
Kirche überhaupt und im allgemeinen (Koordinationsiyitem, j. u. $ 19) aus und 
fordern grundjäßlich, daß das Berhältnis beider Gemeinschaften nur im Ver— 
tragSivege geregelt werde (Reichenjperger). 


Bei der rehtlihen Kritik dieſer verjchiedenen Theorieen kommen 
ernsthaft nur die modifizierte Yegal- und die Vertragstheorie in 
Betradht. Die Privilegientheorie und die territorialiftiiche Legaltheorie 
jtellen Machtanſprüche der Kirche und des Staates dar, bieten aber in 
ihren grundverfehrten Vorausfegungen und Folgerungen feine Löſung der 
Nechtsfrage. Beſſeres Teiften die beiden eritgenannten. Indeſſen ent- 
halten auch fie nur richtige Beſtandteile der Löjung, nicht dieſe jelbit. 
Die Wahrheit ift in einer Berbindung beider gelegen. Da es fidh 
um die Erklärung einer Rechtsquelle handelt, jo ift die Frage nad) 
der rechtlichen Natur der Konkordate gleichbedeutend mit der anderen: 
aus welchem Rechtsgrunde leitet fich die Berbindlichfeit der- 
jelben ab? Diejer Rechtsgrund aber ift ein doppelter: Bertrag und 
Geſetz. Denn es handelt fich bei den Stonfordaten um Verhältniſſe und 
Nechtswirfungen nad) zwei Seiten. Einmal um das Verhältnis zwiſchen 
den Trägern der Slirden- und Staatsgewalt, und fodann um das 
Berhältnis zwifchen Kirchen- und Staatsgemwalt einerſeits und Kirchen— 
und Staats angehörigen andererjfeits. 

In der erjteren Beziehung haben die Konfordate allerdings wahre 
Bertragsmatur ES ift im übrigen für das Weſen der Sade jehr 
unerheblich, ob man fie als rein völferrechtliche, oder als quafivölferrecht- 
liche Verträge qualifizieren will. Offentlih rechtliche Verträge 
find fie jedenfalls. Ihre Eigenart haben fie gewiß. Aber weder kann 
aus der perſönlichen Nechtsitellung des Papſtes ein Mangel feiner 
Bertragsfähigfeit, nod) aus dem Gegenstand der Stonkordate eine 


8 16 Bertragsredt. 943 


rechtliche Unmöglichkeit des Bertraggsabichlufles gefolgert werden. In 
jener Beziehung ift zu beftreiten, daß der Untergang des Kirchenftaates 
einen Einfluß geäußert habe. Bei Konkordatsabichlüffen kam der Papſt 
überhaupt niemals in jeiner Eigenschaft als Staatsoberhaupt, jondern 
lediglich in feiner Stellung an der Spige der katholiſchen Kirchenverfaflung 
in Betracht. So geſchah auch die Kündigung des öfterreichifchen Konkor— 
dates, zu einer Zeit, in welcher der Papſt noch Souverän des Kirchen— 
ſtaates war, ausjchlieglich unter Hinweis auf die durch die vatifanifchen 
Dogmen im Subjefte der Kirhengemwalt herbeigeführte Ver— 
änderung. In der anderen Richtung ijt anzuerkennen, daß von Geiten 
des StaatSoberhauptes nicht rechtsgültig in einem Sonfordate auf die 
Sirchenhoheit und die in der Staatsverfaffung begründeten wohlerworbenen 
Nechte Dritter überhaupt verzichtet werden fünnte. Denn jene bildet einen 
begriffsmäßigen und darum unveräußerlichen Bejtandteil der Staatsgewalt 
(ſ. u. $ 21), und diefe bilden eine dem StaatSoberhaupte jelbit gezogene 
verfaffungsmäßige Schranfe feines Handelns. Wohl aber ift die Be— 
ftimmung der einzelnen Ausflüjfe des Staatlichen Kirchenhoheitsrechts, 
ihre jachliche Begrenzung, wie die Form ihrer Ausübung, vehtlidh zu= 
läſſiger Gegenftand eines DVertragsabjchluffes zwilchen den Inhabern 
der Kirchen und Staatsgewalt.e Sm Verhältnis der beiden 
Kontrahenten it daher mit der Perfektion des Bertragsabichluffes 
die volle Rechtswirkung völferrechtlicher Verträge, zivar mit deren Unvoll- 
fommenbeiten hinfichtlic) der Erfüllungsgarantieen, aber auch mit einer 
über die bloß moralifche Gebundenheit weit hinausragenden rehtlid 
bindenden Kraft, allerdings eingetreten. Dadurch, daß feine Gejchüße 
zur Erzwingung der Bertragserfüllung aufgefahren werden fünnen, wird 
diefe Kraft nicht abgefchwächt. Das Weſen des völferrechtlichen Zwanges 
bejteht überhaupt nicht im Sriege, fondern in der Selbſthülfe, melde 
die verjchiedenften Formen annehmen und fich der verjchiedeniten Mittel, 
namentlich auch der der Kirche überlegen zustehenden pſychiſchen Zwangs— 
gewalt (vgl. oben $ 6 III 1), bedienen fann. Bon diejer Seite dürften die 
Garantieen der Vertragserfüllung bei Konkordaten kaum geringer fein, 
al3 bei anderen völferrechtlichen Berträgen. Die Bedeutung und rechtlich 
bindende Kraft eines folchen Vertragsabſchluſſes iſt aber überhaupt nicht 
allein und nicht einmal vorwiegend aus dem Gefichtspunfte der Er— 
zwingbarfeit abzuleiten. Sie beruht vielmehr auf der Gejfamtheit 
der den Konkordatsabſchluß darftellenden Vorgänge: auf dem feierlich 
fundgegebenen Vertrags willen der Stontrahenten jelbft, auf der ftrengen 
Einhaltung der Formen völferrechtlicher Vertragsabſchlüſſe und auf der 
alle Diskuffionen der Theorie weit zuriclaffenden ununterbrochenen An- 
erkennung und Auffaffung der Braris. Die Thatſache einer mit dem 
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Konkordatsabſchluß entitandenen öffentlich rechtlichen Berpflihtung an 
fich fteht fomit außer Zweifel. 

Es fragt ſich aber weiter um Subjefte und Inhalt dieſer 
Berpflichtung und damit ift das zweite Moment berührt, welches zur Er- . 
Elärung der rechtlichen Natur der Konfordate gehört. Die beteiligten 
Subjefte waren zunächſt das Staatsoberhaupt und der Papſt. Beide 
perſönlich in ihrer Eigenſchaft als Inhaber der Staats- und Kirchen- 
gewalt. Den Inhalt ihrer Verpflichtung bildet nun die Erfüllung 
des Vertrages, d. h. die Erſtreckung feiner Rechtswirkung auf Behörden 
und Unterthanen. Denn Kirchen und Staatsbehörden, wie Kirchen- 
und Staatsangehörige haben aus der Thatjache des Bertragsab- 
ichluffes als folcher weder Rechte noch Pflichten erlangt. Konkordate 
find nicht Verträge zu Laften oder Gunften Dritter. Daher ift durd) 
die Bertragstheorie die rechtliche Natur der Konkordate nur einfeitig und 
ungenügend bejtimmt. Um jene erweiterte Nechtswirfung hervorzu— 
bringen, muß noch eine andere Rechtsquelle eröffnet werden: das Geſetz. 
Papit und Staatsoberhaupt find aus den Bertragsabichluß verpflichtet, 
im Wege der Kirchen- und Staatsgejeßgebung die Wirkung 
allgemeiner Rechtsverbindlichkeit herbeizuführen. Der Papit 
it dabei unbejchränft und nicht an die Mitwirkung einer anderen Inſtanz 
gewiejen. Die Bublifation in Rom oder ein amtlicher Befehl an die 
Landesbiſchöfe iſt nach der Theorie der fatholijchen Kirchengejeßgebung 
ausreichend (8 1212). Das Staatsoberhaupt kann unbejchränft fein, 
wenn nach der Verfafjung feines Staates diejenigen Gegenftände, welche 
den Inhalt des Konkordates bilden, im Bereiche feiner Verordnungs— 
gemwalt gelegen find. Gehören fie dagegen, wie es nach) dem deutjchen 
fonftitutionellen Staatsrecht die Kegel fein wird, zu den Gegenftänden 
der Geſetzgebung ti. e. ©., jo ilt es bei Erfüllung des Stonfordates 
auch an die Mitwirkung der Volksvertretung gebunden ($ 15 II). 
Seine vertragsmäßig übernommene Berpflichtung ift es, die Zuftimmung 
derjelben herbeizuführen Auf der nad erlangter Zuftimmung 
ordnungsmäßig in Gejeßesform vollzogenen Bublifation des Kon— 
fordates beruht exit feine Nechtsfraft fir Behörden und Unterthanen des 
Staates. Daraus folgt: Hat das Staatsoberhaupt die verfaſſungsmäßig 
notwendige Buftimmung der Bolfsvertretung zu dem abgejchlofjenen 
Konkordate nicht zu erreichen vermocht, jo hat es zwar feiner perjün- 
lichen völferrechtlichen Verpflichtung Genüge geleiftet, aber das Konkordat 
hat feine ſtaatsrechtliche Gültigkeit erlangt. Ferner: Hat 
das Staatsoberhaupt die Zuftimmung der DVolfsvertretung nur unter 
Borbehalten erreicht und mit dDiefen Modalitäten gleichwohl 
die ftaatsrechtliche Sanftion und Publifation des Konkordates vollzogen, 
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jo iſt zwar die völkerrechtliche Verpflichtung nicht vollftändig erfüllt, 
aber das Konfordat hat ftaatsrechtliche Gültigkeit nur nah Maßgabe 
der Geſetzesverkündigung erlangt. Diefe ganze Betrachtungs- 
weife über die rechtliche Natur der Konkordate rechtfertigt ſich endlich auch 
im Hinbli auf die Aufhebung derjelben. Sie muß durch Kündigung 
und derogierendes Staatsgeſetz gejchehen. Sp war mit der Kündigung 
des dÖfterreichiichen Konfordates am 30. Juli 1870 noch nicht feine auf 
dem Faiferlichen Batent vom 5. Nov. 1855 beruhende ftaatsgejeßliche 
Gültigfeit aufgehoben. Die jtaatsgefeßliche Aufhebung des Konkordates 
erfolgte vielmehr evjt durch das jenes Patent von 1855 befeitigende Gejet 
vom 7. Mai 1874. 


Über die politifhe Würdigung der Konfordate f. u. $ 20. 

Litteratur und Sammlungen Münch, Vollftändige Sammlung aller 
Sonfordate, 2 Bde, 1830. Nussi, Conventiones de reb. ecel. inter 
S. Sedem et civ. potest., 1870. Für den Handgebrauch genügt Walter, 
Fontes ete.: Wormſer 8. ©. 75 f.; Konftanzer 8. ©.86 ff.; Wiener K. 
©. 109 ff.; Franzöſiſches K. mit organischen Artikeln ©. 187 ff.; Bayerifches 
K. mit der Erklärung don Tegernjee und dem Religionsedift, ©. 204 ff.; 
Preupiiche E.-Bulle mit dem Breve Quod de Fidelium und der fgl. Kabinet3- 
ordre ©. 239 ff.; Hannoverjche &.-Bulle mit dem ftaatlichen Beftätigungs- 
geſetz ©. 265 ff.; Dfterreichtfches K. mit dem faiferl. Patent ©. 280 ff., 
301 f.; &.-Bullen für die oberrheinifche Kirchenprovinz ©. 322 ff. 335 ff.; 
Landesherrliche Geſetze dazu ©. 339 ff.; Heſſiſche Konvention S. 359 ff.; 
Württembergifches 8. ©.363 ff.; Badiihes K. ©. 376 ff. Für die Ge— 
hichte der Konfordate und Gireumferiptionsbullen im Zuſammenhange der 
allgemein zeitgefchichtlichen Entwidelung des Berhältnifjes don Staat und 
Kirche find die Hauptwerfe: Mejer, Zur Gefchichte der römiſch deutjchen 
Frage, 3 Tle., 1871/72/74. Derjelde, Die Propaganda, ihre Provinzen 
und ihr Recht, 2. TIL. (1853), ©. 352—499. Ergänzungen bei Frantz, 
Preußen und die Fatholifche Kirche zu Anfang diejes Jahrhunderts in D. 

. FE RR. Bd. J (1892), ©. 19—44; Demjelben, Das Brojeft eines 
Reichs-Konkordats und die Wiener Konferenzen von 1804 (1892) Zur baye— 
riihen Spezialgefehichte: Höfler, Konfordat und Konftitutiongeid der 
Katholiken in Bayern, 1847; v. Scheurl, Beiträge zur Beleuchtung vor— 
genannter Schrift in Samml. firchenrechtl. Abh, S.1ff. mit Nachtrag in 
If K⸗R. Bd.XIX. ©. 189 ff; Lerchenfeld, Zur Gefchichte des b. K., 
1883; Hauptwerf: vd. Sicherer, Staat und Kirche in Bayern dom Regie— 
rungsantritt des Kurf. Mar. bis zur Erklärung von Tegernjee, 1874. Das 
neuejte Memorandum des bayerischen Episfopates über das Konfordat (d. 
14. Juni 1888) auszugsweife in D. 8 f. KR. Bd. J. ©. 162 ff. Mono: 
graphifche und Zeitichriften-Litteratur zu den Streitfragen über die recht— 
lihe Natur der K.: Brühl, Charakter und wejentliche Eigenschaften der 
®., 1853. Hübler, De natura et jure cone., 1863. Derjelbe, Zur 
Reviſion der Lehre von der rechtlichen Natur der K. in Z.f. KR. Bd. IIL 
©. 404 ff., Bd. IV. ©. 105 ff. Bornagius, Rechtliche Natur der K., 1870, 
Fink, De cone., 1877 (Bejprechung von Bellesheim im W f. k. RR. 
Bd. XLII ©. 462 fi... Sarwey, Über die rechtliche Natur der K. in 8: f. 
KR. Bd. I. ©. 437 ff, Bd. III. ©. 267 ff. Balve, Kirche und Staat in 
ihren Bereinbarungen auf dem Grunde des Kirchenrechts, Staatsrechts und 
Bölferrehts (2. Aufl), 1881. Vering, Zur Frage über den rechtlichen 
Charakter der K. in A. f. k. K-R., Bd. XXXVIIL ©.56 ff. v. Hagens, 
Staat, Recht und Bölferrecht, 1890. Lerifonlitteratur mit guter Zuſammen— 
fafjung der gejchichtlichen, pofitiv rechtlichen und prinzipiellen Fragen! Herr— 
mann, Deutich. Staatswörterb. Bd. V (1860) ©. 701—744; Mejer in 
9. R.E. Bd. VIII. ©. 149 ff; Hübler in Stengels Wörterbuch des 
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deutſch. Verw.“Rs. Bd. I. ©. 827 ff. Ausführungen in ſtaatsrechtlichen Werfen: 
Mohl, Staats-Bölferreht und Politik, Bd. II. ©. 170 ff.; Hinjhius in 
Marguardfiens Hdb. Bd. J. 1. ©. 271 ff.; daſelbſt auch eine Zuſammen— 
jtellung der Litteratur für einzelne Stonfordate und Circumſeriptionsbullen. 
Zehrbuchslitteratur: v. Schulte, Kath. KeR. 883 8I—93; Derj., 2%. ©. 62 ff.; 
Richter-Dove, 88 51. 74. 78. 88; Friedberg, $ 78; Thudihum, 
©. 6 ff., 311 ff., 334 ff; Born, $ 27; Bering, s 62. Eine jehr prägife, 
durch einzelne Duellenabdrüde anjchaulid gemachte Zujammenfafjung der 
Lehre bei Hübler, Kirchliche Rechtsquellen (1893), ©. 10—25. 


Dritter Abjichnitt. 
Staat und Kirche. 


Feſtſtellung des Problems und Litteraturauswahl. 
Sail; 


Die vorangegangenen Ausführungen über die StaatSgejeßgebung als Duelle 
des Kirchenrecht (SS 14 ff.) bilden die Überleitung und Grundlage für die nun— 
mehr erforderliche ($ 2 IV) beſondere Unterfuhung über das Berhältnis don 
Staat und Kirche. Da freilich die vechtsjchöpferiihe Thätigfeit des Staats 
in kirchlichen Dingen jelbjt jchon eine materielle Außerung diejes Verhältniſſes 
darjtellt und nicht beabfichtigt war, die Duellenlehre auf eine Quellenſtatiſtik zu 
befchränfen, fo jchloß der Rahmen jener Ausführungen von jelbft bereitS vielerlei 
Fragen aus dem reichen und weiten Gebiete der Beziehungen zwiſchen Staat 
und Kirche in ſich ein. Aber fie betrafen doc vorwiegend nur den Umfang 
der Beteiligung des Staats an der Ordnung des Kirchenmwefens, noch nicht den 
Snhalt des dadurch gefchaffenen Berhältniffes ſelbſt. Auch wo die Erörterung " 
gelegentlich auf diejen übergreifen mußte, fonnte es lediglich mit der Bejchrän- 
fung gejchehen, die Bedeutung einer einzelnen Nechtsquelle oder des Quellen— 
freifes eines bejtimmten Staates für die eine und andere Kirchengemeinfchaft 
bollftändiger zur Anjchauung zu bringen. Nunmehr tft die Aufgabe eine höhere 
und größere geworden. Ohne grundfäglich den GefichtsfreiS auf eine einzelne 
Duelle oder einen beſtimmten Staat einzujchränfen, will der Inhalt des Ver— 
hältnifjes von Staat und Kirche nach der Geſamtheit jeiner Beziehungen geordnet 
und im inneren organijhen Zuſammenhange erfaßt fein. ES verſteht 
ih don ſelbſt, daß dabei vornehmlich das Nechtsverhältnis beider Gemein- 
Ichaften in Frage fommt. Aber es wird fich ergeben, daß zur Bejtimmung eben 
dieſes Nechtsperhältniffes auch ihre gelegentliche Abſchätzung als ethijcher und 
realer Mächte nicht entbehrt werden fann. 


Für die Inhaltsbeſtimmung der Aufgabe jcheint die Formel Ver— 
hältnis von „Staat und Kirche” nicht ausreichend zu fein. Welchen 
Staates? Welcher Kirche? Sie jcheint zu paffen für die Zeit des einen 
chriftlichen römischen Weltreichs, in welchem es eine Kirche gab. Aber 
die Einheit dieſes Reiches und der Kirche ging in Trümmer. An ihre 
Stelle ift eine Bielheit von Staaten und eine Mehrheit von Slirchenge- 
jellfchaften mit jcharf ausgeprägter Individualität getreten. Der unend— 
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liche Reichtum der dadurch gefchaffenen Verhältniffe wird durch jene 
Formel nicht vepräfentiert. Gleichwohl würde ihr Erſatz durch eine 
weitergefaßte Bezeichnung der Aufgabe, als etwa Berhältnisbeftimmung 
„der Staaten und Kirchen“ nicht zu empfehlen fein. Es würde damit 
gerade ein mejentlicher Theil des Problems unterdrüdt. Dasjelbe kann 
nicht auf Feftitellung der in dev Berfhiedenartigfeit der Kirchen 
und Staaten begründeten Beziehungen zu bejchränfen fein, jondern muß, 
joweit möglich, fortlaufend die aus dem Einheitsbegriff von Staat 
oder Kirche jich ergebenden allgemeinen Folgerungen in Berücjichti- 
gung ziehen. Es giebt Merkmale, welche, ſoweit das Verhältnis zum 
Staate in Frage kommt, allen Kirchen, alfo Der Kirche gemeinjam find. 
Und es giebt ebenfo einen allgemeinen Begriff des Staates, welcher 
entweder alle gejchichtlichen Erjceheinungsformen desſelben in ſich ſchließt 
oder wenigjtens, jo, wenn don modernem Staat, von Rechtsſtaat, von 
Kulturftaat, von Bolizeiftaat die Rede ift, eine Mehrheit von Staaten 
unter einem charafteriftiichen Merkmal zufanmenfaßt. Gerade in Felt: 
legung der Hierauf beruhenden Beziehungen liegt der prinzipale Wert 
tijfenjchaftlicher Unterfuchungen über das Verhältnis von Staat und 
Kirche. Denn ihre Erfahrungen und Ergebnifjfe liefern die Norm, 
nach welcher ſich auch die gefunde Ausgeftaltung des Berhältnifjes zwiſchen 
den einzelnen Staaten und Kirchen zu vollziehen hat. 

Hiernach ift die Aufgabe eine doppelte, eine allgemeine und eine be= 
jondere. Die erftere wird gelöft, indem fi) die Unterfuhung um die 
Ermittelung des univerjalgejhidhtliden Entwidelungs- 
prinzipes im Verhältnis don Staat und Kirche bemüht. Die zweite, 
indem jte mit Bejchränfung auf Staaten und Kirchen des deut— 
hen Reiches den Inhalt der gegenwärtig bestehenden 
VBerhältnisform zur Anfchauung bringt. Jene ift vorwiegend 
firchenpolitifcher, dieje vorwiegend Firchenrechtlicher Art. 

Beſteht überhaupt in der allgemein gejchichtlichen Entwicelung des 
Berhältniffes von Staat und Kirche das erfennbare Walten eines „Prinzips”? 
Die Frage fordert ebenfo jehr zum Nachdenken auf, als fie die dringende 
Warnung in fich Ichließt, ſich vor jedem hiſtoriſchen Konſtruktionsverſuch 
zu hüten. Sie iſt aber in gewiſſem Sinne zu bejahen Man hat 
fich allzufehr daran gewöhnt, das Verhältnis von Staat und Kirche nur 
unter dem Gefichtswinfel der brennenden Tagesfragen zu betrachten. 
Die Erjcheinungen wechſeln. Bald herrjcht Kampf, bald Friede. Heute 
wird dieſe, morgen jene Spezialfrage in den Vordergrund gerückt. Alles 
jcheint von der Willkür der leitenden Perfonen und der zufälligen Fügung 
der Umftände abzuhängen. Und doch befteht auch hier eine natürliche, 
durch die intellektuelle und veligiöfe Höhenlage eines Zeitalter überhaupt 
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vegulierte und eben dadurch unbewußt, aber doch unaufhaltfam zu einem 
beftimmten Ziele bingeleitete Gejegmäßigfeit. reilih nur in großem 
Stil und in weit gefpanntem Bogen. Ahr nachzugehen ift nicht weniger 
wiſſenſchaftliches Bedürfnis, al8 gewinnbringend für den praftifchen Betrich 
der Rirchenpolitif. Iſt das Entwicelungsprinzip mit einiger Sicherheit 
zu erfennen, dann ift es auch möglich, auf der Geſamtentwickelungslinie 
annähernd denjenigen Punkt zu bejtimmen, auf welchem die Dinge ſich 
gegenwärtig befinden. Es erſchließen ſich vollftändiger die Bedingungen 
der unbefriedigenden und unruhigen Beitlage. Es laſſen fich die Aufgaben 
der Gegenwart beftimmter begrenzen. Es kann mit einiger Wahrfchein- 
lichkeit eine Diskuffion darüber geführt werden, was von der Zukunft zu 
erwarten ſei. 

Der Erkenntnis jenes Prinzipes felbft ift nur dadurd) näher zu 
fommen, daß die in der Gejchichte hervorgetretenen entjcheidenden Ent— 
wicelungsthatjachen ſyſtematiſch zuſammengefaßt und ebenfowohl in ihrer 
jtetigen Bewegung beobachtet, als an gewiſſen abgejchloffenen Reſultaten 
firiert werden. Das borausgenommene Ergebnis ift diefes. Der ge- 
Jamtgejchichtliche Entwicfelungsgang offenbart zwei Grundverhältnis- 
formen von Staat ımd Slirhe: Ginheit und Berbindung, 
Berjhiedenheit und Löſung. Dort gehen Zwecke, Thätigfeits- 
formen und Drgane beider Gemeinfchaften in einander auf und über. 
Hier ftreben fie auseinander oder find völlig gefchieden. Innerhalb beider 
Grundtypen liegen die Fonfreten Ausgeftaltungen und Übergangsformen 
der Einheit wie Berjchiedenheit von Staat und Kirche. Man bezeichnet 
fie als firhenpolitijhe Syſteme. Auf der Linie der Einheit 
und Verbindung offenbaren fich die Syfteme des Kirchenſtaatstums, 
des Staatsfirhentums und des Staatshriftentums. Auf 
der Linie der Berjchiedenheit und Löſung find die Syiteme der Koordi- 
nation, der Staatsfirhenhoheit und der völligen Trennung 
bon Staat und Kirche zu beobachten. Für jedes diefer Syſteme find 
die Elemente dev geschichtlichen Entwickelung wie die Spuren im geltenden 
Nechte aufzufuchen (88 18. 19) und es ift endlich aus der kritiſchen Ver— 
gleichung derjelben die gegenwärtige Lage zu beurteilen ſowie die Rechnung 
auf die Zukunft zu jtellen ($ 20). Sit es nunmehr gelungen, aus der 
Bewegung des univerjalgejchichtlichen Entwicelungsprinzips das die Gegen- 
wart vorwiegend beherrichende Firchenpolitiiche Syſtem zu fixieren, fo ilt 
dasfelbe weiterhin nach der Seite feiner pofitiv rechtlichen Ausgeftaltung 
auf deutſchem Boden befonders ins Auge zu fallen. Jenes Syitem 
iit das der Staatsfirhenhoheit. ES ift zunächſt fein Begriff 
feftzuftellen ($ 21) und darnach den einzelnen Außerungen der ftaat- 
lichen Kirchenhoheit, ſowohl in der Richtung des Nechtsverhältniffes der 
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Kirchen und Kirchenangehörigen zum Staat (SS 22—24), als in der 
Richtung des ftaatlich geordneten Nechtsverhältniffes der Kirchen und 
Sirchenangehörigen untereinander ($ 25) nachzugehen. 

Die Zufammenfaffung gewiſſer gleichen oder gleichartigen Erjchei- 
nungen in der Entmwicelung des Verhältnifies von Staat und Kirche zu 
„kirchenpolitiſchen Syſtemen“ ift nicht mißzuverſtehen. Es verfteht fich 
von felbft, daß die genannten Berhältnisformen von Staat und Kirche 
nicht zu Syſtemen entwicelt in die Gefchichte der Vergangenheit oder 
in die Gegenwart eingetreten find. Es find die abgeschloffenen gefchicht- 
lichen Rejultate oder die in ihren Grundzügen ſchon deutlich erkennbaren 
Entwidelungsformen, welche von der Neflerion zu Firchenpolitijchen 
Syſtemen verbunden werden, inden fie jene unter ihre einheitlich leiten- 
den Gefichtspunfte stellt. Aber nicht, um den Reichtum gefchichtlicher 
Entwicelung mit Formen zu meiftern und die natürliche Triebfraft des 
immer neue Erfeheinungen aus fich felbft erzeugenden Lebens in Bud)- 
jtaben zu bannen, find folche Kategorieen aufgeftellt. Sie bieten nicht 
die Löſung des Problems, jondern find das Hülfsmittel feiner 
Löfung. Es ift mit ihrer Aufftellung einigermaßen Oxdnung gebracht 
in die Fülle von Fragen, welche die furze Formel: „Verhältnis von 
Staat und Kirche? in fich fchließt. In der Freiheit wiſſenſchaftlicher 
Forſchung leiftet Die Gebundenheit an die Firchenpolitifchen Shfteme den 
überaus wertvollen Dienst, die Maffe der Entwidelungsthatfachen nach 
ihrer jpezififchen Eigenart zu trennen und zu verbinden und fo der Er- 
fenntnis der großen führenden Gedanfen näher zu kommen. 

Bei diefer Auffafjung des Problems werden in dem Berfuche jeiner Löſung 
auch die verjchiedenen Methoden, deren fich die Wifjenjchaft bei der Daritel- 
lung des Verhältnifjes von Staat und Kirche bedient, die rechtsphilojophiiche, 
die rechtsgejchichtliche, die vechtsdogmatifche ihre Verwendung finden. Für fich 
allein kann jede derjelben nur einfeitige Ergebnifje liefern. Die philojophifche, 
indem jie von den realen VBerhältnisformen fich entfernt. Die geichichtliche, in- 
dem fie fich abjchließt gegen den Rechtsbeſtand der Gegenwart. Die rein dogma— 
tijche, indem fie verzichtet auf den Gewinn gejchichtlicher Grundlegung und auf 
den Maßſtab der aus der philofophiichen Betrachtung zu entlehnenden Kritik. 
Die Unterfuchung muß fich alfo bemühen, die Einjeitigfeiten der tjoliert ange- 
wandten Methoden zu vermeiden. zInnerhalb des eriten Teiles der Aufgabe 
fommen boriviegend die Hijtorische und die philofophijche, innerhalb des zweiten 
borwiegend die dogmatiſche Methode zur Geltung. 

Litteratur. Die Litteratur über das Berhältnis von Staat und Kirche ift 
ungemein veich. Die nachfolgende Auswahl findet 1. ihre Ergänzung 
in der Bibliographie des $ 2, II. 6, in den zu den 88 14 bis 16 für die 
StaatSgejeßgebung als Duelle des Kirchenrecht und die Konfordate ange- 
führten Schriften, fowie in den Werfen der deutjchen Reichs- und Nechts- 
elite ($ 8 I 1), der Kirchengejchichte und der politifchen Gejchichte ($ 2 
II. 2.b). 2. Ausführungen über das Berhältnis von Staat und Kirche in 
firchenrechtlihen*Tehrbüchern: Eichhorn, Bd. J. ©.50 ff. 128 ff. 180 ff. 
9214 ff. 266 ff, 88.11. ©. 208 ff. NRichter-Dovde, 88 15. 22/24. 30. 44. 48. 
52. 69. 74. 98/102. Sriedberg, SS 10. 12. 14 f. 19. 20. 26. 29 f. 
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Born, SS 3. 5.8. 10.13. Thudihum, Bd.I u LT. dvd. Schulte, 
Kath. KR, Bd. J. ©. 391 ff. Derfelbe, Lb. ©. 42 ff., wofelbjt auch Ans 
gabe der ausländischen Litteratur. Phillips, Bd. III. ©.1/569. Walter: 
Gerladh, 88 43/56. Scherer, Bd. 1 88 9 f. 17. DBering, SS 30. 
38 ff. 61. 3. Allgemeine oder nicht auf einzelne Syſteme bejchränfte phi— 
loſophiſche, gefchichtliche oder pofitiv rechtliche Darftellungen des Berhältnifjes 
bon Staat und Kirche (in chronologisher Ordnung): Gladjtone, Der 
Staat in feinem Verhältnis zur Kirche, eingeführt von Tholud, überjett 
bon Treuherz, 1843. Herrmann, Über die Stellung der Religions— 
gemeinfchaften im Staate, 1849. Hauber in H. R.-E. (1. Aufl.) Bd. VII 
(1857), ©. 59 ff. Trendelenburg, Naturredht auf dem Grunde der 
Ethik (1860), SS 171 ff. Hundeshagen, Über einige Hauptmomente in 
der gejchichtl. Entwickelung des Verhältniffes zwifchen Staat und Kirche und 
Derjelbe, Die theofratiihe Staatsgeftaltung und ihr Verhältnis zum 
Weſen der Kirche inZ.F.R.-R. Bd. TI. (1861), ©. 232 ff., 444 ff. und BD. IIL. 
(1863), ©. 232 ff. vd. Mohl, St.-R., Bölfer-R. u. Politik, Bd. II. (1862), 
S.171f. Bluntichli, im d. Staat3wörterbud, Bd. V. (1860), ©. 564 ff. 
Derfelbe Allgem. St.-R. (3. Aufl.) Bd. II. (1863), ©.259 ff. Derjelbe, 
Über das Berhältnis des modernen Staats zur Religion, 1868, Gef. Fleine 
Schriften, 88. II. ©. 148 ff. Sacobjon in 9. R.-E. (1. Aufl.) Bd. XXI. 
1866, ©. 98 ff. Friedberg, Die Grenzen zwifchen Staat und Kirche umd 
die Garantieen gegen deren Berlegung. Hiltorifch-dogmatifhe Studie 2c., 
3 Abtl., 1872. Fabri, Staat und Kicche, Betrachtungen zur Lage Deutjch- 
lands in der Gegenwart, 1872. Sohm, Das BerhältnisS don Staat und 
Kirche aus dem Begriff von St. u. K. entwidelt in 8. f. K.-R. BD. XI. 
(1873), ©. 157 ff. Beller, St. u. K, Borlefungen, 1873. Geffden, ©t. 
u. 8. in ihrem Verh. gefchichtlich entwicelt, 1875. Frommann, Antis 
Geffden in 8. f. KR. Bd. XIV. ©. 65 ff, Bd. XV. ©. 288 ff., 1875. a- 
foby, StaatSkicche, Freificche, Zandesfirche, 1875. Maaſſen, Neun Ka— 
pitel über freie Kirche und Gewifjensfreiheit, 1876. Gareis, Srrlehren 
über den Kulturfampf, 1876. Martens, Die Beziehungen der UÜberz, 
eben» und Unterordnung von K. u. &t., 1877. Curei, Der heutige 
Zwieſpalt zwifchen St. u. R., betrachtet anläßlich eines bejonderen Falles, 
überjegt von Schiff, Autor.-Ausg. 1878. M. Minghetti, St. u. K., 
Aut. deutjche Überſ. 1881. Hinfchius in Marguardfens Höb. Bd. J. 1. 
©. 189/372, Allgemeine Darjtellung der Berhältniffe von &t. u. K., 1883. 
Köjtlin nH.R.-E. (2. Aufl.) Bd. XIV. (1884) ©. 619 ff. Knitſchky, St. 
u. 8, 1886. Kahl, Die Berjchiedenheit kath. u. evang. Anjchauung über 
da8 DBerhältnis von St. u. K., 1886. Beyichlag, Welche Entwidelung 
hat das Berh. von St. und K. in Preußen im XIX. J. genommen und 
welcher Berbefjerungen ift es fähig und bedürftig? 1891. Drake, Parität 
— Imparität. Eine ftaatsrechtliche Betrachtung, 1892. Bungeroth, Der 
Simultanjtaat. Seine Grundlage, fein pofitives Necht und feine Entwide- 
fung. 2 Bde. 1892. Die neuere inländische und ausländiſche, monogra-= 
phifche und Zeitſchriften-Litteratur ift fortlaufend in der D. 8. f. RR, 
Litteraturüberfichten VI, mitgeteilt. 4. Ergänzungsichriften zu einzelnen 
firchenpolitifchen Syjtemen: a) Zur Entwidelung im vömifchen und fränfi- 
ihen Reich: Riffel, Gejchichtl. Darjtellung des Berh. zw. St. u. K. von 
der Gründung des Chriftentums 2c., I. Bd. 1836. Niehues, Geſch. des 
Verh. zwifchen Kaifertum und PBapfttum 2c., I. Bd. (2. Aufl.) 1871. Gierfe, 
Das deutſche Genofjenfchaftsrecht, Bd. III. 1881. Maaſſen, Uber die 
Gründe des Kampfes zwijchen dem heidn.-rüm. Staat und dem Chriſten— 
tum, 1882. Mommſen, Abriß des römischen Staatsrechts (in Bin- 
dings Hob.), 189, ©.88 ff. 216 ff. 352 ff. Sehr, St. u. K. im fränk. R. 
bis auf Karl d. Gr., 1869, Löning, Gefch. d. deutih. K.R., BB. I. 
©. 20/102, Bd. II. ©. 3/61, 1878. Martens, Neue Erörterungen über 
die römische Frage unter Pippin und Karl dem Großen, 1882 (orientierend 
über den Stand der Frage). Weyl, Die Beziehungen des Papittums zum 
fränf. St. u. RR. und den Karolingern, 1892. b) Zum Kicchenftaatstunt: 
Friedberg, De finium inter eccelesiam et civitatem regundorum 
Judicio, quid medii aevi doctores et leges statuerint, 1861. Derjelbe, 
Die mittelalterlihen Lehren ü. d. Berh. von St. und K. in. f. KR. 
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Bd. VIII. (1869), ©. 69 ff. Dove, dajelbit, ©. 167 ff, Die Kurie und die 
Grundſätze des modernen VerfafjungsrechtS und die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger. v. Schulte, Die Macht der römischen Päpſte ze. (2. Aufl.) 
1871. Derfelbe, Denkſchrift über d. Verh. d. Staates, zu den Süßen der 
päpftlichen Konftitution v. 18. Suli 1870 (1871). Zorn, Über einige Grunde 
fragen des KirchenrechtS und der Kirchenpolitif, 1876. Berchtold, Die 
Bulle Unam sanctam, ihre wahre Bedeutung und Tragweite für St. u. 
K., 1887 (dagegen Martens, Das Vatikanum und Bonifaz VIII., 1888). 
Schrader, Bapjt und moderne Seen, 9. 2., Encyelifa v. 8. Dez. 1864, 
(1865). Liberatore,la chiesa et lo stato, 1871. Hergenröther, Kath. 
Kirche u. hriftl. Staat (1876). Moulart, K. u. St., autor. Uberſ. dvd. Houben, 
1881. Hammerftein, K. u. &t. vom Standpunfte des Rechtes aus, 1883. 
Außerdem ſ. o. $ 12 die Litteratur zum batifanifchen Konzil. c) Zu den 
einzelnen Erjcheinungsformen des Staatskirchentums (außer den zulett ge— 
nannten Abhandlungen von Friedberg): Müller, Der Kampf Ludwigs 
bon Bayern mit der röm. Kurie, 2 Bde. 1879/80. Stieve, Das firchliche 
Polizeiregiment in Bayern unter Mar. I., 1876. Derjelbe, Beiträge zur 
Geſch. d. Berh. von St. u. K. in B. unter Mar. L in 2. f. ER. Bd. XI. 
(1876), ©. 372 ff. und Bd. XIV. (1879, ©. 59 ff. Derfelbe, Churf. Mar.I. 
v. B., 1882. Territorialismus der evang. Kirche: ſ. u. die Litteratur über 
die Gejchichte der Kirchenverfaſſung, $ 33, und das landesherrliche Kirchen— 
vegiment, $ 38. Anschauungen der Neformatoren über d. Verh. von St. u. 
R.: Riefer, Die rechtl. Stellung 2c., ©. 41—114. Sohm, KR. BD. T. 
3. Kap. Luthardt, Die Ethik Luthers 2c. (2. Aufl.), 1875, ©. 118 ff. Das 
befondere Berhältnis des Staats zur fath. 8. (außer der Litteratur zur 
preuß. Staatsgejeßgebung, o. 8 15 IN: Rümelin, Reden und Auffäte, 
N. F., 1881, ©. 205/277, Zur fatholischen Kirchenfrage, 1880. Solly, Der 
Stirchenftreit in Preußen, 1882. d. Bar, St. u. fath. K. in Preußen, 1883. 
Zur Theorie dont chrijtlihen Staat: Klee, Das Recht der Einen allgem. 
chriftl. K. 1839. Stahl, Der chriftliche Staat und fein Verhältnis zu Deis— 
mus und Judentum, 1847, 2. Aufl. 1858. Derjelbe, Der Brotejtantismus 
als politifche8 Prinzip, 1853. v. Scheurl, Der chrijtl. Staat, 1858, in 
Samml. firchene. Abd. ©.133 ff. Derfelbe, Der crijtl. ©t.,. Bortrag, 
1885. Clemens Graf Brandis, Der Staat auf criftlicher Grundlage, 
1860. Diedhoff, St. u. 8. Brinzipielle Betrachtungen über das Verh. 
beider zu einander aus dem Gefichtspunfte des chriftl. St., 1872. v. Müh— 
ler, Srundlinien einer Philoſophie d. Rechts n. evang. Prinzipien, 1873. 
Thierſch, Uber den chrijtl. Staat, 1875. Zur Koordinationstheorie, don 
proteft. Seite: Harleß, St. u. K. oder Irrtum und Wahrheit in den Vor— 
jtellungen von „chriftlichem” St. und von „freier? K., 1870; von fathol. 
Seite: Görres, Deutichland und die Revolution, 1819. Derſelbe, Atha— 
nafius, 1838. Derjelbe, Die Triarier, 1838 (die beiden le&ten in Veran— 
lafjung des Kölner Kirchenftreits, aber über denfelben auf das Verh. von 
&t. u. 8. hinausgreifend). P. Neihenfperger, Kulturfampf oder Friede 
in St. u. K. 1876. Gegen die Koordination: Phillips, KR. Bd. 1. 
©. 618 ff. Zur Trennung don Staat und Kirche: Mejer, Die deutfche 
Kirchenfreiheit und die fünftige katholiſche Partei, mit Hinblick auf Belgien, 
1848. NRüttimann, K. u. ©t. in Nordamerifa, 1871. Thompfon, K. 
u. St. in den dereinigten Staaten don Nord.-Amerifa, 1873. Gareis und 
Zorn in St.u. 8. in der Schweiz, $ 3, 1877. Nippold, Die Theorie 
der Trennung von K. u. St. gejchichtlich beleuchtet, 1881. Köſtlin, Das 
Berhältnis von Kirche und Staat in den bereinigten Staaten Nordamerifas 
mit Beziehung auf ihr Berhältnis in Deutjchland, Theol. Stud. u. Krit. 
39. 62. 2. Bd. (1889), ©. 508—533. 5. Die fpeziellere Litteratur über den 
Begriff und zu den einzelnen Außerungen des geltenden Syſtems der 
Staatskirchenhoheit ſ. u. SS 21—25, 


352 Dritter Abjchnitt: Staat und Kirche. s 18 


I. Das univerſalgeſchichtliche Entwidelungsprinzip. 
1. Einheit und Verbindung von Staat und Kirche. 
8 18. 


I. Die Entwicdelung des EinheitsSgedanfens im all- 
gemeinen. 

Die Gefchichte eines Rechts verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche 
beginnt im Beitalter Konſtantins. Eine Summe rechtlich geordneter Be— 
ziehungen fonnte nicht beftehen, fo lange, die vorübergehenden und that- 
Jüchlichen Konzeſſionen einzelner Kaiſer abgerechnet, die chriftliche Lehre 
al$ religio peregrina, die chriftlichen Befennergemeinjchaften als collegia 
illieita, die hriftliche Kultusübung als erimen majestatis im römischen 
Neiche verboten waren. Die Begründung eines Rechtsverhältniſſes 
jetste Staatlich anerkannte Nechtsfähigfeit der Kirche voraus. Dieſe 
Anerfennung wurde mit dauernder Wirkung zueritt im Mailänder 
Toleranzedift von 313 ausgefprocen. 

Bolle fieben Jahrhunderte gehören von da ab der Entwicelung des 
Einheitsgedanfens von Staat und Kirche im allgemeinen an. In der 
der Zeit vom IV. bis XI. %. liegen, innerlich) noch nicht abgeklärt und 
äußerlich noch nicht rein don einander gefchieden, die gemeinfamen Trieb- 
fräfte des jpäter dreifach individualifiert ausgeprägten Einheitsprinzips. 

Allerdings wies der Ausgangspunkt auf eine Entwickelung nad) 
dem entgegengejeßten Prinzipe hin. Das Mailänder Edift, wenn auch 
den Urhebern Sonftantin und Lieinius nicht klar bewußt und von ihnen 
nicht vollfommen gewollt, beruhte in feinen Vorausſetzungen und Konſequenzen 
auf dem reinen Prinzip der Scheidung des religiöfen und des politischen 
Gebiets. Die Neligionsgejellfchaften gleichberechtigt nebeneinander im 
Staat und der Staat über allen als Hüter der Freiheit der Religion, 
fo faßt fich der Eindruck diefer merkwürdigen Urkunde in ein furzes Wort 
zuſammen. 

(Haenel, Corp. legum ab imperat. rom. ante Justinianum latarum, 
1857/60, p. 188 f.) 

Aber die Ausführung des Gedanfens wurde durch die Übermacht 
der fortiwirfenden römiſch-heidniſchen Staatspraris ſiſtiert. Das heidniſche 
Jus sacrum war als ein Teil des Jus publicum überliefert (ſ. vo. $ 8 
II 1). Auch die Kirchenordnung wurde ein Teil des weltlichen öffent- 
lichen Rechts. Das perjönliche Berhältnis des Kaiſers zur Kirche wurde 
nur eine Analogie jeiner Stellung im Heidentum. Cr blieb chriftlicher 
Pontifex Maximus. Da nad) Jus publicum ihm die oberſte Gewalt 
im Staate zufam, bejaß er fie auch über die Kirche. Er ift Geſetzgeber, 
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wie in weltlichen, jo in ficchlichen Dingen. Freilich erhielt die Kirche 
alsbald im öfumenischen Konzil eine eigene Nepräfentation. Aber nur 
durch den Willen des Kaifers ſelbſt. Das Konzil bedarf der Eaiferlichen 
Einberufung für feinen Zufammentritt, feine Bejchlüffe bedürfen kaiſer— 
licher Beftätigung. Überhaupt ift die Mitwirkung des Konzils nicht vecht- 
lid) notwendig. Der Staifer ift auch ohne dasſelbe zur Gefeßgebung in 
allen Dingen befugt. „Was der Saifer will, foll als Canon gelten” 
(Conftantius 355 auf der Synode von Mailand). 

War fomit unter dein Fortwirken von Grundſätzen heidnifcher Re— 
ligionspolitif zunächft durch die Macht der Thatſachen der Einheitsgedanfe 
bon Staat und Kirche verwirklicht worden, jo wurde er noch vor Schluß 
des Jahrhunderts auch auf rechtliche Grundlage geftellt. Durch Theo: 
doſius I. wurde i. J. 380 die chriftliche Neligion zur Staatsreligion, 
die Kirche zur Staatöfirche erhoben. Damit war die Einheit von 
Staat und Kirde veihsgefeßlih proflamiert. 

Indeſſen, dieſe Einheit hatte etwas Widerſpruchsvolles, fchloß 
die Keime zweier entgegengejetten Verhältnisformen don Staat und Slirche 
in id) ein. Durch ihre Nangerhöhung jchien letere allerdings zunächſt zur 
Herrjchaft über den Staat berufen. Denn die ganze Skala ftaatlicher 
Gewaltsmittel wurde gegen Heiden und Seftiver in den Dienſt des Kir— 
hentums geftellt. Die eine vechtgläubige Kiche wurde mit Privilegien, 
Immunitäten und Gütern überfchüttet, die Biſchöfe ausgestattet mit allen 
Attributen weltlicher Gewalt, belehnt mit adminiftrativen Befugniffen und 
umfafjender Gerichtsbarkeit. Die Geſetzeskraft rein kirchlicher Satzungen 
ragte weit in daS weltliche Gebiet hinein, Kirchengebot wurde bürgerliches 
Zwangsgebot, Kirchenverbrechen Staatsverbrechen, Heiden- und Ketzerver— 
folgung Staatsaufgabe, Konzilsbeichluß Staatsgefeß. Aber ſolche Herr- 
haft war nur um den Preis der Kirhenfreiheit erworben. Diefe 
ging überall nicht weiter, al3 der Staat es zuließ. Im Prinzip unter- 
warf er ſich die Kirche nach allen ihren inneren und äußeren Beziehungen. 
Die Kirche wurde ganz und gar in den Dienft der Staatszwede geftellt. 
Wenn fie nicht auch in ihrer Verfaſſung in den Formen des römischen 
Staatsweſens auf und unterging, jo danfte fie das lediglich dem Umftand, 
daß ihre Organifation ohne Mitwirkung und Kontrolle des Staats in den 
drei Jahrhunderten der Nechtlofigfeit in ihren Grundlagen zum Ab— 
ſchluß gebracht und, gleichham mit der Gewähr göttlichen Urſprungs 
verjehen, vom Staate ſelbſt anerfannt war. 

Mit diefer widerſpruchsvollen Gejtaltung des Cinheitsprinzips war 
Die Potenz einer doppelten Entwidelung in das Reich ge- 
legt. Die Kirche konnte die Herrichaft Über den Staat oder der Staat 
die Herrjchaft über die Kirche gewinnen. Das Eine oder Andere mar 
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das mit Notwendigkeit in der Zufunft gelegene Endergebnis, jo lange 
grundfäglich an der Einheit von Staat und Kirche feitgehalten wurde. 

Die Gefhichte zog Weide Sonfequenzen, nachdem i. J. 395 die 
Teilung des Reiches gejchehen war. 

In der öſtlichen Neichshälfte verengerte fich der Einheitsgedanfe 
vafch zur völligen Herrfhaft des Staates über die Kirche. 
Seinen Eaffiihen Ausdrud fand das Verhältnis vor allem im Codex 
Justinianeus (lib. I. tit. 1—13) von 534 und den Novellen der fol- 
genden Jahre (f. o. $ 14 D. ES giebt faum ein NechtSverhältnis der 
Kirche, welches nicht in den Bereich dieſer Staatsgejeßgebung gezogen 
wäre. Zahllos find die Privilegien und Eremtionen, welche Kirche und 
Klerus in Bezug auf Ermwerbsfähigkeit, Freiheit von öffentlichen Laſten 
aller Art und Gerichtsbarfeit genießen dürfen. Aber der Kaiſer giebt 
und gemwährleiftet Alles auf Ruf und Widerruf. Er regiert und kon— 
trolliert in das Einzelne und Kleine. Seine Sonftitutionen ſind die 
Ausführungsgejege zu den Bejchlüffen der Stonzilien. Er beftimmt die 
Eigenschaften, die Oxdination, die Anftellung der Kleriker. Er ordnet 
die Einrihtung der Synoden aller Stufen. Er reguliert die Verwal— 
tung und die Veräußerung des Slirchenguts. Er fehreibt ausführlich die 
Lebensweile der Mönche vor. Er bejtimmt den Rang der Bijchöfe, die 
Errichtung von Kirchen und Dratorien, Er übt eine Strafgewalt über 
alle Organe der Kirche. Er verordnet, welche Ktirchengejege als leges 
gelten und beobachtet werden jollen, und erteilt oder verſagt ihnen die 
Beftätigung. Zu alle dem hat er Necht und Pflicht. Denn der Faijer- 
liche Beruf ift „maxima sollicitudo eirca Dei vera dogmata“ (Wov. 6.). 
„Neque multum differunt sacerdotium et imperium“* (Nov. T.). Der 
Byzantinismus ift der weltgefchichtliche Typus der völligen Knecht— 
Ichaft der Kirche im Staate geblieben. 

Anders geftaltete ich die Entwickelung in der weltlichen Neich$- 
hälfte, im Abendland. Das Ergebnis war die völlige Herrſchaft der 
Kirche über den Staat. In merfwürdiger Zeitfolge gruppierten 
fie) hier die gedanfengebenden Perſonen und die entjcheidenden gejchicht- 
lihen Thatfahen, um, wiewohl erft nach ftarfen Schwankungen und 
langen Unterbrehungen, das Einheitsprinzip im Sinne der Kirchenherrſchaft 
abzuschließen. Am Eingange einer felbjtändigen Gefchichte des weſtrömi— 
hen Reiches fteht Auguftin (355—430). Er hat, wie Seiner, un— 
auslöfchlich der abendländiichen Kirche das Bewußtſein von der Selbit- 
Ttändigfeit ihres Neiches, vor allem in feiner Schrift de eivitate Dei, 
eingeprägt (Onhaltsangabe bei Yöning, Bd. I. ©. 80/90). Im J. 476 
wurde das weſtrömiſche Kaijerreich zerjtört. Die Kirche verlor nun den 
Schuß des römischen Imperium. Aber fie fonnte ihn beveits entbehren. 
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Sie hatte inzwifchen im Brimat ihren eigenen hierarchiichen Abſchluß 
gefunden. Die Kirche lebte nun zwar in verjchiedenen Staatsförpern. 
Aber der Primat vettete ihre Univerfalität. Hatte doch Schon im J. 445 
Balentinian III. befohlen, daß Niemand fich unterjtehen folle, den auf 
göttlicher Snftitution beruhenden Primat des römiſchen Biſchofs zu be- 
zweifeln. Im Wege der Reichsgeſetzgebung jelbft alfo war das 
Anerkenntnis der Firchlichen Centralgewalt bejchafft worden. Gelang es 
diefer, nach dem Untergang des weftrömijchen Reiches für ihre Primatial- 
anfprüche die Anerkennung eines anderen tonangebenden Staates im 
Abendlande zu gewinnen, jo war der univerjfelle Nechtsbeftand der Kirche 
auch ferner fichergejtellt. Hülfreich Fam auch hier die Gejchichte der abend- 
ländiſchen Staatenbildung dem Bedürfnis entgegen. In das J. 486 
fällt die Gründung der fränkiſchen Monardie. Zwar unter 
den Merovingern gelang die Übertragung der Primatialanfpriiche auf das 
Sranfenreich noch nicht. Wohl aber unter den Sarolingern. Bonifa- 
tius (680755, Hauck, K.G. Deutihl., 1. Th., ©. 506 ff.) führte 
die Fanonische Ordnung in das firchliche Nechtsleben des Franfenreiches 
ein. Auch wurden von präjudizieller Bedeutung die Borgänge bei dem 
Thronwechſel von Childerich II. und Pipin (752). Der Papſt entbindet 
die Franken von der Treupflicht gegen den legitimen König und vergiebt 
einen Königsthron. Auf diefen Vorgang berief fich nachmals Gregor VI. 
bei der Abſetzung Kaiſer Heinrichs IV. Darauf wurden fpäter auch die | 
päpftlichen Hoheitsanfprüche über alle Throne der Ehrijtenheit begründet. 
Und noch nach einer anderen Seite bereitete dieſer Vorgang der kirch— 
lihen Weltherrjchaft den Weg. Dem PBapfttum fiel zur Belohnung für 
feinen dynaftifchen Dienst jelbft eine Krone zu. Die Püpfte gewannen 
durch die Schenfung Pipins im %. 755 einen Staat, wurden welt- 
lihe Souveräne Die Sirchenherrichaft nimmt die Formen und 
Mittel ftaatlicher Herrſchaft an. 

Ehe freilich die Entwicelung mit der abfoluten Herrjchaft der Kirche 
abjchloß, trat noch eine zweimalige Unterbrechung des Siegeslaufes ein. - 
Das erjtemal im Beitalter Karls des Großen (T71—814). Diefer, 
wiewohl zum Augustus geweiht, entnimmt jein Hoheitsrecht über die 
Kicche nicht püpftlicher Belehnung, auch nicht, wie Konftantin und Theo» 
dofius, aus der politischen Quelle des römijchen Jus publieum. Er 
nimmt es frei und kühn aus göttlicher Vollmacht, wie fie unmittelbar 
feinem Herricherbewußtjein innewohnt, und wird in diefer Anfnüpfung 
ftaatlicher Kicchengewalt an göttlichen Auftrag ſogar vorbildlich für die 
evangelifchen Fürften der Neformationszeit und die monarchifchen Träger 
der chriftlichen Staatsidee im XIX. J. Zum andernmal gefchah die 
Unterbrechung durch das deutſche Königtum nach der Teilung des 
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Weſt- und Djtfranfenreihs. Der Sachſe Dtto I. (936—973) wie der 
Sranfe Heinric II. (1039—1056) beherrichten die Kirche ganz und 
gar. Sie verdanften das der Schwäche des damaligen Papſttums  ebenfo 
jehr, als der eigenen Kraft. Aber freilich erwies das Staatsfirchentum 
der deutjchen Könige don der Mitte des X. bis zur Mitte des XI. J. 
dem Bapfttum zugleich unfchäßbaren Dienst. Es hob dasjelbe aus der 
Tiefe und Erniedrigung zu neuer Kraft empor und leitete jomit ſelbſt 
den Übergang zur mittelalterlihen Kirchenherrſchaft ein. 

Um diejelbe Zeit erwuchs dem Papſttum noc aus anderer Quelle 
eine nachhaltige Stärfung und Legitimation. Die Saat der Defre- 
talen Bjeudoifidors (ſ. o. 8 11 II) war aufgeblüht. Das Rechts— 
bewußtjein des Abendlandes war im Sinne der Unterordnung des Staates 
unter die Kirche veformiert, die Superiorität des Papſtes war mit einer 
in den Anfang zurücveichenden gejeglihen und urfundlichen Gewähr ver- 
jehen. Nach der gefamten Quellenlage waren die einftigen Anſprüche 
der Kirche nunmehr geltendes Recht. Damit war der Einheitsgedanfe 
im Sinne der Kirchenherrichaft zum Abjchluß gebracht, und es bedurfte 
nur der firhlichen Herrſcherperſönlichkeiten, welche die Geijtes- 
fraft und Energie bejfaßen, das beitehende Necht zu vollziehen. Solche 
fanden fich. 

1. Die dreifahe Ausprägung des Einheitsgedanfens 
im Befonderen. 

1. Das Kirbenftaatstum Mit „Kirchenftaatstum” — der 
Staat eingejchloffen, umklammert vom Kirchentum — will dasjenige Fir 
chenpolitifche Syftem bezeichnet werden, welches feit dem letzten Viertel 
des XI. J. die püpftliche Kirche als Normalverhältnis zwiſchen fich und dem 
Staate verfündigt, deſſen Verwirklichung fie bis in den Anfang des 
XIV. J. thatfächlich durcchgejeßt, und welches fie endlich auch unter den 
veränderten Verhältniſſen der kirchenpolitiſchen Gejamtlage als Prinzip 
bis in die Gegenwart fejtgehalten hat. Es find hievnacd) das mittel: 
alterlihe und das nahmittelalterliche Kirchenftaatstum zu unter- 
Icheiden. 

Die fonft für diefe Berhältnisform noch üblichen Bezeichnungen, als Hierofratie, 
Hierarchie, Theofratie, find nicht charakteriftifch genug. Die erite ijt gänzlich unbe— 
ftimmt. Die zweite iſt bereitS firchenvechtlich technijch für die innere Gliederung 
des fatholiichen Kirchenorganismus in Anjpruch genommen (j. u. $ 27). Die 
dritte iſt wilfenfchaftlich vorwiegend für jene einheitliche Verbindung von Bolfs- 
und Religionsgemeinjchaft in Gebrauch, welche in der Berfaffung des Bolfes 
Israel bejtanden hat. Wenn gegen die Bezeichnung „Kirchenjtaatstum” einges 
wendet werden will, daß damit Forreft nur das im ehemaligen „Kirchenjtaat” 
bejtandene Verhältnis ausgedrüct werde, jo muß gegenteilig dte VBerfnüpfung 


de8 Namens dieſes Firchenpolitiichen Syjtems mit dem einjtigen weltlichen 
Territorium des Papjtes der entjcheidende Empfehlungsgrund für die Wahl der 
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Bezeichnung fein. Denn auf jenen Boden it das Syſtem entjtanden, von dort 
aus hat es die Welt beherrjcht, und eben dort hat fich fein gejchichtliches Schid- 
jal erfüllt. 

a) Das mittelalterlihe Kirchenftaatstum. 

Der Zeitraum vom Ende des XI. bis zum Anfang des XIV. 9. 
iſt als ein in ſich einheitlich. gejchloffener zufammenzufaffen. Die Ziele 
der Gejetgebung und Regierung find die gleichen bei allen Vertretern 
des Syſtems. Hervorragend find Gregor VI. (1073—85), Aleran- 
der III. (1159—61), Innocenz II. (1198—1216), Gregor IX. 
(1227—41), Innocenz IV. (1243—54), Bonifaz VII. (1294— 
1305). Der Eine von ihnen hat diefe, der Andere jene Seite des Sy— 
ſtems theoretifch jchärfer formuliert oder praktiſch energiicher gehandhabt, 
wie eben Heitlage und Bedürfnis es mit fih brachten. Das Weſen der 
Sache kehrt bei allen wieder. Die von ihnen aus dem Duellenfreife 
Pſeudoiſidors gejchöpfte und namentlich aus dem Corp. jur. ean. erjicht- 
liche Gedanfenreihe über das Berhältnis von Staat und Kirche ift folgende: 

Die Kirche ift der die ganze Menfchheit umfaffende göttliche Uni- 
verjalftaat. Das Haupt der Kirche ift dev Menſchheit Haupt. 
Die Gewalt des Papftes, eine priefterlihe und königliche zu- 
gleich, ſtammt in beiderlei Nichtung unmittelbar von Gott. (Begrün- 
dung der priefterlichen und königlichen Gewalt des Papſtes in der Zwei— 
Ichwertertheorie, Bulle Unam sanctam, e. 1. Extrav. Com. I, 8, s. v.: 
In hae ejus potestate etc.) Daher ift jede, wie immer genannte 
und wo immer bejtehende Gewalt von der päpftlichen abgeleitet. 
(Zehensoberherrlichkeit über das deutſche Reich in c. 34 X.L6 = v. 
Verum illis Prineipibus ete.; ce. un. in Clem. II, 9: Vafalleneid des 
Kaiſers; vgl. auch Defretale Bonifaz VIII. v. 1300 in 3. f. K. R. Bd. VII, 
©. 73° s. v. Romanum imperium etc... Auch Staat und Kaiſer ftehen 
alfo nah Urfprung und Beruf ungleih tiefer, als Kirche und 
Papſt. (Gleichniffe von Körper und Geift in c. 6 X. I, 33, von Mond 
und Sonne ib. und Gregor VII. Ep. T, 25 s. v. „porro sieut luna‘ 
ete., von Dlei und Gold in e. 10 Dist. 96). Daraus ergiebt fich als 
formales Prinzip: die Orenzlinie der Gelbftändigfeit des Staates 
wird allein durch die ſo uweräne Kirchengeſetzgebung gezogen. 
Als materiales: die Staatsgewalt hat der Slirchengewalt in Allem 
dienftbar zu fein. Dies äußert dreifache Wirkung. Der Staat muß 
der Kirche unbedingt jeine Hwangsgewalt, das brachium saeculare 
zur Verfügung ftellen (Bulle Unam sanetam s. v. „Üterque ergo est 

. ad nutum et patientiam sacerdotis“); es dient vor allem dem 
Zwecke der Erhaltung der fatholifchen Glaubenseinheit (e. 10. X. V, 7, 
c.13 X. V, 3) und der Durchführung der Firchlichen Gerichtsbarkeit 

Kahl, Kichenredt. 17 


958 Dritter Abjchnitt: Staat und Kirche. 8 18 


(f. 3 B. Const. Frid. II. vd. 1220 in Mon. Germ. B). IV. p. 236). 
Sodann: die Päpfte haben das Necht, Staatsgefeße aufzuheben 
und für null und nichtig zu erflären (ec. 9 in VI’. V, 2). Drittens: 
fie haben das Necht, Könige zu entthbronen und die Throne wieder 
zu bejeßen (e.3 C. XV. qu. 6. e.2 in VI®. I, 14). Die notwendige 
reale Bafis der püpftlichen Univerfalberrjchaft bildet endlich das domi- 
nium temporale, der weltliche Herrſchaftsbeſitz. Er ift das Anner 
der königlichen Gewalt und die Borausfeßung für die unbehinderte Aus- 
übung der geiftlichen (c. 14 Dist. 96). 

Die Konfequenz der Gedanfenreihe ijt zwingend und unerbittlid. War 
der Ausgangspunkt richtig, dann iſt e8 auch der Schluß. Was den Quellen 
ſelbſt an Holgerichtigfeit noch fehlen mochte, findet fich durch die zeitgenöſſiſchen 
Schriftiteller erſetzt. Alle Erfenntnisformen menschlichen Wiljens, neben dem 
römischen Recht und der Autorität der Kirchenpäter nicht weniger die griechijche 
PBhilofophie werden in den Dienjt der Beweisführung genommen. So geiftig 
arın und methodisch ungeſchickt freilich ein Alvarus Pelagius, Laurentius u. a. 
waren, jo gedanfenreich und tieffinnig fand das Syftem feine Vertretung in einem 
Thomas Aquinas (1227—74), namentlich aber in dem Johann dem XXTI. 
gewidmeten Meifteriverfe des Augustinus Triumphus (1243—1328) „Summa 
de potestate papae*. Gott und der Papjt find hier identifiziert (Inhalts— 
angabe in 8. f. KR. Bd. VII. ©. 9 ff). Eine Steigerung darüber hinaus 
war nicht mehr möglich. Daher bezeichnet dieſer Höhepunkt zugleich den 
Wendepunkt. 

b) Das nahmittelalterlide Kirhenftaatstum. 

Das Kirchenftaatstum hat als eine im Ganzen herrſchende Ber: 
hältnisform von Staat und Kirche mit Beginn des XIV. J. dauernd 
fein Ende genommen. Urſache deſſen war vielerlei: die Rezeption des 
weltlichen römijchen Rechts an Stelle des allbeherrichenden kirchlich fano- 
nifchen, die Entwickelung der Landeshoheit, die Neformation, welche die 
rechtliche Einheit der Kirche zerbrach, der Staatsabjolutismus des XVII. 
und XVII. %., endlich die Begründung des modernen Staates im XIX. J. 
Wird gleichwohl von einem nachmittelalterlichen und bis in die Gegen- 
wart reichenden Kirchenſtaatstum gejprochen, jo ift das aljo nicht ſowohl 
im Sinne einer realen Geltung diejes Syitems, als vielmehr vorwiegend 
al8 Tendenz und im Sinne einer der beränderten Lage gegenüber 
gejchehenen prinzipiellen Berwahrung zu veritehen. Allerdings 
haben Bellarmin im XVI. (De summo pontifice Libri V.3 Voll., 1581/83 
und De potestate summi pontifieis in rebus temporalibus ete., 1604), 
Suarez im XVII. (Defensio fidei catholicae etc., 1615), Phillips (KR. 
Bd. I. ©. 618 ff.) und Liberatore (la chiesa et lo stato, 1871, ©. 73. 
118. 119) im XIX. 5%. die ftreng fanonifche Lehre von der abjoluten 
UÜberordnung der Kirche über den Staat in eine potestas indirecta 
des Papſtes über die Temporalien abgeſchwächt. Aber diefe Abſchwächung 
betraf mehr nur den Rechtsgrund und die theoretische Konſtruktion des 
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Syſtems, als Inhalt und Umfang der Firchlichen Hoheitsrechte ſelbſt. 
Überdies wurde diefe neuere Theorie durch die Eirchliche Gefeßgebung nicht 
an die Stelle der ülteren gejekt, jondern vielmehr neben diefer, als 
das minus in majori, als das Mindeitmaß firchlicher Superiorität feſt— 
gehalten (vgl. Syll. Sat 24). Im übrigen bleibt der Anſpruch der 
priefterliden und königlichen Allgewalt des Bapftes 
mit allen ehemals darauf gegründeten Konſequenzen beftehen. Gelegent— 
lich wird die eine oder andere dieſer Konjequenzen durch einen gejeß- 
geberifhen Vorſtoß des PVapftes in Erinnerung gebracht. Anderer- 
jeitS werden, wo es der veränderten Beitlage gegenüber nicht anders 
gejchehen fann, thatſächliche Konzeffionen gemadt. Die amt- 
lich römische Formel hiefür lautet: „ratione temporum habita 
eoncedimus.* Sie ſchließt aber eben immer die volle Rechtsverwah— 
rung in fi) ein und deutet an, daß bei veränderten Machtverhältniffen 
die Geltendmachung des ganzen Anfpruches vorbehalten bleibt. Dies ift 
im allgemeinen die Signatur des nachmittelalterlichen Kirchenſtaatstums. 


Im Gebiete der thatjächlichen SKonzejjionen ratione temporum habita 
fommen bor allem der Berzicht auf ausfchließlihe Grenzregulierung 
durch die ſouveräne Kirchengejeßgebung und die Toleranz gegen AUfatho- 
lifen in Betracht. In der erjteren Richtung fand die Nachgiebigfeit gegen die 
Anfprüche des Fanonifchen Rechts ihren Ausdrud in der Zulaffung nicht blos, 
jondern in dem eifrigen Bejtreben nah Abſchluß von Konfordaten (j. 0.816). 
Unter der nunmehrigen Borausjegung der Superiorität des Staates über 
die Kirche wurde es ein unermeßlicher Gewinn für die leßtere, wenn jener fich 
darauf einließ, nicht ausschließlich im Wege einfeitiger StaatSgefeßgebung, fondern 
vertragsmäßig das Verhältnis zur Kirche zu ordnen (j. u. $ 19. I). Daher 
die Konzejfion der Konfordate ratione temporum habita. Aber an der Ver— 
wahrung des Prinzips fehlte es nicht. Dafür eben wurde die Privilegien- 
theorie zur Erklärung der rechtlichen Natur der Konfordate aufgejtellt. Die 
Konfordate find hiernach in Wahrheit doch Gejege der ſouveränen Kirche. Die 
Konzeſſion ijt gemacht, der Vorteil gezogen, das Prinzip gerettet. In der zweiten 
Nichtung, der Toleranz gegen Afatholifen, Hat fich die Konzeffion an die ratio 
temporum freilich nur jehr langjam und mit Außerjtem Widerftreben fund- 
gegeben. Lediglich vor der Thatjache abjoluter Unmöglichkeit, die fanonijche 
Erflufivitätsforderung durchzuſetzen, hat fich die römische Kirchenpraris gebeugt. 
Aber dem Prinzip wurde auch hier nichtS vergeben. Gerade die Konfordate er- 
Ichienen alS der geeignete Ort, die urkundliche Berwahrung desfelben niederzu— 
legen (vgl. A. 1 des bayer. Konf.) Ferner bejteht die Kegergejeggebung 
unverändert zu Recht und die Worte der aus dem Bontififale Clemens VIIT. 
in die neuere Ausgabe BenediftS XIV. übernommenen ' bifchöflichen Eidesformel 
„Haereticos..... pro posse persequar et impugnabo*“ find nicht 
grundſätzlich gejtrichen, jondern nur für einzelne Ländergebiete (Hannover, Preußen, 
Dberrheinifche Kirchenprodinz, Richter-Dove, %b., $ 14512) nachgelafjen worden. 

Überblickt man andererjeit$ gegenüber dem Gebiete der Konzeffionen salvis 
prineipiis die Fälle, in welchen einzelne Konjequenzen des Kirchenftaatstums 
gelegentlich durch päpjtliche Vorſtöße thatſächlich, wiewohl ohne Erfolg, gel: 
tend gemacht wurden, jo kommt vor allem ein Dreifaches in Betracht. Zus 
nächjt die gegenüber Frankreich und England bis Ende des XVI. J. geübte Ab— 
jeßung von Königen Martens, Beziehungen ©. 53 ff.). Wurde feither dieje 
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Gewalt nicht mehr in Anfpruch genonmen, begnügte fich vielmehr ſchon 1701 
Clemens XI. gegenüber König Friedrich I. von Preußen mit einem Proteſt und 
dem Appell an die Canones, welche verlangten, daß häretiſche Fürſten die Herr- 
Ichaft niederlegen jollten (Bulle Pauls IV. Cum ex apostolatus officio dom 
15. Febr. 1559), jo ragt dagegen bie Übung eines anderen Papſtanſpruches bis 
unmittelbar in die Gegenwart herein: die Nichtigfeitserflärung welt- 
licher Gefeße, der pragmatiſchen Sanftion durch Leo X. i. J. 1516, des weſt— 
phälifchen Friedens durch Innocenz X. mittel$ der Bulle Zelo Domus Dei dv. 
26. Nov. 1648 („Motu proprio.. articulos caeteraque in dietis Instrumentis 
contenta.. ipso jure nulla, irrita, invalida, injusta, damnata, reprobata, 
inania, viribusque et effectu vana omnino fuisse, esse et in perpetuum 
fore, neminemque ad illorum et libet eujus eorum etiamsi juramento val- 
lata sint, observantiam teneri ... decernimus et declaramus“), der öjterrei= 
chiſchen Staatsverfaſſung und Ehegejeßgebung i. 3. 1868, der preußijchen Mai- 
gejeßgebung durch Encyelifa dom 5. Febr. 1875 („Ad has enimvero partes 
Nostri muneris implendas intendimus per hasce literas aperta testatione 
denuneciantes omnibus, ad quos ea res pertinet, et universo Catholico Orbi 
leges illas irritas esse, utpote quae divinae Ecclesiae constitutioni prorsus 
adversantur“). Cndlich ijt der Anfpruch des päpftlihen dominium tempo- 
rale nad) der Einverleibung Roms in das vereinigte Königreich Stalien aufs 
ſchärfſte ‚formuliert in der Enchelifa Respieientes ea omnia dom 1. od. 1870 
(UF.ER-N.Bd. XXV, p. XXXV sqq.) und feither unzähligemale (vgl. Enc, vom 
1. Rod. 1885, P. DI. e.5. „aversio prineipatus civilis Romanorum ponti- 
fieum“) wiederholt worden. 

Indeſſen würden diefe vereinzelten Maßnahmen doch nicht zu dem 
Schlufje berechtigen, daß auch gegenwärtig das mittelalterliche Kirchen— 
Itaatstum als Normalverhältnis zwiſchen Staat und Kirche grundfäglich 
feitgehalten werde. Denn fie ließen fich Teidlich als gejchichtlich zufam- 
menhangsloſe Evolutionen aus den bejonderen Zeitverhältniffen erflären. 
Es Liegen jedoch andere gejeßgeberifche Aktionen vor, welche jene Maß: 
nahmen allerdings als im Zuſammenhange eines Syſtems ftehend er— 
fennen laſſen. Zunächſt dev Syllabus errorum vom 8. Dezember 
1864, d. h. ein Verzeichnis, in welchem achtzig Beitirrtümer, und zwar 
neben jolchen, welche jeder Jittlich entwicelte Menſch mit dem Papſt über— 
einftimmend verwerfen wird, eben Diejenigen Grundſätze verurteilt find, 
welche der moderne Staat in der beftimmten Reaktion gegen das Kir— 
henftaatstum entwicelt hat (8tſchr. F. KR. Bd. V. ©. 322 ff). Es 
fommt weiterhin die vatifanishe Constitutio Pastor Aeternus 
(ſ. 0. $ 12) in ihrer Wirkung auf den Staat in Betracht. Die Dogma- 
tifierung der Unfehlbarfeit des Papſtes deklariert feierlich den unverän— 
derten prinzipiellen Fortbeſtand der alten Anjprüche des Stirchenstaatstums. 
Denn die Infallibilität ift allen päpftlichen Ausfpriüchen ex cathedra 
von Anfang an zufömmlich, der Bulle Unam sanctam fo gut, wie der 
langen Reihe vorhergegangener und nachgefolgter päpitlicher Erlaffe Bis 
zum Syllabus, in welchen unter Berufung auf die höchfte apoftolische Ge— 
walt gelehrt ift, daß auch die weltliche Seite der chriftlichen Gefellichafts- 
ordnung der päpftlichen Machtvollfommenheit ganz und gar unterworfen 
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jei. Die Möglichkeit, jene Thatfachen als gejchichtlich ifolierte erklären 
zu wollen, ift damit ausgejchloffen. Das Ganze der mittelalter- 
lihbenHoheitsansprüde war damit dauernd Dem Quellen- 
kreis des firhlidben Glaubens und Rechtes einverleibt. 
Endlih hat auch Yeo XI. in der Enchehifa vom 1. Nov. 1885 De 
Civitatum Constitutione Christiana U. FE RA. 
Bd. LV. ©. 306 ff.), Fonzilianter zwar in der Form, aber gleich entjchieden 
in dev Sache alle alten Anfprüche wiederholt. Mit großer Kraft und 
Schönheit der Sprache wird das Glück des Staates bejchrieben, in wel— 
chem die Kirche das Maß für die bürgerliche Ordnung giebt. Die Kirche 
it die vollfommene Gejellfchaft und die ihr innewohnende Gewalt hervor— 
ragend über jede andere. In Berträgen zwiſchen Papft und Staats— 
gewalt offenbart die Kirche in ganz befonderer Weile ihre miütterliche 
Liebe, indem fie jo viel Nachgiebigfeit und Entgegenkommen zeigt, als 
nur immer möglich ift. Die Übel der Glaubens- und Gewifjensfreiheit 
haben ihre Wurzel in der Reformation. Auf den Syllabus wird als 
einen ficheren Anhaltspunft für die Katholifen gegenüber den Irrtümern 
der Zeit ausdrüclich Bezug genommen. Mit befonderer Vorliebe beruft 
fich der Bapft auf Auguftins Buch vom Öottesftaat und verfnüpft jo 
die offizielle Anfchauung der Gegenwart über das Berhältnis von Staat 
und Kirche unmittelbar mit deven gejchichtlichem Ausgangspunft (j. o. u. 1). 
2. Das StaatSfirdentum Mit „Staatsfirchentum? — 
die Kirchen eingefchloffen, umflammert vom Staatstum — bezeichnen 
wir dasjenige firchenpolitiiche Syſtem, welches in völliger Umkehr 
der Herrichaftsperhältniffe und in unmittelbar gejchichtlicher Ablöfung 
des mittelalterlichen Kirchenftaatstums im Großen und Ganzen bom XIV. 
bis XVII. Sahrhundert der Berhältnisordnung don Staat und Kirchen 
zu grunde gelegen hat. Notwendig fehlt diefem Syſtem die Gleichheit, 
innere Einheit und Stonfequenz, durch melde das Kirchenftaatstum ſich 
charafterifiert. Bei diefem herrſchte der Wille der Kirche. Immer der 
eine und immer derjelbe Wille. Auf jo verfchiedenartige Staatskörper 
diefev Wille auch traf, überall der gleiche Anspruch) und ein vers 
wandter Erfolg. Anders da, wo der ftaatliche Wille die Kirchen be= 
herrſcht. Inhalt und Form der Beherrichung geitalten fich notwendig 
verjchieden nach der Individualität der herrſchenden Staaten, wie der 
beherrichten Kirchen. Daher der Neichtum und die Divergenz der 
gefhihtliden Erjheinungsformen Diejes Firchenpolitifchen 
Syſtems. Auch von diejen ragen Spuren in die Gegenwart herein: wir 
bezeichnen jie al$ modernes Staatsfirchentum. 
a) Die geſchichtlichen Erfheinungsformen des 
Staatsfirdentums. 
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a) As Cäſareopapismus bezeichnet man den Rückſchlag, in 
welchen zwifchen XIV. und XVI. %. der überipannten päpftlichen Macht- 
idee mit immer fteigendem Erfolge die urjprüngliche und gottgewollte 
Selbftändigfeit der Staatsgewalt entgegengeftellt wurde. Man formu— 
lievte die Frage aber nicht abjtraft nach dem Berhältnis don Kirche und. 
Staat, jondern konkret nac der Machtverteilung zwijchen Kaiſer und 
Papſt. Das Problem hatte fich zu einer Perſonenfrage zugeſpitzt. Dies 
it durch den Ausdruck Cäjareopapismus paffend veranjchaulicht. Der 
Kaifer felbit ift der Papft, ev geht dem Papſte vor. Der Anſtoß 
zur Reaktion kam hier vorwiegend von Seiten der Wiſſenſchaft. Beim 
Kirchenſtaatstum waren die vechtsfchöpferifchen, die gejetgeberiichen Thaten 
der großen Päpſte vorangegangen. Die Litteratur jchloß fich daran exit 
an umd fuchte die Großartigfeit der päpftlichen Speen dem Zeitalter ver- 
jtändlich zu machen. Hier wurde Bahn gebrochen durch eine oppofitionelle 
Yitteratur, welche zurückwirkte auf Geſetzgebung und Praris. 

Sn ihren kleineren Bertretern bejchränfte fich diefe Litteratur zumeiſt darauf, 
die fühnen Argumente und Bilder, deren die Päpfte und ihre Schriftiteller ſich 
bedient hatten, zu befämpfen oder umzudeuten. In ihren großen Vertretern 
ging fie darauf aus, die Grundlagen des alten Syſtems zu erjchüttern. Unter 
ihnen ragen über alle hinaus der Dichter der göttlichen Komödie und Marfilius 
von Padua. Bon Dante (1265—1321) gehört namentlich in dieſen Gedanfen- 
freiS das 3. Buch der wahrscheinlich am Anfang des XIV. J. verfaßten Schrift 
De Monarchia, von Marfilius (1275—1341) der um 1320 gejchriebene De- 
fensor Paeis oder De re imperatoria et pontifieia (Berjonalien und Inhalts— 
angabe 8. f. 8.R. Bd. VIIL ©. 110 ff. 121 f}.). tan iſt verſucht, an einen 
Anachronismus zu glauben, fo modern ftaatsfirchlich lauten feine Firchenpolitifchen 
Doftrinen. Es lafjen fi) darin deutlich drei Strömungen unterjcheiden; Ans 
fihten, welche nachmals die Refprmatoren ausgejprochen haben, fo über das Papit- 
tum; Anfichten, welche die moderne Staatslehre aufgenommen bat, jo über firchliche 
Gerichtsbarkeit und Beiteuerung des Klerus; Anfichten ausgeprägt cäjareopapiiti- 
cher Natur, welche die Läugnung jeder firchlichen Selbſtändigkeit in fich ſchloſſen. 

Der Einfluß diefer Oppofitionslitteratur erwies ſich nachhaltig wirk- 
jam an großen gejchichtlichen Ereigniffen des XIV. bis XVI. %.: in dem 
liegreichen Kampfe Ludwigs des Badern gegen Johann XXL. 
(1327); in den Beichlüffen des Kurvereins zu Rense (1338, 
Dertel, Die Staatsgrundgefege des deutſchen Neichs 1851, ©. 47) 
mit der feierlichen Erklärung, daß der von den Nurfürften Exrwählte feine 
Gewalt von Gott habe und durch den Bapft nicht abgejeßt werden fünne; 
in dev goldenen Bulle (1556, Dertel a. a. D. ©. 58), durd) 
welche reichSgrundgejeßlich die Unabhängigkeit der weltlichen von der päpſt— 
lichen Gewalt feitgeitellt wurde; in der während des XV. J. von der er- 
tarfenden Tandesherrlihen Gewalt („Dux Cliviae est Papa 
in suis terris*) durch Befeitigung der geiftlichen Yurisdiftion, durch 
Verminderung der Elerifalen Immunitäten, durch Bejchränfung des Eirch- 
lichen Bermögenserwerbes, durch Inanſpruchnahme eines jtaatlichen Placet 
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und fraftvolle Entwicelung einer wahren Sirchenhoheit in den Terri— 
torien ſyſtematiſch und felbjtbewußt vollzogenen Zurückweiſung der Kirche 
auf ihr inneres Lebensgebiet (ſ. o. $ 15 D; mdlih in den Hundert 
Gravamina deutjder Nation (1522/23, Gärtner, Corpus 
jur. ecel. T. II. p. 156), in denen die weltlichen Reichsftände den Ent— 
Ihluß kundgaben, die vom Oberhaupt verſäumte Berbefferung des Kirchen: 
wejens eigenmäcdhtig in die Hand nehmen zu wollen. 

pP) Dieſe vorveformatorische Periode des Staatsfirchentums wirkte 
indejfen mehr nur deftruftiv, indem fie den ftolzen Bau der mittelalter- 
lichen Kirchenherrſchaft niederriß und den Boden einer neuen Zukunft 
bereitete. Entjcheidend Fonftruftiv fir das Syſtem wirkte erſt die Nefor- 
mation. Scharf ausgeprägt tritt es im Territorialismus der 
proteftantifchen Staaten des XVI. bis XVII. %. hervor. Prinzipiell 
vorgeftellt war freilich durch die Ergebniffe der Reformation eine Ber: 
ünderung im Verhältnis von Staat und Kirche nach entgegengejeßter 
Nichtung bedingt. Die Einheit der Kirche war aufgelöft. Der Staat 
ſtand mehreren Ktonfeffionsfirchen gegenüber. Der Gedanfe der Wejens- 
einheit von Staat und Kirche war überholt. Folgerichtig durfte auch in 
der praftiichen Verhältnisordnung der Staat ſich nicht mehr mit einer 
der mehreren Kirchen identifizieren, fondern es mußte ſchon damals eine 
ſachliche Scheidung der ftaatlichen und kirchlichen Zuftändigfeitsgebiete ein- 
treten. Thatſächlich war das Ergebnis ein anderes. Das Einheitsprinzip 
blieb, in der Ausprägung des Staatsfirchentums, bejtehen. Die pro- 
teftantifjhe Kirhe wurde StaatSanftalt. Am Ende des 
XVI. J. ift im wejentlichen überall gleich die Kivchengewalt mit der Staats— 
gewalt verbunden, das firdliche Recht entjteht auf dem Wege und 
in den Formen des jtaatlichen Nechts, die Firchliche Negierung wird von 
Behörden jtaatlichen Urfprungs und Staatlichen Charakters ausgeübt, Die 
Kirchenglieder werden von Staatswegen, nicht jelten mit äußerem Zwang, 
zur Erfüllung ihrer firchlichen Pflichten angehalten, die Kirche ijt auch in 
Wort- und Saframentsverwaltung nicht ein vom Staate unterjchiedener 
Lebensfreis, der Staat herrjcht über die Kirche. 

Es iſt fofort die Frage zu beantworten, ob diejer thatjächliche Zus 
stand die genuin reformatorifche Auffaffung über das Verhältnis 
von Staat und Kirche wiedergefpiegelt habe? Die Trage ift zu ver- 
neinen. Allerdings giebt es Fein evangelifches Syſtem über diejen Bunft. 
Denn, daß ein göttlihes Geſetz hierüber bejtehe, wird grundfäßlic) 
abgelehnt. Aber die Gedankenreihe, welche auf Grund von Äußerungen 
Chriſti und der Apoftel die ſächſiſchen Reformatoren in den Be— 
fenntnisjchriften und ſonſt gelegentlich entwickeln, entjpricht der thatjächlich 
gewordenen Grenzverwirrung keineswegs. ES ift allerdings nicht zu 


264 Dritter Abfehnitt: Staat und Kirche. 8 18 


leugnen: an einem fehr entfcheidenden Punkte wid) Luther von der 
Konſequenz der Sache ab. Seine Schlußfolgerung ruhte jedoch auf einer 
Borausfegung, die, an fich durchaus nicht unevangelifch, Lediglich wegen 
ihres Idealismus unzutreffend war. Das Problem, welches wir durch) 
die Formel „Verhältnis von Staat und Kirche” ausdrücken, Fannten auch die 
Neformatoren noch nicht. Sie kennen nur die ungeteilte Einheit der ri ft: 
lich organifierten menſchlichen Geſellſchaft, innerhalb welcher 
zwei Schwerter und Negimente, das weltliche und das geiftliche, nad) 
Gottes Ordnung beftehen. Das Problem lautet für fie, welches ift das 
gottgewollte Verhältnis der weltlihen Dbrigfeit und der geifßt- 
lihen Gewalt innerhalb der Ehriitenheit? Dornean in Luthers 
Anſchauung über das Verhältnis von Eirchlicher und bürgerlicher Ord— 
nung Steht nun der Satz: alle Obrigkeit ftammt von Gott. Hieraus be= 
gründet fich die Urfprünglichfeit und Selbitändigfeit des weltlichen Re— 
giments. Nach zwei Seiten ergeben fich Folgerungen. Einmal: iſt alle 
Dbrigfeit von Gott, fo ift es auch die nichtehriftliche und die widerchrift- 
liche; auch ihr wird Gehorſam gejchuldet. Zum zweiten folgt daraus die 
ſachliche Scheidung der Berufsfreije „Man foll das geift- 
lihe Negiment von weltlichen jondern, jomweit als Himmel und Erde 
find.” Alſo einerjeits: die Kirche hat das geiftlihe Negiment. 
Sie richtet e$ aus mit Wort und Saframent Gie hat die welt: 
lichen Angelegenheiten der bürgerlichen Ordnung nicht an fich zu ziehen. 
Sie joll zwar Handreichung darin leiften, wo man c3 von ihr fordert, 
wie beijp. bei der Schließung von Ehen. Aber außerdem hat fie in den 
befonderen Beruf der weltlichen Obrigkeit nicht einzugreifen (vgl. Conf. 
Aug. U. XXVII. Andererfeits: Die Obrigkeit hat nichts ins 
Evangelium hinein zu reden. Das Glaubens: und Gewiljens- 
gebiet ift ihr entzogen. Das Neich Chrifti „gehet dem römischen Kaiſer 
gar nicht an.” Nun kommt aber die Abweichung vom Prinzip, oder, 
wenn man will, die Inkonſequenz. Obwohl, fchreibt Yuther in der 
Borrede zum ſächſiſchen Bilitationsbuch, „S. Kurf. Gnaden zu lehren und 
geiftlich zu regieren nicht befohlen ift (denn das ift Sache des Amts), jo 
ſind fie doch jehuldig, al$ weltlihe Dbrigfeit darob zu halten, 
daß nicht Zwietracht, Rotten und Aufruhr ſich unter den Unterthanen 
erheben, wie auch der Kaiſer Conftantinus die Biichöfe gen Nicaca for- 
dert, da er nicht leiden wollt noch ſollt die Ziwietracht, jo Arius unter 
den Chriften angerichtet, und hielt fie zu einträchtiger Lehre und Glauben.” 
Alfo Eines fordert er doch von der weltlichen Obrigkeit: Erhaltung 
der Einheit der Lehre. Sie foll nicht in Wort und Saframent 
hineinveden, aber fie joll den That- und Rechtsbeſtand derſelben 
Ihügen. Luther hat damit den Grund derjenigen Thatfachen gelegt, 
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welche zur Ausbildung des Landesherrlichen Sirchenregiments geführt 
haben. Das landesherrlihe Kirchenregiment aber, daran ift 
fein Zweifel, hat dem nächjten und kräftigſten Anftoß zu jenem dem evan— 
gelifchen Kirchenweſen jo ſehr widerftrebenden Staatskirchentum gegeben. 
Gleichwohl wäre es ein jehr übereilter Schluß, die ſächſiſchen Reforma— 
toren für diefen unevangelifchen Zultand im Ganzen verantwortlich machen 
und in ihm eine nur etwas Fchroff zugejpigte, aber immerhin folgerichtige 
Darftellung ihrer Anfchauungen über das Berhältnis von Staat und 
Kirche erblicken zu wollen. Luther unterftellte die Thatjache einer chrift- 
lihen und zwar nur einer chriftlih evangelifhen Obrigfeit. 
Hier lag der irrtümliche Spdealismus in Yuthers Kirchenpolitik. Einer 
modern paritätiſchen Staatsgemwalt hätte er das oberjte Kir— 
chenamt nimmermehr vertraut. Dom paritätifchen Staat hatte er über: 
haupt Feine Vorjtellung. Nicht darum ftritt er, daß jeine Auslegung des 
Evangeliums und die darauf zu begründende Stirchengemeinfchaft berech- 
tigt fei neben der päpftlichen, fondern, daß fie an ihrer Stelle die 
alleinberedtigte fei. An der Katholizität, der Allgemeinheit, der 
Einheit der Kirche hält er feit; diefe eine aber ift nur die auf das Evan- 
gelium gegründete, die evangelifche in diefem Sinn (vgl. u. 8 19 
I. 4). Auch die Obrigkeit Steht innerhalb dieſer Kirche und trägt deven 
chriftlich evangelifchen Charakter. Von folcher Unterftellung aus erteilte 
Luther feine Anmweilungen über die Ausübung des Tandesherrlichen 
Slirchenregiments. Er hat oft und eindringlich gemahnt, die Fürſten 
jollten das Firchliche Regiment auch nur in Firchlidem Sinne führen, 
nicht nach der Weije des Staates. Das Geiftlihe wolle allein geiftlich 
gerichtet jein. Indeſſen die Ausführung der Sache hatte er doch nicht in 
der Hand. Er konnte den chriitlichen Charakter der Obrigkeit wohl vor— 
ausfeßen, aber nicht beftimmen. Er jette ihn voraus, weil er ihn wünschte 
und ein jolches Berhältnis feinen Hoffnungen entjprad. Er fan, was 
allen Widerfpruchs ungeachtet immer wieder betont werden muß, in Fragen 
der rechtlichen Organifation über Hoffen und Experimentieren faum hin— 
aus. Er war nicht NReformator des Nechts, Jondern des Glaubens. Es 
war ‚aber die in der Natur der Sache gelegene Konfequenz, daß die 
Staatsgewalt, ihrem innerften Wefen folgend, die ihr vertraute 
Slirchengewalt nun auch nad) ihrer eigenen Weife, mit ihren weltlichen 
Mitteln und in weltlichem Geiste handhabte. Daher das evangelijche 
Staatsfirhentum. SHinzuzunehmen ift, daß, wie oben ausgeführt, durch 
die Oppofitionslitteratur feit dem XIV. %. das öffentliche Rechts— 
bewußtfein ſyſtematiſch nach der Seite des Übergewichtes des Staates über 
die Kirche ungebildet war. In dieſen gejchichtlihen Zuſammenhängen 
verliert die Thatſache der Staatlichen Kirchengewalt ihr Unvermitteltes und 
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dadurch Befremdliches. Sie ftellt ſich nicht als eine ihrem Grundgedanken 
nach neu von den Neformatoren ins deutjche Firchliche Nechtsleben einge- 
führte Inſtitution, ſondern als ohnehin im Geifte der Zeit gelegen dar, 
Ein anderes Moment endlich war vollends der Beeinfluffung der Nefor: 
matoren entzogen, dev Gang der deutſchen Staats- und Reichs— 
geſetzgebung. In ihr gewann die Kivchengewalt der Staaten einen 
offiziellen öffentlichen Nechtstitel (ſ, o. $ 14 I). Nach dem Borgang 
ſchon des Speyrer Neichsabfchiedes don 1526 war durch den Religions- 
jrieden von 1555 ausgefprochen, daß jedem Neichsftand in Sachen der 
Neligion die territoriale Gewalt zuftehen folle, und der weſt— 
fälifche Friede ſchloß mit den Jus reformandi der Yandesherren 
die Entwicelung in dieſem Sinne ab. Das Cinmifchen der Staats— 
gewalten in die firchlichen Angelegenheiten war damit reichsgejeßlich pro- 
voziert und garantiert. Es war alſo nicht die Anſchauung der Res 
formatoren, fondern die Berfnüpfung der aus diefen Anfchauungen irr— 
tümlich gezogenen Konſequenzen mit den ohnehin gegebenen zeitgefchicht- 
lichen Bedingungen, welche die Geftaltung des VBerhältniffes von Staat 
und evangelifcher Kirche bejtimmte, 

Wohl aber hat umgekehrt die Praris dieſer Berbüftnisbeftimmung 
ihverfeits auf die nahreformatorifche evangelifche Anſchauungs— 
weile verwirrend eingewvirft. Das offenbarte fich vor allen in der Be- 
gründungsweile des landesherrlichen Kirchenregiments durch die Vertreter 
des Territorialfyftems (ſ. u. $S 33). Die Klirchengewalt iſt hier- 
nach nur ein Zweig der Staatsgewalt, wird nach den Grundjäßen der 
legteren ausgeübt, und mit ihr erworben und verloren. Auf die Kon— 
feffion des Landesheren kommt es dementjprechend nicht mehr an. Ver— 
gebens hat das Corpus Evangelicorum 1725 gegen dieſe Anjchauung 
Proteft eingelegt. Sie hat fih bis zum Anfange dieſes Jahrhunderts 
dDergeftalt feitgejeßt, daß Die Trägerjchaft des Summepisfopats durch einen 
fatholijhen Landesherrn feines einzigen Wortes der Erklärung, 
gejchweige denn der Rechtfertigung zu bedürfen ſchien: im bayerischen Pro— 
teftantenedikt von 1818 (ſ. o. $ 15 II) ward nur ganz gelegentlich und 
wie als jelbjtveritändlich „des mit der Staatsgewalt verbundenen Epis- 
kopats“ Erwähnung gethan. 

y) Der Territorialismus der evangelifchen Staaten fand jeine Parallele 
in dem kirchlichen StaatSabjolutisSmus der fatholiichen Staaten. 
Typiſch ausgeprägt iſt diefe Erjcheinungsform des Staatsfirchentums vor 
allem in Frankreich, Bayern und Oſterreich. Die allgemeinen 
Merkmale diejes kirchenpolitiſchen Syſtems kehren überall wieder. Aber in 
zahllojen charakteriftiichen Eigentümlichfeiten offenbart ſich der evftaunliche 
Neichtum feiner praftiihen Geftaltungsfähigfeit. 
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An vollfommenften war in Frankreich der Boden für feine Aufnahme 
zubereitet, dur) den Ausſchluß der Bulle Unam sanetam im Brebe Meruit 
von 1306, durch die pragmatifche Sanftion Carls VII. von 1437, durch die Sy— 
jtematifierung der Gallifanischen Freiheiten jeitens Peter Pithous 1594 (Durfy, 
Das Staatskichenreht in Elſaß-Lothringen, Bd. I. 1876, ©. 1ff.), durch die 
Verbote der Publikation der Tridentinischen Konzilsbefchlüfe. Im Beitalter 
Ludwigs XIV. (1643—1715) fam der kirchliche StaatSsabjolutismus zur voll— 
endetjten und brutaljten Entwickelung. Nach zwei Seiten wurden die Kon— 
jequenzen des Syſtems mit der unerbittlichiten Folgerichtigfeit gezogen. Nach 
Seite der Unterordnung alles Kicchlichen unter die Staatsidee und nad) der 
Seite abjoluten Befenntniszwanges. In erjterer Richtung bildet den bezeich- 
nendften Mearkjtein das Verhalten Ludwigs im NRegalienjtreit mit Innocenz XI. 
(1676— 1689) und die im Zuſammenhang damit bon ihn erzwungene Deflaration 
der Propositiones eleri Gallicani dom 19. März 1682 (Durfy,a.a. DO. ©. 31 ff.), 
nachmals wiljenfchaftlich verteidigt don dem berühmten Bijchof Bossuet bon 
Meaux (1627—1704) in dem nachgelafjenen Werfe Defensio declarationis 
celeberrimae quam de potestate ecclesiastica sanxit clerus Gallicanus 
(2. voll. 1730). In der zweiten Richtung bildet den Höhepunkt die Aufhebung des 
ToleranzediftS von Nantes i. %. 1685, welcher jchon jeit 1681 die befannten maß— 
lofen Dragonaden borangegangen waren (Schmidt in H. R.-E. Bd. X. ©. 417 ff.). 

Weniger gewaltiam, aber faum weniger intenfib geftaltete fich der ſtaats— 
kirchliche Abſolutismus im Herzogtum und Kurfürſtentum Bayern (val. o. 

$ 15 ID, und hat bier dor allem in dem „Eirchlichen Polizeiregimente“ Maxi— 
itlang I. (1595-1651) und der einfchneidenden Neformthätigfeit Mari- 
milian Joſephs (1745—1777) feine charakteriftiichen Erjcheinungsformen ans 
genommen. Das ganze Gebiet der firchlichen Gejeggebung unteritand der Kon— 
trolle des Staats, die gejamte innerfirchliche Verwaltung der landesfürftlichen 
Mitregierung, die Firchliche Straf- und DisziplinargerichtSharfeit einer letztinſtan— 
tiellen weltlichen Kognition. Das kirchliche Zehen der Einzelnen wurde ftaatlich 
jtrenge überwacht, jede Regung afatholiichen Befenntnifjes unerbittlich unter- 
drückt. Aber die Eigenart dieſes kirchlichen Staatsabjolutismus iſt wohl zu be- 
achten. Er jtand in Begründung und Biel weit ab von dem Staatskirchentum 
eines Ludwigs XIV. In Frankreich waltet die Tendenz der Kirchenbeherr- 
Ihung, in Bayern die Abficht der Kirchenerhaltung. Dort befiehlt der 
Monarch als die Verförperung einer alle Rechte abjorbierenden Staatsgewalt, 
bier vegiert der Landesherr als „custos et vindex canonum“ (Geiftl. Ratsord— 
nung von 1779 er. XII). Dort äußerjter Kampf des Papſttums gegen die an— 
gemaßte Überfpannung der Staatshoheit, hier freiwillige Übertragung weit- 
gehender Kirchengewaltsrechte an die Yandesherren durch päpftliche Bollmachten 
und Snöulte. Zwar fehlt es auch hier nicht an Neibungen und Kompetenz- 
ftreitigfeiten. Aber im Großen und Ganzen war Bayern das anerfannte Ideal 
eines Fatholifch regierten Staates. Die Landesherren, zumeijt perfünlich ftreng- 
gläubige Katholiken und überzeugungstreue Kirchenglieder, Hatten fich jelbjt in 
den Dienft der Kirche gejtellt, und, wo ſie mit landesdäterlicher Strenge ver— 
fuhren, geſchah e8 in eriter Linie, um die Organe der Kirche zu ihren firchlichen 
Pflichten zurüdzuführen. Aber auch da, wo fie mit Eifer die Grenze der ftaat- 
lichen Kicchenhoheit bewachten, geſchah es nicht mit einer die ficchliche Freiheit 
bejchränfenden Abficht, jondern die Wohlfahrtspflege der Kirche und des Staates 
fiel ihnen in Eines zuſammen. 

Wiederum eine andere Färbung hatte in Oſterreich das ſchon unter 
Maria Therejia vorbereitete, durch Joſef II. zur vollen Entwickelung ge- 
brachte Staatsfirhentum. Das Joſefiniſche Staatskirchentum hatte einen höchſt— 
perjönlichen Charafter. Die Ahnung einer neuen Zeit war aufgegangen. 
Aber es gebrad an prinzipieller Klarheit. Bon Normalbegriff des firchlichen 
Abfolutismus der fatholiihen Staaten wich Joſef II. darin ab, daß er ſchon 
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1781 den Evangelifchen beider Befenntniffe, ſowie den nicht unierten Griechen 
Toleranz mit dem exereitium religionis privatum gewährte. Aber mit der 
Kultusfreiheit verband er nicht die davon untrennbare individuelle Gemiljens- 
freiheit. Dies trat im allgemeinen in feiner Behandlung des Konfeffionsmwechjels 
und der Beitrafung don Sektirern, im bejonderen aber in äußerit jeltfamen Ent- 
jcheidungen, wie 3. B. derjenigen hervor, daß Protejtanten in jeder Krankheit 
den Beſuch des Ffatholifchen Bezirkspfarrers empfangen jollten. Den Suden 
binwiederum brachte der Kaifer Schonung und Wohlwollen entgegen. Das Cha: 
rafteriftiiche und Unerträgliche des Joſefinismus bildet das Unberechenbare und 
Sprungmeije der Kirchenpolitif, das Launenhafte und Willfürliche, das Abweifen 
verjtändigen Rates und die Franfhaft gejteigerte Sucht der Initiative und Selbſt— 
entjcheidung, das Hineinregieren ins Kleine und Entlegene, die jcheinbare Hin- 
neigung zur Aufklärung und doch im legten Grunde die völlige Gebundenheit des 
Urteils. Daher die Grenzverwirrung don Staatlihem und Kirchlichem, wie fie 
vollendeter in feiner anderen gejchichtlichen Erjcheinungsforn des Staatskirchen- 
tums erreicht worden tft (vgl. E. Müller in H. R.-E. Bd. VII. ©. 103 ff.). 


b) Übergänge und modernes Staatsfirhentum. 

Schon oben wurde auf die Gründe hingewiefen, aus denen das hier 
evörterte firchenpolitifche Syftem nicht diejenige gleichmäßige und folge: 
richtig in ſich gejchlofjene Ausgeftaltung erhalten fonnte, wie das Kirchen— 
jtaatstum. Unter ihrer Einwirkung gejchah es auch, daß, mwährend in 
den einen Gebieten das Berhältnis von Staat und Kirche noch in allen 
wejentlichen Beziehungen im Geijte des älteren Staatsfirchentums geordnet 
war, in anderen die Spannung des Einheitsprinzips bereitS nachgelafjen 
und fich der Übergang in eine auf dem NAnerfenntniffe der Berfchie- 
denheit von Staat und Kirche beruhende Verhältnisforn vorbereitet hatte. 
Dies war dor allen anderen deutfchen Staaten in Brandenburg- 
Breußen der Fall. 


Eingeleitet war hier der Wandel ſchon durch den anläßlich des Übertrittes 
Johann Sigismunds zur veformierten Kirche i. %. 1613 vollzogenen Bruch 
mit dem tevritorialijtiichen Grundjage eujus regio, ejus religio: der Kon— 
fejftonswechjel des Landesherrn bedingte entgegen der bisherigen Braris feinen 
Konfeffionswechjel der Landesunterthanen mehr. Fortgejeßt wurde dieje Ent: 
widelung durch die Kirchenpolitif des großen Kurfürjten. Wie es ſchon vor— 
wiegend jein Berdienft gewejen war, im weitfäliichen Frieden dem Grundjaß der 
chriftlichen Barität wenigjtens im Berhältnis der Neichsftände untereinander zur 
Anerkennung verholfen zu haben, jo bat er auch mit hochherziger und weit- 
blickender Selbjtbejchränfung des landesherrlichen Jus reformandi zuerjt in 
jeinen Staaten die Toleranz in großem Stile durchgeführt. Den Zuſammen— 
hang zwijchen Lutheranern und Reformierten legte er fejt durch ausschließliche 
Verpflichtung der Geiftlichen auf die gemeinfame Befenntnisjchrift der Augsbur- 
giihen Konfeffion. War es zwar echt territorialiftiich, daß er 1661 im Herzog: 
tum Cleve gegenüber der fatholifchen Kirche die alten herzoglichen Rechte nad) 
dem Maße der befannten Überlieferung „Dux Cliviae est Papa in suis terris“ 
in Anfpruch nahm, jo follten doch im übrigen nach der von ihm ſelbſt 1664 for— 
mulierten StaatSpraris die Statholifen überall in ihrem gejeßlichen oder ver— 
tragsmäßigen Belißjtande gejchüßt werden. Die Berbrechen Ludwigs XIV. hat 
Friedrich Wilhelm durch die Aufnahme der um ihres Glaubens willen Bertrie- 
benen weltgejchichtlich gefühnt. Zu einer Beit, in welcher noch) in allen größeren 
europäischen Staaten Konfeſſions- und Gewiſſenszwang zu den unentbehrlichiten 
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und koſtbarſten Bejtandteilen der öffentlichen Nechtsordnung gezählt wurde, war 
in Brandenburg- Preußen der Genuß der wichtigften bürgerlichen Rechte 
bereit3 unabhängig von der Berfchiedenheit des chriftlichen Befenntniffes geftellt. 
Durch die Erwerbung großer Fatholifcher Ländergebiete nach den fchlefischen 
Kriegen und der erjten Teilung Polens erhielt ein Jahrhundert jpäter dieſes 
Toleranzprinzip ein erweitertes Anwendungsgebiet, bis es endlich im Allge- 
meinen Landrecht troß des im übrigen noch ausgeprägt ſtaatskirchlichen Cha— 
rakters diefer Kodififation (ſ. o. $ 15 II) jeine ſyſtematiſche Ausgeftaltung erfuhr. 


Mit Anfang des XIX. %. wurde aud in den anderen deut- 
ſchen Staaten durd die nach den grundftürzenden politiichen Ereig— 
niffen eingetretene Mifchung der Konfeſſionen und die im Zufammenhange 
damit unmiderftehlich ich Anerkennung erzwingende Kultus- und Gewiſſens— 
freiheit dem früheren Staatsfirchentum im Großen und Ganzen die Lebens— 
fähigkeit entzogen. Für die meiften diefer Staaten vollzog fich der Über- 
gang in ein neues Firchenpolitijches Shftem während der erjten Hälfte 
des XIX. J. Die Gefetgebung diefer Übergangsperiode vagte mit den 
Anfängen einer den Kirchen gewährten Selbitändigfeit in eine neue Zeit 
hinein, bewahrte aber durch weitgehende Bevormundung und Beichränfung 
derfelben, durch mißtrauifche Überwachung der kirchlichen Gefeßgebung und 
Berwaltung, durch vielfache Anfprüche aktiver Konkurrenz bei Funktionen 
der Slirchenregierung noch immer greifbar den Zuſammenhang mit 
der ftaatSfirchlichen Bergangenheit. Grundſätzlich wurde diefer Zuſammen— 
hang erſt mit der Geſetzgebung jeit 1848 gelöft. 

Dies Schloß aber nicht aus, daß einzelne Einrichtungen ausge— 
prägt ftaatstirchlichen Charakters gleichwohl fich forterhielten oder daß die 
Staaten rückfällig wurden, indem fie die Linie der grundfäßlichen Selbſt— 
beſchränkung überichritten und verlegend eingriffen in die Freiheitsiphäre 
der Sirchen. Beides nennen wir modernes Staatskirchentum. 
Mit der Aufſtellung diefer Erjcheinungsforn unferes Eiechenpolitifchen 
Syſtems ift freilich ein. unermeßlich weites und unficheres Streitgebiet 
betreten. Zwar iſt die kritiſche Vofition in hypothesi far. Wo der 
Thatbeftand ftaatsfirchliher Einrichtungen oder Maßnahmen aner- 
fannt ift, verhält fich das allgemeine Nechtsbewußtfein der Gegenwart 
entjchieden ablehnend und verurteilend. Aber in der Beurteilung des 
Thatbeitandes jelbit ftreben die Meinungen ſtets weit auseinander. Die 
Unterfuhung iſt noch nicht ſoweit vorgejchritten, um die prinzipielle 
Grenzregulierung zwijchen Staat und Kirche vornehmen und hiernach 
den Maßftab für die Hritif des Einzelnen gewinnen zu Fünnen (j. $19 
U. $ 20). Nimmt man aber unmittelbar die Anleihe bei der öffentlichen 
Meinung der Gegenwart, jo hat fie weitverbreitet vor allem zwei That- 
beftände unter die Verurteilung modernen Staatskirchentums geftellt, das 
landesherrlihe Kirhenregiment und die preußiſche Mai: 
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gejeggebung. Im erfteren Falle iſt die Subſumtion überhaupt 
(.u.$ 38), im zweiten die bedingungsloſe Charafterifierung (j. o. $ 15 II) 
als modernes Staatsfirchentum verfehlt. Aber beide Thatbeftände, deren 
einer ausschließlich das Berhältnis des Staates zur evangelifchen Kirche 
betrifft, deren anderer vorwiegend im Verhältnis zwiſchen Staat und 
fatholifcher Kirche Konflikte hervorgerufen hat, ſind in befonderer Weife 
geeignet, daS Wefen modernen Staatsfirchentums zu jtudieren. Denn es 
läßt ſich daraus entnehmen, daß einerjeit3 eine Cinrihtung an ſich 
zweifellos ſtaatskirchlichen Urfprungs und Charakters fein kann 
und doch der allgemeinen Verurteilung des Syftems nicht mitverfallen 
darf, wie daß andererſeits eine ftaatlihe Maßregel Formal fi voll- 
kommen innerhalb der Rechtsgrenzen halten kann und gleichwohl als ſtaats— 
firchliche Einrichtung verurteilt werden muß. Bei der Kritik modernen 
Staatsfirhentums ift alfo ftreng zu individualifieren, find Gattung und 
Art dev Nechtsverhältniffe, gejchichtlicher Charakter und gegenmwärtiges 
Wejen, formelles und materielles Necht gewijjenhaft von einander zu 
ſcheiden. 


Soviel die preußiſche Maigeſetzgebung betrifft, ſo iſt der modern 
ſtaatskirchliche Charakter derſelben bereits im Zuſammenhange der Quellenlehre 
genügend erörtert (ſ. o. $ 15 II 1). Hinſichtlich des landesherrlichen Kir— 
chenregiments aber iſt einſtweilen (ſ. u. $ 38) die folgende Erinnerung am 
Platz. Der Thatbeitand des Landesherrlichen Kicchenregiments ift, wie aus den 
vorhergehenden gejchichtlichen Bemerkungen fich ergiebt (j. o. a. 4), zweifellos 
ſtaatskirchlichen Urſprungs und Charakters. Dies tritt augenfällig bejonders da 
hervor, wo es einem fatholifchen Landesherrn zufteht. Der natürliche Grund: 
ſatz, daß der Beſitz des höchſten Rechts in der Kirche mindeſtens an die That- 
jache der Sticchenmitgliedfchaft gebunden fein müfje, ijt verfannt. Während Wahl: 
recht und Wahlfähigfeit ſogar von bejtimmten ficchlichen Dualififationen ab- 
hängen, iſt der Befiß der Kirchengewalt nicht einmal durch die Konfeſſionszuge— 
hörigfeit bedingt. Die evangelijche Kirche unter einem fatholifhen Summus 
episcopus jcheint als eine vom Staat verjchiedene Gemeinjchaft grundjäßlic) 
nicht anerfannt. Das iſt zweifellos Staatsfirchentum. Gleichwohl iſt es jehr 
verfehlt, diejen Thatbeſtand unter die allgemeine Verurteilung modernen Staats- 
ficchentums zu ziehen und unter der Firma des legteren gegen das landesherr- 
liche Kicchenregiment überhaupt anzufämpfen. Die alte Form bejteht. Aber 
man kann nicht behaupten, daß fie noch mit dem alten jtaatSkicchlichen Geifte 
erfüllt fei. Die Ausübung des landesherrlichen Kirchenregiments iſt durch den 
Ausbau der Synodalverfajjung, durch die geordneten Zujtändigfeitsperhältnifje 
der KirchenregimentSsbehörden und die gejeßlich gezogenen Schranfen der Staats— 
aufficht infomweit den perjönlich willfürlichen Einflüffen des Landesherrn ent- 
zogen, als daraus eine wirkliche Schädigung der eigentümlich kirchlichen Lebens- 
ordnung entjtehen fünnte. Was insbejondere die Landeskirchen unter katholischen 
Landesherren betrifft (Bayern, Sachen), jo jind daſelbſt Beranftaltungen ge: 
troffen, welche die perfönliche Ausübung der Jura in sacra reservata aus— 
Ichliegen oder unter ganz bejtimmte Kautelen ftellen, und es wird aus den Mit— 
teilungen der Quellenlehre erinnerlich jein, daß in einzelnen Staatsverfaffungen 
in dieſer Beziehung jogar ausdrüdliche Borjorge für den Fall eines Stonfejjions- 
wecjels des Landesherrn getroffen iſt (Württemberg, Braunfchweig, S.Alten— 
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burg). Die Snititution des landesherrlichen Kicchenregiments gehört daher der 
Gegenwart mit anderen Borausfegungen, mit veränderten Inhalte und 
zu anderem Erfolge an, als dem Zeitalter des Territorialismus. 

3. Das Staatshriftentum. Die Theorie vom „chriftlichen 
Staat” iſt als der lebte und äußerste Verſuch zur Darftellung des Ein- 
heitsgedanfens don Staat und Kirche während der eben bejprochenen 
Übergangszeit vom Staatsfirchentum zu dem firchenpolitifchen Sy— 
jtem des modernen Staates entjtanden. Es Handelt fich aber beim 
Staatschriftentum nicht um eine jemals im Ganzen thatſächlich und 
folgerichtig durchgeführte -Verhältnisform zwijchen Staat und Kirchen, 
jondern vielmehr um ein firhenpolitifhes Programm, melches 
allerdings in einzelnen Beziehungen praftiichen Einfluß auf den Gang 
der Geſetzgebung ausübte und dieſen Einfluß auch noch gegenwärtig durch 
angejehene Vertreter in Anfpruc nimmt. 

Gefchichtliche Borbedingung für die Entſtehung der chriftlichen Staats- 
idee war die Überwindung des Fonfeffionell abgejchloffenen und die Be- 
gründung des interfonfesfionell paritätijchen Staates. Diele 
Bedingung war auf deutichem Boden jeit der Auflöfung des Reiches that- 
Jächlich erfüllt. Nachdem die Staatliche Scheidewand unter den Konfeffionen 
endlich gefallen und überdies unter dem Drude der Fremdherrſchaft eine 
religiös gerichtete Volksſtimmung entjtanden war, lag die Pflege des 
Gemeinjam-Chriftlihden und ſeine praktische Verwertung im 
StaatSleben wie naturgemäß im Geiſte der Zeit. Einen internationalen 
Ausdrud fand diefe Stimmung in der hl. Alliance vom 14./26. Sep- 
tember 1815. 

Die Alliance-Urkunde ift abgedruckt bei Jäger-Moldenhauer, Auswahl 
wichtiger Aftenjtüde zur Geſch. d. XIX. J., 1893, ©. 38 f. 

Sn Alerander I. von Rußland, Franz I. von DOfterreid 
und Sriedrid Wilhelm IH. von Preußen fchloffen die europäischen 
Nepräfentanten der drei großen chriftlichen Kirchen einen Bund, um „über 
den Zwieſpalt des Befenntniffes hinaus das Chriftentum zum höchiten 
Geſetz des Völferlebens zu erheben”. Sie fprachen den Entſchluß aus, 
in der Verwaltung ihrer Staaten, wie in den politischen Beziehungen 
nach außen allein die Vorjchriften der chriftlichen Religion zur Richtſchnur 
nehmen zu wollen, da diefe, weit entfernt, einzig auf das Privatleben 
anwendbar zu fein, vielmehr unbedingt auf die Entjchließungen der Fürften 
einmwirfen und alle ihre Schritte leiten müffe. Nachdem faſt alle europäi— 
chen Souveräne der Alliance beigetreten waren, jchien es damals, als 
ob das Staatschriftentum in großem Maßſtabe innerhalb der abendländi- 
Ihen Welt verwirklicht werden jollte. Das Programm der hl. Alliance, 
von den Einen mit Begeifterung, von den Anderen mit Mißtrauen auf- 
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genommen, blieb aber thatjächlich unerfüllt. Erfolgreicher war die par— 
lamentarifhe und litterarifche Vertretung der ehriftlichen Staats— 
idee, wie fie nachmals in Preußen und im weiteren Berfolg ausschließlich 
bon evangeliſcher Seite unternommen wurde. (Wo von fatholijcher 
Seite die Forderung des chriftlichen Staats erhoben wird, ift damit in 
Wahrheit der Anfpruch der Koordination von Staat und Kirche erhoben, 
ſ. u. $ 19 L) Parlamentariſch wurde die Forderung des chriftlichen 
Staats dringlich vor allen bei den Verhandlungen des preußifchen ver- 
einigten Landtags von 1847 über die Judenemanzipation geftellt. In 
der Reihe der zahlreichen Bertreter der chriftlichen Staatsidee ftand neben 
den Miniftern Eihhorn, Thile, Bodeljhwingh auch der da= 
malige Deputierte der Ständefurie Dtto von BisSmard (Rede vom 
15. uni 1847). In fpäterer Zeit wurde fie programmatijch aufge: 
nommen von den fonfervativen Parteien. Mit den Anfängen der wiſſen— 
Ichaftlichen Begründung des chriftlichen Staatsprinzips iſt dauernd vor 
allem der Name Stahls verfnüpft, durch feine zuerſt 1847 in der 
Hengftenbergijchen Kirchenzeitung, darnach ſelbſtändig erjchienene Schrift 
über den chriftlichen Staat. Seitdem iſt das Problem unzählige Male 
Gegenstand der Diskuffion und Fitterarifchen Bearbeitung geworden. Aber 
jede jelbjtändige Meinungsäußerung über den chriftlichen Staat lieferte 
zugleich ein jelbjtändiges Firchenpolitiiches Shitem. Im allgemeinen ruhen 
die Konftruftionsverfuche auf zwei ganz berjchiedenartigen Grundvoraus— 
jeßungen. Die Einen identifizieren hriftliden und evan- 
gelifchen Staat. Sie legen alſo ihren Theorieen das Chrijtentum in 
fonfeffioneller Bejtimmtheit, und zwar bald ausdrücdlich, bald mehr nur 
fonfludenter Weile zu Grumd. So Klee ſchon 1839, Diedhoff, 
vb. Mühler u. W. in neuerer Zeit. Die Anderen unterftellen gegen- 
fätlich den interfonfesjionell briftlihen (hriftlich-paritätifchen) 
Staat, als denjenigen, welcher fich jelbit, fein Weſen und feine Aufgaben 
nicht mehr mit denjenigen einer Konfeſſionskirche identifiziert, ſondern für 
ſich und feine Einrichtungen einen allgemein chriftlihen Charakter fchafft 
und bewahrt. So nad) dem Borgange Stahls vor allem Thierjd. 
Stahl entwickelt die Notwendigkeit des chriftlichen Staats prinzipiell 
aus der Befenntnispflicht von Volf und Obrigkeit zum Chriften- 
tum, berührt einzelne praftijche Stconfequenzen, weiſt andere zurück, unter- 
läßt aber, ein im Einzelnen durchgeführtes Bild feines chriftlichen Staates 
zu entwerfen. Thierſch geht von der gejchichtlichen Erfahrungsthat- 
lache dev Möglichkeit fonfefjioneller Koordination im 
Staate aus und hält die Bewahrung eines die verjchiedenen Konfeſſionen 
umfaffenden allgemein chriftlichen Charafters in Gejeßgebung und Staats- 
verwaltung auch gegenwärtig aus dem Grunde fir ausführbar, weil der 
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Zwieſpalt der Konfeſſionen nicht diejenige Seite des Chriſtentums be- 
treffe, welche für den Staat von entjcheidendem Einfluß fei. Hieraus 
wird die Wahrung des chriſtlichen Sittengejeßes, über welches 
ein Streit nicht bejtehe, als Weſen und Beruf des chriftlichen Staates 
gefolgert. Die erftere Grundanfchauung vom chrijtlichen Staat, als einem 
chriftlich evangelifchen, ift individuell geblieben. Wo in meiteren Bolfs- 
freifen die Forderung des chriltlichen Staates erhoben wird, liegt ihr die 
Borftellung des interfonfeffionell Hriftlih paritätiſchen 
Staates zum Grund. Über diefe VBorftellung im allgemeinen reicht die 
Einheit der Gedanken freilich kaum hinaus. Die Divergenz der Schrift: 
jteller ift nur ein Bild im Seinen von der Mannigfaltigfeit der An— 
ihten im Großen und Ganzen. Gewiſſe Formeln und Ideengänge 
fehren überall wieder. Aber die Ausführung im einzelnen denkt ſich 
Jeder in verjchiedener Weile. Mit den Einzelnen Auseinanderjegung zu 
halten, würde ausfichtslos und nicht geeignet jein, der Erkenntnis des 
Weſens vom chriftlichen Staate näher zu führen. Die Grundlage für 
die willenjchaftliche Kritik ift vielmehr auf anderem Wege zu bejchaffen. 
Bon dem gemeinjamen Ausgangspunfte aus find die be— 
grifflih notwendigen Konjequenzen mit unerbittlicher Strenge 
ohne alle Schonung von Nechts- und Billigkeitsgefühl zu ziehen. Ob ein 
beitimmter Bertreter des Syſtems dieje Konſequenz dann jelbit ziehe, ift 
für das Urteil über feine Theorie ohne Belang. Sit fie unausweislic, 
jo muß er fie mit verantworten. Dder will er die Konſequenz ab- 
lehnen, jo muß er Sich überwiejen geben, daß die Grundlage jelbft eine 
faljch gewählte war. AS notwendige Kriterien des chriftlichen 
Staats ergeben fi von der gemeinfamen Grundlage aus die folgenden: 

a) Da jede Konfeffionskicche ihre Auffaffung von der göttlichen Offen— 
barung als Ausfluß und Darftellung des allgemein chriftlichen Prinzips bezeichnen 
und folgerichtig deren ausschließlichen Einfluß auf das Staatstum in Anſpruch 
nehmen muß, jo hat nach der unumgänglichen Borausfegung dieſes Syſtems der 
Staat ſelbſt Beruf, Recht und Fähigkeit, Maß und Inhalt derjenigen ge- 
meinjamen chriftlichen Zundamentalwahrheiten zu bejtimmen, welche den jtaat- 
lien Einrichtungen zu grunde gelegt werden follen. 

b) Das Chriſtentum iſt StaatSsreligion. Die anerfannten 
chriftlichen Konfejftionen genießen daher im Verhältnis zum Staat und unter ein— 
ander ein gleiches Maß von Berechtigung. Für die Nechtsftellung nichtchriſt— 
licher Religionsgemeinfchaften wird die Norm lediglich durch das allgemein 
chriftliche Prinzip der Toleranz und Nächjtenliebe gegeben. Diejfem würde es 
nicht entfprechen, Nichtehriften um ihres Glaubens willen zu vertreiben oder im 
Staate rechtlos zu machen. Aber über die privatrechtliche Gleichjtellung, den ge— 
tichtlihen Schuß und die Teilnahme an gewifjen öffentlichen Wohlfahrtseinric)- 
tungen würde die Toleranz nicht hinausgehen fünnen. Daher tft ausnahmslos 
die politifche Nehtsfähigfeit vom Befenntnis des Ehrijtentums in 
der einen oder anderen Konfeſſionsgeſtalt abhängig. Nichtehrijten können feine 
öffentlichen Amter befleiden. Begriffsmäßig und untrennbar gehört zum chrift- 
lihen Staate eine chriſtliche Obrigkeit. Die gejeßgebende, richterliche und 
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erefutive Gewalt muß notwendig von Khrijten ausgeübt werden. Deshalb find 
Nichthrijten von der aktiven und paſſiven Wahlfähigfeit zu den an der Staats— 
gejeßgebung beteiligten politischen Nepräfentativverfammlungen, wie vom berufss 
richterlichen jo ferner von laienrichterlichen Ehrenämtern, ebenſo von allen Amtern 
der Staatsverwaltung und von den gemeindlichen Amtern der Kommunalver— 
bände aller Grade infoweit ausgejchloffen, als damit die Ausübung obrigfeit- 
licher Funktionen verbunden iſt. Der Grundſatz der Unabhängigkeit der ſtaats— 
bürgerlichen Rechte vom religiöfen Bekenntnis ijt hiernach als schlechthin nicht 
vereinbarlich mit der chriftlichen Staatsidee jamt allen darauf gebauten Kon— 
jequenzen zurückzuziehen. 

e) As die befonderen Einrichtungen, in welchen der chriftliche 
Charakter des Staates zur Ausprägung gelangen muß und denen gegenüber 
eine jtaatlihe Entjheidung nicht vermieden werden fann, jtehen Taufe, 
Schul- und Ehewejen, Sonn- und Feiertagsordnung ſowie die Strafrechts— 
pflege im Bordergrund Die Taufe ift Staatseinrihtung Mit ihr wird 
eine vechtlic notwendige Bedingung zur Erlangung des Bollbürgertums im 
chriftlihen Staate erfüllt. Nichtchriftliche Eltern dürfen zwar in Konjequenz des 
Toleranzprinzips nicht zur Taufe ihrer Kinder gezwungen werden. Aber chrijt- 
liche Eltern find von Staatswegen dazu anzuhalten, weil auf eben dem chrift- 
lichen Perſonalſtatus die politifche Nechtsfähigfeit beruht. Taufzwang in diefem 
Sinne, welcher nicht notwendig die Anwendung phyſiſchen Zwangs bedingt, wohl 
aber mindeftens an die Unterlafjung bejtinmte Rechtsnachteile knüpft, iſt ein 
wefentliches Merfmal des chriftlichen Staats. Die Volfserziehung muß darauf 
eingerichtet jein, den Zweck des chrijtlichen Staates, nämlich die Realifierung des 
Chriſtentums, zu erfüllen. Hiernach richtet fich die Organijation der Schule, 
wie auf ihrer unterjten Stufe, der Volksſchule, jo dev Mittel- und Hoc 
Ihulen. Charafteriftifch ausgeprägt tritt die chrijtliche Organifation des Schul- 
wejens namentlich in den Borausjegungen der Berechtigung und Berpflichtung 
zur Teilnahme am Unterricht, in den Erfordernijien für die Befleidung des 
Lehramt, in Lehrplan und Lehrmethode jowie in Gejftaltung der Schulaufficht 
hervor. In welcher Ausdehnung und Stärfe in allen diefen Beziehungen 
das chriftliche Staatsprinzip jich praftifch darzuftellen habe, darüber gehen die 
Anfichten freilich in bejonderer Weije auseinander. An feinem Punkte ijt die 
Neigung, die letten Konfequenzen des Syſtems zu ziehen, geringer, als an dieſem. 
Hinſichtlich des Eheweſens offenbart fich der chriftliche Charakter des Staats 
jowohl in der Form der Eheſchließung, als im materiellen Eheredt. Obli- 
gatorisch ijt die Firchliche Eheſchließung. Für Nichtehriiten mag um der Toleranz 
willen die Noteivilehe bejtehen. Dagegen entjpricht die Einrichtung der fakulta- 
tiven Civilehe nicht der Konſequenz der chriftlichen Staatsidee. Denn der chrijt- 
liche Staat verlangt Befenntnis zur Kirche. Daher fann er die Staatsange- 
hörigen nicht vor die Wahl der bürgerlichen oder kirchlichen Eheſchließung ftellen. 
Zum materiellen Cherecht, d. 5. der Geſamtheit der Borausjegungen über. die 
Fähigkeit rechtsgültiger Ehejchliegung und die rechtliche Möglichfeit der Ehelöfung, 
fann der chrijtliche Staat eine doppelte Stellung einnehmen. Er fann entweder 
das konfeſſionell entwicelte Necht zun bürgerlichen Recht erheben und folcher- 
gejtalt für anwendbar auf alle Kirchenglieder erklären. Dder der Staat jchafft 
ein neues materielles Cherecht auf Grundlage des allgemein chrijtlichen Bewußt- 
jeins. Er jucht das mittlere Maß don Fundamentalwahrheiten, deren alle chrift- 
lihen Kirchen rücfichtlich der Auffafjung der Ehe teilhaftig find. Er muß ſich 
dabei zurüczichen auf die allen gemeinjfamen Entjcheidungsquellen. Eine weitere 
Aufgabe, welcher fich der chrijtliche Staat nicht entziehen kann, ijt die geſetzliche 
Normierung der kirchlichen Sonn=- und Feiertagsordnung, auch nach der 
Seite ihrer individuellen Durchführung. Denn der Staat muß als jolder 
Zeugnis ablegen für das Chriftentum. Die Sonn- und Feiertagshei- 
ligung wird Staatsgebot. Sie unterliegt damit nach der Seite des Thuns, 
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wie des Unterlafjens ftaatlihen Zwang und amtlicher Kontrolle. Diejer Kon- 
jequenz iſt nicht auszuweichen, weil fie unbequem ift und dem Nechtsgefühl, wie 
den religiöjfen Empfindungen twideritreitet. Man darf fich darüber nicht täuſchen: 
Gewiſſensfreiheit kann der chriftliche Staat nicht im Vollmaß gewähren. Das 
liegt nicht etwa in jeinem hriftlihen Charakter an fich, jondern vielmehr 
in der Staatsnatur, welche das Chrijtentum bier erhält. Gegenüber einem 
Staatsgefeß giebt es Feine Freiheit der Entjcheidung. Staatsgeſetz ijt nicht 
ethifhe Norm. Welchen Inhaltes immer eine Forderung fei, welche das 
Staatögefeg erhebt, ob es die Bezahlung von Steuern oder die Berrichtung 
gottesdienftlicher Handlungen fordere, ijt für den von ihm erhobenen Anſpruch 
auf Unterwerfung und Gehorjam grundfäglich ohne Belang. Endlich. wird auch 
die Strafrehtspflege wejentlid von den Konjequenzen des Syſtems beein- 
flußt fein. Es tft verlangt, daß in ihr der „ethiſche Charakter der chriftlichen 
Offenbarung” zur Geltung gebracht werde. Wie dieje Forderung im einzelnen 
zu befriedigen jei, ijt nicht völlig flar. Man wird aber dabei vor allem die 
thuntlichite Verwirklichung des biblischen Vergeltungs: und Gerechtigfeitsgedan- 
fens, ſowie den bejonderen jtrafrechtlichen Schuß der chriftlichen Lehre und Ein- 
richtungen im Auge haben. 

Die kirchliche Stellungnahme auch zu diefem Syſtem im Ganzen ift 
einem fpäteren Zuſammenhange vorbehalten ($ 20). Nur Eines fei hier 
ichon bemerkt. Stahl meinte, e8 gebe nur einen Einwand gegen den 
hriftlichen Staat, das fei Die Yäugnung des Chrijtentums ſelbſt. 
Diejes Urteil ift anmaßend und verfehlt. Vielmehr giebt es eben eine 
Auffaffung vom wahren Weſen des Chriftentums, mit welcher die 
ihm zugedachte Verbindung mit dem Staate fich nicht verträgt. Aus 
jolcher Auffaffung heraus find die Hriftlihen Bedenfen gegen den 
chriftlichen Staat erwachjfen. An diefen wird aucd hier um fo entjchie- 
dener feitgehalten, als, um dem Chriftentun denjenigen Einfluß im Volfs- 
und StaatSleben zu verjchaffen, welcher ihm don Gott und Nechts wegen 
gebührt, es nicht erit der Konftruftion eines unhaltbaren chriſtlichen 
Staatsbegriffes bedarf. Hiefür eröffnet das Syſtem der „Kir- 
chenhoheit“ (j. u. $ 19 II 3) den meiteften Raum ohne das Bedenk— 
liche und Widerſpruchsvolle des Staatschriftentums. 


2. Verfchiedenheit und Löſung von Staat und Kirche, 
Sw19! 

I. Das Koordinationsſyſtem. Das Koordinationssyften be- 
deutet die Forderung der rehtlihen Gleihordnung von Staat 
und Kirche. Ebenfalls in der Übergangszeit vom Staatskirchentum 
zum firchenpolitifchen Shftem des modernen Staates entjtanden, bildet 
es in gewiſſem Sinne ein Geitenftüc zu der Theorie dom chriftlichen 
Staat. War in der leßteren vorwiegend von evangelifcher Seite das 
Programm einer neuen Ordnung des Verhältniffes von Staat und Kirche 
gegenüber der im XIX. %. veränderten allgemeinen Lage formuliert, fo 
rvepräjentiert das Koordinationsipften einen vorwiegend von fatholifcher 
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Seite betriebenen Anſpruch der im modernen Staate einzujchlagenden 
Kirchenpolitif. Der Begriff ift der denkbar einfachfte.e Staat und 
Kirche ſind gleichberechtigte jouveräne Gemeinschaften. Und zwar nicht 
jouverän blos in einem fachlich bejtimmt abgegrenzten Wirfungsfreis, 
jondern ſouverän auf dem ganzen aus eigener Vollmacht beftimmten 
Lebensgebiet. Keine Macht normiert alſo hier die Grenzlinie zwiſchen 
ih und der anderen durch Akte der eigenen ſouveränen Geſetzgebung. 
Soweit vielmehr überhaupt eine Grenzregulierung beliebt wird, gejchieht 
fie als unter gleichjtehenden Stontrahenten im Wege des Vertrags. 
Außerhalb der vertragsmäßig abgegrenzten Kompetenzen regelt jeder Teil 
diejenigen Berhältniffe, auf welche er Anſpruch erhebt, aus eigener Macht: 
vollfommenheit und verfucht mit den ihm eigenen Machtmitteln davon jo 
vieles zu erreichen, als er vermag. Das Syſtem kennt weder eine 
Stirchenhoheit des Staates, noch eine irgendwie bejtimmte Unterordnung 
der Kirche. Kollifionen können nicht durch höheren Nechtsipruch, fondern 
nur durch neuen Bertragsichluß gehoben werden. 

Nach diefem Begriffe jchließt ji) das Syſtem im Ganzen als Ber- 
hältnisform zwiſchen Staat und evangelifcher Kirche von jelber aus. 
Dies geht ſchon aus der dermaligen Unmöglichkeit dev Grenzregulierung 
im Wege des Bertragsschluffes hervor (j. o. $ 16). Die Anwendbarkeit 
der Koprdinationstheorie auf die evangelifche Kirche ift aber noch aus 
tiefer gelegenen Gründen zu beftreiten. Darauf hinzumeijen ift bejondere 
Beranlaffung gegeben. Denn mehrfach fließen die Theorie des chrift- 
lihen Staats und das Koordinationsiyften in den Borftellungskreifen und 
der Ausdrucksweiſe der Schriftiteller beider Konfeſſionen in einander über. 
Katholische Wortführer unterftellen die Idee vom chrijtlichen Staat, wo 
fie in Wahrheit den Anfpruch der Gleichordnung ihrer Kirche mit dem 
Staat erheben. Evangeliſche Schriftiteller glauben den hriftlichen Staat zu 
begründen, während fie thatjächlich die Koordination der evangelifchen Kirche 
fordern. So beifpw. Harleß im allgemeinen, Sohm im bejonderen mit 
der Forderung der fafultativen Civilehe. Die Identifizierung beruht in 
allen Fällen auf ungenügender Unterfcheidung der jehr verjchieden gearteten 
Borausjeßungen und praftiichen Folgerungen beider Syiteme. Die Koordi— 
nationstheorie tritt mit ihren begrifflichen Grundlagen in ſchärfſten Gegen- 
jaß zu der chriftlichen Staatsidee, mag diefe im individuellen Sinne den 
chriftlich evangelifchen Staat oder im vulgären Sinne den interfonfeffionell 
chriftlihen Staat zur Unterlage genommen haben. Im erjteren Falle 
ift der beide Syſteme ausjchließende Gegenjaß darin begründet, daß nad) 
reformatorifch-evangeliicher Grundanſchauung die Kirche überhaupt feine 
dem Staat aequale und mit ihm fonfurierende Rechts- und Machtanftalt 
it oder fein fan. Im zweiten Falle darin, daß zwar die evangelijche 
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Kirche eine Parität der fatholifchen, aber nimmermehr grundfäßlich die 
fathofifche eine Parität der evangelifchen Kirche einräumen fann. Die 
Koordinationstheorie fteht fomit in unausgleihbarem Widerspruch mit 
dem evangelifhen Kirdenprinzip, die Theorievom drift- 
lihen Staat in unausgleichharem Widerſpruch mit dem katholiſchen 
Exkluſivitätsprinzip. Die letztere kann ehrlich nur auf dem weit— 
geſpannten Bogen evangeliſcher Toleranz, die erſtere folgerichtig nur bei 
der katholiſchen Vorausſetzung der Staatsnatur der Kirche beſtehen. Hier 
genießt ſie auch eine äußerliche Rechtfertigung und Anerkennung in der 
ehemals ſtaatsrechtlichen und gegenwärtig wenigſtens noch völkerrechtlich 
reſpektierten Souveränetät des kirchlichen Oberhauptes, welche 
die Weſensgleichheit und Ebenbürtigkeit von Staat und katholiſcher Kirche 
gemeinverſtändlich zur Anſchauung bringt. Wo aber Evangeliſche die 
Koordinationstheorie oder Katholiken den chriſtlichen Staat vertreten, ver— 
irren ſich beide bewußt oder unbewußt auf ein ihrem Kirchenweſen fremdes 
Gebiet von Vorausſetzungen und Folgerungen. 

Dem reinen Prin zip der katholiſchen Kirche entſpricht freilich 
auch das Koordinationsſyſtem keineswegs. Das kanoniſche Recht fordert 
Überordnung, nicht Gleichordnung der Kirche. Immerhin war die Auf— 
ſtellung und Annahme des Syſtems von katholiſchem Standpunkte ſehr 
wohl zu verſtehen. In der Gleichordnung wurde der Erſatz geſucht 
für die verloren gegangene Überordnung. Die Koordinationstheorie iſt 
das moderniſierte und verſchleierte Kirchenſtaatsſtum. War die alte Einheit 
von Staat und Kirche im Sinne des Tekteren Syſtems im XIX. J. 
thatjächlich aufgelöft und eine Rückkehr zu ihr nicht mehr zu gemärtigen, 
jo war von der Borausfeßung ihrer Verſchiedenheit und Löſung 
aus die Selbitändigfeit der Kirche nur im Wege der rechtlichen 
Gleihordnung zu retten. Hatte das Sirchenftaatstum die maß— 
gebende Grenzregulierung im Wege einfeitiger Kirchengeſetzgebung, nachmals 
das Staatsfirchentum die maßgebende Grenzregulierung im Wege ein— 
jeitiger Staatsgeſetzgebung durchgeſetzt, ſo wurde nun in der Koordinations- 
theorie die mittlere Linie gezogen: weder das Eine, noc) das Andere, 
jondern vielmehr Grenzregulierung durch Vertragsſchluß unter gleid)- 
geordneten ſouveränen Gewalten. Die Rechtsform hierfür find die Kon— 
Eordate. Daher das alljeitige Beftreben der Fatholijchen Kirchengewalt 
im XIX. J., SKonfordatsabfchlüffe zu erreichen. Erſt feit diefer Zeit 
haben fie den Zweck umfafjender und die Bedeutung prinzipieller Grenz— 
beftimmung zwifchen dem Staat und der Fatholifchen Kirche (j. o. 8 16). 
Grit längere Zeit freilich, nachdem das Syſtem thatfächlich bereits ratione 
temporum habita und salvis prineipiis durch die oberſte Fatholifche 
Kirchengewalt inauguriert worden war, hat es auch feine wiſſenſchaft— 
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liche Bertretung gefunden, namentlich in Schriften von Görres, 
Setteler und Neihensperger. Bor allem aber hat c8 parla-= 
mentarijc fih wirkſam erwiefen und feine eigentliche Heimftätte und 
volfstümliche Ausbildung in den Bentrumsparteien erhalten. Es iſt das 
Brogramm des politiihen Katholizismus in Deutjchland ge— 
worden. Hier hat es fich mit fichtbarem Erfolg im preußiſchen kirchen— 
politischen Konflikt der fiebziger Jahre zur Geltung gebracht. 


Auf feiner Anwendung beruhte die Snterpretation des nachmals aufge- 
bobenen U. 15 der rebidierten VeU., wonach diejer jedes Dberauffichtsrecht des 
Staates ausgejchlofjen und der fatholifchen Kirche eine abjolute Selbjtändigfeit 
in Berwaltung ihrer Angelegenheiten gewährt haben follte. Allerdings wurde 
diefe Koordination damals auch der evangeliſchen Kirche zugestanden. Aber diejes 
Zugejtändnis war rein platonifcher Art. Es war in dem Bemußtjein gemacht, 
daß die evangelifche Kirche infolge ihres verfafjungsrechtlichen Berhältniffes zum 
Staate thatfächlich niemals den Rang der Gleichordnung mit diejem einnehmen 
werde. Zu jener Auslegung des U. 15 bejtand jogar ein gewilfer Schein der 
Berehtigung. Denn thatjächlich war zwifchen Berfafjung und Vatikanum das 
Verhältnis des Staates und der Fatholiichen Kirche in Preußen nad) den An— 
ſprüchen des Koordinationsiyiteıns geordnet. Dieje Entwidelung war nunmehr 
jäh durch den Gang der preußifchen StaatSsfirchengefeßgebung unterbrochen. Da— 
ber der ganze fernere Kampf der fatholifchen Kirche gegen dieje Geſetzgebung im 
legten Grunde und Ziele ein Kampf für die Anerfennung des Koordina— 
tionssyftems. Seinem unbefangenen Beobachter konnte entgangen jein, daß 
die Schärfe des Kampfes genau in dent Augenblide gebrochen und er in Wahr: 
beit bereit$ beendigt und entjchieden war, alS befannt wurde, daß Vertrags— 
verhandlungen zwilchen Berlin und Rom im Gange feien. Damit war die 
Vorausſetzung der bedingungslofen rechtlichen Unterordnung unter die Staat3- 
gejeßgebung fallen gelafjen und die fatholifche Kirche wieder in die Linie der 
rechtlichen Gleihordnung mit dem Staate gerüdt. Auch die lebten Aus- 
läufer jener Konfliftsgejeggebung in dent jog. Sperrgejeß find auf Grund vor— 
beriger Bereinbarung mit dem preußifchen Episfopat, alfo nach den Prinzipien 
des Koordinationsſyſtems, befeitigt worden (vgl. vo. $ 15 IT 1). 


I. Das Syftem der Kirhenhoheit des Staats. 

Necht eigentlich im Gegenſatz zum Koordinationsſyſtem und zu feiner 
Korreftur ift von der Vorausſetzung dev Berjchiedenheit von Staat 
und Kirche aus dasjenige firchenpolitifche Syſtem entwicelt worden, welches 
je länger je mehr in der Gejeßgebung des XIX. %. den breiteften 
Befititand gewonnen hat. Die Verjchiedenheit ift hier nicht, wie zubor, 
in äußerlicher Gfleichberechtigung dargeftellt, jondern fie erjcheint inner- 
lich bedingt durch die Verfchiedenartigkfeit des Weſens beider Ge— 
meinjchaften. Weil und joweit Staat und Kirche ihrem Weſen und ihren 
Aufgaben nad) verjchiedenartig find, jollen fie auch in ihrer rechtlichen 
Abgrenzung Hinfichtlich ihrer Zuftändigfeits- und Bethätigungsgebiete ge = 
fchieden werden. Dieje Scheidung gejchieht nicht im Wege des Vertrags, 
jondern durdh die Staatsgejebgebung. Der Staat nimmt fie 
vor fraft jeiner Kirhenhoheit ($ 21), welche einen integrierenden 
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und unveräußerlichen Beftandteil der allgemeinen Staatshoheit bildet und 
ihn berechtigt wie verpflichtet, nach allen Seiten die äußeren Rechtsgrenzen 
dev in feiner eigenen Gemeinfchaft vereinigten Kivchengejellichaften abzu— 
jteefen. Denn da die mehreren Kirchen nach ihrem Lehrbegriff ſich aus- 
Ichließen und überdies verjchiedenartige Nechtsanfprüche dem Staate gegen= 
über erheben, jo fünnen nicht fie ſelbſt die Ausjcheidung zwiſchen fich und 
dem Staat, wie untereinander imperativiſch vollziehen, jondern ſolche fann 
nur don der höchſten Gewalt derjenigen Gemeinschaft geschehen, welcher 
alle eingegliedert find, d. i. der Staatsgewalt. Gene Scheidung vollzieht 
der Staat aber nicht blos auf dem Grunde, fondern auch nach Maßgabe 
der begrifflichen Schranfen der Sirchenhoheit. Da nun diefe den Inbegriff 
der dem Staate über alle Sirchengejellfcehaften zuftehenden Nechte bildet, 
jo ergreift fie von allen auch nur die dem Staat zugefehrte Seite, nicht 
aber das Kirchenweſen in feiner innerlidhen, unter den Einflüffen 
der Yehre dverfchiedenartig entwickelten Geftalt. Die Kirchenhoheit bejchränft 
ſich hiernach auf das Gebiet der sacra externa, Während fie fi) 
grumdfächlich der Ein- und Übergriffe in das Gebiet dev sacra interna 
enthalten will. Hierin namentlich ruht der fortfchreitende und durchgreifende 
Unterjchied zwischen dem vorliegenden Syſteme und dem Staatsfirchentumt. 
Diejes Hatte eine ſpezifiſche Differenzierung der beiderjeitigen Lebensgebiete 
abgelehnt und unterſchiedslos alles Kirchliche der ftaatlichen Dispofition 
unterstellt. Jenes dagegen betrat den Weg einer grundfäßlichen Scheidung 
des Staatlichen und Firchlichen Wirkungskreiſes und zog hiermit ein weites 
Sreigebiet, innerhalb deſſen die kirchliche Selbjtändigfeit zur vollen 
Entwickelung und Anerkennung gelangen fonnte. Mit Nückficht darauf, 
daß dieſe fachliche Scheidung von Staatsmacht und Kirchenfreiheit in der 
Kirchenhoheit des Staates, wie ihren Rechtsgrund, jo die Norm ihrer 
Schranfe findet, bezeichnet man pafjend die hiernach vollzogene Geftaltung 
des Berhältniffes von Staat und Kirche jelbft als das Syſtem „der 
Kirchenhoheit des Staats“. 

Der allgemein geſchichtliche Zuſammenhang iſt bereits in früheren Aus— 
führungen nachgewieſen (ſ. o. 88 14 15). Ein teilweiſes Vorbild des Sy— 
ſtems war ſchon im Preußiſchen Allg. Landrecht von 1794 gegeben, 
welches trotz ſeines ſtaatskirchlichen Charakters im einzelnen das erſte Bei— 
ſpiel einer auf der Vorausſetzung der Verſchiedenheit von Staat und Kirche be— 
ruhenden umfaſſenderen Kodifikation des Staatskirchenrechts bot. Die Geſetz— 
gebung des XIX. J. hat auf dieſer Grundlage weiter gebaut. Vielverſprechende 
Anfänge waren bereits in der Staatskirchengeſetzgebung der Rheinbunds— 
ſtaaten gemacht. Bald nach Begründung des deutſchen Bundes wurde in 
Bayern zur Korrektur des Konkordates von 1817 das Religionsedikt von 1818 
erlaſſen. Wie einſt für Frankreich in den organiſchen Artikeln, ſo wurde für 
Bayern durch dieſes Religionsedikt die Geltung des Konkordates nach Maßgabe 


der unveräußerlichen Kirchenhoheitsrechte des Staates begrenzt und der Zuſtän— 
digfeitSperteilung zwilchen dem Staat und den Kirchen durch die Unterjchetdung 
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der „inneren Kicchenangelegenheiten?, „weltlichen Gegenftände” und „Gegenſtände 
gemischter Natur? eine grundfäßliche Unterlage gegeben. Inſonderheit aber hat, 
wie die Lehre von den ftaatsgejeglichen Quellen des Kicchenrechts erfennen ließ, 
die Gefeßgebung jeit 1848 die Grundgedanken des Syſtems weiter ausgeführt. 


Das Syſtem der Kirchenhoheit des Staates beherrjcht im Großen 
und Ganzen die Gegenmwart. Daher bildet e3 eine Aufgabe für ſich 
(vgl. 8 17), der pofitiv rechtlichen Ausgeftaltung desjelben unter Berück— 
fichtigung der gejchichtlihen BZufammenhänge im einzelnen nachzugehen 
(8 21 ff.). Aber dem wilfenjchaftlichen Bedürfnis kann damit allein noch 
nicht entjprochen fein. Das pofitive Recht geht in feinen Einzelbejtim- 
mungen weit auseinander. Aus der Fülle des Details müſſen deshalb 
die verbindenden Grundgedanfen bervorgefucht und fejtgelegt werden. 
Diejev Verſuch ergiebt einen doppelten Gewinn. Es werden dadurch die 
allgemeinen Merfmale des beitehenden Firchenpolitifchen Syſtems 
erkennbar gemacht und es find zugleich die begrifflihen Forde— 
vungen ermittelt, welche den Maßftab der Kritik für das geltende 
Necht enthalten. ALS folche unentbehrlichen Merkmale und Forderungen 
des Syſtems ergeben ſich aus Gejchichte und Begriff der Kirchenhoheit: 
die Selbftändigfeit der Kirchen quoad sacra interna —, ihre rechtliche 
Unterordnung in weltlichen und gemifchten Angelegenheiten, injfonderheit 
im Gebiet der sacra externa —, das Anerfenntnis der ethifchen Gleich— 
ordnung der Kirche mit dem Staat —, endlich) die Forderung der Be— 
fenntnisfreiheit im Staat. Diefe Momente ergänzen fich gegenfeitig und 
Stehen in notwendigem Zufammenhang. Zum Berftändnis der leitenden 
Grundgedanken des Syſtems mögen binfichtlich dieſer vier Forderungen 
folgende kurze Bemerkungen dienlich fein. 

1. Die Horderung der Selbftändigfeit der Kirchen quoad sacra 
interna bezieht fich allgemein und wejentlich auf den Thatbeftand der 
Kirchenlehre fowie die Kirchenregierung in ihren jpezifijchen 
Sunftionen Wenn nun aber dem Staate die Befugnis zuge: 
Iprochen wird, die Grenzlinie der sacra interna und damit feinerjeits 
den Kreis zu beitimmen, innerhalb dejjen die Kirchen volle Selbjtändigfeit 
in Anspruch zu nehmen haben, jo ift ihm damit nicht, wie beim Staats- 
hriftentum, eine feiner urjprünglichen Beftimmung entlegene theologijch- 
dogmatische Funktion eingeräumt. Umfangs- und Inhaltsbeſtimmung der 
saera interna, wie fie jede Kirche ihren Wejen, Glauben und Bekenntnis 
entjprechend ſelbſt vornimmt, bleiben nach diefem Syſteme von ftaatlichem 
Eingriff unberührt. Was dem Staate dabei zugeteilt wird, ift vielmehr 
von der Art, daß dadurd jede aktuelle Einmifchung, jede Mitregierung auf 
einen jeinem Wejen fremden Gebiete direkt ausgeſchloſſen erfcheint. 
Der Staat bleibt bei diejer Grenzregulierung auf ein zweifaches bejchränft. 
Fürs Erſte: er begrenzt die Anerkennung und Wirkjamfeit der sacra 
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interna auf dem bürgerlihen Rechtsgebiet, d. h. er bejtimmt, 
bis zu welchem Grade ihre Geltung gegenüber den Staatsangehörigen, 
anderen Kirchengemeinschaften und feinen eigenen Organen mit außerem 
Zwange ſich durchzufeßen und zu behaupten berechtigt jei. Fürs Andere: 
er trifft Beranftaltungen für den Fall, daß die bürgerliche Geltung der 
saera interna widerrehtlih in Anſpruch genommten oder Wider: 
rechtlich beftritten wird. Durch folche Beteiligungsweife des Staates 
wird die volle Selbjtändigfeit der Kirchen quoad sacra interna nicht 
nur nicht beeinträchtigt, jondern vielmehr erft zur Wahrheit gemacht und 
gewährleiftet. Denn würde unter jener Selbftändigfeit verftanden, daß 
jede Kirche auf dem von ihr beitimmten Gebiete der sacra interna thun 
und treiben, ordnen und erzwingen dürfe, was fie will und vermag, jo 
würde dies gleichbedeutend jein mit Unterdrückung der ſchwächeren durch 
die ſtärkere, und es müßte bei jolcher Auffaffung namentlich die evan— 
gelifche Kirche Mangels internationaler Nechtsverfaffung und äußerer 
Machtmittel in eine das Berhältnis der Gleichberechtigung jtörende Yage 
gebracht fein. Nach dem erwähnten allgemeinen Prinzip vequliert ſich bei 
den einzelnen sacra interna grundfäßlich die Art und das Maß des 
Staatlichen Grenzbejtimmungsrechts in folgender Weile: 


a) Hinfichtlich der Kirchenlehre kann fich die jtaatliche Konfurrenz nur 
darin zu äußern haben, daß, joweit diefe etwa mit Anforderungen der jtaatlichen 
Nechtsordnung in Widerjpruc treten follte, deren Anwendung auf dem bürger- 
lihen Rechtsgebiete ausgejchloffen wird. Dagegen bleibt felbjt die der jtaatlichen 
Nechtsordnung widerſprechende Kirchenlehre in ihrem Thatbejtande uns 
angefochten. Jede Einräumung einer unmittelbaren jtaatlichen Dispofitions- 
befugnis über die Subjtanz der Lehre ſelbſt würde grundjäglich mit dem Syjtem 
der Kirchenhoheit unvereinbarlich fein. Zuſammenhängend mit der Kirchenlehre 
und den gleichen Vorbehalten jtaatlicher Einmiſchung unterliegend, bildet jelbit- 
verjtändlich auch der Kultus (j. u. SS 40 ff), als die firchlich geordnete Form 
der aftiven Gottesverehrung, nach der Seite feiner Inhaltsbejtimmung und 
liturgifchen Ausgejtaltung eine res interna der Kirche, und nur, joweit 
derjelbe Beziehungen nach) außen entwidelt, fann von einer Einmijchungs- 
befugnis des Staates grundfäßlich die Rede fein (f. u. 2). 

b) Bu den ſpezifiſchen Funktionen der Kirchenregierung (il. u. 
ss 43 ff.) gehören mwejentlich Gejeßgebung, Amterverwaltung und Aufrechterhal- 
tung der Kirchenordnung 4) Hinfichtlih der Kirchengeſetzgebung ijt Die 
firchliche Selbjtändigfeit zunächit alS formelle, d. h. in dem Sinne in An— 
jpruch zu nehmen, daß fie von firchlichen Organen allein, unter Ausjchluß einer 
Beteiligung von ftaatlichen Gejeßgebungsfaftoren ausgeübt werde. Inſofern iſt 
e8 eine prinzipwidrige Gejtaltung, wenn an dem jtaatSsgejeßlichen Charakter 
älterer Zandesgejeße über innere Angelegenheiten der evangelifchen Kirche zu der 
Folge feitgehalten wird, daß auch gegenwärtig noch deren Beränderung oder Auf- 
bebung an die Mitwirkung der jtaatlichen Gejeßgebungsorgane gebunden ijt (vgl. 
einerjeitS Bayern, andererjeitS Braunjchweig vo. SI5IHD. Was die materielle 
Selbitändigfeit im Gebiete der Kirchengejeßgebung betrifft, jo ift Hier die wejent- 
(id) derjchiedene Lage des Staates zur fatholifchen und zur evangelischen Kirche 
wohl in Betracht zu ziehen. Da das Lentralorgan fatholijcher Kirchengejet- 
gebung, jei es Papſt oder ökumeniſches Konzil, ftaatlicher Einwirkung und Kon— 
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trofle entzogen ift, jo ift für den Staat fein Mittel vorhanden, die Entſtehung 
von Kirchengefegen zu verhindern, welche ihrem Inhalte nach mit der ftaatlichen 
Nechtsordnung follidieren. ES bleibt alfo nur die Möglichkeit abwehrenden 
Berhaltens gegenüber der thatfächlich vorhandenen Kolliftion. Dieje Abwehr fann 
auf zweifache Weiſe gejchehen. Entweder präventiv durch das Erfordernis des 
Placet oder repreffid durch Gegenaftionen der ftaatlichen Verwaltung und 
Sejeßgebung. Die Folge der Verkündigung und Vollziehung einer nicht mit 
dem ftaatlichen Placet verjehenen firchengejeßlichen Anordnung iſt dann not— 
wendig die völlige Wirfungslofjigfeit derjelben auf bürgerlichem Rechtsgebiet. 
Der Wert diefer Maßregel ift aber äußerſt zweifelhaft und wird auch dadurch 
nicht wefentlich erhöht, daß landesgefeßlich etwa befondere Zwangsmittel zum 
Schutze des Placet bejtehen (j. $ 23). Denn die Verbindlichkeit allgemeiner Kir— 
chengejege für die Kirchenglieder ift ohnehin in der Regel nicht durch ihre landes— 
firchliche Publifation bedingt, während andererjeitS die bürgerliche Wirkungs— 
lofigfeit don Kicchengefegen, welche mit der Staatsordnung in Widerſpruch treten, 
ſich auch ohne bejondere ftaatliche Veranftaltung von felbjt verjteht. Überdies 
jchließt aber bei der unlöslichen Verbindung von Dogma und Recht in der fatho- 
liſchen Kirche die Handhabung des Placet die Gefahr ftaatlicher Einmifhung in 
sacra interna auch an ſolchen Punkten in jich ein, an welchen diejelbe nach dem 
Syiteme der Kirchenhdoheit grundfäglich abzulehnen iſt. Wirkungsvoller und 
prinzipiell richtiger ijt daher die jtaatlihe Repreſſion, welche nicht die Gefahr 
einer möglichen, fondern den Thatbeſtand einer mittels firchengejeglicher Aktionen 
bereitS gejchehenen Verletzung der jtaatlichen Rechtsordnung zur Vorausſetzung 
nimmt und ihrerfeits, je nach der Natur der gejchehenen Berlegung, den ver— 
ſchiedenartigſten Charakter an fich tragen fann. Anders ijt die Lage des Staates 
zur edangelifhen Kirche. An und für fich ift jchon das Sachgebiet, auf 
welchem ein Widerfpruch zwiſchen Kirchengejeß und Staatsordnung herbortreten 
fünnte, ein ungleich bejchränfteres. Denn nicht nur nimmt die evangelijche Kirche 
thatjächlich ein viel geringeres Maß von Zuftändigfeit für ihre Gefeßgebung in 
Anſpruch, jondern fie hat auch grundfäßlich die Pflicht und das Bejtreben, in 
ihrer Geſetzgebung Widerfprüce mit der ftaatlichen Hechtsordnung zu ver— 
meiden. Aber auch abgejehen davon ijt durch ihr Verfafjungsperhältnis 
zum Staate die Unterjtellung jolchen Widerfpruches nahezu gegenſtandslos ge= 
macht. Denn da die Inhaber der Kirchengewalt zugleich Inhaber der Staats— 
geiwalt find, jo läßt fich nicht erwarten, daß Kirchengefege genehmigt werden, 
welche mit StaatSgejegen in grundjäßlichen Widerfpruch treten. ES ijt alfo 
bier bereit die Entjtehung bon Kollifionen aus Aften der Kirchengefeßgebung 
jo gut wie ausgejchloffen. Mehrere Landesrechte (vgl. Preuß. Gen.-S.-D. dom 
20. Januar 1876, 8 63 db. &t.-G. vom3. Juni 1876 U. 132) haben in den Weg 
der evangelifchen Kirchengeſetzgebung jogar ausdrücdtich VBeranftaltungen einge- 
ihoben, welche den Zweck haben, zu verhindern, daß der Träger der Kirchen— 
gewalt durch Sanftionierung eines Firchlichen Geſetzes fich ſelbſt in Widerſpruch 
bringe mit feinen Anordnungen al3 Inhaber der Staatögewalt (ſ. vo. $ 13 VII). 
In ſolchen Beranftaltungen liegt alfo nicht eine widerrechtliche Freiheitsbefchrän- 
fung der ebangeliichen Kirche. Sie find eine Maßregel der Borficht, welche aus 
jtaatSrechtlichen Gründen nicht entbehrt werden kann und der evangeliſchen Kirche 
jelbjt nur zur Stärfung und zum Vorteil gereicht. 4) Zwiſchen dem kirch— 
lihen Amtermwefen und dem Staate bejtehen jo viele umd enge, durch Ge— 
ichichte oder Natur der Sache (Patronatrechte, Bermögensleiftungen des Staates, 
Staatsangehörigfeit der Kirchenbeamten, öffentlicher Charakter des Kirchendienjtes 
2c.) begründete Beziehungen, daß jenes nicht vorbehaltslos als res pure interna 
bezeichnet werden kann. Das Äümterweſen tft vielmehr, ähnlich wie der Kultus, 
teil$ eine innerficchliche, teil eine gemijchte Angelegenheit. Als erjtere wird 
es für das Gelbjtändigfeitsgebiet der Kirche prinzipiell in dreifacher Nichtung in 
Anſpruch zu nehmen fein: Hinfichtlich der Ordnung des Firchlichen Verfaſſungs— 
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organismus, hinſichtlich der Inhaltsbeſtimmung der geiſtlichen Amtsgewalt und 
hinſichtlich der Feſtſtellung der kirchlichen Bedingungen für Erwerb, Beſitz und 
Verluſt des Kirchenamts. Die beiden letzteren Forderungen werden kaum be— 
ſtritten. Die erſtere war don jeher für die katholiſche Kirche thatſächlich erfüllt. 
Bon der evangelifchen Kirche tft fie Jahrhunderte lang ſelbſt nicht erhoben worden. 
Um jo dringender wird fie heute gejtellt. Die Berjchiedenheit der Lage iſt prin- 
zipiell wie geschichtlich bedingt. Der Amterorganismus der fatholifchen Kirche ift 
auf dogmatifche und darum unberänderliche Grundlage geftellt und hat dom 
Papſte herab bis zum niederjten Kicchenbeamten gewiljermaßen internationale 
Anerkennung gefunden. Eine Einmijchung des Staates in die Entwicelung der 
fatholifchen Kirchenverfaffung iſt dadurch ausgefchloffen. Umgekehrt ift die evan- 
geliiche Kirchenverfafjung unter wejentlicher Mitwirkung des Staates entjtanden. 
Dieſe Berfaffung jelbjt hat nicht göttliche Grundlage und daher Feinen ftereotypen 
Charakter. Sie it nicht abgejchloffen, ſondern fteht noch in der Gegenwart in 
einer entjcheidenden Entiwidelungsperiode. Hier bejteht ein weites Gebiet don 
Gefahren ftaatlic) ungerechtfertigter Cinmifchung und Bevormundung. Diefen 
Gefahren gegenüber erhebt das Syſtem der Kirchenhoheit den Anjpruch, daß der 
evangelijchen Kirche in der Suche nad) der Berfaffungsform ebenfalls die weiteit- 
gehende Selbjtändigfeit bewilligt werde. Dies gilt insbeſondere für die im Laufe 
begriffene Ausgejtaltung des Gemeindeprinzips in feiner örtlichen Begrenzung, 
wie in feiner fynodalen Ausgejtaltung. Daß Beränderungen der E£ollegialen 
Verfaſſung der Kirchenregimentsbehörden der Genehmigung durch ein Staats— 
gejeg bedürfen (Preuß. Gen.-Syn.=D. vom 20. Yan. 1876 $ 75 db. St.G. vom 
3. Suni 1876 U. 21), widerfpricht diefer Forderung nicht; denn es handelt fich 
dabei um Beftand oder Ausübung des landesherrlihen Kirchenregiments 
und eventuell um den Erjaß der dem Organismus des letteren angehörigen 
Konfistorialverfaffung dureh) die Synodalverfaifung. Dadurch würden allerdings 
Gebiete berührt, von welchen nach den geichichtlichen Grundlagen evangelifcher 
Kirchenverfaſſung die Beteiligung des Staates nicht ausgefchlofjen werden kann. 
y) Der SelbjtändigfeitSanfpruch der Kirche ergreift im Gebiete der jpezifiichen 
Negierungsfunftionen auch die Aufrehterhaltung der Kirhenordnung, 
d. i. im bejonderen die Durhführung der über die Pflichten der Kirchen— 
beamten und Kirchenangehörigen aufgejtellten Eicchlichen Normen. Die 
Beſchränkung der Firchlichen Selbitändigfeit durch den Staat bejtimmt fich auch 
hier grundjäßlich nur durch das Schugbedürfnis des bürgerlichen Rechtsgebiets. 
Bon der kirchlichen Yuftändigfeit werden hiernach auszufchliegen fein diejenigen 
Straf: und Zwangsmittel, welche um ihrer Schwere willen der Staat zu 
eigener Anwendung fich vorbehalten oder gänzlich derboten Hat. Und auch joweit 
innerhalb diefer Schranfen erlaubte Straf und Zuchtmittel zur Aufrechterhal- 
tung der Kirchenorönung angewendet werden, darf die Art ihrer Anwendung 
nicht eine jolche fein, daß nach Zorn, Anhalt oder Wirkung die bürgerlich ges 
währleijtete Freiheit und Ehre der Staatsangehörigen beeinträchtigt wird. Im 
übrigen hat die Kirche den vollen Anfpruch der Selbitändigfeit zu erheben. Diefer 
Anspruch begründet jich gegenüber dem Staat durch die Bejhränfung der 
Staatshülfe auf den betreffenden Gebieten und in der Richtung auf die Kir- 
chenangehörigen durch die nach dem Syſtem gewährte vollfommene Gewiſſens— 
freiheit (f. u. 4. Hiernach ift Niemand don Staatswegen gehalten, Mitglied 
der Kirche zu jein. Kirchenmitgliedjchaft ijt freiwillige Unterwerfung unter die 
Kivchenordnung. In demfelben Berhältniffe, als der Staat die Löſung der 
zwangsweiſen Verbindung der Staatsangehörigen mit der Kirche durchführt und 
jeinerjeitS auf die Erzwingung kirchlicher Pflichten verzichtet, wächjt der Kirche 
jelbit die Freiheit und Selbjtändigfeit in Aufrechterhaltung der Kirchenordnung 
zu. Darin namentlich lag der unermeßliche Gewinn der bürgerlichen Perſonen— 
ftandsgejeßgebung für Firchliches Ehewejen und Kirchenzucht. Je mehr die Er— 
fenntnis don jenem Wechjelverhältnis zunimmt, um jo mehr wird das Mißtrauen 
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und die Eiferfucht ſchwinden, welche in Firchlichen Kreifen noch immer empfunden 
werden, wenn der Staat den bürgerlichen Zwang in Firchlichen Dingen zurüd- 
zieht und mit voller Hand Gemiljensfreiheit gewährt. 


2. Eine zweite wejentliche Forderung des Syſtems der Kirchenhoheit 
ift die vechtlihe Unterordnung der Kirchen in weltlichen und ge— 
mischten Angelegenheiten, insbejondere im Gebiete der sacra externa. 
Unter weltlichen Angelegenheiten find diejenigen verftanden, welche eine 
ausschließliche Sach: und Zweckbeziehung zum Staate haben. Ihre Re— 
flamierung für den Staat veriteht fic) bei einem auf der Vorausſetzung 
der Verschiedenheit von Staat und Kirche beruhenden Konftruftionsperfuche 
von ſelbſt. Seitens der evangelischen Kirche ift die Unterordnung auf 
diefent Gebiete prinzipiell und bedingungslos zugeftanden. Insbeſondere 
weilt daher das Syſtem der Kirchenhoheit mit diefer Forderung den An— 
Ipruch des kanoniſchen Rechts auf gejeßgeberiiche Beherrjehung der ge— 
jamten Staats- und Weltordnung zurüd. Thatſächlich hat der moderne 
Staat die Forderung der Unterordnung auf diefem Gebiete durchgeſetzt. 
Inſofern hat die rechtliche Unterordnung auch der Fatholifchen Kirche 
unter den Staat in allen rein weltlichen Angelegenheiten aufgehört, ein 
Streitpunft bei der Orenzregulierung don Staat und Kirche zu fein. 
Das eigentliche Streitgebiet find die gemiſchten Angelegenheiten, d. h. 
diejenigen, welche eine Zweckbeziehung ſowohl zum Staate, als zur Kirche 
in fie) tragen. Unter ihnen find zwei Gattungen zu unterjcheiden: 

a) Eine Angelegenheit gehört grundfäglic dem Zwedgebiet 
Des Staates an, aber fie ift von der Art, daß auc die Kirche ges 
Ichichtliche oder durch die Natur der Sache begründete Anfprüche dabei 
zu erheben hat. Es handelt ſich dabei vor allem um Aufgaben der 
Staatspflege, bezüglich deren eine geordnete Firchliche Mitwirkung 
jowohl dem Intereſſe des Staates als dem Bedürfnis und dem natür- 
lichen Necht der Kirche entjpricht. Prototypen dieſer Gattung bon ge— 
mischten Angelegenheiten find das Ehe-, Schul- und Armenwejfen. 
Im lebten Grunde find fie weltliche Angelegenheiten. Daher werden 
fie nach Umfang und Inhalt durch die Staatsgejeßgebung beftimmt. Aber 
fie find nicht ausschließlich weltliche Angelegenheiten. Daher wird eine 
Konkurrenz der Kirche bei ihnen zugelajfen. Die Konkurrenz jelbit kann 
im übrigen verjchiedenartig gejtaltet fein. Sie fann entweder in einer 
neben der Staatlichen Thätigfeit jelbftändig einhergehenden Beteiligung 
der Kirche oder in einem gejeßlich geordneten Zufammenwirfen 
Staatlicher und Eirchlicher Organe bejtehen. Beide Formen fommen im gel- 
tenden Recht bei ven genannten Aufgaben der StaatSpflege vor (88 42. 48). 

b) Eine Angelegenheit gehört grundfjäglich dem Zweckgebiet 
der Kirche an, aber fie greift nad ihrem Thatbeftande oder ihren 
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Wirkungen in das bürgerliche Gebiet hinüber. ES handelt fich dabei aljo 
um Aufgaben der kirchlichen Verwaltung, bezüglich deren im 
staatlichen Interejje eine Konkurrenz des Staates geboten ift. Daher 
werden gemijchte Angelegenheiten diefer Gattung zweckmäßig im beſon— 
deren sacra externa genannt. Die Konkurrenz des Staates geftaltet 
fi hiev überall zu aktueller Mitwirfung. Hierin liegt der 
Gegenſatz zu dem Verhalten des Staats gegenüber dem Kreiſe der 
sacra interna, in Beziehung auf welche nur eine abwehrende Thätigkeit, 
nicht eine pofitiv bejtimmende Einmiſchung in Anſpruch genommen wird. 
Bu dieſen sacra externa gehören inSbejondere der Kultus in feinen 
Beziehungen nah Außen, d. h. zum Staat, zu anderen Kirchen und 
zur Gefellfchaft, das Eirchliche Umtermwefen, foweit es nicht res interna 
it, das Kirhenvermögen und das firdlide Genoſſenſchafts— 
wejen. Das Grundprinzip für die Beteiligung des Staates an den 
sacra externa iſt, daß er überall nicht tiefer und nicht anders eingreife, 
als das Staatsinterefje bedingt. Für die Begrenzung der beider: 
jeitigen Zuftändigfeit werden namentlich folgende Richtungslinien maß: 
gebend jein müſſen: 


e) Aus der Kultusübung entwideln jich bejondere Beziehungen zum 
Staat zunächſt jchon dadurch, daß es unerläßlich it, das Maß des Einflufjes 
desjelben auf die gejamte bürgerliche Ordnung, infonderheit auf das ftaatliche 
Unterrichtöwejen, auf den Verkehr und Handel ſowie die Rechtspflege feitzuftellen. 
Dies jchließt von jelbjt die Befugnis des Staates ein, auch die Zahl der „ges 
botenen”, d. h. derjenigen Feittage zu bejtimmen, deren Feier im bürgerlichen 
Leben überhaupt Berücfichtigung zu finden hat. Ein weiteres Gebiet jtaatlicher 
Anordnungen kann fich dadurch eröffnen, daß die Kultusübung jelbjt in die un- 
beichränfte Offentlichkeit tritt, d. H. außerhalb der Kirchengebäude in Anfprud) 
genommen wird; von hier aus vechtfertigt ſich namentlich die jtaatliche Beauf- 
fühtigung des Rrozeffionswefeng der fatholijchen Kirche und verwandter Kultus— 
formen. Sn den Berhältnifen der Stivchengefellichaften untereinander ($ 25) liegt 
ferner für den Staat eine doppelte Beranlafjung zu Maßnahmen in Beziehung 
auf die Kultusübung dor. In erſter Linie durch die Notwendigkeit der Berhin- 
derung don gegenfeitigen Kultusftörungen. Das Bedürfnis des Eonfeffionellen 
Friedens erfordert aber außerdem auch das Eingreifen der jtaatlichen Gejeß- 
gebung oder Verwaltung für den Fall de jog. Simultaneum, d. h. des That— 
bejtandes, daß ein und derſelbe Kultusgegenjtand im gemeinfchaftlichen Gebrauche 
mehrerer Kirchengejellichaften jteht. Auch aus allgemeinen fozialen Rückſichten 
endlich kann der Staat nicht unbeteiligt an der Kultusordnung fein. Unter 
dieſem Gefichtspunfte tft ihm namentlich die Befugnis zuzuteilen, einerjeitS aus 
nationalwirtjchaftlichen oder friminalpolitiichen Gründen die Zahl und Feier der 
außerjonntäglichen Fejttage gewiſſen Bejchränfungen zu unterwerfen, wie anderer- 
jeitS für politifche oder gemeinnügige Zwecke die Beranftaltung außerordentlicher 
Stirchenfeiern jelbjt anzuorönen. In allen diefen Fällen wird durch eine ver— 
jtändige und gerechte Ausübung der jtaatlichen Konkurrenz das Intereſſe der 
Kirche in gleicher Weile gefördert, wie dasjenige des Staats. Die rechtliche 
Unterordnung unter den Staat wird auf den bezeichneten Gebieten in den meijten 
Fällen zugleich eine mwejentliche StaatShülfe für die Kirche bedeuten (ſ. u. 3). 
Um jo größere Intereffenfollifionen find dagegen möglich in Beziehung auf 4) 
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das Amterweſen. Dasselbe fommt als gemifchte Angelegenheit nicht nur be- 
bezüglich der geographiich kirchlichen Einteilung des StaatsgebietS (Diö— 
cefan=, Konfiftorialiprengel, PBfarrbezirfe) und der Errichtung, Berände- 
rung und Aufhebung von Kicchenämtern, fondern dor allen auch don Seiten 
der VBorbildung und Anstellung der Kirchendiener in Betracht. In den 
beiden leßteren Richtungen hat nun die preußiiche Meaigejeßgebung von 1873 
Mufterbilder von ſolchen Beranftaltungen, welche nicht angejtrebt werden jollen, 
geliefert. In Beziehung auf die VBorbildung der Kirchendiener find dor allem 
ftaatlihe BZwangsinftitutionen zur Anerziehung bejtimmter Bildungsrich- 
tungen zu bermeiden und tjt überhaupt die Zulafjung eines von dent allge- 
meinen jtaatSdienerlichen abgezweigten Bildungsganges auszufchliegen. Daher 
ift die Forderung firchlicher Uniderfitäten zu verweigern und find vielmehr die 
theologischen Fakultäten als organijche Bejtandteile der Staatsuniverſitäten bei— 
zubehalten. Gejtattet einerjeitS die freie Organiſation derjelben eine vollkom— 
mene Befriedigung der jpeziellen Eirchlichen Unterrichtshedürfnifje, jo beſitzt an— 
dererjeitS der Staat in der Auswahl der Lehrfräfte und der Ausübung des 
ftaatlichen OberauffichtsrechtS, injonderheit bei Ordnung des theologischen Prü— 
fungswejens, genügend jtarfe Mittel, antinationale Bildungsweiſe zu verhindern. 
Weitergehende Kautelen greifen verlegend in die Selbjtändigfeit der Kirche über. 
Snsbejondere enthalte fich auch der Staat der Parteinahme für oder wider be- 
jtimmte theologijche Richtungen innerhalb der Kirchen. Soviel die enangelifche 
Kirche angeht, wird diejer verhängnispolle Fehler am zuderläfligiten vermieden 
dadurch, daß den Kirchenregimentsbehörden ein ausgiebiges und wirkjames 
gutachtliches Gehör Hinfichtlich dev Befegung der theologiichen Profeſſuren ver— 
jtattet wird. Dagegen bringt die öfters geforderte Beteiligung der Synoden 
diefe wichtige Funktion unvermeidlich unter die Strömungen der firdhlichen Par— 
teien, gefährdet die Einheit und Freiheit der Wiſſenſchaft und bringt den Staat, 
dem Wejen der Kirchenhoheit entgegen, in die Lage, jelbjt als Richter in theolo— 
giichen Streitfragen zu entjcheiden. [Bgl. über diefe Frage Verh. der 1. ord. 
preuß. Generaliynode von 1879 (1880), ©. 988 ff., der 2. ord. pr. .-©. bon 
1885 (1886) ©. 197 ff., der 3. ord. pr. ©.-©. d. 1891 (1892) ©. 642 ff., 1119f.] 
In jener zweiten Nichung nehme der Staat nicht ein Beſetzungsrecht fird- 
licher Ämter in Anspruch. Wo jolches noch auf Grund bejonderer hiftorifcher 
Nechtstitel bejteht, würde vielmehr feine Befeitigung anzuftreben fein. Im übrigen 
find auch hier wieder die Beziehungen zu evangelijcher und Fatholifcher Kirche ge— 
trennt zu beurteilen. Soweit in der evangelijchen Kirche der Landesherr ein 
freies Beſetzungsrecht der Pfarrſtellen und der kirchenregimentlichen Amter be— 
ſitzt, beſitzt und übt er dasſelbe in ſeiner Eigenſchaft als Inhaber der Kirchen— 
gewalt und nicht der Staatsgewalt. Beide Rechtstitel find ſcharf zu trennen 
und es tritt, foweit dies gejchieht, ein Zwieſpalt zwifchen dem Staat und der 
Kirche nicht hervor. Gegenüber der fatholifchen Kirche entfällt die Möglich- 
feit und Notwendigkeit diefer Unterjcheidung. ES ift nach einer Beteiligungsform 
zu juchen, welche gleichermaßen die Selbjtändigfeit der Kirche, wie das Intereſſe 
des Staates zu wahren geeignet iſt. Diefe liegt in der Forderung einer missio 
civilis für die Kicchenbeanten. In ihrer Erteilung wird die ftaatliche Aner- 
fennung zu der Folge ausgejprochen, daß erjt von da an der Kirchendiener in 
Befit und Genuß aller derjenigen Rechte und Privilegien eintritt, welche nad) 
Inhalt der Staatsgejetgebung dem geiftlichen Stand überhaupt und dem Träger 
des jpeziftiichen Amts im bejonderen zufömmlich find. Zwecks Erteilung der 
missio eivilis muß eine Anzeigepflicht der Anzuftellenden für die Kirche beftehen. 
Die Erfüllung diefer Pflicht tft aber nicht nach Analogie der preußifchen Mai— 
gejeßgebung unter direkten jtaatlichen Strafzwang zu ftellen. Cbenjowenig fann 
die Bornahme Firhlicher Funktionen feitens eines nicht angezeigten Kirchendieners 
den Thatbejtand einer jtaatlich jtrafbaren Handlung bilden. Vielmehr ſoll die 
Unterlafjung der Anzeige nur den Mangel der missio eivilis und der leßtere 
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nur den Mangel der ftaatlien Anertennung mit allen fich hieran fnüpfenden 
Holgen in Beziehung auf Amts- und Standesrechte nach fich ziehen. Auf dieje 
Weiſe kann den Bedürfniffen des Staates wirkſam entjprochen werden ohne ver— 
legende Eingriffe in die Freiheit der Kirche und ohne Beeinträchtigung der fird)- 
lichen Wirkjamfeit. y) Sn Beziehung auf das Kirchendermögen bejteht die 
Beteiligung des Staates in der gejeglichen Negelung der firchlichen Eriverbs- 
fähigkeit, in der Ordnung der Nechtspverhältniffe des gejeglich erworbenen Kirchen— 
guts und in gewiſſer Oberaufficht über die laufende Bermögensperwaltung. Diefe 
Forderung des Syſtems ijt die prinzipiell am wenigſten bejtrittene und thatjäch- 
lih am vollfommenjten vealifierte. 5) Hinfichtlich des firchlihen Genoſſen— 
ſchaftsweſens endlich ijt zumächit ſelbſtverſtändlich dem Staat nicht ein ge— 
tingeres Maß von Rechten zuzuerfennen, als er überhaupt gegenüber dent Ver— 
eins- und Korporationswejen auf bürgerlichen Gebiete in Anjpruch nimmt. Es 
ift hiernach dor allem der Staatsgeſetzgebung freizugeben, diejenigen Bedingungen 
feitzuftellen, unter welchen allein kirchliche Genofjenjchaften im Staate fich bilden 
und bejtehen dürfen und deren allgemeine Nechtsftellung im Staate zu bejtimmen. 
Es fommen aber weiterhin noch bejondere Gefichtspunfte in Betracht, welche den 
Staat Speziell gegenüber dem reich entwicelten Ordenswejen der fatholifchen 
Kirche intereffiert erjcheinen laſſen: der internationale Charakter diejer Genoſſen— 
Ichaften, die dadurch erhöhte Möglichfeit fonzentrierter Sraftentwicelung, der 
hervorragende Einfluß auf das BolfSleben, der ausgeſprochen jtaatsfeindliche 
Charakter mancher Orden, die abjolute Regierungsgemwalt der DOrdensoberen, die 
Beichränkung der bürgerlichen Freiheit dev Mitglieder durch die Auflage lebens— 
länglicher Gelübde u. a. m. Durch alle diefe Momente wird vom Standpunkte 
unveräußerlicher Staatsinterefjen der Anſpruch einer über das allgemeine Recht 
hinausgehenden Aufficht über das Ordensweſen der fatholifchen Kirche begründet. 
Namentlich werden Maßnahmen zum Schuße der bürgerlichen Freiheit der Staats— 
angehörigen unentbehrlich jein durch Feititellung einer verjtändigen Altersgrenze 
für den Eintritt in geiftliche Genoſſenſchaften, durch Befchränfung der Verpflich— 
tungen aus den geiftlichen Gelübden auf das Gewijjensgebiet, durch vollkommene 
Sicherung des freien Austrittes und durch Veranftaltungen zur ausreichenden 
Wahrung der Familien- und Vermögensrechte dritter Perjonen. Ebenſo wird 
ſowohl zum Schuße der öffentlichen, als der privaten Interejjen eine fortlaufende 
jtaatliche Kontrolle über Einrichtung und Leitung der Ordensanftalten in An- 
ſpruch zu nehmen fein. Bei der Berjchiedenartigfeit der Bedeutung, Organifation 
und Zwecke der geistlichen Genofjenjchaften ijt aber deren Rechtsverhältnis zum 
Staate befjer nicht generell, jondern vielmehr durch forgfältige Unterjcheis 
dung des Einzelnen fejtzujtellen. 


3. Die rechtliche Unterordnung der Kirche unter den Staat erhält 
nad) dem Syſtem der Kirchenhoheit ihre notwendige Ergänzung und Aus— 
gleichung durch die Forderung ihrer ethiſchen Gleihordnung. 
Die Formel ift von Sohm entlehnt (8.f. K.R. Bd. XI, ©. 157 ff), 
von diejem aber in anderem Sinne und zu anderem Zwecke gebraucht. 
Sie ijt von ihm als generelles ftaatsrechtliches Merkmal der üffentlichen 
Korporationsqualität für irgend welche Perjonenvereine in Anfpruch ge— 
nommen. In dieſem Sinne ift fie unbrauchbar (vgl. u. $ 22 II 2). 
Dagegen bezeichnet fie treffend das hier in Frage jtehende kirchenpolitiſche 
Prinzip: Staat und Kirche nehmen in der fittlichen Weltordnung eine 
gleiche Rangftellung ein. Es wird durch fie das Staatliche Anerkenntnis 
einer ſpezifiſchen Differenz zwiſchen der Kirche einerfeitsS und allen anderen 
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im Staate bejtehenden gejellfchaftlichen Verbänden amdererfeits, die hohe 
Wertſchätzung der in jener gelegenen geiftigen Güter und idealen Sträfte, 
die jchlechthin öffentliche Bedeutung von Chrijtentum und Kirchentum für 
Staatsleben und Volkswohl zum Ausdrucd gebracht. Durch dieſe Forde— 
rung tritt das Syſtem einerfeitS in Gegenjaß zu dem Shftem der 
Trennung von Staat und Slirche (j. u. IID), welches in der Ber- 
hältnisbeitimmung beider gerade dieſe hervortretende ethijche Qualität der 
Stiche nicht in Rechnung geftellt wiffen will. Es berührt fi) durd) 
die Forderung der ethiſchen Gleichordnung andererjeitS mit der Theorie 
vom hriftlihen Staat und eröffnet dadurch die Möglichkeit, das 
Wahre und Notwendige der leßteren auch im Rahmen des Syſtems der 
Slirchenhoheit wirkfam zur Geltung zu bringen (vgl. o. SISII3 a. E.). 
Kur beiteht hierin ein wmejentlicher Unterjchied. Das Syſtem der Klirchen- 
hoheit beruht auf der Vorausſetzung nicht der Einheit, jondern der DVer- 
Ichiedenheit von Staat und Kirche. Daher lehnt es ab, daß der Staat 
jich jelbit und feine Aufgaben mit Ehriftentum und Kirchentum  identifi- 
ziere und fordert vielmehr, daß er bon jenem Anerfenntnijfe aus den 
Stirchen bei jelbftändiger Löfung ihrer Aufgabe nur fürdernd und 
helfend zur Seite trete. ES foll nicht genügen, daß der Staat den 
Kirchen die Freiheit im Gebiete dev sacra interna, und im ©ebiete der 
gemischten Angelegenheiten, namentlich der sacra externa eine weitherzig 
bemefjene Mitbeteiligung gewähre. Er will in Anerkennung der ethifchen 
Sleichordnung auch die Pflicht übernehmen, fie pofitiv zu ſchützen und zu 
unterftügen, ihnen die wirkungsvolle Entfaltung ihrer geiftlichen Kräfte 
zu erleichtern und fir ihr Anfehen mit der Staatlichen Autorität ſelbſt 
einzutreten. Ihre gejchichtliche Wurzel hat diefe Folie des Syſtems der 
Stirehenhoheit in dem alten Jus advocatiae (ſ. vo. $ 1411). Sie ftellt 
in dem heutigen Gejamtverhältnis von Staat und Kirche Lediglich eine 
tiefer begründete und veicher entwickelte Erſcheinungsform desjelben dar. 

Praktisch wirkſam wird fich der Grundſatz der ethischen Sleichordnung nament— 
lich in der jtaatlichen Zuwendung dermögensrechtliher Vorteile an die 
Kirchen, in der Einräumung einer bevorzugten Stellung an die Diener 
der Kirche, in dem befonderen ſtrafrechtlichen Schuß der Kirchen und ihrer 
Einrichtungen, in der Gewährung der Staatshülfe zur Nealifierung Firchlicher 
Anfprüche (brachium saeculare), endlich in einer nach derjchiedenen Richtungen 
berbortretenden bejonderen Berüdfichtigung des Kirchenweſens im öffentliden 
Leben erweijen (ſ. u $24). Unter dem leßteren Gefichtspunft fteht insbejondere 
auch die jtaatliche Berüdfichtigung der kirchlichen Sonn- und Feiertags- 
orönung. Aber gerade an diefem Punkte treten die Unterichiede in der Hand- 
habung der Kirchenhoheit und den Konſequenzen des Staatschriftentums charaf- 
teriftifch hervor. Die leßteren fordern unausweichlic) eine zivangsweije Normie— 
rung und Kontrolle der individuellen Sonntagsheiligung durch den Staat (ſ. o. 
$ 18 II 3). Dieje Konfequenzen Tehnt das Syſtem der Kirchenhoheit um der 
Gewijiensfreiheit willen ab. Vielmehr wird nad ihm der Grundfaß der ethischen 
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Gleichordnung der Kirche auf dieſem Gebiete dadurch wirkſam zur Ausführung 
gebracht, daß der Staat nicht blos die öffentlichen Funktionen einſtellt oder auf 
das äußerſte Maß beſchränken läßt, ſondern, daß er auch durch ſeine Geſetzgebung 
Einrichtungen trifft, welche allen Staatsangehörigen die Freiheit verbürgen, ihren 
gottesdienſtlichen Pflichten als Kirchenglieder nachzukommen. Daher iſt die Or— 
ganiſation der Sonntagsruhe in dieſem Sinne nicht eine Gabe des Staats— 
chriſtentums, ſondern eine Errungenſchaft des Syſtems der Kirchenhoheit. In 
ihrer Ausführung iſt die deutſche Geſetzgebung bis jetzt allerdings über die An— 
fänge verſuchsweiſer Einrichtungen kaum hinausgekommen. Es iſt aber auch an— 
zuerkennen, daß die Staatsgeſetzgebung hier vor ein außergewöhnlich ſchwieriges 
Problem geſtellt iſt, deſſen Löſung nur ſchrittweiſe und mit Anſammlung reicher 
Erfahrungen gelingen kann. Die Schwierigkeit iſt keineswegs blos in dem Zu— 
ſammentreffen der verſchiedenartigſten öffentlichen (Verkehr, Induſtrie) und pri— 
vaten (Erwerbsfreiheit) Intereſſen, welche gerechte Berückſichtigung fordern, ſon— 
dern allermeiſt darin begründet, daß das formale Gebot der Sonntagsruhe ein 
Vacuum ſchafft, welches durch die Möglichkeit mißbräuchlicher Anwendung der 
dargebotenen Freiheit die größten ſittlichen Gefahren in ſich ſchließt und welches 
auszufüllen die Staatsgeſetzgebung gänzlich außer Stande iſt. In dieſe Lücke 
einzutreten iſt vielmehr allein die religiös und ſittlich intereſſierte Geſellſchaft 
berufen. Erſt, wenn es dieſer gelungen ſein wird, durch freie und opferwillige 
Organiſationen ſolche Einrichtungen zu ſchaffen, welche einen ſittlich wertvollen 
Gebrauch der Sonntagsfreiheit garantieren, werden die geſetzlichen Anordnungen 
in Beziehung auf die Sonntagsruhe für Staat und Kirche den erhofften Gewinn 
einbringen können. Es iſt bei jeder mit den Mitteln der Rechtsordnung ange— 
ſtrebten Regelung dieſer Angelegenheit unerläßlich, daß man ſich von vornherein 
die natürlichen Grenzen ſtaatlicher Leiſtungsfähigkeit gegenwärtig halte. 


4. Das notwendige Komplement der vorangegangenen Merkmale 
bildet im Syſtem der Kirchenhoheit zuletzt die Forderung der Bekennt— 
nisfreiheit. 

a) Begriff. Mit der Forderung der Bekenntnisfreiheit tritt das 
Syſtem der Stirchenhoheit zunächit in entjchiedenen Gegenſatz zu allen Eirchen- 
politischen Shyitemen, welche auf dev Borausfeßung der Einheit von Staat und 
Kirche beruhen. Keines derjelben kann die Bekenntnisfveiheit ertragen 
oder gewähren. Sie lehnen diefelbe entweder, wie das Klirchenftaatstum 
und das Eonfejjionelle Staatskirchentum, grundfäßlich ab, oder fie Schließen 
diejelbe, wie das Staatschriftentum, durch die Konſequenz der Thatjachen 
aus. Aber fie kann, wiewohl im Nahmen desjelben die Frage niemals 
explieite zum Austrag gelangte, auch innerhalb des Koordinationsſyſtems 
eine offene und dvollgültige Anerkennung nicht finden; denn Ddasjelbe ift 
lediglich ein salvis prineipiis verjchleiertes Kirchenftaatstum. Die Be- 
fenntnisfreiheit hat ihre zweifache Erjcheinungsform in dev individuellen 
Gewijjensfreiheit und in der geſellſchaftlichen Kultus— 
freiheit. Beide laffen fi formal trennen, ftehen aber in ſachlich un— 
trennbarem Zufammenhang. Die Gewiljensfreiheit bedingt in ihren leßten 
Ausläufern notwendig die Kultusfreiheit. Wo an Stelle der lebteren 
die Forderung der Kircheneinheit aufrecht erhalten ift, befißen die Kirchen— 
glieder Gewiljensfreiheit auch dann nicht, wenn fie der Einen Kirche fvei- 
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willig angehören. Denn die Freiheit fordert eben jeder Zeit die Mög- 
lichfeit des Anjchluffes an andere oder der Begründung neuer Neligionse 
gemeinschaften. Beide Arten der Befenntnisfreiheit weilen, zumal nad) 
der Entwieelung, welche fie auf deutfchen Boden gefunden haben, zahl- 
veiche Stufen und Übergänge auf. Die Gewiſſensfreiheit hat 
ihren rechtlichen Gegenfaß am Gemwiljenszwang. Sie kann aljo nicht 
bedeuten den Zuftand der Ungebundenheit des im Innern verborgenen 
und ohnehin jedem zwangsweifen Zugriff entzogenen Gentralorganes der 
veligiöfen und fittlichen Überzeugungen, fondern fie ift im vechtlichen Sinne 
die Abweſenheit von Beichränfungen Hinfichtlich der, jei es in Wort, ſei 
es in dev That finnenfällig Hervortretenden Nußerungen jenes Gentral- 
organes. Die Gewifjensfreiheit bejteht auf niedrigfter Stufe ſchon dann, 
wenn die einzelnen Staats- und SKirchenangehörigen wenigſtens feinem 
unmittelbaren Zwange zur Nußerung oder Unterdrückung eines veligiöfen 
Befenntnifjes unterworfen werden, vollendet ſich aber nad) vielen Durd)- 
gangspunften erſt da, wo jede auch nur mittelbar wirkſame zwangsweife 
Berbindung der Staatsangehörigen mit dem Neligionsmwejen überhaupt 
gelöft worden ift. Die Kultusfreiheit ift das Necht dev gemein- 
jamen Sultusübung der durch gleiche religiöſe Anjchauungen verbundenen 
Berjonen. Sie hat ihren Gegenfaß an demjenigen Yuftand, nach welchen 
nur eine Art und Form Staatlich erlaubter Kultusübung befteht und 
jede davon abweichende Bethätigung der veligiöfen Überzeugung, felbft in 
der Beſchränkung auf den Kreis der Familienangehörigen, eine unerlaubte 
Handlung ift. Sie kündigt fich alfo an unterfter Stufe da an, wo ein 
abmweichender Kultus ſich wenigftens in der Form der Hausandacht er- 
laubter Weife bethätigen darf. Sie beginnt aber in Wahrheit erft da, 
wo der über den Kreis der Familie hinaustvetende gejfellfhaftlide 
Zuſammenſchluß zum Zwecke der Kultusübung gejtattet wird. Gie 
ericheint vollendet, wo die Bildung neuer Religionsgefellfchaften mit dem 
Nechte der öffentlichen Kultusübung grumdfäßlich freigegeben ift. Die 
Kultusfreiheit ſchließt alfo in ihren letzten Konfequenzen auch die 
Kultusgleichheit in fich ein. 


Dagegen iſt SKultusgleichheit nicht gleichbedeutend mit Parität und 
diefe alfo auch nicht ein Bejtandteil der Kultusfreiheit. Parität im falfchen 
Sinne ijt der Thatbeftand abfoluter Rechtsgleichheit für alle Religions: 
gejellichaften im Staat. PBarität im richtigen Sinne ift der Thatbeftand der 
relativen, d. h. auf der fpezifiichen Differenziierung ihres Wejens beruhenden 
Rechtsgleichheit der Neligionsgefellichaften im Staat. Das wahre paritä- 
tiſche Prinzip lautet nicht: jedem das Gleiche, jondern jedem das Seine (f. u. 
ss 21 ff). Das Verhältnis der Parität zur Kultusfveiheit ift hiernach dies, daß 
jene teil$ einen engeren, teils einen weiteren Begriff, als dieje darjtellt. Einen 
engeren: es kann Parität bejtehen ohne Kultusfreiheit; jo war nach dem weſt— 
fäliſchen Frieden jede Neligionsübung von Sekten reichsgeſetzlich ausgeichloffen, 
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dagegen im Verhältnis der Katholiken, Lutheraner und Reformierten unter den 
Reichsſtänden das paritätiſche Prinzip aufgerichtet (ſ. o. $ 14 II). Ein weiterer: 
der Begriff der Parität reicht weit über das Gebiet der Kultusübung hinaus; 
er jchließt zwar die Kultusgleichheit unter den paritätifch fituierten Neligions- 
gejellfchaften mit ein, bezieht fich aber überhaupt auf das (abjolut oder relativ 
gleiche) Maß der rechtlichen Freiheit, Unterordnung oder Pridilegierung der Re— 
(igionsgejellfchaften im Staate. Das Problem” der Parität ſcheidet daher aus 
dem gegenwärtigen Zujammenhange völlig aus (8 25). 


b) Die Hauptmomente der gefhichtlichen Entwicelung. 


Die Geſchichte der Befenntnisfreiheit in der abendländiichen Welt beginnt 
mit dem Mailänder Edift von 313. Im Heidnifch römischen Staat war fie 
durch die grundfäßliche Spdentität von Staats- und Religionsgemeinjchaft ausge— 
ichlojfen. Eine der omnipotenten Staatögewalt entzogene religiöjfe Lebensſphäre 
fonnte jener unauflöslichen Einheit gegenüber nicht bejtehen. Zwar bejtand in 
gewiſſem Sinne eine Kultusfreiheit in weitherzigitem Umfang. Aber fie war die 
Freiheit des Indifferentismus, nicht der Toleranz. Sie war durch den Poly- 
theismus zugelaffen und begünftigt. „Jeder Staat hat feine Religion, der unfere 
die unjere.” Als Stück nationalen Lebens hatten alle Religionen nach vömijcher 
Staatspraris Anspruch auf Anerkennung und Fortbejtand. Eine Kollifion fonnte in- 
jolange nicht eintreten, al$ e8 möglich war, neben den heimischen den römischen 
Staatsgöttern zu opfern. Unvermeidlich war dagegen der Zuſammenſtoß mit 
dem Eintritt des Chriftentums. Die Chrijten fonnten feine anderen Götter 
neben fich Haben. In der mit dem Tode eingelöften Weigerung der chriftlichen 
Märtyrer, den Staatsgüttern zu opfern, meldete fich zum eritenmal der Anſpruch 
wahrer Gemifjensfreiheit an. Seine Anerkennung im Mailänder Toleranzedift 
war eine vollfommene: „... et Christianis et omnibus liberam pote- 
statem sequendi religionem quam quisque voluisset, nulli omnino facul- 
‚tatem abnegandam, qui vel observationi Christianorum vel ei reli- 
gioni mentem suam dederit, quam ipse sibi aptissimam esse sentiret“ 
(. 0.818). Mit der Erhebung des Chrijtentums zur Staatsreligion 
war aber jeit dem Ende des IV. J. die Befenntnisfreiheit in jeder Erſchei— 
nungsforn wieder verloren, und fie blieb eS bis zum XVI. J. Vergeb— 
li) hatte Tertullian (ad Scapulam c. 2) geichrieben: „nee religionis est, 
cogere religionem“, „non est religionis, imponere religionem, quae 
voluntarie suseipi debet.*“ Die unter dem Beifall der Kirche zu Stande 
gefommene chriftliche SKatfergejeßgebung (ſ, o. $8 I1. 8 14 I) wußte nichts 
von einer Befenntnisfreiheit. Sie hatte die Heiden- und Keberderfolgung in 
ein geordnetes Syiten gebracht. Innerhalb der Kirche jelbit fand es feinen 
in rechtliche Formen gebrachten Ausdruck jeit dem XII. 3. in dem Inſtitute 
der Inquisition. Erſt durch die Reformation wurden die Borausfeßungen 
geichaffen, unter denen eine Wiederbelebung und Weiterentwidelung der Bes 
fenntnisfreiheit möglich war. Freilich waren die Erfolge zunächſt äußerft une 
vollfommen. Luther perjönlich hatte zwar in feinen Thaten don Wittenberg 
und Worms die Urjprünglichkeit des NechtS auf Gewijjensfreiheit in gewals 
tiger und gemeingültiger Weife zum Ausdrud gebracht. Aber über die Vor— 
jtellung und Forderung der individuellen Gewifjensfreiheit, jo kraftvoll er dieje 
für fich und andere in Anſpruch nahm, kam auch er nicht hinaus. Er fonnte 
darüber nicht hHinausfommen. Die Urfache lag in der Natur feines Niejenfanıpfes 
jelbit. Denn, wie ſchon einmal hervorgehoben ($ 18 II 2), nicht darum ftritt 
Luther, daß jeine Auslegung des Evangeliums und die darauf zu begründende 
Kirchengemeinſchaft berechtigt jei neben der päpftlichen, fondern, daß fie an ihrer 
Stelle die alleinberechtigte jet. Die Einzelnen follen nicht mit Zwang zu diefer Kirche 
geführt werden. Aber eine vom Evangelium abweichende Kirchengefellichaft hat 
feine Berechtigung. In der Forderung der Sircheneinheit blieb Luther auf dent 
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mittelalterlichen Prinzip. Die Befenntnisfveiheit als Kultusfreiheit lag feiner 
Vorſtellung fern. Aber auch die Forderung der individuellen Gewiſſensfreiheit 
fonnte jich eben Deshalb in feinem Sinne zunächjt nicht verwirklichen. Der 
Gewiſſenszwang war, eine Folge der fejtgehaltenen Einheit don Kirche und 
Staat, in den protejtantiichen Territorien fein geringerer, als unter den byzan— 
tinischen Kaifern oder der päpftlichen Zwangsherrichaft des Mittelalters. ALS 
©eitenjtüd zu dem Urteil des Konjtanzer Konzils über Huß trat das Berfahren 
gegen Michael Servet in Genf. Der zwei Jahre nach dem Ereignis bon Genf 
in Deutjchland gejchloffene Religionsfriede ſchuf zunächjt nur eine bejchränfte 
Hreiheit der Aultusübung und gewährte die Gewijjensfreiheit des Einzelnen nur 
auf deren niedrigiter Stufe, als Freiheit don unmittelbarem förperlichem Zwang. 
So ſchloß die Rechnung des XVI. 3. mit einen ſehr undollfommenen Refultat. 
Auch der nach dem Neligionsfampf des XVIL J. gefchlofjene weſtfäliſche 
Friede (f. o. $ 14 II) bedeutete nur einen geringen Fortfchritt. Das Jus refor- 
mandi der Landesherren war das organifierte Syſtem des Kultuszwangs. Die 
Geſchichte dieſes Jus reformandi iſt die Gejchichte der Befenntnisfreiheit auf 
deutfchem Boden (ſ. u. $ 22 I). Aber während dasjelbe im Sinne des Reichs— 
rechts die ftaatliche Beſchränkung der Kultusfreiheit bedeutete, wurde es durd) 
die freie Anwendung in den Gebieten des territorialen Rechts im XVII J. 
(ſ. vo. $ 15 I 1) gerade das Hauptmittel, diejelbe herbeizuführen. Die Kultus- 
freiheit war wohl aufzuhalten, abzumweifen war fie nicht mehr. Alle Kultur- 
elemente, die widerjprechendften Bejtrebungen werden jeit der Mitte des vorigen 
Sahrdunderts an ihrer Vollendung beteiligt: Ficchliche und weltliche Wiffenfchaft, 
frommer &laubenseifer und die jpottende Frivolität der Aufflärungsperiode find 
in ihren Dienst gejtellt. Bei der Auflöfung des Neiches war ihr Sieg bereits 
nahezu allgemein. Nur einzelne Staaten find noch zurüdgeblieben. So war 
dem XIX. %. vorwiegend nur noch die Aufgabe gejtellt, die individuelle © e= 
wijjensfreiheit zu erweitern und zu vertiefen. Dies geſchah insbeſondere 
durch die Berfafjungen und die Gejeßgebungen feit 1848 (j. die Nachweifungen 
o. $ 15 II. Die Gemifjensfreiheit überhaupt wurde erweitert zur allgemein 
fittlihen Gewiffensfreiheit. Als ihre Außerungen wurden proflamiert die Nede- 
freiheit, die LZehrfreiheit, die Preßfreiheit, die Vereins und Verſammlungsfrei— 
beit, die Unabhängigfeit der bürgerlichen und ftaatshürgerlichen Rechte vom reli- 
giöjen Bekenntnis. Die religiöfe Gewifjensfreiheit im bejonderen wurde näher 
alt und ausgebildet als Freiheit der Neligionswahl, als Freiheit von der 

Berpflichtung zur Vornahme oder Annahme Firchlicher Handlungen, als Straf- 
freiheit wegen Läugnung beftimmter veligiöfer Anfihten u. a. m. Über die 
pofitivrechtliche Ausprägung diefer einzelnen Außerungen der Gewifjensfreiheit 
ſ. u. $ 64. 


ec) Recht und Schranken der Gewiljensfreiheit. Ein Recht 
auf Oewifjensfreiheit läßt fich nicht beweifen. Es läßt fih nur von einem 
beitimmten Ausgangspunfte aus als dejjen notwendige Folge anerkennen 
oder verwerfen. Entweder man nimmt an, daß der in feinem veligiöjen 
Thun zu Gott als der Wahrheit ſich erhebende, oder mit feinem fitt- 
lichen Gebahren vor Menjchen tretende Menſch wahr fein müffe, und 
daß daher fein üußerliches Mittel angewandt werden dürfe, ein der 
wahren Überzeugung nicht entjprechendes Wort, eine ihr nicht entfprechende 
That zu erzwingen, dann Fommt man zur Gewifjensfreiheit al3 einem 
Urrechte der ſittlichen Perſönlichkeit. Dder man verzichtet auf die grund- 
fätliche Kongruenz von Innerlichfeit und Außerlichfeit und geht davon 
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aus, daß eine höchſte Macht auf Erden beſtehe, heiße ſie Kirche oder 
Staat, welche den Beruf hat, die von ihr normierte religiöſe oder ſitt— 
liche Wahrheit, wenn erforderlich auch im Wege der Gewalt, wiewohl in 
den Formen Rechtens zu erzwingen, dann iſt es lediglich konſequent, mit 
der Lehre der Jeſuiten die Gewiffensfreiheit für Wahnſinn und mit 
Pius IX. für einen der Hauptirrtümer unferes Beitalters zu erklären 
(Syllabus, Sätze 15. 16. 77. 78. 79). Dieſer Streit iſt überhaupt 
nicht auszutvagen. Wohl aber vegt er unmittelbar zum Nachdenken über 
die Grenzen der Gemifjensfreiheit an. Solche Grenzen muß fie haben, 
weil und joweit fie vechtliche Freiheit iſt. Kine abjolute, unter allen 
Lebensperhältniffen der Einzelnen gleiche Gewiſſensfreiheit giebt es nicht. 
Vielmehr empfängt diefelbe überall ihre Schranfe durch das bejondere 
Gemeinjhaftsgebiet, innerhalb deſſen Ste in Anfpruch genommten 
wird, fie erhält ihr relatives Maß durch das gegenüberliegende Bflicht- 
gebiet. Innerhalb des Staates iſt der Gewiſſensfreiheit zunächſt 
eine formale Schranfe gezogen nach dem Alter der Staatsangehörigen. 
Das Kind hat auf dem Boden des Nechts Feine veligiöje Selbſtbeſtim— 
mung. Es wird hierin vertreten durch das Gewiſſen der Erziehungs: 
berechtigten (f. u. 854). Über die richtige Altersgrenze und andere Mo- 
dalitäten läßt fich ftreiten, über die Notwendigkeit der Freiheitsbeſchrän— 
fung jelbft nicht. Die materielle Schranfe liegt für alle Staatsange- 
hörigen in der Unverletzlichkeit der ftaatlichen Rechtsordnung. Der Staat 
erklärt gewiffe Handlungen für ftrafbar: jo kann Niemand , beleidigen, 
eine doppelte Ehe eingehen, töten unter Berufung auf fein Gewilfen. Der 
Staat fordert gewiffe Leiftungen perfönlicher oder fachlicher Art von feinen 
Angehörigen: jo kann ih Niemand der Wehrpflicht, der BZeugenpflicht, 
der Steuerpflicht entjchlagen unter Berufung auf fein Gewifjen. Der 
Staat mweilt allen Gejellichaften im Staat, auch den Kirchen, auf dem 
üußeren Nechtsgebiete die Schranfen ihrer Wirkſamkeit an: jo darf Nies 
mand diefe Schranken durchbrechen unter Berufung auf fein Gewiſſen. 
Je voller vom Staate religiöfe Gewtffensfreiheit gewährt wird, um fo 
ichärfer gezeichnet hebt fich don dieſem Hintergrunde andererfeits die 
Grenze der Gemwiljensfreiheit innerhalb der Kirche ab (vgl. ſchon 
vo. 1a. E.). Sit die Kirchenmitgliedfchaft als Akt vollfommener vecht- 
licher Freiheit eingegangen, dann ijt die Unterwerfung unter die Kirchen— 
ordnung im ©ebiete des Glaubens wie des Nechts eine in der Konſequenz 
der Sache gelegene Selbitbejchränfung. Gegenüber der Rechtsordnung 
in dev Kirche giebt es prinzipiell für das Glied der Kirchengemeinschaft 
eine Berufung auf die Gewiljensfreiheit genau fo viel oder jo wenig, 
wie gegenüber der ftaatlichen Nechtsordnung für die Staatsangehörigen. 
Geltendmachung der firhlichen Nechtsordnung gegen den Einzelnen, wenn 
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nötig auch mit den Mitteln dev kirchlichen Zuchtgewalt, ift alfo nicht Be— 
jchränfung der Gewiffensfreiheit. Sn Anſehung des Maßes, in welchem 
die Gewiffensfreiheit gegenüber der Glaubensordnung ſich behaupten 
will, kommt freilich der ſchon öfters berührte Gegenfag Fatholifchen und 
evangelifchen Kirchenweſens auch hier wieder entjcheidend in Betracht. 
So weit dort Glaubens- und Rechtsordnung nicht zu trennen find, ift es 
fonfequent, daß auch jener gegenüber die Gewiſſensfreiheit fich nicht nach 
anderen Maßen behaupten könne, als gegenüber den Necht. Die evans 
gelifche Slirche dagegen Fennt nicht nur ein Necht, jondern auch eine Pflicht 
der kritiſchen Stellungnahme, der prüfenden Aneignung, der freien Selbit: 
thätigfeit des Gemwilfens in Glaubensjachen. Notwendig wird fie hier: 
nach diejfen gegenüber ein ungleich weiteres Maß von Gewifjensfreibeit 
zuteilen. Aber grenzenlos kann fie auch hier nicht fein. Niemand 
fann ſeine Facon, felig zu werden, als die Fagon der Kirche an— 
Iprechen und aufdrängen. Eine Herrfchaft über den auf dem Grunde der 
hl. Schrift ruhenden objektiven Beltand der Glaubensordnung Steht dem 
Einzelgewijfen niemals zu. Dies gilt, wie für alle Kirchenangehörigen, 
jo infonderheit für die Diener am Wort. Aus dem äußeriten Konflikt 
fann fich die Gewilfensfreibeit dev Gemeinschaft gegenüber immer nur 
retten durch Löſung des rechtlichen Zufammenhangs mit den gewiſſens— 
bejcehwerenden Berhältniffen. Das eben will die Gewiljensfreiheit als 
ihre vornehmſte Lebensäußerung fich vorbehalten, die ihr gezogenen 
Schranfen gelegentlich zu durchbrechen und vpferfveudig die damit ges 
gebenen Folgen im eigenen Lebenskreife auf fich zu nehmen. 


Litteratur zur Befenntnisfreiheit und ihrer Gefchichte im allgemeinen: J.H. 
Boehmer, Diss. praeliminaris de jure circa libert. conse. in Jus 
ecel. Prot. ete., tom. II p.3—52 (1743). Alex. Vinet, Memoire en 
faveur de la liberte des cultes, 1826. Wilda, Crörterungen und Be- 
trachtungen über Gemifjensfr. in Zeitjchr. f. d. R. u. d.N.-W. Bd. XT. ©. 161 ff. 
266 ff. (1847). Sacobjon in H. R.-E. (1. Aufl.) Bd. III. ©. 537 ff. s. v. 
Duldung (1855). Riſch im Deutſch. Staatswörterb. Bd. J. ©. 767 ff. s. v. 
Belenntnisfreiheit (1857). Bluntjchli, Geſchichte des Rechtes der religiöfen 
Befenntnisfveiheit (1867), in Gef. fl. Schr. Bd. I. 1879, ©. 101 ff. Maaſſen, 
Neun Kapitel über freie Kirche u. Gewiſſensfr, S. 1—-370 (1876). Kahl, 
Uber Gewifjensfr. (1886). Mejer in 9. RE. (2. Aufl.) Bd. XVII. 
©. 379 ff. s. v. Toleranz (1888). Döllinger, Die Gejchichte der religtöfen 
Freiheit (1888), in Afadem. Bortr., Bd. III. 1891, ©. 274—300. Hin— 
Ihius in Stengels Wörterb. d. deutjch. Verw.Rs. Bd. J. ©. 603 ff. 
s. v. Gewiſſensfr. (1890). Fürſtenau, Das Grundrecht der Religionsfr. 
nach jeiner gefchichtl. Entwidelung 2c. (1891). Die weitere Litteratur zum 
geltenden Recht ſ. u. 8 64. 


II. Das Syſtem der Trennung von Staat und Kirche. 
Auch das Syſtem der Kicchenhoheit ftellt bereits eine Trennung bon 
Staat und Kirche dar. Aber nur eime relative. Staat und Kirche 
jind infoweit getrennt, als dies durch die Natur und Berfchiedenheit ihrer 
Aufgaben bedingt ericheint. Dagegen bleiben fie in einer Fülle von 
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Wechjelbeziehungen verbunden im Gebiete der gemifchten Angelegenheiten 
und Durch die Konfequenzen der ethiichen Gleichordnung der Kirche. Nach) 
dem Syſteme der Trennung i. e. ©. find auch diefe Beziehungen gelöft. 
Für die Begriffsbeſtimmung ergiebt ich hiernach, infonderheit im Ber: 
hältnis zu dem vorangegangenen Syſtem, ein dreifaches: 

1. Inſoweit bereits nach dem Syſteme der Slirchenhoheit eine Tren- 
nung jtattgefunden hatte, infoweit findet fie jelbjtverftändlich auch hier 
ftatt. Das Freificchentum, wie die Berwirklichung des Shftems aud) ge— 
nannt wird, teilt alfo mit dem Syſteme der Kirchenhoheit die dolle Ab— 
ftoßung der sacra interna bon der Zuftändigfeit des Staates 
und die Befenntnisfreiheit ſowohl als Kultusfreiheit, wie als 
Gewifjensfreiheit im Sinne der Yoslöfung der einzelnen Staatsanges 
hörigen von jeder zwangsweilen Verbindung mit der Kirche. Beide Er- 
Icheinungsformen der Befenntnisfreiheit erſcheinen hier in die äußerſten 
Stonfequenzen getrieben. Dagegen 

2. kennt die Trennung von Staat und Stiche Feine Staats: 
firhengefeggebung und Staatsaufſicht quoad sacra ex- 
terna. Es giebt hier fein mittleres Gebiet von gemifchten Angelegen— 
heiten. Die nach dent vorigen Syſtem in diefes Gebiet verwieſenen Gegen: 
ftände find entweder veine Kirchen- oder reine Staatsjachen, fallen ganz ent— 
weder der Kirche oder dem Staat anheim Das Shyſtem fennt feinerlei 
aktuelle Mitwirfung des Staats in Slirchenangelegenbheiten. In einer be— 
ſtimmten Angelegenheit gilt entweder nur Staatsgejeß oder nur Kirchen— 
ordnung. Erweitert fich alfo der Kreis der der Kirche zu völlig ſelbſt— 
ſtändiger Bethätigung anheimfallenden Gebiete nod um ein ganz Be— 
trächtliches, Jo ift anderevjeits doch wohl zu beachten, daß es immer nur 
rein Firhliche Angelegenheiten fein Eönnen, welche hiernach dev aus— 
Ichließlichen Kompetenz der Kirche zufallen. Dadurch bildet die Trennung 
von Staat und Kirche einen Gegenja zum Koordinationsſyſtem, 
nach welchen die Kirche als äußerlich ſich gleichjtellende Nechtsanftalt 
auch eine Zuftändigfeit in vein weltlichen Angelegenheiten in Anſpruch 
nehmen will. 

3. Die Trennung von Staat und Kirche fennt nicht das Geſetz 
der ethiſchen Öleihordnung der Kirche. Feder Spezifische Schuß, 
jede pofitive Förderung des Kirchenweſens hat zu beftehen aufgehört. Die 
Kirche als Freikirche ift nicht qualifizierte Korporation. Die chriftliche 
Neligion ift nicht res publica. Sie iſt Privatangelegenheit aller Mit- 
glieder. Die Kirche jelbft ift Brivatverein. Sie unterliegt dem 
allgemeinen Vereinsgeſetz, wie jeder fir Verwirklichung privater menfch- 
lichev Zwecke im Staat beftehende Verein. Der Kirchenhoheit des Staats 
entlafjen, tritt die Kirche nunmehr lediglich unter die Staatliche Vereins— 
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polizei. Bon den Bedingungen der Bereinsgefebgebung hängt ihre An- 
erfennung und Aufnahme, der Erwerb der juriftiichen Berjönlichfeit für 
fie ab. Das ift der einzige Punkt, an welchem eine jtaatliche Hoheits- 
äußerung ihr gegenüber fich geltend macht. Sie muß dem Staate ihre 
Statuten, Lehre und DVerfaffung vorlegen. Darnach beftimmt ſich ihre 
Nezeptionsfähigkeit. Iſt fie einmal vezipiert, dann unterliegt fie im wei— 
teven eben nur derjenigen allgemeinen Kontrolle, welcher jeder anerkannte 
Verein im Staate unterliegt. Innerhalb der polizeilichen Schranken des 
Bereinsgejebes hat fie für das ganze Gebiet ihrer Verwaltung unbehin- 
derte Bewegung, aber auch keinerlei Staatshülfe zu gemwärtigen. Das 
iſt die Freificche. 


Das Syftem der Trennung don Staat und Kirche iſt in der dorangeftellten 
begrifflichen Korrektheit nirgends durchgeführt. Am vollitändigften in den ver— 
einigten Staaten von Nordamerifa. Aber auch hier nicht in reiner Kon— 
jequenz und nicht gleichmäßig in allen Unionsftaaten. Es bejtehen Ausnahmen 
binfichtlich des Einfluffes der Religionsangehörigfeit auf die bürgerlichen Pflichten, 
3. B. die Möglichkeit der Geldablöfung der Militärpflicht aus religiöjen Gründen. 
Die Sonn=- und Feiertaggordnung iſt teils im Sinne des Staatschriftentums 
durch jtrenge Verbote oder Beitrafung der Blasphemie als eines gegen Gott 
ſelbſt gerichteten Berbrechens, teil8 im Rahmen des Syſtems der Kicchenhoheit 
durch ftaatliche Anordnung firchlicher Gottesdienftfeiern oder religiöje Eröffnung 
des Kongrejjes durch einen beſonders angeftellten Geiftlichen geregelt. Die Re— 
ligtonsgefellichaften unterliegen befonderen und zum Zeil ſehr weitgehenden Be— 
ſchränkungen Hinfichtlich des Bermüögenserwerbes, insbejondere des Grundbeſitzes. 
Es fommt vor, daß VBermächtnifjfe zu veligiöjen Zweden verboten oder im Inter— 
ejje der Berwandten auf bejtimmte Beträge bejchränft find. Der Erwerb der 
juriſtiſchen Perſönlichkeit it für Eiechliche Vereine und Inſtitute vereinzelt über- 
haupt ausgejchloffen und ihnen nur die Möglichkeit eröffnet, durch die Vermit— 
telung don Treuhändern, welche die formellen Eigentümer find, Vermögen für 
ihre Zwecke fejtzulegen. Beſonders charafteriftifch ift das Verbot, einen einzelnen 
firchlihen Beamten als Korporation aufzustellen, wodurch alfo namentlich ver— 
hindert wird, daß die Bijchöfe als Eigentümer des für allgemeine Diöceſanzwecke 
bejtimmten Kicchengutes auftreten. In Belgien tit das Syſtem der Trennung 
bon Staat und Kirche bis auf eine Ausnahme, durch welche dasjelbe wiederum 
ausgejchlofjen und in jeinen praftifchen Wirkungen geradezu in das Syjtem des 
Kirchenſtaatstums verkehrt wird, folgerichtig in die Verfaſſung von 25. Febr. 
1831 aufgenommen. Die Art. 14 und 15 gewähren vollfommene Kultus: und 
Gewiſſensfreiheit. Art. 16 ſchließt die Berechtigung des Staates aus, „ſich in 
die Ernennung oder Einjeßung der Diener irgend eines Kultus 
zu mijchen“, verbietet im übrigen Bejchränfung des Berfehrs mit den geift- 
lichen Oberen, jowie die Handhabung eines Placet und regelt das Berhältnis 
bon bürgerlicher Ehejchliefung und priefterlicher Einfegnung. Art. 17 profla- 
miert dollftändige UnterrichtSfveiheit, Art. 18 vollfommene Preßfreiheit, Art. 19 
und 20 Verſammlungs- und BVBereinsfreiheit. Inſoweit lautet der Buchjtabe auf 
Trennung von Staat und Kirche. Dagegen bindet Art. 117 den Staat in einer 
Weiſe an die Kirche, dat die Trennung in ihrem Nefultate nur eine einfeitige 
und lediglich der fatholijchen Kirche zu gute fommende iſt. Er bejtimmt: „Die 
Bejoldungen und Gnadengehälter der KAultusdiener zahlt der 
Staat auf ſeine Koſten. Die dazu notwendige Summe wird jähr- 
lich auf daS Budget geſetzt (die belgische Verf.Urk. ſ. bei Pölit, Euro— 
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päifche Verf. ſeit 1789, Bd. II. 1833 ©. 237 ff.). In Italien bildete zwar feit 
Anfang der 60er %. die Trennung von Staat und Kirche ausgejprochenermaßen 
(Cavour) das firchenpolitifche Zufunftsprogramn. Nach der Einverleibung des 
Kirchenſtaats in das Königreich wurde aber durch ©. d. 13. Mat 1871, betr. die von 
Stalien dem hl. Stuhle und der katholiſchen Kirche erteilten Fonftitutionellen Garan— 
tieen (Z. f. k. 8.-R. Bd. XIII. ©. 124 ff., italten. Text bei Horn, Kirchenſtaatsrechtl. 
Geſetze, 1876, ©. 171 ff. mit Litteraturangaben) das Verhältnis don Staat und 
Kirche in einer Weiſe geregelt, daß letteres nur einzelne Folgerungen des Prin— 
zips der Trennung aufweilt, im übrigen aber auf einer nicht widerfpruchsfreien 
Berbindung don Anjprücen des Koordinationsſyſtems und don Forderungen 
der Staatskirchenhoheit berudt. In Deutſchland endlich haben die Grund- 
rechte von 1848 (ſ. o. $ 14 III), und zwar auf Forderung der fatholiichen Frak— 
tion in der Nationalverfammlung, ebenfalls das Syitem der Trennung don 
Staat und Kirche in Gejegesparagraphen formuliert. Es kommt namentlich die 
Beitimmung des 8 147 in Betracht, welche alle Vorrechte einzelner Religions- 
gejellfchaften abichafft und jede Staatsfirche ausfchließt. ES iſt aber erinnerlich 
(ſ. o. $ 15), daß nur ein Teil diejer Bejtimmungen in die Landesrechte über- 
gegangen iſt und daß, nachden die Freiheitsträume und Schlagwörter des J. 
1848 überwunden waren, die StaatSfirchengefeßgebung der Einzelftaaten dauernd 
nur diejenigen Folgerungen des Syſtems der Trennung beibehielt, welche, wie 
Selbjtändigfeit der Kirchen quoad sacra interna und Befenntnisfreiheit, mit 
den fich mehr und mehr entwidelnden Prinzipien der jtaatlichen Kirchenhobeit 
bereinbarlich waren. Alle darüber hHinausgehenden Forderungen (j. o. 2. 3) 
hat das deutſche Staatskirchenrecht bisher abgelehnt (vgl. auh Hinſchius in 
Marquardſens Höb. Bd. J. 1 ©. 222 ff.). 


3 Diagnofe und PBrognofe, 
5.20, 


Die thatfächlihen Feititellungen ergeben das folgende Refultat. 

Der gejamtgefchichtliche Entwicelungsgang des BVerhältniffes von 
Staat und Kirche zeigt unverkennbar ein Fortſchreiten von ur- 
jprünglider Einheit und Berbindung zu fhärferer Unter: 
Iheidung und Löfung. Wie zwei Kreiſe, die zuerft fich decken, dann 
mehr und mehr Tich fchneiden, weiterhin nur an der Peripherie fich be- 
rühren, parallel neben einander laufen, um ſchließlich nach verfchiedenen 
Richtungen auseinanderftreben zu wollen, jo verfinnbildlicht fich dem 
geiftigen Auge der univerfalgefchichtliche Entwicelungsgang im Berhältnis 
von Staat und Kirche. Kirchenſtaatstum und Staatskirchentum gehören 
als ganze der Vergangenheit an; einzelne Äußerungen, Niückfälle, wenn 
man will, vagen gelegentlich in die Gegenwart herein. Chriftliche Staats- 
idee, Koordinationstheorie, Syſtem der Kirchenhoheit kämpfen um die 
Gegenwart. Doch beherrſcht das letztere die Situation: auf der 
Entwidelungslinie der rechtlichen Ausgeftaltung des Verhältniffes 
von Staat und Kirche nach feinen vier Grundprinzipien bewegt fich 
vornehmlich die gegenwärtige Kicchenpolitif. Trennung von Staat und 
Kirche lautet das aufgeftellte Eirchenpofitifche Zukunftsprogramm. 
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Iſt hiermit das allgemeine Entwicelungsgefeg richtig erkannt — 
das stetige Fortichreiten von der Einheit zur endlichen Löſung —, fo 
icheint auch das ſchon entfchieden, daß die Entwicelung jchließlich in 
die Trennung von Staat ımd Kirche auslaufen werde, Che hierüber 
eine Meinung auszufprechen ift, muß zu den übrigen Eirchenpolitifchen 
Syftemen im Ganzen Stellung genommen werden. 

In Anjehung des erſten diefer Syſteme wird das Urteil verjchieden 
lauten müſſen gegenüber dem mittelalterlichen, in der That und Wahr 
heit vealifierten Sirchenftaatstum und der ſpäter und gegenwärtig fiktiv 
als Normalverhältnis feftgehaltenen und prinzipiell in Anspruch genom— 
menen Slivchenberrichaft. Bei der Würdigung des mittelalterlihen 
Kirhenftaatstums haben außer Anfab zu bleiben alle Übertrei- 
bungen und Entftellungen der zeitgenöffischen Litterarifchen Vertreter. Es 
geht nicht an, für fie die autoritativen Nepräfentanten des Syſtems ver— 
antwortlich zu machen. Seine Kritif darf fih nur auf feine Quellen 
und Praxis jtüßen. So das Objekt der Beurteilung richtig geſtellt, ift 
das mittelalterliche Kirchenftaatstum als eine geschichtlich jo notwendige, 
wie wertvolle Verbältnisform von Staat und Kirche zu bezeichnen. Die 
püpftliche Weltmonarchie von Gregor VII. bis Bonifaz VIIT. hat der 
Menfchheit unfchätbare Dienfte geleistet. Den Glanz des römischen Im- 
perium weit überftrahlend, durchdrungen von der Wahrheit des chriftlich 
Idealen, ohne Aufwand großer politiicher Machtmittel wejentlich herr: 
Ichend durch geiftliche Kräfte, getragen von dev aufvichtigen und freitillig 
dargebotenen Begeifterung der abendländischen Bölker, hat die Kirche in 
einer Zeit, in welcher der Glaube an den Staat als eine jelbjtändige 
gottgeordnete Gemeinschaft dem menschlichen Bewußtlein nahezu ent— 
ſchwunden jehien, die einzige Achtung gebietende Autorität dev Welt dar: 
geitellt, hat dadurch, daß fie alles geiftige Leben in ihrem Schoße kon— 
zentvierte, die alleinige Quelle fir die Befriedigung aller höheren, fitt: 
lichen und religiöjen Bedürfniffe dargeboten und endlich, inden fie auch 
den bürgerlichen Lebenskreis beherrichte, nahezu das ganze geijtige Kapital 
des Eaffifchen Altertums der Nachwelt überliefert. Aber hinfällig und 
unbegründet ift der nahmals und heute feitgehaltene Anſpruch, 
daß das Kirchenftaatstum die prinzipiell richtige Berhältnisform von Staat 
und Kirche fei. ES fann darauf verzichtet werden, die religiös-bibli— 
Ihen Borausfeßungen, die Verfnüpfung der Anfprüche mit der göttlichen 
Dffenbarung und Gewährleiſtung zur Grundlage der Ablehnung des 
Syſtems zu machen. Denn hiemit wäre ein Gebiet betreten, auf welchem 
jede Berftändigung ausgeichloffen ift. Die Gründe der Ablehnung find 
rechtlicher und, foweit fie die Wirkungen des Syſtems betreffen, 
politijcher Art. Dem Anfpruch gegenwärtiger Geltung des Syſtems 
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fehlen die poſitiv rechtlichen Vorausfegungen. Zunächſt die Authenti— 
zität der Nehtsquellen. Der pfewoifidorische Betrug ift aufge: 
deckt; es ift der gute Glaube nicht mehr vorhanden, in welchem die Gre- 
gove und Innocenze die Ansprüche des Kirchenitaatstums als altes gütt- 
liches Necht erheben konnten. Es fehlt ſodann die freiwillige Unter: 
werfung der Staaten, welche die geiftliche Dberhoheit der Kirche 
rechtlid) legitimierte; gegenüber dem modernen Staat, welcher das Anerfenntnis 
derjelben feierlich zurückgezogen, ift Die fortgefeßte Erhebung der alten 
Anfprüche zu einem perpetuierlichen vechtswidrigen Angriffszuftande aus: 
geartet. ES fehlt endlich die rechtliche Einheit der Kirche, welche 
das Syſtem zur notwendigen Vorausſetzung hatte. Die Thatjache der 
Neformation und die auf unzählige Geſetze bafierte rechtliche Selbſtän— 
digkeit und Gleichheit der aus ihr herborgegangenen Kirchenbildungen wird 
ohne weiteres ignoriert und die Gefchichte der Leiten drei Jahrhunderte 
als eine große Verivrung, als ein Maffenabfall von dev Wahrheit fort- 
während fiktiv aufrecht erhalten. Die Forterhebung der alten Anfprüche 
ift eine ununterbrochene Berleßung der Barität. Das Syſtem iſt aber 
auch verurteilt durch feine Wirkungen auf Slirde und Staat. Eine 
Kirche mit Staatsnatur ift Unnatur. Sie fan, wie der Zuſtand der 
mittelalterlichen Kirche erweilt, das Hereinziehen des Materiellen in ihren 
Kreis nicht ertragen, ohne ihrem Hauptzwecke und den ihr eigentümlichen 
Lebensformen ſich zu entfremden. Andererſeits läßt jene unnatürliche 
Berbindung den Staat felbit nicht in jeiner individuellen Lebensordnung 
zur Entwickelung gelangen, und es werden notwendig die [pezifiich ſtaat— 
lichen Sunftionen verfümmern. Am Kirchenſtaat ſelbſt hat fich Die 
Leiftungsunfähigkeit des Syſtems in diefem Punkte an einem Elaffifchen Vor— 
bild erwiejfen. Einen nad) der Seite der eigentümlichen Staatsaufgaben 
mangelhafter vegierten Staat hat e8 im Abendlande kaum gegeben. 
Biftor Emanuel hat, wenn auch nicht einen „Gottesraub“, doch ficher 
einen Staatenraub begangen, als er daS dominium temporale des 
Papſtes befeitigte. Aber dankbar wird ihm die Gefchichte registrieren, 
daß er ein Staatswejen feiner Beltimmung und jeinem ſelbſtändig ſitt— 
lihen Berufe zurückgegeben hat. 

Die Kritif des Staatsfirhentums Liegt im feiner Gefchichte 
und in Diefer Beziehung mußte fchon in früherem Zufammenhange die 
Ablehnung des Syſtems ausgefprochen werden. In feinem Punkte fann 
ſich das Urteil zuftimmend zu ihm verhalten. Die Kirche als jelbftändige 
Lebensordnung iſt vernichtet, die Gewiſſensfreiheit verleugnet, die Staats- 
idee verzerrt und überfpannt. Immerhin laſſen fich die einzelnen gejchicht- 
lichen Erfcheinungsformen dieſes Syſtems einigermaßen erklären und da= 
durch velativ verjtändlich machen. Der Cäſareopapismus war in 
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feinen Übertreibungen der unausbleibliche Rückſchlag gegen die maßlofe 
Überipannung des vorangegangenen Kirchenftaatstums. Der nachgefolgte 
firhlide Staatsabjolutismus War, zumal auf deutjchem Boden, 
den Zeitgenoffen nicht in dem Maße befremdlich, als er der Gegenwart 
unerträglich erjcheint, weil er vielfach int Intereſſe der Kirche ſelbſt geübt 
wurde. Der Territorialismus erklärt ſich aus dem Zuſammen— 
hange der gejchichtlichen Tradition, dem Misverftändnis reformatorijcher 
An- und Abfichten und dem Gang der reichsitaatsrechtlichen Entwidelung. 
Die Erfolge der Reformation wurden dadurch zivar im Gebiete der Ber- 
hältnisbeftimmung von den Staat und Slirche vorerjt vereitelt. Aber die 
veformatoriiche Idee von der grundfäßlichen Scheidung des Weltlichen 
und Sirchlichen blieb unverloren. Dankbar fonnte das XIX. %. auf die 
Gabe der Neformation zurücdgreifen. Trotz des Territorialismus lagen 
in ihr die ſegensvollen Keime einer reineren firchenpolitiichen Zukunft. 
Die Anerkennung der Kirche als einer in ihrem Gebiete freien Lebens- 
ordnung, des Staates als eines jelbjtändig fittlichen Organismus mit 
urjprünglichen Herrichaftsrechten, die Stultus- und Gewiljensfreiheit, alle 
diefe und andere umentbehrliche Faktoren einer gefunden Berhältnisbeitim- 
mung von Staat und Slirche liegen in der Reformation. Die Kritik 
jcheidet von dem fünfhundertjährigen Staatsfirchentum des XIV. bis 
XVII. 5%. immerhin mit der Befriedigung desjenigen, welcher durch Ver— 
iwrungen zur Wahrheit geleitet wird. Ms Normalverhältnis und 
im Öanzen wird das Staatsfirchentum gegenwärtig von feinem deut- 
jhen Staate mehr in Anfpruch genommen. Inſofern ift jeine ausdrücd- 
liche Ablehnung für die Gegenwart überflüjfig. Nur davon Fann ges 
Iprochen werden, daß noch nicht in allen Staaten ein gleiches Maß von 
Annäherung an das moderne Firchenpolitifche Syſtem erreicht worden ift. 
Dies gilt insbeſondere für die Großherzogtümer Mecdlenburg. Aber 
es iſt unvichtig, um deſſen willen das Gejamtverhältnis von Staat und 
Kirche daſelbſt als Staatsfirchentum zu bezeichnen. Nur in Beziehung 
auf die noch unvollfommen entwicelte Kultusfreiheit, in Anfehung ferner 
der in der Praris feitgehaltenen Notwendigkeit des evangelijch-lutheriichen 
Bekenntniffes fir die Bekleidung gewiſſer öffentlicher Ämter und endlich 
hinfichtlich der Mitwirkung des ftändischen Landtags bei der Klirchengejeß- 
gebung beftehen Einrichtungen ausgeprägt ftaatsfirchlichen Charakters. Im 
übrigen ift in der Verwaltung das Prinzip der fachlichen Scheidung der 
HBuftändigfeitsgebiete von Staat und Kirche vollfommen durchgeführt 
(ſ. o. $ 15 II 2) und ohnehin der Ausgleich mit den Konſequenzen des 
Syſtems der Kirchenhoheit inſoweit vollzogen, als diefelben auf der Gejeb- 
gebung des deutſchen Reiches beruhen. Was endlich das moderne 
Staatsfirdentum, d. h. die rechtswidrige Beichränfung der Kir— 
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chenfveiheit durch einzelne aus dem Rahmen der Kirchenhoheit heraus- 
tretende Ihatbeftände betrifft, jo iſt Schon oben hervorgehoben, daß ich 
das Nechtsbewußtjein der Gegenwart entjchieden ablehnend dagegen ver— 
halte, zugleich aber auch betont, daß hier nicht zu generalifieren fei, ſon— 
dern die Kritik ſich forgfältig mit dem einzelnen Thatbeſtand abzufinden habe. 

Gegenüber dem Staatshriftentum ift die kritiſche Pofition in 
bejonderem Maße vevantwortungsreich. Denn der Größe des Gedan— 
fens eines chriftlichen Staates vermag fi) Niemand zu entziehen, der im 
Chriftentum die oberjte Norm, wie des individuellen Lebens, jo der Welt- 
ordnung anerfennt. Indeſſen erwachlen gerade aus einer feinem Weſen 
entiprechenden innerlichen Auffaffung die Bedenfen gegen den chriftlichen 
Staat. Kurz zufammengefaßt begründet fich die Ablehnung diejes Firchen- 
politifchen Syſtems durch folgende Erwägungen. Das Staatschriftentum 
erjcheint unwahr, foweit die Chriftlichfeit des Volkstums nicht jeine 
thatjächliche Unterlage bildet; es it unmöglich, joweit es ein Ehriften- 
tum mit interkonfefjionellem Inhalte nicht giebt; es führt zum Staats— 
firhentum zurücd, ſofern es die Gewiſſensfreiheit bejchränft und 
den Staat zum Richter in Glaubensjachen beruft. Die Bertreter der 
chriftlichen Staatsidee legen diefen Ablehnungsgründen gemeinhin Feinerlei 
Gewicht bei. Aber fie follten billig erwägen, daß jene Bedenfen von 
Bielen geteilt werden, welche es mit der Nealifierung des Chriftentums 
faum weniger ernit zu nehmen entjchloffen find, als fie jelbit. Der 
Staat ift an und für ſich eine Abftraftion. Er erhält Leben und In— 
halt erft durch feine perjönliche Füllung, durch das Volk. Zwiſchen Staat 
und Chriftentum kann ein Zuſammenhang alſo immer nur durch ein 
hriftlihes Bolfstum vermittelt werden. Aber wo ift diejes chrilt- 
liche Bolfstum? Wohl jagt man, daß es im deutfchen Bolfe vorhanden 
jei. Mag fein, wenn es nur nad) dem Prozentverhältnijfe zwifchen Ge— 
tauften und Ungetauften berechnet wird. Aber durch dieſe üußerliche 
Feſtſtellung wird für die wahrhaftige Nealifierung der chriftlichen Staats— 
idee nichtS gewonnen. Es iſt eine leere Wortjpielerei und Fiktion, zu 
jagen, das Volk als jolches ift chriftlich, während Millionen von Bolfs- 
genofjen zwar den Chriftennamen führen, aber dem Chriftentum indiffe- 
rent oder ablehnend gegenüberjtehen. Oder will man weitergehen und 
der indifferenten Hälfte des Volkes überhaupt feinen Einfluß auf die Ge— 
jtaltung des Staatswejens einräumen? Hat der im fpezififchen Sinne 
ſich hriftlich nennende Teil des Bolfes ein ausjchließliches Vorrecht, den 
Charakter des Staates zu bejtimmen? Fällt die Antwort verneinend 
aus, jo entfällt die Möglichkeit des chriftlichen Staats. Sie muß ver: 
neinend ausfallen. Denn Chriftus und die Apoftel haben ein folches 
Vorrecht nirgends gegeben. Fällt aber die Antwort bejahend aus, dann 


302 Dritter Abfchnitt: Staat und Kirche. 8 90 


jeßt bei dem erſten Schritte der Realiſierung des chriftlichen Staats die 
Berläugnung des GewiljensrechtS ein, und fie fteigert fich bei fortjchrei- 
tender Ausgeftaltung bis zum äußerſten und unerträglichen Gewiſſens— 
zwang. Freilich wird ja die Anwendung von phyſiſchen Ywangsmitteln 
zur Realifierung des Ehriftentums nachorüclich abgelehnt, und man glaubt 
damit die Gemwiljensfreiheit gerettet. Aber die Verwahrung trifft nicht 
zu. Das Gewiſſen iſt auch dann nicht frei, wenn blos eine geringere 
Fähigkeit im Genuffe der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Nechte mit 
einem bejtimmten Befenntnisitande oder dem Mangel eines jolchen ver— 
bunden find. Hier liegt eine Einwirkung und Verfuchung vor, durd) das 
religiöje Bekenntnis gewiſſe äußere Vorteile zu erreichen. hr werden 
gerade die Schwachen und umedlen Naturen unterliegen. Das Staats— 
chrijtentum erzieht ein heuchlerifches Bürgertum. Uber abgerechnet alle 
Gemiljensnot und angenommen, daß der vermittelnde Thatbeitand eines 
chriftlichen Bolfstums in unverfälfchter Weile gegeben jei, jo haben mir 
doch nur ein in Konfeffionen geſchiedenes Bolf Wo ift 
dieſes interfonfeffionelle Chriftentum, welches im «hriftlichen Staate rea— 
lifiert werden joll? Man jagt, es jei im chriftlichen Sittengejeß ent- 
halten. Aber es trifft nicht zu. Wohl haben alle Konfeſſionen das Ge— 
bot: Du ſollſt den Feiertag heiligen. Aber die Forderungen, welche hier- 
aus gegenüber dem Staat, gegenüber den Slirchenangehörigen und gegen= 
über anderen Konfeſſionen gefolgert werden, find ſehr verjichieden. Wohl 
haben alle Konfejfionen das Gebot: Du ſollſt nicht ehebrechen. Aber die 
Auffaffung von der Ehe und die darauf gebaute rechtliche Ordnung des 
Eheweſens iſt eine hier und dort grundfäßlich verjchiedene. Welche joll 
der Konftruftion des chriftlichen Staates zu grunde gelegt werden? Da- 
bei bietet fih eine auffällige Beobachtung dar. Während in einzelnen 
ragen, wie beiſpw. Hinfichtlich der ©eftaltung der Volksſchule, gerade 
von Bertretern der chriftlichen Staatsidee mit Nachdruck und Recht gel- 
tend gemacht wird, daß das Ehriftentum Nealität und Wahrheit nur in 
fonfeffioneller Ausprägung befigen fünne, wird für die Verhält- 
nisbeftimmung von Staat und Kirche im Ganzen die Eriftenz und 
Lebensfähigfeit eines interfonfesjionellen Chriftentums voraus: 
geſetzt. Aber angenommen endlich, daß ein jolches mittleres Chriftentum 
gerade in denjenigen Sachgebieten, welche das Verhältnis von Staat und 
Kirche betreffen, vorhanden wäre, fo müßte es doch erjt für die Anwen— 
dung im einzelnen Fall theologifch ermittelt und fetgeftellt werden. Diefe 
Seftfeßung wäre Aufgabe des chrijtlichen Staats. Der Staat wird 
Geſetzgeber in Olaubensjachen. Die Gejeße dev Weltordnung, die Zwecke 
der Schöpfungs= und der Heilsordnung werden fonfundiert. Das Staats: 
chriftentum ift nur ein erweitertes Staatsfirchentum. Damit verfällt es 
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der Verurteilung des letzteren. Die Wahrheitsgedanken der chriſtlichen 
Staatstheorie können nur im Rahmen des Syſtems der Kirchen— 
hoheit Geſtalt gewinnen. Der Staat als ſolcher kann ſich als einen 
„chriſtlichen“ nur in dem Sinne erweiſen, daß er in Anerkennung der 
ſelbſtändigen Lebensordnung der Kirchen dieſen einerſeits die volle Selbſt— 
ſtändigkeit im Gebiete ihrer inneren Angelegenheiten gewährt und garan— 
tiert und andererſeits in Würdigung der hohen Bedeutung der Kirchen 
für das Volkswohl pofitiv fchüßend und unterftügend nad Maßgabe des 
Prinzips der ethiſchen Gleichordnung eingreife. Dabei it die grundfäß- 
lich erforderte Verfchiedenheit von Staat und Kirche gewahrt und gleich: 
wohl dem Chrijtentum diejenige Stellung gegeben, welche ihm als der 
eriten Macht im öffentlichen Leben gebührt. 

Das Syſtem der Koordination beanjprudt Realität nur im 
Berhältnis zwiſchen Staat und Fatholifcher Kirche. Schon aus diejem 
Grunde ift es als Verhältnisnorm im Ganzen unbrauchbar und abzu— 
lehnen. Das Syſtem verlegt den Grundſatz der Barität. Es läßt, 
inden es allein das Berhältnis zwifchen Staat und Fatholifcher Kirche 
von der Vorausfeßung der rechtlichen Gleichordnung aus im Vertrags— 
wege zu regeln unternimmt, diefe Kirche a priori als die bevorzugte und 
höhere Macht ericheinen gegenüber der evangelifchen Kirche. Dazu fommen 
bejondere Bedenken. Konkordate find an und für ſich als Mittel 
der Verhältnisbeitimmung zwiichen Staat und Kiche zu verwerfen. 
Indem die katholifche Kirche nichts abläßt von ihren Brinzipien und hin— 
wiederum der moderne Staat die Berwirklichung derſelben auf jeinem 
Gebiete nicht einräumen kann, verjeßt fie den leßteren in die Notwendig: 
feit, durch rechtliche Kunftgriffe die bürgerliche Wirffamfeit der Konkor— 
date einzufchränfen. Staat und Kirche Hintergehen ich in dieſer Nechts- 
quelle gegenfeitig. Das klaſſiſche Mufter hiefür ift das bayerische Kon— 
kordat (j. o. $ 16). Art. 18 des Konkordats enthielt die Beitimmung: 
„S. Majeftät werden gegenwärtige Übereinkunft als Staatsgefeß er- 
£lären.” : In Rom verftand man diefe Beftimmung im Sinne einer die 
unbejchränfte Geltung des Konkordats und feine Sicherftellung gegen 
willfürliche Änderungen verftärfenden Garantie. Im Sinne der 
bayerijchen Negierung bedeutete jener Vorbehalt das genaue Gegenteil, 
nämlich ganz forrefter Weile die Abhängigkeit der formalen und 
materiellen NMechtsgültigfeit des SKonkordates von »einem Akte der 
Staatsgejeßgebung. In dem ſich ausichließenden Gegenjaß beider 
Auffaſſungen liegt die Duelle des ununterbrochen fortgeführten Streites 
über das Verhältnis von Konkordat und Religionsedift. Darin offenbart 
fich ein ferneres Bedenken gegen das ganze Syſtem. Es iſt verurteilt 
durch jeine Wirfungen. Es hat, troßdem es für den Augenblick den 
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Frieden zu verbürgen fchien, je und je nur Kampf zwilchen Staat und 
Kirche erzeugt und genährt, während es andererjeitS nicht die Mittel in 
fich trägt, entitandene Konflikte zu löſen. Denn über den rechtlich gleich- 
geordneten Gewalten fteht feine höhere Inſtanz. Beide Teile find auf 
Selbithülfe angewiefen. Das Koordinationsiyften führt zu einem per- 
manenten Sriegszuftand zwifchen Staat und Kirche. Es iſt aber endlic) 
noch aus tiefer gelegenen, aus prinzipiellen Gründen abzulehnen. 
Die Kirche ift ftiftungsgemäß nicht eine dem Staat aequal geſetzte Rechts— 
und Machtanftalt. Rechtliche Beherrichung fommt ihr nur als Mittel 
zur Verwirklichung ihrer transzendentalen Zwecke, nicht als Selbſtzweck 
zu. Der Staat hat in rein weltlichen Angelegenheiten £einerlei Stonfurrenz 
anzuerfennen. „&ebet dem Kaiſer, was des Kaifers ift und Gott, was Gottes 
iſt“, das ift die authentifche Verurteilung des Koordinationsſyſtems. 

Das Syften der Trennung don Staat und kirde wird 
von den verichiedenften Gefichtspunften aus empfohlen. Es empfehle fich 
durch die Einfachheit feiner Konftruftion; denn es bermeide 
die Schwierigkeit der Jachlichen Ausscheidung der beiderjeitigen Bethäti- 
gungsgebiete. ES empfehle fich durch die Berfpeftive des Erfolgs; 
denn, two feine Berührungspunfte, da auch Feine Sollifionen. Es ent- 
jpreche allein der Freiheit der Kirche, wie des Staats („libera 
chiesa in libero stato* nach Cavours geflügeltem Wort in der Sibung 
der Deputiertenfammer v. 25. März 1861); denn es vermeide die nad) 
dem Syſtem der Sirchenhoheit unvermeidlichen Berflaufulierungen der 
firchlichen Selbftändigfeit einer» und der StaatShoheit andererjeits. Es 
verwirkliche ferner allein den Grundfaß der Nechtsgleichheit; denn 
es teile feiner Religionsgejellfchaft ein verjchiedenes Maß von Bejchrän- 
fungen oder don Rechten gegenüber dem Staate zu. Es habe ſich end- 
lich thatfächli in großen Staaten bewährt, und damit ſei jeine 
Ausführbarkeit erwielen. Dieje Gründe Elingen mehr oder weniger 
einleuchtend und bejtechlih. Sein Wunder, daß die Parole „Trennung 
von Staat und Kirche” gleich einer allwirfjamen Zauberformel ausge- 
boten und namentlich in Zeiten verwickelter kirchenpolitiſcher Situationen 
als das Flärende und den Frieden verbiirgende Erlöfungswort von Vielen 
ausgefprochen wird. ES Huldigen ihr Bertreter der exrtremjten Rich— 
tungen, von der äußerften Demokratie bis tief hinein in hochkirchlich poli- 
tiiche Parteien. Die Motive gehen dabei oft weit auseinander. Jeder 
jucht fein eigenes Intereſſe, und Jeder findet es befriedigt. Sollte ein 
jolches Syftem nicht wahrhaft dem Ideale entiprechen? Die Frage ift 
zu verneinen, joweit es fi um die VBerhältnisbeftimmung des deut: 
Ihen Staats- und Kirchenweſens handelt. Man trete zunächit auf den 
Standpunkt der Kirche. Sie foll Privatverein werden, d. h. fie 
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joll zu etwas gemacht werden, was fie nach ihrem ganzen Wejen, nad) 
Entjtehung und gegenwärtigem Beftand, nach Zwed und Bedeutung that- 
jächlich nicht ift und nicht fein kann. Sie verträgt nicht den Zwang 
einer Form, welche ihrem Geiſte widerjtrebt. Die Kirche trägt in ſich 
jelbjt einen schlechthin öffentlichen Charakter. Denn das Ehriftentum, 
auf welchem die fonfejlionelle Ausgeitaltung des Kirchentums beruht, ift 
univerjell. Etwas anderes iſt es um die Kirchlichfeit, d. h. das Ver— 
hältnis, welches ji der Einzelne zur Kirche giebt. Sie ift Privatjache 
in dem Sinne der vollen Freiheit der religiöfen Selbſtbeſtimmung der 
Smdividuen. Inſofern hat die zur Trivialität entwürdigte Außerung 
des großen Königs, daß Jeder nach jeiner Façon felig werden fünne, 
Sinn und Berechtigung. Sie enthält die Anerkennung der unbefchränften 
individuellen Gewiſſensfreiheit. Sie ift aber eine Unmwahrheit, wenn ihr 
der Sinn beigelegt werden will, daß Ehriften- und Kirchentum etwas für 
den Staat und die Gejamtheit Indifferentes, nur den Einzelnen 
angehendes jeien. Sie find die öffentlichite Angelegenheit, welche es giebt. 
Daher Laßt fi die Kirche ihrem Weſen nad) nicht mit einem Privat- 
verein, mit einer Aftien-, wiſſenſchaftlichen oder VBergnügungsgejellichaft, 
einem Wohlthätigfeits- oder einem politischen Berein identifizieren. Weiter- 
hin aber muß die formale Durchführung abjoluter Nechtsgleichheit aller 
Neligionsgefellfchaften gerade die materielle Nechtsgleichheit auf- 
heben. Was insbejondere das Berhältnis zwischen Fatholifcher und evan- 
gelischer Kirche betrifft, jo würde die leßtere nach Wegfall der im landes- 
herrlichen Kirchenregiment begründeten Anlehnung an den Staat gegen- 
über der internationalen Organijation, der centralifterten Gewalt, der 
kontinuierlich geficherten oberften Leitung und dem Übergewicht an Macht 
und Vermögen der Fatholifchen Kirche nad) der Seite ihres äußeren Be— 
ſtandes durch eine vollzogene Trennung notwendig in eine ungleiche, d. h. 
in eine unverhältnismäßig ungünftigere Lage gebracht fein. Nur Gleiches 
läßt fich gleich behandeln. Man trete weiterhin auf den Standpunkt des 
Staates. Hier ift zunächſt zu jagen, daß er die Einbuße an 
Staatshoheitsrechten über die mächtigfte Korporation im Staate, 
wie er fie unvermeidlich gegenüber der Kirche als Privatverein erleiden 
müßte, nicht ohne Gefahr für feine vitalften Intereſſen ertragen fann. 
Namentlich würde die fatholifche Kirche nur jcheinbar durch Veränderung 
ihrer forporativen Stellung verlieren. Sie wiirde ungleich) mehr ge- 
winnen. Nicht in erfter Linie dadurch, daß der Umfang ihrer Selbft- 
jtändigfeit durd) die Kompetenzerweiterung auf alle gegenwärtig noch der 
Itaatlichen Konkurrenz unterliegenden gemijchten Angelegenheiten fich ver- 
mehren würde, jondern vielmehr durch den Wegfall jeder ftaat- 
lihen Kontrolle und Aufſicht, welcher ihr ermöglichen würde, 
Kahl, Kirdenredt. 20 
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die höchite Kraftentwicelung in der Richtung des als Normalverhältnis 
prinzipiell fejtgehaltenen Kirchenſtaatstums eintreten zu laſſen. 
Durch ihre Trennung dom Staate würde fie lediglich die Freiheit er- 
halten, unter Ausnußung der durch den SKonftitutionalismus eröffneten 
Einflüffe auf das öffentliche Yeben fowie unter dem Schuße und durch 
die Mittel unbeauflichtigter Vereinsthätigkeit ficd in maßgebender Weife 
der Staatsleitung zu bemächtigen. Dies war der Erfolg der Trennung 
von Staat und Kirche in Belgien, melde zu einem Yuftande führte, 
den man treffend als die „freie Kirche im unfreien Staat” bezeichnet hat. 
Was weiterhin Nordamerifa als den angeblich Elaffifchen Boden der 
Berwirflihung des Syſtems betrifft, jo ift thatjächlich ſchon früher be- 
richtigt, daß dort entfernt nicht eine ftreng durchgeführte Trennung von 
Staat und Kirche befteht, indem einerjeits die Kirchen vielfach privilegiiert, 
andererjeitS über das Maß des allgemeinen Rechts hinaus beſchränkt 
worden ſind. Soweit aber eine organifierte Staatsaufficht fehlt, 
find die gleichen ftaatSsbedenklihen Erfahrungen gemacht morden, 
und beherricht infonderheit der Katholizismus durch die demokratiſche Ber- 
fafjungsform und das allgemeine Wahlvecht die Regierung des Staats 
und die Verwaltung der Städte in einer Weife, daß der Übergang zu 
einem anderen firchenpolitifchen Shyftem nur eine Frage der Beit fein 
fann. Aber davon ganz abgejehen, ift die Rechtslage nach der Seite der 
firchenpolitifchen Borausjegungen eine in Nordamerifa und in Deutjch- 
fand grundverjchiedene. Dort wurde das Syſtem der Trennung don 
Staat und Kirche fofort im Anfange der Staaten- und Kirchenbegriün- 
dung eingeführt. Ein intimer gejchichtlicher Affimilationsprozeß war von 
vornherein abgejchnitten. Wir aber fünnen nicht heute eine jechszehn- 
Hundertjährige Vergangenheit, in welcher der Staat und die Kirchen in 
taujendfältigen Beziehungen fich ineinander verjchlungen haben, ignorieren 
und ein firchenpolitifches Syitem, und wenn es uns dom Standpunfte 
der Theorie noch jo preismürdig erjcheinen follte, in die Entwicelung hin- 
eintragen. Sa, an einzelnen Punkten fcheint nach den in Deutjchland 
bejtehenden bejonderen gejchichtlichen Bedingungen eine vollftändige Tren— 
nung don Staat und Kirche überhaupt nicht durchgeführt werden zu 
fünnen. Ein nahezu unüberwindliches Hindernis würde namentlid) die 
dann eintretende Notwendigkeit einer umfaſſenden Bermögensausein- 
anderjeßung zwijchen dem Staat und den Kirchen bilden. Denn bei 
den Säfularijfationen des Kirchenguts im J. 1805 wurde von allen be- 
teiligten Staaten durch den Neichsdeputationshauptihluß 8 35 (. 0. 
8 14 II) die öffentlicherechtliche Berpflichtung übernommen, fortgejeßt 
entjprechende Leiftungen an die Kirchen zur Deckung ihrer Perjonal- und 
Nealerigenz zu machen. Der Streit, ob dieſe Pflicht als Nechtspflicht 
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noc) gegenwärtig fortbeitehe, iſt unfruchtbar. Befteht fie auch nur als 
moralijche, was durch die thatjächlichen Berhältniffe anerfannt ift, jo fällt 
fie bei Entjcheidung einer Firchenpolitifchen Frage um fo ſchwerer ins 
Gewicht. Ohne Verläugnung feines eigenen ſittlichen Weſens vermüchte 
fich der moderne Staat einer gewillenhaften und vermwicelten Nechnungs- 
jtellung nicht zu entziehen. Cine Reftitution, wie eine einmalige Ab- 
löfung des jäfularifierten Kirchenguts find thatſächlich unmöglich. Die 
Staaten fünnen ihrer Berpflichtung fort und fort nur tropfenweiſe nach— 
fommen durch die regelmäßigen Bofitionen der Kultusbudgets. So 
lange aber noch ein ftaatliches Kultusbudget beiteht, find Staat und 
Kirche niht getrennt Nichts aber wäre bedenflicher, als im 
übrigen die Trennung vollziehen, im bejonderen aber rückjichtlich des Ver— 
mögens die Verbindung aufrecht erhalten zu wollen. Dies ift der Wider- 
finn und die Quelle der jtaatlichen Unfreiheit in Belgien. Der Staat 
dotiert die Kirche und verzichtet andererjeitS auf jede pofitive Bethätigung 
der Kirchenhoheit; d. h. m. a. W. er liefert der Kirche die Mittel zu 
jeiner eigenen Bekämpfung in die Hand. 

Hiernach wird, treten nicht gänzlich undvorhergejehene Ereigniſſe ein, 
welche den organifchen Entwicelungsgang unterbrechen und, welche in die 
firchenpolitifche Prognoſe einzuftellen unmöglich ift, in abjehbarer Zeit die 
Durchführung der Trennung von Staat und Kirche in Deutichland nicht 
zu erwarten fein. Die Signatur der Gegenwart ift diefe: Kampf der- 
jenigen Geftaltungsform, die wir Syſtem der Kirchenhoheit genannt 
haben, mit den legten Ausläufern des Einheitsprinzips in 
der Forderung des chriftlihen Staates und dem Anfpruch der rechtlichen 
Gleichordnung, jene geftellt vorwiegend don evangelifcher, diefer ausjchließ- 
lich erhoben von fatholifcher Seite. In der Thatſache diefes Aus— 
einanderjeßungsprozejjes liegen die Bedingungen des unruhigen 
und vielfach jo unbefriedigenden Zujtandes der Gegenwart. Es kommt 
hiefür namentlich ein Dreifaches in Betracht. 

Bor allem die Brinzipienlofigfeit der Gejeßgebung und der 
Praris. Beftandteile aller firchenpolitifchen Syſteme fliegen in der 
Gegenwart durcheinander. Das iſt insbejondere in der preußiſchen 
Staatsfirchengejegebung und Praxis der Fall (f. o. $ 15 I 1). Da— 
mit ift unzweifelhaft eine der Sranfheitsbedingungen der Eirchenpolitijchen 
Lage der Gegenwart bezeichnet. Es erregt notwendig Mißverſtändniſſe 
und Mipftimmung, wenn die Behandlung der Beziehungen zwiſchen Staat 
und Kirche mit jolchen Mitteln unternommen wird, welche in ihren Vor— 
ausfegungen und Wirkungen ſich gegenfeitig widerfprechen und aufheben. 
Sodann fommt für die Kritik dev Gegenwart in Betracht: das Syſtem 
der Kirchenhoheit, welches um jeine Eriftenz vingt, iſt konſtruktiv das 
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Ihwierigfite von allen. Es allein ftellt Schritt für Schritt vor 
das Problem der Ausfcheidung der fachlichen Zuftändigfeitsgebiete bon 
Staat und Kirche. Die Syſteme der Einheit werfen das Problem über- 
haupt nicht auf; denn fie fonfundieren Alles. Das Shiten der Koor- 
dDination fteht dem Problem indifferent gegenüber; denn die firchliche Gewalt 
hat als jouveräne a priori das ganze Gebiet für fi) in Anfpruch ge- 
nommen. Die Trennung bon Staat und Kirche jchließt grundjäßlich 
jede fachliche Berührung beider Gemeinjchaften aus. Dagegen war man 
bei dem Syſtem der Kirchenhoheit zuerft vor die Frage gejtellt: was ift 
rein weltliche, was vein geiftliche, was gemifchte Angelegenheit? und in 
jedem einzelnen Falle zur Entjcheidung gedrängt. Jede einzelne Frage 
für fich wieder eine Quelle von Streitfragen! Und dieſe wieder um fo 
jchwieriger, als fie nicht mehr als Machtfragen zu löſen, jondern als 
Icharf zugejpißte Rechtsfragen zu entjcheiden find. Dazu die Fonftitu- 
tionelle Staatsform. Es entjcheidet nicht ein Wille, jondern es wirkt 
eine vielköpfige Bolfsvertretung mit, gejchieden in ſich ſelbſt durch eine 
Mehrheit von firchenpolitiichen Anfichten und Intereſſen. Das Alles be- 
reitet an fich der Konfolidierung der Kirchenpolitif unfägliche Schwierig- 
feit. Es füllt aber um jo jchwerer ins Gewicht, als noch ein drittes 
Moment Hinzutritt: die Gegenwart jteht noch in den Anfängen der 
Entmwidelung des Syftems dev Kirchenhoheit. Die großen Einheits- 
ſyſteme haben Jahrhunderte hindurch fich ein- und ausgelebt. So wird 
es auc mit dem auf der Borausfeßung der Verjchiedenheit von Staat 
und Kirche beruhenden Syſtem der Kirchenhoheit jein. Staatschrijtentum 
und Koordinationsanfpruch fommen ihm gegenüber nur als jefundäre 
Begleitungserfcheinungen in Betracht, als Übergangsformen, welche Reſte 
einer der Bergangenheit angehörigen Gejamtanjchauung von Staat umd 
Kirche in Die neue Zeit herüberzuretten verjuchen. ine jpätere Ge— 
fchichtsbetrachtung, welche mit dem Schwergewicht von Jahrhunderten 
mißt, wird etwa jagen: im XIX. J. fanden fich in Deutjchland die erjten 
Spuren einer Darftellung des Berhältnifjes zwijchen Staat und Kirche 
von der Borausjegung ihrer Verjchiedenheit aus. Sie wird dasjelbe als 
das Jahrhundert des Übergangs aus dem Einheitsprinzip in das— 
jenige der Löſung charafterifieren. Die Unabgeklärtheit der Yage ift nicht 
das Anzeigen eines ausgelebten und veralteten Firchenpolitifchen Syitems, 
jondern der Gährung und Unreife der Jugend, des Mangels an Durch: 
bildung und Erfahrung. 

Mit diefen Ergebnifjen ift endlich zugleich die firhenpolitifche 
Aufgabe der Gegenwart bezeichnet und begrenzt. Bor allem 
handelt es fi um reinlihe Scheidung. Die vollftändige Tren- 
nung von Staat und Kirche ift, als den gejchichtlichen Bedingungen 
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wie den thatfächlich beitehenden Verhältniſſen widerjprechend, als ftörend 
eingreifend in das Gejeß organischer Entwicelung und einer unberechen= 
baren fernen Zukunft vorgreifend, nicht zu betreiben. Die Gejamtheit 
der in Betracht Fommenden Beurteilungsmomente führt nicht auf den 
Weg des radikalen Bruches, jondern auf den bejcheidenen Weg der Re— 
form. Bei diefer Reform iſt mit den bisherigen fFirchenpolitifchen Sy— 
temen in der Art abzuvrechnen, daß fürs Erfte die Anfprüche des mittel- 
alterlihen Kirhenftaatstums mit aller Entjchiedenheit zurückge— 
wieſen und ebenjo entjchieden die Niückfälle in das Staatskirchen— 
tum jeglicher Erjcheinungsform vermieden werden. Es iſt ferner 
die Verhältnisregulierung nach den Anfprüchen dev Koordination 
gänzlich und grundfäßlid aufzugeben. Formales Prinziv der Ver— 
hältnisbeftimmung muß vielmehr fein: die Grenzlinie wird allein durch 
die ſouveräne Staatsgejeßgebung gezogen, über unveräußerliche Hoheits- 
vechte des Staates wird nicht paktiert. Aus der chriftlichen Staats— 
idee ift daS Berechtigte zu entnehmen und nad) den Forderungen der 
ethijchen Gleichordnung der Kirche innerhalb des Syſtems der 
Kirhenhoheit zu verwerten. Diejes ſelbſt ift nach den oben bezeich- 
neten vier Richtungen immer vollfommener auszugeftalten. Namentlich 
ift die ſachliche Begrenzung der kirchlichen Freiheit mie 
der rechtlichen Unterordnung der Kirche unter den Staat mit 
derjenigen MWeitherzigkeit und Achtung vor den Kirchen vorzunehmen, 
welche der Macht des modernen Staates würdig und den Forderungen 
der Gerechtigkeit entjprechend ſind. 
LitteraturT. o. S 17. 


II. Das herrſchende Syſtem. 
ie Deuttiii der 
Saal 


I. Kirchenhoheit ift der Inbegriff der dem Staat als ſolchem 
über alle SKtirchengejellfchaften innerhalb des Staatsgebietes zufonmenden 
Rechte. Die Kirchenhoheit ruht auf dem weiteren Begriffe der Staats— 
hoheit, als. der Gefamtheit und Einheit der dem Staate zur Erfüllung 
der Staatsaufgaben überhaupt zufommenden Gewalt. Wie nun, nad 
den verjchiedenen Funktionen, wiewohl unbejchadet der Einheit dieſer Ge— 
walt, der Inbegriff der auf die Rechts- oder Wohlfahrtspflege, auf Be- 
Ihaffung und zweckgemäße Verwendung der Staatsmittel, auf Heeres— 
weſen u. ſ. w. fich beziehenden Hoheitsrechte als Juſtiz-, Polizeis, Finanz, 
Militärhoheit u. ſ. mw, bezeichnet wird, jo wird die Geſamtheit der Hoheits- 
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vechte, welche der Staat im Rahmen der allgemeinen Staatsauf— 
gaben über das Kirchenwejen in Anfpruch zu nehmen hat, die Kirchen- 
hoheit genannt. Sie bildet hiernady einen den erwähnten und anderen 
Sricheinungsformen der allgemeinen Staatshoheit durchaus koordinier— 
ten Begriff. Sie erweitert fich zum Begriffe der Neligionshoheit, 
wenn damit die Vorftellung der dem Staate nicht blos über die Kirchen, 
ſondern über alle Religionsgejellfchaften überhaupt zufommenden Hoheits- 
rechte verbunden wird. Inſofern bildet die Kirchenhoheit ſelbſt nur einen 
Zweig der Religionshoheit des Staats. Nach der geläufig gewordenen 
Terminologie wird aber umgekehrt der Ausdruck Kirchenhoheit als der 
allgemeine und weitere gebraucht. Die Kirchenhoheit findet nach Subjekt 
und Objekt ihren begrifflichen Gegenfaß an der Kirchengewalt. Die 
leßtere bildet einen Beftandteil der Kirchenverfaffung jelbit, jteht nur den 
Drganen der Kirche zu und ift daher firchengejellichaftlich verjchieden orga— 
nifiert. Eben deshalb hat die Kirchengeivalt ihr Bethätigungsgebiet im 
Kreiſe dev sacra interna. Umgekehrt hat die Kirchenhoheit des Staates 
ihre Schranfe an den sacra interna. Gie ijt eine lediglich im Rah— 
men der allgemeinen Staatsaufgaben fich bethätigende Gewalt. Ihr be- 
ſonderes Objekt bilden die saera externa (vgl.o. SLIM). Paſſend 
wird hiernac die Gejamtheit der in der Kirchenhoheit bejchlofjenen 
Nechte von der Schule Jus majestaticum circa sacra genannt, wäh— 
vend ebenjo treffend mit einem von dem Stollegialfyitem ($ 33) entlehnten 
Ausdrud, aber freilich nur in Beichränfung auf die protejtantijche Kirche, 
die Kirchengewalt als Jus in sacra bezeichnet wird. Das Jus eirca 
sacra ergreift die Firchlichen Angelegenheiten nur in ihrer Peripherie, da, 
wo fie fich mit der bürgerlichen Nechtsordnung berühren; das Jus in 
sacra bedeutet die in das Innere des Stirchenwejens eingreifende und 
hier ordnende Macht. 

I. Die SKirchenhoheit ift, als Ausfluß der allgemeinen Staats: 
hoheit, notwendiger Beftandteil der StaatSsgemwalt jelbit. 
Daraus ergiebt fich eine Doppelte Folgerung. Zunächſt die Unver- 
zihtbarfeit für den Staat. Umfang und Ausübungsweife der Kir— 
chenhoheit find wohl verjchiedener Abjtufung fähig. Beide haben gejchicht- 
lich vielfach gewwechjelt und werden fortdauernd der Veränderung unter- 
worfen jein. Dagegen kann nach dem gegenwärtigen Staatsbegriff nicht 
auf eine irgendwie beftimmte Bethätigung der Kirchenhoheit verzichtet 
werden, ohne den Staat einer efjentiellen und darum unentbehrlichen 
Funktion zu entfleiden. Der auf dem Thatbeftande der Koexiſtenz meh- 
rerer Sirchengejellichaften beruhende moderne Staat kann nicht einer 
höheren ordnenden Gewalt entbehren, welche die Verteilung der Nechte 
und Pflichten innerhalb des Gebietes der Eollidierenden Intereſſen mit 
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imperativischer Wirkung zu vollziehen vermag. Der Mangel einer jolchen 
Gewalt würde den StaatSbegriff felbit ausschließen. Zum andern er: 
giebt jich die Folgerung, daß Beſtand und Ausübung der Kirchenhoheit 
unabhängig find von der Anerfennung der Kirchen und Kirchen— 
angehörigen. In Bezug auf diefe Anerfennung felbit haben Fatholifche 
und evangelifche Kirche eine grundjäßlich verjchiedene Stellung gewählt. 
Die Selbitändigfeit, welche lettere dem Staate innerhalb der fittlichen 
Weltordnung bindiziert, jchließt das Anerfenntnis der Kirchenhoheit in fich 
ein. Der höhere Rang dagegen, welchen erjtere fraft göttlicher Ordnung 
dem Staate gegenüber in Anfpruch nehmen zu müſſen glaubt, jchließt das 
Anerfenntnis der Kirchenhoheit aus. So wenig aber der Einzelne etwa 
die Nechtswirfungen dev Militärhoheit oder ein Verein die Polizeihoheit 
für fich) abzulehnen befugt und in der Lage wäre, fo wenig kann eine 
Kirchengemeinschaft Recht und Macht beanfpruchen, der Staatsgewalt eine 
ihr begriffsmäßig zufommende Thätigfeitsform, wie fie in der Kirchenhoheit 
in die Erjeheinung tritt, zu benehmen., Der Verſuch, die Kirchenhoheit 
des Staates aktuell zu bejtreiten, kann hiernach fonjequent nur die Folge 
Ichärferer Ausübung und damit die Möglichkeit eines Konfliftes zwiſchen 
Staat und Kirche nach fich ziehen. 

II. Die Sirchenhoheit bejteht gegenüber allen Kirchen. Daraus 
folgt aber nicht, daß Ste ſich allen gegenüber nach dem Grund- 
jat abftrafter Gleichheit zu bethätigen habe. Der Staat kann 
die aus der Kirchenhoheit ihm erwachjene verantwortungsvolle Aufgabe 
gerecht und weile nicht dadurch erfüllen, daß er Ungleiches gleich behan- 
delt, ſondern nur fo, daß er die einzelnen Stirchengejellfchaften nach ihrer 
Bedeutung für daS öffentliche Leben, nad ihrer prinzi- 
piellen Stellung zum Staat und nad dem Einfluffe, wel- 
hen er ohnehin und Durch andere legale Titel aufein 
Kirhenmwejen auszuüben vermag, ſpezifiſch differenziiert. Aus 
dem erſten Gefichtspunft ergiebt fich die Berechtigung und Notwendigkeit 
einer verjchiedenartigen Geſtaltung der Kirchenhoheit gegenüber den großen 
biftorischen Kirchen und den von ihnen abgezweigten Fleineren Firchlichen 
Gemeinschaften. Unter dem zweiten Gefichtspunft vechtfertigt fich eine 
Abftufung in der Intenſität der Geltendmachung der Kirchenhoheitsrechte 
je nach der Neigung, welche eine Sicchengefellichaft mehr als die andere 
zur Schau trägt, verlegend in die Sphäre des Staates überzugreifen, 
jowie nad) den Machtmitteln, welche fie ihm bor anderen entgegen zu 
jegen hat. Das dritte Moment endlich bedingt eine Verjchiedenheit in der 
Ertenfität der Stirchenhoheitsübung gegenüber einerjeitS der katho— 
liſchen, andererfeit3 der evangelifchen Kirche. Über letztere hat 
der Träger der Staatsgewalt das Jus in sacra anzufprechen. Wiewohl 
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hiebet der Träger der Staatsgewalt und der Inhaber der Kirchengewalt 
icharf zu ſcheiden und, wie nachgewiejen, die Bethätigungsgebiete der 
Jura eirca und in sacra grundjäßlich verjchiedene find, jo Liegt doch auf 
der Hand, daß die Ausübung einer Kirchengewalt durch dasjelbe Drgan 
die Handhabung einer Kirchenhoheit in vielen Beziehungen gegenftandslos 
und überflüffig macht. Da und dort find die Beranftaltungen der Kir— 
chenhoheit als ein minus in dem majus der durch die Kirchengewalt ge= 
gebenen Rechte ohnehin enthalten und daher entbehrlich geworden. Raum 
und Bedürfnis für eine bis ins Einzelne durchgeführte Geltendmachung 
der Sirchenhoheit gegenüber der evangelifchen Kirche würde erjt mit 
dem Beitpunfte der Bejeitigung des landesherrlichen Kirchenregiments ge— 
geben fein. Mit diefer wenig wahrfcheinlichen und wenig nüßlichen Even- 
tualität fann aber gegenwärtig nicht gevechnet werden. Die Berüdfich- 
tigung der namentlich an zweiter und dritter Stelle erwähnten Gejichts- 
punfte ift für Theorie und Praris der Kirchenhoheit von gleich großer 
Wichtigkeit. Ihre Berfennung feitens des Staates durch Anwendung 
eines formal paritätifchen Prinzips hat ebenjo oft zu ungerechter Be— 
handlung der Kirche, als umgefehrt ihre Berfennung feitens der Kirchen 
und Slirchenangehörigen zu fehlerhafter Beurteilung ftaatlicher Maßnahmen 
geführt. 

IV. Da die Sirchenhoheit nur ein Zweig der allgemeinen Staats— 
hoheit ift, jo funftioniert fie auch als Staatsgewalt. Die Grund- 
funktionen der Staatsgewalt find Rechtsſchöpfung, Rechtsſprechung 
und Regierung (Öefeßgebung, Justiz, Verwaltung). Die erftere be- 
jteht in der Aufitellung allgemein verbindlicher Nechtsnormen, Gejete 
im m. ©. Die zweite in der Gewährung richterlichen Schußes gegen 
Verlegung der Nechtsnorm. Die dritte in zweckgemäßem Handeln auf 
Grund und innerhalb der Schranken der Nechtsnorm. Dieje drei Funk— 
tionen stehen in leicht erjichtlichem Zuſammenhang. Erweiſt fich die 
Staatsgewalt in der erjten als die Erzeugerin, jo in der zweiten als 
die Erhalterin des Nechts. In der dritten aber füllt fie das unermeß— 
liche Gebiet jener Aufgaben aus, welche weder durch Aufftellung ab- 
itrafter Nechtsjäge, noch durch ftrifte Anwendung derjelben, jondern allein 
durch ein auf die Intereſſenpflege der Gejamtheit bevechnetes Fonfretes 
Handeln gelöft werden fünnen. Die drei Grunderjcheinungsformen des 
Staatswillens find hiernach Geſetz, Nihterfpruh und Verwal— 
tungsaft. Auch infoweit der Staatswille als Kirhenhoheit 
funktioniert, kann und muß er einer diefer drei Herrjchaftsfornen ſich 
bedienen. 


Hinfichtlich des Staatswillens in der Form des Gefetes Haben fich die 
im Eonftitutionellen Staat entwicelten Unterfcheidungen (einfache Geſetze, Ber- 
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fafjungsgejeße, Berordnungen) bereits in dev Quellenlehre ergeben ($ 15 IIND. 
Ebenſo hat der Überblic über die Gliederung des öffentlichen Rechts ($ SIT 2) 
ſchon früher erfichtlich gemacht, daß der Staatswille in der Form des Richter: 
ſpruchs fich dreifach äußert in der Ausübung der Eivilgerichtsharfeit, der 
Strafgerichtsbarkeit und der Verwaltungsgerichtsbarkeit (ſ. näheres u. $ 23 ID) 
Hinfichtlich de3 Staatswillens in der Zorn des Bermwaltungsafts ift folgende 
allgemeine Kenntnis notwendig. Verwaltungsakt ift jede Äußerung des Staats— 
willeng, welche nicht Geſetzgebung oder Richteriprud) ift. Der Reichtum der Er— 
jcheinungsformen ift daher außerordentlich groß. Die BVBerwaltungsafte haben 
ihr nächjtliegendes Anwendungsgebiet vor allem innerhalb des Organismus der 
Staatsderwaltung ſelbſt; e8 gehören dahin alſo alle in irgend welcher Form 
auftretenden Maßnahmen, welche den Zweck haben, die Thätigfeit der Verwal— 
tungsorgane zu regulieren. Außerhalb diejes Gebietes find — abgejehen bon 
der völferrechtlichen und privatrechtlichen Verfehrspflege des Staats, welche fich 
ihrerfeits in zahllofen Verwaltungsformen bewegen — die Verwaltungsafte die 
Mittel zur Ausübung der obrigfeitlihen Befugniffe gegenüber den ein- 
zelnen Unterthanen und den rechtlich organifierten Gemeinschaften innerhalb 
des Staatsgebiet. Bei aller Bielgejtaltigfeit der Formen laſſen fich diefe Mittel 
doch auf zwei Grundtypen zurüdführen. Die VBerwaltungsafte mit der bezeich- 
neten Zweckbeſtimmung find Handlungen oder Verfügungen der Verwal— 
tungSsbehörden. Bei jenen treten ihre Organe ſelbſtthätig auf, durch diefe 
werden die Unterthanen zu eigenem Handeln angewiefjen oder ermächtigt. 
Erjheinungsformen der erjteren Art von Berwaltungsaften find z. B. Vornahme 
von Ehefchließungen, Beurkfundungen des PBerjonenftandes, Anftellung bon Viſita— 
tionen, Mitwirkung bei Pfarrinftallationen u. dgl. Erjcheinungsformen der zweiten 
Art find Erlaß von Befehlen, Geboten oder Berboten, Erteilung von Bewilligungen 
aller Art, Berleihung der juriftifchen Perſönlichkeit (fofern dazu nicht Gejet erfordert 
wird, ſ. u. $22 IT), Genehmigung von Stiftungen u. dgl. In der Berfügung äußert 
jich befonders charafteriftiich der Unterſchied don VBerwaltungsaft einerjeits, 
Rechtsſchöpfung und Nichterjpruch andererjeits. Die Verfügung Fchafft nicht 
neues Recht, ſondern es wird durch diejelbe auf Grund des bejtehenden Rechts 
ein fonfretes Berhältnis geordnet oder beftimmt. Die Berfügung tft nicht 
Urteil und erwächſt nicht zur Nechtsfraft im prozefjualen Sinn; fie kann 
daher jeder Zeit durc) das verfügende Organ wieder abgeändert oder aufgehoben 
werden. Berwaltungsrectliche Litteratur vo. ©. 107. 


V. &s fragt fich endlich noch um die materielle Funktion, 
welche, gekleidet in diefe oder jene Form, der Staatswille als Kirden- 
hoheit zu verrichten hat, m. a. W. um den Inhalt, um die Äußerungen 
der Sirchenhoheit feldft. Die einzelnen Außerungen derſelben haben fich 
nach der in Deutjchland auf Grundlage des weſtfäliſchen Friedens ge— 
ichehenen Entwicdelung unter dev Terminologie des Jus reformandi, 
des Jusinspiciendi cavendi ımd des Jus advocatiae 
feftgeftellt. Mit der erften dieſer Hußerungen wird im allgemeinen das 
Necht des Staates zur Nornierung des firchen- und religionsgejellichaft- 
lihen Tchatbeftandes (Gewährung und Begrenzung der Befenntnisfreibeit), 
mit der zweiten das oberſte Auflichtsrecht des Staates über die Kirchen 
und ihre Angehörigen, mit der dritten Hecht und Pflicht eines ſpezifiſchen 
Schußes der Kicchengejellfchaften durch den Staat bezeichnet. Dieſe Ka— 
tegorieen werden in neuerer Zeit bon manchen Bertretern der Stirchen- 
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rechtswiſſenſchaft als unfähig, den Neichtum der jeit dem XVII. J. ftatt- 
gehabten jtaatsfirchenrechtlichen Entwieelung in fich aufzunehmen, ſowie, 
weil auf verfchiedenen Einteilungsprinzipien beruhend, als in ſich unge- 
rechtfertigt, abgelehnt. Zu ſolcher Ablehnung iſt jedoch fein Grund vor— 
handen. Ein Beſſeres und Einheitlicheres ift nirgends an die Stelle ge— 
jet. Die Befeitigung jener Sategorieen führt nur zu Willfürlichkeiten 
und vernachläffige den gefchichtlichen Zufammenhang. Überdies ift das 
erfte der erhobenen Bedenfen jachlich unbegründet, indem, wie fich ergeben 
wird, auch die in der Gegenwart ungleich reicher entwickelten Beziehungen 
von Staat und Kirche erichöpfend und ganz naturgemäß den drei ge: 
nannten Slategorieen fich unterordnen. Das zweite Bedenken aber erledigt 
fich dadurch, daß die genannten Äußerungen der Kirchenhoheit freilich nicht 
als unveränderliche Begriffstypen aus einer geſchichtlich überwundenen 
Entwieelungsperiode zu Übernehmen, fondern felbftverftändlich in der den 
veränderten Berhältnifien entjprechenden Weife zu formieren, einzujchränfen 
oder zu erweitern find. Denn die Sirchenhoheit wird gegenwärtig nicht 
mehr, wie ehemals, auf Grund reichSgefetlicher Delegation der Territo- 
rialgewalten, jondern kraft der mit Auflöfung des Neiches erworbenen 
Souveränetät der Einzelftaaten bejejfen und ausgeübt. Es beftehen in 
ihrer fonfreten Ausgeftaltung nur noch verſchwindende Reſte einer ehe— 
mals gemeinvechtlichen Gntwicelung. Sie hat ihre gegenwärtige Aus- 
prägung durd) die Einzelftaaten und das neue Reich erfahren. Aber 
überall ift diefelbe im nachwweisbaren Zufammenhange mit dem älteren 
Nechtszuftande erfolgt. Es ergiebt ſich daraus ebenso jehr, daß jene älteren 
Ntaatskirchenrechtlichen Sategorieen ohne Berläugnung der geichichtlichen 
Kontinuität nicht einfach über Bord geworfen, als daß fie nicht ohne 
weiteres in dem enger begrenzten Sinne der Vergangenheit übernommen 
werden fünnen. Was in Wahrheit an ihrer bisherigen fyftematifchen Ber- 
wendung anftößig ift, haben nicht fie jelbit, jondern hat die Firchenrecht- 
liche Schule verjchuldet. Dieje hat nicht ſcharf genug hervortreten laſſen 
die verfhiedenen Richtungen, in welchen fich jene einzelnen 
Hußerungen der Kirchenhoheit zur Geltung bringen, fowie den oben be- 
Iprochenen Reichtum der Formen, in welchen die Stirchenhoheit als 
Zweig der StaatSshoheit funktioniert. So hat man namentlich das Jus 
inspieiendi cavendi zur rein administrativen Thätigfeit der Staatsge- 
walt eingejchränft ($ 23 D), während es fich in Wahrheit rechtsjchöpfe- 
riſch, richtend und verwaltend, jo gut mie das Jus reformandi und 
advocatiae ermweilt. So hat man ferner das Nechtsverhältnis der Kir— 
chengejellfchaften untereinander als einen jelbjtändigen ſyſtematiſchen Teil 
zujammenhangslos oder anhangsweiſe dargeftellt, während feine Ordnung 
in Wahrheit ebenfalls nur eine Funktion der Stivchenhoheit bildet. Dieſe 
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Fehlerquellen ließen fich noch um einiges bereichern. Es ift nicht zu 
beriwundern, daß bei ihrem Feithalten die alten SKategorieen als unfähig 
zur Aufnahme dev neueren Entwicelung erjcheinen mußten. An Diejen 
Punkten muß daher eine Korrektur allerdings eintreten. Die Kirchen— 
hoheit äußert fih materiell wirkſam in zwei Richtungen: in der Nid)- 
tung des NRechtsverhältniffes der Kirchen zum Staat und der Slirchen 
untereinander. innerhalb ihrer bethätigt fich die Kirchenhoheit als 
Neformationg-, als Auffichts- oder als Schutzrecht. Innerhalb einer 
jeden dieſer drei Funktionen kann fie die Formen des Gefeßes, des 
Nichterfpruchs oder des Verwaltungsakts annehmen. Damit ift die Dis- 
pofition des Folgenden gegeben. Da aber das Verhältnis von Staat und 
Kirhe ein in jeinen Wirkungen das ganze Syitem des Kirchenrechts 
durchdringendes und bejtimmendes ift, jo wird im allgemeinen Teile die 
Lehre von der Kirchenhoheit nur in einzelnen Beziehungen ausgeführt, in 
anderen dagegen lediglich andeutungsweife zu behandeln und bier dem 
befonderen Teile vorzubehalten fein. 


Litteratur. Uber den Begriff der Kirchenhoheit find die Ausführungen meiſt 
nur ſehr fnapp; vol. aber: Herrmann im Deutſchen Staatswörterbuch 
(Bluntjdhli u. Brater), Bd. V (1. Aufl. 1860), ©. 704 s. v. Konkordate. 
Bluntſchli, dal. ©. 564 ff. s.v. Kirchenhoheit. Derjelbe, Allgemeines 
Staatsrecht (3. Aufl. 1863), Bd. IT. ©. 308 ff. Boepfl, Gem. deutjch. Staats— 
recht, Bd. TI (1863), ©. 831 ff. G. Meyer, Deutjches Staatsrecht, $ 233. 
9. Schulze, Deutjches Staatsrecht, Bd. I. S$ 239. DO. Mejer, 2b. d. 
KR, $ 88. Dihter-Dove, 2b. $ 100. Gefchichtlich anregende Bemer- 
fungen bei Warnfönig, Die ftaatscechtliche Stellung der kath. K. ꝛc., 
©. 27 ff. In der Frage über die Anwendbarkeit der gejchichtlichen Kategorieen 
des Jus circa sacra vertreten die vom Tert abweichende Meinung: Hin— 
Ihius in Marquardjens Höb. Bd. J. 1 S. 268f. Friedberg, Evang. 
Berf.R. ©. 50 f. v6. Derjelbe, 26.©.86. Zorn,2%b.©. 216. E. Meyer, 
Die Kirchenhoheitsrechte des Königs v. B., ©. 131. Sartorius, Staatl. 
Berwalt.-GerichtSsbarfeit auf firchenrechtl. Gebiet, ©. 1 ff. 


2, Die einzelnen Äußerungen der Kirchenhoheit. 
a) In der Richtung des Nechtsverhäftniffes der Kirchen zum Staat. 
a) Die fiantlidye Zulaffung der Religionsgefellfihaften. 
S 22, 

I. Bildung und Umbildung des Begriffs des Jus reformandi. 

PISESVEr SHOEVEITOIND LER Ye 
Bei dem Berfuch, über die ziemlich verjchlungene Entwickelung des jog. Re— 
formationsrechtS Klarheit zu gewinnen, muß davon ausgegangen werden, daß 
im XVI 3. zwei durchaus verjchiedenartige Grundbegriffe desjelben, ein ver— 
faſſungsrechtlicher und ein ſtaatskirchenrechtlicher, neben einander ſich 
gebildet hatten. Jener war der von Luther, bejonders in feiner Schrift an den 
chrijtlichen Adel deutjcher Nation, eingeführte und von den Neformatoren über- 


haupt angenonmtene Begriff. Sie verjtehen unter „Reformationsrecht” das ur— 
ſprüngliche Recht und die Pflicht der weltlichen Obrigkeit, eine als not- 


316 Dritter Abſchnitt: Staat und Kirche. 8 22 


wendig erfannte Kirchenverbeſſerung für den Fall zu bewirfen, daß Die 
firchlichen Organe felbit die Mitwirkung berjfagen. Die weltliche Gewalt foll 
in den Falle nicht etiva felbjt das geiftliche Negiment übernehmen, wozu fie 
feinen Beruf hat. Sie foll vielmehr, etwa durch Amterbeftellung, nur dafür 
jorgen, daß in Predigt und Saframent der Wille der Kirche ſelbſt wahrhaft 
zur Bollziehung gelangen könne. Ein jolches Necht wurde nad) dem Gebiet, in 
welchem der Begriff zuerjt auftrat, felbjtverjtändlich nur bon weltlichen Obrig- 
feiten edangelifchen Befenntnifjes, Fürjten oder jtädtifchen Meagijtraten in 
Anspruch genommen und ausgeübt. ES fehrte feine Spite gegen das dem Werfe 
der Neformation gegenüber unthätig gebliebene fatholifche Biſchoftum. Diefes 
Jus reformandi wurde dann jpäter eines der hauptſächlichſten Entwicdelungs- 
momente bei der Ausbildung der evangelifchen Kirchenverfaffung, nämlich der 
Entitehung des Tandesherrlichen Kirhhenregiments. Eine andere Wurzel 
dagegen hat dasjenige Jus reformandi, welches nachmals im weftfälifchen Frieden 
gejeßlich firtert und für die fünftige ftaatSskicchenrechtliche Entwidelung maßgebend 
wurde. Sein Gedanke findet fich angemeldet im Speyrer Reichsabſchied von 
1526, in der den Reihsftänden in Sachen des Wormjer AchtediftS zugeftan- 
denen Freiheit des Handelns Dieje auf einen fpeziellen Fall bezogene 
Freiheit erweiterte fich, nachdem durch den augsburgiſchen Neligionsfrieden von 
1555 die bifchöfliche Jurisdiktion über die Evangelischen juspendiert war, zu der 
Macht überhaupt, das Religionsweſen des Landes beliebig zu ordnen. 
Solche Macht erwies fich nach der feit jenem Reichsabſchied entiwicelten Praris 
namentlich darin wirkſam, daß Unterthanen, welche fich „nicht reformieren lafjen“ 
tollten, zur Auswanderung genötigt werden fonnten. Dies ift der Ausgangs- 
punft des jtaatSsfirchenrechtlichen Jus reformandi, welches hier allein in Frage ſteht. 


2. Das Jus reformandi des weftfälifchen Friedens. 


Auf Grund borjtehenden Thatbeftandes findet fich folgerichtig bereits im 
Prager Frieden bon 1635, 8 25, ganz allgemein die „Einführung der Religion” 
bom Kaiſer als „der Landesfürftlichen Hoheit anhängig” bezeichnet. So ijt das 
Jus reformandi durch das nachfolgende Reichsgrundgefeb des XVII. 3. nicht 
erjt neu eingeführt, fondern vielmehr in demfelben vorausgefeßt. „.. cum ejus- 
ınodi Statibus immediatis cum Jure Territorii et Superioritatis ex com- 
muni per totum Imperium hactenus usitata praxi etiam Jus refor- 
mandi exereitium Religionis competat“ (J. P. O. V, 30). Das wejtfälijche 
Jus reformandi war biernach ein auf reichSgefeßlicher Anerkennung beruhendes, 
in diefem Sinne bon der Neichsgewalt abgeleitetes und mit der Landes— 
hoheit verfnüpftes Necht. ALS folches ftand es ebenfo den Trägern der monar- 
chiſch verfaßten, als der vepublifanifchen Staatsgewalt, d.h. den Landesheren 
und den jtädtifchen Obrigfeiten zu. Seinem Inhalte nach war es das Recht, 
die individuelle und gefellfchaftlide NReligionsübung der Unter: 
thbanen zu beftimmen. Denn die im Frieden proflamierte „aequalitas ex- 
acta mutuaque“ (V, 1) bezog ſich nur auf die Reichsjtände in ihrem Berhältnis 
untereinander und zum Neich. Die Unterthanen waren in dieje Nechtsgleichheit 
nicht eingefchloffen. Ahnen gegenüber blieb im Prinzip das religiöje Beftim- 
mungsrecht der Staatsgewalt beitehen. Diejes Jus reformandi wurde bon 
den evangeliſchen NReichsitänden, welche den Unterthanen die Wahl des Be- 
fenntnifjes freigeftellt wifjen wollten, befämpft. &ie erreichten aber nicht die 
Bejeitigung, fondern nur feine bejchränfende Determination. Aus den Kompro— 
miffen zwifchen den verjchiedenen Anfprüchen der beiden Konfeffionen entjtand 
hiernach ein gefeglicher Thatbeftand, der von Theorie und Praris zu einer Art 
von Syſtem des Jus reformandi, als deſſen Beitandteile man das Jus repro- 
bandi, tolerandi und reeipiendi oder das Necht des Neligionsbannes, der Dul- 
dung und der Aufnahme unterjchied, entwidelt wurde. Anlangend zunächſt 


ee 
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a) das Wechjelverhältnis der Katiholifen und Proteftanten, jo 
gewährte daS als Jus reprobandi bezeichnete Recht die Befugnis, die nicht als 
Zandesteligion anerkannte Konfeffion vom Territorium auszujchließen 
und ihre Befenner zur Auswanderung zu nötigen. Solche Nötigung jtellte aber 
ihon damals das äußerſte, veichSgejeglich zugelafjene Maß jtaatlicher Zwangs— 
gewalt in Religionsjachen dar. Zwang zur Annahnte der ZYandesreligion durfte 
nicht jtattfinden. In diefem Sinne war vielmehr andererjeits die Auswanderung 
um der Religion willen zugleich al8 Recht der Unterthanen anerfannt: e8 mußte 
den gezwungen oder freiwillig Auswandernden mehrjährige Friſt zur Borberei- 
tung gelafjen, es fonnte nicht der Verfauf der Smmobilien don ihnen verlangt, 
es jollte nicht die zeitweilige Rückkehr zu Zwecken der Bermögensperwaltung 
verwehrt, e8 durfte nicht eine höhere als die ortSübliche Nachjteuer ihnen auf: 
erlegt werden (V, 30. 36. 37). Die Gejchichte des Jus reprobandi ijt die Ge— 
Ihichte der individuellen Gewijjensfreiheit auf deutjchem Boden. Die 
Ausübung des Jus tolerandi und recipiendi dagegen jtellen die Entwicdelungs- 
jtufen der geſellſchaftlichen Kultusfreiheit dar (vgl. o. $ 19 II 4). Kraft 
des eriteren fonnte den Unterthanen, welche jich nicht zur Landes- oder einer 
neben ihr rezipierten Nteligion befannten, Duldung gewährt werden. Die To- 
leranz begründete ſomit bereit einen, wenn auch nur den niedrigjten Grad pofi- 
tiver religiöjfer Berechtigung innerhalb des Territoriums. Im allgemeinen fonnte 
der Inhaber des Jus retormandi die Bedingungen der von ihm gewährten To- 
leranz nach eigenem Belieben fejtjegen. Es war aber durch den Frieden jelbjt 
ein Mindeſtmaß von Rechten bejtimmt, welches auch den blos Tolerierten nicht 
entzogen werden durfte. ES gehörte dahin NechtSgleichheit mit den Unterthanen 
der Zandesreligion in Handel und Gewerbe, Erbrecht, bürgerlicher Achtung, ehr 
lihem Begräbnis (V, 35), jodann aber namentlich Unterrichtsfreiheit für die 
Kinder, Necht des Anſchluſſes an benachbarten öffentlichen Gottesdienit und Aus- 
übung der Hausandacht (V, 34). In letzterer Beziehung jtellte ſich die Unter: 
jcheidung bon devotio domestica simplex und qualificata fejt. Unter dieſer 
beritand man die unter Yuziehung eines Konfeſſionsgeiſtlichen jtattfindende häus- 
liche Kultusübung, unter jener die vom Hausbater allein mit feinen Hausgenofjen 
abzuhaltende Andacht. ES ijt zweifellos, daß der wejtfälifche Friede lediglich das 
Recht diejer einfachen Hausandacht den Zolerierten garantieren wollte, während 
er andererjeitS den Territorialftaatsgewalten nicht verwehrte, fraft des Jus re- 
formandi aud) die qualifizierte Hausandacht zu gewähren. Da in dem zuge- 
zogenen Geiftlichen immer jchon die Kicche ſelbſt Handelnd auftritt, jo bildete die 
devotio domestica qualifieata gewifjermaßen eine Übergangsform don Toleranz 
zur Nezeption. Das Jus recipiendi nämlich äußerte fich in der Freiheit, nicht 
nur die Zandesreligion zu bejtimmen, jondern auch neben ihr jede andere 
der in den Frieden eingejchlofjenen Neichsreligionen mit Kultusübung zuzu— 
lafjen. In diefem „exercitium religionis*, d. h. in der Möglichkeit des Zuſam— 
menfchlufjes aller Gefinnungsgenofien zur Gemeinde und der unter organijche 
Leitung eines Geiftlichen geftellten gemeinjchaftlihen Neligionsübung bejtand 
der Borzug der ecelesia recepta vor der ecclesia tolerata. Im übrigen war 
nac) dev bereits zwijchen 1555 und 1648 entwickelten Praris daS exereitium 
religionis jelbjt wieder in publicum und privatum, d. h. Kultusübung mit 
oder ohne Zeichen der DOffentlichfeit, abgeftuft, und ftellte hiernach nur einen 
höheren oder den höchjten Grad religiöfer Berechtigung dar. Die Grenzen dieſer 
beiden Stufen waren freilich flüſſig und daher territorial verjchieden gezogen. 
Die Ausübung des Jus reformandi nad den drei Grumdrichtungen wurde 
durch den weſtfäliſchen Frieden jelbft nur durch den Beſitzſtand des auf 1624 
firierten jog. Normaljahres bejchränft. Was eine Reichskonfeſſion an irgend 
einen Tage dieſes Jahres von Kultusübung oder Kirchengütern nachweislicd) 
innegehabt, das jollte [mit Ausnahme der nichtjchlefifchen üfterreichifchen Erb— 
lande, in welchen der Kaifer Rechte der Unterthanen nicht anerfennen wollte 
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(V, 38—41)], veftituiert, bezw. belaffen und und nicht anders, al3 „mutuo con- 
sensu“ berändert oder’ aufgehoben werden (V, 31. 33). [Für die Reichsunmit— 
telbaren wurde als Neftitutionstermin der 1. Januar 1624 als Normaltag an- 
genommen (V, 2. 10).] Bon der Schranfe des Normaljahres abgejehen, hatten 
die £atholifchen Reichsſtände gegenüber proteftantischen Unterthanen, die pro— 
teftantifchen Zandesherrn und Städte gegenüber Katholiken volle Freiheit des 
Handelns. Dadurch war es von jelbjt gegeben und erklärt fich leicht, daß, une 
geachtet der unter den Neichsftänden herrſchenden Parität, doch in den einzelnen 
Territorien je nach dem Gebraucde des Jus reformandi daS Berhältnis von 
Staat und Kirche Hinfichtlich der Neligionsfreiheit fich außerordentlich verjchieden 
daritellte und entwicelte. Anlangend 

b) das Wechjelverhältnis der beiden proteftantifchen Konfeſſionen 
untereinander, jo war e8 abweichend vor allem darin bejtimmt, daß Tutherifche 
und reformierte Neichsjtände gegenüber ihren proteftantijchen Unterthanen an- 
derer Konfeffion eines NechtS des Religionsbannes fih begaben und all- 
gemeine Toleranz gewährten. Für den Fall des Übertrittes des Landes— 
herren von einer proteftantifchen Konfeſſion zur andern durfte er zwar für jeine 
Perſon einen Hofgottesdient einrichten, auch den mit ihm Fonvertierenden Ge— 
meinden das unentziehbare Recht der Kultusübung irgend eines Grades ver— 
leihen, dagegen nichts an der öffentlichen Neligionsübung der bisherigen Landes— 
religion zu deren Nachteil verändern. Bielmehr wurden für folchen Fall zur 
Sicherung des Beftandes der Landeskirche noch ganz bejondere Beranftaltungen, 
namentlich hinfichtlich der Kirchen und Schulämter zugelafjen (VII, 1. 2). 


3. Preußiſches Landrecht und NReichsdeputationshaupt- 
ihluß. 

Schon bald nad) dem wejtfälifchen Frieden begann ein bis in die Anfänge 
des neuen Neiches fortgejeßter Einjchränfungsprozeß des Jus reformandi. Nur 
einmal noch griff, furz dor feiner Auflöfung, die Gejeggebung des alten Reiches 
jelber ein. Aber dasjenige Maß don Gemiljens- und Kultusfreiheit, welches der 
Keichsdeputationshauptichluß gewährte, war längjt durch die Macht der That- 
jachen und den Gang der StaatSfirchengejeßgebung in einzelnen Territorien über- 
holt. Inſonderheit traf Dies von Brandenburgs Preußen zu. Kurfürjten 
und Könige hatten hier vom echte des Neligionsbannes feinen Gebrauch ge- 
macht. Die beiden protejtantifchen Konfejfionen waren auch nach dem Übertritt 
der Landesherren zur reformierten Kirche gleichberechtigt. Der Bejtand der 
fatholifchen Religion blieb in den neu erworbenen Gebietsteilen unberjehrt. 
Sekten genofjen ungeachtet des veichSgejeglichen Verbotes Duldung. Diejer durch 
Praris und einzelne StabinetSordres gejchaffene, auch im Wöllnerjchen Religions— 
edift vom 9. Juli 1788 im wejentlichen bejtätigte Rechtszuſtand wurde durch das 
Allgemeine Landrecht von 1794 noch vollfommener ausgebildet und für die 
ganze Zeitdauer des abjoluten Staates gejeglich fejtgelegt. Es wird vollkommene 
Slaubens- und Gewijjensfreiheit gewährleiitet und das Necht des häuslichen 
Sottesdienftes ſowie des Wechjels der Hriftliden Konfejfion gegeben. Auch 
Anhänger von Sekten fünnen zur Angabe ihres Befenntnijjes nur infofern ge= 
halten fein, als „die Kraft und Gültigkeit gewiſſer bürgerlicher Handlungen da- 
von abhängt“ (IL. 11. 88 2—7. 40). Wollen fich aber „mehrere Einwohner zu 
Religionsübungen verbinden“, jo bedürfen fie „dev Genehmigung des Staats” 
(IT. 11. $ 10). Hinfichtlic) des Maßes religiöfer Berechtigung der beftehenden 
Kirchengeſellſchaften werden jure seripto zwei Stufen unterjchieden: die dom 
Staate „ausdrüdlich aufgenommenen“ und die „geduldeten“ Gejell- 
fchaften (I. 11. 88 17. 20). Jene genojjen „die Rechte privilegierter Korpora— 
tionen’, d.h. in der Sprache des alten Reichsrechts exereitium religionis 
publicum; e8 gehörten dahin die drei Reichskonfeſſionen der Katholifen, Luthe- 
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raner und Reformierten. Den geduldeten wurde „die freie Ausübung ihres Pri- 
batgottesdienfstes verjtattet”, alfo exereitium religionis privatum gewährt. 
Thatfächlich ſchob fich zwischen diefe beiden Kategorieen ſchon auf Grund der vor— 
landrechtlichen PBraris eine dritte Gruppe mit exereitium religionis quasi 
publicum („bisher öffentlich geduldete Sekten” hatte fie das Edikt don 
1788, 8 2 genannt) ein: die Fonzefjionierten Gejfellichaften, welche, wie 
Herrenhuter, Mennoniten und böhmijche Brüdergemeinde geringere Rechte als 
die privilegierten, aber weitergehende, als die blos geduldeten erlangt hatten. 
Das Reſultat diefer Entwidelung für Preußen war biernach folgendes. Das 
Jus reprobandi war, foweit es mit Zwangsanwendung, inSbejondere durch Aus— 
weifung um der Religion willen, jich geltend machte, befeitigt und erhielt fich nur 
noch in dem, nachfolgend durch wiederholte Kabinetsordres ausgejprochenen Ber- 
bot des Ubertrittes vom Chriftentum zum Sudentum. Das Jus tolerandi er- 
wies ſich wirffam in der Thatjache der Duldung der nicht ausdrüdlich aufge 
nommenen NeichSreligionen, ſowie in der noch immer fejtgehaltenen Berfnüpfung 
gewiſſer bürgerlicher Rechte mit dem religiöfen Bekenntnis. Das Jus reeipiendi 
endlich äußerte fich in dem Erfordernis der Staatögenehmigung für neue Re— 
ligionsgejellfchaften und bethätigte fich gegenüber den geduldeten und konzeſſio— 
nierten durch die verfchiedene Gradbemeffung ihrer Kultusübung, während es 
gegenüber der Fatholifchen, Tutherifchen und reformierten Kirche durch Aufnahme 
al3 privilegierter SKorporationen gegenftandslos geworden war. Unter diefen 
Umftänden und nachdem auch in Bayern fchon jeit 1800 auf das Jus reprobandi 
den Proteftanten gegenüber verzichtet, jorwie durch das Edift vom 10. Januar 
1803 die Gleichjtellung der drei chriftlichen Konfeffionen als öffentlicher Kirchen— 
gejellfchaften ausgefprochen und ihren Mitgliedern der dolle Genuß der bürger- 
lichen und politischen Freiheit zugefichert war, bedeutete e8 mehr nur einen Akt 
der Ausgleihung, als einen wirklichen Fortjchritt, wenn der Reichsdepu— 
tationshauptfchluß dom 25. Februar 1803 das Jus reformandi für die 
Entſchädigungsländer ebenfalls dahin einfchränfte, daß bei dem Wechjel der Lan- 
desherrichaft die bejtchende Religionsübung der im Reiche anerfannten Konfeflionen 
„gegen Aufhebung und Kränfung aller Art gejchügt fein” follte (NR. D. 9. $ 63). 
Damit waren durch einen Akt der NeichSgefeßgebung felbjt die auf dem be— 
ſchränkten Nechtsboden des wejtfälifchen Friedens ftehenden und einer freieren 
Entwidelung hinderlichen Beſtimmungen der Territorialverfaffungen außer Wirf- 
famfeit gejeßt. 


4. Die Entwidelung des Jus reformandi im XIX. J. 
Mit der Auflöfung des Reiches im J. 1806 war die gejamte Rechtslage 
plößlich und durchgreifend verändert. Durch den Wegfall der Neichs- 
gewalt hatten die Yandesherrn die Souderänetät erworben. Die Kirchen: 
hoheit war damit auf einen neuen durchaus jelbjtändigen Nechtstitel ge 
jtellt. Die ganze im Reichsrecht begründete Drdnung des Jus refor- 
mandi war, gleichiwie das veichSgejegliche Verbot der Sekten, nunmehr 
unverbindlich geworden. Auch das Neformationsrecht wurde fernerhin 
nur auf Grund der Spuveränetät und alfo nach freien Belieben der 
Landesſtaatsgewalten, welches fie) nur durch den Thatbeftand wohlerwor— 
bener Rechte gebunden wußte, ausgeübt. Die gemeinrechtliche Ent- 
wieelung hört auf und es tritt an ihre Stelle bis zum Eintritt 
der norddeutſchen Bundesgejetgebung die lediglich partikularrecht— 
liche Ausgeftaltung des Jus reformandi. N 
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Das wejentliche Ergebnis aus dem fiebenjährigen Bejtande des Rhein— 
bundes war die Gleichjtellung des Fatholifchen und des Iutherifchen Kultus und 
alfo ein Berzicht auf die Geltendmachung des Neformationsrechts injoweit, als 
es beiden Kirchen bisher noch ein verjchiedenes Maß von Neligionsübung zuger 
teilt hatte. Die Gleichjtellung gejchah entweder in Ausführung der Accejfions- 
urfunden oder aus eigener Snitiative. Uber das bezeichnete Maß hinaus giebt 
zwar die Gefeßgebung der Rheinbundsftaaten noch immer ein jehr verjchieden- 
artiges Bild don der Geftaltung der Religionsfreiheit. Zur Bergleihung regen 
an das badische Edift vom 14. Mai 1807 (Winfopp, 9. VIII ©. 257), 
das bayerifche Neligionsedift vom 24. März 1809 (W., 9. XXXV. ©. 161, 
auszugsmweiie bei Weber, Bd. I. ©. 282) und die Konjtitution des Königreich 
Wejtfalen vom 7. Dezember 1807 (W., 9. XII. ©. 483). Das erjte war im 
höchjten Maße gewunden und zurüdhaltend und schloß auch gegenüber Ange- 
hörigen der drei chrijtlichen Kirchen grundjäglich noch feineswegs ein Recht des 
Neligionsbannes aus. Das zweite jtand auf dem geordneten Boden des preußi- 
chen allgemeinen Landrechts. Die dritte gewährte die unbejchränfte Religions 
freiheit im Geiſte der franzöfiichen Nevolution, ſchloß aljo den Verzicht auf jede 
Art von Reformationsrecht in fi ein. Wird aber das Durchſchnittsmaß der 
Errungenschaften fejtgehalten, jo fann man jagen, daß in der Aheinbundszeit 
allgemein mindejtens derjenige Thatbejtand gejchaffen wurde, welcher nachmals 
im Art. XVI der deutſchen Bundesakte rechtliche Anerkennung fand. Uber 
die Tragweite diefer Bejtimmung hat fich, joweit fie die Außerungen des Nefor- 
mationsrechtS betrifft, lebhafter Streit erhoben (vgl. o. $ 14 III). ALS richtiges 
Ergebnis wird wohl folgendes fejtzuftellen fein. Das Jus reprobandi jollte 
unbejchränft gegenüber den Seften bejtehen bleiben. Die im Jus tolerandi ge- 
legene Befugnis, den einzelnen Staatsangehörigen das Maß der bürgerlichen 
und politifchen Rechte abzujtufen, wurde Hinfichtlich der Katholifen, Lutheraner 
und Neformierten bejeitigt; zu den bürgerlichen Rechten gehört die Gewiljens- 
freiheit einschließlich der devotio domestica simplex. Dagegen jollte das Jus 
recipiendi in Anſehung der drei chrijtlichen Kirchen jelbjt den Staaten nicht 
genommen, diejfen vielmehr vorbehalten fein, nach wie dor durch Erteilung des 
exercitium religionis publicum, privatum oder der devotio domestica qua- 
lificata die Neligionsübung abzuftufen; denn die gejellichaftliche Gleichheit und 
Einheit der Neligionsübung war in die „bürgerlichen“ Kechte nicht eingejchlofjen. 
Man hat den Sinn der Bundesafte richtig dahin formuliert: „daß der Einzelne 
ein Necht hat auf Teilnahme an der Neligionsübung feiner Kirche, ſofern dieſe 
Kirche nämlich ein Necht auf Neligionsübung hat, daß er aber fein Recht hat 
auf Keligionsübung jeiner Kirche? (Fürfjtenau, ©. 116). Der Wert oder Un- 
wert aller Zuficherungen der deutjchen Bundesafte hing nun aber im weiteren 
lediglich von ihrer Aufnahme und Durchführung in dem Rechte der Einzel- 
jtaaten ab. Für die Beit des deutſchen Bundes ijt eine gewilje Grenze zweier 
Entiwicelungsperioden durch das Jahr 1848 gezogen. Was für Preußen das 
allgemeine Landrecht gegeben, wird in den anderen Staaten allmählich durd) 
die bis 1848 ergangenen Berfafjungen erreicht (ſ. o. $ 15 ID. Die Gewährung 
der Gemifjensfreiheit bildet an und für fi) feinen Streitpunft mehr. Aber der 
damit verbundene Begriff ift freilich nicht ein gleichmäßiger. Sie wird vielfach 
noch im engjten und höchſt perjönlichen Sinne nur als Befreiung von förperlichen 
Bwang oder Nötigung zur Auswanderung aufgefaßt. In diefem Sinne aber 
bezieht fie fich jest ebenjo auf die Angehörigen von Sekten. Auf die Ausübung 
eine Jus reprobandi ijt auch ihnen gegenüber verzichtet. Dagegen hat die 
Gewifjensfreiheit nocd) immer die Zugehörigkeit zu irgend einer Neligionsgeiell- 
Ichaft überhaupt zur ftillichweigenden begrifflichen Vorausſetzung. Dies ift jelbit 
da der Hall, wo fie ausdrücdlich in der Verfaſſung als eine „vollkommene“ ge- 
währletftet wird. Es giebt eine Freiheit des Konfeſſionswechſels, aber nicht eine 
rechtliche Form des völligen Austrittes. Vielmehr bietet gerade der Konfeſſions— 
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wechjel Gelegenheit, die fortdauernde Wirkung des ftaatlichen Jus tolerandi in 
der Abjtufung der bürgerlichen, namentlich aber der ftaatShürgerlichen Rechte in 
die Erjcheinung treten zu lafien. So fagt das bayerifche Neligionsedift von 
1818, $ 11: „Die Neligionsänderung bat „feinen Einfluß auf die allgemeinen 
jtaatSbürgerlichen Rechte, Ehren und Würden, ausgenommen, es gejchehe der 
Übertritt zu einer Neligionspartei, welcher nur eine bejchränfte Teilnahme an 
dem StaatSbürgerrechte gejtattet ijt.” Diejes bemißt fich alfo, ſoweit nicht die 
Anhänger der alten chriftlichen Reichsreligion in Frage fommen, noch immer ver— 
Ihieden nach der Aufnahmeurfunde oder befonderen Geſetzen. Das Jus reci- 
piendi endlich bethätigt ſich durch die in diefer Zeit nahezu allgemein (wenn 
auch mit verjchiedener Terminologie) fejtgelegte Unterfcheidung von öffentlichen 
Kicchengefellichaften und Privatreligionsgejellichaften. Den erjteren gegenüber hat 
es fi durch die Gewährung des höchiten Grades don Kultusberechtigung im 
Staate nunmehr gewifjermaßen erjchöpft, den anderen gegenüber hat es den 
alten Anfpruch der Gradbemefjung der Religionsübung aufrecht erhalten. Für 
Preußen im befonderen erfuhr in der Zeit vor der Verfaſſung zwar der In— 
halt des Jus reformandi jelbit feine vom allgemeinen Landrecht abweichende 
Regelung. Wohl aber wurde durch feine ergiebige Ausübung der durch letteres 
geichaffene religionsgejellichaftliche Thatdejtand nicht unerheblich verändert. Dies 
geſchah, abgeſehen von der endlichen Ordnung der VBerhältnifje der Altlutheraner 
in der Generalfonzeffion vom 23. Juli 1845, insbefondere durch das Patent 
vom 30. März 1847 über „die Bildung neuer Religionsgefellichaften”, welchem 
eine „Zuſammenſtellung der in dem Allgemeinen Zandrechte enthaltenen Beſtim— 
mungen über Glaubens- und Religionsfreiheit“ (Hinfhius, Preuß. KR. ꝛc., 
©.5 ff.) beigefügt wurde. Veranlaßt war das Patent durch die freireligiöjen 
Bewegungen der Ader Jahre (freie evang. Gemeinden, Deutjchfatholifen ꝛc.), 
welche da und dort zu Gemeindebildungen geführt hatten, die einerjeit8 nicht 
zurückzuhalten, andererjeits auch nicht ohne weiteres den landrechtlichen Kategorieen 
unterzuorönen waren. Es verfolgte hiernach den Zwed, die im Fluß begriffenen 
Berhältnifje Hinfichtlich der Neubildung von Religionsgefellichaften unter beftimmte 
juriſtiſche Formen und entjprechende ftaatliche Kontrolle zu bringen. Das Patent 
bezeichnet einen Markſtein in der Gejamtentwidelung der Befenntnisfreiheit zu— 
nächſt injofern, al8 e8 zum erjtenmal eine völlige Freiheit des AustrittS aus 
der Kirche mit oder ohne Abficht der Begründung einer bejonderen Religions— 
gemeinschaft ausdrüdlich als ftatthaft erklärt (Abſ. 2). Hinfichtlich neu begrün- 
deter Religionsgemeinfchaften jelbjt macht das Patent einen doppelten Unter- 
ichied. Befinden fich diefelben in „Lehre und Bekenntnis mit einer der durch den 
weitfäliichen Friedensſchluß, in Deutjchland anerkannten chriftlichen Religions» 
parteien in weſentlicher Ubereinjtimmung, und ijt in derjelben ein Kir— 
chenminiſterium eingerichtet?, dann fann ihnen bei der Aufnahme zugejtanden 
werden, daß ihre Geiftlichen die Amtsrechte von Pfarrern mit eivilrechtlicher 
Wirkung vornehmen (Ab. 3). Treffen jene VBorausjegungen nicht zu, dann 
werden, fall8 die Angehörigen einer jolchen Religionsgejellfchaft nicht den Geiſt— 
lichen einer öffentlich aufgenommenen Kirche gewinnen wollen oder fünnen, die 
Perjonenftandsafte durch gerichtliche Berlautbarung vollzogen (Abi. 4). Für 
dieje Fälle erging mit dem Patent zugleich eine Verordnung, betr. „die Geburten, 
Heiraten und Sterbefälle, deren bürgerliche Beglaubigung durch die Ortsgerichte 
erfolgen muß”. Die erwähnte Zujammenjtellung endlich war injofern nicht eine 
bloße Wiederholung des landrechtlichen Inhalts über das Jus reformandi, ſon— 
dern eine Ergänzung desjelben, als fie unter Ziff. 2 den früher gebildeten Ka— 
tegorieen don Religionsgejellichaften (j. o. 3) dadurch gewiſſermaßen eine neue 
hinzufügte, daß fie im jederzeit widerruflicher Weife „den Einzelnen” freigab, 
„mit Genehmigung der Obrigkeit fich zu Neligionsübungen zu verbinden und 
gemeinfchaftlihe Zufammenfünfte zu halten”, ohne daß diefelben rechtlich doch 
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aufhörten, „Angehörige* ihrer bisherigen „Neligionspartei? zu jein. Man er: 
fennt leicht, daß eben dieſe Gattung von religtöfen Perfonendereinen dazu be— 
jtimmt war, den im Geiſte der Zeit gelegenen Bedürfniffen entgegenzufonmen. 
Das Jus reformandi war auf dem Wege zu feiner höchjten Stufe: zur Ge- 
währung der Neligionsfreiheit. Die zweite Periode jeiner Entividelung im deut- 
jchen Bund iſt durch die veligiöfen Grundrechte von 1848 marfiert (ſ. o. S 14 III). 
Sn Wahrheit enthielten fie die völlige Bejeitigung des Jus reformandi. 
Dieje Befeitigung lag nicht in der Gewährung der vollen Gemifjens- und Kultus 
freiheit, auch nicht in der Unabhängigfeitserflärung der bürgerlichen und ſtaats— 
bürgerlichen Rechte vom religiöfen Bekenntnis. Sie lag vielmehr in der Be- 
ftimmung, daß „Feine Neligionsgejellfchaft vor andern Borrehte zu genießen“ 
habe. Damit war die gejamte hiftorische Stellung der chriftlichen Kirche auf 
deutjchem Boden verleuignet. Den Staate war die Möglichkeit entzogen, ihr in 
feiner Gefetgebung Rechnung zu tragen. Die Berwirklichung diefer Forderung 
war die Trennung von Staat und Kirche (j. o. 8 19 III. 8 20). Indeſſen Hat 
fie, wie befannt, die weitere Entwidelung nicht maßgebend bejtimmt. Wörtlich 
erhielt fie fich in feiner einzigen Verfaſſung. Abgeſchwächt bejteht fie nur in 
8 35 der V. f. ©.-KoburgsGotha: „Keine Neligionsgejellichaft genießt vor an- 
dern Borrechte in kirchlicher Hinſicht 20.” Die fernere Entwidelung des 
Jus reformandi blieb vielmehr durchaus in organischem Zuſammenhange mit 
den gegebenen gejchichtlichen Grundlagen. Das Rejultat diefer Entwidelung ftellt 
das geltende Recht dar (ſ. u. ID. Bis zur Auflöfung des deutjchen Bundes 
lediglich partifularrechtlich bejtimmt, Hat endlich durch den Eintritt der norddeut- 
jhen Bundesgejetgebung das Jus reformandi injofern iwieder eine gemeinrecht- 
liche Regelung erfahren, als durch $ 13 des Freizügigfeitsgejeßes vom 1. Nov. 
1867 und das ©. v. 3. Juli 1869 daS Jus tolerandi der Einzeljtaaten in Be- 
ztehung auf die Abhängigkeit bürgerlicher oder jtaatSbürgerlicher Rechte vom res 
ligiöfen Bekenntnis gänzlic außer Wirfjamfeit gejegt wurde. Dagegen iſt das 
Jus reprobandi binfichtlich der Bildung neuer Neligionsgejellichaften, jowie das 
Jus recipiendi als Recht der Gradbemeſſung der Religionsübung bejtehender 
Neligionsgefellichaften in feinem Punkte durch die Reichsgeſetzgebung berührt 
worden. Sn beiderlei Richtung werden aljo noch jebt Begriff und Inhalt des 
Jus reformandi ausjchließlic) durch das partifuläre Recht bejtimmt. 
Litteratur. Zur Gejchichte der Befenntnisfreiheit überhaupt j. die Litteratur 
0.819 ITa.& Zul: Eihhorn, KR. Bd.1L 9.25. Sohm, KR. 
Bd. J. $ 37. Niefer, Die rechtliche Stellung zc., ©. 65. 104. 118 ff. 136. 
J. J. Mojer, Bon der Landeshoheit im Geijtlichen, 1773. Spiefer, Ge- 
ichichte des Augsburger Religionsfriedens, 1854. Hinſchius in 9. R.E. 
Bd. XVI ©.561 ff. s. v. Vorbehalt. Ranfe, D. Gejch. im Zeitalter », 
Ref., Bd. V. Buch IX. Kap. V. Derjelbe, Zur D. Geſch. dom Neligions- 
frieden bis zum 30jähr. Kr, 1869. Bu 2: Majer, Teutjches geijtliches 
Staatsrecht, 1773. Moſer, Bon der teutjchen Religionsverfaffung, 1774. 
Pütter, Geijt des wejtfälifchen Friedens, 1795. Eichhorn, K.-N. Bd. J. 
©. 280 ff. Roßhirt, Das jtaatsrechtl. Verhältnis zur fath. K. 2c. (1859) 
ss 5—14. Richter-Dove, 8b. 8 71. Niefer, Die rechtliche Stellung 
2c., ©. 279 ff. Mejer, Die Propaganda 2c., Bd. II. ©. 156 ff. db. die Be- 
merkungen Bd. I. ©.68 ff. ©. auch die Angaben zum weitfäliichen Frieden 
0.$ 14 II. Bu 3: ſ. die Litteraturangaben zum preußifchen allgem. Land— 
recht vo. $ 15 IT 1 vb. Rönne, Staatsr. der preuß. Mon. Bd.IT. $ 142. 
Zu 4: Eihhorn, K-R. Bd. J. ©. 381. Richter-Dove, %b., 88 72. 98. 
Rieker, Die rechtliche Stellung ꝛc, S. 344 ff. (bb. o. $ 14 III die Litte— 
raturangaben zu A. XVI. 8. d. B. A.) S. 383 ff. Zachariae, Deutjches 
Staats- u. Bundesrecht, Th. I (1841) S. 228 ff. Zöpfl, Grundſ. d. gem. 
deutjch. Staatsr., Bd. Il (1863) 88 531/533. 9. Schulze, Deutſch. Staatsr. 
35.1 8240. ©. Meyer, Staatstecht, $ 234. Mandry, Der civilredtl. 
Inhalt der Reichsgeſetze, $ 6. Irrtümlich tft die ausdehnende Interpretation, 
welche Thudihum, KeR. Bd. 1839 dem R.G. vom 3. Juli 1869 gegeben hat. 
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II. Sieht man auf den gegenwärtigen Inhalt des Reforma— 
tionsrechts, jo ergiebt fich zunächit negativ aus dem Nejultate der ge- 
Ichicehtlichen Entwicelung eine doppelte Beichränfung. Fürs Erfte: es 
fann nicht mehr kraft des Neformationsrechts die individuelle Ge— 
wijjensfreiheit in irgend einem Punkte entzogen oder auch nur ge- 
jchmälert werden. Dies gilt auch von dem Nechte der Hausandacht, 
welches Lediglich eine Sonjequenz der individuellen Gewiſſensfreiheit it. 
Fürs Zweite: es kann nicht mehr in Anwendung des Neformationsrechts 
wegen des religiöfen Bekenntniſſes eine ungleiche Yuteilung der bürger- 
lihen und ftaatSbürgerlichen Nechte jtattfinden. Zwar ift die erſt— 
genannte Bejchränfung in gewiſſem Sinne in die zweite mit eingejchloffen, 
da die Getwillensfreiheit jelbjt gegenwärtig eines der wichtigften bürger- 
lichen Rechte bildet (S 64). Es muß aber die Auslöfung von Be- 
Ichränfungen der Gewiſſensfreiheit aus dem Inhalte des Neformations- 
vechtS deshalb bejonders hervorgehoben werden, weil ſchon lange, bevor 
das R.G. vom 3. Juli 1869 den Grundjaß der Unabhängigkeit der 
bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Nechte vom religiöfen Bekenntnis aus- 
gejprochen hatte, die Gewifjensfreiheit, und im unmittelbaren Zuſammen— 
hange damit das Necht der freien Hausandacht in allen Berfaffungen, 
welche überhaupt die veligiöjen Grundrechte normilrten, ausdrüclich ge— 
geben und gewährleijtet worden war (j. die Nachweiſungen o. $ 15 ID). 
Dabei ift der Begriff der Hausandacht im engen und jtrengen Sinne, 
wiewohl nicht mit der Unterjcheidung des älteren Neichsftantsrechtes, zu 
verjtehen. Dieſes hatte einen Unterjchied der einfachen und qualifizierten 
Hausandacht fonftituiert (j. 0.2) und denfelben in die Thatjache der Mitwirkung 
eines SKonfejfionsgeiftlichen verlegt. Eine ſolche Unterfcheidung ijt nicht 
mehr aufrecht zu erhalten. Die Beſchränkung der Hausandacht auf die 
devotio domestica simplex im älteren Sinne, alio das Verbot der 
Zuziehung eines Geiftlichen würde die individuelle Gewiljensfreiheit ver- 
legen, indem dadurch namentlich in allen Fällen, in welchen eine be- 
ſtimmte Kirchliche Handlung nach der Slirchenordnung nur durch den Geift- 
lichen der Sonfeffion vorgenommen werden joll oder fann, die Freiheit 
der perfönlihen Neligionsübung ausgejchlojfen wäre. Denn 
es veriteht fich von jelbit, daß das Necht der freien Hausandacht nicht 
blos die perlönliche Gottesverehrung des Einzelnen, wozu er der Mit- 
wirkung eines Geiftlichen nicht bedarf, jondern auch die häusliche Inan— 
ipruchnahme der Seelforge und den häuslichen Gebrauch der Eirchlichen 
Snadenmittel in fich jchließt. Dagegen ift nach anderer Nichtung der 
Begriff der Hausandacht, ſoweit diefe eine Konfequenz der individuellen 
Gewiſſensfreiheit darjtellt, allevdings im engeren Sinne, nämlich jo zu 
verjtehen, daß er nur auf die Neligionsübung dev wirklich in einer Haus- 
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gemeinschaft dauernd oder vorübergehend verbundenen Berjonen zu 
befchränfen ift. Mit der Zuziehung und Beteiligung don Perfonen, 
welche außerhalb dieſes Verbandes ftehen, wird die Hausgemeinde zur 
Berfammlung im juriftiichen Sinn, wird, wie die neueren Gejeße 
ſich ausdrüden, die Neligionsübung eine „gemeinfame”. Das religiöfe 
Berfammlungsrecht aber stellt fich nicht mehr blos als Ausfluß der in- 
dividuellen Gewilfensfreiheit, jondern vielmehr als ein jubjeftives üffent- 
liches Necht der Staatsangehörigen von jelbftändigem Inhalte 
dar, welches der Staat Fraft feiner allgemeinen Bereinshoheit zu 
normieren berechtigt iſt. Nach diefer Seite befteht daher aus dem Ge— 
fichtspunfte der Gemifjensfreiheit eine Bejchränfung des Neformations- 
rechts auch gegenwärtig nicht. 

Als poſitiver Inhalt des gegenwärtigen Reformationsrechts bleibt 
ebenfalls ein Doppeltes beitehen. Einmal: die Feititellung der Voraus- 
jeßungen und Wirfungen Hinfichtli der Bildung neuer Religions— 
gejellfhaften im Staat. Solche zuzulaffen kann an und für ſich 
fein Staat von Nechtswegen genötigt jein. Der Abweifung neu Sich 
bildender Neligionsgejellfchaften steht der Anfpruch auf Gewiſſensfreiheit 
nicht entgegen. Überall: handelt es fich hier allein um die genoffen- 
ſchaftliche Befenntnisfreiheit und die Bethätigung der ftaat- 
lihen Vereinsgewalt ihr gegenüber. Eben deshalb iſt auch die Ent- 
Ihliegungs- und Handlungsfreiheit der Einzeljtaaten auf dieſem Gebiete 
dur die Reichsgeſetzgebung nicht beichränft. Denn das bürgerliche 
Necht der Vereinsfreiheit beruht auf dem Yandesrecht, und nicht auf 
dem Neichsrecht. Zwar hat die NeichSverfaffung dur A. 4, 16 auch 
„das DBereinswejen” der Zuftändigfeit der Reichsgeſetzgebung unterftellt. 
Aber eine allgemeine reichsgejeßliche Regelung desjelben hat bis jet nicht 
jtattgefunden. Auch wenn künftig das öffentliche Vereinsrecht durch ein 
Neichsgejeg einheitlich geregelt werden jollte, jo würde gleichwohl ein 
Vorbehalt für das Landesrecht hinfichtlich der veligiöfen Vereine mit Be: 
ftimmtheit zu erwarten jein. Dieje Erwartung gründet fich nicht auf 
einen Rechtsſatz, ſondern auf die vorauszufegende Einficht, daß es fich 
hier um ein Intereſſengebiet handle, welches nach Berjchiedenheit der ge— 
Ihichtlichen und thatfächlichen Verhältuiffe wahrhaft nur von dem Landes- 
vecht wahrgenommen werden fan. Auf der gleichen Linie der Selbſt— 
bejehränfung jteht auch bereit der Entwurf des Deutjchen bürgerlichen 
Gejeßbuchs, welcher die Bereine des Privatrechts regelt und der Ver— 
waltungsbehörde gegen die Bildung von Vereinen mit religiöjer Zweck— 
beitimmung ein Einfpruchsrecht gewährt (2. Yefung $ 55). Einen Be- 
Itandteil de gegenwärtigen Neformationsrechts der Einzelitaaten bildet 
weiterhin: die rechtliche Klaffifizierung der beſtehenden Reli— 
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gionsgefellfchaften, alfo das Beitimmungsrecht darüber, ob und mit wel— 
chen Anfprüchen diefelben als gewöhnliche Bereine oder als bevor— 
vechtete Vereine, d. h. als Korporationen, und Wiederum letzteren 
alles, ob fie als bevorrechtete oder als PBrivatforporationen an— 
zuerfennen feien. So iſt alles in allem das Neformationsrecht im heu— 
tigen Sinne das Recht der ftaatlichen Zulafjung der Religionsge- 
jellichaften. Beides ift darunter begriffen: die Zulaſſung überhaupt 
und die Zulaffung unter bejtimmter vechtlicher Prädizierung. Durch 
die letztere, ſoweit fie ſich auf die großen chriftlichen Neligionsgejellichaften 
bezieht, entfteht die Kirche im Rechtsſinn. Unter Slirchen im Nechtsfinn 
[in engerer Bedeutung, d. 5. abgejehen von der an und für fich ihnen 
zufommenden Qualität von rechtlichen Organismen ($ 5)] find hiernad) 
die Kirchen in der vom Staate ihnen gegebenen näheren rechtlichen 
Beftimmtheit zu verjtehen ($ 4, $ 6 III2). 
1. Neubildung von Neligionsgejellfchaften. 

a) Prinzip und Form. Sn diefer Hinficht beftehen zwei 
Syſteme. Nach dem einen haben fich die Staaten eines Nechts des Re— 
ligionsbannes in irgend welchem Sinne begeben und die volle Freiheit 
der Vereinigung zu Religionsgefellfchaften anerkannt. Dieſe Freiheit bildet 
einen Beftandteil der gejeßlich gewährleifteten Vereins freiheit. Die 
Bildung neuer Religionsgefellfchaften vollzieht fish daher Tediglih in den 
Formen, welche für die Entjtehung von Vereinen überhaupt vorgejchrieben 
find. Dies ift der Fall in Preußen, Württemberg, Baden, Helfen, Olden— 
burg, S. Koburg-Gotha, Walde. In anderen Staaten ift die Bildung 
von Neligionsgefellichaften an das Erfordernis ausdrücdlicher ftaatlicher 
Genehmigung geknüpft. Hierfür beiteht wieder eine doppelte Korn: 
adminiftrative Bewilligung oder Geſetz. Die erftere ift die 
Negel. In Bayern iſt die königliche Genehmigung erforderlich. In 
Sachſen wird die Beſtätigung durch das Kultusminiſterium, in Braun— 
ſchweig durch die Landesregierung erteilt. Eines Geſetzes bedarf es für 
die Anerkennung neuer Religionsgeſellſchaften in Bremen; in Lübeck nur 
dann, wenn die Ausübung öffentlichen Gottesdienſtes (ſ. u. c. 6) er— 
wirkt werden will. 

b) Materielle Bedingungen. In der Gruppe der Staaten 
mit grundſätzlicher Freiheit der Vereinigung zu Religionsgeſellſchaften 
findet zwar ſelbſtverſtändlich eine vorhergehende ſtaatliche Prüfung des 
Bekenntniſſes und der Verfaſſung der neuen Religionsgeſellſchaft nicht 
ſtatt. Dagegen ſind ausdrückliche Vorausſetzungen rechtsgültiger 
Vereinigung, daß Bekenntnis, Verfaſſung und Wirkſamkeit der Religions— 
geſellſchaft nicht den Staatsgeſetzen und den Geboten der Sittlichkeit 
widerſprechen oder zu einer Benachteiligung wohlerworbener Rechte Dritter 
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führen. Erweiſen fich diefe Borausfeßungen als hinfällig, dann kann 
nach allgemeinen Grundfägen und nach Maßgabe der näheren Bejtim- 
mungen über das Vereinsweſen durch Verfügung der Staatsgewalt die 
Wiederauflöfung der neugebildeten Neligionsgefellfchaft gejchehen. In der 
Gruppe derjenigen Staaten, welche zur Bildung neuer Religionsgefell- 
Ichaften Staatsgenehmigung erfordern, it die Erteilung der Tetteren 
durch eine vorherige ftaatlihe Prüfung des Befenntniffes und 
der Verfaſſung Derjelben bedingt. Während aber in Bayern das könig— 
liche Belieben durch das Ergebnis diefer Brüfung in feiner Weije ge- 
bunden ericheint, ift fir Sachſen und Braunfchweig beftimmt: „Die Ge- 
nehmigung wird erteilt, wenn die in den Statuten feitzuftellenden 
Neligionsgrundfäge und Normen Für die Neligtonsübung mit der Ehr- 
furcht gegen Gott, dem Gehorſam gegen die Geſetze und der allgemeinen 
Sittlichfeit vereinbar jind und nicht in der geringen Zahl der Teilnehmer 
oder in deren Berjönlichfeit Grund zu Zweifeln über den zweckent— 
jprechenden Fortbeitand Liegt”. 

e) Wirkungen. In dieſer Beziehung find hervorzuheben die 
Art der Kultusübung (ob öffentliche oder nicht öffentliche?) auf der 
einen, und die rechtliche Stellung (ob bloße Vereins: oder Korpo— 
vationsqualität?) auf der anderen ©eite. Da die lebtere in einigen 
Staaten auf die Art der Kultusübung zurücwirkt, jo ift von ihr zuerit 
zu handeln. Dabei bleibt die Frage nach der rechtlichen Bedeutung 
der Unterjcheidung von Vereinen und Storporationen vorläufig eine offene 
(ſ. u.2a) und bejchränft fich die Darlegung zunächſt auf den Thatbejtand 
der Gejeßgebung. 

a) Rechtliche Stellung. Mit der einzigen Ausnahme von 
Sachſen beiteht nirgends gegenwärtig die Einrichtung, daß neu Jich bildende 
Religionsgefellichaften durch Annahme eines Staatlich aufgeftellten Nor= 
malftatutsS ohne weiters Korporationsredhte erwerben 
fünnen, vielmehr gilt allgemein das Erfordernis ausdrücklicher jtaatlicher 
Berleihung. Während es zweifellos viele Gründe für fic) hat, daß 
jene Möglichkeit "Tpontanen Erwerbes von Korporationsrechten für Ver: 
einigungen mit vein weltlichev Zweckbeſtimmung in weiteftgehendem Maße 
eröffnet werde, um den fomplizierten Bedürfnijfen des geijtigen, wirt— 
Ichaftlichen und gejelligen Yebens Genüge zu thun, ſprechen andererjeits 
viele und gewichtige Gründe gegen die Anwendung des gleichen Grund- 
Jaßes auf die Bildung don Neligionsgejellichaften. Weder würde die Ge— 
bundenheit an ein jtaatliches Normalftatut dem verjchiedenartigen Weſen 
und Organifationsbediürfnis der Neligionsgejellichaften gerecht zu werden 
vermögen, noch würde der Staat durch den notwendig generellen Inhalt 
eines ſolchen Statuts hinreichende Sicherung gegen alle möglichen Even- 


$ 22 Keubildung von Neligionsgejellichaften. 3927 


tualitäten gewinnen können. Wenn irgend welche, dann erfordern Die 
veligiöfen Bereinigungen individualifierte Behandlung durc den Staat 
($ 21). Diefen Erwägungen entjprechend bat, von der erwähnten Aus- 
nahme noch abgejehen, das geltende Necht die Erteilung von Korporations— 
vechten dem Staat im einzelnen Falle vorbehalten. Es beſtehen 
aber auch hiev bemerkenswerte VBerjchiedenheiten. Am meisten durchgreifend 
ift die Berjchiedenheit der Verleihung der Korporationsrechte durch Geſetz 
oder auf adminiftrativen Wege. Nur durch Geſetz können Storporations- 
vechte erworben werden in Preußen, Oldenburg und Walde. Dabei ift 
es aber möglich und ausreichend, und namentlich der preußifchen Praxis 
entjprechend, daß durch ein Geſetz die oberſten Berwaltungsbehörden be- 
vechtigt und bezw. verpflichtet werden, beim Vorhandenſein gewifler Vor— 
ausfesungen ihrerſeits mittelft Verfügung die Korporationsrechte zu erteilen, 
Nur auf adminiftrativem Wege, d.h. durch Verleihung der Staats— 
vegierung ohne Mitwirkung dev Kammern, geichieht der Erwerb von 
Ktorporationsrechten in Bayern, Helen, Braunfchweig und ©.-Stoburg- 
Gotha. In dem einen und andern Fall iſt auf Folgendes zu achten. 
Wo einerſeits rechtliche Freiheit der Bildung don Neligionsgejellichaften 
und andererjeit3 für den Erwerb don Storporationsrechten das Erfordernis 
des Gefeßes (Preußen, Dldenburg, Walde) oder adminiftrativer Ge— 
nehmigung (Hejlen, ©.-Stoburg-Öotha) bejteht, da verjteht es ſich von 
jelbit, daß bis zum Erlaß eines folchen Geſetzes oder der entjprechenden 
Berfügung Die neugebildete Religionsgefellichaft Lediglich DVereinsrechte 
ohne juriftiiche Perfünlichkeit beißt. Wo die Bildung von Neligions- 
gejellichaften Jelbft jchon an Staatsgenehmigung gefnüpft und unab— 
hängig davon eine ſolche auch für den Erwerb von Korporationsrechten 
gefordert wird (Bayern, Braunjchweig), da iſt ebenjo jelbitverjtändlich, 
daß an und für ſich die Genehmigung zur Bildung der Neligionsges 
ſellſchaft nicht jchon die Erteilung der juriftiihen Berjönlichkeit in ſich 
Ichließt. Um die leßtere zu bewirken, wird eine zweite und bejondere 
Berfügung der Staatsgewalt erforderlich fein. Es ift aber auch denkbar, 
daß Beides uno actu gejchehe. Dies ift für Bayern bejonders anzu— 
merfen. Die fönigliche ©enehmigung, durch welche die Aufnahme 
ausgejprochen wird, fann zugleich die Erteilung bon Storporations- 
rechten in Sich jchließen. Notwendig it dies nicht. $ 45 des Nel.-Ed. 
jagt: „Die Eigentumsfähigfeit der nicht öffentlichen Kirchengefell- 
Ichaften wird nach ihrer Aufnahbmsurfunde, oder wenn in diefer 
darüber nichts feitgejeßt ift, nach) Den Nechten der Privatgeſell— 
Ihaften bejtimmt.” Für die als „öffentliche? aufgenommenen Kirchen— 
gejellfchaften Iteht die Storporationsqualität überhaupt nicht in Frage; fie 
ijt durch $ 44 des Nel.-Ed. gejeglich ein für allemal gewährt. Bei allen 
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anderen aber kommt es aufden Inhalt der Aufnahmsurfunde an. Es 
kann darin „Eigentumsfähigkeit” und eben dadurch Korporationsrecht 
gegeben fein. Enthält die Nufnahmsurkunde hierüber nichts, und ift alfo 
die Stellung der neu aufgenommenen Geſellſchaft lediglich „nach den Rechten 
der Privatgefellichaften” zu beftimmen, dann Fehlt ihr die juriftifche Per— 
jönlichfeit. Denn bei der Beſtimmung der Nechte der Privatgefellichaften 
ift in dem bayerischen Religionsedifte nur von Kultusübung (88 32 ff.), 
nicht von jolchen Rechten die Nede, welche Attribute der Korporations- 
qualität find. Was endlich die berührte Ausnahmeftellung don Sachſen 
betrifft, jo können dafelbft Bereine oder Genoffenfchaften, welchen durch den 
Kultusminifter die Genehmigung zur Übung eines befonderen veligiöfen 
Kultus erteilt ift (ſ. v. a.) Korporationsrechte dadurch erwerben, daß fie 
das nach dem allgemeinen Gejeße über die juriftiichen Perſonen erforder- 
liche jchriftlihe Statut errichten und die Eintragung in das gerichtliche 
Genoffenfhaftsregifter beivirfen. 

P) Rultusübung. Sn einigen Staaten iſt allen neu ſich 
bildenden Neligionsgejellichaften ohne Unterſchied, ob fie Korporationsrechte 
erworben haben oder nicht, das Recht der öffentlichen Neligions- 
übung ausdrüclich zugefichert. Dies ift der Fall in Preußen, Württem— 
berg, Helfen, S.Koburg-Gotha. Die pofitiven Sriterien der öffentlichen 
Neligionsübung find dabei teils überhaupt nicht näher, teils verjchieden 
beitimmt. Allgemein läßt fih nur jagen: öffentlich ift diejenige Neligions- 
übung, welche frei iſt von den befonderen Beſchränkungen der nicht öffent- 
lichen (j. die näheren Ausführungen u.). In anderen Staaten ift ent- 
jcheidend, ob neue Neligionsvereine Korporationsrechte erworben haben 
oder nicht. Iſt dies nicht der Fall, dann gewährt Baden nur „das 
Neht der freien gemeinjamen ©ottesverehrung”, Walde „die 
gemeinfame Neligionsübung, jedoch ohne öffentlichen Charakter”. 
„Frei“ iſt diejenige Gottesverehrung, welche nah Inhalt und Form, 
Drt und Zeit von dem Verein jelbit, nicht vom Staate feitgeitellt ift. 
„Gemeinſam“ diejenige, welche an die Beichränfungen der bloßen Haus: 
andacht nicht gebunden it. In Bayern hat jede Religionsgejellichaft, 
welche nicht ausdrücklich „als öffentliche aufgenommen” ift, nur „die freie 
Ausübung des Privatgottesdienſtes“; dies ift auch dann der 
Fall, wenn in der Aufnahmsurkfunde oder nachträglich Korporationsrechte 
verliehen worden find. Ebenſo erlangen in Sachen religiöfe Bereine 
und Genofjenjchaften durch die Beitätigung ihrer Statuten lediglich das 
Necht der niht öffentlihen Kultusübung und erreichen ein Weiteres 
auch nicht durch Eintragung in das gerichtliche Genofjenschaftsregiiter. 

Duellen. Breugen: Berf. A. 12. 13. 30. 31. ©. dv. 12. Juni 1874, 
betr. die Berhältniffe der Mennoniten. ©. dv. 7. Juli 1874, betr. die Erteilung 
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der Korporationsrechte an Baptiftengemeinden. Bayern: Rel.-Ed. $$ 3. 26. 27. 
32—37. 44. 45. ©. vd. 29. April 1869, betr. die privatrechtlihe Stellung von 
Bereinen, U. 37. Sachſen: ©. v. 20. Juni 1870, betr. die Einführung der 
Givilftandsregifter für Perfonen, welche feiner im Königreich anerfannten Reli— 
gionsgefellichaft angehören, und einige dantit zufammenhängende Bejtimmungen, 
821. G.v. 15. Juni 1868, die juriftiichen Berjonen betr., ss 10 ff. 70. Württem— 
berg: ©.d.9. April 1872, betr. die veligiöfen Diffidenten-Bereine, U.1. Baden: 
G. vd. 9. Dft. 1860, die rechtliche Stellung der Kichen und kirchlichen Vereine 
im Staate betr., 83. Helfen: ©. dv. 23. April 1875, die rechtliche Stellung 
der Kirchen- und NReligionsgejellfchaften im Staate betr., U.2.3. DB. dv. 23. Febr. 
1850, betr. die Staatsaufficht über neue Neligionsgemeinjchaften und über Ver— 
ſammlungen zu kirchlichen Zwecken, s$1. 6—10. Dldenburg: Rev. St.Gr.G. 
U. 76. 77. Braunſchweig: ©. d. 25. März 1873, die Nechtsperhältniffe der 
Diffidenten betr., 88 19. 20. ©.-Meiningen: Dijjidenten:G. d. 7. Dez. 1878. 
©&.-Altenburg: B. v. 24. Januar 1851, die Bildung neuer Religionsgentein- 
Ichaften betr. ©.:-Koburg-Gotha: ©t.-&r.-©. 88 33. 46. Walded: Verf. 
88 40. 41. Lübeck: Berf. U.50. V. Bremen: Berf. $ 57d. Zür Hamburg 
jagt U. 96 der Verf. nur: „Uber die Bedingungen für die Bildung neuer reli 
giöfer Gemeinschaften bejtimmt das Geſetz.“ Ein jolches ift noch nicht ergangen. 
In den übrigen Staaten bejtehen bejondere gejeßliche Bejtimmungen über die 
Keubildung don Religionsgefellichaften ebenfalls nicht. 

2. Rechtliche Klaffifizierung der beftehenden Religions- 
gejellfchaften. Die Staatsgejeßgebungen bieten in diefer Hinficht das Bild 
einer außerordentlihen Mannigfaltigkeit. Aber die Verjchiedenheit bezieht 
fich mehr nur auf die Terminologie, auf rechtliche Einzelheiten, auf jach- 
liche Nebenumftände. Die juriftifden Grundtypen,  bejtimmt 
durch die im wejentlichen einheitliche gefchichtliche Entwicelung, find 
überall die gleichen. Es werden unterjchieden die Neligionsgefellichaften 
mit Korporationsrehten und ohne Korporationsredte. 
Die letteren werden vielfach jchlechthin als „Vereine“ bezeichnet. Die 
erfteren werden in Brivatforporationen und öffentliche 
Korporationen unterjchieden. ES ift zunächſt die allgemeine vecht- 
liche Bedeutung diefer Unterjcheidungen feitzuftellen und darnach auf die 
wichtigiten Einzelbeftimmungen der Yandesrechte zurüczugreifen. 

a) Bereine und Korporationen. Die Gegenüberftellung 
bon Vereinen und Korporationen, um damit die rechtliche Stellung der 
Neligionsgefellfchaften im Staate zu bezeichnen, ift mehr bequem, als 
juriftifch genau. Auch die Korporationen ſind Vereine. Verein iſt der 
höhere Gattungsbegriff beider Arten von Perjonenvereinigungen. Aber die 
Korporation ift ein bevorrechteter Verein. Keinesfalls darf, wie jchon 
aus den Ausführungen zu 1. fich ergeben hat, die Unterfcheidung irgend 
wie mit dem Rechte öffentlicher oder nicht öffentlicher Neligionsübung in 
Berbindung gebracht werden. ES giebt veligionsgefellfchaftliche „Vereine“ 
mit öffentlicher NReligionsübung und es giebt veligionsgefellichaftliche 
„Korporationen” ohne öffentliche Neligionsibung. Das maßgebende 
Unterjcheidungsmertmal ift vielmehr dieſes: die Korporation ift ein 
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PBerjonenverein, welchen der Borzug dev Rechtsperſönlichkeit 
zufommt. Sie ift juriftiihe Berfon, als deren Erjcheinungs- 
formen man die „SKorporationen” und die „Anftalten” (Stiftungen) 
unterjcheidet, eine Unterjcheidung, welche für das öffentliche Necht ebenjo, 
wie für das Privatrecht Geltung hat. Hier fteht allein die Korporation 
des Brivatrehts in Frage. Mit Beilegung der privatrechtlichen 
Storporationsgualität wird dom Staate anerfannt, daß die Neligionsgejell: 
Ichaft als folche entweder im Ganzen oder in ihren felbftändigen Einzel: 
organijationen (Gemeinden) willens- und handlungsfähig jei. 
Ob das eine oder andere, ift eine Maßfrage, welche nur aus dem pofitiven 
Recht beantwortet werden fann. Immer ift dabei vorausgeſetzt, daß jene 
einen Staatlich anerfannten Berfaflungsapparat gebildet habe, geeignet, 
den von der Summe der Einzehwillen verjchiedenen Einheitswillen 
mit vechtlicher Wirkung herzuftellen und zur Ausführung zu bringen. 
Diefe Willens: und Handlungsfähigfeit äußert ihre Wirkungen nach verjchie- 
denen Richtungen, namentlich aber auf vermögensrechtlihhem Gebiet. 
Die Korporation ift Subjekt don vermögenswerten Nechten und Berbind- 
lichkeiten, fie fann Forderungs- und Dingliche Rechte, vor allem Eigen— 
tum, bejißen und eriverben, fie kann als Erbe eingejeßt und mit Ver— 
mächtniffen bedacht werden. Im Zuſammenhange damit fteht, daß Die 
Korporation als folche fühig ift zur ſelbſtändigen Vertretung ihrer 
Nechte. Sie hat ihren eigenen Gerichtsftand und fann jelbit als Klägerin 
oder Beklagte durch ihre gejeglichen Vertreter ihre Prozefje führen. Dieſe 
Fähigkeiten fehlen dem Berjonenverein ohne Storporationseigenfihaft. 
In ihm find die Mitglieder überall nur perjönlich berechtigt und vers 
pflichtet, aber weder im Verhältnis untereinander, noch Dritten gegenüber 
als Einheit rejpeftiert. Die praftifchen Folgen machen ſich auch hier 
namentlich) auf vermögensrechtlihem Gebiete bemerkbar. ES giebt Fein 
vechtlich gejchüßtes und vertretbares Bereinsvermögen. Das aus Bei- 
trägen ohne rechtliche Berpflichtung gejammelte Vereinsvermögen unter- 
liegt der Gefahr der Teilungsflage. Ein den Vereinszwecken dienendes 
größeres Vermögen ift nur auf Umwegen, etwa durch Uebertragung auf 
ein einzelnes Mitglied, zu erwerben und ficher zu ftellen (vgl.o.$ 19 IH.). 
„NRorporationsrechte” find ſomit der Inbegriff aller derjenigen Nechte, welche 
den als jelbftändiges Rechtsſubjekt anerkannten Verein vor 
anderen Vereinen ohne Rechtsperjönlichkeit auszeichnen. In ihrer Auf- 
zählung it zugleich das Intereſſe ausgedrückt, welches eine Neligions- 
gejellihaft daran Hat, Storporationsrechte zu erwerben und zu bejißen. 
Sie vermag die veligiöfen Vereinszmwerde ungleich vollftändiger zu erreichen 
und wirkſamer durchzujegen. Dieſer Borzugsitellung iſt in einzelnen Ge— 
jeßgebungen (Breußen, ©. v. 11. März 1850, $ 2°; Württemberg, ©. v. 
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I. April 1872, A. 1; Dbdenburg, Verf. U. 75) dadurd) noch ein ganz 
befonderer Ausdruck verlichen, daß Neligionsgefellfchaften mit Storpora- 
tionsrechten nicht den Befhränfungen der gewöhnlichen Vereine 
(hinfichtlich der Anzeigepflicht, der Verfammlungen, der polizeilichen Über- 
wachung, der VBorausfegungen der Mitgliedfchaft 2c.) unterliegen. Dev 
Hauptwert aber liegt in dev durch den Erwerb der NRechtsperjönlichkeit 
gefchaffenen Garantie des Dauerbeftandes, welche in gleicher Stärke 
bei allen anderen Perſonenvereinen nicht vorhanden iſt. Wohl ift auch 
die Korporation durch das VBorhandenfein von PBerfonen überhaupt be= 
dinge. Ihr Wegfall würde den Untergang der Korporation ſelbſt nad) 
fic) ziehen. Die juriftifche Berjönlichfeit der SKorporation hat Menſchen 
zur notwendigen Unterlage. Dagegen ift ihr That: und Nechtsbeitand 
von dem Wechfel diefer Menjchen unabhängig. In diefer Unabhängig- 
feit find wejentliche Faktoren der nachhaltigen Yeiltungsfähigkeit und Zug— 
fraft gelegen. Wie fie den ftetigen Fortgang der Funktionen des Ver: 
einsorganismus fichert, jo erhöht fie auch den Einfluß desjelben auf das 
öffentliche Yeben und Schafft allein die Möglichkeit, die örtlichen Verbände 
zu höherer Einheit und dadurd zu Fonzentrierter Kraftentwickelung zu— 
jammenzufaffen. Das Intereſſe, Korporationsrechte zu erwerben und zu 
bejiten, ift endlich noch durch die gegenwärtige Lage der Neichsgejek- 
gebung geiteigert. Mit dem Beſitz der Korporationsqualität in einem 
Einzelftaat find durch das Neichsrecht ohne weiteres gewiſſe Borzüge ver— 
fnüpft. So jchon nach dem NeichSmilitärgefeß dom 2. Mai 1874, 8 65, 
die Befreiung der Inhaber eines geiftlichen Amts von dem Dienft mit der 
Waffe. Namentlich aber ift nur den „mit Korporationsrechten innerhalb des 
Bundesgebietes beftehenden Neligionsgejellfchaften” der befondere ftrafrecht- 
liche Schuß des $ 166 des deutſchen R.Str.G. gewährt (j. u. 8 24). 
Litteratur. Zur Lehre von den juriftiichen Berjonen überhaupt: Puchta 
in Weisfes NechtSlerifon, Bd. III (1840), ©. 65 ff. s. v. Korporationen. 
Bitelmann, Begriff, uud Weſen der fog. juriftiichen Perſonen 1873 (mit 
dogmengejchichtlicher Uberſicht). Bierling, Zur Kritik der juriftiichen Grunde 
begriffe, TI. II (1883), ©. 91 ff. Gierfe, Das deutjche Genofjenjchafts: 
recht. 1. Bd. Nechtsgejchichte der deutjchen Genofjenjchaft (1868); 2. Bd. 
Sejchichte des deutſchen Körperjchaftshegriffs (1873); 3. Bd. Die Staats- und 
Korporationslehre des Altertums und des Mittelalters und ihre Aufnahme 

in Deutfchland (1881). Derjelbe (zur furzen Orientierung ganz bejonders 
geeignet) in Holtzendorffs Nedtslerifon, Bd. II (1881), ©. 418 ff. s. v. 
Suriftiiche Perfon u. ©. 560 ff. s. v. Korporation. Ferner die Hand- und 
Lehrbücher des Bandektenrechts, inSbejondere Regelsberger, Bd. J. S 75 ff. 

— Unrichtig iſt e8, anzunehmen, daß die im $ 52 d. Straf-Prozeß-Ord- 
nung den „Geiſtlichen“ gegebene Berechtigung zur Verweigerung des Zeug- 
niſſes ſich nur auf die Geiftlichen von Religionsgejellichaften mit Korpora- 
tionsrechten beziehe. So Friedberg, Evang. Berf.-R., ©. 46, welcher fich 
irrtümlich auf Löwe, Kommentar zu $52 beruft. Die richtige Anficht findet 

ſich auseinandergefeßt bei John, Kommentar, Bd. J. ©. 559 f. Dasjelbe 

hat für die analoge Bejtimmung des $ 348 der Civil-Prozeß- Ordnung zu 
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gelten. Im übrigen ſ. zur ſtaatskirchenrechtlichen Frage die allgemeinen 

Litteraturangaben unten c. 

b) Dffentlihe Korporationsqualität. In der älteren 
und neueren Öefeßgebung einiger deutjchen Staaten (Preußen, Bahern, 
Württemberg, Baden, Hefjen) find die „ehriftlichen Kirchen“, nämlich die 
evangelijche und die römiſch-katholiſche, denen vereinzelt noch die altfatho= 
liſche Kirche Hinzutrat, als „privilegierte Korporationen”, „öffentliche Kor— 
porationen”, „öffentliche Körperſchaften“ bezeichnet. In anderen Gejeß- 
gebungen fehlt zwar dieſe Bezeichnung. Aber die ihr zu Grunde liegende 
Sache jelbft ift dadurch vorhanden, daß den „Landeskirchen“ eine gleiche 
rechtliche Stellung, wie in jenen Staaten den als öffentlichen Korpora— 
tionen ausgezeichneten Kirchen zugewieſen iſt. Dieſer Thatbeftand Hat 
dazu geführt, die bevorrechtete Yage der großen Kirchengejellfchaften in 
den deutschen Staaten kurz dadurch auszudrücden, daß man fie insgemein 
als Korporationen des öffentlihen Rechts qualifiziert. Iſt 
diefe Qualifikation gerechtfertigt? 

Über den näheren vechtlichen Inhalt jener Qualität hat man lange 
Zeit ſich jeder genaueren Nechenjchaft entjchlagen. Späterhin fand man 
die Öffentliche Korporationsqualität der Kirchen ausreichend durch ihre 
hiſtoriſche Rechtsſtellung erklärt und verwies dabei boriviegend 
auf die zahlreichen und bedeutfamen Privilegien, welche die Kirchen 
vor allen anderen, auch vor den im übrigen als Korporationen des Pri— 
vatrechts anerkannten Religionsgejellichaften int Staate, thatjächlich vor— 
aushaben (Herrmann, v. Mohl, H. Schulze, Mejer, Spohn, Nichter-Dove 
u. A.). Dagegen find in neuerer Zeit mancherlei und ernſthafte Ber: 
ſuche gemacht worden, die rechtliche Bedeutung jener Prädizierung grund— 
ſätzlich zu faſſen und fie auf beftimmte juriftiiche Formeln zu bringen. 
Dieje Verfuche waren nicht allein durch Zweifel über die vechtliche Natur 
der forporativen Eigenschaft der Kirchen jelbit, ſondern ebenjofehr dadurch 
angeregt, daß der Neichtum und die Bielgeftaltigkeit der auf weltlichen 
Gebiete neu entjtandenen oder vollkommener ovganifierten Forporativen 
Berbände öffentlichen Charakters Beranlafjung gaben, Wejen und Recht 
der öffentlichen Genofjenjchaften überhaupt zu unterfuchen. Die Folge— 
rung lag nahe, die gewonnenen Begriffsbejtimmungen, joweit möglich, 
auch auf die Kirchen anzuwenden. Auf die eine und andere Weije ſind 
namentlich folgende Erklärungen entſtanden. Die Kirchen find öffentliche 
Korporationen, weil fie nicht „bloße Privatzwecke und Brivatintereifen” 
verfolgen, jondern fich „die Befriedigung öffentlicher Intereſſen und 
Bedürfniffe” zur Aufgabe feßen (Zeller). Die Kirche ift öffentliche 
Korporation dadurch, daß fie „durch Rechtsſätze dent Staat als ethiſch 
gleihmertig gejett” ift (Sohm). Die Kirchen find öffentliche Kor— 
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porationen oder beſſer „Anftalten des öffentlichen Rechts”, weil fie „inner- 
halb eines vom Staate offen gelaffenen Gebietes eine von demjelben un- 
fontrollierte obrigfeitlihe Gewalt frei auszuüben befugt” jind 
(Hinſchius). Dffentliche Genoffenfchaft iſt diejenige, „welche kraft öffent- 
lichen Nechts dem Staate zur Erfüllung ihres Zweckes ver- 
pflichtet ift”; „die Bezeichnung der Kirchen als öffentliche Korporationen 
it nur ein Ausdrud für das Syſtem des polizeilichen Staatsfirchentums” 
und kann hiernach „als zujammenfafjendes Prinzip für das Ver: 
hältnis des Staats zur Kirche nach modernem Necht überhaupt nicht ver- 
wendet” werden; die neueren Gejegesbeftimmungen, „welche die Kirchen 
als öffentliche Korporationen hHinftellen, find nichts anderes, als Nemi- 
niscenzen eines früheren Nechtszuftandes” (Nofin). Die öffentliche Kor— 
porationsqualität der Kirchen kann nicht aus „den einzelnen Pofitionen 
des firhlichen Berhältniffes zum Staat”, fondern nur aus dem allge 
meinen Ergebnis abgeleitet werden, „daß der Staat die firhlide 
Rechtslage geftaltet hat nicht im Intereſſe der individuellen ein- 
zelnen firchlichen Storporationen, jondern in feinem eigenen, im Geſamt— 
interefje, daß er die Kirchen als Botenzen des öffentlichen Rechts 
behandelt” (Friedberg). Neben diefen Erflärungsverfuchen fteht auf der 
anderen Seite die Nejignation, daß überhaupt „ein allgemeines Prinzip 
bon juriftifcher Brauchbarkeit für das Landeskirchentum fich nicht gewinnen 
läßt“ und der Verſuch, ein folches in dem Begriffe der Korporation des 
öffentlichen Rechts zu finden, deshalb „nicht als gelungen angejehen 
werden kann“, weil „das juriftifch entjcheidende Moment, nämlich die 
durch Staatsgejeß geforderte und geficherte, event. erziwungene Zugehörig- 
feit des Einzelnen zur Storporation, wie bei den Deichgenofjenjchaften, 
Berufsgenofjenjchaften, Zwangsinnungen, obligatorischen Krankenkaſſen u. a., 
bei den Landesfirchen fehlt” (Zorn). 

Die Aufjtellung diefer Theorieen giebt zunächſt zu folgenden Bemerkungen 
Beranlafjung. Aus ihrer zufammenfafjenden Prüfung und Bergleichung mit den 
vorhandenen gejeglichen Material begründet fich mit überwältigender Gewißheit 
die Überzeugung, daß ein Ziweifaches aus Inhalt oder Methode derjelben be- 
ſtimmt abgelehnt werden muß: die ekleftijche Beweisführung aus ein- 
zelnen Kriterien und die ſchematiſche Übertragung des Begriffs der welt- 
lichen öffentlichen Korporationen auf die Kirche oder umgekehrt. Der erjtere 
Irrtum fällt aber nicht ſowohl den Bertretern der, um e8 kurz auszudrüden, 
biftorifchen Privilegientheorie, als vielmehr einigen grundfäßlichen Erflä- 
rungsverſuchen neuerer Zeit zur Laſt. Gewiß würde es irrtümlich fein, auf 
Befi oder Nichtbefig einzelner Privilegien die öffentliche Korporationsqualität 
der Kirchen gründen zu wollen. Ein Teil derjelben iſt ohnehin nur privatrecht- 
licher Art (juriftifche Perjünlichfeit, Begünftigungen in Bezug auf Berjährung, 
Erfigung, Wiedereinjegung u. A.). Andere find veichSgejeßlich befeitigt (ſtandes— 
amtliche Funktionen). Einige find unweſentlich und nur fingulär (Bertretung der 


Kirche in politifchen Repräfentativverfammlungen). Wiederum andere find gegen- 
wärtig überhaupt nicht mehr ein Borrecht der Kirchen. Sp vor allem die öffent: 
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liche Neligionsübung. Teils erfreuen fich derſelben alle Religionsdereine, teils müjjen 
Neligionsgefellichaften mit Korporationsrechten diejelbe entbehren (ſ. o. ©. 328 f.). 
Sieht man aber näher zu, fo haben alle nennenswerten Bertreter der Pribilegien- 
theorie überhaupt nicht auf einzelne und am allerwenigjten auf bedeutungslofe Privi- 
legten das entjcheidende Gewicht gelegt. Sie haben vielmehr überall die Ge— 
ſamtheit jener Privilegien (neben den genannten die ſehr wefentlichen des 
Einflufjes der Kicchenordnung auf das bürgerliche Leben, der ftaatlichen Dota— 
tion, der Autonomie, der öffentlichen Beamtenqualität, der Steuerimmunitäten, 
des brachium saeeulare 2c.) als einheitlihen Ausdrud einer gejchichtlich be— 
gründeten und thatfächlich vorhandenen Vorzugsjtellung der Kirchen für deren 
Eigenfchaft als öffentlicher Korporationen entjcheidend fein laſſen. Mit diefer 
Methode werden fie nach einer Richtung wohl Recht behalten müſſen. Worin 
fie nicht genügen, iſt dies, daß jie das Korrelat jener pridilegierten Stellung 
der Kirchen, nämlich die verjtärfte Staatsaufſicht, zur Erflärung ihrer recht- 
lichen Eigenschaft beizuziehen unterlafjen Haben. In diefem Stüde hat vor allem 
Sohm (auch Golther) die erforderliche Berichtigung eintreten lafjen, und der 
eigene Irrtum des erjteren bejteht nur darin, daß er aus einer für die 
Kirche geprägten Formel das Weſen der öffentlichen Korporationen überhaupt 
zu erflären unternimmt. Ginem wirklich irrtümlichen Efleftizismus huldigen da= 
gegen diejenigen neueren Theorieen, welche mit einzelnen Sriterien den Begriff 
der Kirchen als öffentlicher Korporationen gegeben und beiviejen annehmen. Kei— 
neswegs jind die don ihnen aufgegriffenen Merkmale unzutreffend oder wertlos. 
Sie vervollftändigen das Gejamtbild nach der einen und der anderen Seite. 
Aber jie haben nicht eine Berechtigung der Ausschlieglichkeit. Ihre einjeitige Be- 
tonung bringt den Begriff in Widerfpruch mit der unendlichen Mannigfaltigfeit 
des Lebens. Auch find jene Merkmale nicht von zwingender Natur. Dies gilt 
vor allem don den verjchiedenen Intereſſentheorieen. Die „Befriedigung 
öffentlicher Snterejjen und Bedürfnifje”, oder wie jonjt die Formel lauten möge, 
macht nicht die Kirche zur öffentlichen Korporation. Dieje Zweckbeſtimmung 
teilt jie mit jedem gemeinnüßigen Berein. Sie weilt auf den Grund der öffent- 
lichen Korporationsqualität hin, erklärt aber nicht die rechtliche Natur derjelben. 
Ebenjowenig liegt dieſe Erklärung in der Betonung der unfontrollierten 
obrigfeitlihen Gewalt der Kirche. Die Eigenjchaft einer öffentlichen Kor- 
poration leitet die Kirche vom Staate ab. Obrigfeitliche Gewalt dagegen, ge— 
rade ſoweit fie unfontrolliert tft, befitt die Kirche fraft eigenen Rechts. Denn 
eben auf Grund diejes Anerfenntnifjes läßt der Staat jene Gemwaltsübung „un— 
fontrolliert”. Und auch dies nicht abjolut, ſondern nur joweit und folange fie 
nicht auf das bürgerliche Gebiet überzutreten in Anſpruch nimmt Für diejen 
Fall beſteht uneingefchränft der Borbehalt der jtaatlichen Kontrolle. Das Kris 
terium jtimmt alfo weder qualitativ noch quantitativ. ES kann nicht ein ohne- 
hin an den Grenzen fließendes Merkmal, welches nach jtaatlichem Anerfenntniffe 
ſelbſt die Kirche alS Nehtsorganismus bereits an und in fich trägt, für eine aus- 
Schließlich jtaatliche Prädizierung derfelben entjcheidend fein. Speziell für Bayern 
hat die Theorie don der obrigfeitlichen Gewalt ihren Bertreter zu dem Fehl: 
jchluß geführt, daß, weil eine jolche zweifellos auch den Privatficchengejellichaften 
eingeräumt ijt, „nach dem Neligionsedift es feine zugelafjenen chriftlichen Brivat- 
kirchengeſellſchaften gebe, welche nicht begriffsmäßig öffentliche Korporationen 
wären’. Das bayerische Recht denkt entfernt nicht daran, Neligionsgejellichaften, 
welche ohne befondere Verleihung nicht einmal Privatforporationsrechte befiben, 
begrifflich als Korporationen des öffentlichen Rechts anzuerfennen. Bielmehr 
verbindet, wie fich unten noch näher ergeben wird, das bayerifche Necht mit den 
leßteren einen ganz bejtimmt beſchränkten Begriff, und nach ihm, wie überall, 
bildet die jurijtiiche Perjönlichfeit auf dem Gebiete des Privatrechts die Bor- 
ausſetzung Öffentlicher Korporationsqualität. Jene irrige Konfequenz iſt ledig- 
lich ein neuer Beweis dafür, daß die Prämiffe felbft, nämlich die Erklärung der 


22 Offentliche Korporationsqualität. 335 


öffentlichen Korporationseigenfchaft aus einzelnen Merkmalen, eine irrtümliche 
it. Wie aber die ekleftifche Beweisführung aus einzelnen Kriterien, jo muß auc 
die Schematische Übertragung des Begriffs der weltlichen öffentlichen Korpora- 
tionen auf die Kirche abgelehnt werden. Beide find gänzlich inkommenſurable 
Größen. Die Verſchiedenheiten find überall tief innerlich und durchgreifend, die 
Ähnlichkeiten nur Halbe und äufßerliche. Aus diefem Grunde fann es zunächit 
nicht überzeugend fein, wenn die öffentliche Korporationsqualität der Kirche ledig— 
lich deshalb bemängelt wird, weil ihr eine beftimmte Eigenschaft weltlicher öffent- 
liher Berbände, iwie etiwa der Beitrittsziwang, abgängig if. Damit ijt die 
Entſcheidung an einen ebenſo uniichtigen, als unrichtigen Punkt verlegt. ES ift 
damit unterjtellt, daß, wenn jene beſtimmte Eigenjchaft gewiſſer (nicht einmal 
aller) weltlichen Korporationen vorhanden wäre, dann auch für die Kirche Die 
Eigenschaft einer öffentlich rechtlichen Korporation allerdings erwieſen fein würde. 
Dies ijt aber ganz und gar nicht der Fall. Die Unmöglichkeit jchematifcher Be- 
griffsübertragung zeigt ſich am deutlichiten an derjenigen Erflärung, welche das 
Wejen der öffentlichen Korporation darein verlegt, daß jie „Eraft öffentlichen Nechts 
dem Staate zur Erfüllung ihres Zweckes verpflichtet iſt“. Für die weltlichen 
Senofjenschaften jpricht diefe Erklärung in ihrer Einzeldurchführung vielleicht am 
meiften an. Das iſt hier nicht näher zu erproben. In der Anwendung auf die 
Kirche aber hat diefe Theorie ihren Bertreter ſelbſt den Dienst verjagt, und er 
bejcheidet jich deshalb, die Bezeichnung der Kirchen als öffentliche Korporationen 
als „Ausdrud für das Syſtem des polizeilichen Staatsfirchentums und, joweit 
das neuere Necht in Frage jteht, als „Neminiscenzen eines früheren Rechtszu- 
ſtandes“ auszulegen. Freilich Hat er faſt zu viel Entjagung geübt, ES war 
nicht einmal nötig, die Theorie bis zu dieſem Grade für das geltende Sirchen- 
recht preiszugeben. Auch fie beleuchtet eine Seite der einzigartigen Stellung der 
Kirchen in durchaus zutreffender Weile. In der That ift es in gewiffen Sinne 
richtig, daß die Kirchen fraft öffentlichen Rechts dem Staate zur Erfüllung ihres 
Zweckes verpflichtet find. Das verfafjungsrechtlich bejtehende Gejamtverhältnis 
bon Staat und Kirche ſchließt es aus, daß diejelbe willkürlich ihre Funktionen 
einjtelle. Die Durchführung eines allgemeinen oder bejonderen Lofalinterdifts 
würde nach dem öffentlichen Rechte aller deutjchen Staaten gegenwärtig unmög- 
lich jein. Aber feine Kirchengewalt denft an die Herbeiführung eines jolchen 
Buftandes. ES leuchtet ohne weiteres ein, daß auf diefen Spezialpunft, auf eine 
außerhalb aller Negelmäßigfeit gelegene Eventualität, auf eine von feiner Kirche 
beftrittene Verpflichtung nicht die Eigenschaft der Kirchen als öffentlicher Korpo— 
rationen gegründet werden kann. Roſin Hat daher die Begriffsübertragung mit 
Recht abgelehnt. Was für eine Deichgenofjenfchaft oder eine gewerbliche In— 
nung zutrifft, paßt noch lange nicht für die Kirchen. Aber auch das Umgefehrte 
it der Fall. Ein durchaus der Eigenart der Kirchen entnommenes Merkmal 
fann nicht zur Unterlage eines alle weltlichen Verbände mitumfafjenden Korpo— 
rationsbegriffs verwendbar fein. Dies gilt don der Definition: „Eine öffentliche 
Korporation ift die durch Rechtsſätze dem Staat als ethiſch gleichwertig geſetzte 
Korporation.” In der Betonung der ethiſchen Gleihordnung der Kirche 
hat Sohm ein ficchenpolitijch brauchbares Prinzip aufgejtellt und glücklich for— 
muliert (8 19 ID. Ein ftaatSsrechtlich verwendbares Merkmal bietet die Formel 
nicht. Uber ſelbſt wenn es der Fall wäre, jo fünnte man diefen Begriff der 
öffentlichen Korporation wohl auf die Kirche und etwa auf politiiche Gemeinden, 
als den Mikrofosmus des Staats, für anwendbar erklären. Auf Waffergenofjen- 
Ichaften und andere jehr ehrenwerte Verbände ficherfich nicht. Noch fo viele 
„Rechtsſätze“ vermögen diejen eine dem Staat äquale „ethijche” Bedeutung nicht 
beizubringen. Es giebt feinen Begriff der öffentlichen Korporation, welcher fo 
weit und zugleich jo eng und beftimmt wäre, daß fi) ihm, als dem höheren 
Sattungsbegriff, die Kirchen neben allen weltlichen Berbänden unterordnen ließen. 
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Um zu einer eigenen Entjcheidung in der jchmwierigen Frage zu ge 
langen, ift der einzig fichere Weg, ſich auf den enggejchloffenen Quellen- 
freis zuriczuziehen und von hier den Ausgangspunft zu nehmen. 


Das preußifche allgemeine Landrecht von 1794 Tl. II, Tit. 11, 88 17 ff. 
ſtellt „pribilegierte?” und „öffentliche? Korporationen einander glei. Den aus— 
drüclich aufgenommenen Kirchengejellfchaften find die Rechte „privilegierter” Kor- 
porationen beigelegt. Das bayerijche Religionsedift von 1818 88 28 ff. wählt 
die Bezeichnung „öffentliche? Korporationen. Es erläutert den Begriff al3bald 
durch Aufzählung gewiffer Privilegien, welche es „den nicht als öffentliche 
Korporation geachteten Brivatgejellfchaften? in den unmittelbar ſich anjchliegenden 
Paragraphen verjagt. Der Korporationsbegriff ift in beiden Gejegen der gleiche. 
Bei dem allgemeinen Berhältnis des bayerischen Edikts zum preußifchen Land— 
recht fann darüber ohnehin fein Zweifel fein. Man muß aber auch annehmen, 
daß in beiden Fällen der Gejegeber nur dasjenige gejagt hat, was er jagen 
wollte. Man darf nicht, voreingenommen don neueren Rechtsbildungen und Kon— 
ſtruktionsverſuchen, fomplizierte Borjtellungen mit jenen einfachen und flaren 
Begriffen in Verbindung bringen. Die Kirchen haben hier und dort nicht ge= 
wiſſe Pribilegien zu genießen, weil fie a priori öffentliche Korporationsqualität 
befäßen, jondern jie werden öffentliche Korporationen genannt, weil fie gewifje 
Privilegien voraus haben follen. Ihre Privilegiterung bezeichnet Grund und 
Inhalt der Eigenjchaft als öffentlicher Korporationen. Nicht dieſes oder jenes 
einzelne Privilegium ijt dafür entjcheidend, jondern das Ganze des Thatbejtandes. 
Die Bezeichnung als öffentliche Korporation iſt nicht „ein Ausdrud für das Syſtem 
des polizeilichen Staatskirchentums“, jondern hat, bejtinnmt durch den Inhalt der 
verichiedenen Privilegien, deren wichtigjtes nach dem gejchichtlichen Entwickelungs— 
gange die „öffentliche Religionsübung“ war, ganz fonfreten kirchenrechtlichen 
Sinn. Aber der Sinn hat fih im Laufe der Zeit etwas verflüchtigt und ver— 
flat. Er hat nunmehr eine firchenpolitifche Färbung angenommen. Die 
preußiiche Berfafjung von 1850 wiederholte den Ausdruck „privilegierte Korpo— 
rationen“ nicht. Der Grund ift einleuchtend. Die öffentliche Neligionsübung, 
einjt der jprechende Ausdruc für die öffentliche Korporationgeigenjchaft der Kirchen, 
war don ihr freigegeben. Nichtsdeſtoweniger blieb die Sache jelbjt, der Kern— 
und Grundgedanfe, die befondere Vorzugsſtellung der Kirchen bejtehen. Sie 
wurde charafteriftiich im A. 14 in die Worte gefaßt: „Die hrijtliche Religion 
wird bei denjenigen Einrichtungen des Staats, welche mit der Neligionsübung 
im Zuſammenhange ftehen, unbejchadet der im U. 12 gewährleijteten Religions— 
freiheit, zum runde gelegt.” So fonnte es gejchehen, daß nad) wie dor in 
Theorie und Praxis die Kirchen als privilegierte oder öffentliche Korporationen 
bezeichnet wurden. Aber in demfelben Maße, als die Bejeitigung oder Aus— 
gleichung der beſonderen ficchlichen Privilegien ſich vollzog, wurde die Berbindung 
des Begriffs mit der fejten rechtlichen Unterlage gelöft. Die Bezeichnung der 
Kirchen als öffentlicher Korporationen bedeutet, bewußt oder unbewußt, nur mehr 
den Reſt der Hriftlihden StaatSidee im modernen Staat, nicht als 
„hiſtoriſche Reminiscenz“, jondern als Ausdrud eines teilweiſe geltenden kir— 
chenpolitiichen Syſtems. In diefer erweiterten Bedeutung, durch welche der 
Itrenge Eicchenrechtliche Begriff nicht ſowohl ausgeſchloſſen, als vielmehr in wich— 
tigen Beziehungen gegenjtandslos geworden war, fehrt die Bezeichnung der 
Kirchen als „öffentlicher? Korporationen in der badiſchen Gefeßgebung dom 
9. Dft. 1860 wieder. Einerſeits iſt in $ 1 des Geſetzes über die rechtliche Stel— 
lung der Kirchen und firchlichen Bereine „das Recht der üffentlichen Gottesper- 
ehrung” noch bejfonders als Beitandteil der öffentlichen Korporationsqualität bei- 
behalten. Andererjeit$ wurde bei Beratung des Gefeges zur Erklärung der 
„Sewährleiftung? des Rechts öffentlicher Korporationen ausdrüdlich hervorge— 
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hoben, daß „der Staat keineswegs religionslos, ja, daß er namentlich einſchriſt— 
liher Staat, durd) und durch mit chriftlichen Gedanfen erfüllt? ſei. Je we— 
niger fortan ein jcharfer Firchenrechtlicher Begriff mit der Bezeichnung verbunden 
war, um jo leichter konnte fich diefelbe als ſelbſtverſtändlich und gewifjermaßen 
im gemeinen Recht begründet einführen. Beweis dafür ift Württemberg. In 
U. 1 des Dijjidentengejeßes vom 9. April 1872 iſt die Bildung religiöſer Bereine 
„außerhalb der vom Staat als öffentlihe Körperjhaften anerfannten 
Kirchen” freigegeben. Nirgends ſonſt in der württembergifchen Gejeßgebung 
find die Kirchen als öffentliche Körperichaften „anerkannt“. Dieſe ihre Qualität 
ijt hier nur nebenbei, als etwas Selbitverjtändliches, als etwas in der uner— 
ihöpflichen und dunfeln Duelle des gemeinen Rechts Bejchlofjenes erwähnt. Be— 
ſtimmte rechtliche Kriterien find nicht damit verbunden. Namentlich nicht die 
öffentliche Religionsübung. Auch die Diffidentenvereine haben „das Necht des 
öffentlichen Gottesdienjtes, jowie der jelbjtändigen Ordnung und Berwaltung 
ihrer Angelegenheiten”. Es ijt nur die Borzugsjtellung der Kirchen im allge— 
meinen illuftriert. Ebenſo unbeſtimmt iſt endlich der Ausdruck in der heſſi— 
ſchen Gejeßgebung von 1875. Während der Entwurf von 1862 die „öffentliche 
Gottesverehrung“ noch ausdrücklich der evangeliſchen und Fatholifchen Kirche als 
„Öffentlichen Korporationen” vorbehalten hatte, it in dem ſpäteren Gejege vom 
23. April 1875, U. 1 jenes Privilegium zwar entfallen, aber gleichwohl die Prä— 
dizterung jelbjt geblieben. Daß ihr ein bejonderer Sinn zufäme, iſt nirgends 
zu entnehmen. 

Das Refultat diefer Quellenüberſchau ift: Die Bezeichnung der Kir: 
chen als öffentlicher Korporationen ift nicht allgemein, nicht geſetz— 
lich definiert, nit gleihartig. Soweit fie vorkommt, hat fie 
teils firchenrechtliche, teils Firchenpolitiiche Bedeutung. Soweit jenes der 
Fall ift, find die Sriterien durchaus verfchieden. Die Berjchiedenheit tritt 
namentlich) darin hervor, daß in Bayern und Baden die öffentliche Neli- 
gionsübung als Beftandteil der öffentlichen SKorporationsqualität beibe- 
halten, in Preußen, Württemberg und Heffen befeitigt it. Man mu 
ſich nicht jcheuen, die Konſequenz aus diefem Nefultate zu ziehen. Die 
Bezeichnung der Kirchen als „öffentlicher“ Korporationen mit dem An- 
jpruch eines vehtlichen terminus technieus ift unbraudbar. Als 
Ausdruc eines firchenpolitiichen Prinzips könnte man fie gelten laſſen. 
Aber in diefem Sinne läßt ſich ihre Beibehaltung faum empfehlen. Auf 
kirchenpolitiſchem Gebiet ift die Sache durch die Formel der „ethischen 
Gleichordnung“ viel beffer ausgedrücdt. Dagegen drängt die nach Lage 
der Gefeßgebung nicht berechtigte allgemeine Beibehaltung des Ausdrucs 
immer wieder zur Bergleichung und Berwechjelung mit den weltlichen 
Korporationen des öffentlichen Nechts. Diefe und die Kirchen unter 
einen „öffentlichen Korporationshegriff zu bringen, muß nicht ange- 
jtrebt, fondern vermieden werden. Die Löfung des Problems fann für 
beide Arten von Perjonenvereinen nur gejondert gelingen. 

St es möglich und wünfchenswert, einen zujfammenfaffenden Aus: 
druck bon einigermaßen rechtlicher Beftimmtheit für die bejondere 
Stellung der Kirchen zu gewinnen? Wünfchenswert gewiß. Es ent— 
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Ipricht dev Bedeutung der Kirchen, ihre rechtliche Sonderftellung in 
den deutjchen Staaten aus der PVielheit der Neligionsgefellfchaften hervor— 
gehoben zu fehen. Es entjpricht auch dem pofitiven Rechtsinhalt 
der deutschen Verfaſſungen, welche überall prinzipiell oder in einzelnen 
Beitimmungen jene Sonderftellung hervortreten laſſen. Nur Sachſen— 
Stoburg- Gotha macht eine Ausnahme mit der Bejtimmung des ©t.-Gr.-©. 
8 35: „Reine Neligionsgejellichaft genießt vor anderen Borrechte in Fird)- 
licher Hinſicht“ (vgl. o. $19 III). Die Gejetgebung aller übrigen Staaten 
ftatuiert eine Borzugsftellung der Slirchen mit irgend welchen recht- 
lichen Wirfungen, bald enger, bald weiter gefaßt, und als Korrelat der- 
jelben eine verstärkte oder mindeftens individuell ausgeprägte Staats— 
aufficht. In der Beiziehung diejes Storrelates erhält Die ältere Pri- 
vifegientheorie ihre notwendige Ergänzung. Dieſe hat Sohm zutreffend 
dadurch gegeben, daß er die Rechtsſätze, durch welche die Stellung der 
Kirchen im Staate bejtimmt wird, als „an eriter Stelle privilegie- 
rende”, „aber auch ebenfo Macht mindernde” bezeichnet. Beides 
zuſammen, Brivilegiierung und Staatsaufficht, im Berhältnis von Grund 
und Folge ſtehend, charakterifiert zutreffend die rechtliche Sonderftellung 
der evangelifchen und der fatholifchen Kirche in den deutſchen Staaten. 
Größere DVerlegenheit bereitet die andere Frage: iſt e8 möglich, 
diefe Sonderftellung in der Terminologie einigermaßen vechtlich beftimmt 
zum Ausdrud zu bringen? Man hat die Bezeichnung „Landesfirchen” 
gewählt. Sie ijt aber nicht charafteriftiich genug. In ihrer Anwendung 
auf die evangelifche Kirche bedeutet fie nach altem Sprachgebrauch ledig— 
lich das thatfächliche Verhältnis, daß dieſelbe verfaflungsmäßig nach den 
Staatsgrenzen gejchieden und gegliedert ift; ihre Anwendung auf die 
£atholifche Kirche ift ohnehin nur in bejtimmter Pimitation möglich ($ 4 ID). 
In anderem Sinne wird die „Landesfirche” der „Freifirche” gegenüber- 
gejtellt, als einem Eirchlichen Perjonenverein, welcher, wiewohl auf dem 
Boden desjelben Befenntnifjes jtehend, doc die Nechts- und Berfafjungs- 
gemeinjchaft mit der Kirche ablehnt (S 4 IV). Wiederum in anderem 
Sinne findet ſich der Begriff der „Landeskirche“ Firchenpolitifch verwendet 
und hier namentlich in Beziehung auf das Syſtem des Territorialismus 
mit „Staatsfirche” identifiziert. In feinem Falle enthält die Bezeichnung 
einen deutlichen Hinweis auf die rvehtliche Stellung der Kirchen im 
Staat. Insbeſondere fann die Prädizierung derjelben als Korpora— 
tionen nicht zu entbehren fein. Freilich ift gerade auch dies bejtritten 
und der Erjaß des Ausdrudes „Korporationen des öffentlichen Rechts” 
durch den anderen „Anjtalten des öffentlichen Rechts” empfohlen. 
Degründet ift diefe Empfehlung mit einem Zweifachen. Die Kirchen feien 
nicht in allen Staaten in ihrer Geſamtheit als juriftiihe Perſonen 
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auf dent Gebiete des Privatrechtes anerkannt. Den Kirchen fehle der 
Korporationscharatter, weil fie einen durch göttliche Stiftung unabänder- 
lich gejeßten Zweck zu erfüllen hätten und an diefen ihre ganze äußere 
Geftaltung derartig gebunden fei, daß ihm gegenüber ein abweichender 
Gejamtwille der Kirchenglieder ſich nicht erzeugen könne. Beide Ein- 
wände find nicht überzeugend. Was zunächſt den Leßteren anlangt, fo 
trifft er auf die evangelifche Kirche überhaupt nicht, auf die Katholische 
nur teilweife zu. Die relative Gebundenheit der DOrganifation an die 
Zweckbeſtimmung iſt andererfeitS in der Natur der Sache begründet und 
etwas für alle SKorporationen emeingültiges. Hier iſt feine ſichere 
Grenzlinie zu finden, von welcher an ein PBerfonenverein aufhörte, Kor— 
poration zu fein. Jedenfalls wirden etwaige Bedenfen mit dem Erjaß 
durch den Ausdruck „Anftalten” nicht gehoben fein. Die Anstalt iſt 
etwas durchaus Unperfönliches. Sie erhält ihre Zweckſetzung Lediglich) 
durch ein außerhalb Dderjelben stehendes Nechtsjubjelt. Der Anftalts- 
begriff paßt zweifellos auf zahlreiche innerhalb der Kirchen beftehende 
Sinzelinftitute, an deren Entwidelung er auch gejchichtlich zuerſt 
fi) ausgebildet hat. Er paßt ferner injoweit auf die fatholifche Kirche, 
als dieje ftiftungsgemäß im Klerus eine obrigkeitliche Gewalt befißt, der 
gegenüber ein jelbitändiger Verbandswille der Laienwelt ausgefchloffen ist. 
In dieſem Sinne wurde der anftaltliche Charakter der fatholiichen Kirche 
Ihon in früherem Zufammenhange betont und daraus abgeleitet, daß fie 
begrifflich Nechtskirche fei (SD. Mit der Bezeichnung „Anftalt” ift ihr 
inneres Wejen, nicht aber ihre bejondere und bejtimmte Rechts— 
ttellung innerhalb des Staates dharafterifiert. Unter feinen 
Umständen paßt der Begriff der Anftalt auf die evangelifche Kirche als 
Geſamtheit, welche in ihrem rechtlichen Aufbau auf das Gemeinde: 
prinzip jedes unperfünlich anftaltlihe Wejen bewußt und nachdrücklich ab- 
lehnt. Was den erftgenannten Einwand betrifft, jo hat derjelbe Schrift- 
fteller, welcher die Korporationseigenſchaft der Kirche bezweifelt, weil fie 
nicht überall „in ihrer Geſamtheit“ als juriftifche Perſon des Privatrechts 
anerfannt fei, an anderer Stelle die „Neligionsgefellichaften mit Kor— 
porationsrechten” al3 „jolche” erklärt, „deren einzelnen Gemeinden oder 
Einzelorganifationen Sorporationsrechte zuftehen, ohne daß die Neligions- 
gejellichaft als Ganzes die juriftifche Perfönlichfeit zu bejigen braucht”. 
Dies ift die richtige, Schon oben ausgefprochene (ſ. o. a) und fpeziell für 
Preußen auch von der Nechtsiprehung geteilte Anficht. 

Ehen deshalb find die Kirchen in allen deutichen Staaten Kor— 
porationen. Wenn num hier die Beibehaltung dieſer Bezeichnung als 
zuſammenfaſſender Ausdruck für die rechtliche Stellung der Kirchen 
in Deutfchland empfohlen wird, jo ift dabei allerdings ausſchließlich 
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an die privatrehtliche Korporationsqualität gedacht. Dieje ift all- 
gemeine Eigenfchaft der Kirchen. Sie bildet überall die Unterlage für 
die Stellung der Kirchen im öffentlichen Recht. Es giebt feine „üffent- 
liche” Siechengefellichaft, welche nicht Korporationsrechte auf dem Gebiete 
des Privatrecht3 befüße. Der Befit der lekteren erfiheint pofitiv rechtlich 
als Vorausſetzung der öffentlichen Korporationseigenfchaft. Nicht jo, als 
ob an und für fich die öffentliche Körperjchaft eine höhere Erjcheinungs- 
form der Korporation überhaupt und in dieſem Sinne die Privatforpo- 
ration eine notwendige Vor- und Durchgangsitufe der erfteren wäre. Der 
Bufammenhang ift vielmehr dadurch hergeftellt, daß die Entwidelung eines 
Geſamtwillens im öffentlichen Leben ohne vermögensrechtliche Bafıs wir— 
fungslos, daß fpeziell der Kirche die Erfüllung ihrer Aufgabe ohne ma— 
terielle Sicherjtellung unmöglid”) wäre. Es hätte feine Bedeutung, die 
Kirche als Korporation des öffentlichen Nechtes anzuerfennen, ihr aber 
gleichzeitig durch Verſagung der juriftiichen Perſönlichkeit auf dem Gebiete 
des PBrivatrechts die Ermwerbsfähigfeit, die Möglichkeit der Anstellung von 
Beamten, der Gründung don Anftalten, der Ausübung von Liebeswerfen 
zu benehmen, fie zu verhindern, ſich die Öarantieen ihres zeitlichen Dauer- 
beftandes zu verfchaffen umd dadurch eine wirkliche Macht im öffentlichen 
Leben zu fein. So Liegt es nicht in der Konjequenz der Begriffe, ſon— 
dern in der Folgerichtigfeit der Thatjachen, daß das pofitive Necht Die 
private Sorporationsqualität der Kirche zur Unterlage und Vorausſetzung 
der öffentlichen geftaltet Hat. Die Kirchen Haben diejelbe, andere Re— 
ligionsgejellfchaften müfjen fie erft erwerben. Diejer Gegenſatz fehrt 
überall wieder. In diefem Sinne ift, um zuſammenfaſſend die rechtliche 
Stellung der Kirchen zum Ausdruck zu bringen, von ihrer Bezeichnung 
als „Korporationen” nicht abzugehen. Es handelt fich nicht um einen 
Erjat für den Begriff der „Korporation”, fondern um Verbeſſerung des 
Prädikates „öffentlih”. Durch diefes wird die Sonderftellung der Kirchen 
im Bergleich zu den Übrigen Neligionsgejellichaften mit Korporationsrechten 
nicht mehr genügend ausgedrüct. Der Begriff der öffentlichen Korporation 
ilt, wie oben ausgeführt, in feiner Anwendung auf die Kirche unficher, 
ungleich, undefinierbar, irreführend, Geiftliches und Weltliches Fonfun- 
dierend. Er ift zu eng, injofern er zwar einen Hinweis auf die Pri— 
vilegiierung der Kirchen im öffentlichen Leben, nicht aber auch auf die 
befondere Unterordnung derjelben unter die Staatsaufficht enthält. Er 
iſt zu weit, infofern er nach feiner gejchichtlichen Entwicelung das Merf- 
mal der öffentlichen Neligionsübung einjchließt, welche gegenwärtig nicht 
mehr ein allgemeines Vorrecht der Kirchen bildet. Aus diefen Gründen 
wird, bis ein Beſſeres gefunden ift, die Bezeichnung der Kirchen als 
„qualifizierte Korporationen” in Vorſchlag gebracht. Das 
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Prädikat iſt in der Rechtsſprache längſt eingebürgert, um die Beſonder— 
heiten der Arten einer Gattung, wenn nicht auszudrücken, ſo doch anzu— 
deuten. Mit der Bezeichnung der Kirchen als qualifizierter Korporationen 
ift ausgefprochen: alle Kirchen find Korporationen, aber fie unter- 
ſcheiden fi) durch bejtimmte Qualitäten von allen übrigen mit Kor— 
porationsrechten ausgeftatteten Neligionsgefellfchaften. Es ift offen ges 
laffen, welche Qualitäten dies feien. Generell beftehen fie in. gewiſſen 
Borzugsrehten und gewillen Befhränfungen Individuell 
bejteht Gemeinjames und Berjchiedenes. Das Einzelne Fann nur aus 
dem Landesrecht entnommen werden. ine weitergehende Einheit der 
Terminologie ift nach gegenmwärtiger Lage der Geſetzgebung ausgejchloffen. 
Sie kann nicht durch die Wiſſenſchaft fünftlich gemacht, fondern nur durch 
die Entwicelung des Rechts jelbft vorbereitet werden. 
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Preußen. Eine beſtimmte Terminologie fehlt, nachdem die Klaſſifikation 
des Landrechts teils aufgegeben, teils überholt iſt. ES laſſen fich unterjcheiden 
die Kirchen, die mit Korporationsrechten Eonzeffionierten Religionsgefellichaften 
und die religiölen Bereine. 1. Die vom Landrecht „pridilegierte Korporationen” 
genannten Gejellichaften wurden in der Verfaſſung und der nachfolgenden Staats— 
ficchengefeßgebung jchlechthin als „Kirchen“, „hriitlide Kirchen” bezeichnet. 
Es gehören dahin die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen 
in ihrer unionsmäßigen Bereinigung, die ehemals felbjtändigen Landeskirchen 
der neueren Provinzen (einjchließlih der nunmehr der Monarchie ange- 
hörigen reformierten Gemeinden der niedersähfifhen Konföderation 
[8 4) und die fatholifche Kirche des Landes, d.h. die römiſch-katholiſche und 
die altfatholifche (©. dv. 4. Juli 1875, ſ. o. $ 15 IT 1). Dieſe allein haben jo- 
wohl nach der Seite der ftaatlichen Aufficht ($ 23) wie des jtaatlihen Schußes 
($ 24) die volle Rechtsftellung der qualifizierten SKorporationen. Daß fie nad 
beiden Richtungen manches mit den übrigen Religionsgemeinschaften gemein 
haben, hebt ihre Sonderrechtsſtellung natürlich nicht auf. 2. Die zweite Gruppe 
bilden die mit Korporationsrechten konzeſſionierten Religionsge— 
ſellſchaften. Sie genießen nicht die Privilegienzder Kirchen, teilen aber mit 
ihnen felbjtverjtändlich diejenigen Nechte, welche an und fürffic) mit der Kor— 
porationsqualität verbunden find (ſ. o. a). Bon chriftlichen Religionsgejellichaften 
gehören dahin a) die Herrnhuter. Bon_den verjchiedenen Konzejfionsurfunden 
derjelben fommen namentlich Die Generalkonzeſſion d. 7. Mai 1746 und die Bejtäti- 
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gung der Privilegien d. 10. April 1789 in Betracht. Die Korporationsrechte der ein- 
zen anerkannten Herrnhuter Gemeinden find in Theorie und Praris außer 
Zweifel. Ihre gottesdienftlichen Gebäude heißen nicht Kicchen, jondern „Bet— 
häuſer“, ihre Amter und Beamten find nicht öffentliche, der Beitragspflicht der 
Gemeindeangehörigen fehlt der ftaatlihe Erefutivfchuß. 4) Die jeparierten 
Altluthberaner unter dem „Ober-Kirchenkollegium in Breslau”. Während den 
Lutheranern, welche der unierten Landeskirche nicht beitreten wollten, noch im 
3. 1834 die Bildung einer eigenen NReligionsgejellfchaft verjagt worden war, 
wurden ihnen durch die Generalfonzeffion dom 23. Juli 1845, ergänzt durch Zir- 
fular vom 7. Auguft 1847, wejentlich die gleichen Rechte gewährt, wie fie bereits 
die evangelifchen Brüdergemeinden befaßen. Auch bei ihnen bedarf die Bildung 
der einzelnen Gemeinde der bejonderen jtaatlichen Genehmigung. Das Recht 
jelbftändiger, d. h. ohne jtaatliche Kognition eintretender Zuchtübung durch Aus 
Ichliegung aus der Gemeinde wurde in der Nechtsiprehung ausdrücklich aner- 
kannt. y) Die niederländifch-reformierte Gemeinde in Elberfeld, nad) 
ihrem erſten Prediger „Kohlbrüggianer? genannt. Durch K.O. dom 24. No— 
vember 1849 wurden ihr die SKKorporationsvechte behufs der Ermwerbung bon 
Grundſtücken und Kapitalien erteilt. 6) Die Mennoniten, ©. vd. 12. Juni 
1874 und e) die Baptiften, ©. d. 7. Juli 1875. In diefen beiden Geſetzen tft 
übereinftimmend die Erteilung von Korporationsrechten an die einzelnen Ge- 
meinden der „gemeinfchaftlichen Verfügung dev Minifter der Juſtiz, des Innern 
und der geiftlichen Angelegenheiten? vorbehalten. Sie „ijt nur zuläffig und darf 
nicht derfagt werden, wenn 1. der Bezirk der Gemeinde geographiſch abgegrenzt 
ist, 2. nach der Zahl und Vermögenslage der dazu gehörigen Mitglieder anzus 
nehmen tft, daß die Gemeinde den don ihr behufs Ausübung ihres Gottesdienstes 
nad) ihren Grundjäßen zu übernehmenden Berpflichtungen dauernd zu genügen 
im Stande fein wird, 3. in dem Statut der Gemeinde feine Feftfegungen ge- 
troffen find, welche mit den allgemeinen gejeglichen Beftimmungen in Widerſpruch 
ſtehen“. In dem Mennonitengefeg find außerdem noch Bejtimmungen über „Ab— 
gaben und Leiftungen an evangelifche oder fatholische Kirchenſyſteme“ enthalten. 
Außer diefen chriitlichen Neligionsgefellfchaften Haben Korporationsrechte in Preußen 
nur noch &) die jüdifhen Synagogengemeinden. Die religiöfen Rechts— 
verhältnifje der Juden find einheitlich für den ganzen Umfang der Monarchie 
nur in Beziehung auf „ven Austritt aus den jüdischen Synagogengemeinden“ 
durch das ©. d. 28. Juli 1876 in Verbindung mit einer alSbald zu erwähnenden 
Beitimmung des jogenannten Zuſtändigkeitsgeſetzes von 1883 geregelt. Im 
übrigen beruhen fie auf verjchiedenen Quellen für die Gejamtheit der älteren 
und für die einzelnen neuen Provinzen. In den älteren Provinzen ift maß- 
gebend das ©. v. 23. Juli 1847 über die DVerhältniffe der Juden, 88 35—70. 
Ergänzend tritt zu $ 493 und $ 58 desſelben, ſowie zu dem erwähnten allge= 
meinen Gejet über den Austritt der $ 54 des ©. v. 1. Aug. 1883 über die Zu— 
jtändigfeit der Verwaltungs und Verwaltungsgerichtsbehörden: „Der Bezirks- 
ausſchuß entjcheidet auf Klagen Einzelner wegen der ihnen, als Mitgliedern einer 
Synagogengemeinde, oder auf Grund des ©. d. 28. Juli 1876, betr. den Aus- 
tritt aus den jüdischen Synagogengemeinden, zujtehenden Nechte und obliegenden 
Berpflichtungen zu Abgaben und Leiftungen.” Für die neueren Provinzen fommen 
hauptjächlich folgende Rechtsquellen aus älterer Zeit in Betracht. In Hannover: 
G. d. 30. Sept. 1842 über die Nechtsperhältniffe der Juden. In Schleswig- 
Holjtein: DB. d. 8. Februar 1854 über die Berhältnifje der Juden im Herzogtum 
Schleswig und ©. dv. 14. Juli 1863, betr. die Berhältnifje der Juden in Hol- 
jtein, berb,. mit fgl. preuß. Erlaß dom 24. Juni 1867 betr. Abänderung des ©. 
für Holftein und der V. für Schleswig. In Kurheſſen: V. vd. 30. Dez. 1823, 
die gemeinheitlichen Berhältniffe der Sraeliten betr. In Nafjau: B. dv. 7. Ja— 
nuar 1852, betr. die Kultusperhältnifje der Juden. In Frankfurt: Reglement 
vom 8. März 1839, Senatsbeichluß dom 25. April 1854, Polizeiverfügung vom 
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9. März 1868. Daß unter den mit Korporationsrechten ausgejtatteten Neli- 
gionsgefellfchaften Ungleichheiten im einzelnen vücdjichtlich der Art und des Maßes 
der erteilten Konzeſſionen beftehen, ſowie, daß dieſelben ethiſch und fozial ver— 
Iichtedenartigen Rang in Anspruch nehmen, nötige in feiner Weile zu weiteren 
jchematischen Abteilungen. Das jtaatSsfirchenrechtlich entjcheidende ift allein die 
Gemeinjamfeit im Beſitze von Korporationsrechten. 3. Die dritte Gruppe bilden 
die religiöfen Bereine Als Solche beftehen zerjtreut über daS Gebiet der 
Monarchie Deutjchkatholifen, Irvingianer oder apojtolifche Gemeinden, Naza— 
vener, Quäker, Anglifaner, Darbyiten, Methodijten. Wie die Bildung folcher 
Vereinigungen fi) nur nach den Borjchriften des Bereinsgejeßes vom 11. März 
1850 vollzieht (ſ. o. 1), jo unterliegen auch die geſetzlich begründeten Bereine 
diefer Art nur den allgemeinen Bejchränfungen des genannten Gejeßes. Die 
Berfammlungen des Vereins unterliegen hiernach der Anzeigepflicht, foweit nicht 
Zeit und Ort im voraus feſtſtehen und der DrtSpolizeibehörde befannt find. 
Die einzelnen Berfammlungen unterliegen der Möglichkeit polizeilicher Kontrolle 
und Auflöfung. Wie diefen Bereinen juriftifche Perſönlichkeit fehlt, jo auch ſelbſt— 
berjtändlich ihren NReligionsdienern und ihrem Kultus jede öffentlich rechtliche 
Dualität. Sie genießen für innere Verhältniſſe die Befugniffe einer „geduldeterr 
Religionsgejellfchaft? im Sinne des Landreht TI. II. Tit. XI. $ 20 vb. Tit. VI. 
ss 11 ff. Sie haben insbeſondere hiernach die Befugnis, innerhalb der allge- 
meinen Schranfen der StaatSsgejeßgebung ihre Lehre und ihren Kultus feitzu- 
jtellen, ihre Berfaffung zu ordnen, ihre Disziplin zu regeln und die freiwilligen 
Beiträge ihrer Mitglieder feitzujegen. — Bayern. Es find zu unterjcheiden die 
öffentlichen Kirchengejellfchaften und die Privatreligionsgejellichaften. Die Ka— 
tegorie der „religiöfen Vereine“ fennt das bayerische Necht nicht. Das Vereing- 
gejet dom 26. Febr. 1850 erſtreckt fich nicht auf Vereinigungen zu religiöfen 
Sweden. Das ©. d. 29. April 1869, betr. die privatrechtliche Stellung von 
Vereinen (anerfannte Bereine) hat in A. 37 die „Beſtimmungen der II. Beilage 
zur Verfafjungsurfunde” von feiner Geltung ausdrüdlich ausgenommen. Zwar 
beitehen die „Deutjchfatholifen oder freien Gemeinden? in Bayern nad Maßgabe 
des eritgenannten Geſetzes als „nichtpolitifche Vereine’, wie fie denn auch bei 
Erfüllung der im zweiten Bereinsgejeße erforderten Bedingungen die Rechte „ans 
erfannter Vereine? und damit juriftiiche Perjönlichfeit erwerben Fünnen. Dies 
war und iſt aber nur möglich auf Grund der Borausfeßung, daß fie als „relis 
giöfe? Vereine überhaupt nicht anzufehen find. Dieje Borausfesung wurde in 
der That von der bayerischen Staatsregierung ausgeſprochen und zur Unterlage 
für die rechtliche Behandlung der Deutjchkatholifen genommen. Denn nachdem 
diejelben in den IJ. 1848/49 als Privatficchengefellfchaft anerfannt worden 
waren, wurde diefe Anerkennung im J. 1851 wieder zurüdgenommen und in 
den jechsziger Jahren die Zurüdnahme damit aufrecht erhalten, „daß die Grund- 
jäße der freien Gemeinde lediglich in der allfeitigen Negation aller pofitiven 
Glaubenselemente zufammentreffen, alfo nicht geeignet erjcheinen, dem Begriffe 
einer Glaubensgejellichaft im Sinne der 88 26.27 der II. Berf.-Beil. zu genügen“ 
(E. v. 4. Febr. 1865). 1. „Die in dem Königreiche bejtehenden drei chrijtlichen 
Slaubensfonfelfionen find als „öffentlihe Kirchengeſellſchaften“ aner— 
fannt (Rel.-&d. $ 24). Dieje, nämlich die römiſch-katholiſche, die lutheriſche und 
die reformierte Kirche „genießen die Nechte öffentlicher Korporationen? (Rel.Ed. 
8 28). 2. Privatreligionsgefellihhaften find diejenigen, „welche die Rechte 
öffentlich aufgenommener Kicchengejellfchaften bei ihrer Genehmigung nicht erhalten” 
haben (Nel.-Ed. $ 32). Denjelben ijt ein Mindeftmaß von Rechten verfaſſungs— 
mäßig garantiert (Nel.-Ed. $ 33 ff., S 38 ff.). „Die ihnen zuftehenden weiteren 
echte müſſen nach dem Inhalte ihrer Aufnahmsurfunde bemefjen werden‘ (Nel.- 
Ed. 8 37). Dur die Aufnahmsurkunde darf alfo einerfeits fein Recht beſchränkt 
oder entzogen werden, welches die Verfaſſung gewährt und kann andererfeits 
fein Recht verliehen werden, welches Borrecht der öffentlichen Kirchengefellichaften 
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ist. Gemeinfam mit den leßteven ift den Privatreligionsgejellichaften dor allem 
die Befugnis „unter der oberjten StaatSaufficht alle inneren Kirchenangelegen— 
beiten anzuordnen? (Nel.-Ed. $ 38). Der Unterjchied zwifchen ihnen und den 
öffentlichen Kirchengefellichaften Liegt, abgejehen von dem Nechte der freien Ge— 
meindebildung (Rel.Ed. $ 88), hauptfächlich in einem Doppelten: in der Form 
der Kultusübung und in dem Mangel der gejeglich anerkannten Korporations- 
qualität. In erjterer Richtung fteht jenen nur „die freie Ausübung des Privat- 
gottesdienftes? „in gewiljen dazu bejtimmten Gebäuden? oder „in den Privat— 
wohnungen der Mitglieder? zu, und „die bon ihnen zur Feier ihrer Religions 
Handlungen bejtellten Perſonen genießen als ſolche feiner bejonderen Vorzüge 
(Rel.“Ed. 88 33— 36). In der zweiten Richtung entjcheidet die Aufnahmsurfunde. 
Sit in ihr über „die Eigentumsfähigfeit nichtS feſtgeſetzt“, jo „wird fie nach den 
echten der Privatgefellichaften beſtimmt“ (Nel.-Ed. $ 45). Unter den Privat- 
religionsgejellichaften in Bayern find alfo wiederum jolche ohne Korporationsrechte 
und folche mit Korporationsrechten zu unterjcheiden (ſ. o. ©. 327 f.). Den leßteren 
ist, gleich den öffentlichen Kirchengefellichaften, „dasjenige, was fie an Eigentum ge= 
jegmäßig befigen, dur den S$ 9 im IV. Titel der B.-U. des Neiches garantiert? 
(Rel-Ed. $ 46). Die hiernac mit föniglicher Genehmigung aufgenommenen Pri— 
batreligionsgejellfchaften find folgende: a) Eine Herrnhuter Gemeinde wurde 
unter der Herrjchaft des älteren ReligionsediftS von 1809 dur E. dv. 29. April 
1813 anerfannt. Ihre jeßigen Rechte würden fi nad) dem Rel.Ed. don 1818 
zu bemefjen haben, 4) Bezüglich dev Mennoniten waren widerjprechende Ent- 
jchließungen in den IJ. 1819/35/36 ergangen. In den EE. d.12. Oft. 1847 und 
28. März 1862 iſt ihre Stellung als Bridatreligionsgejellfchaften Elar geftellt. y) Die 
Anglifaner find widerruflich als Privatreligionsgejellfchaft anerkannt, und es tft 
ihre Rechtsitellung nach Maßgabe der s$ 32—383 des Nel.-Ed. näher in der E. vom 
19. März 1844, die Ausübung des engliichen Gottesdienftes in München betr., 
auseinandergeleßt. 6) Die griehijche Kirche ift, ohne daß eine fürmliche Auf: 
nahme jtattgefunden hätte, thatſächlich als Privatreligionsgejellichaft mit Be— 
Ihränfung auf die in München bejtehende Gemeinde anerfannt. Die Anficht, 
daß durch das ©. dv. 1. Juli 1834, die bürgerlichen und politifchen Rechte der 
griechiichen Glaubensgenofjen betr., die griechiiche Kirche als öffentliche Kirchen 
gejellfchaft anerfannt worden jei, ijt, wie fich aus Wortlaut und Entſtehungs— 
gejchichte mit gleicher Bejtimmtheit ergiebt, vechtlic) unbegründet. Diejes Gejet 
bezog ſich Lediglich auf die perjönliche ſtaatsbürgerliche Stellung der Angehörigen 
der unierten und nicht unierten griechiichen Kirche und ift, nachdem durch das 
R.«G. v. 3. Juli 1869, eingeführt in Bayern dur R.G. v. 22. April 1871, 
alle aus der Berjchiedenheit des religtöfen Befenntnifjes hergeleiteten Bejchrän- 
fungen der bürgerlichen und jtaatSbürgerlichen Nechte aufgehoben worden waren, 
nunmehr gegenjtandslos geworden. 2) Den Irvingianern find durch E. v. 
28. März 1862, betr. die Berhältniffe der %. in Schwaben und Unterfranken, 
die Rechte einer Bridatreligionsgejellichaft nach) Maßgabe der 88 32—38 des 
Nel.-Ed. gewährt. ES ijt aber „den Leitern und Vorſtehern der irbingianifchen 
Neligionsgemeinschaft in Bayern nicht gejtattet, der zur Bezeichnung der Kirchen 
ämter angenommenen Prädifate „Apoſtel, Engel oder Bifchof u. f. w.“ im öffent- 
lichen Berfehre im Staate fi zu bedienen.” & Nach Bekanntmachung im 
Kultusminijterialblatt v. 12. April 1883 wurden den bijchöflichen Methodijten 
in der Pfalz und in Augsburg die Nechte einer Privatreligionsgefellichaft „nach 
Maßgabe der Beitimmungen des Neligionsediftes eingeräumt”. Datum der Auf- 
nahme ijt nicht mitgeteilt. n)%Den Altfatholifen wurde, wie im Zuſammen— 
hang der Quellenlehre mitzuteilen war (j. o. $15 II 1), ihre Qualität als öffent- 
liche Kivchengefellfchaft entzogen. In der E. dv. 15. März 1890 wurde dem Aus— 
ſchuſſe des bayerischen altfatholifchen Zandesvereins zu München eröffnet, daß 
„vorerſt die innerhalb der Erzdiöcefe München-Freyfing wohnenden Altkatholifen 
bon nun ab jeitens der Staatsregierung nicht mehr als Mitglieder der katholi— 
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chen Kirche betrachtet und behandelt werden, daß vielmehr die Rechte der Alt: 
fatholiken in der gedachten Erzdiöceje Hinfichtlich der Religionsausübung fich vor— 
läufig nach $ 2 der II. B.-Beilage zu bemefjen Haben“. Damit waren diejelben 
zunächſt auf das Recht der einfachen Hausandacht verwieſen. Durch E. d. 2. April 
1890 wurden „den in der Erzdidcefe Minchen-Freifing wohnenden Altfatholifen 
die Nechte einer Privatkicchengefellfchaft nach Maßgabe der Bejtimmungen des 
Neligionsedikts bewilligt”. Die gleiche Stufenfolge durchliefen die Altkatholifen 
in den Diöcefen Augsburg, Paſſau, Speyer, Würzburg und in der Erzdiöceſe 
Bamberg. Nachdem fie zunächſt durch E. v. 10. April 1890 auf daS Recht der 
Hausandacht bejchränft waren, wurden ihnen durch E. d. 3. Mai 1890 „die Rechte 
einer Privatlirchengejellichaft nach Maßgabe der Bejtimmungen des Neligions- 
edikts bewilligt”. Die Befchränfung der Altkatholifen in den Didcejen Negens- 
burg und Eichjtätt auf das Necht der einfachen Hausandacht geſchah durch E. v 
25. Juli 1890. Dagegen ift ihre Anerkennung als Privatfirchengefellichaft noch 
nicht erfolgt. Die Gejuche der Altkatholifen um Anerkennung als öffentliche 
Kirchengejellichaft wurden anlegt durch E. d. 11. Oftober 1891 abgelehnt. Zugleich 
ift darin ausgeſprochen: „Da es nicht zweifelhaft fein fann, daß die bijchöf- 
lichen Inſignien, wie die priefterliche Kleidung überhaupt, einen wefentlichen Bes 
jtandteil der auf Eirchengefeßlicher Borfchrift und Herkommen beruhenden Fatholiichen 
Kultuseinrichtungen bilden, jo (?) erjcheint es unftatthaft, daß fich die in der Privat— 
kirchengeſellſchaft der Altkatholiken zur Feier der Religionshandlungen beſtellten 
Perſonen jener in der katholiſchen Kirche eingeführten äußeren Abzeichen der 
biſchöflichen und prieſterlichen Würde bedienen“. Außer den genannten chriſtlichen 
Religionsgeſellſchaften ſind endlich 9) auch die Juden, ſoweit ſie als einzelne 
Kultusgemeinden organiſiert ſind, als Privatreligionsgeſellſchaft anerkannt. Ihre 
religionsgeſellſchaftlichen Verhältniſſe * durch das Edikt vom 10. Juni 1813 
geregelt, in welchem für das XIX. J. das Vorbild begriffsverwirrender Über- 
tragung ficchenrechtlicher Termini he die veligionsvechtlichen Verhältniſſe der 
Suden gegeben ift. Die einzelnen Synagogengemeinden haben juriftiiche Per— 
jönlichfeit. — Sachſen. Die Verf-Urk. ($ 56) hebt die „im Königreiche aufge- 
nommenen oder fünftig mitteljt bejonderen Gejeßes aufzunehmenden chrijtlichen 
Konfeſſionen“ durch das Zugeſtändnis dev freien öffentlichen Religionsübung 
hervor. Der Titel des Difjidentengejeßes bom 20. Juni 1870 und S 20 des 
G. jelbjt nennen diejelben „anerkannte Neligionsgejellfchaften”. 8 21 diejes ©. 
jtellt ihnen die „Bereine oder Genofjenjchaften? mit einem „bejonderen religiöfen 
Kultus” gegenüber. Somit find auch für Sachſen zivei Kategorieen zu unter: 
Iicheiden: die anerfannten Religionsgefellfchaften und die Diſſidenten— 
vereine. Bu jenen gehörem die evangelijch-lutherifche Kirche, die reformierte 
Kirche, die römiſch-katholiſche Kirche, die deutfch-fatholifchen Glaubensgenoſſen. 
Sie befigen ſämtlich Korporationseigenjchaft und haben gleiche öffentliche Rechte 
und Pflichten. Die Quellennachweifungen ſ. vo. $ 15. II. Die Dijfidentenvereine 
erlangen durch die Beitätigung ihrer Statuten jeitend des Kultusminijteriums 
„das Necht, unter Dberaufficht des Staates gottesdienftliche Zuſammenkünfte in 
dazu beſtimmten Räumlichfeiten zu veranjtalten und jowohl hier, als in Privat— 
wohnungen der Mitglieder die ihren Religionsgrundjäßen entiprechenden Gebräuche 
auszuüben, auch eigene Prediger und Religionslehrer anzunehmen”. Mit diejer 
Maßgabe find durch Beftätigung ihrer Statuten folgende Diffidentendereine zu— 
gelajjen: a) Apojtolifche oder fatholiich>apoftolifhe Gemeinden, für 
Dresden, Leipzig und Königſtein bejtätigt durch V. v. 4. April und 11. Oft. 1871; 
für andere Orte, in welchen Anhänger der apoftolifchen Gemeinden wohnen, durch 
DB. d. 1874, 77, 78, 79, 85 und 87. 6) Durch 2. dv. 27. Juni 1871 wurde das 
Statut der Gejellichaften des Zwickauer Bezirks der bifchöflihen Metho- 
diftenfirche beftätigt und dieſe Bejtätigung dur B. v. 1871, 73, 82, 85, 87 
auf andere Drtjchaften erjtreckt, in welchen Anhänger der bijchöflichen Metho— 
diftenfirche leben, y) Die Gemeindeordnung der jepariert evang.zluth. St. 
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Trinitatisgemeinde ungeänderter Augsburgiſcher Konfefjion in 
Dresden erhielt am 9.Nod. 1872 die Beftätigung, welche durch DB. d. 1873, 75, 
76, 77, 80 auch auf feparierte evang.-luth. Diffidentengemeinden anderer Drte 
ausgedehnt wurde. 5) Die Tempelgefellichaft in Dresden, Burfersdorf und 
Umgegend, beftätigt dur) B. dv. 16. Mai 1876. &) Die evangeliſche Gemein- 
Ichaft in Dresden und Umgegend, beftätigt durch V. v. 20. Auguft 1878. Die 
jämtlichen Diffidentenvereine fünnen Korporationsrechte nur durch Eintragung in 
das Genofjenfchaftsregifter erwerben (f. o. ©. 328). Den Predigern diffidentifcher Ge— 
nofjenfchaften ift die Führung des Titels „Pfarrer? oder „Paſtor“ nur unter der 
Vorausſetzung geftattet, daß fie demfelben einen Zuſatz beifügen, welcher die 
Deutung ausfchließt, als werde die Dualität eines geiftlichen Amts in einer der 
anerkannten Kirchen in Anfpruch genommen. &) Die Religionsübung der Juden 
iſt durch ein bejonderes ©. d. 18. Mat 1837 geregelt. Sie nehmen eine mittlere 
rechtliche Stellung ein. Sie gehören einerjeits nicht in die Klafje der vom Staate 
anerfannten Konfeffionen. Sie Haben andererfeitS nad) der don der StaatSregie- 
rung gebilligten Erklärung der Stände durch die Möglichfeit der Bildung eigener 
Religionsgemeinden und der Errihtung don Bethäufern „eine Art von erwei— 
tertem Privatkultus“ und befigen in der minifteriell beftätigten Organifation 
von Einzelgemeinden juriftiiche Perſönlichkeit. Überdies find einzelne „ifraelitifche 
Religionsgemeinden? in das Genofjenschaftsregiiter eingetragen. — Württene 
berg. Es werden unterjchieden die Kirchen und die religiöfen Vereine. Unter 
„Kirche“ verfteht die Berf.-Urk., $ 71, die evangelifch-Lutherifche, die reformierte 
und die fatholifche Kirche in ihren ſeit 1803 neu gejchaffenen Organifationen. 
Die bejondere Hervorhebung der Neformierten iſt gegenwärtig injoweit bedeu— 
tungslos, als, don einer einzigen Gemeinde in Stuttgart abgefehen, nach dem 
Ergebnis der jeit 1822 eingeleiteten und durch fol. V. d. 7. Sept. 1823 voll: 
zogenen Union, die veformierten Gemeinden zum Verband der edangelifchen 
Landeskirche gehören. Die Kirchen find im Diffidentengefeß v. 9. April 1872 als 
„öffentliche Körperichaften? prädiziert. Im Gegenfag zu ihnen jtehen die durch 
dieſes Gejeß freigegebenen religiöfen Vereine. Sie teilen mit den Kirchen 
das Necht der öffentlichen Kultusübung. Sie find aber nicht der im übrigen 
in der Berfaffung den Kirchen vorbehaltenen Sonderftellung teilhaftig. Dies 
äußert jich einerfeitS in dem Mangel gewiljer Privilegien und der juriftifchen 
Perfönlichkeit, welche nur durch bejondere jtaatliche Berleihung erworben werden 
fann. AndererjeitS aber auch in der Befeitigung jeder präbentiven Staatsauf- 
ſicht. Dem Staate ijt nur das Recht vorbehalten, gegen Eingriffe in die Rechts— 
ordnung oder Sittlichfeit jeitens eines religiöfen Bereins im Wege der Re— 
preiftion mit den dem einzelnen Falle entiprechenden Mitteln einzufchreiten. Unter 
dem Schuße jenes Geſetzes leben und blühen die in Württemberg außergewöhn— 
(ich zahlreichen Sekten und Diffidenten, als Wernerianer, Baptijten, Nazarener, 
Serufalemsfreunde, Irvingianer, Methodijten u. A., welche teilweije früher ernſt— 
bafte Kämpfe um ihre Dafeinsberehtigung zu führen hatten. Dabei tft das 
Verhältnis zur Landeskirche feineswegs ein überall rechtlich Elares. Viele An— 
gehörige don Sekten bleiben in der Landeskirche und find durch die verfaſſungs— 
mäßig gewährleiftete Gewifjensfreiheit und die Lage der Polizeiftrafgefeßgebung 
an der Abhaltung don religiöfen Sonderverfammlungen in feiner Weiſe gehin- 
dert. Die don der Kammer der Abgeordneten gegebene Anregung auf allges 
meine Regelung diejer Verhältniffe iſt bis jett ergebnislos geblieben. Die reli- 
gionsrechtliche Stellung der Juden iſt namentlich durch die Gejeße dv. 25. April 
1828, betr. die öffentlichen Verhältnifje der ifraelitifchen Glaubensgenoffen, und 
v. 13. Aug. 1864, betr. die bürgerlichen Berhältnifje derjelben geregelt. Von dem 
erjteren Gefet ftehen die Art. 48—61 noch in unveränderter Geltung. Die Juden 
haben biernach nahezu die Stellung der öffentlichen Kirchengefellichaften. Dies 
ijt auch in der veriwirrenden Terminologie zum Ausdrud gebracht, welche die 
Begriffe der „Kirchengenofjen?, „Kirchengemeinden, „Kirchenborjteher?, „Kirchen— 
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oberbehörde?, „Kirchenfonds“ ohne weiters auf die jüdifche Berfaffung anwendet. 
Überboten ift diefe Begriffsverwirrung ($ 6 I) nur noch dadurch, daß Thudichum 
den jüdiſchen Kultusverband in Württemberg und anderswo als Aſraeliliſche 
Landeskirche“ bezeichnet. — Baden. Der vereinigt evang.proteſtantiſchen und 
der römiſch-katholiſchen, nunmehr auch der altkatholiſchen (©. v. 15. Juni 1874) 
Kirche, welche die Rechte öffentlicher Korporationen Haben, find im G. v. 9, Dft. 
1860, $ 2 die „übrigen Religionsgemeinfchaften, welche bisher aufge— 
nommen oder geduldet waren’, gegenübergeftellt. Sie genießen die ihnen er— 
teilten befonderen Berwilligungen. Nur jofern in einzelnen Punkten das er- 
wähnte Geſetz allen Religionsgejellfchaften weitergehende Rechte gewährte, find 
ihre früheren Bejchränfungen aufgehoben. Bon chrijtlichen Religionsgemein- 
Ichaften fommen außer Mennoniten, Herrnhutern, Neutäufern 2c., na— 
mentlich in Betracht die Deutjchfatholifen und Altlutheraner. Die 
Deutfchfatholifen Haben Korporationsrechte und die Befugnis, öffentlichen Gottes— 
dienjt zu halten, M.-E. vd. 26. April 1846 und dv. 15. Mat 1848. Die Altluthe- 
raner haben feine Korporationsrechte und nur die Befugnis der freien gemein- 
ſamen nichtöffentlichen Gottesverehrung, M.=E. v. 28. Dez. 1855 und d. 28. Mai 
1856. Ihnen ftehen die erwähnten übrigen Religionsgemeinfchaften gleich. Die 
‚iraeliten baben mit gewillen Befchränfungen das Recht ON ERELLINEN Rorpo- 
rationen. Für fie find im wefentlichen maßgebend Edikt d. 13. San. 1809, betr. 
die Firchlichen Berhältniffe der Juden im Großh. B.; V. v. 4. Mai 1812, betr. 
die nähere Beftimmung des jüdischen Kicchenregiments; V. v. 5. März 1827, 
betr. die Aufhebung der Provinz. Synagogen 2c.; V. d. 13. März 1827, betr. die 
Einteilung der ijraelitiihen Gemeinden in Rabbinats- vder Synagogenbezirke; 
B. v. 13. Mai 1833, betr. die Bildung der Synagogenräte in den ifraelitifchen 
Gemeinden; V. d. 30. Yan. 1849, betr. die Umlagen zur Bejtreitung der kirch— 
lihen Bedürfniffe der einzelnen ijvaelitifchen Gemeinden und der Bezirfsiyna- 
gogen. Auch bier befteht in vollkommener Weife die Sprachverwirrung zwiſchen 
Chriſtlichem und Jüdiſchem. — Bezüglich anderer Staaten ſei in Kürze folgendes 
bemerkt. In Heſſen ſind ebenfalls „Kirchen“ und „übrige Religionsgemein— 
ſchaften“ unterſchieden (G. v. 23. April 1875, U. 1. 2); zu jenen, in der Verf. 
U. 21 „anerkannte chriftliche Konfeſſionen“ genannt, gehören mit dem Rechte öffent- 
licher Korporationen die evangeliiche und katholiſche einschließlich der altfatholi= 
ſchen (ME. v. 23. Dez. 1873) Kirche. Sn der Oldenburgijchen Berf. A. 75 ff. 
werden „Religionsgejellichaften” und „Neligionsgenofjenjchaften”, als diejenigen 
Neligionsgejellichaften, welche Korporationsrechte haben, unterjchieden. Gegen: 
teilig erjcheint nah der Waldeckſchen Verf. der Begriff „Religionsgenofjen- 
Ichaften” als der weitere ($ 40), von welchen die mit Korporationsrechten aus— 
gejtatteten als „Religionsgejellichaften? bezeichnet ($$ 41. 43) und unter denen 
binwiederum die evangelifche und die römiſch-katholiſche „Kirche? beſonders her— 
borgehoben werden ($ 42). Die Braunſchweigiſche Berf. enthält fich einer 
bejonderen Klaffifizierung und jpricht in den 88 211 ff. nur bon den im Herzog— 
tum „anerkannten oder durch ein Gejeß aufgenommenen chriftlichen Kirchen”. 
Meiningen jtellt in S 29 der Verf. der „evangelifchen Kirche” als „Landes- 
ficche” „alle anderen Kirchen“ gegenüber. Ähnlich unterfcheidet die Verf. don 
&.-Altenburg in den SS 128. 129 die „evang.=protejtantijche Kirche? als „Kirche 
des Landes? von „anderen chrijtlichen Partikularkicchen?. Die Berf. von Reuß 
ä. 2. 846 hebt unter den „anerkannten chriftlichen Konfeſſionen“ die evang.-luth. 
Kirche als „Landeskirche? heraus. Die anderen Berfafjungen enthalten Äuße— 
rungen des ftaatlichen NeformationsrechtS nach) der hier in Frage jtehenden Nich- 
tung überhaupt nicht. Vgl. für die einzelnen Staaten die Nachweifungen o. 
$ 15 II und die Statiftif S4 V. 
Sitteratur. Am allgemeinen: Harleß, Über die Gefeßgebung des Seften- 
wejens in den evangelifchen Kirchen Deutjchlands im A. K.-Bl. 1853, 
©. 161 ff. 177 FF. 1937. 209 ff. 225 ff. 241 ff. 257 ff. 273 ff. 289 ff. 305 ff. 
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321. Hinjhius in M. H. d. ö. R., Bd. J. 1. ©. 227 ff. 3559 ff. Born, 
2b. ©. 219-221. Derjelbe in Stengels Wörterbuch des deutjchen Ver— 
waltungsrechts, Bd. II. ©. 380. Thudihum, Lb., Bd. I ©. 125 ff. 190f. 
Nichter-Donde, %b., SS 98. 99. Friedberg, 2b, 829. 9 Schulze, 
Deutfches Staatsrecht, Bd.I. $ 240. ©. Meyer, Deutſches Staatstecht, 
8 234. — BPartikularrechtliche Litteratur. 1. Preußen: Hinfhius, Das 
preußifche Kirchenrecht 2c., ©. 12 ff. Thudichum, Bd. J. ©. 264 ff. 305 ff. 
Sacobfon, Preuß. evang. KR. $ 26. Derfelbe in 2. f. KR. BD. 1. 
S. 392—443 „Über die Arten der Neligionsgefellfchaften und die religiöfen 
Nechtsverhältniffe der Diffidenten in Preußen‘. Zu einzelnen Religions- 
gejellichaften in Preußen. Neformierte Gemeinden der niederfächfiichen Kon— 
füderation: Hugues, Die Konfüderation der ref. K. in Niederjachjen, 1873. 
Hinſchius in M.Hdb.a.a.D.©.3453. Friedberg, Lb. S. 8886. Irrtümlich 
Elaffifiziert bet Thudihum, KR. Bd. I. ©. 2656. Herrnhuter: v. Mühler, 
Geſchichte der ebang. Kirchenverfaſſung in der Mark Brandenburg (1846) 
©.264|. Harlek m A. R.-BDl. Ga. 1853, ©. 225. Dode in}. f. RR. 
Bd IT. ©. 460—468 „Die rechtliche Stellung der „evangelifchen Brüderge- 
meinden in Preußen“. Altlutheraner: Hufchfe, Uber den Sinn der Ge— 
neral-Konzeſſion 2c. von 1845 (1846). Niederländisch-Reformierte: Jacob— 
jonin Z. f. RR. Bd. III. „Die kirchlichen Berhältnifje der Reformierten 
in Preußen“ 2c., ©. 358f. Mennoniten: Die früheren Rechtsverhältniſſe 
derjelben bei Jacobjon, Preuß. evang. K.-R., ©. 125 und in 3. f. KR. 
Bd. J. ©. 394. 417. Juden: dvd. Rönne und Simon, Die Berfaffung und 
Berwaltung des preuß. Staats, TL. 8, Bd. 3 (1843), Die früheren und gegen 
wärtigen Berhältniffe der Suden in den ſämmtlichen Landesteilen des preuß. 
Staats. Heinemann, Sammlung der die religiöfe und bürgerliche Ver— 
faffung der Suden in den preuß. Staaten betr. Gejete, 2 Bde., 1835/37. 
Makower, Uber die Gemeindeverhältniffe der Juden in Preußen, 1873. 
Thudihum, Bd. J. ©. 303. 2. Bayern: Silbernagl, Verfaſſung und 
Berwaltung 2c., 88 12—14. Krais, Höb, der inneren Verwaltung 2c., 
854f. 8 70f. v. Pözl, Berfaffungsreht (5. Aufl. 1877), 886. Seydel, 
Bayeriiches Staatsrecht, Bd. VI (Kirchenftaatsrecht), ©. 108 ff. Thudichum, 
Bd. J. ©. 352 ff. Zu einzelnen Religionsgefellichaften in Bayern. Herrn 
huter: Silbernagl, 8 60. GSeydel, ©. 117. Weber, Neue ©. u. B.- 
Sammlung, Bd. I. (1880) ©. 411. Günther, Amtshandbuc, Bd. I. (1883) 
S. 314f. Mennoniten: Silbernagl, $ 58. Seydel, ©. 1163. Gün— 
ther, ©. 310 ff. Anglifaner: Silbernagl, $S 61. Seydel, ©. 117%. 
Weber, Bd. III. (1883) ©. 544. Günther, ©. 318 ff. Griechiſche Kirche: 
©Silbernagl, 857. Seydel, S. 12114. Irvingianer: Silbernagl,$59. 
Seydel, ©.1221. 1272. Weber, Bd. V. (1885) S.6l1lf. Günther, 
3.1 ©3315 ff. Methodiiten: Günther, Bd.I ©.345 ff. Kult. Min.- 
Bl. 1833, ©. 97. Deutjchfatholifen: Silbernagl, 88 62. 63. Seydel, 
©. 111%. Günther, B5.I. ©. 3236 ff. Altfatholifen: |. o. $ 1211. Ault. 
Min.=Bl. 1890, © 61 ff. 89. 93 F. 111F. 273. Sfraeliten: Silbernagl, 
ss64 ff. Seydel, ©.115. 326—350. Heimberger, Die jtaatsfirchen- 
rechtliche Stellung der Siraeliten in Bayern. Ein Beitrag zur Lehre bon 
den Privatfirchengefellfchaften, 1893. 3. Die übrigen Staaten. Sadjen: 
Thudichum, © 374}. v. Seydewitz, Koder des Kirchen- und Schul— 
rechts. ©. 153 f. 206 f. 428}. Württemberg: Thudihum, ©. 377. 410 f. 
Stälin, in Württembergiichen Jahrbüchern, Sg. 1868, ©. 151—312 „Das 
Nechtsverhältnis der religiöjfen Gemeinschaften und der fremden Religions: 
verwandten in Württemberg nad feiner gejchichtlichen Entwidelung”. Der- 
jelbe in Z. f. KeR. Bd. XI. (1873) ©. 398—459 „Sejchichte des Rechts— 
verhältniffes der religiöfen Gemeinjchaften und der Dijjidenten in Württem— 
berg? (Auszug aus der erjteren Abhandlung). Golther, Staat u. fath. 
K. mW, S. 239f. Baden: Spohn, Bad. Staatskirchenredt, ©. 6 ff. 
67-89. Thudichum, © 430. Die Nachweilungen über die jonft ange— 
führten Berfafjungsbeftimmungen |. bei Stoerf, Hodb., unter den einzelnen 
Staaten. 
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P) Die ſtaatliche Aufficht über die Religionsgefellfchaften. 
8.28, 

I. Begriff. Das Jus inspieiendi cavendi ſteht in einen leicht 
erkennbaren, den innerlich fortfchreitenden Zweckgedanken der Kicchenhoheit 
nachweifenden Zufammenhang mit dem Jus reformandi. Kraft des leß- 
teren hat der Staat Entjcheidung darüber getroffen, ob er eine Berjonen- 
vereinigung mit religiöfen Zwecken überhaupt zulaffen, ob er bejahenden 
Falls fie als eine im Ganzen oder in ihren Einzelorganifationen mit 
Rechtsfähigkeit ausgeftattete Perfönlichkeit anerfennen, und ob er endlich 
dieſem Anerfenntnis lediglich auf dem Boden des Privatrechts Nechnung 
tragen oder ihm auch im Gebiete des öffentlichen Rechts beftimmte Wir- 
ungen beilegen wolle. Mit der Entjcheidung hierüber ift der religions— 
gefellfhaftlihe Thatbeftand innerhalb des Staatsgebietes ge- 
Ihaffen und der allgemeine Rahmen für die rechtliche Stellung 
der zugelafjfenen religiöfen Vereinigung feitgelegt. Nun erſt kann es ſich 
um die Frage handeln, wie die hiernach gewährte Bewegungsfreiheit im 
einzemen zu beftimmen und zu begrenzen fei. Dieſe Aufgabe bildet den 
Inhalt des ftaatlichen Jus inspieiendi eavendi. Ihre Löfung ift nur 
inſoweit gegenftandslos oder entbehrlich, als die zugelaffene Neligions- 
gejellichaft ohne meiteres unter die Drdnung einer gefeßlich bereits ge— 
regelten Berbandsfategorie zu treten hat. Für eine Neligionsgejellichaft 
aljo, welche als gewöhnlicher Verein im Sinne des bürgerlichen Rechts 
und mit den allgemeinen Qualitäten eines folchen zugelafjen ift, wird es 
in der Regel nicht erſt einer von dem allgemeinen Vereinsrecht unter: 
Ichiedenen bejonderen Drdnung der Staatsaufficht bedürfen. Daher findet 
ih in den deutfchen Staatsgejebgebungen das Auffichtsvecht über die 
Seften nicht bejonders ausgeprägt. Anders bei den als Korpora- 
tionen, und namentlih als qualifizierte Sorporationen zuge— 
lafjenen Religionsgefellfchaften. An den Befiß diefer höheren Eigenschaften 
fnüpfen fich gefteigerte Wirkungen, welche, wie der näheren rechtlichen 
Beltimmung, jo der fortlaufenden Regulierung und Kontrolle bedürftig 
find. Daher bedarf es einer vom allgemeinen Bereinsrecht abgezweigten 
Bethätigung der Staatsgewalt. Eine foldhe iſt die ftaatliche Auffichts- 
übung über die Kirchen. Hiernach hat man unter dem Auffichtsrecht die 
Gejamtheit derjenigen ftaatlichen Thätigfeiten zu verftehen, welche den 
zugelajjenen MNeligionsgefellichaften gegenüber zu dem bejonderen 
Zwecke entwicelt werden, die Freiheit ihrer Bewegung innerhalb des 
Staatsgebietes zu begrenzen und alle für die Einhaltung dieſer 
Grenzen erforderlihen Veranftaltungen zu treffen. Die beiden Seiten 
diefer Thätigfeit find durch die Schulbezeichnung Jus „inspieiendi‘ 
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„cavendi“ paſſend ausgedrückt. Jene charakteriſiert das konſtitutive, 
dieſe das defenſive Moment im Inhalte der Staatsaufſicht. Dieſelbe 
hat alſo keineswegs blos den negativen Charakter der Abwehr, ſondern 
will in erſter Linie und vorwiegend poſitiv ordnend ſich bethätigen. 
Sie entwickelt das defenſive Moment nur ſubſidiär, unter der Voraus— 
ſetzung und in der Vorausſicht eintretender Rechtsverletzungen. Bei ſol— 
chem Inhalte der Staatsaufſicht über die Religionsgeſellſchaften leuchtet 
nunmehr ein ($ 21 V), daß es ein Irrtum war, wenn bon der Theorie 
das Jus inspieiendi cavendi bisher ausschließlich al3 administrative 
Thätigfeit des Staates aufgefaßt wurde. Dasjelbe bezeichnet nicht eine 
beitimmte Form ftaatliher Beauflichtigung, jondern eine materielle 
Funktion der Kirchenhoheit ſelbſt und äußert fih als ſolche rechts— 
ſchöpferiſch, richtend und regierend ($21 IV). Die Staatsauf— 
ſicht äußert ſich rechtsſchöpferiſch in der Staatskirchengeſetzgebung; 
in dieſem Sinne wurde z. B. U. 15 der preußiſchen Verfaſſung im ©. v. 
5.April 1873 durch den Zufaß vervollitändigt: jede Neligionsgefellfchaft „bleibt 
den Staatögejegen und der gejeßlich geordneten Aufficht des 
Staates unterworfen” ($ 15 MT). Sie äußert ſich richtend darin, 
daß ſie die Entfcheidung ftreitig gewordener Rechtsverhältniſſe der Kirchen 
und Slirchenangehörigen der ftaatlihen Eivil- oder Berwaltungs- 
gerihtsbarfeit unterftellt, jowie befondere ſtrafrechtliche Folgen 
an die Verlegung derjenigen Vorſchriften knüpft, welche den Organen der 
Kirche ein eigentümliches Berhalten vorjchreiben. Sie äußert fi regie- 
rend endlich darin, daß die Staatsgewalt in den Beziehungen zu Kirchen: 
und Neligionsgejellichaften nach Nücfichten des StaatsSwohles um 
der Zweckmäßigkeit die im einzelnen Falle dem Bedürfnis ent- 
Iprechenden Handlungen vollzieht. Hierin erſt liegt die ftaat- 
liche Auffichtsübung im engeren adminiftrativen Sinn. Dieje drei Be— 
thätigungsformen der Staatsaufficht über die Kirchengeſellſchaften ftehen 
jelbjtverftändlich in demjenigen Verhältnis, welches überhaupt zwijchen 
den Grundfunftionen dev Nechtsjchöpfung, Rechtsſprechung und Regierung 
oder Verwaltung i. e. ©. beiteht ($ 21 IV). Unter ihnen ift die recht$- 
jchöpferifche infofern die prinzipale und wichtigſte, als fie das Maß und 
die Norm für die beiden anderen Thätigfeitsformen der taatlichen Auf: 
ficht über die Kicchengefellichaften giebt. Dieſe find, wiewohl jede wieder 
in anderer Weife, an die StaatSsfirchengejeßgebung gebunden. Die Auf- 
gabe der Gerichtsbarfeit beiteht dem gebrochenen Necht gegenüber in ftrifter 
formaler Gejegesanwendung. Das Weſen der administrativen Auf- 
Jicht dagegen befteht in freiem Handeln auf Grund des bejtehenden 
Gejeßes. „Für den Nichterfpruch ift das Geſetz Zweck, für die Ne 
gierung Schranke” (Stahl). Erwägungen der Wohlfahrt und der 
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Nüslichfeit Liegen der vichtenden Thätigkeit grundfäßlich fern, während fie 
umgefehrt von bejtimmendem Einfluffe auf das freie adminiftrative Hans 
deln innerhalb der Schranken des Gejetes find. Adminiſtrative Auf- 
Jjihtsführung iſt alfo nicht mwillfürliches Schalten und Walten der Auf- 
ihtSorgane, jondern zweckmäßige Anwendung der NRechtsnorm auf den 
fonfreten all, beite Auswahl innerhalb der vom Gejeße offen gelajfenen 
Möglichkeiten des Handelns. Die gejetliche Auffihtsübung ift die weitere, 
die richterliche und die adminiftrative find die engeren Bethätigungsformen 
der ftaatlihen Kirchenhoheit. Daß freilich gerade auf ftaatsficchenrecht- 
lichem Gebiete dem adminiftrativen Belieben der Auffichtsorgane nicht ein 
zu weitgehender Spielraum gelafjen werde, ift eine berechtigte und note 
wendige Forderung der Kirchenhoheit, damit nicht die adminiftrative Auffichts- 
übung unter den Wechjel Eirchenpolitijcher Strömungen gerate und dadurd) 
an Öerechtigfeit und Bertrauen einbüße (vgl. o. ©. 202). Die Begründung 
der Staatsauflicht in dieſer ihrer dreifachen Ausprägung ergiebt ſich aus 
der allgemeinen Begründung der Slirchenhoheit. Sie iſt in vielen Staats— 
geſetzen ausdrüclich vorbehalten: Bayern, V. Tit. IV. 89, Rel.Ed. 
88 50—61; Sadjen, V. 8 58 fi.; Württemberg, V. $ 72; Helen, 
G. d. 23. April 1875, U. 4; Braunschweig, V. $ 29. $ 212; ©.-Mei- 
ningen, B. $ 30 f.; S.-Altenburg, DO. $ 129 f.; S.-Koburg-Öotha, B. 
S 35; Walde, B. $ 42; Neuß ü. 2%. 2. $ 48. 8 50; Bremen, B. S5T; 
Hamburg, B. U. 23. 86. Auch wo diefe ausdrüdlichen Borbehalte Sich 
nicht finden, verfteht ſich das ftaatliche Auffichtsrecht von ſelbſt. Seine 
pofitiv rechtliche Ausprägung im einzelmen ift vorwiegend durch das par- 
tifuläre Recht, teilweije aber auch, foweit Staatsfirchengejeßgebung und 
Staatsgerichtsbarfeit in Frage kommen, in neuerer Zeit durch das Neid) 
erfolgt. 

I. Durdführung der ftaatliden Aufjicdt. 

1. Die Auffihtsübung durch Gejeßgebung. Staats— 
firchengejeßgebung ift Staatsgefeßgebung. Daher wird fie von denjelben 
Drganen und in den gleichen Formen, wie diefe, ausgeübt ($ 14 IV. 
8 15 ID. Hinfichtlih des materiellen Brinzips beitehen aber 
in den deutſchen Staaten erhebliche Verfchiedenheiten. Soweit allerdings 
die Reichs gejeßgebung eine ftaatliche Aufficht in Kirchenſachen ausgeübt 
hat, wie im Sefuitengefeß, in dem aufgehobenen Gefeß über die unbe- 
fugte Ausübung von Kicchenämtern, in manden Beltimmungen des Ge— 
richtsverfaffungsgejeßes, des Neichsitrafgefegbuhs u. a. (S 14 IIND), kann 
von dem Durchgreifen eines Prinzips aus dem Grunde überhaupt nicht 
gejprochen werden, weil das Eintreten der NeichSgejeßgebung überall nur 
ein gelegentliches, das Landesrecht ergänzendes und durch die allgemeinen 
Buftändigfeitsperhältniffe zwifchen Reich und Einzeljtaaten begründetes 
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war. Die PBrinzipienfrage kann alfo nur für die gejeßliche Aufſichtsübung 
der Tetteren zu ftellen jein. Unter ihnen jcheiden wiederum Diejenigen 
aus, welche, wie die beiden Medlenburg, Shwarzburg umd 
Neuß, feiner Sahjen-Meiningen, -Altenburg und Sıhaum- 
burg-Lippe eine befondere gejeßliche Ordnung der StaatSsauflicht über— 
haupt nicht ausgebildet haben oder wo, wie in Bremen, die Übung 
des Jus inspieiendi eavendi überwiegend auf Herfommen beruht. 
In den übrigen Staaten find drei Prinzipien vertreten: das der inter: 
£onfeffionellen, der fonfeffionell individualijierten umd 
der Eonfeffionell befhränften Auffichtsgefeßgebung. 

Bur erjten Gruppe gehören Breußen, Bayern, Baden, Hejjen. 
Innerhalb derjelben findet ſich eine bemerfenswerte Berfchiedenheit in Be— 
ziehung auf die methodische Beitimmung des Sachgebiets der ftaat- 
lichen Auffihtsübung: die einen haben eine grundjäglihe Ausfcheidung 
angejtrebt, die anderen verfahren mehr efleftifch und befchränfen ſich auf 
gejeßliche Ordnung der Hauptgrenzgebiete. Der Berfuh einer wahrhaft 
grundfäßlichen Ausscheidung der Gebiete der Staatsaufficht ift zuerft in 
der StaatSfirchengefeggebung Bayerns durch die Dreiteilung der „inneren 
Stirchenangelegenheiten”, der „weltlichen Gegenftände” und der „Gegen: 
ſtände gemifchter Natur” unternommen. 


Der Kreis der rein weltlichen Angelegenheiten wurde, als ausjchlieglicher 
Segenftand der Staatsgefeßgebung, ſchon in der Lehre von den ftaatsgefetlichen 
Duellen des Kirchenrecht genannt (ſ. 0. ©. 206). Zu den inneren Kirchen- 
angelegenheiten zählt das Nel.-Ed. $ 38 „die Gegenstände a) der Glaubenslehre, 
b) der Form und Feier des Gottesdienftes, ce) der geiftlihen Amtsführung, 
d) des religiöjfen VolfSunterrichts, e) der Kirchendisziplin, f) der Approbation 
und Ordination der Kirchendiener, g) der Einweihung der zum Gottesdienjte ge: 
widmeten Gebäude und Kirchhöfe, h) der Ausübung der GerichtSharfeit im rein 
geiftlichen Sachen, nämlich des Gewiljens oder der Erfüllung der Religions= und 
Kirchen-Pflichten einer Kirche nach ihren Dogmen, ſymboliſchen Büchern und dar- 
auf gegründeten Verfaſſung“. Sn allen diejfen Angelegenheiten kommt „jeder 
genehmigten Privat- oder öffentlichen Kicchengejellichaft” die jelbjtändige „Anord— 
nungsbefugnis? „unter der oberjten Staatsaufficht? zu. Eine Staatsfirchen- 
gejeggebung in diefen Angelegenheiten wird alfo nicht in Anjpruch genommen, 
fondern es iſt mit ihrer Aufzählung vielmehr ein engere Gebiet der ad- 
minijtrativen Auffichtsübung geſetzlich fejtgelegt und die leßtere nach ihren 
wejentlichen Mitteln (Recursus ab abusu, Placet) nachfolgend (Rel.-Ed. $$ 52 ff.) 
Ipezialifiert. Zu den Gegenjtänden gemifchter Natur find in $ 76 des Nel.-Ed. 
gezählt „a) alle Anordnungen über den äußeren Gottesdienst, deſſen Ort, Zeit, 
Zahl 2e., b) Beichränfung oder Aufhebung der nicht zu den wefentlichen Teilen 
des Kultus gehörigen Feierlichkeiten, Prozeffionen, Nebenandachten, Ceremonien, 
Kreuzgänge und Bruderjchaften,; ec) Errichtung geistlicher Gejellfchaften und fon- 
jtiger Snjtitute und Bejtimmung ihrer Gelübde; d) organische Beitimmungen 
über geiftliche Bildungs, Berpflegungs- und Straf-Anftalten; e) Einteilung der 
Diöcefen, Defanats- und Pfarr-Sprengel; £) alle Gegenftände der Gefundheits- 
polizei, infoweit dieſe Ficchliche Anstalten mit berühren“. „Bei diefen Gegen- 
jtänden dürfen don der Kirchengewalt ohne Mitwirkung dev weltlichen Obrigkeit 
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feine einfeitigen Anordnungen geſchehen“ (daf. $ 77). „Der Staatsgewalt fteht 
die Befugnis zu, nicht nur don allen Anordnungen über dieſe Gegenjtände Ein- 
ficht zu nehmen, ſondern auch durch) eigene Verordnungen dabei alles dasjenige 
zu hindern, was dem öffentlichen Wohle nachteilig fein könnte“ (daf. 8 78). Da— 
mit ift alfo eine fonfurrierende Staatskirchengeſetzgebung auf den bezeichneten 
Gebieten in Anspruch genommen und das Hauptgebiet ſowohl der gejeglichen, 
als der adminiftrativen Auffihtsübung umſchrieben. So wenig die gejeßliche 
Dvdnung des Jus reformandi in Bayern befriedigen kann (vgl. o. 8 15 II. 
$ 22 II), jo jehr Hat fich, den guten Willen ihrer Anwendung vorausgeſetzt, diejenige 
des Jus inspieciendi cavendi alS ausreichend erwiefen. Daß da und dort die 
Spezialifterung ſeltſam anmutet oder Einzelnes nicht für einwandsfrei zu achten ift, 
erklärt fich leicht aus der Veränderung der Firchenpolitifchen Gefamtanfchauung, 
welche zwijchen dem Anfang und dem Ende des XIX. J. gelegen iſt. Dieje ge- 
jeßliche Ordnung der StaatSaufficht hat nicht den Firchenpolitifchen Krieg im 
fleinen, wohl aber den „Kulturfampf” im großen Stile verhindert. Gegenteilig 
hat der Mangel einer gejetlich geordneten Auffiht in Preußen denfelben 
verſchuldet. Unverftändlich ijt, wie ohne Angabe bon Gründen die Dreiteilung 
in innere, gemijchte und rein bürgerliche Angelegenheiten als „durchaus un- 
brauchbar” bezeichnet werden fann (E. Mayer, Die Kirchenhoheitsrechte zc., 
©. 131). Vielmehr wird jeder ernjthafte Verſuch einer gefeglichen Ordnung 
der Staatsaufficht jene Dreiteilung zum grundlegenden Ausgangspunfte nehmen 
und, auc wenn er das Schema jelbjt nicht aufnimmt, was nebenjächlich ift, von 
der darin enthaltenen Direktive für die Ausfcheidung ftaatlicher und Firchlicher 
Buftändigfeit geleitet jein müfjen (vgl. auch die richtigen Bemerkungen von 
Meurer in Stengel3 W. d. d. V-Rs. Bd. J. ©. 721). 


Demnächſt enthielt die Grundlinien einer interkonfeffionellen Ordnung 
des Auffichtsrechts die badiſche Staatskirchengefeßgebung von 1860; 
an denjenigen Punkten, an melden fie fi) unzureichend eriwies, wurde 
fie jpäter ergänzt. Sn Preußen mwurde der Weg der „gefeßlich ge- 
ordneten? Auffichtsübung erjt betreten, nachdem feit 1873 die Mittel der 
Verwaltung fich als unzulänglich erwiejen hatten, eine wirkſame Staats- 
auflicht durchzuführen. Das Prinzip wurde aber jpäterhin erheblich ein- 
gejchränft, nicht nur durch weitgehende Selbitbeichränfung des Staats im 
Umfang der Auffichtsvechte, jondern auch durch Erweiterung des admini- 
jtrativen Beliebens in Beziehung auf die Handhabung der Staatsaufficht. 
In Heſſen endlich ift 1875 an die Stelle der urfprünglich (1830, 
1853) £onfejfionell gerichteten AuflichtSgejfeßgebung ebenfalls eine inter- 
fonfeffionelle Ordnung der Staatsaufficht getreten. Über die preußifche 
ging diejelbe injofern hinaus, als fie das Beiteuerungsrecht der ſämt— 
lichen Neligionsgemeinfchaften eingehend von Auffichtswegen vegelte, wäh- 
vend fie im übrigen, wie jene, weſentlich die ftaatlichen Auffichtsrechte 
über das Kirchliche Amterweſen, die kirchliche Straf- und Disziplinargewalt 
und das Firchliche Genofjenjchaftsrecht zum Gegenftande nahın. 

Das Prinzip der fonfejfionell imdividualifierten Auffichtsgefeßgebung 
iſt in Sachſen durchgeführt: die Grenzen und Äußerungen der ftaat- 
lichen Oderaufficht find für jede dev aufgenommenen Sirchengefellfchaften, 
für die Lutherifche und veformierte, die römiſch- und deutfch-tatholifche 
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Kirche, in bejonderen Geſetzen feitgejtellt. Dagegen ift anderwärts eine 
gejeliche Ausprägung der Staatsaufficht gegenüber der evangelifchen Kirche 
überhaupt unterblieben und eine jolche nur mit Eonfelfioneller Beſchränkung 
auf die fatholifche Kirche eingetreten: fo in Württemberg, ©.-Weimar, 
Didenburg, Braunfdhweig, ©.-Soburg- Gotha, Walded 
und Lippe. 

Litteratur- und Duellennachweije ſ. vo. $S15 11. 

Eine fpezielle Auffichtsübung mittels Gejeßgebung gegenüber der 
evangeliſchen Kirche tritt endlich darin hervor, daß, wie jchon in der 
Lehre von den firchengejeglichen Rechtsquellen (ſ. o. S15V 53) zu er- 
wähnen war, evangelische Kirchengejege nit gewiffen Inhalt (Umlagen- 
bejchlüffe über einen beſtimmten PBrozentfaß, Belaftungen der Gemeinden, 
Veränderungen der Follegialen Berfaffung) von Auffichtswegen der Be— 
ftätigung durdh ein Staatsgeſetz bedürfen. Unter dem gleichen 
Gefichtspunfte fteht der Vorbehalt einer Mitwirkung dev Staats gejeh- 
gebung zur Abänderung beitehender Kirchengejege (Preußen, St.G. 
v. 3. uni 1876, Art. 1, |. u). Dieſe bejondere AuflichtSbethätigung 
fann nad) der Natur der Sacde nur in denjenigen Staaten Plat 
greifen, in welchen mit der Ausbildung der Synodalverfaffung ein jelbft- 
tändiges Kirchengejeßgebungsrecht der evangelifchen Yandesfirchen zur 
Anerkennung gelangt ift. Sie befteht hier aber unabhängig davon, vb 
im übrigen das interfonfejjionelle oder Eonfeffionelle Prinzip in der gejeß- 
lihen Ordnung der Staatsaufliht in Anwendung gebracht ift, da ſie 
Beranlaflung und Nechtsgrund nur in den ganz Speziellen Beziehungen 
des Staates zur evangeliſchen Kirche bejißt. 

Sn Preußen ift durch St.G. d. 25. Mai 1874 u. A. 1. d. St.G. dv. 3. Juni 
1876 bie in der 8.6. und Syn.O. d. 10. Sept. 1873 und in der Gen.-Syn.-D. 
vd. 20. San. 1876 bejtimmten und nach diefen Borjchriften zufammenges 
jeßten Synodalorgane über die nachjtehenden Rechte nach Maßgabe diejes 
Geſetzes“) jede Anderung der genannten Kirchengefege an die Mitwirkung der 
Staatögejeßgebung gebunden. Dieje Bejchränfung der Firchlichen Gelbjtändigfeit 
auch bei dem Bedürfnis minderwichtiger Änderungen der Kirchenordnung hat auf 
Grund mehrfacher Anträge preußifcher Provinzialſynoden der 3. ord. Gen.-Syn. 
v. 1891 die Beranlafjung zu dem Antrag gegeben, daß der Umfang, in welchen 
nad) dem ©. d. 3. Juni 1876 jede Abänderung der gegenwärtigen firchlichen Or- 
ganifation nur durch einen Akt der jtaatlichen Gejeßgebung möglich it, näher 
beſtimmt werde; ſ. Verhdl. (1891) ©. 575 ff. Ein fernerer Antrag ging dahin, 
daß die nach U. 16-8. ©. d. 3. Juni 1876 gezogene Schranke des firchlichen 
SelbjtbejteuerungsrechtS, jofern es fich dabei um die Mitwirkung des Land- 
tags handelt, erweitert werde. Ein gegemvärtig dem Landtag borliegender Ge- 


jegentwurf ſucht diefen Anträgen der Generalfynode zu entjprechen. Über einen 
dritten SelbjtändigfeitSantrag der Gen.-Syn., betr. das Placet, j. u. 3e. a. E. 


2. Die Auflidtsübung durch Gerichtsbarkeit. 
a) Die bürgerlihe Gerihtsbarfeit auf Eirchenrecht- 
lihem Gebiet. Die ausgedehnte ftreitige Gerichtsbarkeit, welche in rein 
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bürgerlichen Nechtsverhältniffen von der mittelalterlichen Kirche ausgeiibt 
wurde ($ 812), war einer der eriten und hauptjächlichen Angriffspunfte 
der Jich jelbitändig entwickelnden Kirchenhoheit in den Territorien. Die 
unbeftrittene Herrjchaft jener geistlichen Gerichtsgewalt galt in Deutjchland 
bis gegen das Ende des XII. J. Bon da an mwährte durch fünf Jahr— 
hunderte ein eiferfüchtiger Streit um die Grenzen der firdhlichen und 
weltlichen Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Angelegenheiten. Der Beweg— 
grund zu diefem Streite konnte auf ftaatlicher Seite nicht etwa in den 
Mängeln der kirchlichen Nechtöpflege gelegen fein. Denn dieje funktionierte 
mit einer Sicherheit und Stetigkeit, welche derjenigen der weltlichen Ge— 
richte weit überlegen waren und eben daher die Urjache der jpäteren 
Staatlichen Rezeption des kanoniſchen Prozeßrechts ſelbſt geworden Sind. 
Der Beweggrund jenes Streites lag vielmehr, von minderwichtigen Rück— 
fichten, wie namentlich fisfalifchen Intereſſen abgejehen, in der je länger 
je mehr wachjenden und eiferfüchtig fich geltend machenden Erfenntnis, 
daß die Gewährung des Rechtsſchutzes eine urfprünglide Auf 
gabe der Staatsgemwalt fei. Die Beſchränkung der Firchlichen Ge— 
vichtSbarfeit wird daher ein Necht und eine Pflicht dev Staatsaufficht. 
Ihre Durchführung war aber um fo jchwieriger und unzureichender, als 
fie fich vielfach im Widerſpruch mit den vechtsfuchenden Staatsangehörigen 
jelbft, welche ihre Intereſſen ungleich beſſer durch die Rechtsſprechung der 
geiftlichen Gerichte gewahrt fanden, zur Geltung bringen mußte. Daher 
richtete ich die ftaatliche Neaftion nicht gegen die Firchliche Gerichtsbarkeit 
als ſolche und unmittelbar, jondern fie bemühte ſich nur, den weltlichen 
Gerichtsſtand, d. h. Recht und Pflicht, vor den weltlichen Gerichten 
Necht zu nehmen und das Zuftändigfeitsgebiet der Teßteren zu 
erweitern. Jenem erften Zwecke dienten die Beftrebungen, welche darauf 
gerichtet waren, den befreiten Gerichtsftand der Kleriker und Eicchlichen 
Snftitute in perfönlichen und dinglichen lagen mehr und mehr einzu- 
Ichränfen und in Klageſachen gegen Laien das Ffirchliche Forum zu ver— 
bieten. Dem anderen Zwecke dienten die endlofen Bemühungen, für die 
causae spirituales, eiviles und mixtae ein fejtes Scheidungsprinzip zu 
gewinnen. Die Einteilung jelbit hing mit der Theorie vom Jus eirca 
sacra aufs engite zufammen. Die ftaatsfirchenrechtliche Litteratur des 
XVII. J. (Sartori, Kreittmayr u. a.) iſt angefüllt mit Verfuchen, hiefür 
richtige Einteilungsgrundfäße aufzustellen. Noch 1792 wurde in die 
Wahlkapitulation die Pflicht des Kaiſers eingeriickt „daran zu fein, daß 
die causae saeculares ab ecelesiastieis rechtlich diftinguiert” und Die 
„zweifelhaften Fälle” durch Verträge mit dem Papſt und den Bifchöfen 
entjchieden würden. Zu einem abjchließenden Nefultate gelangte man 
aber im alten Neiche niemals. Dies lag daran, daß man im Reiche 
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nur um die Grenzen von firdhlicher und weltlicher Zuftändigfeit ftritt, 
nicht aber grundjäslich die ftaatliche Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
Nechtsftreitigkeiten an Stelle der firlichen in Anjprud nahm. Dieje 
legte und notwendige Konfequenz des Jus inspieiendi cavendi wurde 
auch auf diefem Gebiete erft durch die Yandesrechte gezogen. Schon durch) 
das Preußiſche Allg. Landrecht war für alle zweifelhaften Fälle der 
Grundſatz der Staatlichen Gerichtsbarkeit ausdrücklich feitgelegt: jo $ 977 
TI. II. Tit. 11 für Patronatrechtsftreitigfeiten, $ 709 für Kirchenbau— 
ftreitfachen, $ 864 für Streitigfeiten über Pfarr- und Kirchenzehnten ze. 
Er wurde im XIX. J., teilweife jogar im unmittelbaren Zuſammenhange 
mit der Ordnung des Staatlichen Auffichtsrechts über die Kirchen, in 
vielen Berfaffungen oder Spezialgefegen wiederholt: jo für Bayern 
Nel.-Ed. $ 66, für Sachſen ©. v. 28. Yan. 1835 über privilegierte 
Gerichtsftände ꝛc, für Württemberg Berf. 873, für Heſſen V. v. 
30. San. 1830, die Ausübung des oberhoheitlichen Schuß- und Auflichts- 
rechts 2c. betr. 8 6, für ©.-Weimar Ed. v. 7. Dft. 1823, $ 34, für 
Braunfhmweig, Berf. $ 228? u.a. Dieſe grundfägliche Inanſpruch— 
nahme der ftreitigen Rechtspflege für den Staat jchloß aber freilich nicht 
aus, daß auf Grund ftaatlicher Zulaffung in Anfehung einzelner 
bürgerlichen Nechtsverhältniffe die Gerichtsbarkeit der Kirche bejtehen blieb 
oder neu begründet wurde. Dies war namentlich in Anfehung der 
fatholifchen wie der evangelifchen Kirche vielfach in Eheſachen der Fall 
(j.u.$ 42). Auch diefer legte Reſt einer Staatlichen Gerichtsbarkeit der Kirche 
ift jedoch durch A. 15 des Ger.Verf.G. feit dem 1. DOftober 1879 be- 
feitigt: „Die Ausübung einer geiftlichen Gerichtsbarkeit in weltlichen An— 
gelegenheiten iſt ohne bürgerliche Wirkung. Dies gilt inSsbejondere bei 
„Ehe- und Berlöbnisjachen”. In den Worten „ohne bürgerliche Wirkung” 
iſt die begriffsmäßige Selbjtbefchränfung der Kirchenhoheit zum Ausdrud 
gebracht. Die Ausübung einer geistlichen Gerichtsbarkeit für das Ger 
wiljensgebiet wird don dem ftaatlichen Berbote nicht berührt. Praktiſche 
Bedeutung hat dies freilich nur für die Fatholifche Kirche, welche allein 
auch eine ftreitige Gerichtsbarkeit als kirchliche Funktion in Anſpruch 
nimmt, während eine folche nach evangelijcher Auffaffung an und für fich 
der kirchlichen Zwecthätigfeit ferne liegt. Das Nefultat der Entwicelung 
ift alfo dies, daß gegenwärtig ein privilegierter geiftlicher Gerichtsstand 
in irgend welchem Sinne nicht mehr befteht und daß alle vermügensrecht- 
lichen Streitigfeiten der Kirchen und firchlichen Jnftitute, alle privatrecht- 
lichen Streitjachen der Kirchendiener, ſowie grundfäßlich Ehe-, Batronat- und 
Simultanrechtsſtreitigkeiten der jtaatlichen Civilgerichtsbarfeit unterliegen. 


Litteratur. Monographiiches zur Geſchichte: Schilling, De origine 
Jurisdietionis ecelesiasticae in causis civilibus, 1325. Turk, De juris- 
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” dietionis eivilis per medium aevum cum ecclesiastica conjunctae ori- 
gine et progressu, 1832. Dove, De jurisdictionis ecclesiasticae apud 
Germanos Gallosque progressu, 1855. Friedberg, De finium inter 
ecelesiam et eivitatem regundorum judicio ete, 1861, p. 113 sqgq., 
p. 140 sqq. Warnfönig, Die jtaatsrechtliche Stellung der fath. K. ꝛc., 
©.109 ff. ©. 216. Mejer in H. R.-E. Bd. V. ©, 110 ff. s. v. Gerichts: 
barfeit. Lehrbücher: Eihhorn, Bd. II. ©.131—168. Richter-Kahl, 
88 206—208. 211. Briedberg, $ 100. Zorn, ©.279f. vd. Schulte, 
Kath. KR. Bd. II. 38 82. 83; 2b. SS 92. 3. Walter, SS 181—184. 
Bering, 8 180. Laemmer, 8 86 (in den leßtgenannten auch Näheres 
über die prinzipiellen Anſprüche der fatholifchen Kirche). Den beiten Ein- 
blie in den Umfang der gegenwärtig auf firchenrechtlichem Gebiet geübten 
jtaatlichen CivilgerichtSbarfeit gewährt das Studium der Sammlungen ge= 
richtlicher Enticheidungen (j. o. 5 2 Il 10). Bon befonderem Intereſſe find 
naturgemäß die veihsgerichtlihen Entjcheidungen Firchenrechtlichen In— 
halts. Eine Überjicht im Generalregijter zu Bd. I-XXX (1893), ©. 405 ff 
Die Mitteilung ausgewählter Erfenntnijje bleibt für die einzelnen Lehren 
des bejonderen Teiles vorbehalten. Zur allgemeinen Belehrung und zur 
Einführung in die Quellen diene die folgende Zufammenjtellung der aus 
dem Corpus juris canoniei in reichSsgerichtlichen Entjcheidungen ver— 
iwerteten Beweisitellen: c.6 X de in int. rest. I 41, 6. 26 X de sponsal. 
IV 1, Betrug als Anfehtungsgrund der Ehe, Bd. V. ©. 177 ff. — c. 3. 63X 
de emt. et vend. III 17, ſog. laesio enormis beim Kauf, Bd. VI. ©. 153 f. 
— c. 7 X de donat. int. virum et uxorem IV 20, NRüdforderungsrecht 
der dos, Bd. VII. ©. 110 ff. — e.2 C.III qu.2, c. 2. 4 X de ordine 
cognitionum II 10, c. 7. 10 X de restit. spoliatorum II 13, c.1 in VI® 
de rest. spol. II 5, exceptio spolii, Bd. VII. ©. 328 ff. — e. 11 X de 
probat. II 19, gerichtliches Tejtament, Bd. IX. ©. 201f. — ce. 11 X qui 
filii sint legit. IV 17, c.3X de divortiis IV 19, Klage auf Nichtigfeits- 
erklärung der Ehe, Bd. IX. ©. 212 ff. — c.4 X de don. i. vir. et ux. 
IV 20, Ehejcheidungsitrafen, Bd. XT. ©. 201 ff., Bd. XXVI. ©. 171 ff. — 
e. 11 X qui filii s.1. IV 17, Beweis einer Eheichliegung, Bd. XI. ©.425 ff. — 
c.6 X qui filii s. 1. IV 17, Wirfung der Legitimation durch nachfolgende 
Ehe, Bd. XI. ©. 239 ff, Bd. XXV. ©. 204 ff, Bd. XXX. ©. 144 ff. — 
e.3 X de eccles. aedif. III 48, Batronatrecht, Bd. XV. ©. 168 ff. — c. 8. 
13 X de restit. spol. II 13, Ehejcheidung, Bd. XV. S. 188 ff. — c. 4X 
de divortiis IV 19, Wiederaufnahme einer wegen Ehebruchs verjtoßenen 
Frau, c. 6. 7 X de adult. V 16, Kompenfation des Ehebruchs, Bd. XVIL. 
S. 225 ff, Bd. XXIII. ©. 142f. — c.1 iin Clem. de verb. signif. V 11, 
dingliche Natur einer immerwährenden Rente, Bd. XXI. ©. 414. — c. 16. 
18 X de testamentis III 26, PBflichtteilsrecht, Bd. XXIL ©. 186 ff. — c. 3X 
de loc. et cond, III 18, Dauer des Mietverhältnijfes, Bd. XXII. ©. 1%. 
— ce. 17C. XXXII qu. 5, Erfüllung des Verlöbnifjes, Bd. XXIII ©. 172. — 
ec. 10 X de consuet. I 4, Gewohnheitsrecht hinſichtlich der Ehejcheidungs- 
jtrafen, Bd. XXVI ©. 175. — ce. 18 C. XXXII qu. 7, Alimentationgpflicht 
des jchuldigen Ehemannes gegenüber der gejchiedenen unfchuldigen Ehefrau, 
Bd, XXVL ©. 193 ff. — 3 C,XXXIL qu: 2,0.11-0,32 qu 4,07. 
11-15 C. XXXII qu. 7, Gründe der separatio perpetua, Bd. XXVI. 
S. 156 ff. — e.5 X de fideijussorib. III 22, Regreßanfprüce des Bürgen, 
Bd. XXVII. ©. 58. — c. 8 X de eo qui duxit IV 7, Eheverjprechen, 
ec. 1 X de adult. V 16, Anſpruch der Gefhwächten, Bd. XXIX. ©. 97 ff. — 
c.13 X de restit. spol. II 13, e. 4 X de divortiis IV 19, Einrede des 
Ehebruchs, Bd. XXXI ©. 149 ff. — Val. auch Generalregiiter, ©. 893 
(ungenau). 


b) Die ftaatlihe Strafgerihtsbarfeit über Kirchen— 
Diener. Eine gleich weitgehende Beteiligung der Kirche an der Gerichts: 
barkeit, wie auf eivilrechtlihem Gebiet, hat fich Hinfichtlich der Strafrechts- 
pflege nicht entwidelt. Zwar enthält das Corp. jur. can. nicht nur eine, 
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wenn auch unvollftändige, Theorie über manche vein weltliche Berbrechen 
(gegen Leib und Leben: X. V 10—15, in VI’. V 4, in Clem. V 4, in Extrav. 
Jo. XXII. tit. 9; Diebitahl: X. V 18, in Extrav. Comm. V 5; Raub und 
Brandftiftung: X. V 17; Betrug und Fälſchung aller Art! X. V 20, in 
Extrav. Jo. XXI, tit. 10, in Extrav. Comm. V 6; Injurien und Sach— 
bejchädigung: X. V 36, in VI’. V 8), jondern es wurde auch thatjächlic 
hinfichtlich der genannten und anderer Delikte eine allgemeine Strafge- 
walt durch die geiftlichen Gerichte des Mittelalters ausgeübt. Das 
grundfäsblich in Anfpruc; genommene und im einzelnen vertrags- 
mäßig, ftatutarifch oder gewohnheitsrechtlich geordnete Konfurrenzgebiet 
waren jedoch nur die fogenannten delieta mixti fori. Als jolche 
wurden bon den Sanoniften Diejenigen bezeichnet, welche durch ihre inner- 
lihe Beziehung zur Kicchenlehre und den darauf beruhenden bejonderen 
Eirchlichen Pflichten in erjter Linie oder vorwiegend unter den Begriff 
des religiöfen Unrechts, der Sünde gegen Gott und die Ktivche, 
fielen. Man zählte dahin namentlich natürliche und widernatürliche Un— 
zucht (de adulteriis et stupro X. V 16), Sakrilegium (j. o. die Stellen 
über Diebjtahl), Magie und Zauberei (de sortilegiis X. V 21), Blas- 
phemie (de maledieis X. V 26), Wucher (de usuris X. V 19, in VP.V 5, 
in Clem. V 5), und Meineid (e. 10 sqq. X de jurejurando II 24 vb. 
c.18 C. VI qu.1, ec. 1 sqq. C. XXI qu.5). ede Konfurrenz der 
Kirche in dem Sinne, daß durch das Einfchreiten der legteren im Wege 
der Zuchtübung oder der Disziplinargeivalt irgendwie der ſtaatliche 
Strafanjipruc befriedigt wäre, ijt längſt befeitigt. Auch die Organe 
der Kirche jelbft, ob Klerifer over Laien, unterliegen für alle nad 
den allgemeinen Strafgejeßen ftrafbaren Handlungen auf bürgerlichen 
Gebiete Lediglich der Staatlichen Strafgewalt. Biele Staaten haben bei 
der Neuordnung ihres Auffichtsrechts über die Kirchen feit dem Ende des 
XVII. J. auch dieſen Vorbehalt ausdrücklich ausgejprochen (Breuß. Allg. 
L-R. II11 8586 ff., Bayer. Rel.-Ed. 8 69, Süd. ©. v.28. San. 1835 
sl, Württemb. 2.8 73, Bad. ©. v. 9. Oft. 1860 8 13 u.a.). Diefe 
Borbehalte find nunmehr durch die Lage der deutſchen Reichsgejebgebung 
überholt, welche eine Eirchliche Gerichtsbarkeit über bürgerliche Verbrechen 
in feiner Form mehr kennt (Einf.-©. z. Str.»Pr.O. 83. G. V. G. 88 13.15). 
Inſoweit ſteht die Ausübung der ſtaatlichen Strafgewalt über Kirchen— 
diener gegenwärtig im allgemeinen nicht mehr unter dem Geſichtspunkte 
einer ſpezifiſchen Bethätigung der Staatsaufſicht über die Kirche. Wohl 
aber iſt dies noch immer hinſichtlich derjenigen delieta propria der 
Fall, welche der Staat für eben den Zweck unter Strafe geitellt hat, 
um die von Auffichtswegen hinfichtlich der Kirche gejchaffene Nechtsordnung 
gegen Berleßung durch die Kirchendiener ſicher zu jtellen. Dieje delieta 
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propria find teils im Landesrecht, teils durch die Reichsgeſetzgebung 
normiert. 

Im Gebiete des Yandesrechts gehören hierher die jpeziellen 
Strafbeftimmungen, welche in den Auffichtsgejeßen der Einzelſtaaten hin— 
fichtlich dev Bejetung und Ausübung der Kirchenämter, des Mißbrauchs der 
geistlichen Amtsgewalt, über das Placet ſowie über andere Beranftaltungen 
der Staatsaufficht erlaffen find. Die Aburteilung diefer Bergehen gejchieht 
durch Die ordentlihen Strafgerichte. Belondere ftaatliche Gerichts: 
höfe für Firchliche Angelegenheiten mit der weitergehenden Zuftändigfeit, 
aus allgemeinen Gründen der öffentlichen Ordnung gegen einen Kirchen— 
diener auf Unfähigfeit zur AmtsSausübung und Derluft des 
Amtseinfommens zu erkennen, bejtehen gegenwärtig in feinem deutjchen 
Staate mehr. Wohl aber knüpfen fich nach mehrfacher Beſtimmung dieſe 
Nechtsfolgen von ſelbſt an den Thatbeitand gewiſſer ftrafvechtlichen 
Berurteilungen durch die ordentlichen Gerichte, 


Preußen: 1. ©. v. 11. Mai 1873 über die Vorbildung und Anjtellung 
der Geiftlichen, $ 21 „Die Berurteilung zur Zuchthausftrafe, die Aberfennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte und der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
bat. die Unfähigkeit zur Ausübung des geiftlichen Amtes und den Verluſt 
des Amtseinfommens zur Folge’; $ 22 „Ein geiftlicherv Oberer, welcher den 
ss 1 bis 3 zumider ein geiftliches Amt überträgt oder die Übertragung geneh- 
migt, wird mit Geldftrafe bon 200 bis zu 1000 Thalern beitraft. Diejelbe Strafe 
trifft denjenigen, welcher der Vorſchrift des 8 19 Ab. 1 zumiderhandelt”; 8 23 
‚Ber geiftliche Amtshandlungen in einem Amte vornimmt, welches ihm den Vor— 
Ichriften der SS 1 bis 3 zumider übertragen worden tft, wird mit Geldftrafe bis 
zu 100 Thalern- bejtraft.” 85 24 „Wer geijtliche Amtshandlungen bornimmt, 
nachdem er infolge gerichtlichen StrafurteilS die Fähigkeit zur Ausübung des 
geiftlichen Amts verloren hat (8 21), wird mit Geldftrafe bis zu 100 Thalern 
beitraft.” 2. Deflaration3-$. 3. ©. v. 11. Mai 1873 dom 21. Mat 1874, U. 2 
„Die Strafe des 8 23 des ©. v. 11. Mai 1873 trifft einen jeden Geiftlichen, 
welcher Amtshandlungen vornimmt, ohne den Nachweis führen zu fünnen, daß 
er zu einem hierzu ermächtigenden Amte oder zur Stellvertretung oder zur 
Hülfsleiftung in einem folchen Amte unter Beobachtung der SS 1 bis 3 des ge— 
nannten Geſetzes berufen worden jei.” 3. Die Novellen vom 14. Juli 1880 
U.5, vom 11. Juli 1883 U. 3, dom 21. Mai 1886 U. 15, vom 29. April 1887 
U. 2 enthalten die einzelnen Ausnahmen don voritehenden Strafbeitimmungen 
(vorübergehende Aushülfe, Meefjelefen, Saframentejpenden).. 4 ©. v. 12. Mai 
1873 über die kirchliche Disziplinargemwalt zc., $S24 „Kirchendiener, welche die auf 
ihr Amt oder ihre geijtlichen Amtsverrichtungen bezüglichen BVBorjchriften der 
Staatsgeſetze oder die in dieſer Hinficht don der Obrigkeit innerhalb ihrer gejet- 
lichen Zuftändtgfeit getroffenen Anordnungen fo jchiver verlegen, daß ihr Ver— 
bleiben im Amte mit der öffentlichen Ordnung unverträglich ericheint, können 
auf Antrag der StaatSbehörde . . aus ihrem Amte entlaffen werden.” Die 
Motive zur Novelle vom 21. Mai 1886 hatten nad) Aufhebung des fol. Gerichts- 
hofs für firhliche Angelegenheiten (durch A. 9 diefes Gejeges) für jenen Richter- 
Ipruch auf Amtsentlafjung „das Kammergericht als höchjtes Landesgericht für 
Strafſachen“ in Ausficht genommen. Die Übertragung diefer Zuständigkeit auf 
das Kammergericht oder ein anderes ordentliches Gericht iſt jedoch niemals er- 
folgt. Ein zuftändiges Gericht ift daher überhaupt nicht vorhanden (vgl. o. $15 
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II 1 u. Preußen). Deshalb fann auch die Strafbeſtimmung des noch bejtehenden 
831 des ©. dv. 12. Mai 1873 „Kirchendiener, welche Amtshandlungen vornehmen, 
nachdem fie in Gemäßheit des $ 30 aus ihrem Amte entlajjen worden find, werden 
mit Geldbuße bis zu 100 Thalern, im Wiederholungsfalle His zu 1000 Thalern 
beftraft” jeßt nur noch auf die dor dem ©. d.21. Mat 1886 gemäß $ 30 aus ihrem 
Amte entlafjenen Kirchendiener Anwendung finden. Sachſen: ©. d. 23. Aug. 
1876, Ausübung des jtaatl. Dberauffichtsrechts über die fath. K. betr., 8 13 
„Ein Geiftlicher oder anderer Kirchendiener, welcher rechtskräftig zu Zuchthaus: 
ftrafe oder dem Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte oder dem der öffentlichen 
Ämter verurteilt worden ift, ift von der ihm vorgeſetzten Eicchlichen Behörde 
jeines Amtes zu entjeßen. Für alle jtaatlichen Beziehungen hat eine jolche Ver— 
urteilung die Erledigung der Stelle, die Unfähigkeit zur Ausübung des geiftlichen 
Amts und den Berluft des Amtseinfommens bon NRechtswegen zur Folge.“ 
8 14 „Außer dem Falle einer Verurteilung im Sinne $ 13 fann die Staats— 
regierung die Amtsentlafjung eines Geiftlichen oder anderen Kirchendieners ver— 
langen, wenn fich derjelbe wiederholt grober Verlegung der auf fein Amt oder 
jeine geiftlichen Amtsverrichtungen bezüglichen Borjchriften der Staatsgeſetze oder 
der auf Grund derfelben von den zuftändigen Behörden erlafjenen Anordnungen 
ſchuldig macht, und in dejjen Folge fein ferneres Verbleiben im Amte als der 
öffentlichen Ordnung gefährlich erjcheint. Wird diefem Berlangen nicht in ange— 
mefjener Frift von der Fatholiich geistlichen Behörde gefügt, jo kann die Staats— 
regierung für alle ftaatlichen Beziehungen die Stelle mit den in 8 13 Abſ. 2 ge— 
dachten Wirkungen für erledigt erklären.” Baden: 1. G. d. 19. Februar 1874, 
durch dejjen Art. 3 nad) $ 16 des ©. v. 9. Dft. 1860 über die rechtliche Stellung 
der Kirchen 20. im Staat folgende Strafbejtimmungen eingejchaltet wurden: 
„Ss 16a Wegen Berlegungen der Vorjchriften diefes Gejeßes wird bejtraft: 1. der— 
jenige Geiftliche, welcher Kirchliche Funktionen, die ihm unter Berleßung der ge— 
jeglichen Bejtimmungen übertragen worden find, öffentlich ausübt, mit einer 
Geldſtrafe don 60 bis 300 Marf, bei einer zweiten Wiederholung mit Gefängnis 
bon 3 bis 6 Monaten; 2. der Firchliche Obere, welcher einem Geiftlichen, entgegen 
der gejeglichen Vorjchrift, ein Kirchenamt beziehungsweife Firchliche Funktionen 
überträgt, oder einem gejeglich Unfähigen die kirchliche Einfeßung erteilt, mit 
einer Geldjtrafe von 300 bis 1500 Marf, bei einer zweiten Wiederholung mit 
Gefängnis von ſechs Monaten bis zu einem Jahr; 3. der kirchliche Obere, welcher 
eine kirchliche Verfügung oder ein Erkenntnis gegen die Freiheit oder das Ber: 
mögen einer Perſon wider deren Willen zu vollziehen jucht, oder den Bollzug wider 
deren Willen fortjegt, jofern die That nicht in ein Jchwereres Vergehen oder Berbrechen 
übergeht, mit einer Geldjtrafe don 300 bis 1500 Mark vder mit Gefängnis bis zu 
jech8 Monaten. $ 16b Geiſtliche, welche kirchliche Straf» oder Zuchtmittel ver— 
hängen oder berfünden, geijtliche DVerjprehungen oder Drohungen anivenden 
a) um zur Unterlajjung einer Handlung zu bejtimmen, zu welcher die Staats- 
gejeße oder die don der Obrigkeit innerhalb ihrer gefeßlichen Zuftändigfeit er— 
lafienen Anordnungen verpflichten, b) um die Ausübung oder Nichtausübung 
öffentlicher Wahl- und Stimmrechte in bejtimmter Nichtung herbeizuführen, 
werden mit Gelditrafen von 60 bis 600 Mark, in jchiwereren oder in wieder- 
holten Fällen mit Geldftrafen bis zu 1500 Mark oder mit Gefängnis bis zu einem 
Sahre beftraft. Gleiche Strafen treffen Geiftliche, welche firchliche Straf- oder 
Buchtmittel verhängen oder verfünden, wegen der Bornahme von Handlungen, 
zu denen die Staatsgejege oder Anorönungen der zuftändigen Obrigfeit ver— 
pflichten, oder wegen der in einer bejtimmten Richtung erfolgten Ausübung oder 
Nichtausübung öffentlicher Wahl- oder Stimmrechte. $ 16c Goeijtliche, welche 
aus Anlaß öffentlicher Wahlen ihre Kirchliche Autorität anwenden, um auf Die 
Wahlberechtigten in einer bejtimmten Parteirichtung einzumirfen, werden an Geld 
bon 60 bis 600 Mark beitraft.” 2. Die weiteren 88 16d und 16e des ©. v. 
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19. Febr. 1874 (Amtsentlaffung don Kirchendienern mittels Beichluffes des durch 
richterliche Elemente erweiterten Staatsminifteriums und Androhung bon Ge— 
fängnisftrafen bei fernerer öffentlicher Ausübung Eirchlicher Funktionen) find 
durch Novelle d. 5. Juli 1888 U. II aufgehoben worden. 3. A. III der legterwähnten 
Kovelle v. 1888, durch welchen U. 14 Ziff. VII des badtihen Einf.-&. zum 
R.Str.G.B. folgende Faſſung erhielt: „Die Verurteilung eines Geiftlichen zur 
Zucthausjtrafe hat dauernden Verluſt des Amtseinkommens und dauernde Aus— 
Ichließung bon der öffentlichen Ausübung firchlicher Funktionen don rechtswegen 
zur Folge. Die gegen einen Geiftlichen ausgesprochene Aberfennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter bewirkt 
den dauernden Berluft des Einfommens aus dem befleideten Kirchenamt und 
den Ausschluß von der öffentlichen Ausübung firchlicher Funktionen für die Dauer 
der im Urteil beftimmten Zeit.“ Heſſen: 1. ©. vd. 23. April 1875 über den 
Mißbrauch der geiftlichen Amtsgemwalt, U. 12 „Geistliche, Diener, Beamte oder 
Beauftragte einer Kirche oder Religionsgemeinſchaft, welche den zur Abjtellung 
einer Beschwerde über kirchlichen Amtsmißbrauc oder den jonftigen in Bezug 
auf ihr Amt oder ihre geistlichen Antsverrichtungen von unferen Behörden inner- 
halb ihrer Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen nicht Folge leiften oder den 
Borjchriften in Art. 3 bis 9 und 11 dieſes Gefeßes zumiderhandeln, werden mit 
Geldjtrafen bis zu 600 Marf, oder mit Haft oder mit Gefängnis bis zu einen 
Sabre und in Wiederhohungsfällen mit Geldftrafen bis zu 1500 Mark oder mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren bejtraft. Zuwiderhandlungen gegen die Vor— 
ſchriften des Art. 5 des Geſetzes über die rechtliche Stellung der Kirchen und 
Neligionsgemeinschaften im Staat (Placet) werden in gleicher Weife beftraft.” 
2. ©. d. 5. Suli 1887 über die Borbildung und Anftellung der Geiftlichen, U. 122 
„Der Geiftliche, welcher die Funktionen eines Firchlichen Amts, die ihm unter 
Verlegung der gefeßlichen Bejtimmungen übertragen worden find, oder die er, 
ohne daß den gefeglichen Erforderniffen genügt it, übernommen hat, öffentlich) 
ausübt, wird mit Geldftrafe bis zu 300 Mark beftraft. Der kirchliche Obere, 
welcher einem Geiftlichen mit VBerleßung der gefeßlichen Beftimmungen ein Kir- 
chenamt oder die Yunftionen eines Firchlichen Amtes überträgt, wird mit Geld- 
itrafe von 300 bis 1500 Mark bejtraft.7 U. 131 wie oben 8 21 des preußijchen 
G. v. 11. Mat 1873; U. 13? „Den Geiftlichen, gegen welchen eine der in dieſem 
Artikel bezeichneten Entjcheidungen ergangen ift, iſt jede öffentliche Ausübung 
der Funktionen eines Firchlichen Amtes unterfagt. BZumiderhandlungen gegen 
diefe Vorjchrift werden mit Geldjtrafe bis zu 300 Mark beftraft.7 U. 14: aus- 
genommen ift von den Strafbejtimmungen die blos „vorübergehende Ausübung ein- 
zelner Firchlicher Handlungen”. 3. Der im ©. d. 23. April 1875 über den Miß— 
brauch der geiftlichen Amtsgewalt U. 13—24 eingeführte Gerichtshof für Eirchliche 
Ungelegenheiten iſt dur ©. d. 7. Sept. 1889, U. 2 aufgehoben. 


Sm Gebiete des Reichsrechts gehören in diefen Zuſammenhang 
der Staatlichen Aufficht über Kirchendiener mittels Ausübung einer Straf- 
gerichtSbarfeit wegen delieta propria die folgenden, teils im allgemeinen 
Strafgejeßbuch, teil$ in der Spezialgefeßgebung enthaltenen Beitimmungen: 

a) Gefährdung des dffentlihen Friedens. R.Str.G.B. 
8 130a: „Ein Geiftlicher oder anderer Neligionsdiener, welcher in Aus— 
übung oder in Beranlaffung der Ausübung feines Berufes öffentlich vor 
einer Menfchenmenge, oder welcher in einer Kirche oder an einen anderen 
zu religiöfen Verfammlungen beftimmten Orte vor Mehreren Angelegen- 
heiten des Staats in einer den Öffentlichen Frieden gefährdenden Weife 
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zum Gegenftande einer Berfündigung oder Erörterung macht, wird mit 
Gefängnis oder Feſtungshaft bis zu zwei Jahren bejtraft”. „Gleiche 
Strafe, trifft denjenigen Geiftlichen oder anderen Neligionspdiener, welcher 
in Ausübung oder in Beranlaffung der Ausübung jeines Berufes Schrift- 
ſtücke ausgiebt oder verbreitet, in welchen Angelegenheiten des Staats 
in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weile zum Gegenftande 
einer Verkündigung oder Erörterung gemacht find.” 


Satz 1 dieſer Strafbeftimmung wurde durch ©. d. 10. Dez. 1871, Satz 2 
durch Nov. v. 26. Febr. 1876 in das N.-Str.-G.-B. eingefügt. Jener wurde als— 
bald unter dem Namen „Kanzelftrafparagraph” populär. Die Bezeichnung dedt 
jich aber nicht mit dem Inhalte des Geſetzes. Dasfelbe hatte feine Beranlaffung 
nicht in unberechtigtem Mißtrauen gegen die Kirche, jondern vielmehr in be— 
ſtimmten Thatjachen, welche das Eintreten der jtaatlichen Auffichtsgewalt unbe- 
dingt erforderten. Es gehörte in den Kreis der undermeidlichen Sicherheits- 
maßregeln gegen die durch das Vatikanum herdorgerufene Verwirrung der Be— 
griffe und Gewiſſen. Wenn es geſchah, daß ein Fatholifcher Geiftlicher beim Gym— 
nafialgottesdienfte die Außerung that: „Die weltlichen Mächte haben ftets die 

Kirche verfolgt, getreu dem Oberſten der Fürften, dem Satan’, oder ein anderer 
in der Kirche: „man wiſſe nicht, ob die deutfchen Fürjten von Gottes oder des 
Teufels Gnaden ſeien“, jo bedurfte es hiergegen einer gejeglichen Anordnung zu 
Itrafrichterlichem Einjchreiten um jo dringender, als derartige Außerungen, von 
Geiftlichen in ihrer Berufsausübung gethan, eine ungleich größere Wirkung auf 
die Gewiſſen ausüben müſſen, als wenn fie don Anderen unter anderen Ver— 
hältniffen gefallen find. Der Antrag auf Erlaß des Gejeßes ging don Bayern 
aus. Sein Thatbejtand gehört unter die allgemeine Kategorie der „‚Berbrechen 
und Bergehen wider die öffentliche Ordnung? (R-Str.=©.-B. 88 123 ff.). ES 
hat injofern nur fubjidiäre und fomplementäre Bedeutung, als es diejenigen Ord— 
nungsjtörungen trifft, welche nicht oder nicht hinreichend har durch andere allge= 
meine oder Spezielle Deitimmungen des Str.-©.:B. (dgl. 3.9. 88 85. 110 ff. 130. 
131. 166. 185 ff.) gedeckt find. Im Einzelnen ift Folgendes RL ER 1. Sub- 
jekt des Vergehens (R.-Str.-G.-B. $ 1 Abf. 2) ift ein „Geiftlicher oder anderer 
Neligionsdiener”. Neligionsdiener ift der weitere, Geijtlicher der engere Begriff. 
Unter Geiftlichen verjtehbt die deutſche Gejeßgebung nur diejenigen Religions» 
Diener, welche in einer der als qualifizierte Korporationen ($ 22 IT) anerfannten 
Kirchen die Ordination empfangen haben. Unter Religionsdienern find alle Per— 
jonen derjtanden, welche in irgend einer NReligionsgemeinfchaft amtlich mit dev 
Wahrnehmung Spezifiich religiöfer, d.h. nicht blos äußerlich mechanischer Funk— 
tionen beauftragt find. Küſter und Organijten gehören ſonach allerdings nicht 
zu den Neligionsdienern im Sinne dieſes Gejeßes. Wohl aber alle Perjonen, 
welche irgendivie mit gottesdienftlichen Berrichtungen oder der Unterweilung in 
der Lehre betraut find. Sind nach den Sabungen einer Neligionsgemeinschaft 
einzelmen Gemeindegliedern Berrichtungen der gedachten Art übertragen, jo find 
Diejelben, jolange fie jih in Funktion befinden, „Religionsdiener?, ohne daß es 
auf ihre fonjtige Stellung (Befoldung 2c.) anfüme Das Bergehen fann nur 
don Geijtlichen oder Neligionsdienern begangen werden. Perſonen, welce in 
dieſem Berhältniffe nicht jtehen, fünnen daher zwar als Anjtifter oder Gehülfen, 
nicht aber als Mitthäter beteiligt fein. 2. Thatbejtand des Bergehens. a) Das 
Mittel zur Begehung der ftrafbaren Handlung ift eine „den öffentlichen Frieden 
gefährdende Berfündigung oder Erörterung”. Beide fünnen mündlich oder —— 
lich geſchehen (ſ. u). „Erörterung“ iſt jede in irgend eine Form ſich kleidende Be— 
ſprechung, welche nicht Verkündigung iſt. „Verkündigung“ iſt Mitteilung an eine 
ſich paſſiv verhaltende Zuhörerſchaft. Die mündliche Verkündigung kann ebenſo 
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aus der eigenen Snitiative des Berfündenden hervorgegangen jein, als auch in 
dem Vorleſen des Erlafjes eines geiftlichen Oberen bejtehen. Der leßtere ijt 
dann möglicherweife als Anftifter verantwortlich. Für die Strafbarfeit des Ber: 
fündenden iſt erforderlich und hinreichend das Bewußtjein don dem friedegefähr- 
denden Inhalte der Mitteilung. Den „öffentlichen Frieden“ gefährdend find Ver— 
fündigung oder Erörterung einerjeitS nicht jchon dann, wenn fie blos Argernis 
erregen, andererjeits nicht erjt, dann, wenn die Gefahr bejteht, daß fie zu Gewalt— 
thätigfeiten führen werden. Dffentlicher Friede ijt der durch den Staat garan— 
tierte Zuſtand der allgemeinen Nechtsficherheit. Friedegefährdend iſt daher jede 
Berfündigung oder Erörterung, durch welche das Bertrauen in diejen Zujtand 
erichüttert werden fann. Ob die den Inhalt der Berfündigung oder Erörterung 
bildenden Thatjachen exrdichtete oder wahre feten, it für den Thatbejtand gleich- 
gültig. Auch die Mitteilung wahrer Thatſachen ijt ftrafbar, wenn fie in einer 
den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe gefchieht. b) Gegenjtand der den 
öffentlichen Frieden gefährdenden Verfündigung oder Erörterung müſſen jein „An— 
gelegenheiten des Staats’. Der Gegenfaß zu dieſen wird gebildet durch die 
Kreife der rein privaten und der rein firchlichen Angelegenheiten. Angelegen— 
heiten des Staats find daher nicht blos „Staatseinrichtungen oder Anordnungen 
der Obrigkeit? (R.-Str.©.-B. $ 131). Es gehört vielmehr dahin alles, was in 
den Bereich der jtaatlichen Ordnung, Zuftändigfeit oder Thätigfeit einbezogen 
werden fann, ohne Rücficht darauf, ob thatjächlich der Staat mit der betreffenden 
Angelegenheit überhaupt oder in dem Sinne fich befafje, wie es in der Mittei- 
lung angenommen wird. Die Praris hat Beranlafjung gehabt, öffentliche Wahlen, 
Gejegentwürfe, Geſetze, Maßregeln gegenüber der Kirche, das Verhalten des 
Staats gegenüber dem Altfatholizismus zu den „Angelegenheiten des Staats“ 
zu zählen. Es ijt fein Zweifel, daß auch die Angelegenheiten der organischen 
Sliederungen des Staats, der Gemeinden und Kommunalverbände zu den durch 
das Strafgefet gefchüßten Angelegenheiten des Staats gehören. c) Die Aus- 
führung des Vergehens ift auf dreifache Weife möglich. Sie gejchieht in der 
Alternative des erſten Satzes in mündlicher Nede (a, 4), nach dem Thatbejtand 
des zweiten Saßes in jchriftlicher Form (y). a) Die friedegefährdende Berfüns 
digung oder Erörterung gejichieht „in Ausübung oder in Veranlaffung der Aus— 
übung des Berufes öffentlich dor einer Menjchenmenge?. In „Ausübung“ des 
Berufes ift die Mitteilung dann gejchehen, wenn fie zeitlich) und äußerlich mit 
derselben verbunden war. In „Beranlafjung? der Ausübung des Berufes ift die 
Mitteilung dann geichehen, wenn eine konkrete Berufshandlung den Anlaß zu 
jener gegeben hatte. Die Unterjcheidung beider Fälle Hat nur die Bedeutung, 
e3 für indifferent zu erflären, ob zwifchen Berufsausübung und Handlung ein 
mittelbarer oder ein unmittelbarer Zuſammenhang bejtanden hatte. Ob die Be- 
rufsausübung an und für fich eine berechtigte oder unberechtigte war, iſt ohne 
Belang. „Offentlich” war die Mitteilung dann, wenn fie unter Berhältnijjen vor— 
genommen wurde, in welchen fie unbejtimmt bon welchen und wie vielen Per— 
fonen wahrgenommen werden fonnte, Bor einer „Menjchenmenge“ endlich war die 
Mitteilung dann gemacht, wenn fie, einerlei ob ausdrüdlich an diefelbe gerichtet oder 
nicht, nur in Gegenwart einer nach Zahl und Individualität unbeftimmten Biel- 
heit von Menſchen gejchehen war. 4) Die friedegefährdende Verkündigung oder 
Erörterung gejchieht „in einer Kirche oder an einem anderen zu religiöjfen Ver— 
jammlungen bejtimmten Orte vor Mehreren”. Bei diejer Ausübungsweiſe des 
Bergehens ijt nicht erfordert, daß die friedegefährdende Handlung in Ausübung 
oder in Beranlafjung der Ausübung des Berufes gefchah. Dies folgt aus der 
Wiederholung des Wortes „welcher im Texte des Strafgejeßes. Hier ſchließt 
ihon an und für fich der Ort, an welchem die. Verkimdigung oder Erörterung 
geichieht, den Anſpruch des Beiftlichen oder Neligionsdieners in fich ein, die Mit- 
teilung durch jeine Autorität zu decken und zu verjtärfen. Der Thatort braucht 
übrigens nicht ausschließlich zu religiöfen Zwecken beſtimmt zu jein; es genügt, 
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daß er nebenbei diefe Zweckbeſtimmung für eben diejenige Neligionsgemeinfchaft 
babe, deren Diener der friedegefährdenden Handlung befchuldigt wird. Auf das 
Beitverhältnis zwilchen Berübung und Zwedgebrauc kommt es dann im übrigen 
nicht an; jo daß der Thatbeſtand auch dann vorliegt, wenn die Handlung zu 
einer Zeit begangen wurde, in welcher der Thatort nicht zu einer religiöfen Ver— 
ſammlung diente. Ob das gejeßfiche Erfordernis der Mitteilung dor „Mehreren“ 
vorliege, ift quaestio facti in conereto. Die Zahl der Anmwejenden ift hierfür 
immerhin infofern von Gewicht, als die an einen Einzelnen gejchehene Eröff- 
nung dem gefeßlichen Thatbeſtand nicht genügen kann. Aber darüber hinaus 
ist die Zahl allein nicht entſcheidend. Das Erfordernis wird vielmehr im ein- 
zelnen Falle daraus zu erklären und feitzuftellen fein, ob die Zuſammenſetzung 
der Anweſenden eine derartige war, daß die Mitteilung noch als eine „den öffent- 
lichen Frieden gefährdende” gelten muß. Dies kann nach Lage der Untftände 
Ichon bei Zweien zu bejaben und noch bei Dreien oder Mehreren zu berneinen 
jein. y) Die Ausübung kann endlich nach der im %. 1876 eingetretenen Erivei- 
terung des Thatbejtandes dadurch geichehen, daß der Geiftliche oder Neligions- 
diener „Schriftitüde ausgiebt oder verbreitet, in welchen Angelegenheiten des 
Staats in einer den Öffentlichen Frieden gefährdenden Weife zum Gegenftande 
einer Berfündigung oder Erörterung gemacht find“. In dieſem Falle wird natur- 
gemäß wiederum erfordert, daß die Handlung „in Ausübung oder in Beranlaffung 
der Ausübung des Berufes? vorgenommen worden fei. Denn ohne dies würde 
für das Schriftjtüd nicht die amtliche Autorität in Anſpruch genommen fein und 
dadurch die Handlung den Charakter des delietum proprium verlieren. Wird 
alfo die gleiche Handlung außer allem Zufammenhange mit der Berufsausübung 
begangen, dann ijt der Handelnde nach Jus commune jtraffällig. Unter „Schrift— 
ſtücken“ find nicht nur handfchriftliche Mitteilungen, jondern auch mechanijch ber- 
vielfältigte, namentlich alfo Preßerzeugniſſe aller Art zu verſtehen. Das Schrift- 
ſtück ſelbſt muß Gegenftand der Ausgabe oder Verbreitung fein. Bekanntgabe 
des Inhaltes eines Schriftjtüces fällt alfo nicht unter Satz 2, ſondern unter 
Sab 1 des Geſetzes. „Ausgabe? des Schriftjtückes ift überall perfönliche Thätig- 
feit des Handelnden, bejtehend in einer direften Hingabe oder Zufendung an 
einen Einzelnen oder an einen individuell gejchloffenen Kreis von Perſonen. „Ver— 
breitung”? ift Hingabe in der Abficht, das Schriftſtück einem nicht gefchloffenen, 
gleichgültig, twie großen Kreife von Perfonen zugänglich zu machen, wobei es dann 
im weiteren nicht entjcheidend fein kann, in welchem Umfange das beabfichtigte 
Ergebnis eingetreten fei. Das thatlächlich Unterjcheidende don Ausgabe und 
Verbreitung liegt darin, daß im erjten Falle der Handelnde Umfang und Adrefje 
der Mitteilung in der Hand behalten will, im zweiten Falle aus der Hand ge— 
geben hat. Ob das Eine oder Andere borliege, fommt nur als Strafzumeljungs- 
grund in Betracht. Der Bermerf „vertrauliche Mitteilung” jchließt an fich die 
berantwortlichere Form der Verbreitung nicht aus; eine vertrauliche Mitteilung 
an Viele kann ſehr wohl nur eine verjchleierte Form der Verbreitung fein. 
3. Wille und Erfolg. Als Form der Willensbeftimmung ijt vorausgeſetzt 
nicht bloße Fahrläffigkeit, fondern Vorſatz. Der Vorſatz muß jämtliche Begriffs- 
merfmale des Thatbeitandes umfaßt haben. Er fchliegt das Willen und das 
Wollen des Thäters ein. Der Handelnde mußte nicht nur Hinfichtlich der that- 
lächlichen Umjtände bet jeder der drei möglichen Ausübungsweiſen fich im Klaren 
über das Borhandenfein der gejeglichen Thatbeftandsmerfmale befunden, fondern 
auch das Bewußtfein gehabt haben, daß er Angelegenheiten des Staats zum 
Gegenſtande feiner Berfündigung oder Erörterung machte. Er mußte ferner in 
jedem Falle den Willen haben, durch feine Verfündigung oder Erörterung den 
öffentlichen Frieden zu gefährden. Einen ſolchen Willen Hatte er aber jchon 
dann, wenn er diejes Erfolges als eines auch nur möglichen fich bewußt geweſen 
war (dolus eventualis). Auf den Endzweck des Thäters fommt es im übrigen 
für feine ftrafrechtliche Berantwortlichfeit nicht an, Dagegen ift erforderlich, daß 
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die Thätigkeit den vom Geſetze bezeichneten Erfolg auch wirklich gehabt habe. 
Diefer ift nicht Störung, fondern nur „Gefährdung“ des öffentlichen Friedens 
(ſ. o. 2a). Mit diefer ift alfo der Erfolg fchon eingetreten, ohne daß die Mit- 
teilung irgend eine fichtbare Wirkung in der Außenwelt hervorgebracht hat. 
4. Die Strafe ijt für alle Fälle wahlweile auf Gefängnis oder Feſtungshaft 
(eustodia honesta) von 1 Tage bis zu 2 Sahren feitgejegt. Innerhalb dieſes 
gejeglichen Strafrahmens bewegt fich die vichterliche Zumeffung. Die Strafver- 
folgung verjährt nach $ 67 des R.-Str.-©.:B. in fünf Jahren; die Berjährung 
beginnt mit dem Tage, an welchem die Handlung begangen ift, ohne Rückſicht auf 
den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolgs. 


P) Unzühtige Handlungen R.Str.G.“B. $ 174: „Mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren werden beitraft 1)... . Geiftliche, Lehrer 
und Erzieher, welche mit ihren minderjährigen Schülern oder Zöglingen 
unzüchtige Handlungen vornehmen”. 

y) Qualifizierte Ruppelei. R.-Str-©.-B. $ 181: „Die 
Stuppelei ift, jelbjt wenn fie weder gewohnheitsmäßig noch aus Eigennuß 
betrieben wird, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren zu beftrafen, menn 
... 2) der Schuldige zu den PBerjonen, mit welchen die Unzucht ge= 
trieben worden ift, in dem Berhältnis von ... Geiftlichen, Lehrern oder 
Grziehern zu den von ihnen zu unterrichtenden oder zu erziehenden Ber: 
jonen ſteht.“ „Neben der Zuchthausftrafe ift der Berluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte auszusprechen; auch kann auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht 
erfannt werden.” 

6) Schließung einer Doppelehe MN.Str.-G.-B. 8 338: 
„Ein Religionsdiener oder Perjonenftandsbeamter, welcher, wilfend, daß 
eine Perjon verheiratet ijt, eine neue Che derſelben jchließt, wird mit 
Zuchthaus bis zu fünf Sahren beftraft.” 


Die Meinung, daß, da Neligionsdiener nad $ 33 d. ©. v. 6. Febr. 1875 
dag Amt eines Standeshbeamten oder feines Stellvertreters nicht wahrnehmen 
fünnen, $ 338 feine Bedeutung für jene überhaupt verloren habe (Dochow in 
Holtzendorfs Rechtslexikon Bd. III? ©. 1014, Oppenhoff, Kommentar ad 
$ 338 u. a.), iſt irrtümlich. Derjelbe fann vielmehr noc in zwei Fällen auch 
für Religionsdiener wirfjfam fein. Einmal im Falle des 4 3.1 de8 R.-Str.-G.-B.: 
nach den Strafgejegen des deutjchen Reiches kann verfolgt werden ein Deutfcher, 
welcher im Auslande als Beamter eines Bundesjtaats eine Handlung be- 
gangen hat, die nach den Gejegen des deutſchen Reichs als Berbrechen oder Ver- 
gehen im Amte anzufehen iſt. Hiernach ift aus $ 338 ftrafbar derjenige deutſche 
Neligionsdiener, welcher im Auslande, falls er nach den dort geltenden Gefeten 
eine bürgerlich gültige Ehe zu jchließen in der Lage war, das Delift verübt 
haben jollte. Sodann ganz allgemein im Falle des $ 751 8. R.G. v. 6. Febr. 1875 
„Innerhalb folher Grenzpfarreien, deren Bezirk fich in das Ausland erftreckt, 
bleibt daS beftehende Recht... für die Korm... derjenigen Eheſchließungen 
maßgebend, für welche ein Standesbeamter nad den Vorjchriften dieſes Gefetes 
nicht zuftändig, dagegen nach dem bejtehenden Recht die Zuftändigfeit des 
Geiſtlichen begründet iſt.“ Im einen und anderen Falle qualifiziert fich die 
Handlung als jelbjtändiges Berbrechen, nicht als Beihülfe zum Verbrechen 
der Doppelehe. 
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&) Trauung ohne Nachweis der Eheſchließung. R.G. 
v. 6. Febr. 1875, $ 67: „Ein Geiſtlicher oder anderer Religionsdiener, 
welcher zu den religiöſen Feierlichkeiten einer Eheſchließung ſchreitet, bevor 
ihm nachgewieſen worden iſt, daß die Ehe vor dem Standesbeamten ge— 
ſchloſſen ſei, wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Ge— 
fängnis bis zu drei Monaten beſtraft.“ 


Dieſe Strafbeſtimmung iſt an Stelle des ehemaligen $ 337 des R.-Str.-®.-D. 
getreten. Über die Unterjcheidung don Geiftlichen und Neligionsdienern gilt das 
jchon oben unter a) bemerkte. Borausfegung der Strafbarfeit aus diefem Geſetze 
ift unter allen Umftänden das thatjächliche Nichtbejtehen einer bürgerlich) 
gültigen Ehe. So aud NReichSgericht, Urt. v. 11. November 1887 EEntſch. 
Bd. XVI, ©. 336 ff.). War alfo zwar der Nachweis, daß die Che por dem 
Standesbeamten gejchlofjen jei, dem Geiftlichen nicht erbracht, die Ehe aber gleich- 
wohl vor dem Standesbeamten gejchloffen worden, jo fann es fich im weiteren 
äußerften Falles nur noch um ein disziplinäres Einfchreiten gegen den Geiſtlichen 
handeln. Erfordernis der Strafbarfeit ift ferner, daß der Geiftliche zu den reli- 
giöfen Feierlichkeiten einer „Ehejchliegung” „gejchritten” ſei. Zu jenen gehören 
alle, aber auch nur diejenigen Akte, durch deren Vornahme in den Verlobten die 
Vorſtellung rechtsgültiger Ehejchließung erzeugt wird. Es gehören alfo dahin 
zweifellos die evangelifche und die tridentinifhe Trauung, dagegen zweifellos 
nicht Die kirchlichen Aufgebote. Letzteres jchon aus dem Grunde nicht, weil 
als Regel vorausgefegt ijt, daß die kirchliche Trauung dem Eheſchließungsakte 
zeitlich unmittelbar nachfolge. Es iſt aber auch notwendig, daß der Geiltliche zu 
jenen veligiöjen Feiterlichfeiten „gejchritten“ ſei. Der fatholifche Geiftliche ijt aljo 
zwar jtrafbar, wenn er zum Biwed der Entgegennahme der SKonjenserkflärung 
der Berlobten freiwillige paſſive Aſſiſtenz leijtet, er ijt aber nicht jtrafbar, wenn 
er zur Bernehmung des Konjenjes von Verlobten und Zeugen überrafcht oder 
gezwungen wird, alfo nur unfreiwillig affiltiert. Die Strafbarfeit aus 8 67 iſt 
weiterhin dadurch bedingt, daß der Beiftliche die Ehejchliegung vor dem Standes- 
beamten fih nicht „machweifen” ließ. In Beziehung auf den Mangel diejes 
Nachweiſes ift rechtswidriger Vorſatz zur Strafbarkeit des Geiftlichen er- 
forderlich, nicht jchon irgendwelcher Grad don Fahrläſſigkeit desjelben ge- 
nügend. Eine jolde würde auch hier nur zu firchendisziplinärem Einjchreiten 
führen fönnen. Lediglich fahrläſſiges Handeln kann 3. B. dann vorliegen, wenn 
der Geiſtliche Jich zwar einen Nachweis, aber einen gefälichten, ungewiſſen oder 
ungenügenden erbringen ließ und e8 nur unterlaffen hat, die nötige Sorgfalt 
einer Prüfung in der Richtung anzumenden, ob durch den vorgelegten Nachweis 
die Thatfache der vor dem Standesbeamten erfolgten Ehejchließung auch wirklic) 
bewiejen jei. Bloße Fahrläfligkeit ift aber nicht mehr vorhanden, wenn der 
GSeiftliche des Glaubens over Bertrauens gewejen iit, daß die Ehe vor dem 
Standesbeamten gejchlojjen jei, aber weiß, daß ihm für diefe Thatſache fein 
Nachweis vorgelegt worden ift. Der zum jtrafbaren TIhatbejtand erforderliche 
dolus liegt m. a. W. immer [don dann dor, wenn der Geiſtliche weiß, daß 
eine Nachweifung der Eheſchließung nicht erfolgt ift und troß diejes Wiljens 
und Mangels zu den religiöfen Feierlichkeiten jchreitet. ES ift alſo entfernt ein 
jtrafbarer dolus nicht etwa erjt dann vorhanden, wenn der Öeijtliche die Abſicht 
hatte, durch feine religiöje Handlung eine eheliche Verbindung, was ex objektiv 
überhaupt nicht vermag, wirklich zu Stande zu bringen. Ebenſo ijt der Zwed 
feines Thuns, ob er die Berlobten oder Dritte täufchen, ob er feinen prinzi- 
piellen Widerjpruch gegen die Einrichtung der obligatorischen Civilehe manifejtieren 
wollte u. ä. für die Strafverantwortlichfeit aus 867 ohne Belang. Den ver: 
ichiedenen Graden jubjeftiver Berfchuldung kann innerhalb des Strafrahmens 
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durch die Strafminima von 3Mk. Gelditrafe und 1 Tag Gefängnis bis zu 300 ME. 
und bezw. 3 Monaten ausreichend Nechnung getragen werden (Vgl. ü. Vorſatz 
und Sahrläffigkeit in Beziehung auf diefes Bergehen außer dem angef. Erf. 
auc noch das Urt. d. NeichSgerichts v. 27. Mai 1881, Entſch. Bd. IV, ©. 234ff.). 
Was den erforderten Nachweis ſelbſt betrifft, jo tit nach der Borausfegung des 
Geſetzes wie in der Praxis die Regel, daß er durch die „Bejcheinigung über die erfolgte 
Eheſchließung“, welche nach 854 d. ©. „den Eheleuten jofort auszuftellen ift”, erbracht 
werde. Es verſteht fich von jelbit, daß er, 3. B. bei längerem Zwiſchenraum zwijchen 
Eheſchließung und Trauung, ebenjo wirkſam durch beglaubigten Auszug aus dem 
Heiratsregifter zu erbringen ift. Dagegen iſt es faljch, einen urfundlichen 
Nachweis als gejeßliches Erfordernis zu verlangen. Uber die Beweismittel hat 
das Geſetz überhaupt nichts beſtimmt. Der Geistliche handelt auf feine Berant- 
wortlichfeit, wenn er ſich mit nichturfundlichen Beweismitteln begnügt. Nicht 
wie, jondern daß ihm der Nachweis geliefert werde, iſt das Entſcheidende. War 
der Beiftliche ſelbſt Zeuge, jo ijt ihm „nachgewiejen, daß die Ehe dor dem Standes- 
beamten gefchlofjen jei”, und er fann dann ohne weiteres zu den religiöſen Feier— 
lichfeiten fchreiten. Als die beiden möglichen Ausnahmen don Thatbejtand 
des 8 67 Jind endlich noch anzuführen der jchon unter 6) erwähnte Fall des 8 75, 
in welchem „ein Standesbeamter nach) den Vorjchriften dieſes Gejetes nicht zu— 
jtändig, dagegen nach den bejtehenden Necht die Yujtändigfeit des Getftlichen 
(sur Vornahme der Ehejchließung) begründet it“, und fodann der Fall, daß die 
Ehe außerhalb des NeichSgebietes gejchloffen war. Der Geiftliche hat fich bier 
lediglich zu dergewifjern, daß die Ehe in der nach dem Recht des Eheſchließungs— 
ortes vorgejchriebenen oder zuläffigen Form, fei es bor diplomatischen Ber- 
tretern des Reichs ſelbſt oder ausländiichen Behörden, vehtsgültig gefchlofjen 
worden jei (vgl. das angef. Urt. v. 11. Nov. 1887). 

Zitteratur. Über das Strafrecht im Corpus jur. can.: Hinſchius, Syitem 
Bd. V. 8 272. Zur Gejchichte der Firchlichen Strafgerichtsharfeit über ge= 
mijchte Verbrechen: Dove, de jurisd. ecel. etc. p.159 sqq. Derjelbe 
in 8. Se. Bd. V. ©5f.. Friedberg, de finium etc. p. 92 sqq 
Faß, Grundriß des fanonijchen Strafrehts, 1881, ©. 67—157. Holtzen- 
dorff, Höb. d. deutjch. Strafrecht Bd. J. S. 44f. Richter-Kahl, xb. 8 222. 
Zur Gejchichte der jtaatlichen Strafgerichtsbarfeit iiber Geiſtliche: Hinſchius, 
Syjtem Bd. IV. S$ 253. 260, Bd. V. 8 287 (6i8 zum XIV.%.). Nidter, 
a.a.D. $223I. Zu den delicta propria der Kirchendiener im allgemeinen: 
Nichter, a. a. DO. $ 22311. Yriedberg, 2b. S106 VI. Landesrechtliche 
Bejtimmungen hierüber: Hinſchius, Die preußifchen Kirchengeſetze 2c. vd. 
1886 u. 1887, 9.11. ©. 25. Wendt, Darftellung der Kulturfampfgefese 
in ihrer Gültigkeit nach dem Friedensjchluffe, 1887 (gute Zufammenftellung). 
Seydewitz, Codex des im Kar. Sachjen geltenden Kirchen- u. Schulrechts 
(1890), ©. 681. Heiner in Rofins Hodbibl. Badifher Geſetze, V. Bd. 
(1890) db. die Duellenmitteilungen in 8. f. KR. Bd. XII. ©. 25 ff. und 
A.f. k. K.R. Bd. LX. ©. 462 ff. Schmidt, Kirchenrechtl. Quellen d. Gr.-9. 
Helfen (1891), ©. 126 ff. 131 ff. 139. 207 ff. 2275. NeichSrechtliche Bejtim- 
mungen über die delieta propria im allgemeinen: Dochow in Holßen- 
dorffs Rechtslexikon (3. Aufl.) Bd. IIL2, 1881, ©. 1013 f. s. v. Verbrechen 
der Neligionsdiener, . Zu R-E©tr-G.-B. $130a: Schüße, Straf-R., 
©.283f. Sohn in Holßendorffs Hob, Bd. II. ©. 172f. vb. Meves 
dal. Bd. IV. (Suppl,) ©. 323 ff. Hälſchner, Gen. D. Straf-R., Bd. II?, 
©.509 ff. H. Meyer, Straf-R., S.899 |. Berner, StrafR., ©. 3%. 
v. Liszt, StrafR., $ 123 V (welcher in dem Beftreben nach Kürze der 
Darftellung irrtümlich auch für den Amtsmißbrauch in der Kirche oder an einem 
religiöjen Verſammlungsort die friedegefährdende Handlung „in Ausübung 
oder in Beranlafjung der Ausübung des Berufes” fordert), Oppenhoff, 
Kommentar, ©. 324 ff. Olshauſen, Kommentar, Bd. J. ©. 561ff. Zu 
R-Str=®.-B. $ 174: Wahlberg im Gerichtsfaal, Bd. XXIV. ©. 3 ff. 
Mevdes in Strafr.-Beit. Ig. 12. ©. 418 ff. Schwarze in Holßendorffg 
Hob., Bd. III. ©. 304 ff. Oppenhoff, S.4l4 ff. Olshaufen, Bd. I. 
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©. 704 ff. Zu R.Str.G.-B. $ 181: Schwarze in Holßendorffs Höb., 
38. III. ©. 316 ff. vd. Liszt, StrafR., $ 109. Häljhner, Gem. d. 
Straf-R., Bd. II? ©. 692. Oppenhoff,©.427f. Olshauſen, Bd. II. 
©. 733 ff. ZUR.-Str.-G.B. $ 338: Hälfehner, Gem. d. Straf.-R., B2.II?. 
©.10855. 9. Meyer, Straf-R., ©. 888. Olshaufen, Bd. II. ©. 1332. 
Zu R.-©. v. 6. Febr. 1875 867: dv. Sicherer, WPerjonenftand und Ehe— 
ſchließung 20, ©.418 ff. Hinſchius, Kommentar zum R.G. v. 6. Febr. 
1875, ©. 198 ff. 
ec) Die ftaatlihe Berwaltungsgeridhtsbarfeitauf 
firchenrechtlichem Gebiet. Civil- und Strafgerichtsbarfeit laffen noch ein 
weites Intereſſengebiet frei, für welches das gejchärfte Nechtsbewußtfein 
der Gegenwart ebenfalls einen verftärften, d. h. einen ſolchen Rechtsſchutz 
gefordert hat, wie er nur durch unabhängige, allein dem Gejeß unter: 
worfene Gerichte gewährt werden kann. Jenes Gebiet iſt das der Ver- 
waltungsredbtsordnung in Ötaate, joweit darin einevjeitS Die 
obrigfeitlihe Gewalt der Negierungsorgane durch ob— 
jektive, dem beliebigen Ermeſſen entzogene Normen begrenzt, und anderer- 
jeit8 die Jubjeftiven öffentlichen Pflichten und Nedte 
der Unterthanen oder anderer jelbftändigen Nechtsjubjefte (Gemeinden, 
Storporationen 2c.) gejeßlich beftimmt find. Der bejondere Schuß der 
Berwaltungsrechtsordnung wird im Falle ihrer Berlegung oder Beftreitung 
in beiderlei Richtung durch das Mittel der Berwaltungsflage 
erreicht, über welche von den Berwaltungsgeridhten (Preußen: 
Kreis⸗ bezw. Stadt-Ausſchüſſe, Bezirksausſchüſſe, Oberverwaltungsgericht ; 
Bayern: Diftriftsverwaltungsbehörden, Sreisregierungen K. d. J., Ber: 
waltungsgerichtshof) innerhalb ihrer jachlichen und örtlichen Zuftändigfeit 
in dem fog. Berwaltungsftreitverfahren entichieden wird. Es 
ift das befondere Verdienſt Rudolfs dv. Gneiſt, dieſe der bürgerlichen 
Freiheit unentbehrlich gewordene Form des NKechtsichubes der öffentlichen 
Intereſſen prinzipiell tiefer begründet und ihr in der Geſetzgebung der 
deutfchen Staaten zur Durchführung verholfen zu haben. Die Nechts- 
fontrolle dev Verwaltung durch Einfeßung bejonderer Verwaltungsgerichte 
befteht in Baden feit 1863, in Preußen umd Heffen feit 1875, 
in Württemberg feit 1876, in Bayern jeit 1878, in Anhalt 
jeit 1888. Das Stirchenrecht wurde don Diefer ganzen Entwieelung in- 
jofern wejentlich und notwendig mitberührt, als, der oben angegebenen Doppel- 
vichtung im Inhalte der VBerwaltungsordnung entjprechend, durch dieſe die 
obrigkeitlichen Befugniffe der Negierungsbehörden oder die ſubjektiven öffent- 
lichen Pflichten und Rechte der StaatSsangehörigen wie anderer Nechtsjubjette 
in firhlicher Beziehung gejeßlich geregelt worden find. Auch für diefe 
öffentlichen Sinterefjen wurde num der befondere verwaltungsgerichtliche Schuß 
begründet und Dadurch eine Staatliche Berwaltungsgerichtsbarfeit auf 
kirchenrechtlichem Gebiet gejchaffen. Der Umfang derjelben ift 
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nicht überall quantitativ dev gleiche, wohl aber ift er wejentlich einheitlich 
durch diefelden Grundgedanken beftimmt. Überall Handelt es fich 
um die vichterliche Bethätigung der Staatsauffjicht Hinfichtlich der 
Kirchen und ihrer Angehörigen. Dieſe Auflicht hat eine vierfache Richtung 
und Zweckbeſtimmung, nach welcher ſich auch die Eirchenrechtliche Zu— 
jtändigfeit der Berwaltungsgerichte normiert. Die Staatsaufſicht bezweckt 
die Erhaltung der kirchlichen Drgane bei ihren jtaatSsgefeßlich be— 
griimdeten VBerpflihtungen: darauf beruht die Zuftändigfeit von 
Berwaltungsgerichten zur Entjcheidung bon Streitigkeiten über Maßregeln 
der Staatsaufſicht Hinfichtlich der kirchlichen Selbftverwaltung im Gebiete 
des Vermögensrechts und Stiftungswejens, über Leiftungen der Kirchen— 
gemeinden oder «Stiftungen für Kirchenzwecke, über die Anjprüche von 
politiichen Gemeinden auf Benützung kirchlicher Bermögensgegenftände 
(Kirchhöfe, Kirchengloden ꝛc.). Die Staatsauflicht bezweckt die Erhaltung 
der Kirchengeſellſchaften bei ihren jtaatsgejeglich gewährleijteten 
Nehten: darauf beruht die Zuftändigfeit von Verwaltungsgerichten 
zur Entjcheidung von Streitigfeiten über firchliche Genußrechte an Stiftungen, 
über Anſprüche an Bermögensgegenftände anderer Stonfeflionen (Simultan= 
verhältniffe), über Ablöfungen von zu Gunften der Kirche bejtehenden 
Laften dritter Perſonen (Reallaſten, Bauverpflichtungen u. dgl.) Die 
Staatsaufficht bezweckt die Erhaltung der Kirchenangehörigen bei ihren 
ftaatSgejeglich begründeten Pflichten: darauf beruht die Zuſtändigkeit 
von Berwaltungsgerichten zur Entjcheidung don Streitigkeiten über Ab- 
gaben und Dienfte, welche den Stirchengemeindemitgliedern als jolchen ob- 
liegen (Sirchengemeindeumlagen, Beitragspflicht Nusgetretener, perjünliche 
Gemeindedienfte u. dgl.). Die Staatsaufficht bezweckt endlich die Er— 
haltung der Kirhenangehörigen bei ihren ftaatSgejeßlich gewährleifteten 
Nehten gegen Störungen jeitens Ficchlicher oder ftaatlicher Organe: 
darauf beruht die Zuftändigfeit von VBerwaltungsgerichten zur Entjcheidung 
von Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zu einem Sliechengemeindever- 
band, über kirchlich politifhe Nechte (Wahlrechte, Mitgliedfchaft und 
Stimmrecht in Firchlihen Gemeindeorganen), über einzelne Äußerungen des 
bürgerlichen Rechts der Gewiljensfreiheit, über Anfprüche der Kirchenge— 
meindeangehörigen auf Benutzung firchlicher Vermögensgegenftände, über 
öffentlich rechtliche Anfprüche don Kirchenbeamten, welche ihren Rechts— 
grund im Sicchengemeinde- oder Pfarrverband haben. Das Einzelne 
kann nur aus der zum Teil jehr kompliziert gejtalteten Berwaltungs- 
gefeßgebung der beteiligten deutfchen Staaten entnommen werden, 
Preußen. 1. Nach Landes-Verw.G. d. 30. Juli 1883 8 127 ff. findet die 
Berwaltungsflage gegen PBolizeiverfügungen, und alfo allgemein auch in 
dem Falle ftatt, daß etwa durch letztere das bürgerliche Recht dev Staatsange- 
Kahl, Kirchenrecht. 24 
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hörigen auf Gewiſſensfreiheit verlegt erjcheint oder Nubtungsrechte der Kirchen— 
gemeindeangehörigen an Firchlichen Bermögensgegenftänden entzogen, oder Anz 
fprüche der politifchen Gemeinden auf Benützung don Begräbnisjtätten, Kirchen- 
glocden und anderen zu öffentlichen Zwecken bejtimmten Firchlichen Sachen, welche 
fic im Eigentum von Kirchenverbänden befinden, bejtritten werden. 2. Nad) ©. 
dv. 3. Juni 1876 Betr. die evang. K.-Berf. in den älteren Provinzen der Monarchie, 
A. 27, haben firchliche Gemeindeorgane die Berwaltungsflage gegen Zwangs— 
etatifierungen der bvorgejeßten Kirchen- und Staatsbehörden, falls fie die 
Sefettvidrigfeit der beanjtandeten Poſten oder die Berpflichtung zu der auf An— 
ordnung der Behörde in den Etat eingetragenen Leiftungen bejtreiten. Gleich— 
lautende Beitimmungen in den Staatsauffichtsgejegen für Schleswig-Holitein 
und Konfiftorialbezirt Wiesbaden v. 6. April 1878, A. 35; für reformiert Han- 
nover d. 6. Aug. 1883, A. 5 und für lutherifch Hannover v. 6. Mai 1885, $ 5; 
für Sonfistorialbezirk Kafiel d. 19. März 1886, A. 21 und für Bornhein, Oberrad 
2c. d. 2. Suni 1890, U. 8 (f. die vollftändigen Titel diefer Gejfeße vo. ©. 203 F.). 
Verwandte Beitinmungen für die katholische Kirche im ©. v. 7. Juni 1876 über 
die Auffichtsrechte des Staats bei der Bermögensperwaltung in den fatholifchen 
Diöcefen, 8$ 4. 51.6. 3. Die Verwaltungsklage hat ein weiteres Anwendungs— 
gebiet bei Grundftüdsteilungen innerhalb des Kirchjpiels, bei welchen es 
Aufgabe des Gemeindefirchenrat3 ift, diejenigen aus dem Kirchen- oder Pfarre 
verband entjpringenden Laſten, welche entweder auf dem Grundbefit haften oder 
mit Rückſicht auf ihn entrichtet werden, einschließlich der Patronatslaſten auf die 
Belißer der Teilgrundftüde zu repartieren. Gegen dieſe urkundlich auszufertigende 
Seititellung jteht dem Beteiligten und bei Patronatslajtenverteilungen auch der 
PBatronatsauffichtsbehörde die Klage im Berwaltungsftreitverfahren zu: G. vd. 
25. Aug. 1876 betr. die Berteilung der öffentlichen Laſten bei Grundftücdsteilungen 
2c. in den älteren Provinzen vb. G. betr. die Bujtändigfeit der Verwaltungs— 
und Beriw.-Gerichtsbehörden v. 1. Aug. 1883, 88 147 ff. ©. dv. 4. Juli 1887 für 
Hannover in gleichem Betr., $9; ©. d. 13. Juni 1888 für Schleswig-Holitein 
in gleichen Betr., 89. 4. Ablöfungsftreitigfeiten. Nac) dem ©. v. 14. März 
1880 betr. die Beitreitung der Koften für die Bedürfniffe der Kirchengemeinden 
in den Zandesteilen des linfen Rheinufers, $ 12, find Streitigfeiten über die in 
ss 7 bis 11 dieſes ©. geregelten Nechte und Bflichten (Leiftungen, welche den 
bürgerlichen Gemeinden zu Gunjten der Kirchengemeinden obliegen: Beiträge be— 
hufs eigener Beihaffung und Unterhaltung von Bfarrwohnungen oder unmittel- 
bare Gewährung derjelben), ebenjo wie Streitigkeiten über die nad) $1 des 
älteren ©. v. 14. März 1845 fortdauernden Leiftungen (Zufchüjje für ordentliche 
kirchliche Bedürfniffe) im Berwaltungsitreitverfahren zum Austrage zu bringen (j. u. 
8 25 1)). In den eritgenannten Fällen ijt jedoch vorausgefeßt, daß nicht über die Lei- 
ftungspflicht überhaupt geftritten werde, in welchem Falle die Eivilgerichte zuftändig 
find. Bayern. Der Umfang der ftaatlichen Berwaltungsgerichtsharfeit auf 
firchenrechtlichem Gebiet ijt hier zufammengefaßt erfennbar aus dem ©. vd. 8. Aug. 
1878, betr. die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes und das Verfahren 
in Berwaltungsrechtsjachen. ALS folche find in Art. 8 benannt alle bejtrittenen 
Rechtsanſprüche und Berbinplichkeiten über... 4. Neligiöje Kindererziehung. 
11. Fixirung, Sicherung, Beränderung und Ablöfung... . der auf dem Behentrechte 
laftenden kirchlichen Baupflicht. 35. Nechtsanfprüche auf den Genuß oder 
Mitgenuß don Stiftungen; Rechte in Betreff der Stiftungsperwaltung und 
der Berleihung des Stiftungsgenufes. 37. Wahlreht und Wählbarfeit bei 
Kirchenverwaltungswahlen; Giltigfeit folder Wahlen; Necht und Pflicht zum 
Eintritt in die Kirchenverwaltung; Berechtigung und Berpflichtung zum Austritt 
aus derjelben. 39. Anſprüche hinfichtlich der Beſetzung von. . . niederen Kirchen— 
dienften. Ferner ift nach Art. 10 der Berwaltungsgerichtshof in folgenden An— 
gelegenheiten zuftändig: 3. Verfügungen in Gegenjtänden der StaatSaufficht 
auf die Verwaltung des Kirchenvermögens, der Firchlichen Stiftungen 
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und der Kirchengemeindeangelegenheiten, wenn von dem einschlägigen Berwal- 
tungsorgane oder don der Kirchengemeinde behauptet wird, daß dem Kirchenver— 
mögen, einer firchlichen Stiftung oder der Kirchengemeinde eine rechtlich nicht 
begründete Leiftung auferlegt oder daß eine von der Auffichtsbehörde als recht: 
lich) unzuläſſig beanftandete Ausgabe vechtlich jtatthaft fer. 11. Kirchliche Si— 
multanverhältniſſe (doch beſchränkt fich Hier die Zuftändigfeit des Verwal— 
tungsgerichtshofs auf Entjcheidung von Streitigkeiten über die Ausübung des 
Simultaneums, während Streitigfeiten über das Recht zum Simultaneum nad 
$ 93 de8 Rel.Ed. „vor den ordentlichen Richter” gehören, [.u.$25II). 12. Zuges 
hörigkeit zu einem Pfarr- und Kirchengemeindeverband; Pfarriprengelgrenzen. 
13. Ansprüche und Berbindlichkeiten aus dem Kirchen und Pfarrverband (incl. Stol- 
gebühren, Samml. vd. Entſch. Bd. IV. ©. 375); Dienjte, Umlagen, Abgaben 
und andere Leiftungen für firchliche Zwecke; Berbindlichfeit zur Entrichtung be= 
jonderer Bergütungen für die Benützung Firchlicher Anftalten und Einrichtungen. 
14. Anſprüche auf Snterfalargefälle erledigter Firchliher Pfründen; Verteilung 
der Dienjteserträge und Laften bei Erledigung don kirchlichen Pfründen unter 
die Beteiligten. 15. Haftungen der firchlichen Pfründebefiger aus der Berwal- 
tung und Nußnießung des Pfründevermögens einjchließlich der Haftungen aus 
der baulichen Unterhaltung der Bfründegebäude; Anjprüche der Genannten wegen 
Meliorationen. 16. Bejhränfung der verfafjungsmäßig gewährleijteten Haus: 
andacht (SS 2. 4 d. II. B.-Beil.). 22. Zugehörigkeit eines Bejtandteiles des 
Lehrereinfommens zum . . . niederen Kirchendienfte, 23. Umfang der den nie- 
deren Sicchendienern obliegenden Dienjtesverrichtungen. Bezüglich der übrigen 
beteiligten Staaten ſ. die u. ang. Schrift von Sartorius, welcher die ſchwie— 
tige Materie zum erftenmal ſyſtematiſch behandelt hat. Für Württemberg 
daf. ©. 33.36 f. 44. 48. 66. 69 ff. 74. 79 ff. 88. 93 |. 100 f. 106 ff. Für Baden 
©. 33 f. 40 ff. 44. 60ff. 66. 72 f. 74. 82 ff. 86. 94 f. 101. 110. Für Heffen 
©. 34. 35 f. 65. 73 f. 94 f. 110f. 

Litteratur. Die grundlegenden Schriften don Gneiſt find: Verwaltung, 
Juſtiz, Nechtsweg, Staatsverwaltung und Gelbjtverwaltung nach englifchen 
und deutjchen Berhältnifien, 1869. Der Nechtsitaat und die Berwaltungs: 
gerichte in Deutjchland, 2. Aufl. 18579. Zur Berwaltungsreforn und Ber- 
waltungsrechtspflege in Preußen, 1880. Englisches Verwaltungsrecht der 
Gegenwart, 3. Aufl, 2 Bde, 1883/84. Die Quellen der gegenwärtig in 
Deutjchland beitehenden Berwaltungsorganijation und Berwaltungsrechtspflege 
finden fich überfichtlich zujammengeftellt bei &. Meyer, 2b. d. deutjchen 
Verw.NS. 2. Aufl. (1893) Th. J. ©. 41; dajelbit, ©. 35—69, auch die nenefte 
ſyſtematiſche Darftellung der Lehre von der Berwaltungsgerichtsbarfeit mit 
Angabe der reichen allgemeinen und befonderen Kitteratur. Im übrigen |. 
die Lehrbücher des Staats und Verwaltungsrechts 0. $ 8 I2b und die 
Artikel über Verwaltungsgerichtsharfeit in Holtzendorffs Nechtslerikfon 
und Stengel3 Wörterbuch des deutjch. Verw.-KRs. Zur Berwaltungsge- 
richtsbarkeit auf kirchenrechtlichem Gebiet im bei.: Sartorius, Die jtaat- 
liche VBerwaltungsgerichtsharfeit auf dem Gebiete des Kirchenrechts, 1891. 
G. Meyera.a. D ©.59f. Bgl. die Bemerkungen von Hinfhius in 
Marquardſens Hdb. Bd. J. 1. S. 335f. Eine Neihe don fachdienlichen 
Ausführungen auch in dem lehrreichen Buche don Sarwey, Das öffent- 
liche Recht und die VBerwaltungsvechtspflege, 1880. 


3. Die adminiftrative Aufſichtsübung. ES fragt fi um 
die Drgane, das Sachgebiet, ſowie die Formen und Mittel derjelben. 

a) Die Organe der administrativen Aufſicht find die ftaat- 
lihen VBerwaltungsbehörden in dem durch die Verwaltungsorganija- 
tion der einzelnen Staaten geordneten Inſtanzenzug. 

Preußen. 1. Minifterium der geiftlichen, UnterrichtS- und Medizinal- 
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angelegenbeiten, Errichtet 1817. Die geiftlichen Angelegenheiten werden in der 
erſten Abteilung bearbeitet. Bon 1841—1871 war die geiftliche Abteilung kon— 
feffionell getrennt. Bon der zur Bearbeitung der die evangelijchen Kirchen, die 
iſraelitiſchen und alle fonjtigen Neligionsvereine angehenden „Staatsgejchäfte” be= 
jtimmten Abteilung wurde 1850 der „Evangelifche Oberficchenrat” als jelbjtän= 
dige Behörde abgezweigt. Die fatholifche Abteilung im Kultusminifterium wurde 
1571 aufgehoben und damit die einheitliche Staatsverwaltung im Gebiete der 
Jura eirca sacra wiederhergeftellt. (Berfchieden von diejer allgemeinen Zu- 
jtändigfeit ift die dem Kultusminifterium über die Stonfistorien der neuen preußi- 
jchen in inneren Sicchenangelegenbeiten zujtehende Kompetenz; darüber ſ. u. 
$ 39.) 2. In den einzelnen Provinzen find die Oberpräfidenten, unter diejen in 
den einzelnen NRegierungsbezirfen die Negierungspräfidenten jowie unter deren 
Borfi die follegialifchen Bezirksregierungen, Abteilungen für Kirchen- und Schul- 
weſen, die zur administrativen Wahrung der ftaatlichen Kirchenhobeit bejtehenden 
Behörden. Welche Auffichtsrechte des Staats gegenüber der evangelifchen Landes— 
firche der älteren Provinzen im einzelnen Falle von dem Minijter der geijtlichen 
Angelegenheiten, welche durch die Oberpräfidenten, welche durch die Regierungs— 
präfidenten, in Berlin durch den Bolizeipräfidenten, auszuüben ſeien, ijt auf 
Grund Art. 28 d. ©. d. 3. Juni 1876 durch die A. V. dv. 9. Sept. 1876 bejtimmt. 
Die analogen B.B. für die neueren Provinzen ſ. v. ©. 204. Sämtliche find 
durch die V. d. 30. San. 1893 abgeändert. 3. Bollzugsorgane find die Kreis— 
und Lofalbehörden der Landfreife (Landrat) und der Städte (Bürgermeifter, 
Magijtrat), Bayern. 1. Mintjterium des Innern für Kirchen und Schulange- 
legenheiten, 1846 abgeziweigt aus dem Staatsminijterium des Innern. Nächit 
der Wahrnehmung der Jura majestatica circa sacra (ſ. die Kompetenzbejtim- 
mung in $ 10 des Brot.-&d.) fommt ihm im Umfang der Jura majestatica in 
sacra (nach näherer Kompetenzbejtimmung der 88 18. 19 1. c.) die dienstliche 
Aufficht über das Oberfonfiftorium und das Konfiftorium in Speyer jowie die 
dienftliche DVerfehrspermittelung zwijchen dieſen Stirchenregimentsbehörden und 
dem fatholifchen Summus Episcopus zu (ſ. u. $ 39). 2. Unter dem Kultus— 
minifterium jtehen als Mittelbehörden die Kreisregierungen; an der Aufficht über 
das Neligiong- und Kirchenweſen find fie in ihrer Organijation als „Kammern 
des Innern“ beteiligt. Im Gebiete der Jura in sacra find ihnen die Konfi- 
itorien (Ansbach, Bayreuth) koordiniert, im Gebiete der Jura circa sacra da— 
gegen find die leßteren „den Regierungen untergeben’ (Brot.-Ed. $ 16). 3. Boll: 
zugsorgane find die DijtriftSperiwaltungsbehörden: Magiſtrate der unmittelbaren 
Städte und Bezirksämter. Sachſen. 1. Miniſterium des Kultus und öffent- 
lichen Unterrichts. Nach 8 57 8. Berf. vd. 1831 „übt der König die Staatsge— 
walt über die Kirchen (Jus eirca sacra), die Aufficht und das Schutrecht über 
diejelben nach den diesfallfigen gefeßlichen Bejtimmungen aus, und es find daher 
namentlich auc) die geiftlichen Behörden aller Konfeffionen der Oberaufficht des 
Minijteriums des Kultus untergeordnet”, Dagegen „die landesherrliche Kirchen- 
gewalt (Jus episcopale) über die evangelifchen Glaubensgenofjen wird, jo lange 
der König einer andern Konfejfion zugethan iſt“, nur von den einzelnen in Evan- 
gelieis beauftragten StaatSminijtern ausgeübt. Diejes Kollegium beſteht aus 
dem Borjtand des Kultusminifteriungs und zwei anderen Eonfejfionsgleichen Mit- 
gliedern des Geſamtminiſteriums. Eben deshalb „muß“ nach $ 41 d. Verf. der 
Kultusminiſter „ſtets der evangelifchen Konfeffion zugethan fein”. Die Wahr- 
nehmung des jtaatlichen Oberaufſichtsrechts über alle Kirchen durch das Kultus— 
minijterium ijt wiederholt vorbehalten in den St.GG. v. 16. April 1873, S 2, 
und d. 23. Aug. 1876, $ 35. 2. Nach unten tft die Staatsaufficht über die Kir— 
chen Ddezentralifiert durch die „Kircheninſpektionen“, welche in den einzelnen Lan— 
desteilen berjchieden organifiert find, bald jo, daß die Geſchäfte derjelben gemein- 
jam von Ephoren und Amtshauptmannfchaften bezw, Stadträten, bald jo, daß 
fie von letzteren allein oder don dev durd ein geiftliches Mitglied verjtärkten 
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Kreishauptmannschaft wahrgenommen werden. Württemberg. 1. Minifterium 
des Kirchen- und Schulwejens. 1848 vom Ministerium des Innern abgezweigt. 
Sein Wirkfungsfreis umfaßt das gefamte Gebiet der dem Staat verfafjungsmäßig 
zujtehenden SKicchenhoheitsrechte. Während unter jeiner Dienftauffiht und Ver— 
mittelung das evangelifche Konftftorium lediglich Kirchenregimentsbehörde tft, be= 
dient fich der König bei Ausübung der „in der Staatsgewalt begriffenen Rechte 
über die Fatholifche Kirche? (B. 8 79) auch des „Fatholifchen Kirchenrats“. 
2, Unter dem Kultusminifterium werden die jtaatlichen Auffichtsrechte über die 
Sirchengefellfchaften don den Kreisregierungen und deren VBollzugsorganen, den 
Oberämtern und jtädtifchen Gemeindebehörden wahrgenommen. Baden. 1. Mi: 
nijterium der Juſtiz, des Kultus und Unterrichts. Gegenwärtige Organiſation 
jeit 1881. 2. Die Organijation der Mittelbehörden hat vielfach gewechfelt. Die 
jeit 1812 dem M. d. J. beigegebenen fatholifhen und evangeliſchen Kirchen- 
jeftionen wurden 1843 in den fath. und evang. Oberficchenrat umgewandelt und 
auch mit der jtaatlichen Kultusaufficht betraut. 1862 trat an Stelle des Fath. 
DOberfirchenratS der gemeinfan don Staat und fath. Kirche beſetzte fath. „Ober 
jtiftungsrat”, welcher die Berwaltung, bezw. Aufficht Hinfichtlich der kath. kirch— 
lichen Stiftungen ausübt. Der evang. Oberfirchenrat ijt zwar zumächjt oberjte 
Kirchenregimentsbehörde; es werden aber gleichzeitig don ihm gewiſſe ftaatliche 
Auffichtshefugniffe Hinfichtlich dev Berwaltung des evang. Kirchenvermögens wahr- 
genommen. 3. Ortliche Bollzugsorgane find die Bezirfsämter. Heſſen. 1. Mi- 
nifterium des Innern und der Juſtiz. Seit 1879 verbunden. ES zerfällt in die 
Sektionen für „innere Berwaltung? und Auftizperwaltung Zum Reffort der 
erjteren gehören die Angelegenheiten der Staatsaufficht über die Kirchengeſell— 
ſchaften. 2. Mittelbehörden und lofale Bollzugsorgane find die Provinzialdivektionen 
und die Kreisämter. — Bezüglich der übrigen Staaten |. die Mitteilungen o. 
ME SElDal“ 

Litteratur. Außer den Darjtellungen der Einzeljtaatsrehte in Mar- 
guardfens Höb. |. die Art. „Mintjtertum des Innern? und „Berwal- 
tungsorganijation? in Stengels Wörterbuch d. deutſch. Berw.-NS. Bd. IL. 
©. 135 ff. 53. Thudihum, D. RR, Bd. I ©. 205 f. 324 f. 359 f. vb. 
363 f. 379 f. 414. 433 (in manchem durch die neuere Gejeßgebung überholt). 
Hinſchius in M. Hab. Bd. J. 1, ©. 318 f. 


b) Das Sachgebiet der adminiftrativen Aufſichtsübung auf 
Grund und im Nahmen der Staatlichen Auffichtsgefege ift im wejentlichen 
ein Fünffaches. Es umfaßt gewiffe Beitandteile dev Kirchenverfaſſung 
(Ämterweſen, Anftalten zur Ausbildung dev Kirchendiener, Ordensweſen), 
die äußere Kultusentfaltung, die kirchliche Straf- und Zudt- 
gewalt, die Bermögensverwaltung und endlich die Beteiligung 
der Kirche an urjprünglichen Aufgaben dev Staatspflege Das 
Verſtändnis für Inhalt und Umfang der Staatsaufficht auf Diefen ver- 
Ichiedenen Gebieten hat die Kenntnis der Kirchenverfaffung oder der be- 
treffenden Eicchlichen Funktionen jelbit zur Vorausjeßung. Daher wird 
es eine Aufgabe des bejonderen Teiles fein, bei den einzelnen in Betracht 
kommenden Sachgebieten die pofitiv rechtlichen Grenzen der Staatsauf: 
ſicht abzuſtecken. 


Litteratur f. u. 88 30. 32. 34. 40. 44 bis 47 des beſonderen Teils. Einſt— 
weilen (außer den Lehrbüchern des Kirchenrecht, namentlich Friedberg, 
Reg. s. v. Staat): Hinfhius in Marquardſens Höb. Bd. J. 1, ©. 282 
—518 hinfichtlich der fatholifchen Kirche, ©. 344—357 binfichtlich der evan— 
gelifchen Kirche. ©. Meyer, 2b. d. Staatsr., 88 238—240. 
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e) Formen und Mittel adminiftrativer Auffichtsübung. 
Während die gejeßliche und die vichterliche Auffichtsübung immer nur bei 
beftimmt gegebener Beranlaffung, bei dem Bedürfnis einer Beränderung 
der. beitehenden Nechtsordnung oder nach gejchehener Verletzung derjelben 
in Wirkfamfeit treten, bildet die administrative Auffichtsübung die ftetige 
und ununterbrochene Berrichtung der obrigfeitlichen Gewalt in Beziehung 
auf das Neligions- und Kirchenwefen im Staat. Die ftaatlichen Auf: 
jichtsorgane haben daher, fobald auf den verjchiedenen Sachgebieten der 
Staatsaufficht der gejegliche Ihatbeftand ihrer Mitwirkung oder ihres 
Einfchreitens gegeben ijt, überall von Amtswegen thätig zu fein. 
Dies jchließt aber felbfiverftändlich nicht aus, daß fie die Beranlafjung 
zum Thätigwerden im einzelnen Falle durch eine Anregung von dritter 
Seite empfangen. Cine jolche kann entweder durch eine dienſtliche 
Anmweijung der bvorgejegten Staatsaufjichtsbehörde oder durch eine 
an die zuftändige Auffichtsbehörde gebrachte Beſchwerde gegeben jein. 
Die lettere fann von zweifacher Seite kommen. Sie kann von einer 
kirchlichen Behörde ausgehen, welche durch eine Verfiigung der 
ftaatlichen Auffichtsbehörde ſich bejchwert erachtet und gegen dieſe bei der 
vorgejegten Staatsverwaltungsbehörde in geordneten Inſtanzenzuge vor— 
jtellig wird. Die Bejchwerde kann aber auch von den Staatsange— 
börigen erhoben fein. Sie kann dieſes Falles ihre Nichtung haben 
entweder gegen Berfügungen ftaatlicher Unterbehörden, wo durch jolche 
Individualrechte Eirchlicher Art verlegt wurden, welche nicht im Wege der 
Civil- oder Verwaltungsklage verfolgbar find. Dder Ste kann gegen 
Maßnahmen der Kirchengewalt ſelbſt gerichtet fein. Der Haupt: 
anmendungsfall der leßteren Art iſt der jog. recursus ab abusu oder 
die Bejchwerde wegen Mißbrauchs der geistlichen Amtsgewalt. Der re- 
cursus ab abusu ijt nad) der Ausgeftaltung, welche er im geltenden 
Necht erfahren hat (ſ. u. 8 65), feiner juriftifchen Natur nach lediglich 
eine fpezielle Anwendung der allgemeinen VBerwaltungsbejchiverde. Sein 
Dbjeft fann daher immer nur ein „Mißbrauch“ der geiftlichen Amtsge— 
walt im Sinne einer Überjchreitung der firchlichen Zuftändigkeit und des 
Übergreifens in ſtaatlich gewährleiftete Nechte fein, niemals aber der, 
wenn auch mißliebige Gebrauch der geiftlichen Amtsgewalt innerhalb der 
kirchlichen Zuftändigfeit. Gegen letteren giebt es lediglich die Firchlichen 
Nechtsmittel im Firchlichen Inſtanzenzug. 

Bei der allgemeinen Aufgabe der Staatsaufficht, für die ftetige Ver- 
wirklichung der in den Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche aufge- 
richteten Nechtsordnung Sorge zu tragen, können nicht kaſuiſtiſch von 
vornherein diejenigen Maßnahmen vorgezeichnet fein, welche im einzelnen 
Falle zur Wahrnehmung der ftaatlihen Aufficht zu ergreifen find. Es 
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finden hierauf zunächſt die allgemeinen Regeln der Staatsverwaltung ihre 
Anwendung. Insbeſondere gilt dies infofern, als aud für die Auffichts- 
führung über die Kirche diejenigen Nehtsformen maßgebend find, 
welche überhaupt für den Gejchäftshetrieb der Staatsverwaltungsbehörden 
beitehen. Die NRegelform für die Bethätigung der Staatsaufficht iſt die— 
jenige der Verfügung mit ihrer jehr verjchiedenartigen Inhalts- und 
Zweckbeſtimmung (ſ. o. S21 IV). Das Verfügungsrecht ſchließt die Be— 
fugnis der Behörde in fich ein, auf den Gebieten der Staatsaufjicht von 
dem Gefchäftsbetrieb der Firchlichen Organe Kenntnis zu nehmen und für 
diefen Zweck aufflärende Berichte einzufordern. Dagegen fann 
ein Viſitationsrecht firchlicher Anstalten nur inſoweit in Anſpruch 
genommen werden, als es gejeßlich jpeziell begründet ift (vgl. 3. B. für 
Breußen ©. v. 12. Mai 1873, 86 wegen Bilitationen der Demeriten- 
anftalten, aufgehoben durch ©. dv. 21. Mai 1886, U. 8). Zur Durch— 
führung von Auffichtsverfügungen ſind alle zwedentiprechenden und ges 
jeslich überhaupt zuläjligen Maßnahmen, namentlih DOrdnungsitrafen 
und Zwangsmittel anwendbar (Preuß. ©. v. 12. Mai 1875, 88. 
Süd). ©. v. 23. Aug. 1876, $ 34). 

Neben dieſen Mitteln der allgemeinen Auffichtsübung fommen aber 
tpeiterhin auch diejenigen in Betracht, welche Jich int bejondern aus der 
Kirhenhoheit des Staats entwickelt haben. Diejelben ftehen unter 
einem doppelten ©eltichtspunft: dem der Brävention oder der Re— 
prejjion. Die erjtere nimmt im Gebiete der adminijtrativen Aufſichts— 
übung naturgemäß die breitere Stelle ein. Cine ältere Form derjelben, 
welche ſich gegenüber der Fatholifchen Kirche gebildet hatte und in gewiljen 
Bejihränfungen des Berfehrs mit den geiftlihen Oberen, na= 
mentlich der Bilchöfe mit dem Papſt bejtand (Preuß. Dienftinitruft. v. 
23. Dft. 1817, 84, ©.-©. ©. 258 f.; Kurh. Verf. v. 1831, $ 135), 
iſt als prinzipwidrig und völlig wirkungslos ſpäterhin allgemein aufge— 
gegeben worden (für Preußen K.O. v. J. Jan. 1841 vb. A. 16 d. Verf. 
v. 1850; für Bayern Konk. A. 12e vb. M.E. v. 25. März 1841; 
Oldenb. Berf. U. 75). Dagegen hat ſich aus der Zeit des Staats- 
firchentums als das am meilten umftrittene Mittel präventiver Auffichts- 
übung in mehreren deutjchen Staaten das Placet, d.h. der Vorbehalt 
jtaatlicher Genehmigung zur Berfimdigung oder zum Vollzug Eirchlicher 
Geſetze und Erlaffe, erhalten. Dies ift, wiewohl in verjchiedenen Sinn 
und Umfang, im Bayern, Sachen, Württemberg, Baden, Heſſen, ©.- 
Weimar, Braunjchweig, S.Koburg und S.Gotha der Fall. Das Er: 
jordernis des Placet ift bald auf alle Arten firchlicher Erlaſſe, bald nur 
auf bejtimmte Formen derjelben bezogen. Es ift ferner teils auf üußere 
kirchliche Verhältniſſe beſchränkt, teils auf innere Kirchenangelegenheiten 
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erweitert. Es iſt teilweife im jtrengen Sinne als Bedingung der Publi— 
fation oder des Vollzuges feftgehalten, teilweife nur zu einer Verpflich— 
tung der Mitteilung kirchlicher Erlaffe abgeſchwächt. Endlich find die 
Nechtsfolgen feiner Verlegung verjchiedenartig beftimmt. Allgemein ift 
die Unwirkſamkeit eines unplacetiert publizierten Kirchenerlaſſes auf bür- 
gerlichent Gebiet, Dieſe Nechtsfolge bejteht auch da, wo fie nicht aus— 
driicklich vorbehalten iſt (j. vo. ©. 282). Im übrigen find Erefutiv- und 
Drdnungsitrafen, das Zwangsmittel der Temporalienjperre oder Kriminal— 
ftvafen zu feiner Durchführung vorgejehen. Das Einzelne giebt das 
Landesrecht (ſ. u.). Unter allen Umftänden iſt die Erteilung des Placet 
ein Alt ausdrücklicher adminiftrativer Auflichtsüibung. Cine ftill- 
ſchweigende Erteilung des Placet, wie es die bayerische Staatsregierung 
ex post für das Dogma der unbeflecten Empfängnis angenommen hat 
(M.-E. dv. 15. März 1890, ſ. o. ©. 210), kann es begrifflich nicht geben. 
Das ftaatliche Placet ift nicht Nichtwiderfpruch, jondern pofitive Erlaub- 
niserteilung. Während aber das eigentliche Placet nach feinem gejchicht- 
lichen Urſprung, nach feiner kirchlich politischen Tendenz und praftifchen 
Bedeutung ſich vorwiegend auf das Verhältnis des Staats zur fatholi- 
chen Kirche bezieht, hat fie) in neuerer Zeit auch im Verhältnis zur 
evangelijchen Kirche mit Befchränfung auf das Gebiet der ſynodalen Ge— 
jetgebung eine äußerlich ähnliche Borfichtsmaßregel darin entwicelt, daß 
firchliche Gejegentwürfe nicht eher dem Landesherrn zur Sanftion vor— 
gelegt werden dürfen, als bis durch eine Erklärung des Staats— 
minifteriums feitgeftellt wurde, Daß gegen das Gejeß von Staats— 
wegen nichts zu erinnern ift” (Preuß. ©. v. 3. Juni 1876, 
A. 15?, ſ. u). Auch hier handelt es ſich um eine adminiftrative Be— 
thätigung der Staatsaufficht gegenüber der Firchlichen Gejeßgebungsgewalt, 
aber eine folche, deren abweichende Form durch das bejondere Verfaſſungs— 
verhältnis der evangeliichen Kirche bedingt wird. Da die Sanftion firdh- 
licher Gejete durch den Landesherrn nicht einem nachträglichen Prüfungs: 
und Beltätigungsrecht der Staatsbehörden unterworfen werden kann, fo 
mußte die Mitwirfung der Staatsauffiht in den Zeitpunkt vor Aus- 
übung der landesherrlichen GSanftionsbefugnis verlegt werden. Jene hat 
den doppelten Zweck, einem materiellen Widerfpruch im Inhalt von Staats- 
ordnung und Kirchengeſetz und eine Kollifion zwifchen den Pflichten des 
Trägers der Staatsgewalt und des Inhabers der Kirchengewalt vorzu— 
beugen (vgl. o. SIYII1). Dem gleichen Auffichtszwece dient in abge 
ſchwächter Zorm die Kontrafignatur des Nultusminifters, welche in 
mehreren Staaten ausdrücklich zum vechtsgültigen Erlaffe eines evangeli- 
ſchen Kirchengefeßes erfordert wird (f. u. $ 48). Das Erfordernis der 
Kontrafignatur des Kultusminifters kommt aber als Präpentivmaßregel 
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der Staatsaufficht auch bei firchlichen Verwaltungsaften des Yandesherrn, 
jo beiſpw. bei der Anftellung von Mitgliedern der Kirchenregimentsbes 
hörden, vor (Preuß. ©. v. 3. Juni 1876, U. 237; vgl. auch Bayer. 
Prot.Ed. 8 19) Die Staatsaufficht kann fich weiterhin vorbeugend 
durch unmittelbar perfönliche Überwachung gewiffer kirchlichen Funktionen 
bethätigen. Dieſe Überwachung gefchieht durch die Beftellung ſtaat— 
fiber Kommiffare, wie folche noch gegenwärtig bei der Amtsein— 
führung kirchlicher Organe in Beziehung auf die Einweiſung in die Tem- 
poralien, im Gebiete des kirchlichen Prüfungsweſens, ſowie namentlich 
auc für die Teilnahme an evangelifch Eirchlichen Synoden (ſ. u. 8 37) 
in Übung ift. Unter dem Gefichtspunfte präventiver Auffiht ſteht end- 
lich noch die ftaatlihe Vereidigung von lirhendienern, wie ſolche 
in verfchiedenem Umfang binfichtli der Bilchöfe, der Beamten des evar- 
geliſchen Kirchenregiments und der Beiftlichen in einzelnen Staaten vor- 
gejehrieben ift. Sm Gebiete der Repreſſion ift die administrative 
Staatsaufficht zumeift nur auf die Zwangsmittel der allgemeinen Ber: 
waltungsordnung angewiejen (ſ. 0.) Eine Yandesperweilung 
bon inländifchen Sirchendienern giebt es in feinem Falle mehr. Dagegen 
befteht noch heute zur Durchführung der Staatsaufficht, ſei es bei Ver— 
weigerung des Staatlichen Gehorſams im allgemeinen, jei es zur Erzwin— 
gung einer einzelnen Maßregel, das Mittel der ſog. Temporalienjperre, 
d. h. der Einbehaltung der aus ftaatlicher Quelle fließenden Amtsein— 
fünfte von Slirchendienern, zu Recht. Für die Anwendbarkeit dieſes 
Zwangsmittels ift in erſter Linie die vechtliche Natur der in Frage font: 
menden Amtseinfünfte entjcheidend. Beruhen dieſelben auf privatrecht- 
lihem Titel zu der Folge, daß der Staat zu ihrer Leiſtung civilrechtlich 
verpflichtet ift, fo Fann die Anwendung der Temporalienfperre nach dem 
Ermefjen der Verwaltung überall nur auf rund jpezieller gejeßlicher Ermäch— 
tigung zuläffig fein. Dieſe gejeßliche Ermächtigung iſt beifpw. für Bayern 
nach einer freilich viel beitrittenen Anficht durch $ 58 der II. Verf.-Beil. 
hinfichtlich der Durchführung des Placet gegeben. Beruhen dagegen die 
Amtseinkünfte Lediglich auf öffentlich vechtlihem Titel zu der Folge, daß 
der Staat zu ihrer Leiſtung privatrechtlich nicht verpflichtet erjcheint, fo 
ift die Staatsgewalt aus allgemeinen Gründen berechtigt, diefelben über- 
haupt oder im einzelnen Falle auf administrativen Wege zurücdzuziehen. 
Die rechtliche Zuläffigfeit der Temporalienjperre in dieſem Falle it in 
Preußen, ehe dafelbit die Befugnifje der Verwaltung zur Einftellung der 
Leiltungen aus Staatsmitteln für die römiſch-katholiſchen Bistümer und 
Geiftlichen auf geſetzlichem Wege geregelt waren (ſ. o. 8 15 II 1), durch 
mehrfache vichterliche Entfcheidungen aller Instanzen ausdrüdlich aner— 
fannt worden. 
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Soviel das Placet im bejonderen betrifft, jo war bon jeiner politischen 
Minderwertigfeit Schon in früheren Zuſammenhang die Rede, |. o. $19 II. 
Sn Preußen war dasfelbe durch das Allg. 2d.-R. TI. II. Tit. XI. $ 117 für 
„neue Berordnungen? der Landesbiſchöfe, durch $ 118 für „alle päpitlichen Bullen, 
Breven und alle Berordnungen auswärtiger Oberen der Geiftlichfeit” eingeführt, 
aber durch A. 16 der Berf. v. 1850 bejeitigt (ſ. o. ©. 193) und auch, nachdem 
diefer Art. durch ©. v. 18. Juni 1875 aufgehoben war (j. o. ©. 198), nicht 
wiederhergeftellt worden. Wie weit es ſonſt durch die Verfafjungen der Einzel- 
jtaaten bejeitigt wurde, tft aus den Duellenmitteilungen des 8 15 II zu erjehen. 
Der geltende Rechtszuſtand in den oben genannten Staaten ijt folgender. 
Bayern Nel.Ed. 858 „Hiernach dürfen feine Gejeße, Verordnungen oder 
jonftige Anordnungen der Kirchengewalt nach den hierüber in den fol. Landen 
jchon längit bejtehenden Generalmandaten ohne Allerh. Einfiht und Genehmi- 
gung publiziert und vollzogen werden. Die geiftlichen Obrigfeiten find gehalten, 
nachdem fie die fgl. Genehmigung zur Publikation erhalten haben, im Eingange 
der Ausschreibungen ihrer Verordnungen von derjelben jederzeit ausdrücklich Erz 
wähnung zu thun.” 8 59: Ausnahmen für Dienjtanweilungen an die „unters 
geordnete Geiftlichfeit? und für Ausjchreiben, die „aus genehmigten allgemeinen 
Berordnungen hervorgehen”. 8 61: Berfahren bei Einholung des Placet. Der 
mit Art. XITe des Konfordats bejtehende Widerjpruch („libere publicare“) löſt 
jich durch die Erwägungen 0. ©. 240. Sachſen. ©. v. 23. Aug. 1876 $2 „Ber- 
ordnungen allgemeinen Inhalts, welche ausjchließlich und allein dem Gebiete der 
inneren firchlichen Angelegenheiten angehören, find dor der Berfündung der Staats- 
regierung vorzulegen.” 83: „V. allgemeinen Inhalts, welche ganz oder teiliveife, jei 
es auch nur nrittelbar, in jtaatliche oder bürgerliche Berhältniffe eingreifen, bedürfen 
zu ihrer Berfündung der landesherrlichen Genehmigung und find daher dem Könige 
vorzulegen. Die Vorlegung erfolgt durch das Minijtertum des Kultus u. ö. U., 
welches in der hierauf zu erlaffenden Berfügung ausdrüdlich zu bemerfen bat, 
daß das Placet erteilt worden ſei. Die Genehmigung wird erteilt werden, wenn 
fie vom jtaatlichen Gefichtspunfte unbedenklich ift. Die Genehmigung tft in der 
Verordnung zu befunden. Die Genehmigung gilt fo lange, als fie nicht durch 
neue Anordnungen außer Kraft gejeßt wird. DB. im Sinne Abf. 1, welche ohne 
(andesherrliche Genehmigung dverfündet oder angewendet werden, find vechtlich 
unwirkſam.“ $ 4: „Erlaſſe des römischen Stuhls jeder Art dürfen im Kgr. nur 
von den inländifchen kath. geiftlichen Behörden... verkündet werden.” $ 5: 
„Uber Zweifel bei Anwendung der SS 1 bis 4 entjcheidet die Staatsregierung.’ 
Württemberg. Während durch $ 72 der Verf. daS Placet allgemein einge- 
führt worden war, trat an Stelle diejer Bejtimmung für „Berordnungen der 
fatholifchen Kirchengewalt# Art.1 8. ©. v. 30. San. 1862 (j. vo. ©. 215) „Die 
von dem Erzbifchof, dem Bilchof und den übrigen Ficchlichen Behörden aus- 
gehenden allgemeinen Anordnungen und Kreisjchreiben an die Geiftlichfeit und 
Didcefanen, wodurch diejelben zu etwas verbunden werden jollen, was nicht ganz 
in dem eigentümlichen Wirfungsfreife der Kirche Liegt, ſowie auch ſonſtige Er- 
laſſe, welche in jtaatliche oder bürgerliche Berhältnifie eingreifen, unterliegen der 
Genehmigung des Staates. Solche allgemeine Firchliche Anordnungen und öffentliche 
Erlaſſe dagegen, welche rein geiftliche Gegenjtände betreffen, find der Staatsbehörde 
gleichzeitig mit der Berfündigung zur Einficht mitzuteilen. Denfelben Bejtim- 
mungen unterliegen die auf Diöcefan= und Provinzialſynoden gefaßten Beſchlüſſe; 
ebenjo die päpftlichen Bullen, Breven und jonjtigen Exlafje, welche immer nur 
bon dent Bijchof verfündet und angewendet werden dürfen.” Baden. G.v. 
9. Dft. 1860, $ 15, S. vo. ©. 216. Hejfen. ©. dv. 23. April 1875, A. 5; Abf. 1 
u, 2 inhaltlich übereimjtimmend mit dem badischen ©., |. o. ©. 219; Ab. 3 „AU. 40 
der B.-1l., ſowie die auf die Staatsgenehnigung (daS Placet) ſich beziehenden 
Beltimmungen der V. V. d. 30. San. u. 1. März 1853 (f. o ©.218)... .. find 
aufgehoben. ©. dazu die Strafbeit. in A. 12 9. ©. v.23. April 1875 o. 2b. 
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S.-Weimar. G. v. 7. Okt. 1823 83: „Alle neuen bifchöflichen V., ſowie alle 
erzbiſchöflichen V. u. Verf., desgleichen alle Beſchlüſſe von Synoden und Kirchen— 
verſammlungen, endlich alle Bullen und Breven oder ſonſtige Erlaſſe des röm. 
Stuhls an die kath. Kirche, das Großh. mit angehend, oder an eine kirchliche 
Stiftung, eine Gemeinde oder einzelne Einwohner des Großh., weſſen Inhalts 
fie auch fein mögen und fonft ohne Unterjchied, ind vor ihrer Bekanntmachung 
oder Inſinuation der Staatsbehörde zur Einficht vorzulegen. Auch dürfen die: 
jelden infofern, als fie nicht blos geistliche Borjchriften enthalten und nicht blos 
moralischen und dogmatifchen Snhalt3 find, ohne das don dem Landesherrn aus— 
drüdlich erteilte Placet nicht publiziert, nicht infinuiert, nicht zur Anwendung 
gebracht werden. Wer in dem Großh. dagegen Handelt oder hieran teilnimmt, 
fol! zur Unterfuchung gezogen und nachdrüdlich beftraft werden. Auch für alle 
frühere päpftliche Anorönungen ift die Genehmigung don Seiten des Staates 
notwendig, jobald von folchen aufs neue Gebrauch gemacht werden joll. Das 
landesherrliche Placet ijt zu jeder Zeit widerruflih.” Braunfhiweig. Land 
ſchafts-O. d. 1832 8 2152: „Allgemeine Anordnungen, welche vermöge der Kir— 
chengewalt getroffen, und Verfügungen, welche von auswärtigen geijtlichen Oberen 
erlaſſen find, dürfen, welcher Art fie auch fein mögen, ohne vorgängige Geneh— 
migung der Landesregierung weder befannt gemacht, noch vollzogen werden.’ 
©&.-Kohburg. Reg. dp. 30. Oft. 1812/24. Juni 1813, $8. S.-Gotha. Reg. 
v. 23. Aug. 1811, 8. 9-11 (ſ. o. ©. 227); beide Regulative enthalten daS Placet 
in jtrengiter Horn. — Bezüglich des oben erwähnten Placet für evangelijche 
Kirchengeſetze vgl. Vhol. d. 3. ord. Breuß. Gen.-Syn. v. 1891 (1892), ©. 575 ff. 
Während die Gen.-Syn.-D. d. 20. Jan. 1876 8 63 die Beitimmung enthält „Be— 
dor ein bon der Generaliynode angenommenes Gejeß dem Könige zur firchen- 
regimentlichen Genehmigung vorgelegt wird, iſt die Erklärung des Miniſters 
der geiftlichen Angelegenheiten darüber herbeizuführen, ob gegen den Erlaß des— 
jelben von Staatswegen etwas zu erinnern fei?, nahm das ©&t.-©. d. 3. Juni 
1876 Art. 132 die Änderung vor „. . . iſt durch eine Erklärung des Staats: 
minifteriums feitzujtellen, daß 20.” Dieje Veränderung hat den Anlaß zum 
Beichluß 46 der Gen.-Syn. v. 1891 (Vh5l. ©. 608) auf Wiederheritellung der 
Fallung des $ 6 der Gen.-Syn.-Dd. gegeben. Dem gegenwärtigen Landtag liegt 
der Entwurf eines jenem a entfprechenden Staatsgejebes vor. Sadlic) 
wird durch die beantragte Beränderung für die Selbjtändigfeit der evangelifchen 
Kirche nichts oder wenigjtens nur Formales gewonnen. Denn es ift nicht nur 
das Recht, jondern in allen zweifelhaften Fällen auch die Eonjtitutionelle Pflicht 
des Kultusminifters, ehe er jene Erklärung abgiebt, fich der Übereinjtimmung des 
Staatsminijteriums zu verſichern. Über die prinzipielle Berechtigung der Maß— 
tegel 1. OILIIHALT: 
Litteratur. Im allgemeinen: Richter-Dode, 2b. $ 100. Hinſchius in 
Marquardſens Hd. Bd. J. 1, ©. 279 ff., insbef. 318 ff., 336 ff., 359 ff. 
G. Meyer, Staatsr., 88 235— 4. 9. Schulze, Deutſches Staatsr., 
ss 241. 243. Über die in der allgemeinen Berwaltungsordnung des Staats 
begründeten Swangsmittel j. die Lehrbücher des Verwaltungsrecht, o.S. 107. 
Receursus ab abusu: Yitteratur zu $ 65. Verkehrsfreiheit mit RE 
Oberen: Thudihum, D. KR. 8. J. ©. 297 ff. 326. 344}. ©ilber- 
nagl, B. u. B. 2. in Bayern, * 21. Über das Placet, feine Geſchichte, 
Kritik und das geltende Recht: Hinſchius, Syſtem, Bd. III. ©. 749 ff. 
888 ff. Sacobjon in 9. re. "6 a: Aufl.) Bd. XI. ©. T50 ff. s. v. BIKE 
Mejer dal. (2. Aufl.) or XI. ©.53ff. s. v. Placet. Friedberg, Die 
Grenzen 2c., 3. Abt., ©. 799 ff. Hübler in Stengels Wörterb. d. d. 
Verw. — 3% II. ©. 243 ff. s. v. Placet. Für Preußen: Hinſchius, 
Pr. RR. 2c., ©.109. 141. Für Bayern: Kahl, Temp. Sp. (f. u.), ©. 132 ff. 
Auer, Das Placetum regium, 1571. Haud, Studie über 2 Placet. 
reg., 1889. Für Sachſen: Seydemiß, Codex. ete., ©. 680 vb. Motive 3. 
&. dv. 23. Aug. 1876 in 2. F EM. 39. XIV. ©. 206 f. Für ——— 
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berg: Golther, ©&t. u. fath. 8. zc., ©. 257 ff. Mens, Geſchichtl. Darft. 
v. d. Ausübung d. Plac. reg. in Württemb., 1876. Für Baden: Spohn, 
Bad. Staatsf.-R., ©. 29. Für Helfen: Köhler, K=R., ©. 72f. Unter 
den Lehrbüchern des KirchenrechtS finden fich nähere partifularrechtliche Mit- 
teilungen außer bet Richter a. a. DO. dor allem bei Thudihum und Ve— 
ring, welche zugleich Beijpiele diametral entgegengejeßter politifcher Wür- 
digung. des Placet bieten. SKontrafignatur des Kultusminijters: s. Meyer 
a. a. O. S. 708. Friedberg, Verfaſſungsrecht 2c., ©. 75 f. 127. Staat» 
liche Kommifjare: Derfelbe, Lb. S. 1978. Silbernagl,a.a. O. 88 26. 40. 
Staatlihe Bereidigung: Uber den Bilchofseid 1. Hinfaius 8, Syſtem, 
Bd. III. ©. 194 f. NRichter-Kahl, 2b, ©.661F. (die neue durch D. db. 
13 Febr. 1887 fejtgeftellte —— ins der preußiichen Bischöfe im A. f. E. 
KR. Bd. LVIII. ©.136 f.). Über die Bereidigung der Seijtlichen Sins 
Ihius aa. O. und in Stengel Wörterbuh 20, Bd.I ©.493 s. v. 
Seiftliche. Allgemeine Bemerkungen hierüber bei Yriedberg, Grenzen 
2c., 3. Abt. 5.802 f. Temporalienjperre: Kahl, Über die Temp.-Sp., bef. 
nach bayerischen Recht, 1876. Derjelbe in Richters 2b. ©. 1331 f. 
Thudich um, D. RR. Bd. II. ©. 67 ff. E. Mayer in Stengels Wör— 
terbuch BoUS 626 ff. s. v. Temp.-Sp. db. Stengel daf. 1. Erg.- 

Bd. S. 95f. Der im Tert ausgefprochenen Anficht Hinfichtlich der Zuläffig: 
feit der Temporalienperre in Bayern haben Jich > A. angejchlofien Dove 
in Richters vb. 8 100°; Thudihum, a. a.O. ©. 69; Hinſchius in M. 
H0b...88. 1.1, ©.321; €. Mayer a. a. O. ©. 623 und in der Schrift über 

die Kirchenhoheitsvechte d. Kön. v.B. &. 157 ff; Sriedberg, 2b. ©. 234. 
Dagegen: d. a. die bayerische Staatsregierung feroft, vgl. das Gutachten des 
Mininifters vd. Luß a. d. 9. 1871, mitgeteilt im WF. . RR. Bd. XXXIX. 
©. 117 f.; Reinhard, Die Kirchenhoheitsrechte d. Kön. v. B. ©. 361 ff.; 
Hübler in Stengels Wörterbuch 2c., Bd. II. ©. 245; Seydel, Bayer. 
StR. Bd. VI ©. 216 ff 


y) Der ſtaatliche Schuß der Religionsgefellfihaften, 
8 24. 

I. Begriff. Advocatus ecelesiae, Kirchenvogt, hieß urſprünglich 
derjenige, welcher mit dem üußerlichen Schuße einer einzelnen Kirche oder 
Eirchlichen Alnftalt, mit ihrer VBermögensverwaltung, der Führung ihrer 
Prozeſſe, überhaupt ihrer rechtlichen Bertretung beauftragt war. Schon 
im römiſchen eich hatte es folche Schußherrn unter dem Namen Defen- 
sores gegeben. Die Entwicelung des Inſtituts auf germanischen Boden 
Ding aber im bejonderen mit der Waffenunfühigfeit Eirchlicher Perjonen 
und der dadurch bedingten Notwendigkeit eines mundium über die Kirche 
zufammen. Während nun diefe Kirchenvogtei in ihrer urjprünglichen 
engeren Bedeutung, bald von der Kirche jelbit begehrt, bald, jomweit Ab— 
hängigfeitSverhältniffe dadurch entjtanden, energifch von ihr befümpft, eine 
durchaus jelbftändige und eigenartige Entwickelung in der deutschen Nechts- 
geichichte nahm und unter anderem eines der Bildungsmomente des Pa— 
tronatsrechtS Tieferte, wurde fie gleichzeitig Wurzel und Boden des Jus 
advocatiae im erweiterten ſtaatskirchenrechtlichen ©inn. 
Der nächte Anknüpfungspunft war damit gegeben, daß nach germanifchem 
Nechtsgrundfaß jeder Wehrlofe, welcher feinen bejonderen Bogt hatte, 
unter Königsſchutze ſtand. So wird jchon im fränkischen Neiche der König 


Pr 


524 Begriff der Advokatie. 381 


der oberfte Bogt der Kirche. Sein Necht löſt fi) in dieſer Stellung 
bereits nicht mehr in einzelne Zuftändigfeiten und Befugniffe auf, jondern 
erweitert ſich zu einer allgemeinen Aufgabe der Schußgewährung. In 
ganz bejonderem Sinne aber war feit der Nealunion zwijchen römiſchem 
Kaifertum und deutſchem Königtum der Kaiſer Advocatus ecclesiae 
romanae geworden. Er übt diefe Advofatie in Folge der vom römischen 
Stuhle ihn gegebenen Ermächtigung als ein Recht. Daher ift das ganze 
Verhältnis von Anfang an als „Jus“ advocatiae in die Beziehungen 
von Staat und Kirche eingeführt. In der That gründen ſich eben darauf, 
wie die quellengefchichtliche Betrachtung ergeben hat (j. o. SI4II), die 
weiteitgehenden, nur zeitweife durch das mittelalterliche Kirchenitaatstum 
bejchränften Befugniffe. Kernpunkt Derjelben war das Geſetzgebungs— 
recht des Kaiſers in Kirchenſachen. Aber auch die Erhaltung der ortho- 
doren Zehre bildet einen Beftandteil der Advofatie. Daher handelt 
Karl V. jtaatsrechtlich Eorreft, wenn er in 8 10 des Augsburger Neichs- 
tagsabjchiedes von 1530 als „oberiter Vogt der Ehriftenheit” für feine 
kaiſerliche Pflicht erkennt, „bei dem alten lang hergebrachten Glauben 
feftiglich zu bleiben und vor Entjcheidung des nächſten Generalkonzils 
feine Anderung thun zu laffen”. Formell blieb die kaiſerliche Advofatie 
bis zur Auflöfung des Neiches beftehen. Aber fie erfuhr ſchon im alten 
Reiche durch zwei entjcheidend große Thatſachen eine wejentliche Berände- 
rung: durch die Entwicdelung der Yandeshoheit und die Refor— 
mation. Durch) erftere erhielt die Faiferliche Advofatie eine bejchränfende 
Konkurrenz in den Territorien (ſ. o. S15I1); die Firchliche Vogtei der 
Landesheren wurde Beftandteil ihres Jus eirca sacra. Durch die Ne- 
formation verlor fie ihre ausschließliche Beziehung auf die Fatholiche 
Kirche; fie mußte fortan nach dem bejonderen Borbehalte der Wahlfapitu- 
lationen auch) der evangelifchen Kirche geleiftet werden (f. vo. SI4II). Eine 
dritte Veränderung erfuhr die Advofatie durch die Auflöfung des Neiches 
jelbft. Bon diefer war zunächſt weniger ihr inhalt, als ihr Rechts— 
titel berührt. Wie das Jus reformandi und inspieiendi cavendi, jo 
hatte auch das Jus advocatiae feinen Rechtsgrund fernerhin nur in der 
Spuveränetät der Landesftaatsgewalten, und erſt die ©ejeßgebung des 
neuen Neiches hat auf einzelnen Gebieten der Advofatie (ſ. u. II) ergänzend 
und bejchränfend in den Gang der Landesftaatsgejeßgebung eingegriffen. 
Die lebte, d.h. den gegenwärtigen Begriff vermittelnde Veränderung im 
Inhalte der Advofatie vollzog ſich durchaus parallel mit der Entwicke— 
fung des Syftems der Kirhenhoheit im XIX. J. Die Advofatie 
int heutigen Sinne wurde der rechtliche Niederichlag des im Nahmen des 
Syſtems der Kirchenhoheit je länger je mehr durchgebildeten Prinzips der 
ethiſchen Sleihordnung der Kirche (ſ. o. 819113). Nahezu 
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alle Staatsverfaffungen des XIX. %. haben in Diefem Sinn und Zus 
jammenhang den ausdrüclichen Vorbehalt des ftaatlichen „Schußrechts” 
aufgenommen (ſ. 0. 5151—1). Nach Ablöfung von feinen entfernten, im 
Mittelalter gelegenen Wurzeln bedeutet ſonach das Jus advocatiae der 
Gegenwart die Gejamtheit derjenigen ftaatlichen Ihätigfeiten, in 
welchen dev Staat durch Förderung und Schuß des Kirchenweſens 
Das Anerfenntnis der Bedeutung desjelben fir Bolfsleben und Staats— 
wohl zum Ausdruck bringt. Es trifft daher den Stern der Sache nicht, 
wenn diefe Seite der Kirchenhoheit gegenwärtig vorwiegend unter dem 
Geſichtspunkte einer Staatlichen „Pflicht“ erklärt werden will. Dadurch 
ift der ganze Begriff in Mißkredit gefommen, weil er nunmehr jeder 
juriftiichen Beftimmbarfeit entzogen war. Die Ausübung der Advokatie 
jteht noch heute, genau jo wie ihre beiden foordinierten Ericheinungsformen 
der Kirchenhoheit, ausschließlich unter dem Gefichtspunft eines Staatlichen 
Rechts Nur ift diefes nicht mehr, wie ehemals, ein übertragene und 
abgeleitetes, jondern ein urjprüngliches und eigenes. Seinen Inhalt 
bildet die ausschließliche Berechtigung des Staates, Mittel und Grenzen 
des Kirchenſchutzes nad freiem Ermeſſen zu beftimmen. Von welchen Be- 
weggründen der Staat bei diefer Art- und Maßbeitimmung feiner fchüßenden 
Beranftaltungen geleitet werde, ob durch die Empfindung einer Bflichter- 
füllung gegen die Kirche oder durch Erwägungen ftaatlicher Zweckmäßigkeit, 
ift für den Begriff feines Rechts völlig ohne Belang. Endlich war es 
ein Irrtum, wenn unter den Begriff des Jus advocatiae auch derjenige 
Rechtsſchutz geftellt wurde, welchen der Staat den einzelnen Sirchen- 
und Staatsangehörigen gegen Mißbrauch der geiltlichen Amts— 
gewalt zu leilten geneigt und in der Lage iſt. Dieſe Bethätigung der 
Kirchenhoheit fteht vielmehr, wie ſchon in früheren Zuſammenhange ber- 
vorgetveten (f. 0. $ 23 II30), unter dem Gefichtspunfte der ſtaatlichen 
Aufficht über die Neligionsgejellfchaften. Eine einzelne Ceite 
diefer Auffichtsibung it das Einfchreiten gegen etwaigen Mißbrauch der 
geiftlichen Amtsgewalt, welches, nicht als jelbftändige Funktion der Kirchen— 
hoheit, jondern als notwendige Folge der Staatsaufficht die Gewährung 
des entiprechenden Nechtsfchußes an den verlegten Stirchenangehörigen in 
ſich ſchließt. 

Litteratur. Biener, Von der kaiſerlichen Advokatie über den Stuhl zu Rom, 
1783. Warnkönig, Die ſtaatsrechtliche Stellung ec, S5. Hinſchius in H. 
N.-E. Bd. J. ©. 163 ff. s. v. Advocatus écclesiae. Richter-Dove, %b. 
$ 101. Kahl, daf., $ 186. ©. außerdem die Litteratur o. zu 814 I.’ 

I. Die einzelnen Außerungen des ftaatlichen Schußes. 
Diefelden find auf jehr verjchiedenen Gebieten der Beziehungen zwiſchen 
Staat und Kirche gelegen. Nach ihren vier Hauptrichtungen unterjchieden, 
beziehen fie fich auf das Berhältnis der Kirchenverfaſſung zur 
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Staatlichen Nechtsordnung, auf die Gewährung äußerlicher Staatshülfe 
an die Kirchengefellfchaften, auf die Berückſichtigung des Kirchenweſens im 
öffentlihen Leben und auf den bejonderen ſtrafrechtlichen 
Shut der Kirchen. Soweit durch jene Hußerungen des Jus advocatiae 
Gebiete berührt werden, welche der fpeziellen kirchlichen Verfaſſungs- oder 
Sunktionenlehre angehören (f. o. S2IV), bejchränft ſich die nachfolgende 
Darlegung auf die kurze Mitteilung des Thatbeftandes und bleibt Die 
nähere Ausführung dem bejonderen Teile vorbehalten. 

1. Die Verfaſſung der als qualifizierte Korporationen aufge- 
nommenen Slirchengejellichaften bildet einen Beſtandteil des öffentlichen 
Rechts im Staat. Daher find die Kirhenämter als ſolche, d. h. 
ſowohl die Ämter des Kicchenvegiments, als das Pfarramt, öffentlide 
Ämter und es fallen diefe, ſowie die ftaatlich amerfannten Organe der 
Selbjtverwaltung der Stirchengemeinden (Gemeindefirchenräte, Kirchenvor— 
ftände, Presbyterien 20.) unter den technifchen Begriff der Behörde, 
Dies ift, wie im öffentlichen Nechtsverfehr, fo in der Itrafrechtlichen Braris 
allgemein anerfannt. Deshalb iſt namentlich auch $ 196 d. R.-Str.-G.-D. 
(Stellung des Strafantrags durch amtliche Vorgeſetzte bei Beleidigungen) 
auf „Eirchliche Behörden” für ammendbar erklärt. Daß Kirchendiener 
unter den Begriff des Beamten im Sinne des 8359 d. N.-Str.-Ö.-D. 
fallen, ijt nicht allgemein, fondern nur infoweit anzunehmen, als fie mit 
der Wahrnehmung ftaatlicher Funftionen beauftragt find; denn bier ift 
der Begriff des Beamten nicht aus allgemeinen Merkmalen abgeleitet, 
ſondern für das Gebiet des deutſchen Strafrechts gejetlich ſpezialiſiert. 
Ob im übrigen die Kirchendiener als Staatsbeamte anzujehen feien, 
entjcheidet ich Lediglich nach dem pofitiven Necht der Einzelftaaten. Es 
beitehen darüber namentlich im preußiſchen Necht für die Beamten des 
evangelifchen Kirchenregiments mit Beziehung auf die Unterfcheidung von 
unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten mancherlei Kontroverſen, 
deren praktiſche Bedeutung insbejondere auf dem Gebiet vermögensvechtlicher 
Ansprüche, jowie der Disziplinargerichtsbarfeit gelegen ift. Dagegen ift 
eine privilegiierte Stellung allgemein den Kirchendienern durch die ftaatliche 
Zuerkennung gewwiffer geiftlichen Standesrechte eingeräumt. Diefelben 
beruhen teils auf der Neichg-, teils auf der Landesgejetgebung und be- 
ziehen fich hauptſächlich auf Erleichterungen hinfichtlich dev Militär: 
pflicht, auf die Befreiung von der Verpflichtung zur Übernahme gewiffer 
Ehrenämter und auf gewijfe Begünftigungen im Gebiete dev Nechts- 
pflege. Einige diefer Privilegien teilen die Sirchendiener mit den Re— 
ligionsdienern überhaupt. Das Nähere |. u. 88 30. 35. 36. 39. 


Litteratur. Zur Drientierung Über die öffentliche Behörden: und Beamten: 
qualität im allgemeinen: Hinſchius, Syſtem 20, Bd. II. ©. 369. Der- 
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jelbe, Preuß. HR. 20, ©. 14f. Derjelbe in Stengels Wörterbuch 
Bd.1. ©. 493 s. v. Öeiltlihe. Harfeim a. Ig DO. Bd.1. ©.38f. s. v. 
Amt. Ohlshaufen, Kommentar 3. Str.-6.-B. Bd.I ©. 124. Bd. I. 
©. 787, 1382. Uber die preußifche Streitfrage: Braun in 2. f. KR. 
Bd. XVII.©. 271 ff. Rönne, Preuß. St.-R. Bd. III.©.405. 9. Schulze, 
Preuß. St-R. Bd. 1. ©. 314. O. Mejer, Rechtsleben 2c., ©. 56.97. Hin- 
Ihius, Preuß. KM. 20, ©. 15. 148 ff. Bierling im Archiv für öffentl. 
R. Bd. VII. ©. 212 ff. db. daf. ©. 497 ff. die Entih. des D.-Berw.-G. v. 
1. April 1892, ſowie die Entſch. des]. ©. d. 4. Oft. 1881 in Samml. Bd. VII. 
©. 390 ff. (Pfarrer und Beamte der fatholifchen Kirchenhierarchie als folche 
bleiben außer Betracht; für Militärgeiftliche und Geijtliche an Staatsanftalten 
verjteht fich die StaatSbeamtengualität von jelbjt). Uber die ftaatlich aner- 
fannten geiftlichen Standesrechte einjtweilen: Hinſchius, Syſtem Bd. I. 
©&.118 ff. Friedberg, 2b. 854 IV. NRihter-Dopve, 2b. SS 117. 162. 
Born, Lb. ©. 242. Ders. in Stengels Wörterbud) 2c., Bd. II. ©. 379. 


2. Die Gewährung äußerlider Staatshülfe tritt in zweifacher 
Grundform auf: als Zuwendung vermögensrehtliher Borteile 
und als Verleihung des brachium saeculare. 

a) In der erjteren Beziehung haben zunächft alle Staatsver- 
faffungen, welche überhaupt jtaatsfirchenvechtliche Beftimmungen enthalten, 
den bejonderen Schub des Kirdenvermögens garantiert 
(. die Nachweifungen o. 8 15H). Unter diefer Garantie ift nicht ſowohl 
die Gewährung des allgemeinen jtraf-, ceivil- und verwaltungsgerichtlichen 
Schußes, welcher jelbftverftändlich ift, zu verftehen, als vielmehr insbe— 
jondere der verfallungsmäßige Ausihluß von Säfularijationen, 
d. h. widerrechtlichen Einziehungen von Kirchengut durch den Staat, und 
die Ablehnung des jog. Heimfallsrechts, d.h. der Inanspruchnahme 
zweckerſchöpfter Kirchengüter jeitens des Staates. Nicht ausgeſchloſſen ift 
durch den verfaflungsmäßigen bejonderen Schuß des Kirchenvermögens 
die Beſchränkung des Erwerbs von Kirchenvermögen mittels jog. Amorti- 
jationsgejege, nicht ferner die Siftierung don Bermögensleiftungen, wo 
dafür, wie bſpp. bei Anwendung der Temporalienfperre eine gejeßliche 
Ermächtigung bejteht (f. o. $23 II3), nicht endlich das ftaatliche Oberauf- 
Jichtsrecht über das Kirchenvermögen. Da diefe Auffiht auch den Zweck 
verfolgt, die bejtimmungsgemäße Verwaltung und Verwendung des Slirchen- 
guts zu Fontroflieren, jo iſt jie vielmehr ihrerjeitS nach diefer Seite zu— 
gleich eine VBeranftaltung des Staatlichen Schußes des Kirchenvermögens. 
Derjelbe bethätigt Jich weiterhin unmittelbar in der Dotation der 
Kirchen aus Staatsmitteln. Eine privatrechtliche Verpflichtung hierzu ift 
aus 8 35 des N.-Dep.-H.-Schluffes von 1803 (f. o. S14IT) nicht abzu— 
leiten. Vielmehr wurde die hierdurch begründete öffentlich vechtliche Ver— 
bindlichfeit teils jpäter Durch bejondere Stipulationen, fo Hinfichtlich der 
fatholifchen Kirche in den Konkordaten und Gircumferiptionsbullen, eingelöft, 
teils iſt fie als gefchichtlich begründet und ethiſch gerechtfertigt vein that- 
ſächlich anerkannt und feſtgehalten worden. Die einzelnen Leitungen 
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find entweder fortdauernde, d. 5. in den Staatshaushaltsetats 
regelmäßig wiederfehrende, jo die Bofitionen für Biihöfe und Domkapitel, 
evangeliihe Kirchenregimentsbehörden, für Bfarrgeiitlihe u. |. w.; oder 
fie find einmalige augerordentlide Staatszujhüjje, wie 
jolche gelegentlicd; für Kirchenbauten, für Ablöjung von Stolgebühren, Ein- 
richtung kirchlicher Anitalten, Regulierung der Benjionsverhältnijje von 
Kirchendienern und andere kirchliche Zwecke bewilligt werden. Das fonfrete 
Maß der Zuwendungen kann immer nur aus den unter Mitwirfung der 
Landſtände in Gejetesform feitgeftellten Kultusbudgets der einzelnen 
Staaten entnommen werden. Seinesfalls ift das Mehr oder Minder 
bon ftaatlichen Dotationen an die eine und andere Kirchengeiellichaft eine 
Baritätsfrage, jondern lediglih aus den bejonderen Wechjelbe- 
ziehungen zwiichen diejen und dem Staate zu beurteilen (j. u. $ 25 D. 
Eine Äußerung des bejonderen Vermögensihutes liegt endlich noch in 
den firdliden Steuerpripdilegien, wie joldhe in verſchiedenem 
Umfang in der Steuergejetgebung der deutichen Einzelftaaten anerkannt 
find. Das Nähere über die Bethätigung des Jus advocatiae im Ge— 
biete des Kirchenvermögens ſ. u. $$ 50—52. 

Litteratur. Zur vorläufigen Srientieniig: Richter-Kahl, 2%. $ on. 
Friedberg, %b. S 167. Zorn, 2b. ©. 2217. 224 5. Dove in 9. R-E 
Bd. XIV. ©.41 ff. s. v. Sefularijation. Zur Dotationsfrage vgl. beiſpw. die 
Überficht derjenigen Bewilligungen von Staatsmitteln, welche jeit dem 1. Yan. 
1886 für die Bedürfnifje der evang. Landeskirche der älteren Probinzen der 
preuß. — neu eingetreten find, in Bhoͤl. d. 3. ord. preuß. Gen.-Syn. 
v. 1891 (1892), ©. 1110 fi. v6. ©. 1104 ff. die Denfjchrift des Evang. Ober- 
Kirchenrats. 

b) Die Staatshülfe in der Form des brachium saeculare 
beiteht in der Zwargsvollftrefung kirchlicher Berfügungen 
durch ftaatlihe Mittel und Organe. In der Periode des Kirchenftaats- 
tums wear es lediglich eine aus dem Unterordnungsverhältnis ſich er- 
gebende Bilicht des Staates, den weltlichen Arm ad nutum sacerdotis bereit 
zu halten (ſ. o. ©. 257). Unter der Herrſchaft des Staatsfirdentums ver- 
ftand ſich die Durchführung der Kirchenordnung mit ftaatlicher Zwangs— 
gewalt aus dem Grunde von felbit, weil jene überhaupt nicht grundjäß- 
fh von der ftaatlihen Redtsordnung unterjchieden und jchon in der 
Drganijation der ausführenden Staats- und Kirchenbehörden nicht eine 
durcchgreifende Trennung vollzogen war. Dem Syſtem der Kirchenhoheit 
ift die Leiltung der Staatshülfe aus dem einen und andern diejer Ge— 
fichtspunfte fremd. Nad der gegenwärtig beftehenden Verhältnisordnung 
ift daS brachium saeeulare ein auf dem Grunde der ethiichen Wert- 
ſchãtzung der Kirche freiwillig dargebotener Schuß des Staates. Dar- 
aus folgt nit nur, daß der Staat nad) eigenem Ermeſſen im allge 
meinen das Gebiet begrenzt, für welches die Bermittelung feiner 

Kahl, Kirchenrecht. j 25 
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Bwangsgewalt zur Berfügung ftehen foll, fondern, daß auch die einzelne 
firchlihe Maßregel, für welche der bürgerliche Rechtsſchutz in Anſpruch 
genommen wird, der ftaatlihen Vorprüfung unterliegt. Unter dieſem 
Borbehalt find gegenwärtig die gejeglicd) näher geordneten Hauptanwen— 
dungsfälle des brachium saeculare der Staatliche Vollzug Firchlicher 
Disziplinarerfenntniffe und die DBeitreibung Firchlicher A b- 
gaben mittelft des ftaatlichen Berwaltungszwangs. In beiden Fällen 
it Vorausfegung, daß die Firchlichen Urteile und Hebeliften für ftaatlic) 
vollſtreckbar erflärt worden feien. Jedoch it das Anwendungsgebiet des 
brachium saeeulare auf die genannten Fälle keineswegs bejchränft. 
Auch ohne ausdrückliche gejeßliche Anordnung wird die Staatshülfe von 
der Kirche namentlich bei widerrechtlichen Bejißftörungen (an kirch— 
lichen Gebäuden, Slirchhöfen, Simultangegenftänden u. |. mw.) angerufen 
werden fünnen und geleijtet werden müſſen. In allgemeinfter Faſſung 
it dieſer Grundfag in das bayeriſche Neligionsedift 8 51 aufge: 
nommen: „So lange . . die Kirchengewalt die Grenzen ihres eigentlichen 
Wirkungskreifes nicht überfchreitet, kann dieſelbe gegen jede Berleßung 
ihrer Nechte und Geſetze den Schuß der Staatsgewalt anrufen, der ihr 
von den Füniglichen einschlägigen Yandesftellen nicht verfagt werden darf.” 
Das Einzelne |. u. 88 46. 52. 
Litteratur. Zur vorläufigen Orientierung: Hinfhius in Margnard- 
jens 9H086.88.1.1,©.258f. Thudidum, D. KR. B5.I. ©. 219. 


Richter-Kahl, %b. 8 22414 8 237%. Born in StengelS Wörterbuch 
%., ©. 379f. Seydel, Bayer. St.-R. ©. 204 ff. 246%. 


3. Die Berüdjfichtigung des Kirchenweſens im öffentliben Leben 


ijt dasjenige Bethätigungsgebiet des Jus advocatsae, auf welchem Die 
berechtigten Forderungen der chriftlichen Staatsidee im Nahmen des 
Spitems der Kirchenhoheit am vollfommenften zur Erfüllung gelangen 
fünnen (vgl. o. S.275. 287 ff.). Jene Berücdfichtigung tritt poſitiv vechtlich 
ausgeprägt ebenfalls in zweifacher Grundrichtung, welche eine Lebendige 
Wechjelwirfung der beiderjeitigen Intereſſenkreiſe erfennen läßt, hervor: 
in ftaatlicher Unterftüßung der religiöüfen Wirfjamfeit der Kirche 
und in firchlicher Beteiligung an gewiſſen Aufgaben der Staatspflege. 

| a) In der erftgenannten Richtung ftehen oben an die Staatlichen 
Drdnungen über die Firhlihe Sonn- und Feittagsfeier. Diefe ihrer: 
jeitS verfolgen einen doppelten Zweck. Sie dienen zunächſt der Kirche 
unmittelbar, nämlich dev Würde des Kultus jelbft. Unter dieſem 
Gefichtspunfte ftehen die zahlreichen Berbotsgejeße, welche gewiſſe Hand— 
lungen und PVeranftaltungen an Sonn: und Feittagen überhaupt oder 
während der gottesdienftlichen Zeiten und in der Umgebung von Kultus- 
gebäuden ausjchliegen oder bejchränfen. Sodann dienen der Kirche 
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mittelbar diejenigen Staatlichen Ordnungen, welche den Zweck verfolgen, 
die einer wirffamen Entfaltung ihrer gottesdienftlichen Arbeit im Wege 
jtehenden Hinderniſſe zu befeitigen. Unter diefem Gelichtspunft, wie 
gleichzeitig unter dem des Schußes der individuellen Gewifjensfreiheit, 
jtehen die neueren gejeglichen Beftimmungen über die Sonntagsruhe 
i. e. ©., durch welche bejtimmte Arbeiterklaffen, und infonderheit jugend- 
liche Arbeiter in der Freiheit der Sonntagsfeier, d. h. in der Möglichkeit 
der Benußung der gottesdienftlichen Beranftaltungen, geſchützt werden 
jollen. Dem Zwecke, die religiöfe Wirffamfeit der Kirche zu fördern, 
dient weiterhin diejenige ftaatliche Hülfeleiſtung, welche in Beziehung auf 
oder der Konfirmation gejchieht. In jener Beziehung ift beifpw. zu 
erinnern an das bürgerliche Anerfenntnis eines Rechtes des Beichtgeheim— 
nifjes, an die ftaatlic) eröffnete Möglichfeit religiöfer Einwirkung bei 
Austrittserflärungen u. a.; in legterer Richtung an diejenigen jtaatlichen 
Berfügungen, durch welche in den Lehrplänen der öffentlichen Schulen 
bejondere Nückfichten auf die Erteilung des firhlichen Konfirmandenunter- 
richts angeordnet wird. Ergänzend tritt endlid zu Allem Hinzu Die 
Handhabung der öffentlichen Sittenpolizei, durch welche zwar in erfter 
Linie ein vitales Bedürfnis des Staates ſelbſt befriedigt, zugleich aber der 
religiöjfe Einfluß der Kirche im DVolfsleben vorbereitet und geftärft wird. 
Mit Nückficht auf diefen greifbaren Zuſammenhang liegt es durchaus in 
der Zuftändigfeit der Kirche, Anträge an den Staat zu ftellen, durch 
welche eine Handhabung der Sittenpolizei im Geiſte chriftlicher Ethik an- 
geregt wird. So weit in allen genannten Beziehungen pofitiv rechtliche 
Beranftaltungen gegenwärtig bejtehen, iſt an ihnen gleichmäßig die Reichs— 
und Yandesgefetgebung beteiligt. Das Einzelne ſ. u. 88 40. 55. 
Litteratur. Zur vorläufigen Orientierung: Hinſchius, Syſtem, Bd. IV. 
Ss 213 V. Ridhter-Kahl, 2b. 8 2485. E. Meier in Holßendorffs 
N8.-Lerifon Bd.-II. ©. 708 ff. s. v. Sonntagsarbeit, ©. 707 ff. s. v. 
Sonntaggfeier. Müller in Stengels Wörterbuch ꝛc. Bd. II. ©. 467 f. 
s. v. Sonntagsfeier. Allgemeines SKirchenblatt, Sg. 1892, ©. 127 f.: Be— 
jtimmungen des R.-©. v. 1. Juni 1891 über Beichäftigung von Schulpflich- 
tigen in Fabriken, ©. 225 ff.: BZujammenjtellung der in demjelben ©. über 
die Sonntagsruhe enthaltenen Beftimmungen. Verhandlungen der 3. ord. 
preußijchen Gen.-Syn. v. 1891 (1892), ©. 871 ff. 877 ff. vb. Leuthold bei 
Stengela.a. DO. Bd.I. ©. 626 s. v. Theaterpolizei. LXöning, Deut: 
ſches Berw.R. 8 189. G. Meyer, Deutjches Berw.-R. (2. Aufl.), BD. I. 
©. 267 ff. 407. 439 ff. 

b) Die Beteiligung der Kirche an Aufgaben der Staats— 
pflege kann in mehrfacher Weife gejchehen. Entweder jo, daß der 
Staat, durchdrungen don der Bedeutung der Firdhlihen Handlung, die 
Mitwirkung der Kirche zu einzelnen ſtaatlichen Feierlichkeiten 
jeldft in Anspruch nimmt; jo zu Gottesdienften bei Eröffnung des Yand- 
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tags, bei nationalen Anläffen u. dgl. Dder jo, daß auf gewiffen Ge— 
bieten der Staatsverwaltung organifche Einrihtungen getroffen 
ſind, welche der Kirche die dauernde Zweckerfüllung in Beziehung hierauf 
ermöglichen. Dies ift zunächft der Fall durch die jtändige Gottesdienft- 
einrichtung in gewiffen Anftalten der ſtaatlichen Wohlfahrts- 
und Siherheitspflege, als Stranfenhäufern, Strafanftalten u. dgl. - 
Diefe Form organijcher Beteiligung der Kirche an der Staatspflege be- 
jteht weiterhin in großem Maßſtabe durch die Einrichtung der Militär- 
jeelforge. Sie ift aber in den Deutjchen Staaten namentlich durch- 
geführt in der weitgehenden Beteiligung der Kirche auf dem Gebiete des 
ftaatlihen Unterrihtsmwefens aller Grade Freilich ift gerade 
hiermit ein Gebiet bezeichnet, auf welchem es bis. jet am wenigſten ge- 
lungen ift, einen vollfommen befriedigenden Ausgleich der ftaatlichen und 
firhlichen Ansprüche zu gewinnen. Das Einzelne j. u. $ 48. Endlich 
it unter dieſen Gejichtspunft zu Stellen, daß in einigen deutjchen Staaten 
verfaffungsmäßig eine parlamentarifhe Bertretung der fatho- 
liſchen und evangelijchen Kirche eingerichtet und dieſen jomit eine ftändige 
Einwirkung auf den Gang der Staatsgejebgebung und Berwaltung er— 
öffnet iſt. 

Litteratur. Zur dorläufigen Orientierung: Hinfhius in Marquard— 
jens Höb. Bd. J. 1, ©. 283. Derjelbe, Syjtem, Bd. IV. 88 236—242. 
Zorn, 2b. ©2227. Derfelbe in Stengel$ Wörterbuch 2c., BD. 1. 
©. 379 f. s. v. Religionsgejellfchaften. Kirchenheim, a. l. 9. ©. Bd. II. 
©. 110 ff. s. v. Militärgeiftlihe. Richter-Kahl, 2b. 8298 f. Parlamen- 
tarische Vertretung: Bayern: beide Erzbijchöfe, ein Bifchof, der Präfident 
des DOberfonjiftoriums find Mitglieder der Kammer der Reichsräte, B. 
Tit. VL $2 Württemberg: Bertretung in der Abgeordnetenfammer, 
V. 8133; fteht eine Abänderung in Ausficht. Baden: Der Landesbijchof 
und ein proteftantifcher Prälat find Mitglieder der erjten Kammer, B.$ 27. 
Heſſen: ebenjo, ©. d. 8. Nov. 1872, betr. die Zuſammenſetzung der beiden 
Stammern (Stoerf, Hob. ©. 254 ff.). 

4. Der ſtrafrechtliche Schuß der Kirchen und Neligionsgejell- 
jchaften. Seinen Gegenstand bilden der Neligionsfriede, die Ehre 
der Slirchen, Die Ordnung und Sicherheit dev Kultusübung umd 
kirchliche, Bermögen. Die einzelnen unter dieſen verjchiedenen Ge— 
fichtspunften für Itrafbar erklärten Thatbejtände find die folgenden: 

a) Öottesläfterung. R.-©tr.-©.-B. $ 166: „Wer da- 
durch, daß er öffentlich in bejchimpfenden Äußerungen Gott läftert, ein 
Ärgernis giebt, . . . wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren beftraft.” 

Diejer $ will, wie die Fortſetzung feines Thatbeftandes ad b) noch näher 
ergiebt, den „chriftlichen Kirchen? und den „mit Korporationsrechten” ausge— 
jtatteten „Religionsgejellichaften? einen ganz bejonderen jtrafrechtlihen Schuß 
gewähren. Aus dieſem Gejichtspunfte ift der in der Strafbeſtimmung boraus- 
gejeßte Gottesbegriff zu erklären. Er ijt nicht in irgend einer abftraften 
Generalifierung, auch nicht in irgend einer beliebigen monotheiftifchen Determi— 
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nierung (Hälſchner), jondern ganz konkret in demjenigen Sinne aufzufafjen und 
zu bejchränfen, wie er in Lehre und Bekenntnis einer der jtrafrechtlich geſchützten 
Religionsgefellfchaften entalten ift. Der Thatbejtand erfordert Läſterung 
Gottes. Gott läftern Heißt Äußerungen thun, welche objektiv der Heiligkeit und 
Ehre Gottes Abbruch thun. Gottesläfterung tt alfo nicht die Ableugnung Gottes 
oder die Äußerung religiöfer oder irreligiöfer Anfichten, welche dem im Straf: 
gejeßbuch vorausgeſetzten Gottesbegriff entgegen find. Die Freiheit der veligiöjen 
Meinungsäußerung ift durch das Str.-G.-B. nicht aufgehoben. Das Läjtern ge: 
nügt aber für fich allein noch nicht, den jtrafbaren Thatbejtand zu erfüllen. Das- 
jelbe muß „in befchinpfenden Außerungen“, „öffentlich? und in „Argernis gebender? 
Weiſe gejchehen jein. Beſchimpfend ift die Läfterung dann, wenn aus der 
gewählten Form Bewußtjein und Abficht des Thäters hervorgehen, jeine Ver— 
achtung Gottes zum Ausdruck zu bringen. Gedanfenlofe und leichtfertige Frivo— 
—— des gemeinen Sprachgebrauchs gehören daher nicht vor den Strafrichter. 

Ob die beſchimpfende Außerung mündlich oder ſchriftlich erfolgt ſei, iſt gleich— 
gültig. Auch Form und Zweck einer wiſſenſchaftlichen Unterſuchung berechtigen 
unter feinen Umſtänden zur Wahl beſchimpfender Außerungen. Bildliche Dat 
jtellungen find feineswegs grundjäßlich als Form der Begehung auszufchließen. 
Es kann jehr wohl möglich jein, daß Jemand durch eine bildliche Darjtellung 
ich „äußere? und es iſt daher bie, Eritfeheibning der Frage im einzelnen Falle 
den Strafrichter vorzubehalten. DOffentlich iſt die Läfterung dann gejchehen, 
wenn, gleichgültig an welchen Drte, unbejtimmt welche und wie viele SBerjonen 
bon ihr Kenntnis zu nehmen in der Lage waren, follte nach gegebenen Ber: 
hältniſſen thatfächlich auch blos eine Perfon davon Kenntnis genommen haben. 
Nicht Gott ſelbſt erjcheint als das Objekt der ftrafbaren Handlung, jondern die 
jtrafrechtlich geichüßte Neligionsgejellfchaft. Daher ift weiterhin erfordert, daß 
die Läſterung Argernis gegeben habe. Hiernach genügt e8 nicht, daß fie Argernis 
zu geben an und für fich geeignet gewejen fei, jondern es iſt notwendig, daß fie, 
in der bejtimmten Abſicht der Berlegung religiöfer Überzeugungen gethan, dieſen 
Erfolg auc wirklich gehabt habe. Diejer Erfolg muß ein unmittelbar beabfich- 
tigter und eingetretener gewejen jein („dadurd), daß“). Er iſt dies nicht, wenn 
die urſprünglich nicht Ärgernis erregende Gottesläſterung dadurch Ärgernis er— 
regt, daß ſie ſpäter weiter kolportiert wird. Es bleibt dann nur zu unterſuchen, 
ob nicht der Kolportierende ſeinerſeits ſich eines ſelbſtändigen Vergehens ſchuldig 
mache. Die Konfeſſion des Thäters iſt ebenſo wie die Frage, ob in der 
Gottesläſterung irgendwie die eigene wahre Überzeugung des Handelnden zum 
Ausdruck gekommen jei oder nicht, für den jtrafbaren Thatbejtand ohne Belang. 


b) Beijhimpfung. R.-Str-©-B. $ 166: „... oder wer 
öffentlich eine dev chriftlichen Kirchen oder eine andere mit Korporations- 
rechten innerhalb des Bundesgebietes beftehende Neligionsgefellfchaft oder 
ihre Einrichtungen oder Gebräuche bejchimpft, . . . wird mit Gefängnis 
bis zu drei Jahren beftraft.” 


Welche Religionsgejellichaften hiernach als Kirchen oder auf Grund ihrer 
(privaten oder öffentlichen) Korporationsqualität den bejonderen jtrafrecht- 
lihen Schuß des 8 166 zu genießen haben, geht aus den näheren Feititellungen 
oben $ 22 II hervor. Dabei ijt wohl zu beachten, daß es für den Anjpruch auf- 
diefen Schuß ausreichend ift, daß die beichimpfte Religionsgejellichaft überhaupt 
„innerhalb des Bundesgebietes? „mit Korporationsrechten” beſtehe. CS ijt 
aber nicht notwendig, daß ſie gerade in demjenigen Einzelftaate Korporationgs 
rechte befiße, in welchem die jtrafbare Handlung begangen wurde oder zur Abe 
urteilung gelangt. Daher ftehen auch die Altkatholifen in Bayern unter dem 
Schutze des 8 166, weil und jolange fie außerhalb Bayerns innerhalb des Bundes— 
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gebietS Korporationsrechte befigen. Das Erfordernis der Beihimpfung tft 
näher zu umschreiben alS wiffentliche und willentliche Berächtlihmachung in einer 
rohen und darum ſchon an und für fich verlegenden Form. Ob mündlich, 
Ichriftlich oder bildlich, macht hier unter feinen Umjtänden einen Unterjdied. 
Bloßes Lächerlichniachen ift noch fein Befchimpfen; doch ift die Grenze natürlich 
fließend und bier der richterlichen thatfächlichen Feitjtellung ein weiter Spielraum 
eröffnet. Berechtigte tadelnde Kritif will dom Strafgejeß nicht verboten fein; 
indeffen fchließen Form und Zwed wiljenjchaftlicher Unterſuchung als ſolche auch 
bier die Strafwürdigfeit noch nicht aus. Das Erfordernis der Offentlichfeit 
ijt wie oben ad a) zu verjtehen. Objekt der ftrafbaren Handlung find ent— 
weder die „Religionsgejellichaft? als jolche, oder ihre „Einrichtungen“ oder ihre 
„Gebräuche“. Dieſe Dreiteilung des Geſetzes läßt jede begriffliche Schärfe ver— 
miffen und vermag aud) in der Kaſuiſtik der Nechtsiprechung wenig zu befriedigen. 
Eine Beihimpfung der Religionsgefellfihaft als folcher kann unmittelbar oder 
mittelbar gejchehen; letteres 3. B. durch Beichimpfung der hl. Schrift, der zehn 
Gebote u. dgl. Bon den durch das Geſetz gefhüßten „Einrichtungen und Ge: 
bräuchen”? jollen nach der doftrinellen Auslegung die „Glaubensjäße, die Lehre 
i.e. ©.” wohl unterjchieden werden. Letztere ſollen nach der Entjtehungsgejchichte 
808 Paragraphen strafrechtlich feinen befonderen Schuß genießen. Gerade an diefem 
Punkte wird aber die Unzulänglichfeit der gejelichen Beftimmung entjcheidend 
flar. Die fatholifhe Kirche erjcheint unverhältnismäßig vollfommener gegen Be— 
Ihimpfungen gefchüßt, als die evangelifche, weil jene nach dem Zuſammenhang 
don Recht und Dogma jeden Angriff auf ihre Lehre zugleich als Angriff auf 
ihren religionsgejellfchaftlihen Thatbejtand als ſolchen zu qualifizieren vermag. 
So fonnte es gejchehen, daß ein Angriff auf das Dogma der Unfehlbarfeit als 
eine Beichimpfung der römiſch-kath. Kirche beftraft wurde, während „Lehren? an 
und für fich ebenjo wie bloße „Segenjtände der Berehrung? einen Gegenftand 
des ftrafbaren Thatbeftandes nicht bilden. Auch jonjt iſt die katholiſche Kirche 
bier in günftigerer Situation. Nach ihrer bis ins Kleine durchgebildeten vecht- 
lichen Organiſation kann ſie alle ihr irgendwie wertvollen Bejtandteile ihrer 
Gemeinjchaftsordnung als „Einrichtungen oder Gebräuche? in Anspruch nehmen, 
während die ebangelifche Kirche fih nicht in der gleichen Lage befindet. Die 
Praxis hat bisher Beranlafjung gehabt, als jtrafrechtlich geſchützte Einrichtungen 
oder Gebräuche anzuerkennen: die Ehrijtusperehrung, den Marienfultus, Sakra— 
mente, Ehe, Glaubensbefenntnis, Sonntagsheiligung, Konzilien, Ablaß, Cölibat, 
Mönchsweſen, Lehramt, geiftliche Amtstracht, Firchliche Kolleften, Reliquienver— 
ehrung (hl. Nod zu Trier, Entjch. d. R.-©. Bd. XXII. ©. 238 ff., Urt. v. 24. Nov. 
1891) u.a. Die Gerechtigfeit erfordert, daß die Berjchiedenartigkeit des Wefens 
beider Kirchen bei der Feititellung des jtrafbaren Thatbeftandes im einzelnen 
Halle in Berücfichtigung gezogen werden fünne. Dies fann bei feiner fafuifti- 
ſchen Differenzierung nach jenen drei Objekten unmöglich gefchehen. in relativ 
gleicher Rechtsſchutz kann wirkfam nur dadurch erreicht werden, daß die Neli- 
gionsgejellfchaften im ganzen und nad) allen ihren einzelnen Beziehungen das 
Dbjekt der jtrafbaren Handlungen bilden, daß das Gejeß darauf verzichtet, ein- 
zelne Angriffsobjekte zu jpezialifteren und es dem gewiljenhaften vichterlichen Er— 
mefjen überläßt, aus der Geſamtheit der thatjächlichen Momente und unter 
Berücfichtigung des Wefens und der Eigenart der einzelnen Religionsgejell- 
Ichaften den ftrafbaren Thatbejtand der Beichimpfung im Einzelfalle feftzuftellen. 


e) Unfugperübung, $ 166 „... in 
gleichen wer in einer Kirche oder in einem anderen zu veligiöjfen Ber- 
ſammlungen bejtimmten Drte bejchimpfenden Unfug verübt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu drei Jahren beftraft.” 
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Der Schub aus diefer Strafbeftimmung trifft nicht nur die Kultusorte der 
mit Korporationstechten beftehenden, jondern aller Religionsgefellfchaften über- 
haupt, ex bezieht fich ebenjo auf Kirchengebäude, wie auf einen ftändigen oder 
gemieteten Betjaal, auf PBrivatfapellen wie auf Kapellen einer ausländischen Re— 
ligionsgefellfchaft in einen Badeorte, auf Fricdhofsfapellen und auf Friedhöfe 
ſelbſt imfolange und infoweit, als fie als Ort einer veligiöfen Berfanmlung 
dienen. Unfug iſt jedes der religiöfen Zweckbeſtimmung des Ortes zumider- 
laufende Berhalten. Beſchimpfend und aljo nach diefem Paragraphen jtrafbar 
ijt aber der Unfug nur dann, wenn das Berhalten ein rohes im allgemein 
menschlichen oder ein umfittliches im engeren Sinne iſt. Das jtrafwürdige Ber: 
halten fann ebenſo in einem Thun, wie in einem Unterlafjen bejtehen. Offent⸗ 
lichkeit oder Argerniserregung wird zur Strafbarkeit nicht erfordert. 


d) Hinderung der perfönlidhen Gottesdienſtaus— 
übung. R.Str.G. B. 8 167 „Wer durd) eine Thätlichfeit oder Drohung 
Jemand hindert, den Gottesdienft einer im Staate beftehenden Neligionge 
gejellfchaft auszuüben, . . . wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren 
beftraft.” 


Dieſer erite Sab des 5 167 ſchützt die Kultusfreiheit des Einzelnen. 
Strafwürdig ift das Hindern an der Ausübung des Gottesdienjtes. Aus— 
übung fohließt die aftive wie pafjive Teilnahme in fich ein. „Gottesdienſt“ iſt 
jede gemeinfchaftliche GotteSverehrung in irgend einer durch die Ordnung der 
Neligionsgefellichaft ſelbſt Liturgifch bejtimmt ausgeprägten Form. Privatim ver— 
anftaltete Andachten mit frei gewählter Kultusform fünnen alſo nicht dahin ge— 
rechnet werden. Nur Hinderung an, nidt Zwang zur Ausübung fällt unter 
dieſes Strafgejeß; letterer fteht unter den allgemeinen Strafgejeßen der Nöti- 
gung (N.-Str.:G.-B. 88 114. 240); j. u. $ 2 IT 2 Hinderung iſt mehr, als 
Berdinderung; fie begreift bereit eine Erjchwerung der Ausübung in fich ein, 
Aber jtrafbar iſt nur die Hinderung durch Thätlihfeit vder Drohung. 
— JJ iſt körperliche Gewalts-Anwendung oder -ufügung irgend welcher 
Art. Die „Drohung“ muß nicht notwendig eine ihrerſeits wieder ſtrafbare Hand— 
lung (Tötung, Körperverletzung, Brandſtiftung, Freiheitsberaubung) zum — 
gehabt haben, ſondern iſt ſchon dann ſtrafbare Hinderung, wenn ſie dem Be— 
drohten irgend einen Nachteil in Ausſicht ſtellte. Strafbar iſt die Hinderung 
dann nicht, wenn ſie eine berechtigte war, alſo kraft Amtsgewalt, Erziehungs— 
gewalt u. dgl. mit rechtmäßigen Mitteln vorgenommen wurde. Nur die Hinde— 
rung an der Ausübung des Gottesdienjtes einer im Staate (kraft ausdrüde 
licher Anerkennung oder freier Vereinsbildung, ſ. o. $ 22 II) beitehenden Re— 
ligionsgeſellſchaft tft diefem Strafgeſetz unterjtellt; in anderen Fällen find wiederum 
nur die allgemeinen Beitimmungen Über Nötigung anwendbar. 


e) Verhinderung oder Störung des Kultus. N.-Str. 

8.8. $ 167 ,. . . ingleichen wer in einer Kirche oder in einem an 
deren zu religiöfen Verfanmlungen bejtimmten Drte durch Erregung von 
Lärm oder Unordnung den Gottesdienft oder einzelne gottesdienftliche 
Verrichtungen einer im Staate beftchenden Religionsgejellichaft vorſätzlich 
verhindert oder ftört, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren beftraft.” 
Der zweite Sa des 8 167 jchüßt die Kultusübung der als Gemeinde 
organifierten Geſamtheit einer im Staate bejtehenden Religionsgefellichaft. Be— 


züglich der gejchügten Orte ſowie des Begriffes Gottesdienft gilt das unter e) 
und d) Bemerfte. Ebenfo ijt wie dort nur die Kultusftörung einer „im Staate be— 
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jtehenden Religionsgeſellſchaft“ durch dieſes Strafgejeß verboten; in anderen 
Füllen hat das allgemeine Strafgefeß über Hausfriedensbruh (R.-&t.-6.-B. 
$ 123) in Anwendung zu treten. AUS bejondere Momente fommen bier die fol 
genden in Betracht. Neben dem Gottesdienjt find einzelne gottesdienit- 
lihe Berrihtungen hier deshalb befonders genannt, um auch die Gejamtheit 
der kaſualen Kultushandlungen außerhalb der Negelform des Gottesdienftes 
(Taufe, Trauung, Beerdigung 2.) unter den ftrafrechtlichen Schuß zu ftellen. 
Die Handlung bejteht in vorjäßgliher Störung oder Berhinderung. Stö— 
rung iſt nicht blos die Unterbrechung der Kultushandlung in ihrem äußeren Ver— 
laufe, jondern auch der andächtigen Stimmung. Daß der Thäter felbjt ſich in 
der Kirche befunden haben müſſe, tft zum Thatbeſtand nicht notwendig. Ob die 
Verhinderung furze oder längere Zeit gedauert habe, ijt ohne Belang. Verhin— 
derung oder Störung müffen durch Erregung von Lärm oder Unordnung 
gefchehen fein. Unter welchen Umjtänden das Eine und Andere vorliege, ijt 
Thatfrage des einzelnen Falles. Das ausdrüdliche Erfordernis der Vorſätz— 
lichkeit fchließt alle Fälle leichtfertiger oder verjehentlicher Störung bon der 
Strafbarfeit nad) $ 167 aus. Eine einzelne Frage hat in beſonderer Weiſe die 
öffentliche Aufmerkjfamfeit erregt: ift Ehrennotwehr (R.-St.-©.-B. 853) gegen 
begonnene und weiter drohende Beleidigungen, welche der Geiftliche don der 
Kanzel gegen einen Anweſenden ausjpricht, jeitens des Angegriffenen zuläffig, 
und wird dadurcd die Strafbarfeit aus S 167 ausgefchloffen? Das Reichsgericht 
hat in einem Urteil v. 24. Nod. 1890 (Entſch. Bd. XXI. ©. 168 ff.) die Frage 
bejaht, nachden es bereit in den Urteilen d. 5. April 1884 (Entſch. Bd. X. 
&.42 f.) und d. 17. Januar 1887 (Entſch. Bd. XVI ©. 15) die Möglichfeit einer 
jochen Entfcheidung in Erwägung genommen. Die 3. ord. Preuß. Gen.-Syn. 
v. 1891 hat eine Petition auf eine Zufagbeitimmung zu 8 53 des R.-Str.-.-B. 
des Inhalts „Ehrennotwehr gegen predigende Geiftliche in den VBerfammlungen 
zur öffentlichen Erbauung ift unzuläfftg” zwar abgelehnt, dagegen einen Antrag 
„Die Petition in Anerfennung ihrer Dringlichfeit dem Evang. Ober-Kirchenrat 
mit der Bitte zu überweifen, den wichtigen Gegenstand im Benehmen mit der 
fgl. Staatsregierung in weitere Erwägung zu nehmen,” durch Beichluß 41 (Verhdl., 
1892, ©. 539 ff. 564) angenommen. Die Nichtigkeit der erwähnten reichSgericht- 
lichen Entfcheidung don 1890 wird bejtritten in der beachtenswerten Schrift 
von Baufe, Die Zuläffigfeit dev Notwehr gegenüber beleidigenden Äußerungen 
jeitenS des Geiftlichen während des Gottesdienjtes, 1894. Die weit ausgreifende 
Frage kann hier nicht im einzelnen unterfucht werden. Baufe hat zwar eine 
Reihe von Gefichtspunften aufgejtellt, welche für jeden Unbefangenen die Dis- 
kuſſion über das reichSgerichtliche Urteil don neuem evöffnen; indem er aber 
ſelbſt für gewiſſe Fälle die Notwehr als berechtigt anerkennen muß (f. bei. ©. 51), 
bat er dargethan, daß eine fichere Grenzlinie überhaupt nicht zu ziehen ift. Mit 
einer Gejeßesänderung in dem radifalen Sinne der mitgeteilten Petition vor— 
zugehen, würde aus zahlreichen Gründen nicht angängig und in Intereſſe der 
Kirche ſelbſt nicht zu empfehlen fein. Andeverjeit$ geht es weit über die Wahr- 
heit und Wirklichkeit hinaus, wenn fich die Geiftlichen nunmehr durch die Aner- 
fennung dieſes Notwehrrechts einer willfürlichen Störung in der Ausübung 
ihres heiligen Amtes ausgefeßt glauben. Die Notwehr hat ihre ftrafrechtlich 
genau begrenzten Vorausſetzungen. Sie ijt nur „diejenige Verteidigung, welche 
erforderlich ift, um einen gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff von 
fich oder einem Anderen abzuwenden.” In dieſer Definition liegt deutlich genug 
der Hinweis auf dasjenige Verhalten des Geiftlichen, welches ihn unter allen 
Umjtänden vor einer ftraffreien Berufung auf Notwehr gegen feine Amts— 
handlungen ſchützt. Der Geiftlihe muß nie in die Lage fommen, fich eines 
„rechtswidrigen Angriffs” zur wirffamen Erfüllung feiner Amtspflichten zu be- 
dienen. In dieſer Richtung, nicht in der Technik der Strafgefetgebung liegt 
die Löſung der Frage, ES mußte von allen Beurteilern des Falles, welcher 
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der reichsgerichtlichen Entjcheidung zu Grunde liegt, anerfannt werden, daß that- 
jächlich der betreffende Geiftliche in unverantwortlicher Weife fich eines „rechts— 
widrigen Angriffs? ſchuldig gemacht habe. 

f) Störung des Gräberfriedend. N.Str.G-B. 
8 168 „Wer unbefugt eine Leiche aus dem Gewahrjam der dazu bevech- 
tigten Perſon wegnimmt, ingleichen wer unbefugt ein Grab zerjtört oder 
bejchädigt, oder wer an einem Grabe bejchimpfenden Unfug verübt, wird 
mit Gefängnis bis zu zwei Sahren beftraft; auch fann auf VBerluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.” 


Mittelbarer Gegenstand der Berlegung ift in den drei hier zuſammen— 
gefaßten Thatbejtänden des „Leichenraubs“, der „Grabzerſtörung“ und der „Unfugs— 
verübung am Grab” die Bietät, das religiöfe Gefühl. Dabei iſt aber die Straf- 
barkeit in feinem Falle dadurch bedingt, daß thatlächlich das Grab durch Kirchliche 
Beerdigung eine religiöfe Weihe erhalten habe. Berwandt damit find die Straf: 
androhungen des $ 304, wonach Zerjtörung oder Beichädiqung von „Srabmälern” 
als Bergehen mit Zjähr. Gefängnis oder Geldſtrafe bis 1500 ME., und des 8 3671, 
wonach Beerdigung oder Beiſeiteſchaffen eines Leichnams, ſowie unbefugtes Weg— 
nehmen eines Teiles einer Leiche aus dem Gewahrſam der dazu berechtigten 
Berjonen als Übertretung mit Geldftrafe bis 150 M. oder mit Haft bejtraft werden. 


Litteratur zu a—f. Den Thatbejtänden der 88 166—168 giebt das R.-St.- 
G. B. im XI. Abſchn. die einheitliche Überfchrift „Vergehen, welche ſich auf 
die Neligion beziehen”. Wach, Die Bejchimpfung von Religionsgefellfchaften 
nDd. 3f ER. Bd. II (1892), ©. 161 ff.; ©. 178 ff.: Beiprechung der Praxis 
über Neliquienderehrung und hl. Rod in Trier. Kohler, Studien aus 
dem Strafrecht. I. (1890) ©. 160-224. Hälfchner, Gem. D. Str. N. 
38.11. 2. ©. 700-719. dv. Liszt, Lb. 5 117f. Berner, Lb. ©. 430—435. 
9 Meyer, 2b. $s 139}. Schüße, 2b. Ss 74. Wahlberg in Holßen- 
dorſfs Hdb. Bd. II. ©. 263—274. Derjelbe in 9. Rechtslerifon Bd. III. 
1. ©. 425—429 s. v. Neligionsderbrechen. Ohlshauſen, Komment. Bd. J. 
S. 668—683. DOppenhoff, Komment. ©. 397—405. 


g) Kirhendiebftahl (sacrilegium i. e. ©., |. 0. ©. 358). 
R.Str.“G.B. 8 245 „Auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren iſt zu er— 
fennen, wenn 1. aus einem zum Gottesdienste beitinmten Gebäude Gegen— 
ftände geftohlen werden, welche dem Gottesdienste gewidmet find; . . .“ 


Ein Fall des ſog. ſchweren oder qualifizierten Diebjtahls gegenüber dem 
einfachen Diebjtahl des $ 242 und den leichteren Fällen des Familien- und Haus— 
diebſtahls nach $ 247.. Der Grund der höheren Strafbarfeit liegt einerjeits in 
der Beichaffenheit des Gegenstandes, andererfeitS in der Beichaffenheit des 
Orts. ‚Die gejtohlenen „Gegenſtände“, d.h. beiweglichen Sachen, müſſen dem 
„Bottesdienst? „gewidmet“ fein. Der Begriff „Gottesdienſt“ ift dabei ohne Unter- 
Iheidung feines öffentlichen oder privaten Charakters, jowie dev jtaatsrechtlichen 
Stellung einer Religionsgeſellſchaft (ſ. o. $ 22 ID zu fallen. „Gewidmet“ be- 
deutet nicht geweiht oder gejegnet im firchenrechtlichen Sinn, ſondern vielmehr, 
daß der Gegenjtand feiner ficchenordnungsmäßigen Ziwedbejtimmung nad aus— 
Ichließlich und unmittelbar zum Gottesdienst in der Art zu verwenden ijt, daß 
jener mit ihn: oder an ihm derrichtet wird. Opferſtöcke und Sammelbüchjen ge= 
hören alfo nicht bieder. Die Kirche gilt, ohne nähere Feititellung der Eigen- 
tumspderhältnifje, als die Bejtohlene: daher iſt Diebftahl an Sachen der Kirchen— 
bejucher in der Kirche, auch, wenn fie veligiöfen Ziveden dienen, nicht Kirchen— 
diebjtahl. Drt der That ijt ein zum Gottesdienft „beſtimmtes“ Gebäude. Hier 
it dann aber allerdings erforderlich, daß die Firchenrechtlich notwendigen oder 


394 Dritter Abſchnitt: Staat und Kirche, 825 


üblichen Konfefrationen und Dedifationen bereit vollzogen geweſen feien; denn 
borher waren die Gebäude noch nicht zum Gottesdienst „bejtimmt”. Bollendet 
ijt der Kirchendiebjtahl, wenn der Gegenftand in der Kirche in der Abficht rechts— 
widriger BZueignung weggenommen tft, ohne daß dazu die Verbringung aus 
dent Gebäude erfordert wird. 

Litteratur. Außer den zuvor genannten ftrafrechtlichen Lehrbüchern und 
Kommentaren: Meurer in Stengels Wörterbud Bd. J. ©. 647 s. v. 
Heilige Sachen. Hinſchius, Syſtem, Bd. IV. ©. 169 f. 

h) Sabhbejhädigung au res religiosae. N.-Ötr.- 
G.B. $ 304 „Wer vorjäßlih und rechtswidrig Gegenſtände der Ver: 
ehrung einer im Staate bejtehenden Religionsgejellfchaft, oder Sachen, 
die dem Gottesdienjte gewidmet find, . . . bejchädigt oder zerftört, wird 
mit Gefängnis bis zu drei Jahren oder mit Geldjtrafe bis zu 1500 Mark 
bejtraft. Neben der ©efängnisftrafe kann auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. Der Berfuch ift ftrafbar.” 

i) Branpftiftung an Rultusgebäuden N.ötr.- 
G. B. 8 306 „Wegen Brandftiftung wird mit Zuchthaus beftraft, wer 
vorfäßlich in Brand jest: 1. ein zu gottesdienftlichen Berfammlungen 
beftimmtes Gebäude, . . .” 

k) Störung der Sonn- und Felfttagsfeier. NR. 
Str.-©.-B. 8 366 „Mit Geldftrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis 
zu 14 Tagen wird bejtraft: 1. wer den gegen die Störung der Feier 
der Sonne und Felttage erlaffenen Anordnungen zwviderhandelt.” 


Litteratur zu h—k: die angegebenen ftrafrechtlichen Lehrbücher und Kom— 
mentare. Bu k) |. außerdem u. $ 40. Ob die „erlaffenen Anordnungen” 
aus reichsrechtlicher oder landesrechtlicher Quelle ſtammen, ift ohne Belang. 


b) Die Bethätigung der Kirchenhoheit in der Richtung des 
Nerhtsverhältniffes der Kirchen untereinander, 
8:25. 

1. Das Prinzip der Bethätigung der ftaatlichen Kirchenhoheit 
pflegt fir alle Verhältniffe, welche irgendwie eine Bergleichung der 
Kirchen- und Neligionsgefellfchaften einjchließen oder zulaffen, gegenwärtig 
durch) Das Schlagwort der Barität ausgedrüdt zu werden. Die vul- 
gäre Kirchenpolitik hat fich desjelben in einer Weile bemächtigt, daß es 
möglich) und üblich geworden ift, jedweden Anspruch, welcher aus folcher 
Bergleichung abgeleitet werden will, mit der Forderung der Parität zu 
decken, und jede Unzufriedenheit, welche fich bei jener Bergleichung her— 
ausftellt, aus einer Verlegung der Parität zu erklären. Dieſer Sachlage 
gegenüber ift es die nächte Aufgabe, den Begriff ſelbſt juriftiich genau zu 
bejtimmen. Die vorangegangenen Unterfuchungen und Ergebnifje liefern die 
Mittel hierzu. Der Begriff der Parität ift in dreifacher Beziehung, 
als Eirchenpolitifcher, als ftaatsrechtlicher, als Eirchenrechtlicher anwendbar: 
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1. Er kann bezogen werden auf das Rechtsverhältnis der Kirchen— 
und Religions-Geſellſchaften zum Staat. Dies ift der kirchen— 
politijche Begriff. In diefer Anwendung bedeutet die Forderung dev 
PBarität: gejellfchaftliche Gleichheit der rechtlichen Unterordnung und Selbjt- 
jtändigfeit gegenüber dem Staat. Im weiteren beftehen quantitative 
und qualitative Abftufungen des Begriffs. Duantitativ: die Forderung 
der Gleichheit kann auf alle Neligionsgejellfchaften im Staat ertredt 
oder auf den Kreis beftimmter Neligionsvereine, namentlich der Kirchen 
gejellfhaften bejchränft werden. Qualitativ: die Gleichheit kann 
als abjolute und formale, oder als relative und materielle 
gefordert werden. So ergeben ſich ein weiterer und ein engerer Begriff 
der Parität in diefem Sinn. Der weitere, welder die abjolut gleiche 
Geftaltung der Nechtslage aller Religionsgefellichaften fordert, ift der 
falſche (. o. ©. 290 f.). Der engere, welder die Differenzierung 
der NReligionsgejellfchaften nach ihrem Weſen und ihrer Bedeutung für den 
Staat zur Unterlage nimmt, ift der richtige (j. vo. ©. 3llf.. Der 
weitere war der i. J. 1848 als Beftandteil des Programms der Tren- 
nung bon Staat und Kirche geforderte (j. vo. ©. 295 ff. 305). Der 
engere iſt derjenige, welcher jeit Ablehnung jenes Programms im Nahmen 
des Syſtems der Kirchenhoheit je länger, je mehr zur Ausbildung ges 
langte. Er bedeutet nicht die Einerleiheit des Rechts, fondern 
die Gleihheit der Lebensbedingungen im Berhältnis des 
Staats zu der Mannigfaltigfeit der Neligionsgejellichaften. Das Maß, 
bis zu welchem jene Ausbildung gediehen ift, ließ die Verfdieden- 
artigfeit der pofitiv rechtlichen Anwendung des Jus reformandi, in- 
spieiendi cavendi und advocatiae auf die einzelnen Religions— 
gejellfihaften erfennen (SS 22—24). Insbeſondere hat fich, ungeachtet 
der Nechtsgleichheit in allgemeinen Berhältniffen, auf allen Gebieten des 
Jus majestaticum eirca sacra ein durch ſehr fiharfe Linien begrenzter 
Unterfchied zwiſchen der Nechtslage der Kirchen auf der einen, und 
aller übrigen chriſtlichen Neligionsgefellichaften auf dev anderen Seite 
herausgeftellt. Die Paritätsfrage in Beziehung auf die leßteren in ihrem 
Berhältnis zum Staate hat an fi) und für die Öffentlichkeit kein erheb- 
liches Sintereffe. Um jo mehr iſt Dies Hinfichtlich der Parität zwiſchen 
der kathohiſchen und der evangeliſchen Kirche in ihren Be: 
ziehungen zum Staate der Fall. Zweifellos ift die gegenwärtige Staats: 
gejegebung auf dem Wege, in ihrer Verhältnisordnung zu beiden Kirchen 
das paritätiiche Prinzip in dem erkannten richtigen Sinne zu verwirk— 
lichen. Daß fie aber noch manches vermiffen laſſe, hat fich in den vor— 
herigen Ausführungen mehrfacd ergeben. Die Baritüt wird zur Im— 
parität nicht nur, wenn Gleiches ungleich, jondern namentlich auch, 
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wenn Ungleiches gleich behandelt wird. Imparitätsfälle im Sinne der 
erjteren Alternative find beifpw. die Behandlung der Altfatholifen 
in Bayern (ſ. o. ©. 207 f. 344 f.), ſowie die Geltung und Anwendung 
der Koordinationstheorie im Verhältnis des Staat zur römijch- 
katholischen Kirche (. o. ©. 278. 303. 309). Ein Imparitätsfall der 
zweiten Art liegt in dem Thatbeſtand einer interfonfejjionellen 
Staatsfirhhengejeßgebung vor, welche die völlig verjchtedene 
thatjächliche und grumdjäßliche Yage der beiden Kirchen in ihrem. Ver: 
hältnis zum Staate unberücfichtigt läßt. , Diefer Vorwurf traf teilweije 
die preußische Maigefeßgebung (ſ. o. ©. 196). In dem Ausbau einer 
jener Berfchiedenheit mehr und mehr gerecht werdenden individuali— 
jierten Staatsfirchengefeßgebung liegt die Hauptaufgabe der Zukunft 
hinfichtlich der Entwicelung des paritätischen Prinzips im firchenpolitifchen 
Sinne. Dabei iſt freilih auf ein Häufig zu wenig beachtetes Moment 
hinzuweiſen. Es genügt nicht, daß das paritätifche Prinzip in der Ge— 
jeßgebung richtig paragraphiert ſei. Der Schwerpunft Liegt in feiner 
Amvendung in der adminiftrativen Praxis. Die Slagen über 
Berleßung der Barität haben ihren Urfprung zumeift nicht in jener, ſon— 
dern in diefer. Daher beſteht hier ein Verwaltungsgebiet, welches an 
Einficht, Umficht und Gerechtigkeit der ftaatlichen Vollzugsbehörden die 
denkbar höchſten Anforderungen Stellt. Wie im einzelnen das PBaritäts- 
prinzip nad) dieſem Gefichtspunfte zu verwirklichen oder nicht zu ver- 
wirklichen ei, it in den Ausführungen dev 88 18—24 dargelegt. 

2. Die Parität fann bezogen werden auf die Rechtsitellung der 
Staatsangehörigen im Staat. Dies ift ihr ſtaatsrechtlicher 
Begriff. In diefer Anwendung bedeutet die Forderung der Parität: 
Gleichheit dev bürgerlihen und ftaatsbürgerliden Nedte 
ohne Rückſicht auf das veligiöfe Bekenntnis. Die PBarität in dieſem 
Sinne hat alfo ihren Gegenſatz an demjenigen Zuftande, bei welchen den 
Staatsangehörigen nad) ihrer Zugehörigkeit zu einer Neligionsgefellfchaft 
überhaupt oder zu einer bejtimmten Neligionsgejellfchaft ein verjchiedenes 
Maß von bürgerlichen Nechten over von Teilnahme am öffentlichen Yeben 
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innerlich, daß eine ſolche Forderung programmatiſch insbefondere don der 
chriftlichen Staatstheorie erhoben iſt (ſ. o. ©. 273 f.). Die gejchichtliche 
Darftellung hat aber ergeben, daß jede Jmparität in diefem Sinne 
durch den Gang der Yandesgejeßgebung im XIX. J. und zuleßt durch 
das Eingreifen der NeichSgefeßgebung befeitigt wurde (ſ. o. ©. 320 ff.). 
Auch hier erfcheint, nachdem die Forderung der Parität durch die Geſetz— 
gebung vollfommen befriedigt und gewilfermaßen erjchöpft ift, der Schwer— 
punft der ftaatlichen Aufgabe in die Berwaltung verlegt. Wenn freilich als 
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Konſequenz dieſes paritätiſchen Prinzips u. a. eine fonfeffionell pro= 
zentuale Beteiligung der Staatsangehörigen an den richterlichen Stellen 
oder den Amtern der Staatsverwaltung gefordert wurde, fo ift damit 
eine aäußerlide und mechanische Handhabung der Parität em- 
pfohlen, welche deren ©eift und Wejen jchnurftrads zumiderläuft, »welche 
diefelbe im leßten Erfolge wieder aufhebt und daher unter allen Um— 
jtänden abgelehnt werden muß. Sie erinnert an die primitivften An— 
fünge der Entwicelung des paritätiichen Prinzips in der Verfaſſung und 
Bertvaltung des älteren Neiches, wonach dem Höchitfommandierenden der 
Neichsarmee ein „aus beiden Neligionsparteien zufammengejeßter Kriegs— 
rat“ zur Seite ftehen mußte. In der gegenwärtigen Staatsordnung 
entjcheidet über die Bekleidung von Staatsämtern grundfäßlich die Tüch- 
tigfeit und nicht die Konfeſſion, und wenn, wie in $ 41 der fächfifchen 
Derfaffung für den Kultusminister, eine bejtimmte Konfeſſion gleichwohl 
gefordert wird, jo kann dies immer nur in den fpezifiichen Aufgaben 
dDiejes Staatsamts (hiev „Auftrag in Evangelieis”, |. o. ©. 212. 
270. 372) begründet jein. 

3. Die Parität kann endlich bezogen werden auf das wechſel— 
jeitige Nechtsverhältnis der Kirchen- und Neligions-©ejellichaften 
und ihrer Angehörigen. Dies ift ihr firhenredhtlicher Be— 
griff. In dieſer Anwendung bedeutet die Forderung der Barität! gegen: 
jeitige Unabhbängigfeit der mehreren Konfeſſionen. Seinen Gegen— 
ja hat der „paritätifche Staat” in diefem Sinne am Konfeſſions— 
ftaat mit einer ecelesia dominans. - Die ftaatlihe Aufgabe Hinfichtlich 
der Parität ift hier die Herftellung und Erhaltung des Nechtsfriedens 
unter den mehreren Neligionsgejellichaften. Hierfür kann die Differenz 
hinfichtlich der jtaatSsrechtlichen Stellung der letzteren, ob DBereine, ob 
Storporationen, ob qualifizierte Korporationen, grundfäßlich feinen Unter: 
Ichied machen. Jede hat den Anſpruch, im Umfang der durch die Geſetz— 
gebung ihr gewährten Selbitändigfeit gegen widerrechtliche Beeinträchtigung 
jeitens der anderen gejchüßt zu fein. Dadurch ift jedoch nicht ausgefchlofjen, 
daß die Beziehungen der Kirchen und ihrer Angehörigen untereinander 
pofitiv rechtlich durch bejondere Schußmaßregeln ausgezeichnet ſeien. Denn 
nach) Gejchichte und Natur der Sache ſind die Berührungen unter ihnen 
am zahlreichiten und ift durch die Gemeinſamkeit der Intereſſen auch die 
Gefahr der Entwidelung don Gegenfägen und SKollifionen am meilten 
begründet. Che aber auf die Maßnahmen felbjt eingegangen werden 
fan, welche zur Verwirklichung des paritätifchen Prinzips im Wechfel- 
verhältnis der Stonfeffionen zu treffen find, ift der Frage nach den 
Grenzen der ftaatlichen Thätigkeit in diefer Beziehung nüher zu treten. 
Sie ſind durch die Zwecdbeftimmung derjelben gezogen, welche fich 
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(ediglich auf die Wahrung des äußeren Nechtsfriedens und die gerechte 
Ausgleihung zujfammentreffender Ansprüche erftredt. Dagegen liegt Die 
Überwindung der innerfirhliden, auf dem Grunde der Lehr— 
Differenz beruhenden Gegenſätze nicht in der Aufgabe der Staatlichen 
PBaritätspflege. Dies gilt zunächſt im Berhältnis des Katholizismus 
zum Broteftantismus alS einheitlichen Ausdruck eines Firchlichen 
Bewußtjeins. Die fatholifche Kirche erfennt den paritätiſchen Staat, 
d. h. hier die Berechtigung der Koeriftenz mehrerer Kirhen im Staat, 
grundfäßlich nicht an (Syllabus $ 10), ſondern erträgt ihn nur als That- 
jache, an welcher fie nichts zu ändern vermag (|. v. ©. 259). Diejen 
Erflufivitätsitandpunft aufrecht zu erhalten, der Gemeinschaft der Evan- 
gelijchen die Anerkennung als „Kirche“ zu verweigern, kann ihr, fo jehr 
das Berhalten gegen Wahrheit und Gefchichte verjtößt, pro foro interno 
durch ftaatsgejegliche Anordnung nicht verwehrt werden. Wohl aber wird 
fie durch die Staatliche Paritätspflege verhindert, irgend welche praftifchen 
Sonfequenzen jener Anfprüche auf dem äußeren Nechtsgebiete zu 
ziehen. Bejondere Anwendungen der Paritätsforderung in diefem Sinn ſ. u. 
ss 55—55. Die gleiche Beihränfung der Staatsgewalt ift grundſätz— 
lich auch für ihr Verhältnis zu den beiden evangelijchen Konfeſſionen 
in deren Beziehungen unter einander in Anfpruch zu nehmen. Dem 
Gegenfage der Lutheriſchen und reformierten Kirche fteht, als 
einem innerficchlichen, der Staat prinzipiell unbeteiligt gegenüber. 
Gr erfennt einerjeit$ dieſen Gegenſatz als thatfächlich vorhanden an, und 
hat ihm, als einem gejchichtlich begründeten, in feiner Geſetzgebung jelbit 
vielfach Rechnung getragen (vgl. o. 8 15 IL. $ 22). Er hat ihn anderer- 
jeitS zu ignorieren, joweit er auf dem Grunde der Lehrdifferenz beruht. 
Die praftiiche Folgerung it hier die, daß der Staat als folder den 
Beitrebungen, welche auf eine jcharfe Accentuierung oder ſogar Erweite— 
rung jener Gegenjäße abzielen, mit feiner Zwangsgewalt ebenjo wenig 
hindernd entgegentreten, als andererjeitS auf Grund jeiner Kirchenhoheit 
denjenigen Beitrebungen, welche auf Annäherung oder Wiedervereinigung 
der getrennten Konfeſſionen gerichtet find, feine Vermittelung oder För— 
derung zu Teil werden laffen kann. Das große und fchiwierige Problem 
der evangelifhen Union liegt daher außerhalb der ftaatlichen Pa- 
ritätSpflege. Allerdings jchlägt noch eine andere Gedanfenreihe ein. Unter 
entjcheidender Snitiative und Mitwirkung der Yandesherren haben 
fich faft aller Orten die Unionen zwiſchen Yutheranern und Neformierten 
vollzogen (j. o. SA IV). Dabei ijt nicht reinlich unterjchieden worden, 
daß nicht der Staat und fein Jus circa sacra, Jondern nur der 
Yandesherr als Träger des Jus in sacra (ſ. o $21 I) als ver- 
mittelnde Faktoren aufzutreten berechtigt waren. Weſentlich in dem 
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Mangel dieſer Unterscheidung, welcher die Übertragung ftaatlichev Gewalts- 
maßregeln auf das firchliche Gebiet verjchuldete, lag die Quelle der Ge- 
wilfensnot, deren Spuren die Gefchichte der evangelischen Union aufzu— 
weiſen hat. Nachdem diejelbe feiten Fuß gefaßt, unwiderruflich) vechtliche 
Formen angenommen und jegensreiche Früchte getragen hat, kann ſich 
auch die gejchichtliche Kritif eines verföhnenden Tones befcheiden. Um fo 
beitimmter aber ift für Gegenwart und Zukunft die Unterjcheidung der 
techtstitel feitzulegen. Die Unionsgeftaltungen gehören in das 
Zuftändigfeitsgebiet der Kirchengewalt, nit der Sirdenhoheit. 
Dabei ift nur eine Einſchränkung zuläflig und notwendig. Sie ift durch 
die Stufen der evangelifchen Union jelbjt gegeben. Die Ablehnung der 
Itaatlihen Cinmifchung gilt unbedingt für die Kultus- und Lehr: 
union. Nur diefe beiden find innerfirchliche und daher felbftändige 
Erſcheinungsformen der Union. Wo es fich dagegen lediglich um die äußerliche 
Rechts- oder Verfaſſungsunion, d. i. Gemeinschaft des Kirchen— 
regiments, handelt, kann eine Einwirkung der Staatsgejetgebung jelbjtver- 
ſtändlich inſoweit nicht ausgejchloffen werden, als derjelben überhaupt eine 
Beteiligung an der Fortbildung der evangelifchen Kivchenverfaffung aus 
Gründen der Staatsaufficht zufteht (ſ. o. S13 V. 8 23 II I). Verſchie— 
denartige Behandlung der katholiſchen und der evangeliſchen Kirche an 
diefem Punkte ift wiederum nicht Imparität, fondern wahre Parität. Pal. 
auch den Fall vo. $ 24 IT 2a (Dotationen). 


Litteratur.. Ridhter-Dode, 2%. $S 102. dv. Schulte, 8%. 8 23 IV. 

Walter, %b. $ 56. Thudihum, D. KR. Bd.1. $ 32. 9 Schulze, 

D. Staatsr. Bd. I. ©. 674. Mohl, Staatsr. Völkerr. u. Bolitif Bd. II. 

©. 205 f. (Vertreter der abjoluten Barität). Beller, St. u... ©. 81 ff. 

Sacobjon in 9. R.-E. (1. Aufl.) Bd. XI ©. 108 ff. s. v. PBarität. Der: 

jelbe, Pr. Ev. KR. ©. 126. Beyſchlag, Das preußifche Baritätsprinzip, 

1886. Drache, Barität — Imparität, 1892. ©. außerdem die Unionslit- 

teratur 0. zu $ 4 IV. 

II. Die pofitiv vechtlihe Anwendung des Paritätsprinzips im 
Verhältnis der Religionsgefellichaften untereinander. Die ftaatlichen Ord- 
nungen und Deranftaltungen zur Wahrung des Nechtsfriedens unter den 
Konfeſſionen beziehen ſich auf die Integrität ihrer Ehre, ihres Kultus, 
ihres Thatbeftandes und ihres Vermögens. Die Staatsgefeke 
verpflichten in den genannten Beziehungen die Neligionsgejellfchaften und 
ihre Angehörigen zu gewifjen Unterlaffungen, Leiftungen oder Duldungen 
und gewähren gegen Verlegungen der Parität teils gerichtlichen, teils ad- 
miniftrativen Schuß. Auch hier wird, ſoweit durch die ftaatliche Pari- 
tätspflege Gebiete berührt find, welche der fpeziellen Funktionenlehre an- 
gehören, die nachfolgende Darftellung auf die Mitteilung des Thatbeftandes 
fich bejchränfen und das Einzelne dem befonderen Teile vorbehalten bleiben. 

1. Die ntegrität der Ehre. Die Organe und Mitglieder der 
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Religionsgeſellſchaften haben die landes- und reichsgeſetzlich begründete 
Berpflichtung zur Unterlaſſung konfeſſioneller Schmähungen. 

Preuß. Allg. 25.-R. TI. II. Tit. XI. 88 37. 38. Bayer. Rel.Ed. $ 80. 
NeihS-Str.-G.-B. 8 166 (J. 0. $ 24 II 4); dieje Bejtimmung bezieht jich nur 
auf die mit Korporationsrechten innerhalb des Bundesgebietes bejtchenden Re— 
ligionsgejellfchaften, trifft aber im übrigen alle Fälle der Beſchimpfung ohne 
Unterfchied, ob das Bergehen von einem Mitglied der bejchimpften Religions— 
gejellichaft jelbft oder von Dritten begangen war. Bgl. insbejondere über den 
Straffhuß der Konfejftonen in ihrem Berhältnis zu einander Wach in D. Z. f. 
K.R. Bd. J. ©. 163 ff. Soweit eine fonfejfionelle Schmähung rein perſön— 
liche Beziehung Hat, find die allgemeinen Bejtimmungen des R.-Str.G.-B. 
über Beleidigung, 88 185 ff., anwendbar. 


2. Die Integrität des Kultus Die Organe und Mitglieder der 
Neligionsgejellichaften haben vor allem die landes- und reichsgejeßlich be= 
gründete Berpflichtung zur Unterlaffung von Kultusftörungen einer 
anderen Sonfeffion. Dieſe Berpflichtung bildet nur eine andere ©eite 
dev zubor genannten. Wie Berbalinjurien, jo find auch Nealinjurien 
aller Art verboten. Die Integrität des Kultus ift aber auch in ſubjektiver 
Hinficht gefchüßt. Und hier wieder in doppelter Weife. Es darf Nie- 
mand an der perfünlichen Ausübung feines Kultus gehindert werden. 
Es darf Niemand zur Teilnahme an fremdem Kultus gendtigt 
werden. Diejes Verbot ijt landesgeſetzlich peziell in einzelnen Anwen— 
dungen ausgeſprochen. Neichsrechtlich ift es in das allgemeine Verbot 
der Strafbaren Nötigung eingefchloffen. Seinem materiellen Inhalte nad) 
it es eine Folgerung der verfaffungsmäßig gewährleijteten Gewiſſens— 
freiheit (j. u. $ 64). Eine bejondere Anwendung diejes Grundjaßes war 
die Aufhebung des ſog. Barohialzwangs zu Gunften einer fremden 
Stonfeffion. Es ift von Staatswegen jowohl den Mitgliedern einer Re— 
ligionsgefellfchaft freigeftellt, ob fie eine Parochialhandlung im Notfall 
von dem Geiftlichen einer anderen Konfeſſion erbitten, als auch den Geilt- 
lichen, ob fie die erbetene Funktion ausnahmsweije übernehmen mwollen. 
Stirchenglieder und Sirchendiener ftehen in diefen Fällen gegenwärtig aus- 
Ichließlich unter den Normen ihrer eigenen firchlichen Ordnung. 

Berbot der Kultusitörung: Bayer. Rel.Ed. $ 81. Reih$-Str.-G.-D. 
8 166 (Unfugberübung, |. o. $24 II 4c); 8 167 (Verhinderung oder Störung 
des Kultus, ſ. o. $24 IT 4e). Hinberung der perjünlichen Kultusübung: R.- 
Str-G.B. 8 167 (ſ. o. $24 II Ad). Berbot der Nötigung zur Teilnahme an 
fremden Kultus: Preuß. Allg. Ldr. IL. II. Tit. XI. $8 (mit bejonderer An— 
wendung auf die Teilnahme am häuslichen Gottesdienft); Bayer. Nel.-Ed. $ 82 
„Keine Kirchengeſellſchaft kann verbindlic; gemacht werden, an dem äußeren 
Sottesdienjte der anderen Anteil zu nehmen. Kein Neligionsteil iſt demnach 
Ichuldig, die befonderen Feiertage des andern zu feiern, jondern es joll ihm 
frei jtehen, an folchen Tagen jein Gewerbe und jeine Handtierung auszuüben, 
jedoch ohne Störung des Gottesdienjtes des andern Teiles, und ohne daß die 
Achtung dabei verlegt werde, welche nach 8 80 jede Neligionsgejellichaft der 
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andern bei Ausübung ihrer veligiöfen Handlungen und Gebräuche jchuldig iſt.“ 
(Die Litteratur zu dem ſog. Kniebeugungsitreit in Bayern ſ. u. $64) Reichs— 
Str.G.B. 88 114. 240. Aufhebung des Parochialzwangs: für Preußen f. 
Hinihius, Pr. ER. ©. 301. Bayer. Rel.Ed. $ 86 F. 101F. Walde, ſ. o 
©. 229 fHu;r0: 

Eine bejondere Frage bildet das Berhältnis der ftaatlichen Paritätspflege 
zu fonfefjionellen Feſttagen. Darin, daß ein Eonfeffioneller Feſttag durch 
jtaatlihe Anordnung zu einem bürgerlich gebotenen Feiertag erhoben 
wird, kann eine Verlegung der Barität infoweit niemals gelegen fein, als damit 
nicht eine unmittelbare oder mittelbare Nötigung zur Teilnahme an fremden 
Kultus verbunden iſt. Die blos äußerlichen Befchränfungen in öffentlichen Ar— 
beiten, im Gewerbebetrieb u. j. w. find ein Opfer der jchuldigen Achtung dor 
der religiöjen Überzeugung Anderer, welches, aucd wenn mit Beläftigungen oder 
Nachteilen verbunden, im Intereſſe der allgemeinen Ordnung ertragen werden 
muß. Wohl aber fanı umgekehrt eine Verlegung der Parität im Erfolge da— 
durch herbeigeführt fein, daß einem £onfejjionellen Feittag die Erhebung zu einem 
bürgerlich gebotenen Feiertag verweigert wird, während der Feittag einer 
anderen Konfejfion zwar nicht formell, aber thatfächlich durch die ftaatlich zu— 
gelajjene Art feiner Feier den Rang eines bürgerlichen Feiertags in Anz 
ſpruch nimmt. In dieſer Lage befindet fich mancher Orten Deutichlands (Preußen: 
weftliche Provinzen, Poſen) die evangelifche Kirche Hinfichtlich der Feier des Char— 
freitags im Bergleich zur Frohnleichnamsfeier der katholiſchen Kirche. Die lebe 
tere hat thatfächlich durch die unbeſchränkte Kultusübung in der Öffentlichkeit 
den Rang einer bürgerlichen Feier eingenommen und nötigt nicht jelten andere 
Konfejfionsangehörige zur mittelbaren Kultusteilnahme, während andererjeits das 
evangelijch religiöfe Bewußtjein bei der gefliffentlichen Betonung der ftillen 
firhlihen Feier des Charfreitags durch den geräufchvollen Fortgang des 
öffentlichen Lebens und Treibens auf das empfindlichjte verlegt werden muß. 
Hier liegt eine Imparität der Thatlachen ziveifellos dor. Wenn der evangeli- 
jchen Kirche empfohlen worden ijt „die Kalamität, die fie jo lange getragen, in 
Stille und Ruhe weiter zu tragen“, jo joll dagegen bier fein Widerjpruch er- 
hoben werden. Soll jie aber bejeitigt werden, jo giebt es biefür bei fonfejjionell 
gemijchter Bebölferung nur zwei Wege: entweder Erhebung beider Feittage zu 
bürgerlich gebotenen Feiertagen oder Bejeitigung des Öffentlichen Kultus bei 
der Frohnleichnamsfeier. Welcher don beiden zu wählen jei, ift Sache ftaatlicher 
Erwägung und Entjcheidung, welche unter Berücfichtigung der Zahl der Kon- 
fefftonsangehörigen, probinzieller oder örtlicher Verhältniſſe u.a. zu treffen fein 
wird, Dagegen ijt ein dritter empfohlener Weg, den thatfächlichen Ausgleich da— 
durch zu finden, daß blos der Eharfreitag zum bürgerlichen Feiertag erhoben 
iverde, weil dieſer eine „heilsgefchichtliche Thatjache“, der Frohnleichnamstag da— 
gegen ein „Dogma“ feiere, weil der eine religiös „irenifche”, der andere religiös 
„polemijche* Zwecke habe, ungangbar. Denn hier ijt der Staat auf Erwägungen 
verwieſen, welche feiner Zuftändigfeit und Urteilsfähigfeit abjolut entzogen find. 
Bol. Verh. der 3. ord. preuß. Gen.-Syn. v. 1891 (1892), ©. 228 ff. 


3. Die Integrität des religionsgefellfchaftlihen Thatbeftandes 
ist gegen Verletzung jeitens fremder Konfejfionsangehörigen durch ftaatliche 
Anordnungen nach zweifacher Richtung geſchützt: 

a) Durch das Berbot dev Brofelytenmaderei, d.h. des 
Beltrebens, durch unerlaubte Mittel die Angehörigen einer anderen Kon— 
feſſion abjpenftig zu machen und auf die eigene Seite zu ziehen. Die 
verbotenen Mittel find Zwang und Überliftung in jeder Form. 
Befehrungsmittel, welche lediglich) auf die Bildung einer wahren veligiöjen 

Kahl, Kirchenrecht. 96 
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Überzeugung gerichtet ſind, können ſtaatlicherſeits ſelbſtverſtändlich nicht 
verwehrt werden. Im übrigen gilt das Verbot für Geiſtliche und Yaien. 
PBartifularrechtlich ift Strafe angedroht. Um aber in dieſer Beziehung 
einen allgemeinen und wirkſamen Schuß zu bieten, find Borausfeungen, 
Form und Wirkungen eines bürgerlich rechtsgültigen Konfeſſions— 
wechjels ftaatsgejeßlich feitgeitellt. Das Einzelne hierüber |. u. $ 53. 

Berbot der Profelytenmacderei: Preuß. Allg. Loͤr. TIL TI. Tit. XT. $ 43. 
8 44 „Unter dem Borwande des Neligiongeifers darf Niemand den Hausfrieden 
jtören oder Familienrechte fränfen.” Die allgemeine Strafbejtimmung in Tl. II. 
Tit. XX, 8 228 ijt jchon feit dem Preuß. Str.-G.-B. dv. 1851 ERBE 
Bayer. Rel.-E. $ 8. en Mand. d. 20. Febr. 1827, $ I „Alle Ber- 
leitung zum Übertritte durch Berfprechungen, Drohungen oder Herabwürdigung 
der anderen Konfejfion wird don der kompetenten Obrigfeit dejjen, der fich ihrer 
jchuldig macht, mit 50 Thlen. Geldbuße und im Wiederholungsfalle noch härter, 
bei Geiftlichen irgend einer Konfejfion aber mit Dienftentjeßung bejtraft.” Diefe 
Beitimmung fteht noch in Gültigkeit. 

Litteratur. Zur dborläufigen Orientierung über das Recht 2 Konfeſſions— 
wechſels: Richter-Kahl, Lb. 8 265. v. Schulte, Lb. 8 148. Fried— 
JJ 8.94 7m. Meier in 9. RE. Bd. VII. ©. 142 f. s.v. Son 
feffionswechjel. Allgemeine Ausführung bei Puchta, Einleitung in das 
Necht der Kirche, ©. 96 ff, welcher, „un den äußeren Frieden zwijchen den 
Kirchen zu fichern“, für die damalige Zeit (1840) „eine Übereinkunft der 
Bundesjtaaten” als „höchſt erwünſcht“ bezeichnete. 

b) Durch die ftaatsgejeßlichen Borjchriften über die veligiöfe 
Kindererziehung, insbejondere über die religiöfe Erziehung von 
Kindern aus gemiſchter Ehe, welde von jeher einen Hauptſtreit— 
gegenftand unter den Konfeſſionen gebildet und deshalb allgemein das 
bermittelnde Einfchreiten der Staatsgewalt notwendig gemacht hat. Das 
Nähere ſ. u. 8 54. 


Litteratur. Zur borläufigen Orientierung: Nichter- Kahl, Lb. 8 264. 
vd. Schulte, 2b. $ 180.. riedberg, 2b. 892. D. Mejer, %b. $ 202. 
Thudidum, D. KR Bd. J. $13. v. Sicherer in Stengels Wörter- 
buch) 2c., Bd. II. ©. 383 ff. s. v. Religiöfe Kindererziehung (beſte Darjtellung). 
Vgl. auch die Bemerkungen und Litteraturangaben o. &. 108. 


4. Die Integrität des Vermögens Das rechtmäßig er— 
worbene Vermögen einer jeden mit Storporationsrechten ausgeftatteten 
Neligionsgejellfchaft ($ 22) jteht, unter der Dberaufficht ($ 23) und dem 
Schube ($ 24) des Staats, zu deren ausſchließlicher Dispofition für ihre 
religionsgejellfchaftlichen Zwecke. Ferner haben die Einzelnen auf Grund ihrer 
Zugehörigkeit zu einer bejtimmten Neligionsgefellichaft nur im Berhältnis 
zu diefer vermögensrechtliche Anfprüche und Berbinpdlichkeiten (ſ. u. $ 61 f.). 
Aus diefen beiden Rechtsſätzen folgt, daß an und für ji für feine 
Neligionsgejellfchaft oder deren Angehörige eine vechtliche Verpflichtung 
zudermögensmwerten Leiſtungen an andere Neligionsgefellichaften 
beſtehen kann. Wohl aber können durch bejondere Rechtstitel 
derartige Verpflichtungen begriindet fein. Die Leitung ſelbſt kann jehr 
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verſchiedenartigen Inhalt haben: ſie kann auf Geldbeträge (Gebühren, 
Abgaben, Steuern), auf Naturalleiſtungen oder auf die Überlaſſung von 
Gegenſtänden (Mobilien und Immobilien) zum Gebrauche gehen. Das 
grundſätzhiche Maß derſelben iſt überall ſtaatsgeſetzlich feſtgeſtellt. 
Dabei hat der Doppelte Geſichtspunkt obgewaltet, teils im allgemeinen 
den Nechtsfrieden unter den Konfeſſionen zu wahren, teils im einzelnen 
den fonfurrievenden Anjprücen eine materiell gerechte Regelung zu geben 
und im Falle von Streitigkeiten für eine geordnete Entjeheidung Sorge 
zu tragen. Eine Berpflichtung zu vermögenswerten Yeiltungen im Ver— 
hältnis der Neligionsgejellfchaften untereinander fann hiernach begründet ſein: 
a) Durch Barohialhandlungen Daß eine rechtliche 
Verpflichtung, Jolche zu Gunsten fremder Ktonfeffionsangehörigen zu leiten, 
nicht mehr bejtehe, iſt früher feitgeftellt (ſ. o. 2). Wo fie aber freiwillig 
geleiftet werden, begründen ſie den Anfpruc auf Entrichtung der objer- 
vanzmäßig oder gejeßlich dafür bejtchenden Gebühren. Der Anſpruch auf 
derartige Gebühren ift ein privatrechtlicher und Daher im Wege des Givilprozefjes 
verfolgbar. Bereinzelt entjcheiden die Berwaltungsgerichte (ſ. o. ©. 371). 
Quellen und Ritteratur. Preußen, ©. dv. 14. Mai 1873, betr. den Aus— 
tritt aus der Kirche, 85. Hinſchius, Pr. R.-Öef. v. 1873, ©. 185. Trufen, 
Pr. RR. (2. Aufl. 1894) ©. 331. Sacobjon, Br. Ev. 8-R. ©. 126 f. 
Bayer. Rel.-Ed. 88 86. 102. Silbernagl, s$ 16. 115. 
b) Durch das Batronatredt. Mad) der an a.V Sl 
J. P. O. gefnüpften feitftehenden Übung begründet die Verſchiedenheit 
des chriftlichen Bekenntniſſes feinen Unterfchied in dev Fähigkeit, das Pa- 
tronatrecht über eine Kirche der anderen Konfeſſion zu erwerben und aus- 
zuüben.. Damit übernimmt der Patron auch alle aus dem Patronatver- 
hältnis entjtehenden Pflichten. Verpflichtungen zu Bermögensleijtungen 
fönnen ihm insbejondere durch die Konkurrenzpflicht zur Beftreitung der 
firhlihen Baulaſt entjtehen, wie jolche gemeinvechtlih zwar nur in 
beſchränktem, partifularrechtlich aber in ausgedehntem Umfange begründet 
ift. Streitigkeiten über die Beitragspflicht des Patrons unterliegen grund- 
jäglich den allgemeinen Regeln über die Entjcheidung ftreitiger Kirchen- 
baufachen überhaupt. Es können dabei, je nach Yage der Borausjeßungen, 
Berwaltungsbehörden und Öerichte beteiligt jein. Das Einzelne ſ. u. 8 51. 


Litteratur. Zur vorläufigen Orientierung: Richter-Kahl, %b. 8 319. 
dv. Schulte, 8%. $ 219 II. Friedberg, 8b. $ 181. Hinjhius in 
Stengels Wörterburch 2c., Bd. II. ©. 215.217 s. v. Patronat. Hübler, 
daf., Bd. I. ©. 727 ff. s. v. Kirchenbaulaft. Bu den Kompetenzfragen: Hin— 
ihius, Pr. KR. S. 399. Sartorius, Staatl. Berw.-Öbarfeit. ꝛc., ©. 68. 


e) Dur Anfprüche dinglicher Natur. Xeijtungen, welche 
als Neallaft auf beſtimmten Grundſtücken haften (Zehnten, Srohnden bei 
Kirchenbauten, vereinzelt Pfarrabgaben, die auf Käufern ruhen u. a.) 
oder von allen Grundftücen eines kirchlichen Bezirks oder doch von den 
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Grundſtücken einer gewiffen Klaſſe in demfelben zu tragen find, müſſen 
von jedem Befißer des belafteten Grundjtüds ohne Unterichied der Kon— 
feſſion und Religion entrichtet werden und gehen auf jeden Nechtsnac- 
folger über. Anfprüche aus derartigen Berbindlichkeiten werden, ſoweit 
nicht das VBerwaltungszwangsperfahren ftattfindet, auf dem Givilvechts- 
wege geltend gemacht. 
Duellen und Litteratur. Preußen: Allg. Landr, TI. II. Tit. XT. $ 261. 
G. vd. 14. Mai 1873, $3 Abi. 3. Dazu Hinſchius, Pr. K.Geſ. dv. 1873, 
©. 178 ff. ©. d. 12. Juni 1874, betr. die Berhältniffe der Mennoniten, $ 3. 
Bol. dazu Erf. d. NeichSgerichts v. 8. Dft. 1885, betr. die Heranziehung 
inennonitifcher Grundbeſitzer zu kirchlichen Lajten in evangeliſchen Gemeinden, 
im Allg. 8.=Bl. Sg. 1887, ©. 129 ff. Bayern: 4.5 des Umlagengejebes 
v. 22, Suli 1819 vd. Gem.-D. d. 29. April 1869, U. 206 II2. Kompetenz- 
verhältniffe und Rechtsſchutz Sartorius a.a.D.©.64 ff. Ed in Holtzen— 
dorffs Rs.Lex. Bd. III!. ©. 264 ff. s. v. Neallaft. 

d) Durch frühere Kirhenmitgliedjhaft. Eine rechts— 
gültige AustrittSerflärung bewirkt ziwar, daß der Ausgetretene zu Lei— 
ftungen, welche auf dev perföünlidhen Kirchen- oder Kirchengemeinde— 
Angehörigfeit beruhen, nicht weiter verpflichtet iſt. Es iſt aber möglich, 
daß mit Rückſicht auf die Sicherftellung der Korporationszwede dieſe 
Wirkung nicht [ofort mit dem rechtswirkjam vollzogenen Austritt ein= 
trete. So beilpw. in Preußen. Jene Wirkung tritt evit mit dem 
Schluffe des auf die Austrittserflärung folgenden Kalenderjahres ein. Zu 
den Koften eines außerordentlichen Baues, dejfen Notwendigkeit dor Ab— 
lauf des Kalenderjahres, in welchem der Austritt aus der Kirche erklärt 
wird, feitgeitellt ift, Hat der Austretende bis zum Ablauf des zweiten auf 
die Austrittserflärung folgenden Kalenderjahres ebenjo beizutragen, als 
wenn er feinen Austritt aus der Kirche nicht erklärt hätte, Anfprüche 
gegen den Ausgetretenen find alfo mit den gleichen Zwangs- und Nechts- 
mitteln, wie gegen Kirchenglieder jelbft, geltend zu machen (vgl. o. ©. 369). 

Quellen und Litteratur. Preuß. ©. vd. 14. Mai 1873, betr. den Aus— 
tritt aus der Kirche, 83. Hinihius u. Sartorius a. l. g. O. Noch 
weiter geht das ©. dv. 28. Juli 1876, betr. den Austritt aus den jüdiſchen 
Synagogengemeinden, $ 6. ©. auch u. $ 55. 

e) Durd Zugehörigkeit zu einer leiftungspflichtigen politi- 
hen Gemeinde. Bolitiiche Gemeinden fünnen als Decimatoren oder 
Patrone zu Kirchenbaulaften beitragspflichtig fein. ES ift weiterhin mög— 
lich, daß fie aus öffentlich vechtlichen Titeln zu Leitungen für konfeſſio— 
nelle Schul- oder Armenzwecke verbunden find. Weitgehende Berbind- 
lichfeiten zur Aufbringung der often für die firchlichen Bedürfniffe der 
Pfarrgemeinden beftanden früher namentlich für die Eivilgemeinden der preußi- 
ſchen Landesteile des linken Nheinufers. Die meisten derjelben find zwar durch 
die neuere Gejeßgebung befeitigt; aber einzelne, jo beiſpw. etatifierte Bei- 
träge zur Beſchaffung und Unterhaltung von Pfarrwohnungen, find be- 
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ſtehen geblieben. In dieſen und ähnlichen Fällen haben, ſoweit nicht 
ausdrückliche geſetzlich Vorbehalte konfeſſioneller Unterſcheidung ge— 
macht ſind, die Angehörigen der politiſchen Gemeinde in dieſer ihrer 
Eigenſchaft und ohne Rückſicht auf ihre Konfeſſion zu kirchlichen Bedürf— 
niſſen beizutragen. In Beziehung auf Zwangs- und Rechtsmittel ſind 
hier naturgemäß die allgemeinen Vorſchriften über Steuern und Umlagen 
politiicher Gemeinden maßgebend. Für Breußen ſ. o. ©. 370. 
Duellen und Litteratur. Preuß. ©., betr. die Bejtreitung der Kojten 
für die Bedürfniffe der Kirchengemeinden in den ZandeSteilen des linfen 
Rheinufers dv. 14. März 1830. Der frühere Reditszujtand in den preußi- 
ſchen Gebieten des linfen Rheinufers m Mapgabe des ©. d. 14. März 
1845 ift in den Schriften von Hüffer, Die Berpflichtung der Eivilgemeinden 
zum Bau und zur ——— der Pfarrhäuſer zc., (1859); Desjelben, 
Das rheinpr. ©. d. 14. März 1845 zc., (1860), und Bluhme, Das rheinpr. 
G. v. 14. März 1845 zc., (1859), dargelegt. Dieſelben haben infoweit noch 


praktiſche Bedeutung, als das neuere Geſetz in Einigem ($S$ 6. 7 J. e.) auf 
das ältere Recht verweiſt. S. auch Jacobſon, Pr. Ev. L-R. ©. 127. 


)Durd — — — LIST DR 1. Begriff. Nad) 
dem a des XVI. J. bedeutete „Simultaneum” die territoriale 
oder Iofale Gleichberehtigung — Religionsparteien in Beziehung 
auf die öffentliche Religionsübung; in dieſem Sinne hat auch Kreittmayr 
in Annot. ad Cod. Maxim. bay. eiv. den Ausdruck noch gebraucht. 
Jenes Verhältnis durch einen terminus technieus auszuzeichnen, be= 
ftand aber jeit der grundſätzlichen Einführung der Kultusfreiheit (ſ. o 
S. 291 f. 320 ff.) fein Bedürfnis mehr. Nah dem gegenwärtigen 
ftaatsfirchenrechtlihen Begriff bedeutet Simultaneum das Verhältnis 
des gemeinihaftlihen GebraudeS- eines und desjelben Kul— 
tusgegenfjtandes durh mehrere Konfeilionen. Es iſt einesteils 
zu eng, wenn der Begriff nur auf beitimmte Arten des Gebrauds be- 
Ichränft und hiernach namentlich die blos bittweile oder vorübergehende 
Einräumung nicht mehr als „eigentliches” Simultaneum anerkannt werden 
will. Es geht andernteils zu weit, wenn auc die gemeinjchaftliche Be— 
nußung von Brofangegenjtänden, d.h. jolden, welche Ffeinerlei 
Beziehung zum Kultus haben, wie an und für ſich Prarrwohnungen, 
Kirhenwaldungen u. a. unter den Begriff gezogen werden. Die Aniven- 
dung des Begriffs auf dieſe Berhältnifie Tiegt ganz und gar außerhalb 
des ſtaatskirchenrechtlichen Sprachgebrauchs. Dagegen ijt die rechtliche 
Stellung, welde die am gemeinjchaftlichen Gebrauche beteiligten Re— 
figionsgetellihaften im Staate einnehmen, für die Anwendung des Be- 
griffs grundjäglih ohne Belang. Dffentlihe und Privatkicchengejell- 
ichaften, Korporationen und Vereine unterliegen, jotweit nicht pofitiv rechtliche 
Beihränfungen beitehen, in Beziehung auf die aus dem gemeinjchaftlichen 
Gebraud eines Kultusgegenftandes ſich ergebenden Verhältniſſe denjelben 
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Rechtsregeln. Der praftifch häufigste und wichtigfte Fall ift naturgemäß 
das Simultaneum zwiſchen Katholifen und Proteſtanten. Es beftehen 
aber auch Simultancen zwiſchen diefen und Sekten. Ebenſo, in welchem 
Falle diefelben dann als rechtlich verjchiedene Konfeſſionen in Betracht 
fommen, zwiſchen Lutheranern und Neformierten. In den Beziehungen 
chriftlicher und nichtehriitlicher Neligionsgejellichaften ſchließt ſich die An— 
wendung des Begriffes durch die Natur dev Sacde von jelber aus. 
2. Dbjefte. Unter den Kultusgegenftänden, welche als Objekte eines 
Simultanverhältnifjes erfcheinen, kommen nach Gejchichte und Praris vor 
allem die Kirhengebäude, Kirhhöfe und Glocken in Betradt. 
Die Einbeziehung der Kicchhöfe in die Nechtsregeln über das Firchliche 
Simultaneum findet ihre naturgemäße Erklärung darin, daß die chriftlichen 
Begräbnisstätten fich ehemals vielfach in unmittelbarer örtlicher Verbin- 
dung mit den Kirchengebäuden angelegt finden. Ebenſo evflärt fich die 
Einbeziehung der Glocken aus ihrer Bertinenzqualität. Das Simultaneum 
an der Kirche fann daher den gemeinfchaftlichen Gebrauch des Kirch- 
hofs und der Glocken bereits in fich einschließen. Es ift aber an beiden 
legteren Objekten auch ein jelbjtändiges Simultaneum denkbar und in häu— 
figer Übung. Die allgemeinen NRechtsverhältniffe diefer Kultusgegenftände 
an ſich wie in ihren Beziehungen zu Staat oder Gejellihaft find erſt in 
der Lehre vom Kirchenvermögen (j. u. SS 50 ff.) ins Auge zu fallen. 
Sie kommen in diefem Zufammenhange lediglich in den durch den Begriff 
des Simultaneum gegebenen Beziehungen in Betracht. Der gemeinfchaft- 
liche Gebraudh von Kirhengebäuden ift fein Hauptanwendungsfall. 
An ihm haben fich auch die Nechtsregeln über das ganze Inſtitut vor— 
nehmlich entwidelt. 3. Geſchichthiches. Die Urſache für die Ent- 
ftehung von Simultaneen lagen zumeift in der Veränderung der Beliß- 
verhältniffe, wie fie durch die Reformation urfprünglih zu Gunften 
der Proteftanten eingetreten, nachmals aber durch die Gegenreformation, 
durch das Neititutionsedift dv. 6. März 1629, durch den weftfäliichen 
Frieden umd jeine oft eigenmächtige Ausführung, jowie für das Linke 
Kheinufer durch die Klaujel des Ryswiker Friedens von 1697 (art. 4 
„religione tamen catholica romana in loeis sie restitutis in statu, 
quo nune est, remanente,“ Sehmauss, Corp. j. p. ete. p. 1104) 
wiederum zu Ungunften der Protejtanten herbeigeführt worden 
war. Die meiften Simultanficchen waren daher zur Zeit der Begrün- 
dung des Simultaneums proteftantische Kirchen (jog. Chamoyſche, d. h. 
in Ausführung der Ryswiker Klauſel entworfene und vom franzöfiichen 
Miniſter Chamoy dem Reichstag vorgelegte Lifte). In einzelnen Terri— 
torien waren bejondere Gründe und NRecdtstitel an der Entjtehung der 
Simultaneen beteiligt. Neben jenen allgemeinen Geſetzen und Staat$- 
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berträgen finden fich daher als Quelle derfelben bejondere Simul- 
tanrezeſſe zwiſchen Fürftbilchöfen und benachbarten proteſtantiſchen 
Landesherrn. Anderwärts haben die Unionsverjuche zwifchen Yuthes 
ranern und Neformierten zu ihrer Entjtehung mitgewirkt. Endlich find, 
veranlaßt durch lokale Notftände, Simultaneen auch nicht ſelten durd) 
Privatverträge der unmittelbar beteiligten Konfeſſionen entitanden. 
Hauptjächlich ift (neben Schlefien) der Welten (Rheinprovinz, Weltfalen, 
Pfalz, Reichslande) und Südweſten (vechtseh. Bayern, Helfen) des Reiches 
an ihnen beteiligt. Für die meisten Gebiete fehlt es bis jeßt an genauen 
Statistischen Nachweifungen. 4. Brinzipielles. An und für ſich lehnt das 
kanoniſche Necht die Mitbenußung eines Kirchengebäudes durch Häretifer 
ab (ec. 41 $1 C.XXIV qu. 11). Da diejelbe jedoch Feine Bollution 
und Grefration bewirft (e.2 X de sacram. non iterand. I 16), jo 
war es der katholiſchen Kirche ermöglicht, aus Firchlich politischen 
Gründen die Mitbenügung der Proteftanten zu dulden und diefe Bofition 
nicht nur zur Wahrung evfchütterter Beſitzſtände, jondern auch zur Eins 
mischung in protejtantifche Kirchenverhältniffe umd zur Ausbreitung des 
Katholizismus ſelbſt auszunüßgen. Eine abweichende Stellung nahm die 
fatholifche Kirche nur gegenüber den Altfatholifen ein. Nachdem 
zuerft durch einzelne Verfügungen den letzteren der Mitgebrauch gewiſſer 
fatholiichen Kirchen eingeräumt war, beftimmte Pius IX. durch eine außer: 
ordentliche Berwvaltungsmaßregel in der Anweiſung v. 12. März 1875: 
„interdicenda est ecclesia neohaeretieis attributa“. Daher ift es 
auch, nachden ſpäter durch die Staatsgefeßgebung (Preuß. ©. dv. 4. Juli 
1875, 8 2; Bad. ©. v. 15. Juni 1874, Art. 4) der Mitgebraud) der 
Altkatholifen geregelt war, bei der überall erfolgten inftellung des 
römiſch-katholiſchen Gottesdienjtes thatlächlich nicht zu dauernden Simul- 
tanverhältniffen gekommen. Ein Grund prinzipiellev Ablehnung  beiteht 
für die evangelifche Kirche nicht. Den Altkatholiken ift fie in. der 
ichwierigen Zeit des Übergangs durch Einräumung des Mitgebrauchs 
bon Sirchengebäuden und Bertinenzien, joweit möglich, hülfveich entgegen- 
gefommen. Gegenüber der römischen Kirche hat fie ihren Belititand unter 
fortwährenden Kämpfen zu verteidigen. Daher ftrebt fie dev Ablöſung 
der Simultaneen zu und, es fommt vor, daß aus landes- oder provin- 
zialfirchlichen Mitteln, jowie durch Zuwendungen von Bereinen den Ge— 
meinden Beihülfen für dieſen Zweck geleistet werden. Aus dem allem 
ergiebt fich, daß eine eigentlihe Kivhengejekgebung über die Si— 
multanverhältniſſe nicht beftehen Fan. Die Ordnung derjelben ift grund= 
jäßliche Aufgabe der Staatsgejekgebung. ES giebt, abgejehen 
etwa don der religiöjen Kindererziehung, fein Grenzgebiet zwijchen den 
Konfejjionen, welches größere Gefahren für den religiöjen Frieden in fich 
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ichlöffe. Eine einigermaßen zuſammenhängende gejetliche Negelung hat 
aber das Simultaneum nur in Altpreußen und in Bayern (f. u.) 
erfahren, während das franzöfifche und badische Recht nur einzelne, andere 
überhaupt feine darauf bezüglichen Bejtimmungen enthalten. Der tiefere 
Grund diefer Erſcheinung ergiebt fih aus dem Zufammenhange des Fol— 
genden. 5. Redtlide Natur. Dieſelbe ift jehr beſtritten. Der 
Streit dreht ſich um die Frage, ob das Simultanverhältnis an Kirchen 
dem Privatrecht oder dem öffentlichen Rechte angehöre. Zweifellos iſt 
das Simultaneum feinem Inhalte nach an und für fih ein reines Pri— 
vatreht: Gebrauchsreht an Sachen. Das Gebrauchsrecht kann ent— 
weder Folge des Eigentums oder ein jelbjtändiges Recht jein. Im erſteren 
Falle find die Simultanberechtigten Miteigentümer. Im ziveiten Falle 
ift wieder eine Doppelte Konftruftion denkbar. Einer der Simultanbe- 
rechtigten jelbit ift Eigentümer und nur der andere Teil ift auf ein Necht 
der Benutung bejchränft. Oder ein Dritter (Staat, Gemeinde) iſt der 
Eigentümer der Simultanjache, und beide Simultanberechtigten haben nur 
Benußungsrechte. Diefe ihrerſeits können ſowohl dingliche Grundlage 
(usus an fremder Sache), als obligatorischen Charakter (Miethe, Brefarium) 
haben. Auf diefe Weife eröffnet fich eine unendliche Fülle von Möglich: 
keiten der rechtlichen Konftruftion eines Simultaneums. Bon der Eigen- 
tumsfrage am Simultanobjeft ift dasjelbe überall unabhängig; aber 
überall liegt das Verhältnis feinem Inhalte nach an und für fich im Ge— 
biete des Privatrechts. Damit ift indejjen die Frage nach der rechtlichen 
Natur des Simultaneum noch nicht allfeitig ins Auge gefaßt. Dasjelbe 
£fann feine Stellung im öffentlihen Nechte finden und hat fie darin 
teilweije gefunden. Dieſe wird nicht etwa vermittelt durch die gänzlich) 
verfehlte Hypotheſe, daß die verjchiedenen örtlichen Neligionsparteien rück— 
fichtlich ihres Gebrauchsrechts als eine einzige Gemeinde zu betrachten 
jeien. Die Simultanberechtigten find, wie im übrigen, jo in Beziehung 
auf das Simultanobjeft volfommen jelbjtändige Nechtsfubjefte. Die 
Stellung im öffentlichen Nechte vermittelt fich vielmehr ausfchließlich da= 
durch, daß der Staat Veranlafjung gefunden und genommen hat, aus 
dem oben hervorgehobenen öffentlichen Intereſſe der Baritätspflege 
im ganzen oder im einzelnen von den Regeln des Privatrechts abmwei- 
hende Beitimmungen über das Simultanverhältnis zu treffen. In— 
jomweit gehört dasjelbe dann, nicht nach begrifflichen Merkmalen, fon- 
dern nad) pofitiv vechtliher Drdnung in das Gebiet des öffentlichen 
Rechts. Und ohnehin ift dies der Fall mit den das Simultanverhältnis 
betreffenden Bejtimmungen rein polizeilicher Art. Sowohl das preußifche, 
wie das bayerijche Recht haben, 3. B. durch den Ausfchluß der Verjäh— 
rung, durch Aufftellung befonderer Rechtsvermutungen u. a., die private 
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rechtlichen Normen über Gebrauchsrechte in ihrer Anwendung auf das 
Simultaneum im öffentlichen Intereffe abgeändert. Inſoweit iſt das— 
ſelbe Inſtitut des öffentlichen NechtS geworden. Auf diefe Weife erklärt 
es fih, daß das Simultaneum als folches nirgends erſchöpfende 
Regelung erfahren hat. Die fpezielle Staatsgefegebung hat zumeift nur 
eingegriffen, foweit das öffentliche Intereffe dies gebot. Dies war in 
Gebieten hervorragend gemifcht religiöfer Bevölkerung der Fall. Wo nur 
vereinzelte Simultaneen beftanden, blieb das Verhältnis ausſchließlich 
unter den Negeln des BPrivatrechts beftehen. Dieſe gelten entweder 
allein oder zur Ergänzung des öffentlichen Rechts. Das Simul— 
taneum ift daher auch nicht ein „Mifchinftitut”, ſondern fein Recht ift 
in allen einzelnen Beftimmungen entweder privates oder öffentliches 
Recht. 6. Positives Recht. Den Beltimmungen des Preuß. 
Allg. Lör. TI. II. Tit. XI, 88 309—317 find diejenigen des Bader. 
Nel.-Ed. SS 90— 97T, mit einer DVerfchiedenheit Hinfichtlich dev Kompetenz 
bei adminiftrativen Simultanftreitigfeiten, nachgebildet. Außerdem geht 
das bayerische Necht infofern über jenes hinaus, als es im$ 98 f. a. a. Dd. 
Beitimmungen über die Beendigung des Simultaneum (j. u. T) und in 
den 88 100—103 ſolche über den Simultangebrauh an Kirchhöfen und 
Kicchhofsgloden enthält. a) ES ijt vorausgefeßt, daß das Recht auf 
gemeinjchaftlihen Gebrauch einer Kirche unter den Beteiligten unbe- 
ftritten fei. Dann beurteilen fich die Einzelbefugniffe „nach den vor— 
handenen bejonderen Gefeßen oder Verträgen? (8 309. 8 90); in Er- 
mangelung jolcher werden „gleiche Rechte” „vermutet“ ($ 310.8 91). Ent- 
ftehen Streitigfeiten über die „Ausübung? (Art der Kultushandlung, 
Maß und Zeit derjelben, Ort innerhalb der Kirche 2c.), jo entjcheiden, 
falls die Beteiligten fich nicht felbft zu einigen vermögen, in Preußen 
($S 311.) unmittelbar der Yandesherr, in Bayern ($ 92), ſoweit 
nicht Die Berwaltungsbehörden und in letter Inſtanz das Kultusmini« 
fterium aus Rückſichten der Staatsaufficht noch immer allgemeine Ver— 
fügungen zu treffen bevechtigt find, die Berwaltungsgeridte (©. 
v. 8. Aug. 1878, A. 1011. 45# [vgl.0.©.371]), leßtere namentlich da, wo Be— 
fugnis oder Nichtbefugnis zu einer beftimmten Gebrauchshandlung in Frage 
ſtehen. b) „Wird aber darüber geftritten, ob eine oder die andere Ge— 
meinde zu der Kirche wirklich berechtigt fei, fo gehört die Entfcheidung 
vor den ovdentlichen Richter” ($ 313. $ 93). ES erhebt fih nun die 
Bemweisfrage. ES fommen zwei Beweispunfte in Betracht. Zunächſt die 
Thatjahe des Mitgebrauchs. Diefer für fich allein fann aber, ſelbſt 
wenn er ein „vieljähriger” war, den Beweis des Nechts nicht liefern. 
Der Erwerb durch Verjährung ift ausgefchloffen ($ 315. 8 95). Kann 
alfo nichts weiter, als die Thatjache des Mitgebrauchs bewieſen werden, 
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jo wird „angenommen”, daß die Jüngere im Beſitz den Gebrauch nur 
als „widerrufliche Gefälligkeit erhalten habe? ($ 314. $ 94. Sie fann 
ihn alfo auc in Zufunft nur unter diefem Titel ausüben. „Wenn jedoc) 
außer diefem Mitgebvaucdhe auch die Unterhaltung der Kirche von 
beiven Gemeinden bejtritten worden, jo begründet dies die Vermutung, 
daß aud) der |päter zum Mitgebrauch gekommenen Gemeinde ein wirk— 
lihes Recht darauf zuſtehe“ ($ 316. $ 96). e) Bei jedem nur bitt- 
weiſem Mitgebrauch erfordert die Ausübung einer bisher nicht gewöhn— 
lichen gottesdienftlichen Handlung die bejondere Erlaubnis „der Vorſteher“ 
(S31T. SIM. 7. Beendigung. Die im bayerifchen Necht (auch im 
badischen Konftitutionsedift v. 14 Mai 1807, 8 10) erwähnten Auf— 
löfungsgründe des Simultaneum find Vertrag der Beteiligten mit 
einer unter der Staatsaufficht ſich vollzichenden Abteilung des Vermögens 
(5 98) und Berfügung der Staatsgemwalt ($ 99). Dieje kann 
eintreten „aus polizeilichen oder adıniniftrativen Erwägungen”, aljo nament— 
lich bei Gefahr für den fonfeffionellen Frieden, oder „auf Anjuchen der 
Beteiligten”. Die Auflöfung durch Anftellung der actio communi di- 
vidundo ift damit ausgejchloffen: das Gimultanverhältnis ift auch in 
dieſem Punkte aus der Privatrechtsiphäre in das öffentliche Necht ex: 
hoben, an Stelle der civilrichterlichen Entjcheidung die Verfügung der 
Negierungsgewalt getreten. Im übrigen find die Auflöfungsgründe durch 
das bayerische Necht nur inſoweit normiert, als das jtaatliche Intereſſe 
ſich dabei die Gelegenheit zur Bethätigung offen halten wollte. Es fünnen 
daher als ſolche Gründe überhaupt und weiter noch in Betracht kommen: 
Widerruf, Verzicht, Erfißung der Freiheit jeitens des dinglich belafteten 
Eigentümers, Untergang des Objekts, Fortfall des berechtigten Subjefts. 
Doc) beitehen hier im einzelnen Meinungsverfchiedenheiten und Schwie- 
vigfeiten. Bezüglich des Berzichts ift namentlich anzumerken, daß ein 
jolcher wohl auf die mit dem Simultaneum verbundenen echte, aber 
nicht auf die damit verbundenen Pflichten (Kirchenbaulaft) möglich fein 
fann. Dieſe Erwägung hebt die praftiiche Bedeutung des Erlöſchungs— 
grundes nahezu auf. Ebenfo ift dev Untergang des Dbjefts als 
Erlöfhungsgrund des Simultaneum mit DVorficht aufzunehmen. Die 
stage, ob das vlegtere auf ein an Stelle des umtergegangenen neu 
errichtetes Kirchengebäude übergehe, ijt im allgemeinen weder zu bejahen, 
noch zu berneinen, ſondern fann immer nur aus den Nechtsverhältnijfen 
des Einzelfalles entjchieden werden. Daß endlich durch Akte dev Staats» 
geſetzgebung Simultaneen unbeschränkt aufgehoben werden können, 
verſteht ſich von jelbit; die Frage dev Entſchädigungen aus privatrecht- 
lihem Zitel bleibt aber eine für fich ‚beitehende. 8. Neubegründung. 
Nach dem franzöfischen. Recht (Organ. Artikel, a. 46 „Le möme temple 
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ne pourra &tre consacré qu’A un möme culté“) ift, ebenſo wie nad) 
dem erwähnten badifchen Konftitutionsedift die Neubegründung don Si— 
multaneen ausgeſchloſſen. Im übrigen ift das Simultaneum fein 
„hiſtoriſch abgeſchloſſenes“ Inſtitut. ES Laffen fich zwar viele prinzipielle 
und Zweekmäßigkeitsgründe gegen die Neubegründung anführen. Aber 
durch Rechtsſätze ift fie nicht verboten. Soweit ift auch für die Zukunft 
die rechtliche Möglichkeit der Neubegründung im Wege des Vertrages 
(der unmittelbar beteiligten Gemeinden oder der borgefegten Firchlichen 
Behörden), durh Berfügung des Eigentümers (dauernde oder 
widerrufliche), duch Anordnung der Staatsgewalt (Gefeß oder 
Verfügung), endlich, fofern diefer Erwerbsgrund nicht pofitiv vechtlich aus- 
geschloffen wurde (ſ. o. 6b), duch Mequifitivverjährung offen 
zu halten. Dieſe Möglichkeiten find auf die Begründung von Simul— 
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